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Geleitwort. 

Als  das  i^rchiv^  vor  nunmehr  halben  Menschenalter 

ins  Leben  trat,  übte  esi  besonders  auf  uns  Jüngere,  eine  außer- 
ordentliche Anziehungskraft  aus.  Da6  diese  Empfindung  tatsächlich 
in  weiten  Kreisen  geteilt  wurde,  zeigte  der  Erfulg  des  »Archivs^ 
das  sich  —  obwohl  von  einem  ,,Aufienseiter"  herausgegeben  und 
neben  alte  und  bewährte  Zeitschriften  unseres  Faches  tretend» 
doch  binnen  kurzem  eine  angesehene  wissenschaftliche  Stellung 
und  einen  immerhin  beachtenswerten  Einflufi  auf  das  praktische 
sozialpolitische  Streben  zu  erobern  vermochte.  Wie  kam  das? 
Wenn  wir  diese  Frage  mit  dem  Hinweis  auf  das  Herausgebertalent 
des  Bcgiündeis  der  Zeitschrift  beantworten  wollten,  so  wäre  damit 
eine  bcftiedigeade  Erklärung  noch  nicht  gegeben.  Denn  so  zweifellos 
dieses  Talent  war,  so  konnte  es  ach  doch  nur  darin  äufiem,  daß 
es  die  Eigenart  des  JVrchtvs"  bestimmte.  Und  es  drangt  sich  uns 
die  andere  Frage  auf:  worin  diese  Eigenart  bestand? 

Will  man  ihr  gerecht  werden,  so  wird  man  vor  allem  fest- 
stellen müssen,  daß  es  in  gewisser  Hinsicht  einen  neuen  Typus  in 
der  sozialwissenschaftlichen  Zeitschriftenliteratur  geschaffen  hat  oder 
zu  schaffen  wenigstens  beabsichtigte.  Das  „Archiv"  wurde  als  dne 
„SpezialZeitschrift"  gegründet:  Die  „Spezialität*',  die  es  pfl^en 
sollte,  war  die  „Arbeiterfrage"  im  weitesten  Verstände. 

Die  „Arbeiterfrage"  hatten  nun  auch  vorher  schon  zahlreiche 
Zeitschriften  in  Deutschland  und  im  Auslände  gepflegt,  aber  der 
Schritt,  den  das  ,  ,\rchiv"  über  seine  Yort^^ängcr  hinaustat,  war  der, 
daß  es  die  mit  dem  Namen  der  „Arbciterfra^'c"  bezeichneten  Pro- 
bleme in  enien  allgemeinsten  Zusammenhang  stellte,  daß  es  die 
„Arbeiterfrage"    in*  ihrer   Kultur  Bedeutung    erfaßte,   als  den 
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äußerlich    am   deutlichsten    w.ilii  iichmbaren   Ausdruck   eines  viel 
größeren  Krschcinungskomplexes:  des  grundstürzenden  Umj;cslal-  HB 
tungsprozesses,  den  unser  Wirtschaftsleben  und  damit  unser  Kultur- 
dasein überhaupt  durch  das  Vordringen  des  Kapitalunnus  erlebten.  ^ 
Den  aus  dieser  weltgeschichtlichen  Tatsache  sich  ergebenden  prak- 
tischen Problemen  die  Dienste  der  Wissenschaft  zur  Verfügung  zu 
stellen,  sollte  die  Aufgabe  der  neuen  Zeitschrift  bilden.  Damit  aber       * ' 
war  im  wesentlichen  die  Eigenart  des  „Archivs"  bestimmt  ^« 
Die  neue  Zeitschrift  wurde  eine  ,3pezialzeitschrift"  nicht  dem  \J 
Stoffe  nach  (wie  etwa  das  „Finanzarchtv"),  sondern  dem  Gesichts- 
punkte nach.    Als  ihr  Arbeitsgebiet  ergab  sich  die  Behandlung 
aller  Phänomene  des  wirtschaftlichen  und  gesamt'gesellsdiaftlichen 
Lebens  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Revolutioniening  durch  den 
Kapitalismus,  wobei  naturgemäB  die  Wirkungen  der  sich  voll* 
ziehenden  Neugestaltungen  auf  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen 
und  die  Rückwirkungen,  die  von  diesen  selbst  oder  von  der  Gc- 
setzgebung  au^ngen,  in  erster  Linie  Berücksichtigung  finden 
mufiten. 

Wenn  die  neue  Zeitschrift  das  vieldeutige  und  oft  miß- 
brauchte Wort  „sozial"  im  Wappen  führte,  so  geschah  dies  an» 
gesichts  der  eif:;^enarti*;en  Problemstclhinp^  c^anz  zu  rcclit ,  voraus- 
gesetzt, dati  man  das  Wort  ,, sozial"  in  dem  scharf  uuv^Tciizlcn 
Sinne  ^^ebraucht,  der  allein  die  Gewähr  der  Kindcutigkeit  und 
Präzision  enthält.  In  diesem  Sintie  bedeutet  auch  dies  Wort  nicht 
sowohl  die  Alji^renzuni;  eines  bestimmten  Kreises  von  Phäno- 
menen, als  vielmehr  den  Gesichtspunkt,  unter  dem  die  Er- 
scheinungen des  wirtschaftlichen,  wie  die  des  ühri^^-n  L^esellschaft- 
liehen  Trebens  betrachtet  werden:  das  ist  die  Ausrichtung  aller  öko- 
nomischen  1  Miizelphänomene  auf  ein  bestimnitcs  Wirtschaftssystem, 
also  ihre  Betrachtung  unter  dem  Gesichtpunkte  der  historischen  Be- 
dingtheit ;  das  ist  die  Aufdeckung  der  ursächlichen  Zusammenhänge 
zwischen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  allen  übrigen  gesell- 
schaftlichen Erscheinungen:  beides  unter  bewußter  Beschränkung 
auf  die  Gegenwart,  das  heifit  die  durch  das  Vordringen  des  Kapi* 
talismus  gekennzdchnete  Geschichtsepoche. 

Die  eigenartige  Problemstellung  des  ,,Archiv5'*  brachte  andere 
Eigenarten  von  selbst  mit  sich.  Offenbar  mußte  die  Zeitschrift, 
wenn  sie  ihre  Aufgabe  erfüllen  wollte,  ohne  alle  Rücksicht  auf 
nationale  Schranken  den  Kapitalismus  überall  dort  aufeuchen,  wo 
er  sich  &nd.   Von  Anfang  an  wurden  deshalb  ^»mtliche  Lander 
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mit  kapitalistischer  Entwicklung  in  die  Beobachtung  einbezogen. 
Diese  s>'stcfnatische  Ausdehnung  auf  ein  räumlich  möglichst  weites 
Gebiet  verlieh  dem  ..Archiv",  in  stärkerem  Maße  als  anderen  Ori^^anen 
dic^rs  I-\'iclics,  einen  „internationalen"  Charakter.  Die  sachliche 
Intcrnationalität  wurde  aus  praictischen  Gründen  von  selbst  zu  einer 
pcrsönUchen  Intcrnationalität.  Der  Mitarbeiterkreis  umfaüte  von 
tlen  ersten  1  Icften  an  die  f^esainte  KuUurwclt,  teilweise  sogar  unter 
auffaliij^er  Bevor/.u^um^  des  Aaslandes. 

Weil  aber  der  wissenschaftliche  Charakter  der  Zeitschrift 
von  vornherein  betont  wurde  (mag  sein,  daß  daneben  die  Person 
des  Begründers  von  starkem  Einfluß  war),  so  r<  ki  ut  crten  sich  die 
Mitarbeiter  von  Anfang  an  nicht  nur  aus  aller  Iic:n::i  Lander,  sondern 
auch  aus  aller  Parteien  Lager.  Das  „Archiv"  war  nicht  nur  inter- 
national, sondern  auch  die  erste  wirklicli  ;,i interfraktionelle"  Zeit- 
schrift unseres  Faches,  — 

Das  (»Archiv"  hatte  nun  als  eines  seiner  vornehmsten  Arbeitsge- 
biete von  Anfang  an,  neben  der  rein  wissenschaftlichen  Erkenntnis 
der  Tatsachen,  sich  die  kritische  Verfolgung  des  Ganges  der  Ge- 
setzgebung zur  Au%abe  gemacht.  In  diese  praktisch-kritische 
Arbeit  aber  spielen  unvermeidlich  Werturteile  hinein,  es  wird  neben 
der  Sozial  w  issenschaft  wenigstens  dem  Ergebnis  nach  auch  Sozial- 
Politik  getrieben,  und  es  entsteht  die  Frage:  Hatte  das  „Archiv'* 
bei  dieser  »praktischen'*  Kritik  auch  eine  bestimmte  „Tendenz", 
d.  h.  vertraten  die  ma^ebenden  Mitarbeiter  einen  bestimmten 
„sozialpolitischen"  Standpunkt?  vereinigte  sie,  abgesehen  von  ihren 
gemeinsamen  wissenschaftlichen  Interessen,  auch  ein  gewisses  Maß 
übereinstimmender  Ideale  oder  doch  grundsätzlicher  Gesichtspunkte» 
aus  denen  praktische  Maximen  ableitbar  waren? 

Das  war  in  der  Tat  der  Fall,  und  in  gewissem  Sinn  beruhte 
gerade  auf  diesem  einheitlichen  Charakter  der  P>folg  der  Zeitschrift. 
Deshalb  nämlich ,  weil  diese  praktische  „Tendenz"  in  den  ent- 
.«chcidendcn  Punkten  nichts  anderes  als  das  Resultat  bestimmter 
Einsichten  in  die  histotisclie  sozialpolitische  .Situation  war,  mit 
der  gereclinct  werden  muiUr.  Sic  war,  mit  anderen  Woitcn,  bc 
gründet  in  gemeinsamen  tiicorctischen  Anschauungen  über  die 
tatsäclilichen  V'oraussctzunt^'cn ,  von  denen  bei  jedem  Versuch 
praktischer  so/ia!politisciier  Arlicit,  !>ei  der  nun  ciinnal  unal>ünderlich 
gegebenen  histori^clien  Lage,  ausgegangen  werden  niü^se.  Sie  be- 
ruhte also  auf  t  I)crzcugungen ,  die  von  persönlichen  Wünschen 
gan^  und  gar  unabhängig  waren.    Diese  Einsichten,   aus  denen 
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sich  die  „Tendenz"  der  Zeitschrift  ergab,  betiafim  vornehmlich 
folgende  Punkte: 

1.  daß  der  , Kapitalismus  ein  nicht  melir  aus  der  Welt  zu 
schaffendes,  also  schlechthin  hinzunehmendes  Ergebnis  der  ge- 
sdiichtÜchen  Entwicklung  sei,  hinter  das  zurück,  zu  den  patriar- 
chalen  Grundlagen  der  alten  Gesdlschaft,  heute  kein  Weg  mehr  föhit ; 

2.  daß  daher  die  alten  Formen  der  gesellschaftlichen  Ord- 
nungen, die  jenen  patriarchalen  Grundli^n  entsprochen  hatten,  ob 
wir  es  nun  wünschen  oder  nicht,  neuen  Platz  machen  werden,  die 
den  veränderten  Bedingungen  des  Wirtschaftslebens  sich  anzupassen 
vcrm<%en.  Daraus  ergab  äch  insbesondere  dafi  die  Eingliederung 
des  Proletariats,  nachdem  dies  als  Klasse  durch  den  Kapitalismus 
einmal  geschaffen  und  zum  Bewußtsein  seiner  historischen  Eigenart 
gelai^  war,  in  die  Kulturgemdnschaft  der  modernen  Staaten  als 
neues  selbständiges  Element,  ein  unabweisliches  Problem  aller  staat- 
lichen Politik  geworden  sei; 

3.  daß  die  gesellschaftliche  Neugestaltung,  soweit  sie  die  Form 
gesetzgeberischer  Eingriffe  annehmen  will,  nur  das  Ergebnis  einer 
schrittweisen,  „organischen"  Umbildung  historisch  überkommener 
Zustände  und  Einrichtungen  sein  könne,  bei  der  die  Mithilfe  der 
wis5;enschaftlichen  Erkenntnis  der  historisch  gegebenen  Lage  nicht 
zu  entbehren  sei. 

Diese  ( iruiidanschauunj^cn  sind  auch  den  neuen  Herausgebern 
des  „Archivs"  gemeinsam.  Wenn  dies  hier  ausdrücklich  ausge- 
sprochen wird,  so  bedeutet  das  natürlich  nicht  etwa,  daU  diese 
Ansichten  in  den  Spalten  unserer  Zeitschrift  auüerhalb  oder  ober- 
halb der  Kritik  stehen  werden.  Sondern  es  besagt  ledi<4lich ,  dati 
wir  bei  der  praktischen  Kritik,  welche  in  der  Zeitschrift  neben 
der  wissenschaftlichen  Arbeit  zur  .Aussprache  gelangt,  durch  jene 
Einsichten  L,^eleitet  sind,  und  tlaü  wir  uns  mit  den  bisherigen  Mit- 
arbeitern des  „Archivs"  darin  einig  wissen.  Soweit  im  „Archiv" 
überhaupt  Sozialpolitik  getrieben  wird,  wird  dies  auch  künftig 
„Realpolitik"  auf  dem  Boden  des  nun  einmal  unabänderlich  Ge- 
gebenen sein. 

Die  neuen  Herausgeber  sind  nun  aber  der  Überzeugung,  daß 
die  heutige  Lage,  gegenüber  der  Art  wie  das  „Archiv"  in  den 
ersten  Jahren  seines  Bestehens  seiner  Aufgabe  gerecht  zu  werden 
suchtei  eine  Änderong  in  doppelter  Hinsicht  erfordert,  und  beab- 
steht^feur  dieser  veränderten  Situation  bei  der  Gestaltung  der  Zeit- 
schrift Redinung  zu  tragen. 
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Zunächst  muß  heute  das  Arbeitsgebiet  des  „Archivs",  was  bisher 
nur  tastend  und  von  Fall  zu  Fall  geschah,  gninclsätzlich  erweitert 
werden.  Unsere  Zeitschrift  wird  heute  die  historische  und  theo» 
retische  Erkenntnis  der  allgemeinen  K u  1 1 ii  rb e d eu t un g  der 
kapitalistischen  lintwicklung  als  dasjenif^e  wissenschaftliclie 
Problem  ansehen  müssen,  in  dessen  Dienst  sie  steht.  Und  gerade 
weil  sie  selbst  von  einem  durchaus  spezifischen  Gesichtspunkt 
ausgeht  und  aus«2^chcn  muß:  dem  der  ökonomischen  Bedingtheit 
der  Kuhurcrsciicinungcn ,  kann  sie  nicht  umhin,  sicli  in  engem 
Kontakt  mit  den  Nachbardisziplinen  der  allL^emcinen  Staatslehre, 
der  Rechtsphilosophie,  der  Sozialethik,  mit  den  iiuzial  psychologischen 
und  den  gewöhnlich  unter  dem  Namen  Soziologie  zusammengefaßten 
Untersuchungen  zu  lialLen.  Wir  werden  die  wisscnschafthchc  Be- 
wegung auf  diesen  Gebieten  namentlich  in  unseren  systematischen 
Literaturübersichten  eingehend  verfolgen.  Wir  werden  besondere 
Aufinerksamkeit  denjenigen  Problemen  zuwenden  müssen,  die  ge- 
wöhnlich als  sozialanthropologische  bezeichnet  werden,  den  Fr^en 
also  nadi  der  Rückwirkung  der  ökonomische  Verhältnisse  auf  die 
Gestaltung  der  Rassenauslese  einerseits,  nach  der  Beeinflussung  des 
ökonomischen  Daseinskampfes  und  der  ökonomischen  Institutionen 
durch  ererbte  physische  und  psychische  Qualitäten  andererseits. 
Dazu,  daß  der  dilettantische  Charakter,  den  die  Behandlung  dieser 
Grenzfiagen  zwischen  Biologie  und  Sozialwissenschaft  bisher  an  sich 
trug,  in  Zukunft  überwunden  werde,  möchten  auch  wir  unseren 
Teil  beitragen. 

Die  zweite  Änderung  betrifft  eine  Verschiebung  in  der  Form 
der  Behandlung. 

Als  das  „Archiv**  b^fründet  wurde,  schwebte  dem  Herausgeber 
als  wichtigste  Aufgabe,  die  es  zu  erfüllen  haben  sollte,  die  Material- 
sammlung vor.  Und  dem  lag  zweifellos  ein  für  jene  Zeit  durch- 
aus richtiger  Gedanke  zugrunde:  es  müsse  ein  Organ  geschaffen 
werden,  das  die  zerstreuten  sozialstatistischen  Daten,  ebenso  wie 
die  sich  immer  mehr  häufenden  sozialen  Gesetze  sammelte  und  in 
übersichtlicher  Anordnung  veröffctithchte.  Das  war  iür  Wi^srn- 
srhaft  und  Praxis  damals  das  erste  und  thin;4ciulstc  Bedürfnis,  denn 
ein  derartiges  Sammolori^an  fchkc.  Aber  unsere  Zeit  schreitet  rasch 
weiter.  Seit  der  Bei,aündung  des  „Archivs"  im  Jahre  i888  sind  fast 
ein  Dutzend  Zeitschriften  ins  Leben  getreten,  deren  ausschlicßhchc 
Funktion  jene  Matcrialsammhing  ist.  Vor  allem  haben  die  Re- 
gierungen fast  aller  Kulturländer  amtliche  Organe  zur  X'eröffentlicliung 
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sozialstatistisclier  Tntszichcn  fjcsclinfTen :  EnHand  die  Labour  Gazette 
(seit  1893),  Frankreich  das  Bulletin  de  lofficc  du  Tr.ivail  seit  18941, 
Bclg-icn  die  Revue  du  Travail  iscit  189O),  Österreich  die  Soziale 
Kundschau  (seit  1900),  Deutschland  das  Keichsarbeilsblatt  (seit  1903). 
Daneben  besitzen  die  meisten  T  ander  private  Sammlungen:  Deutsch- 
land die  Soziale  Praxis  (seit  1892).  den  Aibeitsmarkt  (seit  1897), 
Frankreich  die  „Questions  prati(]ucs  de  Icgisiation  ouvriere"  (seit 
1900)  usw.  Und  für  eine  fast  lückenlose  X'eröffentlichung  des  ^e- 
setzcjeberischen  Materials  sorgten  das  Bulletin  der  Internationalen 
X'creinif^unrr  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  (seit  19021,  das  Annuaire 
de  la  I-cgislation  du  Travail  (public  par  l'Ofrtce  du  Travail  de 
Belgique,  Seit  1897)  und  wiederum  andere. 

Damit  ist  die  Situation  vollständig  verändert.  Auf  der  einen 
Seite  entfallt  das  Bedürfnis,  neben  jeneii  mit  reichen  Mitteln  aus- 
gestatteten und  vorzüglich  arbeitenden  Blättern,  eine  wissenschaft- 
liche Zeitschrift  wie  das  „Archiv"  in  den  Dienst  der  reinen  Stoff- 
sammlung zu  stellen.  Wir  werden  —  was  übrigens  schon  bisher 
in  zunehmendem  Maße  geschehen  ist  —  die  sozi^statistischen 
Berichte  einschränken  und  den  wörtlichen  Abdruck  der  Gesetzes- 
texte, die  bisher  einen  breiten  Raum  einnahmen,  zugunsten  ein- 
gehender kritischer  Referate  über  Sinn  und  Bedeutung  der 
Gesetze  und  ganz  besonders  der  Gesetzes-Entwürfe,  vieliach 
verkürzen  können.  Auf  der  anderen  Seite  ist  eine  wichtige  Auf- 
gäbe  neu  erwachsen:  den  ins  Grenzenlose  anwachsenden  und  in 
den  genannten  Sammelofganen  aufgespeicherten  StoflT  durch  wissen» 
schaftliche  Synthese  gleichsam  zu  beseelen.  Dem  Hunger  nach 
sozialen  Tatsachen,  der  noch  vor  einem  halben  Menschenalter  die 
Besten  erfüllte,  ist,  mit  dem  Wiedererwachen  des  philosophi- 
schen Interesses  überhaupt,  auch  ein  Hunger  nach  sozialen  Theorien 
gefolgt,  den  nach  Kräften  zu  befriedigen  eine  der  künftigen  I  laupt- 
aufgaben  des  „Archivs"  bilden  wird.  Wir  werden  sowohl  die  Kr- 
Örterung  sozialer  Probleme  unter  philosophischen  Gesichts- 
punkten im  wesentlich  verstärkten  Maße  zu  berücksichtigen  haben, 
wie  die  im  engeren  Sinn  „Theorie"  genannte  Form  der  Forschung 
auf  unserem  Spezialgebiet :  die  Bildung  klarer  Begriffe.  Denn  soweit 
wir  von  der  Meinung  entfernt  sind,  dati  es  gelte,  den  Reichtum  des 
historischen  Lebens  in  Formeln  zu  zwängen,  so  entschieden  sind  wir 
davon  überzeugt,  daß  nur  klare  eindeutif^c  Be<:^riffe,  einer  Forschung, 
welche  die  spezifische  Ik-deutung  sozialer  Kulturcrschcinungcn  er- 
grunden will,  die  Wege  ebnen. 
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Kein  Organ  aber  wurde  heute  die  soziale  Theorie  in  einer  den 
Anforderungen  strenger  Wissenschaftlichkeit  ent^rechenden  Welse 
püegen  können,  das  sich  nicht  durch  erkenntniskritisch  methodo- 
Ic^ischc  Krörterungcn  über  das  Wrhältnis  zwischen  den  theoreti- 
schen Be^rififsgebilden  uml  der  Wirklichkeit  auch  grundsätz» 
liehe  Klarheit  schafft.  Wir  werden  daher  die  wissenschaftliche 
Xrljcit  der  Erkenntniskritik  und  Mcthodenlehre  ständig^  verfolgen. 
Und  indem  wir  die  Neue  Folge  des  „Archivs"  mit  einem  Aufsatz 
eines  der  Herausgeber  eröffnen,  der  in  ausfuhrlicher  Weise  diese 
Probleme  behandelt,  wollen  wir  unsere  Absicht  bekunden,  uns  an 
diesen  prinzipiellen  Erörterungen  auch  unsererseits  dauernd  zu  be- 
teiligen. 

Die  Herausgeber. 
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Versuch  einer  Systematik  der  Wirtschaftskrisen. 

Von 

WERNER  SOMBART. 
1. 

Dafl  wir  mit  dem  Worte  „Krisis"  die  Vorstellung  einer  „Störung 
des  Wirtschaftslebens"  verbinden,  dürfte  von  niemand  bestritten 
werden.  Will  man  nun  aber  auch  den  Begriff  der  „Wirtschafts- 
krisb"  so  allgemein  fassen  wie  irgend  möglich  —  um  zunächst 
einmal  alles  einzubegreifen ,  was  jemals  als  Krisis  angesprochen 
worden  ist  -  ,  so  ist  es  doch  nicht  m^lich,  Krisis  etwa  mit 
„Störung  im  Wirtschaftsleben"  schlechthin  zu  identifizieren.  Es 
kann  niemandem  einCallen,  von  einer  Krisis  zu  sprechen,  wenn  eine 
Fabrik  abbrennt  oder  die  überseeische  Post  sich  um  einen  Tag 
verspätet  oder  ein  Wechsel  protestiert  wird  oder  ein  Geschäft  mit 
Verlust  abgeschlossen  wird  oder  das  Kleingeld  für  die  Lohnaus- 
zahlunf^  am  Sonnabend  fehlt  oder  dem  Kaufmann  eine  Sendung 
Apfelsinen  faul  wird.  Und  docii  kann  nicht  bezweifelt  werden, 
daß  alle  diese  Vorkommnisse  imd  ähnliche,  deren  jeder  Tag 
tausend  und  abertausend  bringt,  , .ökonomische  Störungen"  sind. 

Ich  denke,  was  stets  vorhanden  sein  muß,  um  innerhalb  der 
ununterbrochen  sich  einstellenden  wirtschaftlichen  „Störungen"  einen 
Sonderbegriff  „Krisen"  abzugrenzen,  ist  zweierlei : 

1.  eine  Gefährdung  der  wirtschaftlichen  Existenz; 

2.  eine  Massen ei-scheinung. 

Es  muii  die  Gefährdung  der  wirtschaftlichen  Exi- 
stenz in  Frage  stehen,  wenn  wir,  selbst  im  allerweitesten  Sinne 
von  einer  ^Krisis*'  sprechen  wollen:  der  wirtschaftlichen  Existenz, 
die  nur  dann  gesichert  ist,  wenn  während  einer  Rechnungsperiode 
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Ausgabe  und  Eiiuiahme  einer  Wirtschaft  sich  im  Gleichgewicht  be- 
finden oder  die  Einiiahnicn  die  Aussahen  üherflLigeln.  Also  muß  es 
sich  um  Störung  dieses  Gleichgewichts  /wischen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen der  cinzchicn  Wirtschaft  handehi.  Tritt  diese  nicht  ein,  so 
kann  „gestört"  werden  was  immer  will:  es  kommt  /.u  keiner  „Krisis". 
Es  mag  die  Warenzirkulation  noch  so  oft  unterbrochen  sein,  es 
mag  ein  noch  so  grofles  „Mifiverhältnis  zwischen  Angebot  und 
kaufiahiger  Nachfrage"  herrschen,  es  mag  das  Geld  noch  so  „knapp", 
der  Kredit  noch  so  „erschüttert"  sein:  alle  diese  „Störungen*' 
werden  erst  dann  und  nur  insoweit  den  Tatbestand  einer  „Krisis" 
konstituieren  können,  wenn  und  insoweit  sie  sich  in  eine  Störung 
des  Gleichgewichts  zwischen  Einnahmen  und  Antraben  der  ein- 
zelnen Wirtschaft  umsetzen.  Solange  es  diesen  gut  geht,  gibt  es 
auch  keine  Krisis.  Und  eine  Handelsuntemehmung  beispielsweise 
kann  sehr  florieren,  obwohl  sie  vielleicht  einen  Teil  ihrer  Waren 
unter  dem  Einkaufspreise  losschlagen  oder  gar  als  unabsetzbar  ver- 
nicliten  muß:  wenn  nur  der  Gesamtertrag  der  verkauften  Waren 
den  erhofften  Profit  erbracht  hat.  Anders  ausgedrückt :  man  kommt 
niemals  zu  einem  brauchbaren  Krisenbegrifife  vom  Standpunkt  der 
Warenzirkulation  aus  oder  vom  Schicksal  der  einzelnen  Ware  des 
einzelnen  Geschäfts)  aus  oder  von  einer  allgemein-volkswirlscliafi- 
lichen  Betrachtung  des  wirtschaftlichen  Gesamtprozesses  aus,  sondern 
nur  vom  Standpunkt  der  einzclwirtschafthchen  hitercssensphäre  aus. 

„Gefährdung  der  wirtschaftlichen  Existenz  "  kann  gleichbedeutend 
mit  Vernichtung  oder  Verlust  der  Selbständigkeit  sein,  der  sich  in 
unserer  Wirtschaftsordnung  als  Bankerott  äußert ;  sie  kann  auch 
den  leiblichen  Tod  ihr  Folge  haben,  wenn  <lic  Kxistenzmittel  vnitcr 
das  pliysische  Minimum  sinken.  Aber  wir  nuisseu  aui^h  dann 
schon  von  einer  „Gefährdung"  sjtreclicn,  wenn  jene  schwersten 
Schädigungen  sich  nicht  einsteilen,  aber  drohen,  ja  auch  dann 
schön,  wenn  die  Wirtschaftenden  Not  leiden,  wenn  sie  von  steter 
Sorge  um  ihre  Existenz  gequält  werden.  Was  sich  wiederum  ver- 
schieden äußern  kann:  als  Hunger  und  körperliche  Entbehrungen, 
als  Dektassierung,  als  „Verdienstlosigkeit". 

Nur  eines  ist  Voraussetzung,  wenn  wir  von  einer  ,pKrisis" 
sprechen  sollen :  daß  alle  jene  Übelstände  nicht  vereinzelt,  sondern 
in  Masse  auftreten,  daß  also  wie  ich  es  ausdrückte,  die  wirtschaft- 
lichen Störungen  eine  Massenerscheinung  werden.  Ebenso- 
wenig wie  eine  Schwalbe  den  Sommer  macht,  macht  ein  Bankerott 
die  Krisis.  Aber  wieviele  machen  sie?  Diese  Frage  laßt  sich  nicht 
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exakt  beantworten.  Ob  eine  „Massenerscheinung"  vorli^t,  muß  der 
Takt  des  Beobachtcfs  entscheiden.  Als  Anhaltspunkt  wird  man 
nur  dieses  geben  können:  ein  Notstand  wird  dann  als  Massener- 
scbeinung  gelten  müssen,  wenn  er  eine  wirtschaftliche  Gruppe  als 
solche  ergreift.  „Als  solche"  heißt:  nicht  die  Schwächlichen,  Un- 
sicheren, sondern  die  Durchschnittsindividuen,  die  mittelkräftigen 
Existenzen.  Werden  diese  in  größerer  Anzahl  notleidend ,  so 
erscheint  die  Gruppe  selbst  notleidend  und  der  Notstand  wird 
zur  Krisis. 

Die  wirtschaftliche  Gruppe,  deren  Notstand  eine  Krisis  dar- 
stellt, kann  auf  t^anz  verschiedenen  Hinduni^-rnomciitcn  beruhen. 
Sie  kann  gebildet  werden  durch  Zui^ehöri;^'keit  /u  einer  sozialen 
Klasse:  Krisis  im  Handwerk,  in  der  Handweberei,  unter  der  I.ohn- 
arbeiterschaft ;  oder  zu  einem  bestimmten  Beruf:  Textilindustrie, 
Stand  der  Arzte;  oder  zu  einem  bestimmten  Produkt ionsgebiet :  Krisis 
der  westeuropäischen  Landwirtschaft;  oder  zu  einem  bestimmten 
Sicdclun^s|^ebiet :  Einwohner  einer  Stadt;  oder  zu  einer  bestimmten 
Volkswirtschaft.  Die  Gruppe  kaiui  sich  al)er  aucli  aus  Individuen 
zusammensetzen,  die  für  gewüiinlich  durch  keinerlei  Band  unter- 
einander verknüpft  sind :  Opfer  eines  Staatsbankerotts,  eines  Panama- 
schwindels. 

Die  Tatsache  eines  Notstandes,  den  wir  Krisis  nennen,  kann 
in  verschiedenen  Zusammenhängen  begründet  sein.  Mati  karui 
unterscheiden : 

Krisen  als  persönliche  Schuldtatsache; 

Krisen  als  Naturtatsache; 

Krisen  als  gesellschaftliche  Tatsache. 

Krisen  als  persönliche  Schuldtatsache  sind  natür- 
lich außerordentlich  selten.  Denn  da  die  Krisis  immer  ein  Massen- 
pbänomen  ist,  so  wird  man  es  als  wunderbaren  Zufall  ansprechen 
mässen,  wenn  die  Angehörigen  einer  wirtschafdichen  Gruppe  in 
grofler  Anzahl  wegen  personlichen  Verschuldens  notleidend  werden. 
Interessant  ist  dieser  Typus  nur  theoretisch  als  Widerspiel  zu  der 
gewohnlichen  Form  der  Krisen.  Jeder,  der  nur  einiges  Empfinden 
fiir  soziale  Zusammenhänge  besitzt,  mufi  es  in  Erstaunen  setzen, 
wenn  Gustav  Frenssen  im  „Jörn  Uhl"  seine  Marschbauem  einen 
nach  dem  anderen  durch  Trunksucht  zugrunde  gehen  läßt:  hier 
haben  wir  wenigstens  die  dichterische  Konstruktion  einer  Krisis  als 
personliche  Schuldtatsache. 

Krisen  als  Naturtatsache  liegen  dann  vor,  wenn  elemen- 
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tare  Ereignisse  oder  was  diesen  gleichkommt  unmittelbar  einen 
Notstand  hervorrufen.  Wieder  liefert  uns  der  typisch  unsozial 
konzipierte  „Jörn  Uhl"  ein  Beispiel:  den  Massenbankerott  infolge 

Mäiisefraßes.  Hierher  gehören  aber  auch  die  russischen  oder 
indischen  oder  chinesischen  Hungersnöte;  Notstände,  die  durch 
Hochwasser  oder  Erdbeben  oder  Feuersbrünste  herbeigeführt 
werden;  X  erwüstungcn  mit  ihren  Folgen  durch  Revolutionen 
oder  Kriege. 

Hei  den  Krisen  als  gesellschaftliche  Tatsache  tritt 
das  Massen phänontien  notleidender  Wirtschaften  deshalb  auf,  weil 
diese  Wirtschaften  mit  anderen  zu  einem  gesellschaftlichen  Ganzen 
verschlungen  sind.  Wären  also  die  Marschbauern  nicht  der  Trunk- 
sucht oder  dem  Mäusefraß,  sondern  der  amerikanischen  Konkurrenz 
zum  Opfer  gefallen;  stürben  die  indischen  Bauern  Hungers,  weil 
sie  ihre  Produkte  nicht  verkaufen  können,  litten  die  Buren  not, 
weil  ihre  Handelsbeziehungen  durch  den  Krieg  abgebrochen  sind, 
so  wären  alle  diese  Krisen  gesellschaftliche  (oder  sind  es,  insoweit 
der  soziale  Nexus  für  den  Notstand  bestimmend  wird).  Es  ist  ein- 
leuchtend, daß  dieser  Krisentypus  für  den  sozialen  Theoretiker 
eine  überragende  Bedeutung  haben  mo0,  ja  daß  man  an  ihn  fast 
ausschliefilich  denkt,  wenn  man  von  Krisen  schlechthin  spricht 

Innerhalb  des  Kreises  der  ^cseUschaftlichen  Krisen  unterscheiden 
wir  nun  aber  sofort  wieder  zwei  ganz  und  gar  voneinander  ab* 
weichende  Krisentypen  *  je  nachdem  nämlich  die  notleidenden 
Wirtschaften  „Geschäfte*'  sind  oder  nicht  Unter  „Geschäften''  ver« 
stehe  idi  hier  alle  Produktionswirtschaften  im  weitesten  Sinne»  also 
alle  diejenigen  Wirtschaften,  die  an  der  Abwicklung  des  gesell- 
schaftlichen Wirtschaftsprozesses  selbständig  beteiligt  sind.  Ihnen 
könnte  man  alle  übrigen  Wirtschaften  als  Konsumtionswirtscbaften 
gegenüberstellen,  wenn  durch  eine  solche  Bezeichnung  nicht  Mifi> 
Verständnisse  hervorgerufen  wurden.  Denn  zu  den  „Konsumtions« 
wirtschaften"  gehören  natürlich  auch  alle  „Erwerbswirtschaften"  der 
nicht  am  Wirtschaftsleben  selbst  beteiligten  Berufsstände:  also  aller 
Ärzte,  Rechtsanwälte,  Künstler,  Beamten  etc.  Vielleicht  faßt  man 
deshalb  alle  Wirtschaften,  die  nicht  „Geschäfte"  sind,  besser  unter 
der  Bezeichnung  der  Privatwirtschaften  zusammen,  denen  dann 
freilich  (wie  wir  noch  sehen  werden)  auch  die  Gemeinwirtschaften 
(Wirtschaften  öffentlicher  Körper)  zuzuzählen  sind.  Aber  der  Name 
ist  ja  unwesentlich,  wenn  nur  die  von  mir  getroffene  Unterscheidung; 
in  ihrer  Wesenheit  richtig  erkannt  und  gewürdigt  wird. 
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Danach  gäbe  es  also  Krisen,  die  sich  einstellen  können,  ohne 
daß  die  „Geschäftswelt"  als  solche  Not  litte,  ohne  also  eine  „Stö- 
rung des  Wirtschaftslebens*'  zur  Voraussetzung  zu  haben,  das  viel- 
mehr florieren  kann,  trotzdem  jene  Krisen  da  sind.  Diesen  Krisentyp 
will  idi  als  privatwirtschaftliche  Krisen  den  Volkswirt' 
schaftUchen  gegenüberstellen,  die  also  immer  mit  dner  ,^örung 
des  Wirtschaftslebens"  selbst  verbunden  sind  Sdbstverstandlich 
können  privatwirtschaftlicfae  und  volkswirtschaftliche  Krisen  im  Ver« 
haltnis  von  Ursache  und  Wirkung  zueinander  stehen :  jene  können 
aus  diesen,  diese  aus  jenen  hervorgehen;  oder  sie  können  die  eine 
ab  B^leiterscheinung  der  anderen  nebeneinander  hergehen.  Jede 
gröfiere  volkswirtschaftliche  Krisis  wird  sogar  mit  einiger  Gewißheit 
eine  privatwirtsdiaftliche  Krisis  im  Gefolge  haben.  Aber  privat- 
wirtschaftliche Krisen  können  auch  ganz  selbständig  sich  abspielen, 
ohne  den  normalen  Verlauf  des  volkswirtschaftlichen  Prozesses 
irgendwie  zu  beeinträchtigen. 

Ich  denke  dabei  vor  allem  an  folgende  Fälle: 

1.  Die  Notlage  liberaler  Berufsstände,  etwa  der 
Ärzte  oder  der  Schauspieler,  wenn  man  hierfür  die  Bezeichnung 
Krisis  überhaupt  anwenden  will  ^) ; 

2.  die  Notlage  der  Wirtschaft  lic  !i  r  nselbständigen, 
also  der  sogen,  arbeitenden  Klassen.  Die  ,4^isis  auf  dem  Arbeits- 
markte" ist  ja  mehr  wie  die  meisten  anderen  privatwirtschaftlichen 
Krisen  mit  den  volkswirtschaftlichen  Krisen  ei^;steis  verbunden. 
Wir  pflegen  sie  geradezu  als  deren  Gradmesser  anzusehen.  Und 
zweifellos  besteht  in  sehr  vielen  Fällen  dieser  innige  Zusammen- 
hang. Er  braucht  aber  ganz  gewiß  nicht  zu  bestehen  und  besteht 
auch  oft  genug  nicht.  Es  kann  sehr  wohl  das  Gcschäftsleben 
florieren  (also  der  volkswirtschaftliche  Prozeß  ohne  Störung  ver- 
laufen  i,  während  unter  den  Arbeitern  eine  Krisis,  das  heißt  Arbeits- 
losigkeit in  weitem  Umfange  herrsclit.  Wenn  etwa  infolge  der  Ein- 
stellung von  Maschinen  Arbeitskräfte  in  größeren  Massen  freigesetzt 
werden,  so  werden  wir  nicht  anstehen,  von  einer  „Krisis  auf  dem 
Arbeitsmarkte"  zu  sprechen  (man  denke  etwa  an  die  Zustände  in 

>)  „ÖQOO  SebaiMpieler  in  Nordamerika  sind  infolge  de»  Brandes  des  Iroquois- 
Theaters  beschäftigungslos.  Nicht  nur  in  Chicago,  sondern  auch  in  vielen  anderen 
Slädten  sind  viele  SchaubOhnen  teils  aus  Sicherheitsgründen,  teils  deshalb,  weil  das 
Publikum  den  Vorstd!un{:^en  lVrnl>l<il)t,  geschlossen  worden.  Man  befiircblet,  daß 
der  Höhepunkt  dieser  Krisis  noch  nicht  erreicht  ist." 

(Zeitungsnotiz  Februar  1904.J 
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der  englischen  Textilindustrie  am  Ausgang  des  l8.  und  im  ersten 
Drittel  des  19.  Jahrhunderts!),  trotzdem  es  der  „Industrie*'  vorzüglich 
ergehen  kann.  Wann  man  den  An&ng  einer  „Arbeitskrise"  ansetzen 
will,  während  doch  ein^e  Arbeitslosigkeit  und  beträchtlicher  Pau- 
perismus z.  B.  in  unserer  Wirtschaftsepoche  immer  bestehen,  bleibt 
wiederum  dem  Entscheide  von  Fall  zu  Fall  überlassen. 

3.  Zu  den  privatwirtschaftlichen  Krisen  gehören  auch  die 
Spekulationskrisen,  wie  man  vielleicht  zusammenfassend  alle 

Notstande  bezeichnen  kann,  die  sich  infolge  des  Stock-jobbing  ein- 
stellen, also  allen  Tulpenschwindel,  allen  Lawismus,  allen  Panamis^ 
mus  mit  seinen  Folgen,  aber  auch  alles,  was  man  heute  „Börsen- 
krisis" nennt,  endlich  die  Wirkungen  großer  Staatsbankerottc.  Daß 
diese  Spekulationskrisen  heute  meist  in  engster  Verquickung  mit 
volkswirtsciiaftlichen  Krisen  auftreten,  darf  uns  nicht  hindern,  ihren 
ganz  nnd  c^ar  von  diesen  verschiedenen  Charakter  tu  betonen.  Auch 
heute  noch  erleben  wir  es,  dal)  der  Infti'a"  Hau  einer  Kurshausse 
an  der  Börse  zusammen?;tiirzt,  ohne  daÜ  im  normalen  X'crlauf  des 
Wirtschaftslebens  sich  iri^cnd  welche  „Störung'"  bemerkbar  machte. 
Es  können  gleichwohl  eine  Menge  wirtschaftlicher  Existenzen  ge- 
fährdet sein  und  wenn  dies  ■ —  zufällig!  —  (ieschäftsleute  sind,  kann 
die  Spekulationskrisis  zur  volkswirtschaftlichen  Krisis  werden.  Es 
braucht  aber,  wie  gesagt,  der  Funken  nicht  überzuspringen.  Wollen 
wir  uns  den  ganz  eigenartigen  Charakter  dieser  Spekulationskrisen 
klar  machen  und  erkennen,  daü  sie  tatsächlich  mit  den  Störungen 
des  Gescliäftslebens,  also  den  volkswirtschaftlichen  Krisen  nichts  zu 
tun  haben,  so  müssen  wir  unser  Augenmerk  auf  die  älteren  Fälle 
di«ter  Krfeen  richten.  Schauen  wir  uns  etwa  die  Vorgänge  in 
Frankreich  und  England  um  das  Jahr  1720  an,  so  bemerken  wir 
deutlich,  daß  der  ganze  Law-  und  Sudseeschwindei  »ch  durchaus 
außerhalb  des  Wirtschaftslebens  jener  Zeit  abgespielt  hat.  Natür- 
lich bestand  eine  Wechselwirkung  zwischen  Wirtschaftsleben  und 
Stock-jobbing:  auf  der  einen  Seite  bewirkte  das  Zusammenströmen 
der  zahlreichen  Spieler  in  den  Hauptstädten  eine  solche  Steigerung 
der  Nachfrage  nach  bestimmten  Konsumtionsgütern,  daß  deren 
Preise  rasch  stiegen,  also  ihre  Produzenten  gute  Geschäfte  machten,*) 


„Nolbiitg  «c«rcety  to  be  scen  but  ncw  and  splendid  equipages,  new  boiucs, 
and  fineiy  in  apparel.  Lodgings  scarcely  to  be  bad  for  money  and  tbe  bigbest 
priees  givea  for  proTisions  in  thut  city  —  nämlich  Paris  im  Jabre  1719.  Ander- 
son, Annais  of  commerce  3,  86.   London  1787. 
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während  das  Verschwinden  dieser  zahlungsfähigen  Kundschaft  viele 
Geschäfte  brach  legte:  die  Spielepisode  übte  auf  die  Nahrung 
der  Städte  Paris  und  London  etwa  die  Wirkung  wie  ein  mittel- 
alterliches Konzil  aus;  auf  der  anderen  Seite  zog  das  Spiel  von 
den  Berufsgeschaften,  also  auch  von  der  berufsmäfiigen  Wirtschaft* 
liehen  Tätigkeit  ab.  Aber  gerade  diese  Tatsache  beweist  ja, 
dafi  die  Vorgänge  in  der  Rue  Quincampoix  und  in  Exchange 
Alley  sich  aufierhalb  des  Wirtschaftslebens  abspielten.  Die  Ver- 
nachlässigung der  normalen  wirtschaftlichen  Tätigkeit  wird  von 
aUen  Beobachtern  als  die  bedeutsamste  Wirkung  des  „chimerical 
trade",  des  „ftenzy  of  the  time"  bezeichnet.*)  Die  Spielwut 
führte  also  alles  andere  als  einen  „wirtschaftlichen  Aufschwung**, 
eine  „GrründunCT^periodc"  herbei.  Die  „bubbles",  deren  A'nderson 
über  200  aufzählt,  bleiben  fast  alle  in  der  Sphäre  der  Projekten- 
macherei  und  gaben  zu  nichts  anderem  Veranlassung  als  zum  Stock- 
jobbing.  Als  Anderson  seinen  Bericht  niederschrieb,  bestanden 
von  jenen  bubbles  noch  vier:  2  Versicherungsgesellschaften,  die 
York  Buildings  Company  und  die  •  Ffiglish  Copper  Company  und 
zwar  war  die  überwiegende  Mehrzahl  aller  dieser  Projekte  schon  bei 
Erlaß  der  Scire  facias  Akte  im  Jahre  1720  verschwunden.  Das]^Er- 
gcbnis  der  wahnsinnigen  Episode  faßt  Anderson  in  die  Worte 
zusamnien:  sie  brachte  „tlie  ruin  of  niany  honourable  and  tili  tlien 
wealthy  families,  to  thc  advanccnicnt  of  nian\'  low  and  obscure  per- 
sons  and  the  grcat  tcinporar)-  detriment  of  our  coinTrif-rce." 

4.  lindlicli  gehören  zu  den  ,,pri\'at\virt.schaflliclien"  Krisen,  ob- 
wohl die  liezeichnung,  wie  ich  schon  andeutele,  nicht  sehr  passend 
ist,  die  Katastroi)hen  der  öftentlichen  I  lauslialte :  die  Finanz- 
krisen.-j    V'ielleicht  empßehlt  es  sich  aus  ästhetischen  Gründen, 


^)  Vom  Südscescbwiadel  und  was  ihm  folgte  sagl  Anderson:  ..il  countrnanccd 
tbe  penddous  piactice  of  stock-jobbing,  tbcrcby  divcrting  the  people  from  trade 
and  indtutiy."  Anmls  3, 93.  „tbe  real  and  iabstantial  traffic  of  nany  of  the  dealen 
tbcrein  (sc.  in  tbe  diimerical  trade)  was  for  many  months  in  a  great  mcasure 
sutpended  or  at  least  mucb  neglccted**  . .  „tbe  trafBc  m  tbcse  (biibbles)  did  greatly 
promntc  luxury,  idleness  and  extravagante  in  tbc  middling  and  lower  classea  of  tbc 
people,  diverting  thcm  from  thcir  wontcd  industry  and  frugality."  1.  c.  pag.  99. 

*)  Auch  in  der  cnj^lisclu  n  Sprache  tiiulcn  wir  die  l'nterscheidiinp  zwischen 
finaneial  cri^cs  und  cotiuiiercial  cribcs  in  dem  hier  an^^otieuteten  Sinne  ;  so  wenn  7.  B. 
Macaulay  die  beiden  Krisen  des  Jahres  1696  mit  diesen  Ausdrucken  hclcgl  ^Hist. 
of  Engl.,  Tauchnitz  ed.  8,  156,^  160},  allerdings  findet  sich  dann  die  Bezeichnung 
(iaancial  criiis  gelegentlich  aucb  m  einem  anderen  Sinne,  gemäfi  der  abwdcbendcn 
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sie  als  dritte  Gruppe  neben  den  privatwirtschaftfichen  und  den 
voUeswiitschaftlichen  Krisen  besonders  zu  unterscheiden.  Wohl  ver- 
standen: es  handelt  sich  dabei  um  die  Krisen,  die  die  öfientUchen 
Haushalte  erleiden,  nicht  die  sie  durch  ihren  Bankerott  verursache». 
In  dem  Sinne,  den  ich  den  Worten  gebe,  braucht  Richard 
Ehrenber^  das  Wort  „Finanzkrisen"  offenbar,  wenn  er  den 
zweiten  Band  seines  „Zeitalters  der  Fugger"  überschreibt:  „Die 
Weltbörsen  und  Finanzkrisen  des  16.  Jahrhunderts",  obwohl  man 
bei  der  Lektüre  gelegentlich  meinen  könnte,  er  wolle  als  Finanz- 
krisis  auch  die  Notlage  angeschen  wissen,  in  die,  infolge  der  zahl- 
reichen Bankerotte  der  französischen  und  spanischen  Kön^e,  viele 
Geldgeber  .rrrietcn. 

Alles  andere  sind  dann  volkswirtschaftliche  Krisen 
in  dem  Sinne  von  Geschäftsstönun:fen,  die  zu  einer  Notlage  der 
selbständigen  Produktionswirtschatien  Veranlassung  werden.  Das 
wäre  also  jener  Krisentyp,  den  Ad.  Wagner  im  Auge  hat,  wenn 
er  Krise  schlechthin  definiert  als  „die  massenhaft  auf  einmal  auf- 
tretende Zahlungsunfähigkeit  selbständiger  wirtschaftlicher  Unter- 
nehmer". 

Fassen  wir  die  volkswirtschaftlichen  Krisen  näher  ins  Auge, 
untersuchen  wir  sie  auf  ihre  Art  beschaffe  nhcit  hin,  so  finden  wir, 
daß  sie  samt  und  sonders  ,,A  b  ^.a  t  z  k  r  i  s  e  n"  sind,  das  lieil3t  da- 
durch entstehen,  daß  der  Absatz  der  Produkte  nicht  lohnend  ist. 
Diese  Entdeckung  wird  uns  kaum  in  Erstaunen  setzen,  denn  sie 
enthält  nichts  anderes  als  die  Feststellung  einer  Selbstverständlich- 
keit Wenn  es  sich  bei  den  volkswirtsdiaftlichen  Krisen  um  Ge* 
scfaaftsstöningen  handelt,  die  auf  gesellschafttiche  Ursachen  zurück- 
zuführen sind,  die  gesellschaftlichen  Ursachen  aber  nur  durch  Ver- 
mittlung der  Warenzirkulation  (den  Waren  die  gddwerten  „Dienste" 
glciclTgesetzt)  wirksam  werden,  weil  nur  durch  den  Güteraustausch 
der  ökonomische  Veigesellschaftungsprozeß  sich  voltzieht,  so  ist  es 

Bedeutung  des  Wortes  ,,flnance"  im  englischen,  nämlich  eher  im  Sinne  der  Kiuen, 
die  ich  vorhin  „Spekulationskrisen"  n.innte,  oder  auch  im  Sinnt-  aller  Krisenlypen, 
die  icli  privatwirt<:rhaftiiche  nenne.  Vgl.  z.  B.  Charles  A.  Conanl,  A  History 
of  modern  Ininks  of  issuc  (2.  cd.  iSyö)  p.  453-  dislincUon  is  sonicliiacs  raadc 
betwcen  financiul  and  cummcrcial  crises  ...  A  panic  often  occurs  in  ihc  moncy 
■Mrkct  or  on  the  «tock  excbange,  as  the  reiult  of  a  great  failurc,  z  poUÜcal  event  ow  « 
merenimor.  Such  cventi,  where  tbey  produccno  effectupoa  thegeneral 
movement  of  affairs,  may  be  desciibed  as  finandal  or  purdy  monetary  crises, 
if  tbey  are  wortb  dignifyiog  wilh  any  special  desigaatioii . .  .** 
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im  Grunde  eine  Tautologie,  wenn  man  sagt,  daß  alle  (icschäfts- 
Störungen  gesellschaftlicher  Natur  auf  Störungen  im  Austausch- 
mcchanismus  zurückzuführen  seien.  Am  letzten  Ende  zurückzu- 
iiiliren  seien,  wird  man  gut  tun,  erläuternd  hinzuzufügen.  Denn 
zahlrache  Produktionswirtschaften  haben  in  der  gegenwartigen 
Wurtsctaafisepoehe  uoinittdbar  mit  Warenumsatz  nichts  zu  tun; 
namentlich  auch  die  wichtige  Kategorie  der  Kredit  vermittelnden 
Unternehmungen  nicht.  Wenn  sie  notleidend  werden,  so  beruht 
das  zunächst  also  nicht  auf  ungenügender  Absatzgelegcnheit,  sondern 
auf  der  Zahlungsunfähigkeit  ihrer  Kundschaft  Diese  aber  wird 
letztlich  ihren  Grund  in  nichts  anderem  als  einer  Absatzstockung 
haben  können. 

Ich  habe  absichtlich  ganz  vage  von  „nicht  lohnendem  Absatz", 
von  „Absatzstockung"  gesprochen  und  will  nun  diese  Ausdrucke 
noch  etwas  präzisieren.  Nicht  lohnend  ist  der  Absatz  dann,  wenn  der 
Gesamterlos  der  von  einer  Wirtschaft  abzusetzenden  Waren  keinen 
Profit  ergibt  oder  gar  die  Produktions-  (oder  Anschaflfungs-)  Kosten 
nicht  deckL  Das  kann  seinen  Grund  in  mannigfechen  Umständen 
haben  (die  ich  hier  nur  aufzahle,  ohne  sie  in  ihrem  ursachlichen 
Zusammenhange  zu  verfolgen,  was  Angabe  der  Krisentheorie  oder 
anderer  ökonomischer  Theorien  ist). 

Es  ist  möglich,  daß  nicht  genügend  Waren  nachgefragt  werden : 
sei  es  weil  im  ganzen  von  einer  bestimmten  Warengattung  nicht 
mehr  so  viel  wie  ehedem  verlangt  wird  —  dauernd  oder  vorüber* 
gehend!  —  sei  es  weil  sich  die  Nachfrage  anderen  Märkten  zu- 
gewandt hat  Es  ist  aber  auch  möglich,  daß  zwar  alle  Waren, 
die  eine  Wirtschaft  abzugeben  hat,  vom  Markte  aufgenommen 
werden,  aber  zu  ., unlohnenden"  Preisen.  Die  nicdrig^cn  Preise 
wiederum  können  ihren  Grund  darin  haben,  daß  der  ,.gesellschafl- 
lich  notwendi<,'e  Aufwand",  der  zur  Beschaffung  der  Güter  zu  machen 
ist,  sich  verrinf^ert  hnt :  dann  sind  die  Preise  „unlohnend"  nur  für 
solche  Wirtschaften,  deren  IVoduktionskosten  i.iber  den  „gesellschaft- 
lich notwendigen"  verharrten:  westeuropäische  Landwirtschaft!  Haus- 
weberei !  Handwerk  1  Oder  es  sind  die  Preise  niedrig,  zu  niedrig, 
um  lohnend  zu  sein,  ohne  jene  eben  angenommene  Senkung  der  ge- 
sellschaftlich notwendigen  Kosten:  dann  werden  von  dem  niedrigen 
Preisstandc  alle  Wirtschaften  betroffen. 

Wenn  iiiaii  innerhalb  der  volkswirtschaftlichen  Krisen  partielle 
und  allgemeine  unterscheidet,  so  ist  das  nicht  zweckiMuUig, 
denn  die  Unterscheidung  läüt  sich  einigermaUcn  genau  gar  nicht 
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vornehmen.  Wirklich  „allgemeine"  Krisen,  in  dem  eminenten  Sinne, 
daß  alle  Wirtschaften  eines  c^roßeren  W^irtschaftsgcbietes  (etwa  einer 
moderne  X'^olkswirtschnft '  Not  litten,  hat  es  nie  s:^e*^cbcn  und  wird 
CS  nie  geben.  Immer  bleiben  einzelne  Branchen  oder  einzelne 
Wirtschaften  iimerhalb  einer  Branche  von  der  Xotla^^e,  mag  sie  noch 
so  „allgemein"  i^cwcsen  sein,  vcrscliont.  Ks  handelt  sich  also  um 
ein  Mehr  oder  Weniger.  Deshalb  wird  man  besser  tun  zu  sa^^en: 
jede  volkswirtschaftliche  Krisis  setzt  als  partielle  ein,  liat  aber  eine 
Tendenz  zur  Verallgemeinerung.  Diese  Tendenz  ist  in  der 
Natur  der  Warenzirkulation  beL^ründct,  sobald  diese  sich  der  Ver- 
mittlung des  Geldes  bedient.  Wird  an  einer  Stelle  der  Absatz  „ur.- 
lohncnd",  so  verringert  sich  die  Kaufkraft  dieser  Gruppe  von  Waren- 
verkaufern  und  dadurch  verschlechtern  sich  wiederum  die  Absatz- 
bedingungen für  diejenigen  Warenbesitzer,  die  an  jene  erste  Gruppe 
abzusetzen  genötigt  sind.  Diese  allgemein  bekannten  Zusammen' 
hänge  sind  neuerdings  in  theoretisch  einwandfreier  Weise  von 
Tugan-Baranowski  begründet  worden,  auf  den  hier  verwiesen 
werden  mag.^) 

I^agegen  ist  nun  von  außerordentlicher  Wichtigkeit,  innerhalb 
der  volkswirtschaftlichen  Krisen  dne  andere  Unterscheidung  zu 
treffen,  nämlich  zwischen  dem,  was  ich  einfache  Ahsatzkrtsen  und 
Kapitalkrisen  nenne. 

Einfache  Absatzkrisen  sind  diejenigen,  die  darum  ent- 
stehen, weil  aus  irgend  einem  Grunde  die  kauffähige  Nachfrage  eine 
Verminderung  erfahrt,  ohne  daß  sich  auf  Seite  des  Angebots  etwas 
W'esentliches  verändert  hätte.  Aus  irgend  einem  Grunde:  sei  es 
weil  die  Ernte  schlecht  ausgefallen  ist,  oder  weil  die  Grenze  gesperrt 
wird  oder  weil  ein  Gegenstand  aus  der  Mode  kommt  oder  weil  tech- 
nische Fortschritte  die  gesellschaftlich  notwendigen  Kosten  herab- 
drücken oder  v\-eil  die  Mandelswe^e  ihre  Richtung  verändern  oder 
eben —  aus  einem  anderen  Grunde,  lüwa  auch  wegen  ( irlrlknappheit, 
wenn  diese  nicht  etwa  erst  das  Ergebnis  eines  voriiergegangciien 
„wirtschaftlichen  Aufschwungs"  und  dann  Mitursache  einer  nicht 
liierhergehörigen  Kapitalkrisis  ist.  Sondern  wenn  die  Geldknappheit 
aus  irgend  einem  äußeren  Grunde  entstanden  ist,  weil  z.  B.  —  was 
in  früheren  Zeiten  häufiger  vorkam  —  die  Staaten  ihre  alten  Münz.cn 
behufs  ümprägung  einziehen,  ohne  rasch  genug  neugeprägte  Münzen 


')  Michael  von  T u g a  n -  B a r an o  w.s k i ,  Studien  lur  Theorie  und  Geschichte 
der  liandelskriscn  in  England.    Jena  1901.    S.  8  tX. 


Digitized  by  Google 


Versuch  einer  byslematik  der  Wirtscbattskrisca. 


II 


auszugeben.  Man  nennt  hieraus  entstehende  Krisen  wohl  „Geld- 
krisenV)  wogegen  nichts  einzuwenden  ist,  vorausgesetzt»  daß  man 
sich  über  die  Beziehung  zwischen  dem  Gelde  und  den  Krisen  in 
der  hier  angedeuteten  Weise  völlig  klar  geworden  ist.  Alsdann 
kann  man  ebensogut  von  Geldkrisen  wie  von  Modekrisen,  Ernte- 
krisen, Schutzzollkrisen,  Kriegskrisen  usw.  sprechen:  immer  be- 
zeichnet das  Zusatzwort  die  (zufällige)  Veranlassung,  die  zu  der 
vcrhänL^nisvrillcn  Absatzstockung  geführt  hat. 

Die  cinfacfien  Absatzkrisen  (deshalb  nenne  ich  sie  einfach)  sind 
jeder  VV^irtschaftsepochc  eigentümlich,  in  der  für  den  Markt  pro- 
duziert wird,  negativ  ausgedrückt:  allen  nicht  cigenwirtschaftlichen 
Wirtschafts^^emen.  Diese  Feststellung  war  in  der  Definition  dieses 
Krisentypus  bereits  enthalten:  da  Veranlassung  zur  Krisis  immer 
nur  Veränderuni^^en  der  Nachfrafje  werden,  so  folgt  daraus,  daß  die 
eigentümliche  Gestaltung  des  Ani^ebots,  wie  sie  in  den  verschiedenen 
W'irtsrhaftssA'stemcn  /.um  Ausdruck  kommt,  oline  Redeutuiip^  für  die 
hiustchunt;  der  Krisen  ist.  Prinzipiell,  während  graduell  sich  Unter- 
schiedlichkeiten naturgemäß  leicht  ergeben. 

Die  einfache  Absatzkrisis  verschont  die  undifferenzierte  „Kun- 
denproduktion" ebensowenig  wie  die  hochdificrenzierte  Produktion 
für  einen  großen  Markt.  Die  gewerblichen  Produzenten  einer  mittel- 
alterlichen Stadt,  die  vielleicht  nur  in  der  nächsten  Umgebung  ihre 
Erzeugnisse  abi^c  tztcn,  konnten  sehr  wohl  einer  Krisis  anheimfallen, 
weil  schlechte  lirnten,  Krieg  oder  Pestilenz  ihren  Abnehmerkreis 
kaufuniahig  gemacht  hatten.  Aber  natürlich  vergrößert  sich  die 
Gefahr  einer  Krisis  in  dem  Maße,  wie  die  Glieder  in  der  Kette  der 
Warenzirkulation  sich  vmiebren.  Aus  dem  einfachen  Grunde,  weit 
gemäß  der  uns  schon  bekannten  Tendenz  der  Krisen  zur  Verall» 
gemeinerung  die  Gelegenheit  zur  Krisenbildung  in  der  einzelnen 
Gruppe  im  geraden  Verhältnis  wächst  zu  der  Zahl  der  durch  die 
Warenzirkulation  mit  ihr  zusammengekoppelten  und  deshalb  in 

'  l  So  M  :i  X  W  i  r  t  Ii  ,  Ciesch,  d,  HanHr)s.-Kr.  [3.  l  SS3  ■  S.  27  t.  den  .\..Maii<i, 

der  im  Jahre  1696  das  englische  WirUchatbltbeu  heimsuchte,  weil  die  SUbcrmünzcn 
umgeprägt  und  zu  diesem  Bchufc  mehrere  Monate  lang  dem  Verkehre  entzogen 
wurden.  Wiitbi  Gcwihniiiaim  Macaulay  spricht  dagegen  yom.  commerci«!  crists 
(Hisiory  of  Engl.  8,  156  ff.).  Gelegentlich  verquickt  sich  die  einfache  Absateknsis 
wegen  Geldknappheit  mit  einer  Kapitalkrisis.  Da*  war  x.  B.  1763  in  Hamburg 
der  Fallf  all  die  deutschen  Staaten  dem  Vorbilde  PreutJens  folgend  ihre  alten  MUnz- 
bestSnHc  zum  Umprägen  einzogen.  (Siehe  Büsch,  Sämtl.  Sehr,  über  d.  Handlang 
4  94).   Dadurch  kam  die  latente  Kapitalkrisis  erst  zum  Ausbruch. 
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ihrem  wirtschaftlichen  Erfolge  mit  ihr  solidarischen  fremden  Wirt- 
schaften. Deshalb  muß  —  cet  par.  —  die  Krisengefahr  mit  zu- 
nehmender Differenzierung  der  Produktion  und  daraus  folgender 
Verlängerung  des  Weges  der  Warenzirkulation  sich  vergrößern.*) 

Die  einfache  Wirtschaftskrisis  ist  nicht  auf  Wirtschaftsepochen 
mit  stark  oder  überhaupt  entwickelten  Kreditverkehr  beschrankt : 
auch  Wirtschaftsverfa^ungen  mit  reinem  Rarverkehr  sind  ihnen 
ausgesetzt.  Ls  genügt  ja.  dall  an  irgend  einer  Stelle  sich  die  \'er- 
wandlimg  der  Ware  in  die  Geldform  nicht  prompt  vollzieht,  um  die 
Möglichkeit  einer  Krisis  zu  begründen.  Der  Kredit  vermehrt  nur 
wieder  durch  sein  Dazwischentreten  die  Möglichkeiten  einer  Zer- 
reißung der  Warenzirkulationskeite.  Er  steigert  gleichsam  die 
Krisengefahr  intensiv,  wie  sie  die  Differenzierung  der  Produktion  ex- 
tensiv steigert. 

Die  einfache  Absatzkrisis  ergreift  endlich  ebenso  leicht  bäuer- 
lich oder  handwerksmäßig  organisierte  Wirtschaften  wie  kapita- 
listische Unterndmiungen.  Sowdt  eine  Agrarkrias  twute  in  West- 
europa besteht,  sind  ihr  die  Bauern  —  vorausgesetzt,  daß  sie 
dieselben  Gegens^de  produzieren  —  ebenso  verfallen  wie  die 
Gutswirte  und  das  Handwerk  leidet  in  der  Gegenwart  oft  genug 
unter  einer  Krisennot,  wenn  es  den  industriellen  Unternehmungen 
derselben  Branche  (oder  weil  es  diesen)  recht  gut  ergeht  An- 
fälliger sind  kapitalistische  Untemehmui^n  nur  insoweit,  als  auf 
sie  die  die  Krisenge&hr  stei^emden  Momente  der  DilTerenzierung 
des  Wirtschaftslebens  und  des  Kreditverkehrs  mehr  Anwendung 
finden. 

Negativ  das  Ergebnis  unserer  Feststellungen  zusammengefaßt : 
die  einfachen  Absatzkrisen  sind  keineswegs  an  das  Zeitalter  kapi« 
talistischer  Wirtschaft  gebunden,  können  also  auch  nicht  durch 
den  Kapitalismus  erst  erzeugt  sein.  Damit  treten  sie  in  einen 
deutlichen  Gegensatz  zu  den  nun  noch  näher  zu  betrachtenden 
Kapitalkrisen.  Diese  nämlich,  die  Kapitalkrisen,  sind  nur  da, 
weil  und  insoweit  das  Wirtschaftsleben  kapitalistisch  organisiert  ist. 
Denn  sie  entspringen  aus  dem  Kapitalverhältnis  selbst.   Ihre  Ver* 


')  Nebenbei  bemerkt:  IMeie  Ausweitung  der  Warenzirkulation  ist  ein  Moment, 

welch<'S  die  Gegenwart  von  der  Vcrganj,'«  nli-  it  unterscheidet.  Nicht  damit  ZU  ver- 
wechseln ist  die  F..iiit;r  <1.  >;  Wt  gcs,  den  ein  (liit  aus  der  Produktions-  in  die  Kon- 
sumlioüswirtschall  zuruck^uk^^cn  hat.  Hü  eher  hat  auf  der  Verwtchsluiit:  dieser 
beiden  ganz  vcrüchicdcncn  Dinge  seine  falsche  Theorie  der  Wirtschattsstutcn  aufgebaut. 
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anlassung  liegt  also  immer  in  Vorgängen  auf  der  Seite  des  Ange- 
bots, dessen  Org^anisation  nun  nicht  mehr  indifferent  für  das  Ein- 
treten der  Krisis  ist,  sondern  !?n  Gegenteil  ausschlaggebend  für 
das  Krisencrcignis  wird.  Mir  scheint,  dnß  ein  großer  Teil  der  Un- 
klarheiten, unter  denen  die  meisten  Krisentheorien  leiden,  zurück- 
zuführen ist  auf  die  mangelhafte  Unterscheidung  der  beiden  Typen 
volkswirtschaftlicher  Krisen.  Ich  wiederhole :  einfache  Absatzkrisen 
gehören  sowohl  dem  kapitalistischen  wie  dem  vorkapitalistischen 
Zeitalter  an,  Kapitalkrisen  nur  dem  kapitalistischen;  die  vorkapita- 
listische Wirtschaftsepoche  kannte  nur  einfache  Absatzkrisen,  die 
kapitalistische  Kpoche  hat  beide  Formen  nebeneinander:  einfache 
Absatzkrisen  und  Kapitalkrisen. 

Bei  genauerem  Hinsehen  werden  wir  nun  aber  leicht  gewahr, 
da6  der  Typus  der  Kapitalkrisen  wiederum  kein  einheitlidier  ist, 
daß  sich  vielmehr  deutlich  zwei  verschiedene  Arten  derartiger 
Krisen  unterscheiden  lassen.  Ich  will  sie  als  primäre  und  sekundäre 
Kapitalkrisen  bezeichnen. 

Die  primären  Kapitalkrisen  entspringen  unmittelbar  aus 
dem  Prozefi  der  kapitalistischen  Wirtschaft  als  solcher.  Sie  be- 
dürfen zu  ihrer  Entstehung  nicht  des  Dazwischentretens  eines  be» 
sonderen  Ereignisses,  sondern  folgen  aus  der  Natur  der  kapita- 
listischen Organisation  selbst.  Sie  sind  dieser  immanent.  Diese 
kann  nicht  sein  ohne  sie.  Weshalb  man  diesen  Typus  der  Kapital* 
krisen  auch  als  konstitutionelle,  essentielle,  immanente  oder  endc^ene 
Kapitalkrisen  bezeichnen  könnte.  Systematisch  stehen  die  primären 
Kapitalkrisen  unter  den  verschiedenen  Typen  der  Kapitallcriscn  an 
erster  Stelle,  historisch  sind  sie  jedoch  eine  spätere  Form,  weil  sie 
sich  erst  in  einer  au^ebildeten  kapitalistischen  Wirtschaft,  in  der 
hochkapitalistischen  Wirtschaftsepoche,  einstellen.  Bis  dahin  ist  ihr 
Eintritt  durch  entgegenwirkende  Tendenz  aufgehalten  worden.  Kennt- 
lich ist  diese  Krisenart  daran,  daß  sich  für  ihren  Eintritt  keinerlei 
bestimmte  Veranlassung  nachweisen  läßt.  Da  sie  bisher  meist  in 
,. müder"  Form,  mehr  als  Tendenz  zum  Notstände  wie  als  Notstand 
sclb>t,  dafür  aber  während  einer  längeren  Periode  aufgetreten  ist, 
so  bezeichnet  man  sie  oft  als  „chronische"  wirtschaftliche  Depression, 
indem  man  ihr  die  andere  l^'orm  der  Kapitalkrisen,  die  ich  die 
sekundäre  nenne,  als  ,, akute"  Krisen  gegenüberstellt.  Diese  Unter- 
scheidung haftet  zu  sehr  an  äuL5ercn  S\  mptomen  und  empfiehlt  sich 
deshalb  nicht.  Was  den  anderen  nun  noch  zu  erwäiuieiiden 
Krisentyp  kennzeichnet,  ist  vielmehr  dieses: 
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Die  sekundären  p  i  t a  1  k r  i  s c  n  sind  Folgen  besonderer 
Ereignisse,  besser:  eines  besonderen  Ereignisses,  dessen  Eintritt  die 
\'orbedingung  ihrer  Existenz  ist ;  die  l'olgc  dessen,  was  wir  einen 
wirtscliaftlichen  Aufschwung^,  eine  allf^eineine  Hausse  des  Wirtschafts- 
lebens nennen.  „Une  crisc  nc  survient  janiais  ä  l'improviste,  eile  a 
toujours  (itc  prcccdce  d  une  periode  de  grandc  prospörite  et  d  un 
grand  mouvement  d'afifaires  qui  n'a  pu  avoir  Heu  sans  une  pro- 
gression,  pour  ainsi  dire,  continue  de  hausse." ')  Sie  kann  ebenso- 
wenig innerhalb  einer  kapitalistischen  Volkswirtschaft  „von  selbst" 
entstehen  wie  der  Katzenjammer  den  Menschen  nicht  ergreifen 
kann,  der  keinen  Alkohol  zu  sich  genommen  hat.  Ihr  Eintreten 
ist  also  nur  insoweit  „notwendig",  als  das  ihre  Vorbedingung 
bildende  Ereignis  —  der  wirtschaftliche  Aufechwung  —  „notwendig" 
ist,  das  heifit  aus  dem  Wesen  kapitalistischer  Wirtschaft  mit  Not- 
wendigkeit folgt.  Lafit  sich  etwa  der  Nachweis  fuhren,  dafi  der 
wirtschaftliche  Aufschwung  kein  notwend^es,  sondern  ein  zufälliges 
Ereignis  im  Bereich  der  kapitalistischen  Wirtschaft  bildet,  so  würde 
alsdann  folgen,  dafi  auch  die  sekundären  Kapitalkrisen  kein  aus 
dem  Ablauf  des  kapitalistischen  Wirtschaftsprozesses  mit  Notwend^- 
keit  folgender  Vorgang,  dafi  sie  also  nicht  endogen,  sondern  exogen, 
nicht  konstitutionell,  nicht  essentiell,  sondern  akzidentiell  dir  die 
kapitalistische  Wirtschaft  sind. 

Der  „wirtschaftliche  Aufschwung",  den  wir  hier  einstweilen  als 
eine  bekannte  Erscheinung  ansehen  müssen,  so  wenig  gekannt  er 
tatsächlich  ist,  nimmt  verschiedene  Formen  an,  je  nach  der  An- 
lagesphäre des  Kapitals,  die  er  cff^rcift.  Insbesondere  ergeben  sich 
wesensunterschiedliche  Entwicklungsreihen,  je  nachdem  von  der 
Aufechwun^i^sbewegung  nur  das  in  der  Zirkulationssphäre  hausende 
oder  auch  das  in  Produktions-  (und  Verkehrs-)unternehmungen  an- 
gelegte Kapital  erfaßt  wird.  Demgemäß  ergeben  sich  auch  ver- 
schiedene Erscheinungsformen  der  sekundären  Kapitalkrisen,  die  wir 
als  Handels-  und  Produktionskrisen  bezeichnen  können,  wobei  in 
die  Produktionskrisen  die  Verkehrskrisen  eingeschlossen  sein  mögen. 
Es  wird  zu  zeigen  sein,  dali  die  Handelskrisen  ebensoselir  die 
spezifische  Form  der  sekundären  Raj>italkrisen  in  der  frühkapi- 
talistischen Epoche,  wie  die  Produktionskrisen  die  in  der  hoch  kapi- 
talistischen Epoche  sind. 

Der  Übersichtlichkeit  halber  gebe  ich  hier  das 


^)  Clement  Juglar,  Des  crises  commerciales  etc.  2.  ed.  Paris  1889.  p.  14* 
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Schema  für  die  von  mir  versuchte  Systematik  der 

Wirtschaftskrisen. 

A.  Krisen  als  persönliche  Schuldtatsache; 
E  Krisen  als  Naturtatsache; 
C.  Krisen  als  gesellschaftliche  Tatsache. 
L  Privatwirtschaftliche  Krisen; 
IL  Finanzkrisen; 
m.  Volkswirtschaftliche  Krisen. 
^      ].  Einfache  Absatzkrisen; 
2.  Kapitalkrisen. 

a)  Primäre  Kapitalkrisen; 

b)  Sekundäre  Kapttalkrisen. 
a)  Handelskrisen; 

Ii)  Produktionskrisen. 

n. 

Es  fragt  sich,  was  diese  Systematil^  wie  ich  sie  entworfen  habe, 
für  das  Studium  der  Wirtschaftskrisen  bedeutet  Welche  Wege  sie 
uns  weist,  welche  Aufgaben  sie  uns  stellt.  Daß  sie  aber  nur  dann 
eine  wissenschaftliche  Existenzberechtigung  hat,  wenn  sie  dazu  dient, 
die  Theorie  der  Wirtschaftskrisen  zu  klären  und  zu  vertiefen,  braucht 
nicht  erst  ausdrücklich  gesagt  zu  werden. 

Da  denke  idi  denn  hilft  uns  die  Einteilung  der  Krisenphäno- 
mene, wie  ich  sie  getroffen  habe,  vor  allem  dazu,  festzustellen,  was 
überhaupt  Gegenstand  einer  „Krisentheorie"  sein  kann  und  was 
nicht;  und  weiter:  ob  überhaupt  eine  „Theorie  der  Wirtscliafts- 
krisen"  innerhalb  der  politischen  Ökonomie  sell^tandig  abgehandelt 
werden  soll.  Daß  die  Krisen,  soweit  sie  keine  gesellschaftliche  Tat- 
sache sind  (Typus  A  und  B)  außerhalb  des  Bereichs  der  Sozial- 
wissenschaften liegen,  versteht  sich  von  selbst.  Ich  möchte  aber 
auch  von  den  cfesellschaftlich  IjeL^riindcten  Krisen  die  privatwirt- 
schaftliclicn  (C  1)  und  die  Finanzkrisen  (C  II)  nicht  zu  den  Objekten 
der  politischen  Ökonomie  rcrlmen.  Finanzkrisen  sind  vtjn  der 
Fiiian/.wissenschaft  abzuhandeln  und  privatwirtschalthche  Krisen 
können  da»  Interesse  des  „Soziologen"  unter  verschiedenstem  Ge- 
sichtspunkt erwecken:  die  „Spekulationskrisen"  z.  B.  als  besonders 
lehrreiche  Erscheinungen  eines  kontagiösen  Spielruusches  und  darauf 
folgender  Massenangst,  dieser  etwa  im  Vergleich  zu  den  Vors^än^^cn 
bei  einem  Theaterbrande ;  mit  der  V'olkswirtschaltslehre  liaben  sie 
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schlechterdings  nichts  zu  liin,  sofern  man  dieser  die  Aufgabe  zu- 
weist, den  Reproduktionsprozeß  des  gesellschaftlichen  Reichtums 
/u  analysieren.  Ist  ja  doch  ein  wesentliches  Kennzeichen  dieser 
„Störungen",  daß  „they  produce  no  effect  on  the  general  movement 
of  affairs". 

Bleiben  also  die  volkswirtschaftlichen  Krisen  (C  III)  als  Gcf^cn- 
stand  nationalökonomischer  Betrachtung  zurück.  Nun  erscheint  es 
mir  aber  ausgeschlossen,  auch  nur  diese  Krisenarten  einheitlich  in 
einer  Krisentheorie  abzuhandeln.  Ich  möchte  vielmehr  auch  die 
ein&chen  Absatzkrisen  bebdte  gestellt  sdien,  ehe  man  den  Plan 
,zu  einer  Krisentheorie  entwirft*  weil  ich  der  Meinung  bin,  daß  dieser 
Krisentyp  als  solcher  unfähig  ist,  Gegenstand  einer  binderen 
Theorie  zu  bilden. 

Wir  müssen  uns  klar  machen,  dafi  die  Lehre  von  den  ein- 
fachen Absatzkrisen  erschöpft  ist  mit  der  Lehre  von  der 
Warenzirkuhtion  und  dafi  sie  als  solche  ganz  und  gar  nichts  proble* 
matisches  enthalten.  Die  Gesetze  der  Warenzirkulation  als  bekannt 
v(»aui^;esetzt:  „comment  s'^onner  que  la  secousse  des  pertur> 
bations  commercialcs,  quand  eile  ^branle  un  march^,  sc  fasse  sentir 
de  proche  en  proche  selon  T^endue  des  engagements  commerciaux?'' 
(Juglar). 

Im  Grunde  sind  wir  also  über  das  Wesen  der  einlachen  Ab* 
Satzkrisen  seit  den  Tagen  unterrichtet,  da  uns  die  Nationalökonomen 
des  17.  Jahrhunderts  zuerst  die  Theorie  der  Warenzirkulation  ent- 
w^ickelt  haben.  In  den  Schriften  der  ßoisquillebert,  Joh.  Joach. 
Becher,  Petty,  Bellers  findet  sich  alles  Wissenswerte  über  Wesen 
und  Bedeutung  der  einfachen  Absatzkrisen.  Ich  wüßte  nicht,  was 
den  Ausführungen  hinzuzufügen  wäre,  die  John  Bellers  in  seinem 
„Colled<^'e  of  Industry"  über  diesen  Gegenstand  macht,  wenn  er  sagt: 

„In  the  common  way  of  living  on  trade,  men,  their  wives  or 
children,  often  lose  half  what  they  get  either  by  dear  bargains,  bad 
debts  or  law  suits,  of  which  there  will  bc  ncithcr  in  the  colledge; 
and  if  the  carth  f^ives  but  forth  its  fruit  and  the  workmcn  do  but  thcir 
parts,  they  will  have  j)lenty;  wlit-reas  often  now,  the  husbandmen 
and  mechanics  both  are  ruined,  tho'  the  tirst  have  a  great  crop  and 
the  second  iiidustriously  maketh  much  manufacture.  Moncy  and 
not  labour  being  made  tlie  Standard,  the  husbandman  pa\  in^  the 
sanic  reut  and  wages  as  when  the  crop  yiclded  double  the  price; 
it  bein^r  no  bettcr  with  the  mechanics,  where  its  not  who  uants 
his  commodity,  but  who  can  give  him  money  for  it  t^wiil  keep 
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him)  and  so  often  he  must  take  half  the  value  in  money,  another 
could  give  him  in  labour  that  hath  no  money."  ^} 

Will  man  mehr  sagen,  auder  was  diese  Skizze  etwas  weiter  ausfuhrt, 
will  man  eine  „Theorie  der  einfachen  Absatzkrisen"  geben,  das  hei6t 
also  vor  allem  ihre  Ursachen  aufdecken,  so  kommt  man,  da,  wie 
wir  sahen,  die  Veranlassung  zur  Unterbrechung  der  Warenzirkulation 
eine  beliebte  sein  kann  und  vom  Standpunkt  des  wirtschaftlichen 
Prozesses  aus  stets  eine  zufällige  Ist,  zu  einer  zusammenhanglosen 
Aufzählung  der  Krisenursachen,  wie  sie  etwa  Roscher  in  seinem 
bekannten  Essai  über  die  „Absatzkrisen"  gibt.  heißt  das  etwa 
SO  verfahren,  wie  der  Pathologe,  der  eine  „Theorie  des  Schnupfens" 
zu  geben  glaubte  damit,  dal3  er  alle  erdenklichen  Fälle  aufzählte, 
in  denen  man  sich  den  Schnupfen  holen  kann.  In  der  Tat  gesteht 
Roscher  selbst  zu ,  daß  in  einer  rein  äußerlichen  Aufzählungf 
der  „Krisenursachen"  die  „Physiologie"  der  Absatzkrisen  bestehe, 
wenn  er  sagt:'-')  ,.Dic  Ursachen  einer  solchen  Wirtschaftskrankheit 
sind  im  höchsten  Grade  mannigfaltig.  Jeder  (!)  Unistand,  welcher 
plütziich  und  stark  die  Produktion  vermehrt,  die  Konsumtion  ver- 
mindert oder  auch  nur  die  ^^ewohnte  Ordnung  des  Verkehrs  er- 
<;chüttert,  muß  eine  Absatzkrise  nach  sich  ziehen  — "  und  wenn  er 
uacli  die-ser  Einleitung  die  Krisenursachen  in  dieser  Reihenfolge 
Revue  passieren  läßt:  Modcwechsel,  Epidemien,  \'cr\vandlung  von 
i'üi  koinniensteilen  in  Kapital,  Verbesserung  des  Maschinenwesens, 
unmäßige  Ackcrprodiiktion,  günstige  Absat/konjunkturen,  Schwin- 
deleien, bloß  temporäre  Iirvveiteruiigcn  der  Nachfrage,  Preisernied- 
riguug  der  Edelmetalle,  Kornteuerung,  Ausbruch  eines  Krieges, 
innere  Unruhen,  die  allzugroße  Sicheilieit  eines  tiefen  Friedens, 
Bankpolitik.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  nicht  noch  ein  weiteres 
halbes  oder  ganzes  Dutzend  von  Krisenursacben  anzuführen. 

')  PropoMls  for  RauJoe  u.  CoUedge  of  Induitry  of  all  usefoll  Trade*  and 

Husbandry  with  Profit  for  tbc  Ridi,  a  plcntifal  Living  for  the  Poor  and  a  Good 
Educatioa  for  Youth  etc.  By  John  Bellers.  London  1696.  Das  Original  habe 
ich  n<:ch  niemals  ni  Grsirht  lickommcn.  Krinc  der  <;roßi"n  driitschf*n  Kihliothrkrn 
besitzt  tücini-s  \\  issi  ns  (lt<  Schrill,  der- n  \'<  il.issr  r  Marx  mit  I\<  clit  ..ein  wanres 
l'hänomcn  in  der  (  K-^ichichtc  dtrr  politisctien  Ökonomie"  nennt.  Ich  zitiere  nach  dem 
Neudruck  in:  „A  sapplementary  Appendix  to  the  first  Volume  of  tbc  Life  of  Robert 
Owen  etc.  VoL  I  A.  London  1858  pag.  171. 

*)  Roseber,  Ansiebten  der  VoUuw.  s.  Attfl.  (1S61)  S.  312.  Koscher  unter- 
scheidet  Übrigens  nicht  swischen  ein&cben  Absatzkrisen  und  Kapitalkriscn,  wodurch 
seine  Darstellung  noch  verworrener  wird. 

Archiv  fiir  Soriaiwiiuiuchaft  u.  Soiimlpolktk,  L  (A.  f.  mx.  C.  o.  Sc.  XDL)  i.  2 
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Dagegen  sind  nun  die  Kapitalkrisen  als  solche  zweifellos 
würdige  Objekte  theoretischer  Behandlung.  Da  sie  in  der  Natur  der 
kapitalistischen  Organisation  begründet  sind,  so  wird  ihre  Erörterung 
einen  integrierenden  Bestandteil  der  Theorie  der  kapitalistischen 
Wirtschaft  überhaupt  bilden  und  sicher  einen  der  wichtigsten.  Den- 
noch würde  ich  es  für  verfehlt  halten,  den  Komplex  von  £rschei' 
nungen,  den  wir  mit  dem  BegriBf  der  Krisis  zusammenfassen,  zum 
Gegenstand  einer  gesonderten  Betrachtung  zu  machen,  weil  ich 
glaube,  daß  auch  diejenigen  „Störungen",  die  wir  als  Kapitalkrisen 
bezeichnet  haben,  kein  Problem  bilden,  das  eine  methodisch  ein* 
wandsfreie  Behandlung  zuließe. 

Zunächst  ist  es  sicher  einmal  falsch,  die  Lehre  von  den 
Krisen  als  eine  .*\rt  von  ,,Patlu)lo^ie''  des  VVirtsciiaftsorganismus, 
der  „Physiologie''  oder  „Anatomie"  gegenüberzustellen.  Auch  wenn 
wir  uns  vor  den  Gefahren  der  hiermit  nahe  gelegten  Rea!analo«^ie 
zur  Medizin  hüten  würden,  so  wäre  c>  doch  immer  unstatthaft,  die 
Krisen  als  einen  „anomalen"  Zustand  dem  normalen  gegenüberzu- 
stellen. Denn  einen  solchen  „normalen"'  Zustand  ohne  Krisen  gibt 
es  nicht  und  es  hiitte  auch  wenig  Zweck,  ihn  als  regulative  Idee 
für  die  l'^orschung  zu  konstruieren.  Die^e  würde  dadurch  eher  irre- 
geführt als  gefördert  w'erden.  Es  wäre  das  ebenso,  als  wenn  man, 
um  die  Fallgesetze  zu  finden,  von  der  Konstruktion  einer  Körper* 
weit  ohne  Schwere  ausgingen  wäre  oder  um  die  Lehre  von  der 
Ermüdung  zu  entwickeln,  sich  einen  Zustand  dächte,  in  dem  der 
Energie  ausgebende  Organismus  überhaupt  nicht  ermüdete.  Wenn 
es  richtig  ist  (was  freilich  erst  erwiesen  werden  mufi),  daß  der 
.^ungestörte"  Verlauf  der  kapitalistischen  Wirtschaft  notwendig  zu 
den  als  Krisen  bezeichneten  »Störungen"  führt:  wo  ist  dann  der 
„normale"  Zustand  ohne  Krisen?  Wenn  die  sekundäre  Kapitalkrisis 
(was  bereits  bekannt  ist)  die  Reaktion  g^en  den  wirtschafdichen 
Aufschwung  ist,  der  unvermeidliche  Zusammenbruch  nach  einer 
Periode  der  Überreizung,  warum  will  man  dann  diese  Reaktion, 
diesen  Zusammenbruch  als  den  anomalen  Zustand  dem  Aktionszu- 
stande gegenüljcrstellen?  Ich  weiß  nicht,  was  „pathologischer"  ist: 
die  fieberhafte  Überspannung  aller  produktiven  Kräfte  während  der 
Hausse  oder  die  Erschlaffung  während  der  Baisse.  Es  ist  eben 
das  „Normale",  daß  auf  den  Rausch  der  Katzenjammer  folgt.  Und 
(da  man  so  gerne  die  Analogie  der  Medizin  heranzieht)  kein  Medi- 
ziner, der  einen  Morphiumkranken  behandelt,  wird  den  Morphium- 
rausch  für  etwas  Normaleres  ansehen  als  die  darauffolgende  De- 
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pression  oder  die  Anspannung  der  Muskeln  im  Geschlechtsakte, 
deren  Erschlaffung  nacli  seinem  Vollzuge  als  das  Normale  dem 
Abnormen  gegenüberstellen. 

Aber  auch  wenn  wir  uns  t^anz  frei  machen  von  den  Vor- 
stellungen eines  „normalen"  X'crlaufcs  des  Wirtschaftslebens  und 
seinem  Gegenteil,  erscheint  es  unzweckmäßig,  das  Problem  der 
Krisen  zum  Gegenstande  einer  besonderen  Theorie  zu  machen. 
Dazu  ist  der  Begriff  der  Krisis  viel  7.u  unbestimmt  und  unbestimm- 
bar. Sowohl  bei  den  jirimären  wie  bei  den  sekundären  Kapital* 
krisen  ist  es  oft  L^anz  unmöglich  zu  entscheiden,  ob  nun  wirklich 
eine  Krisis  vorliegt  oder  nicht,  weil  es  ja  an  jedem  exakten  Maß- 
stab zur  Feststellung  des  Tatbestandes  einer  Krisis  fehlt  Wenn 
wir  die  Symptome  überblicken ,  an  denen  wir  das  X'orhandensein 
einer  Krisis  beurteilen  sollen  so  ist  kein  einziges  darunter,  das 
eine  einwandsfreie  Konstatierung  einer  „Krisis"  zulieüe,  das  sich 
nicht  auch  bemerkbar  machen  könnte  in  einer  „krisenlosen"  Zeit. 
Diese  Symptome  sind  nämlich:  verringerte  Heiratsziffern ;  Zunahme 
der  Sterblichkeit;  Anwachsen  der  Eigentumsvergehen  und  der  poli- 
zeilichen Anzeigen  wegen  Bettelei,  Uindstreicherei,  Arbeit^heu; 
Zunahme  der  Armenunterstützung;  Ergebnisse  der  Wanderbewegung 
zwischen  Stadt  und  Land;  Rückgang  der  Börsenkurse  und  Industrie- 
werte und  parallele  Aufwärtsbewegung  der  staatlichen  Fonds; 
Steigen  der  Zahl  der  Konkurse;  ungünstige  Bankausweise;  un' 
günstige  Betriebsei^ebnisse;  ÜberfuUung  des  Arbeitsmarktes. 

So  darf  es  uns  denn  nkht  wundernehmen,  wenn  eine  Ab* 
wärtsbew^^ng  der  Industrie  wie  die  in  den  Jahren  igcx>ff.  von 
den  einen  als  »,Kr]sis"  angesprochen  wird,  wahrend  andere  ihr  den 
Charakter  einer  „Krisis''  aberkennen.  Daß  es  heutzutage  gar  keine 
^Krisis"  mehr  gäbe,  ist  nicht  nur  die  Auflassung  von  Theoretikern 
(Bernstein!  Dietzel  1),  sondern  auch  die  vieler  Praktiker,  namentlich 
derer«  die  die  furchtbare  Katastrophe  des  Jahres  1857  noch  selbst 
miterlebt  haben.  Und  in  der  Tat:  varglichen  mit  den  Verwüstungen, 
die  ein  wirtschaftlicher  Rückschlag  in  früherer  Zeit  mit  sich  zu 
bringen  pflegte,  kommt  das,  was  wir  soeben  erlebt  haben,  kaum  in 
Betracht.  Wollte  man  die  Wirkungen,  die  die  letzte  „Krisis"  auf 
den  deutschen  Volkskörpcr  ausgeübt  hat,  in  dem  Satze  zusammen- 


^)  V{L  die  urtdlsvoUe  Zimnmciiitelliing  bei  F.  Eulenburg,  Die  geges* 
wärtige  Wirtachaftskris»  in  den  Jabrbttdiera  fttr  Kat-ökononL   Itl.  Folge.  Bd.  24^ 

a.  316  ff. 
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fassen:  „Ganz  Deutschland  gleicht  einem  Kranken,  der  sich  auf 
seinem  Schmerzensla^'cr  hin  und  her  wälzt",  ^)  so  wäre  das  eine 
maßlose  Übertreibung;  für  das  Kn<:,dand  der  1830er,  1840er,  1850er 
Jahre  war  es  in  hohem  (.jrade  zutreffend. 

Nun  fallt  aber  dieses  Bedenken,  daß  man  gar  nicht  (auch  rein 
theoretisch  nicht)  bestimmen  kann,  ob  eine  „Krisis"  vorhanden  ist 
oder  nicht,  für  die  Deutung  der  empirischen  Wirldichkeit  um  so 
mehr  ins  Gewicht,  je  weiter  die  kapitattstische  Entwicklung  fort- 
schreitetj  denn  allem  Anschein  nach  macht  die  Katastrophenform 
auch  der  sekundären  Kapitalkrisen,  immer  mehr  der  milderen  Form 
langsamen  Geschäftsrücl^anges  Platz.  Die  primären  Kapitalkrisen 
aber,  denen  voraussichtlich  in  viel  größerem  Maße  die  Zukunft  ge* 
hört  als  den  sekundären,^  äulSem  sich  stets  in  einer  Form,  die 
man  vielfach  gar  mcht  als  Krisis  zu  bezeidinen  sich  entschüeden 
kann,  weshalb  man  lieber  von  wirtschaftlicher  Depression  als  von 
Krisen  spricht 

Endlich  noch  eine  Erw^ung,  die  es  unratsam  erscheinen  laßt, 
einen  unter  dem  B^rifT  der  Krisis  zusammengefaßten  Erscheinungs- 
komplex einer  gesonderten  Betrachtung  zu  unterziehen.  Handelt 
man  die  Krisen  für  sich  ab,  so  kommt  wenigstens  bei  den  sekun- 
dären Kapitalkrisen  der  sie  veranlassende  Zustand  des  Wirtschaft« 
liehen  Auf-' hwungs  regelmäßig  zu  kurz.  Nun  ist  aber,  sobald  man 
einsieht,  daLi  die  sekundäre  Kapilalkrisis  nicht  nur  post  hausse, 
sondern  propter  hausse  auftritt,  die  Lehre  von  den  sekundären 
Krisen  ohne  die  Lehre  vom  wirtschaftlichen  Aufschwun*:^  ebenso 
uiivollsländiL;;  und  deshalb  wertlos,  wie  es  etwa  eine  ]_)arstelhinij 
der  \\'irkun;^en  des  Alkohols  auf  den  Or;^^1nis^lus  wäre,  die  erst 
bei  den  Reaktionszuständcn  des  Kat/enjammcrs  einsetzen  wollte. 
Läßt  man  aber  den  Wirtschaft hchen  Aufschwung'  diejcni;Te  Beaclitung 
zuteil  werden,  die  er  tntsächUch  verdient,  so  gibt  man  offenbar 
mehr  als  nur  eine  Krisentheorie. 

Zieht  man  dieses  alles  in  Betracht,  so  wird  es  sich  als  zweck- 
mäßi^^er  erweisen,  die  Untersuchung  statt  auf  das  zu  enge  und  zu 


')  ,,L'Angloterrr  est  un  malade,  qui  s'.igit  vainemcat  sur  son  lit  de  doiUcur.'* 
L.  Fauch  er,  Etudes  sur  lAngklcrrc  2  (1845),  454. 

'1  I>as  wurde  schon  im  Jisbre  1850  von  Friedrich  Engels  auspcsprocben, 
der  sich  übrigens  der  Dupliziut  des  kapiUlütischcn  Krisenproblems  nicht  bcwulSt 
war.  $i«he  Neue  Rbem.  Zdton^,  pul.-9koB.  Revue  redig.  voo  Karl  Marx.  4.  Heft, 
April  1850.  S.  J6. 
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unbestimmte  Kriseiij^roblem,  auf  das  allgemeinere  und  doch  be* 
stimmtere  Problem  der  B  e  w  e  u  u  f;^  s  f  o  r  m  c  u  der  kapita- 
listischen Wirtschaft  auszurichten.  Man  wird  nicht  mehr  den 
Gegensatz  von  gesund  und  krank,  von  normal  und  abnorm ,  von 
gut  und  schlecht,  von  hoch  und  niedrig  urgicrcn,  sondern  wird 
von  der  Erkenntnis  ausgehen  müssen,  daß  die  kapitalistische  Wirt- 
schaft entweder  von  einer  Tendenz  nach  oben  (steigende  Preise, 
steigende  Beschäftigung,  steigende  Profite,  steigende  Löhne)  oder 
nach  unten  beherrscht  wird.  Da  wir  nun  fiir  diesen  Wechsel  von 
Expansions-  oder  Kontraktionszustanden,  fiir  diese  Bewegungsfonnen 
den  Ausdruck  „Konjunktur''  haben,  so  kann  man  das  Ergebnis  der 
soeben  angestellten  Betrachtungen  auch  in  den  Satz  zusammen- 
iassen:  die  Krisentheorie  mufi  zu  einer  Theorie  der  Konjunk* 
tur  erweitert  werden. 

Die  Behandlung  dieses  Problems  wird  naturgemäß  sich  in 
folgende  Teilaufgaben  gliedern  müssen: 

Erstens  die  Frage:  folgt  aus  dem  Wesen  der  kapitalistischen 
Wirtschaft  ein  regelmäßiger  Wechsel  der  Bewegung,  mit  anderen 
Worten :  hat  die  kapitalistische  Wirtschaft  einen'^bestimmten  Rhyth- 
mus? Vficd  diese  Frage  verneint,  ergibt  die  Untersuchung  vielmehr, 
daß  der  kapitalistischen  Wirtschaft  immanent  nur  eine  Tendenz 
ist:  die  Abwärtsbewegung,  so  entsteht  angesichts  der  historischen 
Tatsadie,  daß  sich  im  bisherigen  Ablauf  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaft ein  Rhythmus  ergibt  —  durch  den  regelmäßigen  Wechsel 
von  Expansions-  und  Kontraktionsperioden,  von  Hausse  und  Batsse  — 

zweitens  die  Frage:  wodurch  wird  eine  Aufwärt  hrwrc'ung 
erzeugt,  wodurch  entsteht  eine  Hausse,  wie  ist  wirtschaftlicher  Auf- 
schwung möglich?  woran  sich  dann  von  selbst 

drittens  die  Frage  schließt :  muß  auf  jede  Aufechwungsperiode 
eine  Periode  des  Niedergangs  folgen  und  wenn  ja:  warum?  Die 
„Kriscntheoric"  verschwindet  also,  weil  sie  sich  auflöst  in  drei 
unterschiedliche  Theorien: 

1.  die  Theorie  der  wirtschaftlichen  Depression  (der  „chro- 
nischen" Baisse); 

2.  die  Theorie  des  wirtschaftlichen  Aufschwutigs  fder  Hausse/; 

3.  die  Theorie  der  wirtschaftlichen  Reaktion  {det  „akuten" 
Baisse). 

Aufgabe  der  folgenden  Abhandlungen  wird  es  sein,  diese 
Theorien  zu  entwickeln. 
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Die  „Objektivität"  sozialwissenschaftiicher  und 
sozialpolitischer  Erkenntnis,  0 

Von 

MAX  WEBER. 

Die  erste  Frage,  mit  der  bei  uns  eine  sozialwissenschafUiche 
und  zumal  eine  sozialpolitische  Zeitschrift  bei  ihrem  Erscheinen 
oder  bei  ihrem  Übergang  in  eine  neue  Redaktion  begrüfit  zu  werden 


')  \\\)  in  A!i-schnitt  I  der  u.ulistf heiulen  Ausführunpcn  ausdrücklicli  im  Namen 
der  Herausgeber  gesprochen  wird  oder  dem  Archiv  Autgaben  gestellt  werden,  bandelt 
es  Mcb  mtorlicb  mcht  um  PriTatansicliteii  da  Verfasien)  sondern  sind  die  be- 
ireffenden Attfletungcn  von  den  Mithenusgebera  ausdrtcklich  g^Uigt  Fttr  Ab- 
schnitt II  trifft  die  Venntwortnng  tBx  Fonn  und  Ivlait  den  Verfasser  allein. 

Dafi  das  Archiv  niemals  in  den  Bann  einer  bestimmten  Scbulmetnung  geraten 
wird,  dafllr  bürgt  der  Umstand,  daö  der  Standpunkt  nicht  nur  seiner  Mitarbeiter, 
Sfindcrn  auch  seiner  I  It  rausgcber,  auch  in  methodischer  Hinsicht,  keineswegs  schlecht- 
hin identisch   i<;t.     Andererseits  war  natürlich   eine  Übereinstimimmg   in  gewissen 
Grundanschauungen  Voraussetzung   der   gemeinsamen   Übernahme   der  Redaktion. 
Diese  Übereinstimmung  besteht  insbesondere  bezüglich  der  Schätzung  des  Wertes 
theoretischer  Erkenntnis  unter  „einseitigen"  Gesichtspunkten,  sovie  bezl^lich  der 
'  Forderung  der  Bildung  scharfer  Begriffe  und  der  strengen  Scheidung 
I  von  Erfabruneswitsen  und  Werturteil,  -wie  sie  hier  —  natürlich  ohne  den 
'  Ansprach,  damit  etwas  „neues"  zu  fordern  —  vertreten  wird. 

Die  vi«-lrn  Brritrn  der  Erört(  rung  (sul)  11"^,  uml  die  häufi'^c  Wiederholung  desselben 
Gcdank<'n'»  di-nu  dem  aus<!rhlit  uliclien  /werk,  das  bei  solchen  Ausführungen  mög- 
liche Maximum  von  Gemeinverständlichkeit  zu  erzielen.  Diesem  Interesse 
ist  viel  —  bofifentlich  nicht  zu  viel  — •  an  Präzision  des  Ausdrucks  geopfert,  und 
ihm  zu  Liebe  ist  auch  der  Versuch  an  Stelle  der  Aneinanderreihung  einiger  metho- 
dologischer Gesichtspunkte  eine  systematische  Untersuchung  treten  au  lassen»  hier 
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pflegt,  ist:  welches  ihre  „Tendenz"  sei  -\iich  wir  können  uns 
einer  Antwort  auf  iliesc  Fra^'c  nieht  entziehen  und  es  soll  an  dieser 
Stelle  darauf  ini  Anschluß  an  die  Bemerkungen  in  unserem  „(  iclcit- 
wort"  in  etwas  prinzipiellerer  Fragestellung  eingegangen  werden.  Es 
bietet  sich  dadurch  Gclci^anhcit,  die  Ki>;enart  der  in  unserem  Sinne 
„soziahvissenschafthdien"  Arbeit  überhaupt  nach  manchen  Rich- 
tungen in  ein  Licht  zu  rücken,  welches,  wenn  nicht  tiir  den  Fach- 
nianti.  >o  doch  für  manchen  der  Praxis  der  wissenschaftlichen  Arbeit 
ferner  stehenden  Leser  nützlich  sein  kann,  obwohl  oder  vielmehr 
gerade  weil  es  sich  dabei  um  „Selbstverständlichkeiten'  handelt.  — 
Ausgesprochener  Zweck  des  „/iicl;;\^  \v,u  seit  seinem  Be- 
stehen neben  der  Erweiterung  unserer  l.rkcnntnis  der  „gesell- 
schaftlichen Zustände  aller  Länder",  also  der  Tatsachen  des 
sozialen  Lebens,  auch  die  Schulung  des  Urteils  über  praktische 
Probleme  dessdben  und  damit  —  in  demjenigen,  freilich  sehr 
bescheidenen  Mafie,  in  dem  ein  solches  Ziel  von  privaten  Gelehrten 
gefördert  werden  kann  —  die  Kritik  an  der  sozialpolitischen  Arbeit 
der  Praxis,  bis  hinauf  zu  derjenigen  der  gesetzgebenden  Faktoren. 
Trotzdem  hat  nun  aber  das  Archiv  von  Anfang  an  daran  festgehalten, 
eine  ausschliefilich  wissenschaftliche  Zeitschrift  sein  zu  wollen,  nur 
mit  den^litteln  Wissens chaftlicher  Forschung  zu  arbeiten,  — 
und  es  entsteht  zunächst  die  Frage:  wie  sich  jener  Zweck  mit  der 
Beschränkung  auf  diese  Mittel  prinzipiell  vereinigen  läßt  Wenn 
das  Archiv  in  seinen  Spalten  Mafiregeln  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung oder  praktische  Vorschläge  zu  solchen  beurteilen  läßt 
—  was  bedeutet  das?  \J^fildhe&.^^d_die/Normen|  fiir  diese  Ur-  ^, 
teile?  .Welches  ist  die  Geltung  der  Werturteile,  die  der  Beurteilende  J c».^^  { 
.seinerseits  etwa  äußert,  oder  welche  ein  Schriftsteller,  der  praktische 
Vorschläge  macht,  diesen  zugrunde  legt?  In  welchem  Sinne  be- 
findet er  sich  dabei  auf  dem  Boden  wissenschaftlicher  Er- 
Ört«ungj_da  doch  das  Merkmal  wissenschaftlicher  Erkenntnis  in  _ 
der  „objektiven"  G  cUung  ihrer  Ei^ebnisse  als  W  a  h  r  h  e  i  t  gefunden  ' 
werden  muß?  Wir  legen  zunächst  unseren  Standpunkt  zu  dieser 

ganz  unterlassen  worden.  Di<K  hätte  das  tlincinzicbcn  einer  Fülle  von  vom  Teil  noch 
weit  tiefer  liegenden  erkenntnistbeoretisclien  Problemen  erfordert.  Es  soll  hier  nicht 
Logik  getrieben,  sondern  es  sollen  bekannte  Ergebnisse  der  modernen  Logik  für 
nns  nutsbar  gemacht,  Probleme  nicht  gelöst,  sondern  dem  Laien  ihre  Bedentmig 
vetanschanlicht  werden.  Wer  dir  Arbeiten  der  modernen  Logiker  kennt,  —  ich 
nenne  nur  Windrlband,  Simm' '  r  ^  für  unsere  Zwecke  speäeU  Heinrich  Rickert  — , 
wird  sofort  bemerken,  daft  in  aUcm  Wesentlichen  lediglich  an  sie  angckoUpft  isL 
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I'iai^'c  dar,  um  daran  s[)äter  die  weitere  zu  schließen:  Jn  welchem 
M-  Sinne  gibt  es  „objektiv  gültige  Wahrheiten"  auf  dem  Boden  der 
Wissenschaften  vom  Kulturleben  überhaupt?  —  eine  Frage,  die 
angesichts  des  steten  Wandels  und  erbitterten  Kampfes  um  die 
scheinbar  elementarsten  Probleme  unserer  Disziplin,  die  Methode 
ihrer  Arbeit,  die  Art  der  Bildung  ihrer  Begrift'e  und  deren  Geltung, 
nicht  uui^driL^fen  werden  kann.  Nicht  Lösungen  bieten,  sondern 
Probleme  aufzeigen,  wollen  wir  hier,  —  solche  Probleme  näm- 
lich, denen  unsere  Zeitschrift,  um  ihrer  bisherigen  und  zukünftigen 
Aufgabe  gerecht  zu  werden,  ihrer  Aufmerksamkeit  wird  zuwenden 
müssen.  — 

L 

Wir  alle  wissen,  daß  unsere  Wissenschaft,  wie  mit  Ausnahme 
vielleicht  der  politischen  Geschichte  jede  Wissenschaft,  deren 
Objekt  menschliche  Kulturinstitutionen  und  Kulturvorgänge  sind, 
geschichtlich  zuerst  von  praktischen  Gesichtspunkten  ausging. 
Werturteile  über  bestimmte  wirtschaftpolitische  Mafioahmen  des 
Staates  zu  produzieren,  war  ihr  nächster  und  zunächst  einziger 
Zweck.  Sie  war  ^«Technik'*  etwa  in  dem  Sinne,  in  welchem  es 
auch  die  klinischen  Disziplinen  der  medizinischen  Wissenschaften 
sind   Es  ist  nun  bekannt,  wie  diese  Stellung  sich  allmählich  ver- 
änderte, ohne  daß  doch  eine  prinzipielle  Scheidung  von  Er- 
^  kenntnis  des  ,3eienden"  und  des  „Seinsoltenden"  vollzogen  wurde. 
>  Gegen  diese  Scheidung  wirkte  zunächst  die  Meinung,  daß  unab- ' 
-  änderlich  gleiche  Naturgesetze,  sodann  die  andere,  daß  ein  ein- 
deutiges  Entwicklungsprinzip  die   wirtschaftlichen  Vorgänge  be- 
, herrsche  und  daß  also  das  Seinsollende  entweder  —  im  ersten 
/  Falle  —  mit  dem  unabänderlich  Seienden,  oder  —  im  zweiten 
I  Falle  —  mit  dem    unvermeidlich  Werdenden  zusanunenfalle. 
Mit  dem  Erwachen  des  historischen  Sinnes  gewann  dann  in  unserer 
Wissenschaft  eine  Kombination  von  ethischem  Evolutionismus  und 
historischem  Relativismus  die  Herrschaft,  welche  versuchte,  die 
«thischen  Normen  ihres  formalen  Charakters  zu  entkleiden,  durch 
Hineinbeziehung  der  Gesamtheit  der  Kulturwerte  in  den  Bereich 
des  „Sittlichen"  dies  letztere  inhaltlich  zu  bestimmen  und  so 
die  NationalÖK-onomie  zur  Dignität  einer  ,,etliischen  Wissenschaft" 
auf  empirischer  Grundlage  zu  erheben.    Indem  man  die  Ciesamthcit 
aller  möglichen  Kulturideale  mit  dem  Stempel  des  „Sittlichen"  ver- 
sah, verflüchtigte  man  die  spezifische  Dignität  der  ethischen  im- 
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perative,  ohne  doch  für  die  „Objektivität"  der  Geltung-  jener  Ideale 
irj^cnd  etwas  7u  <^e\vinncn.  Indessen  kann  und  muß  eine  prinzi- 
pielle Auseinandersctziinj^  damit  hier  beiseite  bleiben:  wir  halten  uns 
lediglich  an  die  Tatsache,  dati  noch  heute  die  unklare  Ansicht  nicht 
«^esch wunden,  sondern  besonders  den  Praktikern  ganz  begreiflicher- 
weise geläufig  ist,  ilat^  die  Nationalökonomie  Werturteile  aus 
einer  spczifiscli  „wirtschaftlichen  Weltanschauung"  heraus  produziere 
und  zu  produzieren  habe.  — 

Unsere  Zeitschrift  als  Vertreterin  einer  emj/irischen  Fach- 
disziphn  nuii«,  wie  wir  gleich  vorweg  feststellen  wollen,  diese  An- 
sicht grundsätzlich  ablehnen,  denn  wir  sind  der  Meinung, 
dati  es  niemals  Aufgabe  einer  Erfahrungswissenschaft  sein  kann, 
bindende  Normen  und  Ideale  zu  ermitteln,  um  daraus  für  die 
Praxis  Rezepte  ableiten  zu  körmen. 

Was  folgt  aber  aus  diesem  Satze  ?    Keineswegs ,  daß  Wert- 
urteile deshalb,  weil  sie  in  letzter  Instanz  auf  bcslitumten  Idealen 
fußen  und  daher  „subjektiven"  Ursprungs  sind,  der  wissenschaft- 
lichen Diskussion  überhaupt  entzogen  seien.  Die  Praxis  und  der  ^ 
Zweck  unserer  Zeitsdiriit  würde  einen  solchen  Satz  ja  immer  wieder  \ 
desavouieren.  Die  Kritik  macht  vor  den  Werturteilen  nicht  Halt. 
Die  Frage  ist  vielmehr:  Was  bedeutet  und  bezweckt  wissen-  ' 
schaftliche  Kritik  von  Idealen  und  Werturteilen?  Sie  erfordert  eine 
etwas  eingehendere  Betrachtung. 

Jede  denkende  Besinnung  auf  die  letzten  Elemente  sinnvollen 
menschlichen  Handelns  ist  zunächst  gebunden  an  die  Kategorien: 
^weck"  und  „Mittel".  Wir  wollen  etwas  in  concreto  entweder  „um 
setQcs  eigenen  Wertes  willen*'  oder  als  Mittel  im  Dienste  des  in 
letzter  Linie  Gewollten.  Der  wissenschaftlichen  Betrachtung  Zugang- 
Sch  ist  nun  zunächst  unbedingt  die  Frage  der  Geeignetheit  der/ 
Mittel  bei  gegebenem  Zwecke.  Da  wir  (innerhalb  der  jeweiligen 
Grenzen  unseres  Wissens)  gültig  festzustdlen  vermögen,  welche 
Mittel  zu  einem  vorgestellten  Zwecke  zu  fUhren  geeignet  oder  un- 
geeignet sind,  so  können  wir  auf  diesem  Wege  die  Chancen,  mit  be- 
stimmten zur  Verfögung  stehenden  Mitteln  einen  bestimmten  Zweck 
überhaupt  zu  erreichen,  abwägen  und  mithin  indirekt  die  Zweckj 
Setzung  selbst,  auf  Grund  der  jeweiligen  historischen  Situation,  als 
praktisch  sinnvoll  oder  aber  als  nach  Lage  der  gegebenen  Verf 
hältnisse  sinnlos  kritisieren.  Wir  können  weiter,  wenn  die  Mög* 
Kchkeit  der  Erreichung  eines  vorgestellten  Zweckes  g^eben  er- 
scheint, (natürlich  immer  innerhalb  der  Grenzen  unseres  Jeweiligen 
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Wissens)  die  Folgen  feststellen,  welche  die  Anwendung  der  erforder- 
lichen Mittel  neben  der  eventuellen  Erreichung  des  beabsichtigten 
Zweckes,  infolge  des  Allzusaninicuii.inges  alles  Geschehens,  haben 
würde.  Wir  bieten  alsdann  dem  Handelnden  die  Möglichkeit  der 
Abwägung  dieser  ungewollten  gegen  die  gewollten  Folgen 
seines  Handelns  und  damit  die  Antwort  auf  die  Frage:  was  „kösTet" 
die  Erreichung  des  gewollten  Zweckes  in  Gestalt  der  vomissichtltch 
eintretenden  Vorletzui^  anderer  Werte?  Da  in  der  großen 
Überzahl  aller  F^e  jeder  erstrebte  Zweck 'in  diesem  Sinne  etwas 
„kostet"  oder  doch  kosten  kann,  so  kann  an  der  Abwägung  von 
Zweck  und  Folgen  des  Handelns  gegeneinander  keine  Selbstbesinnung 
verantwortlich  handelnder  Menschen  vorbeigehen,  und  sie  zu  er- 
m^lichen  ist  eine  der  wesentlidisten  Funktionen  der  technischen 
Kritik,  welche  wir  bisher  betrachtet  haben.  Jene  Abwägung  selbst 
nun  aber  zur  jEntachfiiduog.  zu  brin|[en  ist  freilich  nich^tjiiehr  eine 
m^liche  Äu^l>^  der^  Wissenschaft,  sondern  des  wollenden' Tlen^ 
sehen:  er  wägt  und  wählt  "nach  seinem  eigenen  Gewissen' und 
sdher  persönlichen  Weltanschauung  zwischen  den  Werten,  um  die 
es  sich  handelt  Die  Wissenschaft  kann  ihm  zu  dem  Bewußtsein 
verhelfen,  daß  alles  Handeln,  und  natürlich  audi,  je  nadi  den  . 
Umstanden,  das  Nicht  •Handeln,  in  seinen  Konsequenzen  eine 
Parteinahme  zugunsten  bestimmter  Werthe  bedeutet,  und  damit 
—  was  heute  so  besonders  gern  verkannt  wird  —  regelmäßig  gegen  ' 
andere.   Die  Wahl  zu  treffen,  ist  seine  Sache. 

Was  wir  ihm  für  diesen  Entschluß  nun  noch  weiter  bieten 
können,  ist:  Kenntnis  der  Bedeutung  des  Gewollten  selbst. 
Wir  können  ihn  die  Zwecke  nach  Zusammenhang  und  Bedeutung 
kennen  lehren,  die  er  will  und  zwischen  denen  er  wählt,  zunächst 
durch  Aufzeigung  und  logisch  zusammenhangende  Entwicklung  der 
„Ideen",  die  dem  konkreten  Zweck  zugrunde  liegen  oder  liegen 
können.  Denn  es  ist  selbstverständlich  eine  der  wesentlichsten  Auf- 
gaben einer  jeden  Wissenschaft  vom  menschlichen  Kulturleben,  diese 
„Ideen",  für  welche  teils  wirklich,  teils  vermeintlich  gekämpft  worden 
ist  und  gekämpft  wird,  dem  ^^eistigen  Verständnis  zu  erschließen. 
Das  überschreitet  nicht  die  Grenzen  einer  Wissenschaft,  welche 
„denkende  Ordnung;  der  empirischen  Wirklichkeit"  erstrebt,  so  wenig 
die  Mittel,  die  dieser  Deutung  geisti^^er  Werte  dienen,  ..Induktionen" 
im  gewöhnlichen  Sintie  des  Wortes  sinil.  Alierdings  fallt  diese  Auf- 
gabe wenigstens  teilweise  aus  dem  Rahmen  der  ökonotiuschen 
Fachdisziplin  in  ihrer  üblichen  arbeitsteiligen  Spezialisation  heraus; 
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es  handelt  sich  um  Aufgaben  der  Sozialphilosophie.  Allein 
die  historische  .Macht  der  Ideen  ist  für  die  Entwicklung"  des  So/.ial- 
lebens  eine  so  gewaltige  «gewesen  und  ist  es  noch,  daß  unsere  Zeit- 
schrift sich  dieser  Aufcjal^e  niemals  entziclien.  deren  Tflcj^H"  vielmehr 
in  den  Kreis  ihrer  wichtii^sten  Pflichten  tinbeziehen  wird. 

Aber  die  wissenschaftliche  Behandlung  der  Wejturteile  möchte 
nun  weiter  die  gewollten  Zwecke  und  die  ihnen  zugrunde  liegen- 
den Ideale  nicht  nur  verstehen  und  .n4.Qh.crkb^n  Jassen,  sondern  vor 
allem  auch  kritisch  .jbeurteilen"  lehren.  Diese  Kritik  freilich  kann 

I  nur  düUektbchcn  Charakter  haben,  d,  h.  sie  kann  nur  eine  formal'  ' 
]<^pscfae  Beurteilung  des  in  den  geschichtlich  gegebenen  Werturteilen 
und  Ideen  vorliegenden  Materials,  dne  Prüfung  der  Ideale  an  dem 
Postulat  der  inneren .Wi  der  sp  ru  c  hs  1  osigk  e  i  t  des  Gewollten  sein. 
Sie  kann,  indem  sie  sich  diesen  Zweck  setzt,  dem  Wollenden  ver- 
helfen zur  Selbstbesinnung  auf  diejenigen  letzten  Axiome,  welche 
dem  Inhalt  seines  WoUens  zugrunde  liegen,  auf  die  letzten  Wert- 
maflstabe  von  denen  er  unbewußt  anseht  oder  —  um  konsequent 
zu  sein  —  ausgeben  mäfite.  Diese  letzten  Mafistabe,  welche  sich 
in  dem  konkreten  Werturteile  manifestieren,  zum  Bewn-dtsein 
z¥i  bringen,  ist  nun  allerdings  das  letzte«  was  sie,  ohne  den  Boden     V  •  '  * 

-  der' Spekulation  zu  betreten,  lebten  kann.  Ob  sich  das  urteilende 
Subjekt  zu  diesen  letzten  Mafistäben  bekennen  soll,  ist  seine  per- 
sonlichste Angelegenheit  und  eine  Frage  seines  Wollens  und  Ge* 
wissensy  nicht  des  Erfahrungswissens. 

£ine  empirische  Wissenschaft  vermag  niemanden  zu  lehren, 
was  er  soll,  sondern  nur  was  er  kann  und  —  unter  Um- 1 
ständen  —  was  er  will.  Richtig  ist,  daß  die  persönlichen  Welt- 
anschauungen auf  dem  Gebiet  unserer  Wissenschaften  unausgesetzt 
hineinzispielen  pflegen  auch  in  die  wissenschaftliche  Argumenta- 
tion, sie  inuner  wieder  trüben,  das  Gewicht  wissenschaftlicher  Ar- 
gumente auch  auf  dem  Gebiet  der  Ermittlung  einfacher  kausaler 
Zusammenhänge  von  Tatsachen  verschieden  einschätzen  lassen,  je 
nachdem  das  Resultat  die  Chancen  der  persönlichen  Ideale:  die 
Möglichkeit,  etwas  Bestimmtes  zu  wollen,  mindert  oder  steigert. 
Auch  die  Herausgeber  und  Mitarbeiter  unserer  Zeitschrift  werden 
in  dieser  Hinsicht  sicherlich  „nichts  Menschliches  von  sich  fern 
L;laul)cn."  Aber  von  diesem  Bekenntnis  nienschlicher  Schwäche  ist  | 
es  ein  weiter  Weg  bis  zu  dem  (ilauben  an  eine  „ethische"  i 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie,  welche  aus  ihrem  Stoff  Ideale 
oder  durch  Anwendung  allgemeiner  ethischer  Imperative  auf  ihren 
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Stoff  konkrete  Normen  zu  produzieren  hätte.  —  Richtig  ist  noch 
etwas  Weiteres;  gerade  jene  innersten  Elemente  der  „Persönlichkeit", 
die  höchsten  und  letzten  Werturteile,  die  unser  Handeln  bestimmen 
und  unserem  Leben  Sinn  und  Bedeutung  geben,  werden  von  uns 
als  etwas  „objektiv"  Wertvolles  empfunden.  Wir  können  sie  ja 
nur  vertreteui  wenn  sie  uns  als  geltend^  als  aus  unseren  höchsten 
Lebenswoten  fliefiend,  sich  darstellen  und  so,  im  Kampfe  gegen 
die  Widerstande  des  Lebens,  entwickelt  werden.  Und  sicherlich 
liegt  die  Würde  der  ,rPersonlichkeit"  darin  beschlossen,  daß  es  (ur  sie 
Werte  gibt,  auf  die.  sie  ihr  eigenes  Leben  bezieht,  —  und  lagen 
diese  Werte  auch  im  einzelnen  Falle  ausschliedlich  innerhalb  der 
Sphäre  der  eigenen  IncUvidualität:  dann  gilt  ihr  eben  das  „Sich* 
ausleben"  in  denjenigen  ihrer  Interessen,  för  welche  sie  die 
Geltung  als  Werte  beansprucht,  als  die  Idee,  auf  welche  sie 
sich  bezieht.  Nur  unter  der  Voraussetzung  des  Glaubens  an  Werte 
jedenfaUs  hat  der  Versuch  Sinn,  Werturteile  nach  außen  zu  ver- 
treten.  Aber:  die  Geltung  solcher  Werte  zu  beurteilen,  ist 

>  Sache  des  Glaubens,  daneben  vielleicht  eine  Aufgabe  speku- 
lativer Betrachtung  und  Deutung  des  Lebens  und  der  Welt  auf  ihren 

"^•Sinn  hin,  sicherlich  aber  n  i  c  h  t  Gegenstand  einer  Erfahrungswissen- 
Schaft  in  dem  Sinne,  in  wclcliem  sie  an  dieser  Stelle  gepflegt  werden 
soll.  Für  diese  Scheidung  fällt  nicht  —  wie  oft  geglaubt  wird  — 
entscheidend  itv^  Gewicht  die  empirisch  erweisliche  Tatsache,  daß 
Jene  letzten  Ziele  historisch  wandelbar  und  streitig  sind.  Denn  auch 
die  Erkenntnis  der  sichersten  Sätze  unseres  theoretischen  —  etwa 
des  exakt  naturwissenschaftlichen  oder  mathematischen  —  Wissens 
ist,  ebenso  wie  die  Schärfung  und  Verfeinerung  des  Gewissens,  erst 
Produkt  der  Kultur.  Allein  wenn  wir  speziell  an  die  praktischen 
IVoblcme  der  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  (im  üblichen  Wortsinn) 
denken,  so  zeigt  sich  zwar,  daß  es  zahlreiche,  ja  unzähli^^e  prak- 
tische K  i  n  z e  1  fra<Ten  gibt,  bei  deren  Krörtcrunf^  man  in  allseitiger 
Übereinstimmung  von  gewissen  Zwecken  als  selbstverständlich 
^e^irebcn  ausgeht  —  man  denke  etwa  an  Notstandskredite,  an  kon- 
krete Aufgaben  der  sozialen  ll\';^iene,  der  Arnienptlegc ,  an  Maß- 
regeln wie  die  Fabrikinspektionen,  die  Gewerbegerichte,  die  Ar- 
beitsnachweise, große  Teile  der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  —  bei 
denen  also,  wenigstens  scheinbar,  nur  nach  den  Mitteln  zur 
Erreichung  des  Zweckes  gefragt  wird.  Aber  selbst  wenn  wir 
hier  —  w;ls  die  Wissenschaft  niemals  ungestraft  tun  würde  —  den 
Schein  der  Selbstverständliclikeit  für  Wahrheit  nehmen  und  die 
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Konflikte,  in  welche  der  Versuch  der  praktischen  Durchführung 
alsbald  hinein  fuhrt,  für  rein  technische  Fragen  der  Zweckmäßigkeit 
ansehen  wollten,  —  was  recht  oft  irrig  wäre  — ,  so  müßten  wir 
doch  bemerken,  dafi  auch  dieser  Schein  der  Selbstverständlichkeit 
der  regulativen  Wertmaßstäbe  sofort  verschwindet ,  wenn  wir  von 
den  konkreten  Problemen  karitativ-polizeilicher  Wohlfahrts-  und 
Wirtschafts  fl  e ge  aufstcii^cn  zu  den  Fragen  der  Wirtschafts-  und 
Sozial  po  1  i  t  i  k.  Dits  Rcanzeichen  des  sozial  politischen  ( "haraklcrs 
eines  Problems  ist  es  ja  t^cradezu,  daß  es  nicht  auf  Grund  bloü  tech- 
nischer Kr\vä;j^un^'en  aus  feststehenden  Zwecken  heraus  zu  erledigen 
ist,  daß  um  die  res^ulativen  Wertinaßstabe  selbst  gestritten 
werden  kann  und  muti,  weil  das  Problem  in  die  Rej^ion  der  allge- 
meinen Kulturfragen  hineinraget,  l'nd  es  wird  gestritten  nicht 
nur,  wie  wir  heute  so  gerne  glau!)en,  zwischen  , .Klasseninteressen", 
sundern  auch  zwischen  Weltanschauungen,  —  wobei 
die  W'alirhcit  natürlich  vollkommen  bestehen  bleibt,  daß  dafür,  / 
wclclic  Weltanschauung  der  (nnzelnc  \crlritt,  neben  manchem 
anderen  auch  und  sicherlich  in  ganz  hervorragendem  Maße  der 
tirad  von  Wahlverwandtschaft  entscheidend  zu  werden  pflegt,  der 
sie  mit  seinem  „Klassenintcrcssc"  —  wenn  wir  diesen  nur  schein- 
bar eindeutigen  Begriflf  hier  einmal  akzeptieren  —  verbindet.  Sicher 
ist  unter  allen  Umständen  Eines :  je  „allgemeiner"  das  Problem  ist, 
um  das  es  sich  handelt,  d.  h.  aber  hier:  je  weittragender  seine 
Kulturbedeutung,  desto  weniger  ist  es  einer  eindeutigen  6e* 
antwortung  aus  dem  Material  des  Erfahrungswissens  heraus  zu- 
gänglich, desto  mehr  spielen  die  letzten  höchst  persönlichen  Axiome 
des  (^laubens  und  der  Weittdeen  hinein.  ~  lEs  ist  einfach  eine  Nai- 
vität, wenn  auch  gelegentlich  immer  noch  ge- 
glaubt wird,  es  gelte,  för  die  praktische  Sozialwissenschaft  vor 
allem  „ein  Prinzip"  aufzustellen  und  wissenschaftlich  als  göltig  zu 
erhärten,  aus  welchem  alsdann  die  Normen  für  die  Lösung  der 
praktischen  Einzelprobleme  eindeutig  deduzierbar  seien.  So  sehr  *- 
„prinzipielle'*  Erörterungen  praktischer  Probleme,  d.  h.  die  Zurück- ' 
führung  der  unreflektiert  sich  aufdrängenden  Werturteile  auf  ihren 
Ideengehalt,  in  der  Sozialwissenschaft  vonnöten  sind,  und  so  sehr 
unsere  Zeitschrift  speziell  ddi  gerade  auch  ihnen  zu  widmen  be- 
absichtigt, —  die  Schaffung  eines  praktischen  Generalnenners  fiir 
unsere  Probleme  in  Gestalt  allgemein  gültiger  letzter  Ideale  kann 
sicherlich  weder  ihre  Aufgabe  noch  überhaupt  die  irgend  einer 
Eriahningswissenschaft  sein:  sie  wäre  als  solche  nicht  etwa  nur 
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praktisch  unlösbar,  sondern  in  sich  widersinnig.  Und  wie  immer 
Grund  und  Art  der  X'erbindlichkcit  ethischer  Imperative  gedeutet 
werden  mag,  siclicr  ist,  daß  aus  ihnen,  als  aus  Normen  für  das 
konkret  bedingte  Handeln  des  Einzelnen,  nicht  Kulturinhalte 
als  gesollt  eindeutig  deduzierbar  sindf  und  zwar  umsoweniger, 
je  um&ssender  die  Inhalte  sind,  um  die  es  steh  handelt.  Nur  posi* 
tive  Religionen,  —  präziser  ausgedruckt:  dogmatisch  gebundene 
Sekten  —  vermögen  dem  Inhalt  von  Kulturwerten  die  Dignität 
unbedingt  gültiger  ethischer  Gebote  zu  verleihen.  Außerhalb 
ihrer  sind  Kulturideale,  die  der  einzelne  verwirklichen  will,  und 
ethische  Ffl^hten,  die  er  erfiillen  soll,  von  prinzipiell  verschiedener 
Dignitat  /Das  Schicksal  einer  Kulturepoche,  die  vom  Baum  der 
Erkenntnis  gegessen  hat,  ist  es,  wissen  zu  müssen,  dafi  wir  den 
Sinn  des  Weltgeschehens  nicht  aus  dem  noch  so  sehr  vervoll- 
kommneten Ergebnis  seiner  Durchforschung  ablesen  können,  sondern 
ihn  selbst  zu  schaffen  im  stände  sein  müssen,  daß  „Weltanschauungen" 
niemals  Produkt  fortschreitendeti  Erfeüirungsw'isscns  sein  könneii«' 
'  und  daß  also  die  höchsten  Ideale,  die  vm^  nm  mächtigsten  bewegen, 

/  für  alle  Zeit  nur  im  Kampf  mit  anderen  Idealen  sich  auswirken,  die 
anderen  eben  so  heilig  sind,  wie  uns  die  unseren. 

Nur  ein  optimistischer  S)nkretismus,  wie  er  zuweilen  das 
Fr^rebnis  des  entwickiungsgcschichtlichcn  Relativismus  ist,  kann 
sich  über  den  gewaltigen  Ernst  dieser  Sachlage  entweder  theoretiscli 
hinwegtäuschen  oder  ihren  Konsequenzen  praktisch  ausweichen. 
Es  kann  selbstverständlich  subjektiv  im  einzelnen  I'allc  genau 
ebenso  pflichtg^emäß  für  den  praktisciien  roliliker  sein ,  zwischen 
vorhandenen  (iegensätzen  der  Meinungen  zu  vermitteln,  als  für 
eine  von  iluien  Tartei  zu  ergreifen.    Aber  mit  Wissenschaft- 

I  lieber  „Objektivität"  hat  das  nicht  das  Allcrniindeste  7.u  tun.  Die 
„mittlere  Linie"  ist  um  kein  Haarbreit  m  e  Ii  r  wissen- 
schaftliche Wahrheit,  als  die  extremsten  Parteiideale  von 
rechts  oder  links.  Nirgends  ist  das  Interesse  der  Wissenschaft 
auf  die  Dauer  schlechter  aufgehoben  als  da,  wo  man  unbequeme 
Tatsachen  und  die  Realitäten  des  Lebens  in  ihrer  Härte  nicht 
sehen  will.  Das  Ardiiv  wird  die .  schwere  Selbsttäuschung,  man 
könne  durch  Synthese  von  mehreren  oder  auf  der  Diagonale 
zwischen  mehreren  Parteiansichten  praktische  Normen  von  wissen- 
schaftlicher Gültigkeit  gewinnen,  unbedingt  bekämpfen, 
denn  sie  ist,  weil  sie  ihre  eigenen  Wertmadstäbe  relativisti^cl)  zu 

V  verhüllen  liebt,  weit  gefährlicher  für  die  Unbefangenheit  der  Forschung 


Digltized  by  Google 


Die  „Objektivität"  soadalwisscjiscbafllicber  und  sozialpolitischer  Erkenntnis.     ^  i 

als  der  alte  naive  Glaube  der  Parteien  an  die  wissenschaftliche  „Be- 
weisbarkeit" ihrer  Dogmen.  Die  Fähigkeit  der  Unterscheidung  / 
zwjschen  Erkenneil' tuuLBeiirteilen  und  %  Urlüüung  sowohl  der  / 
wissenschaftlichen  Pflicht,  die*Wahrheit  der  Tatsachen  zu  sehen«  als  \ 
der  praktischen,  für  die  eigenen  Ideale  einzutreten,  ist  das,  woran  * 
wir  uns  wieder  stärker  gewöhnen  wollen. 

£$  ist  und  bleibt  darauf  kommt  es  i&r  uns  an  —  fiir  alle 
Zeit  ein  unüberbrückbarer  Unterschied,  ob  eine  Argumentation  steh 
an  unser  Gefühl  und  unsere  Fähigkeit  für  konkrete  praktische  2Xe\t 
oder  für  Kulturformen  und  Kulturinhalte  uns  zu  begeistern  wendet, 
oder,  wo  einmal  die  Geltung  ethischer  Nonnen  in  Frage  steht,  an 
unser  Gewissen,  oder  endlidi  an  unser  Vermögen  und  Bedürfnis, 
die  empirische  Wirklichkeit  in  einer  Weise  denkend  zu  ordnen,  \  /r^M^i« 
welcKe  den  Anspruch  auf  (Teltung  aJs  Erfahrungswahrheit  erhebt. 
Unil  dieser  Satz  bleibt  richtig,  trotzdem,  wie  sich  noch  zeigen 
wird,  jene  höchsten  „Werte"  des  praktischen  Interesses  für 
die  Richtung,  welche  die  ordnende  Tätigkeit  des  Denkens  auf  öA^j^fel^v^ 
dem  Gebiete  der  Kulturwissenschaften  jeweils  einschlägt,  von  ent- 
scheidender  Bedeutung  sind  und  immer  bleiben  werden.  [Denn  es 
ist  und  bleibt  wahr,  daß  eine  methodisch  korrekte  wissenschaftliche 
Beweisführung  auf  dem  Gebiete  der  Sozialwissensch.iften ,  wenn 
*^ie  ihren  Zweck  erreicht  haben  will,  auch  von  einem  Chinesen  als 
richtig  anerkannt  werden  inuI5  oder  —  richtiger  gesagt  ~  daß  sie 
dieses,  \  ielleieht  wegen  i\laierialmangels  nicht  voll  erreichbare,  Ziel 
jcdentallis  erstreben  muß,  daß  ferner  auch  die  logische  Analyse 
eines  Ideals  auf  seinen  Gehalt  und  auf  seine  letzten  Axiome  hin 
und  d:e  Aufzeigung  der  aus  seiner  Verfolgung  sich  logischer  und 
praktischer  Weise  ergebenden  Kon.sequen/cri ,  wetui  sie  als  ge- 
lungen gelten  soll,  auch  für  ihn  gültig  sein  nuil.',  —  wahrend  ilun 
für  unsere  ethischen  hnperativ  e  das  „Gehör"'  fehlen  kaiui,  und  während 
er  das  Ideal  selbst  und  die  daraus  fließenden  konkreten  Wertungen 
ablehnen  kann  und  sicherlich  oft  ablehnen  wird,  ohne  dadurch 
dem  wissensc^iaftUchen  Wert  jener  denkenden  Analyse  irgend  zu 
nahe  zu  treten.~picherlich  wird  unsere  Zeitschrift  die  immer  und  un' 
vermeidlich  si^C^iederiidenden  Versuche,  den  Sinn  des  Kulturlebens 
eindeutig  zu  bestimmen,  nicht  etwa  ignorieren.  Im  Gegenteil:  sie 
gehören  ja  selbst  zu  den  wichtigsten  Erzeugnissen  eben  dieses 
Kulturlebens  und  unter  Umstanden  auch  zu  seinen  mächtigsten 
treibenden  Kräften.  Wir  werden  daher  den  Verlauf  auch  der  in 
diesem  Sinne  „sozialphilosophischen"  Erörterungen  jederzeit  sorg> 
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sam  verfolgen.  Ja,  noch  mehr:  es  liegt  hier  das  Vorurteil  durch' 
aus  fem,  als  ob  Betrachtungen  des  Kulturlebens,  die  äber  die 
denkende  Ordnung  des  empirisch  Gegebenen  hinausgehend  die 
Welt  metaphysisch  zu  deuten  versuchen,  etwa  schon  um  dieses 
ihres  Charakters  willen  keine  Aufgabe  im  Dienste  der  Erkenntnis 
erfüllen  könnten.  Wo  diese  Aufgaben  etwa  liegen  würden,  ist 
freilich  dn  Problem  zunächst  der  Erkenntnislehre,  dessen  Beant* 
wortung  hier  für  unsere  Zwecke  dahingestellt  bleiben  mufi  und  auch 
kann.  Denn/^ines  halten  wir  für  unsere  Arbeit  fest:  eine  sozial- 
wissen schaTt liehe  Zeitschrift  in  unserem  Sinne  soll,  soweit  sie 
Wissenschaft  treibt,  ein  Ort  sein,  wo  Wahrheit  gesucht  wird,  die 
—  um  im  Beispiel  zu  bleiben  auch  für  den  Chinesen  die  Geltung 
einer  denkenden  Ordnung  der  empirischen  Wirklichkeit  beansprucht.^ 


Freilich  können  die  Herausgeber  weder  sich  selbst  noch  ihren 
Mitarbeitern  ein  für  allemal  verbieten,  die  Ideale,  die  sie  beseelen, 

auch  in  Werturteilen  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Nur  erwachsen  daraus 
zwei  wichtige  Pflichten.  Zunächst  die:  in  jedem  Augenblick  den 
Lesern  und  sich  selbst  scharf  zum  Bewußtsein  zu  bringen,  welches 
die  Maßstäbe  sind,  an  denen  die  Wirklichkeit  gemessen  und  aus 
denen  das  Werturteil  abgeleitet  wird,  anstatt,  wie  es  nur  allzu  oft 
^^cschieht,  durch  unpräzises  Ineinanderschieben  von  Werten  \"cr- 
schicdcnstcr  Art  sich  um  die  Konflikte  zwischen  den  Idealen  herum- 
zutäuscheii  und  ..jedem  etwas  bieten"  zu  wollen.  Wird  dieser  rtltcht 
streng  genügt,  dann  kann  die  praktisch  urteilende  ."^tellunL^nahme 
im  rein  wissenschaftlichen  Interesse  nicht  nur  unschädlich,  sonciern 
direkt  nützlich,  ja,  geboten  sein:  in  der  wissenschaftlichen  Kritik 
von  gesetzgeberischen  und  anderen  praktischen  \'orschlägen  i.>t  die 
Aul  klärung  der  Motive  des  ( icsctzc;ebers  und  der  Ideale  lies  kriti- 
sierten Schriftstellers  in  ihre  Tragweite  sehr  oft  gar  nicht  anders 
in  anschaulich-verständliche  Form  zu  bringen,  als  durch  Kon- 
frontierung  der  von  ihnen  zugrunde  gelegten  VV'crtniaßstäbe  mit 
anderen,  und  dann  natürlich  am  besten:  mit  den  eigenen.  Jede 
sinnvolle  Wertung  fremden  W'ollcns  kann  nur  Kritik  aus  einer 
eigenen  „Weltanschauung"  heraus,  Bekämpfung  des  fremden  Ideals 
vom  Boden  eines  eigenen  Ideals  aus  sein.  Soll  also  im  einzelnen 
Fall  das  letzte  Wertaxiom,  welches  einem  praktischen  Wollen  zugrunde 
liegt,  nicht  nur  fes^esteUt  und  wissenschaftlich  analysiert,  sondern 
in  seinen  Beziehungen  zu  anderen  Wertaxiomen  veranschaulicht 
werden,  so  ist  eben  „positive"  Kritik  durch  zusammenhängende 
Darlegung  der  letzteren  unvermeidlich. 
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Ks  wird  also  in  den  Spalten  der  Zeitschrift  —  speziell  bei  der 
Besprechung  von  Gesetzen  —  neben  der  Sozial  Wissenschaft 

—  der  denkenden  Ordnung  der  Tatsachen  —  uuvcimeidlich  auch 
die  Sozial  p  o  1  i  t  i  k  —  die  Darlegung  von  Idealen  —  zu  Worte 
kommen.  Aber :  wir  denkennicht  daran,  derartige  Auseinander' 
Setzungen  fiir  ..Wissenschaft"  auszugeben  und  werden  uns  nach  * 
besten  Kräften  hüten,  ae  damit  vermischen  und  verwechseln  zu 
lassen.  Die  Wissenschaft  ist  es  dann  nicht  mehr,  welche 
spricht,  und  das  zweite  fundamentale  Gebot  wissenschaftlicher 
Unbefangenheit  ist  es  deshalb:  in  solchen  Fällen,  den  Lesern  (und 

—  sagen  wir  wiederum  —  vor  allem  sich  selbst!)  jederzeit  deutlich 
zu  machen,  da6  und  wo  der  denkende  Forscher  aufhört  und  der 
wollende  Mensch  aniangt  zu  sprechen,  wo  die  Argumente  sich  an 
den  Verstand  und  wo  sie  sich  an  das  Gefühl  wenden.  Die  stete 
Vermischung  wissenschaftlicher  &x>rterung  der  Tatsachen  und 
wertender  Raisonnements  ist  eine  der  zwar  noch  immer  verbreitetsten, 
aber  auch  schädlichsten  Eigenarten  von  Arbeiten  unseres  Faches. 
Gegen  diese  Vermischung,  nicht  etwa  gegen  das  Eintreten  ) 
für  die  eigenen  Ideale  richten  sich  die  vorstehenden  Ausfuhrungen:  * 
Gesinnnngslosigkeit  und  wissenschaftliche  „Objektivität'^ 
haben  keinerlei  innere  Verwandtschaft  —  Das  Archiv  ist,  wenig-- 
stens  seiner  Absicht  nach,  niemals  ein  Ort  gewesen  und  soll 
es  auch  nicht  werden,  an  welchem  Polemik  gegen  bestimmte 
politische  oder  sozialpolitische  Parteien  getrieben  wird,  ebensowenig 
eine  Stelle,  an  der  für  oder  gegen  politische  oder  sozial- 
politische Ideale  geworben  wird;  dafür  gibt  es  andere  Organe. 
Die  Eigenart  der  Zeitschrift  hat  vielmehr  von  Anfang  an  gerade 
darin  bestanden  und  soll,  soviel  an  den  Heraust^^eborn  liegt,  auch 
fernerhin  darin  bestehen,  daß  in  ihr  scharfe  politische  (ie;4ner 
sich  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  zusammenfinden.  Sie  war  bisiier 
kein  sozialistisches"  und  wird  künftig  kein  ,, bürgerliches"  Organ 
sein.  Sie  schliclU  von  ihrem  MiUnbciUi  kreise  niemand  aus,  der 
sicli  auf  den  Boden  wissenschaftlicher  Diskussion  stellen  will. 
Sie  kann  kein  Tummelplatz  von  „Erwiderungen",  Repliken  und 
Dupliken  sein,  aber  sie  schützt  niemand,  auch  nicht  ihre  Mitarbeiter 
und  ebensowenig  ihre  Herausgeber  dagegen,  in  ihren 
Spalten  der  denkbar  schärfsten  sachlich-wissenschaftlichen  Kritik 
ausgesetzt  zu  sein.  Wer  das  nicht  ertragen  kann,  oder  wer  auf 
dem  Standpunkt  steht,  mit  Leuten,  die  im  Dienste  anderer 
Ideale  arbeiten  als  er  selbst,  auch  im  Dienste  wissenschaftlicher 
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Erkenntnis  nicht  zusammenwirken  zu  wollen,  der  mag  ihr  fern 
bleiben. 

Nun  ist  aber  freilich  —  wir  wollen  uns  darüber  nicht  täusclien  — 
mit  diesem  letzten  Satze  praktisch  zurzeit  leider  mehr  gesagt,  als  es 
auf  den  ersten  Blick  scheint.  Zunächst  hat,  wie  schon  anfrcdeutet,  die 
Möglichkeit  mit  politischen  (ie^ncrn  sich  auf  ntutralein  Hoden 
—  geselligem  oder  ideellem  —  unbefangen  zusammenzufinden,  leider 
erfahrungsgemäß  überall  und  zumal  unter  unsern  deutschen  Ver- 
hältnissen ihre  psychologischen  Schranken.  An  sich  als  ein  Zeidien 
partetfanatisdier  Beschränktheit  und  unentwido^ter  politischer  Kultur 
unbedingt  bekämpfenswert,  gewinnt  dieses  Moment  för  eine  Zeit- 
schrift wie  die  unsrige  eine  ganz  wesentliche  Verstärkung  durch 
den  Umstand,  daß  auf  dem  Gebiet  der  Sozialwissenschaften  der 
Anstofi  zur  Aufrollung  Wissenschaft  lieber  Probleme  erfahrungs- 
gemäß regelmäßig  durch  praktische  ,JFragen"  gegeben  wird,  so 
daß  die  bloße  Anerkennung  des  Bestehens  eines  wissenschaftlichen 
Problems  in  Personalunion  steht  mit  einem  bestimmt  gerichteten 
Wollen  lebendiger  Menschea  In  den  Spalten  einer  Zeitschrift, 
welche  unter  dem  Einflüsse  des  allgemeinen  Interesses  fiir  ein  kon- 
kretes Problem  ins  Leben  tritt,  werden  sich  daher  als  Mitarbeiter 
regelmäßig  Menschen  zusammenfinden,  die  ihr  personliches  Interesse 
diesem  Problem  deshalb  zuwenden,  weil  bestimmte  konkrete  Zu- 
stände ihnen  im  Widerspruch  mit  idealen  Werten,  an  die  sie  glauben, 
zu  stehen,  jene  Werte  zu  gefährden  scheinen.  Die  Wahlverwandt- 
schaft ähnlicher  Ideale  wird  alsdann  diesen  Mitarbeiterkreis  zu- 
sammenhalten und  sich  neu  rekrutieren  lassen,  und  dies  wird 
der  Zeitschrift  wenigstens  bei  der  Behandlunf^  praktisch  sozial- 
politischer rroblcmc  einen  bestimmten  „Charakter"  auf- 
prägen, wie  er  die  unvermeidliche  Begleiterscheinung  jedes  Zu- 
sammenwirkens lebendig  empfindender  Menschen  ist,  deren 
wertende  Stellungnahme  zu  den  Problemen  auch  bei  der  rein 
tlieoretischen  Arbeit  nicht  immer  ganz  unterdrückt  wird  und 
bei  der  Kritik  p  r  a  k  t  i  s  c  h  c  r  V' orschlägc  und  Maßnahmen  auch  — 
unter  den  oben  erörterten  Vorausscti^ungen  —  ganz  Icgitinierweise 
zum  Ausdruck  kotnnn.  Das  Archiv  nun  trat  in  einem  Zeit- 
punkte ins  Leben,  als  bestimmte  praktische  Probleme  der  „Ar- 
beiterfrage" im  überkommenen  Sinne  des  Wortes,  im  Vordergrund 
der  sozialwissenschaftlichen  Erörterungen  standen.  Diejenigen  Per- 
sönlichkeiten, für  welche  mit  den  Problemen,  die  es  behandeln 
wollte,  die  höchsten  und  entscheidenden  Wertideen  sich  verknüpften. 
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und  welche  deshalb  seine  regelmäßigsten  Mitarbeiter  wurden,  waren 
eben  daher  zAig^leich  auch  Vertreter  einer  durch  jene  Wertideen 
gleich  oder  doch  ähnlich  gefärbten  Kullurauffassunc^.  Jedermann 
weiß  denn  auch,  daß,  wenn  die  Zeitschrift  den  (ledanken,  eine 
„Tendenz''  zu  verfolgen,  durch  die  ausdrückliche  Beschränkung  auf 
„wissenschaftliche"  Erörterungen  und  durch  die  ausdrückliciic  Ein- 
ladung an  „Angehörige  aller  politischen  I  ^ager"  bestimmt  ablehnte, 
sie  trotzdem  sicherlich  einen  „Charakter"  im  obii^en  Sinn  besaß.  Er 
wurde  durch  den  Kreis  ihrer  regelmäßigen  .Mitarbeiter  geschaffen. 
Es  waren  im  allgemeinen  Männer,  denen,  bei  aller  sonstigen  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten,  der  Schutz  der  phj'sischen  Gesundheit 
der  Arbeitermässen  und  die  Ermöglichung  steigender  Anteilnahme 
an  den  materiellen  und  geistigen  Gütern  unserer  Kultur  für  sie, 
als  Ziel  —  als  Mittel  aber  ^e  Verbindung  staatHdien  Eingreifens 
in  die  materielle  Interessensphäre  mit  freiheitlicher  Fortentwick- 
lung der  bestehenden  Staats-  und  Rechtsordnung  vorschwebten, 
und  die  —  welches  immer  ihre  Ansicht  über  die  Gestaltung  der 
Gesellschaftsordnung  in  der  ferneren  Zukunft  sein  mochte  —  für 
die  Gegenwart  die  kapitalistische  Entwicklung  bejahten,  nicht 
weil  sie  ihnen,  gegenüber  den  älteren  Formen  gesellschaftlicher 
Gliederung  als  die  bessere,  sondern  weil  sie  ihnen  als  praktisch 
unvermeidlich  und  der  Versuch  grundsatzlichen  Kampfes  gegen  sie, 
nicht  als  Fördenii^,  sondern  als  Hemmung  des  Emporsteigens  der 
Arbeiterklasse  an  das  Licht  der  Kultur  erschien.  Unter  den  in 
Deutschland  heute  bestehenden  Verhältnissen  —  sie  bedürfen  hier 
nicht  der  näheren  Klarierung  —  war  dies  und  wäre  es  auch  heute 
nicht  zu  vermeiden.  Ja,  es  kam  im  tatsächlichen  Erfolg  der  All- 
seitigkeit der  Beteiligung  an  der  wissenschaftlichen  Diskussion  direkt 
zugute  und  war  für  die  Zeitschrift  eher  ein  Moment  der  Stärke, 
ja  —  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  —  sogar  vielleicht  einer 
der  Titel  ihrer  Existenzberechtigunrr. 

Unzweifelhaft  ist  es  nun,  daß  die  Entwicklung  eines  „Charak- 
ters" in  diesem  Sinne  bei  einer  wissenschaftlichen  Zeitschrift  eine 
Gefahr  iur  die  Unbefangenheit  der  wissenschaftlichen  Arbeit  be- 
deuten kann  und  dann  .wirklich  bedeuten  müßte,  wenn  die 
Auswahl  der  Mitarbeiter  eine  planvoll  cinsoitij^e  würde:  in 
diesem  Falle  bedeutete  die  Züchtung  jenes  „Charakters"  prak- 
tisch dasselbe  wie  das  Bestehen  einer  „Tendenz".  Die  Heraus- 
geber sind  sich  der  Verantwortung:^,  die  ihnen  diese  Sachlage 
auferlegt,  durchaus  bewußt  Sie  beabsichtigen  weder,  den  Charakter 

3* 
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des  Archivs  planvoll  /u  ändern,  noch  etwa  ihn  durch  geflissentliche 
Beschränkung  des  Mitarbeiterkreises  auf  Gelehrte  mit  bestimmten 
Parteimeinungen,  künstlich  zu  konservieien.  Sie  nehmen  ihn  als 
gegeben  hin  und  warten  seine  weitere  „Entwicklung"  ab.  Wie 
er  sich  in  Zukunft  gestaltet  und  vielleicht,  infolge  der  unvermeid- 
lichen Ernrdterung  unseres  Mitarfodterlcrdsei^  umgestaltet,  das  wird 
zunächst  von  der  Eigenart  derjenigen  Persönlu^eiten  abhängen, 
die  mit  der  Absicht,  wissenschaftlicher  Arbeit  zu  dienen,  in  diesen 
Kreis  eintreten  und  in  den  Spalten  der  2^tschrift  heimisch  werden 
oder  bleiben.  Und  es  wird  weiter  durch  die  Erweiterung  der 
Probleme  bedingt  sein,  deren  Forderung  sich  die  Zeitschrift  zum 
Ziel  setzt 

[Mit  dieser  Bemerkung  gelangen  wir  zu  der  bisher  noch  nicht 
erörterten  Frage  der  sachlichen  Abgrenzung  unseres  Arbdts- 
gebietes.   Hierauf  kann  aber  eine  Antwort  nicht  gegeben  werden, 

ohne  auch  hier  die  Frage  nach  der  Natur  des  Zieles  sozialwissen- 
schafilicher  Erkenntnis  überhaupt  aufzurollen.  Wir  haben  bisher, 
indem  wir  „Werturteil«^  und^rfahrungswlssen"  prinzipiell  schieden, 
vorausgesetzt,  daß  es  eine  unbedingt  gültige  Art  der  Erkenntnis, 
d.  h.  der  denkenden  Ordnung  der  empirischen  Wirklichkeit  auf  dem 
Gebiet  der  Sozial  Wissenschaften  tatsächlich  gebe.  Diese  Annahme 
wird  jetzt  insofern  zum  Problem,  als  wir  erörtern  müssen,  was  ob- 
jektive ,.(Teltuiig"  der  Wahrheit,  die  wir  erstreben,  auf  unserem 
Gebiet  bedeuten  kann.  Daß  dn^  Problem  als  'Solches  hc-steht  und 
hier  nicht  spintisierend  geschahen  wird,  kann  niemanden  entgehen, 
der  den  Kampf  um  Methode,  „Grundbegriffe*'  und  Voraussetzungen, 
den  steten  Wechsel  der  „Ucsichtspunkte"  und  die  stete  iNeube- 
siimmung  der  „Pegrifte",  die  verwendet  werden,  beobachtet  und 
sieht,  wie  theoretische  und  historische  Betrachtungsform  noch  immer 
durch  eine  scheinbar  unüberbrückbare  Kluft  getrennt  sind:  ,,7. wei 
Kationalükonomien",  wie  ein  verzweifelnder  W^iener  Exanunaad 
seinerzeit  jammernd  klagte.  Was  heißt  hier  Objektivität?  Ledig- 
lich diese  Frage  wollen  die  nachfolgenden  Ausfuhrungen  er- 
örtemj 

n.') 

Die  Zeitschrift  hat  von  Anfang  an  die  Gegenstände,  mit 
denen  sie  sich  be&fite,  als  sozial-ökonomische  behandelt.  So 


^}  Vgl.  die  Annerkung  xnm  Titel. 
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wenig  Sinn  es  nun  hatte,  hier  Begriffsbestimmungen  und  Ab- 

f^rcnzunpcn  von  Wissenschaften  vorzunehmen,  so  müssen  wir  uns 
doch  darüber  summarisch  ins  klare  setzen,  was  das  bedeutet. 

"t)ati  unsere  physische  Existenz  ebenso  wie  die  Befriedi;^ung 
unserer  idealsten  Bedürfnisse  uberall  auf  die  quantitative  Be^^renzt- 
heit  und  qualitative  Un/ulänghchkeit  der  dafür  benötijrten  äußeren 
Mittel  stößt,  daß  es  zu  ihrer  Befriedi^^ung  der  planvollen  Vorsorge 
und  der  Arbeit,  des  Kampfes  mit  der  Natur  und  der  Vergesell- 
schaftung mit  Menschen  bedarf,  —  das  ist,  möglichst  unpräzis  aus- 
gedrückt, der  grundlegende  Tatbestand,  an  den  sich  alle  jene  Kr- 
cheinungcn  knüpfen,  die  wir  im  »veitcsten  Sirmc  als  ,, sozial- 
ökonomische" bezeichnen. ;  Die  Qualität  eines  Vorganges  als 
„sozial-ökonomischer"  Erscheinung  ist  nun  nicht  etwas ,  was 
ihm  als  solchem  „objektiv"  anhaftet  Sie  ist  vielmehr  bedingt 
durch  die  Richtung  unseres  ^cenntntsinteresses,  wie  sie  sich 
aus  der  spezifischen  Kulturbedeutung  ergibt,  die  wir  dem  bc* 
treflenden  Vorgange  im  einzelnen  Fall  beilegen.  Wo  immer  ein 
Vorgang  des  Kulturlebens  in  denjenigen  Teilen  seiner  Eigenart,  in 
welchen  für  uns  seine  spezifische  Bedeutung  beruht,  direkt  oder 
in  noch  so  vermittelter  Weise  an  jenem  Tatbestand  verankert  ist,  da 
enthält  er  oder  kann  er  wenigstens,  so  weit  dies  der  Fall,  ein  sozial- 
wissenschaftliches  Problem  enthalten,  d.  h.  eine  Au%abe  für  eine 
Disziplin,  welche  die  Aufklärung  der  Tragweite  jenes  grundl^enden 
Tatbestandes  zu  ihrem  Gegenstande  macht. 

Wir  können  nun  innerhalb  der  sozialökonomidien  Probleme 
unterscheiden:  Vorgange  und  Komplexe  von  solchen.  Normen^ 
Institutionen  usw.,  deren  Kulturbedeutung  fiir  uns  wesentlich  in 
ihrer  ökonomischen  Seite  beruht,  die  uns  —  wie  z.  ß.  etwa  Vor- 
gange des  Börsen-  und  Banklebens  —  zunächst  wesentlich  nur  unter 
diesem  Gesichtspunkt  interessieren.  Dies  wird  regelmäßig  (aber 
nicht  etwa  ausschließlich)  dann  der  Fall  sein,  wenn  es  sich  um 
Institutionen  handelt,  welche  b  e  w  u  £U  /.u  ökononüsclien  Zweck<  ii 
geschaffen  wurden  oder  benutzt  werden.  Solche  ( )bjckte  unseres  Kr- 
kennens  können  wir  i.  e.S. wirtschaftliche"  Vorgänge  bez.  Institutionen 
nennen.  Dazu  treten  andere,  die  —  wie  z.  B.  etwa  X'orgängc  des  reli- 
giösen Lebens —  uns  nicht  oder  doch  sicherlich  nicht  in  erster  Linie 
unter  dem  Gesiclitspunkt  ihrer  (ökonomischen  Bedeutung  und  um 
dieser  willen  interessieren,  die  aber  unter  Umständen  unter  diesem 
Gesichtspunkt  Reclcuiung  gewinnen,  weil  \on  ihnen  Wirkungen 
ausgehen,  die  uns  unter  ökonomischen  Gesiclitspunkten  interessieren: 
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„ökonomisch  relevante"  Erscheinungen.  Und  cndHch  gibt  es  unter  den 
nicht  in  unserem  Sinne  „wirtschafüichen"  !'"rscheinunL^^rii  solche, 
deren  ökonomische  Wirkungen  für  uns  von  keinem  oiier  doch  nicht 
erheblichem  Interesse  sind :  etwa  die  Richtung  des  künstlerischen 
Geschmacks  einer  Zeit,  —  die  aber  ihrerseits  im  Finzelfalle  in  ge- 
wissen bedeutsamen  Seiten  ihrer  Eigenart  durch  ökonomische  Mo- 
tive, also  7.  B.  in  unserem  Falle  etwa  durch  die  Art  der  sozialen 
Gliederung  des  künstlerisch  interessierten  Publikums  mehr  oder 
minder  stark  mit  beeinflußt  sind :  ökonomisch  bedingte  Er- 
scheinungen. Jener  Komplex  menschlicher  Beziehungen,  Normen 
rund  normbestimmter  Verhältnisse,  die  wir  ,,Staat"  nennen,  ist  bei- 
spielsweise bezüglich  der  staatlichen  Finanzwirtschaft  eine  ,,wirt- 
schalLliche"  Erscheinung;  —  insofern  er  gesetzgeberisch  oder  sonst 
auf  das  Wirtschaftsleben  einwirkt  (und  zwar  auch  da,  wo  ganz 
andere  als  ökonomische  Gesichtspunkte  sein  Verhalten  bewufit  be- 
stimmen) ist  er  „ökonomisch  relevant" ;  —  sofern  endlich  sein  Ver- 
halten und  seine  Eigenart  auch  in  anderen  als  in  seinen  „wirtschaft- 
lichen" Belebungen  durdi  Monomische  Motive  mitbestimmt  wird, 
ist  er  „ökonomisch  bedingt".  Es  veisteht  sich  nach  dem  Gesagten 
von  selbst,  daß  einetseits  der  Umkreis  der  „wirtschaftlichen"  Er- 
scheinungen ein  flüssiger  und  nicht  scharf  abzugrenzender  ist,  und 
daß  andererseits  natürlich  keineswegs  etwa  die  „wirtschaftlichen" 
Seiten  einer  Erscheinung  nur  „wirtschaftlich  bedingt"  oder  nur 
„wirtschaftlich  wirksam"  sind,  und  daß  eine  Erscheinung  überhaupt 
die  Qualität  einer  „wirtschaftlichen"  nur  in  soweit  und  nur  so  lange 
behalt,  als  unser  Interesse  sich  der  Bedeutung,  die  sie  ftir 
den  materiellen  Kampf  unts  Dasein  besitzt,  ausschließlich  zuwendet. 

Unsere  Zeitschrift  nun  be&ßt  sich  wie  die  sozialökono- 
mische Wissenschaft  seit  Marx  und  Roscher  nicht  nur  mit  „wirt- 
schaftlichen" sondern  auch  mit  „wirtschaftlich  relevanten"  und 
„wirtschaftlich  bedingten"  Erscheinungen.  Der  Umkreis  derartiger 
Objekte  erstreckt  sich  natürlich,  —  flüssig,  wie  er  je  nacii  der  je- 
weiligen Richtung  unseres  Interesses  ist,  —  offenbar  durch  die  Ge- 
samtheit aller  Kulturvorgänge.  Spezifisch  ökonomische  Motive  — 
d.  h.  Motive,  die  in  ihrer  für  uns  bedeutsamen  Eigenart  an  jenem 
grundlegenden  Tatbestand  verankert  sind  -~  werden  überall  da 
wirksam,  wo  die  Befriedigung  eines  noch  so  immateriellen  Be- 
dürfnisses an  die  Verwendung  begrenzter  äußerer  Mittel  ge- 
bunden ist.  Ihre  Wucht  hat  deshalb  überall  nicht  nur  die  Form 
der  Befriedigung,  sondern  auch  den  Inhalt  von  Kulturbedürfnissen 
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auch  der  innerlichsten  Art  mitbestimmt  und  umgcstaUet.    Der  in- 
direkte  Einflulj,  der  unter  dem  Drucke   „materieller"  Interessen 
stehenden  sozialen  Bczichunfren,  Institutionen  und  Gruppierungen 
der  Menschen,  erstreckt  sich  (oft  unbewußt)  auf  alle  Kulturgebiete  / 
olinc  Ausnahme,  bis  in  die  feinsten  Nuancierungen  des  ästhetischen  ' 
und  religiösen  Empfindens  hinein.    Die  Vorgänge  des  alltäglichen 
Lebens  nicht  minder  wie  die  „historischen"  Ereignisse  der  hoben 
Politik,  Kollektiv-  und  Massenerscheinungen  ebenso  wie  „singulare** 
Handlui^en  von  Staatsmännern  oder  individuelle  literarische  und 
künstlerische  Leistungen  sind  durch  sie  mitbeeinflufit,  —  „ökono< 
misch  bedingt".  Andererseits  wirkt  die  Gesamtheit  aller  Lebens^ 
erscheinungen  und  Lebensbedingungen  einer  historisch  gegebenen 
Kultur  auf  die  Gestaltung  der  materiellen  Bedürfnisse»  auf  die  Art 
ihrer  Befriedigung,  auf  die  Bildung  der  materiellen  Interessen- 
gruppen und  auf  die  Art  ihrer  Machtmittel  und  damit  auf  die  Art 
des  Verlaufes  der  „ökonomischen  Entwicklung**  ein,  —  wird  „öko- 
nomisch relevant".  Soweit  unsere  Wissenschaft  wirtschaftliche  I 
Kulturerschemungen  im  kausalen  Regressus  individuellen  Ursachen  / 
— '  ökonomischen  oder  nicht  ökonomischen  Charakters  —  zurechnet,    ^  ' 
erstrebt  sie  „historische"  Erkenntnis.    Soweit  sie  ein  spezifisches  » 
Element   der  Kulturersclieinungen :   das  ökonomische,  in  seiner 
Kulturbedeutung  durch  die  verschiedensten  Kulturzusammenhänge 
hindurch  verfolgt,  erstrebt  sie  Geschichtsinterpretation  unter 
einem  spezifisclien  Gesichtspunkt  und  bietet  ein  Teilbild,  eine  Vor- 
arbeit für  die  volle  historische  Kulturerkcnntnis. 

Wenn  nun  auch  nicht  überall,  wo  ein  Hineinspielen  ökonomi- 
scher Momente  als  h'ol;^c  oder  Ursache  stattfindet,  ein  sozial-öko- 
nomisches Problern  vorliegt  —  denn  ein  solches  entsteht  nur  da, 
wo  die  Bedeutung  jener  Faktoren  eben  problematisch  und  nur 
durch  die  Anwendung  der  Methoden  der  sozial-ökonomischen  . 
Wissenschaft  sicher  feststellbar  ist  —  so  ergibt  sich  doch  der  schier 
unübersehbare  Umkreis  des  Arbeitsgebietes  der  sozial-ökonomischen 
Betrachtungsweise. 

Unsere  Zeitschrift  hat  nun  schon  bisher  in  wohlerwogener 
Selbstbeschränkung  auf  die  Pfl^e  einer  ganzen  Reihe  hÖdist 
wichtiger  Spezialgebiete  unserer  Disziplin,  wie  namentUdi  der  de- 
skriptiven Wirtschaftskunde,  der  Wirtschaftsgeschichte  im  engeren 
Sinne  und  der  Statistik,  im  allgemeinen  verzichtet  Ebenso  hat  sie 
die  Erörterung  der  finanztechnischen  Fragen  und  die  technisch-} 
(ökonomischen  Probleme  der  Markt-  und  Preisbildung  in  der  modernen 
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Tauschwirtschaft  anderen  Organen  überlassen.  Ihr  Arbeitsgebiet 
waren  gewisse  Interessenkonstellationcn  und  Konflikte,  welche  durch 
die  führende  Rolle  des  Verwertung  suchenden  Kapitals  in  der 
Wirtschaft  der  modernen  Kulturländer  entstanden  sind,  in  ihrer 
heutigen  Bedeutung  und  ihrem  geschichtlichen  Gewordensein.  Sie 
hat  sich  dabei  nicht  auf  die  im  engsten  Sinne  „soziale  Frage"  ge- 
nannten praktischen  und  entwicklung^eschichtlichen  Probleme:  die 
Beidehuflgen  der  modernen  Lohnarb«tericbsse  zu  der  bestdienden 
Gesellschaftsordnung,  beschränkt.  Freilich  mufite  die  wissenschaft- 
liche Vertiefung  des  im  Laufe  der  80  er  Jahre  bei  uns  sich  ver- 
breitenden Interesses  gerade  an  dieser  Spezialfrage,  zunächst  eine 
ihrer  wesentlichsten  Aufgaben  sein.  Allein  je  mehr  die  prak- 
tische Behandluf^  der  Arbeiterverhältnisse  auch  bei  uns  daumder 
Gegenstand  der  gesetzgebenden  Tätigkeit  und  der  öffentlichen  Er- 
örterung geworden  ist,  um  so  mehr  mußte  der  Schwerpunkt  der 
wissenschaftlidien  Arbeit  sich  auf  die  Feststellung  der  universelleren 
Zusammenhänge!  in  welche  diese  Flrobleme  hineingeboren,  ver- 
schieben und  damit  in  die  Auf^be  einer  Analyse  alle'r,  durch  die 
Eigenart  der  ökonomischen  Grundlagen  unserer  Kultur  geschaffenen 
und  insofern  spezifisch  modernen  Kulturprobleme  ausmünden.  Die 
Zeitschrift  hat  denn  auch  schon  sehr  hald  die  verschiedensten,  teils 
„ökonomisch  relevanten",  teils  „ökonomisch  bedingten"  Lebensver- 
hältnisse auch  der  übrigen  großen  Klassen  der  modernen  Kultur- 
nationen und  deren  Beziehungen  zueinander  historisch,  statistisch 
und  theoretisch  zu  behandeln  bec^onnen.  Wir  ziehen  nur  die  Kon- 
sequenzen dieses  Verhaltens,  wenn  wir  jetzt  als  ci*::'rnstcs  Arbeits- 
gebiet unserer  Zeitschrift  die  wissenschaftliche  Krforschunt,'-  der  all- 
gemeinen K  u  1 1  u  r  l)  e  d  e  u  t  u  n  g  der  s  o  7  i  a  1  ö  k  o  n  o  i7u  s  c  h  e  n 
Struktur  des  menschlichen  G  e in  c  i  n  s c  h  a  ft  s  1  e  b  c  n  s  und 
seiner  historischen  Organisaiionsforiuen  bezeichnen.  —  Dies  und 
nichts  anderes  meinen  wir.  wenn  wir  unsere  Zeitschrift  „Archiv  für 
Sozialwissenscliaft"  genannt  haben.  Das  Wort  soll  hier  die  geschicht- 
liche und  theoretische  Bcscliäfti^ain}7  mit  den  gleichen  Problemen 
umfassen,  deren  praktische  Lösung  Gegenstand  der  „Sozial  p  o  1  i  t  i  k" 
im  weitesten  Sinne  dieses  Wortes  ist.  Wir  machen  dabei  von  dem 
Rechte  Gebrauch,  den  Ausdruck  „sozial"  in  seiner  durch  konkrete 
Gregenwartsprobleme  bestimmten  Bedeutung  zu  verwenden.  Will 
man  solche  Disziplinen,  welche  die  Vorgänge  des  menschlichen 
Lebens  unter  dem  Gesichtspunkt  ihrer  Kulturbedeutung  be- 
trachten, „Kulturwissenschaften"  nennen,  so  gehört  die  Sozial- 
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Wissenschaft  in  unserem  Sinne  in  diese  Kat^orie  hinein.  Wir 
wenien  bald  sehen,  welche  prinzipiellen  Konsequenzen  das  hat. 

Unzweifelhaft  bedeutet  die  Heraushebung  der  sozialökono- 
mischen Seite  des  Kulturlebens  eine  sehr  fühlbare  Begrenzung 
unserer  Themata.  Man  wird  sagen ,  daß  der  ökonomische  oder, 
wie  man  unpräzis  gesagt  hat,  der  .jnaterialislische"  Gesichtspunkt 
von  dem  aus  das  Kulturleben  hier  betrachtet  wird,  „einseitig"  sei. 
Sicherlich,  und  diese  Einseitigkeit  ist  beabsichtigt.  Der  Glaube,  es 
sei  die  Aufgabe  fortsrhreitender  wissenschaftlicher  Arbeit,  die  ,,Kin- 
seitigkeit"  der  ökonomischen  Betrachtungsweise  dadurch  zu  heilen, 
daß  sie  zu  einer  allgemeinen  Sozial  Wissenschaft  erweitert  werde, 
krankt  zunächst  an  dem  Fehler,  daß  der  Gesichtspunkt  des  „Sozialen", 
also  der  Beziehung  zwischen  Menschen,  nur  dann  irgend  welche 
zur  Abgrenzung  wissenschaftlirher  Probleme  ausreichende  Bestimmt- 
heit besitzt,  wenn  er  mit  irgend  einem  speziellen  inhaltlichen  Prä- 
dikat versehen  ist.  Sonst  umfaßte  er,  als  Objekt  einer  Wissenschaft 
gedacht,  naturlich  z.  B.  die  l'iulologie  ebensowohl  wie  die  Kirchen- 
geschichte und  namentlich  alle  jene  Disziplinen,  die  mit  dem 
wichtigsten  konstitutiven  Elemente  jedes  Kulturlebens:  dem  Staat, 
und  mit  der  wichtigsten  Form  seiner  normativen  Regelung:  dem 
Recht,  sich  beschäftigen.  Daß  die  Sozialökononuk  sich  mit  „so- 
zialen" Beziehungen  behßt  ist  so  wenig  dn  Grund,  ae  als  not- 
wendigen Vorlaufer  einer  „allgemeinen  Sozialwissenschaft"  zu  denken, 
wie  etwa  der  Umstand»  daß  sie  sich  mit  Lebeiiserscheinungen  be- ' 
fafit,  dazu  nötigt,  ^e  als  Teil  der  Biologie,  oder  der  andere,  daß  sie 
es  mit  Vorgängen  auf  einem  Himmelskörper  zu  tun  hat,  dazu,  sie 
als  Teil  einer  künftigen  vermehrten  und  verbesserten  Astronomie 
anzusehen.  Nicht  die  „s  a  c  h  l  i  c  h  e  n"  Zusammenhange  der  „Ding  e**, 
sondern  die  gedanklichen  Zusammenhange  der  Probleme . 
liegen  den  Arbeitsgebieten  der  Wissenschaften  zugrunde:  wo  mit 
neuer  Methode  einem  neuen  Problem  nachgegangen  wird  und  da- 
durch Wahrheiten  entdeckt  werden,  welche  neue  bedeutsame  Ge- 
Sichtspunkte  eroffnen,  da  entsteht  eine  neue  „Wissenschaft".  — 

£s  ist  nun  kein  Zufall,  daß  der  Begriff  des  „Sozialen",  der  einen 
ganz  allgemeinen  Sinn  zu  haben  scheint,  sobald  man  ihn  auf  seine^ 
Verwendung  hin  kontrolliert,  stets  eine  durdiaus  besondere,  spcn-i 
fisch  gefärbte,  wenn  auch  meist  unbestimmte,  Bedeutung  an  sich 
trägt;  das  „allgemeine"  beruht  bei  ihm  tatsächlich  in  nichts  andereni 
als  eben  in  seiner  Unbestimmtheit.  Er  bietet  eben,  wenn  man  ihn  in.- 
seiner  „allgemeinen"  Bedeutung  nimmt,  keinerlei  spezißsche  Gesichts- 
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punkte,  unter  denen  man  die  Bedeutung  bestimmter  Kultur- 
x^elcmente  beleuchten  könnte. 

^  Frei  von  dem  veralteten  Glauben,  daß  die  Gesamtheit  der 
Kulturerscheinungen  sich  als  Produkt  oder  als  Funlction  ,, materieller" 
Interessekonstellationen  deduzieren  lasse,  glauben  wir  unsrerseits 
doch,  daß  die  Analyse  der  sozialen  Erscheinungen  und 
Kultur  Vorgänge  unter  dem  speziellen  Gesichtpunkte  ihrer 
1  ökonomischen  Bedingtheit  und  Tragweite  ein  wissenschaftliches 
Prinzip  von  schöpferischer  Fruchtbarkeit  war  und,  bei  umsichtiger 
Anw«idai^  und  Freiheit  von  dogmatisdier  Befangenheit,  auch  in 
aller  absehbarer  Zeit  noch  bleiben  wird.  Die  s<^enanate  „materia* 
listische  Geschichtsauffassung"  als  „Weltanschauung"  oder  als 
Generalnenner  kausaler  Erklärung  der  historischen  Wirklichkeit 
ist  auf  das  Bestimmteste  abzulehnen,  —  die  Pflege  der  ökonomischen 
Geschichts Interpretation  ist  einer  der  wesentlichsten  Zwecke 

4  unserer  Zeitschrift  Das  bedarf  der  näheren  Erläuterung. 

Die  sogenannte  „materialistische  Geschichtsaul&ssung"  in  dem 
alten  genial«primitiven  Sinne  etwa  des  kommunistischenMantfests  be- 
herrscht heute  wohl  nur  noch  die  Köpfe  von  Laien  und  Dilettanten. 
Bei  ihnen  ündet  sich  allerdings  noch  immer  die  eigentfimlicbe  Er- 
scheinung verbreitet,  dafi  ihrem  Kausalbedurfnts  bei  der  Erklärung 
einer  historischen  Erscheinung  so  lange  nicht  Genüge  geschehen 
ist,  als  ntdit  irgendwie  und  itgendwo  Ökonomiscbe  Ursachen  als 
mitspielend  nachgewiesen  sind  (oder  zu  sein  scheinen):  ist  dies 
aber  der  Fall,  dann  begnügen  sie  sich  wiederum  mit  der  iaden> 
scheinigsten  Hypothese  und  den  allgemeinsten  Redewendungen,  weil 
nunmehr  ihrem  dogmatischen  Bedürfnis,  daß  die  ökonomischen 
„Triebkräfte"  die  „eigentlichen",  einzig  „wahren",  in  „letzter  Instanz 
,  überall  Ausschlag  gebenden"  seien,  Genüge  geschehen  ist.  Die  Er- 
i  scheinung  ist  ja  nichts  Einzigartiges.  Es  haben  fast  alle  Wissen- 
schaften, von  der  Philologie  bis  zur  Biologie,  gelegentlich  den  An- 
.  '  Spruch  erhoben,  Produzenten  nicht  nur  von  Fachwissen,  sondern 
auch  von  „Weltanschauungen"  zu  sein.  Und  unter  dem  Kindruck 
der  gewalti^T^cn  Kulturbedeutung  der  modernen  ökonomischen 
Umwälzungen  und  speziell  der  überra;^cnden  Tragweite  der  „Ar- 
beiterfrage" glitt  der  unausrottbare  monistische  Zug"  jedes  gegen 
sich  selbst  unkritischen  Krkcnncns  naturfffMuäH  auf  diesen  Weg. 
Der  '^deiche  Zug  konmit  jetzt,  wo  in  zuneliniender  Schärfe  der 
politische  und  handelspolitische  Kampf  der  Nationen  untereinander 
um  die  Welt  gekämpft  wird,  der  Antliropologie  zugute:  ist  doch 
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der  Glaube  weit  verbreitet,  daß  „in  letzter  Linie"  alles  historische 
Geschehen  Ausfluß  des  Spiels  angeborener  „Rassenqualitäten"  gegen« 
einander  sei.  An  die  Stelle  der  kritiklosen  bloßen  Beschreibung 
von  „Volkscharakteren"  trat  die  noch  kritiklosere  Aufstellung  von 
eigenen  „Gesellschaftstheorien"  auf  „naturwissenschaftlicher"  Grund- 
lage. Wir  werden  in  unüfef  Zeilscllfütdie  Entwicklung  der  anthro- 
^'Tjologischen  Forschung,  soweit  sie  fiir  unsere  Gesichtspunkte  Be- 
deutung gewinnt,  sorgsam  verfolgen.  Es  steht  zu  hoffen,  daß  der 
Zustand,  in  welchem  die  kausale  ZurückfUhrung  von  Kulturvor- 
gängen auf  die  „Rasse"  lediglich  unser  Nichtwissen  dokumen- 
tierte, —  ähnlich  wie  etwa  die  Bezun^nahmc  auf  das  Milieu"  oder, 
früher,  auf  die  „Zeitumstände",  —  allmählich  durch  methodisch  ge- 
schulte Arbeit  üVierwunden  wird.  Wenn  etwas  dieser  Forschuncr 
bisher  geschadet  hat,  so  ist  es  die  Vorstellung  eifriger  Dilettanten, 
dat^  sie  für  die  Plrkenntnis  der  Kultur  etwas  spezifisch  Anderes 
\tnd  Erheblicheres  leisten  könnte,  als  die  Erweiterung  der  Möglich- 
keit sicherer  Zurechnung  einzelner  ko  n  kreter  Kulturvorgänge  der 
historischen  Wirklichkeit  zu  konkreten  historisch  gegebenen 
Ursachen  durch  Gewinnung  exakten,  unter  spezifischen  Gesichts-  i 
punkten  erhobenen  Beohachtungsmatcrials.  Ausschließlich  soweit 
sie  uns  dies  zu  bieten  vermögen,  haben  ihre  Ergebnisse  für  uns 
Interesse  und  qualifizieren  sie  die  ,,Rassenbiolügie"  nls  etwas  mehr 
als  ein  Produkt  des  modernen  wissenschaftlichen  ( iründungsficl)ers. 

Nicht  anders  steht  es  um  die  Bedeutung  der  ökonomischen 
Interpretation  des  Geschichtlichen.  Wenn  nach  einer  Periode  grenzen- 
loser Überschätzung  heute  beinahe  die  Gefahr  besteht,  daß  sie  in 
ihrer  wissenschaftlichen  Leistungsfähigkeit  unter  wertet  werde,  so  ist 
das  die  Fdge  der  beispielslosen  Unkritik»  mit  welcher  die  ökono-  ^ 
mische  Deutung  der  Wirklichkeit  als  „universelle''  Methode  in  dem  ' 
Sinne  einer  Deduktion  aller  Kuhurerscheinungen  —  d.  h.  alles  an 
ihnen  für  uns  Wesentlichen,  —  als  in  letzter  Instanz  ökonomisch 
bedingt  verwendet  wurde.  Heute  ist  die  logische  Form,  in  der  sie  • 
auftritt,  nicht  ganz  einheitlidi.   Wo  für  die  rein  ökonomische  Er*  ^ 
Uärung  skh  Schwierigkeiten  ergeben,  stehen  verschiedene  Mittel 
zur  Verfügung,  um  ihre  Allgemeingultigkeit  als  entscheidendes  ur- 
sachliches Moment  aufrecht  zu  erhalten.  Entweder  man  behandelt 
alles  das,  was  in  der  historischen  Wirklichkeit  nicht  aus  Ökono- 
mischen Motiven  deduzierbar  ist,  als  eben  deshalb  wissenschaft- 
lich bedeutungslose  „Zufälligkeit".   Oder  man  dehnt  den  Be- 
griff des  ökonomischen  bis  zur  Unkenntlichkeit,  so  dafi  alle  mensch- 
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liehen  Interessen,  welche  irfjcnd  wie  an  äußere  Mittel  g^cbunden 
sind,  in  jenen  Begriff  einbezogen  werden.  Steht  liistorisch  fest,  daß 
auf  zwei  in  ökonomischer  Hinsicht  gleiche  Situationen  dennoch 
verschieden  rengi'^rt  wurde,  —  infolge  der  Differenzen  der  poli- 
tischen und  religiösen ,  klimatischen  und  der  zahllosen  anderen 
nicht  ökonomischen  Determinanten  — ,  dann  degradiert  man,  um 
die  Suprematie  des  Ökonomischen  zu  erhalten,  alle  diese  Momente 
zu  den  historisch  zufalligen  „Bedingungen",  unter  denen  die  ökono- 
mischen Motive  als  „Ursachen"  wirken.  Es  versteht  sich  aber,  daß 
alle  jene  für  die  Ökonomische  Hctrachtung  „zufalligen"  Momente  ganz 
in  demselben  Sinne  wie  die  Ökonomischen  je  ihren  eigenen  Gesetzen 
1  folgen,  und  daß  für  eine  Betrachtungsweise,  welche  i  h  r  e  spezifische 
Bedeutung  verfolgt,  die  jeweiligen  ökonomischen  „Bedingungen" 
l^anz  in  dem  gleichen  Sinne  historisch  zufallig"  sind,  wie  um- 
gekehrt. Ein  beliebter  Versuch,  demgegenüber  die  überragende 
Bedeutung  des  Ökonomischen  zu  retten,  besteht  endlich  darin,  dafi 
man  das  konstante  Mit-  und  Aufeinanderwirken  der  einzelnen  Ele- 
mente des  Kulturiebens  in  ejne  kausale  oder  fiinlctionelle  Ab- 
hängigkeit des  einen  von  den  anderen  oder  vielmehr  aller  übrigen 
von  einem:  dem  ökonomiscdi«i,  deutet  Wo  eine  bestimmte  ein- 
zelne nicht  wirtschaftliche  Institution  historisch  auch  eine  be- 
stimmte „Funktion"  im  Dienste  von  ökonomischen  Klasseninteresseti 
versehen  hat,  d.h.  diesen  dienstbar  geworden  ist,  wo  z.B.  etwa 
bestimmte  religiöse  Institutionen  als  „schwarze  Polizei"  sich  ver- 
wenden lassen  und  verwendet  werden,  wird  dann  die  ganze  Insti- 
tution entweder  als  für  diese  Funktion  geschaffen  oder,  ganz 
metaphysisch,  —  als  durch  eine  vom  Ökonomischen  ausgehende 
»Entwicklungstendenz"  geprägt,  vorgestellt 

Es  bedarf  heute  lur  keinen  Fachmann  mehr  der  Ausführung, 
daö  diese  Deutung  des  Zweckes  der  ökonomischen  Kulturanalyse 
der  Ausfluß  teils  einer  bestimmten  geschichtlichen  Konstellation, 
die  das  wissenschaftliche  Interesse  bestimmten  ökonomisch  bedingten 
Kulturproblemen  zuwendete,  teils  eines  rabiaten  wissenschaftlichen 
Ressortpatriotismus  war  und  daß  sie  heute  mindestens  veraltet  ist 
Die  Reduktion  auf  ökonomische  Ursachen  allein  ist  auf  keinem 
Gebiete  der  Kulturerschcinungen  je  in  irgend  einem  Sinn  erschö])feiul, 
auch  nicht  auf  demjenigen  der  „wirtschaftlichen"  \''orgänge.  Prin- 
zipiell ist  eine  Bankgeschichte  irgend  eines  Volkes,  die  nur  die 
ökonomischen  Motive  zur  Erklärung  heranziehen  wollte,  natürlich 
ganz  ebenso  unmöglich,  wie  etwa  eine  „Erklärung"  der  Sixtinischen 
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Madonna  aus  den  sozial  •  ökonomischen  Grundlagen  des  Kultur- 
lebens zut  Zeit  ihrer  Entstellung  sein  würde,  und  sie  ist  iii  keiner 
Weise  prinzipiell  erschöpfender  als  es  etwa  die  Ableitung  des  Ka- 
pitalismus aus  gewissen  Umgestaltungen  religiöser  Bewußtseins- 
inhalte, die  bei  der  Genesis  des  kapitalistischen  Geistes  mit- 
spielten, oder  etwa  irgend  eines  politischen  Gebildes  aus  geogra- 
phischen Bedingungen  sein  würden.  In  allen  diesen  Fällen  ist  für 
das  Maß  der  Bedeutung,  die  wir  ökonomischen  Bedingungen  bei- 
zumessen haben,  entscheidend,  wdcher  Klasse  von  Ursachen  die- 
jenigeo  spezifischen  Elemente  der  betreffenden  Erscheinung,  denen 
wir  im  einzelnen  Falle  Bedeu4jing  beilegen,  auf  die  es  uns  an- 
kommt, zuzurechnen  sind.  \ Das  Recht  der  einseitigen  Ana- 
lyse der  Kulturwirklichkeit  unter  spezifischen  „Gesichtspunkten" 
aber,  —  in  unserem  Falle  dem  ihrer  ökonomischen  Bedingt- 
heit, —  ergibt  sich  zunächst  rein  methodisch  aus  dem  Umstände, 
daß  die  Einschulung  des  Auges  auf  die  Beobachtung  der  Wirkung 
qualitativ  gleichartiger  Ursachenkat^orien  und  die  stete  Verwen- 
dung des  gleichen  begrifflich-methodischen  Apparates  alle  Vorteile  ) 
der  Arbeitsteilung  bietet.  Sie  ist  so  lange  nicht  „willkürlich', 
als  der  Erfolg  für  sie  spricht,  d.  h.  als  sie  Erkenntnis  von  Zu- 
sammenhängen liefert,  welche  (lir  die  kausale  Zurechnung  kon- 
kreter histori'^cher  Vor^änj:^c  sich  wertvoll  erweisen.  Aber:  die 
,,K  i  n  s  e  i  l  i  <^  k  e  i  t"  und  Un Wirklichkeit  der  rein  ökonomischen  Inter- 
pretation des  Geschichtlichen  ist  überhaupt  nur  ein  Spezialfall  eines 
ganz  allgemein  für  die  wissenschaftliche'  Erkenntnis  der  Kultur- 
wirklichkeit geltenden  Prinzips.  Dies  in  seinen  logischen  (irund- 
lagen  und  in  seinen  allL^cnieiiien  methodischen  Konsequenzen  uns 
zu  verdeutlichen  ist  der  wesentliche  Zweck  der  weiteren  Ausein- 
andersetzungen. 

Es  gibt  keine  schlechthin  „objektive"  wissenschaftliche  Ana- 
lyse des  Kulturlebens  oder,  —  was  vielleicht  etwas  Engeres,  für 
unser n  Zweck  aber  sicher  nichts  wesentlich  anderes  bedeutet,  — 
der  „sozialen  Erscheinungen"  u  ajLhJiJ^n  g  lg.  .iioi)  .speziellen  und  , 
..einseitigen"  Gcsichjspunkten.  nach  denen  sie  —  ausdrucklich  oder  # 
stillschweigend,  bewußt  oder  unbewußt  —  als  Forschungsobjekt 
ausgewählt,  analysiert  ündT  darstellend  g^liedert  i^den.  Der 
Grund  liegt  in  der  Eigenart  des  Erkenntnisziek  einer  jeden  sozial- 
wissenschaftlichen  Arbeit,  die  über  eine  rein  formale  Betrachtung 
der  Normen  —  rechtlichen  oder  konventionellen  —  des  sozialen 
Beieinanderseins  hinausgehen  will. 
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JDic  Sozialwissenschaft,  die  wir  treiben  wollen,  ist  cincW'irk- 
J  i  c  Ii  k  e  i  t  s  \y  iss  e n s c h af  t.  Wir  wollen  die  uns  umgebende  W  uk- 
lichkcit  des  Lebens,  in  welches  wir  hineingestellt  sind,  in  ihrer 
Eigenart  verstehen  —  den  Zusammenhang  und  die  Kultur  b  e  d  e  u  * 
tung  ihrer  einzelnen  Erscheinungen  in  ihrer  heutigen  Gestaltung 
einerseits,  die  Gründe  ihres  geschichtlichen  So -und -nicht  «anders- 
Gewordenseins  andererseits.  Nun  bietet  uns  das  Leben,  sobald 
wir  uns  auf  die  Art,  in  der  es  uns  unmittelbar  entgegentritt,  zu 
besinnen  suchen,  eine  schlechthin  unendliche  Mannig&ltigkeit  von 
nach-  und  nebeneinander  auftauchenden  und  vergehenden  Vorgingen, 
„in"  uns  und  „außer"  uns.  Und  die  absolute  Unendlichkeit  dieser 
Mannigfalt^keit  bleibt  intensiv  durchaus  ungemindert  auch  dann 
bestehen,  wenn  wir  ein  einzelnes  „Objekt"  —  etwa  einen  konkreten 
Tauschakt  —  isoliert  ins  Auge  fassen,  —  sobald  wir  nämlicb  ernst- 
lich versuchen  wollen,  dies  „Einzelne"  erschöpfend  in  allen 
seinen  individuellen  Bestandteilen  auch  nur  zu  beschreiben,  ge- 
schweige denn  es  in  seiner  kausalen  Bedingtheit  zti  erfassen.  Alle 
;  denkende  Erkenntnis  der  unendlichen  Wirklichkeit  durch  den  end- 
■  liehen  Menschengeist  beruht  daher  auf  der  stillschweigenden  Vor- 
aussetzung, daß  jeweils  nur  ein  endlicher  Teil  derselben  den 
Gegenstand  wissenschaftlicher  Erfassung  bilden,  daß  nur  er  „wesent- 
,  lieh"  im  Sinne  von  „wissenswert"  sein  solle.  Nnch  welchen  Prin- 
zipien aber  wird  dieser  ieil  ausf^psondert r  Immer  wiedrr  hat  man 
ge;4laubt,  das  entscheidende  Merkmal  auch  in  den  Kuhurwissen- 
schaften  in  letzter  Linie  in  der  „gesetzmäßigen"  Wiederkehr  be- 
stimmter ursächlicher  Verknüpfungen  finden  zu  können.  Das,  was 
die  „Gesetze",  die  wir  in  dem  unübersehbar  maiiiiigfaltigen  Ablauf 
der  Erscheinungen  zu  erkennen  vermögen,  in  sich  enthalten,  muß,  — 
nach  dieser  Auffassung,  —  das  allein  wisscnsciiaftlich  „Wesentliche" 
in  ihnen  sein:  sobald  wir  die  „Gesetzlichkeit"  einer  ursächlichen 
Verknüpfung,  sei  es  mit  den  Mitteln  umfassender  historischer  In- 
duktion als  ausnahmslos  geltend  nachgewiesen,  sei  es  für  die  innere 
Erfohrung  zur  unmittelbaren  anschaulichen  Existenz  gebradit  haben, 
ordnet  sich  ja  jeder  so  gefundenen  Formel  jede  noch  so  grofi  ge- 
dachte Zahl  gleichartiger  Falle  unter.  Was  nach  dieser  Heraus- 
hebung  des  „Gesetzmäßigen"  jeweils  von  der  individuellen  Wirk- 
lichkeit unbegrifien  verbleibt,  gilt  entweder  als  wissenschaftlich 
noch  unverarbeiteter  Rüdestand,  der  durch  immer  weitere  Vervoll- 
kommnung des  „Geset2cs"-S3ratems  in  dieses  hineinzuarbeiten  sei, 
oder  aber  es  bleibt  als  „zulallig"  und  eben  deshalb  wissenschaft- 
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lieh  unwesentlich  überhaupt  beiseite,  eben  weil  es  nicht  „c^esetz- 
lich  begreif  bar"  ist.  also  nicht  7.um  „Typus"  des  Vorgangs  gehört  und 
daher  nur  Gegenstand  „müßiger  Neugier"  sein  kann.  Immer  wieder 
taucht  ticnigemäß  —  selbst  bei  Vertretern  der  historischen  Schule  — 
die  Vorstellung  auf,  das  Ideal,  dem  alle,  also  auch  die  Kulturcr- 
kennliiis  zustrebe  und,  wenn  auch  für  eine  ferne  Zukunft,  zustreben 
könne,  sei  ein  System  von  Lehrsätzen,  aus  dem  die  Wirklichkeit 
„deduziert"  werden  könnte.  Ein  Führer  der  Naturwissenschaft  hat  7i 
bekanntlich  geglaubt,  als  das  (faktisch  unerreichbare)  ideale  Ziel 
einer  solchen  Verarbeitung  der  Kultlirwirklichkeit  eine  „astrono- 
mische"  Erkenntnis  der  Lebensvorgänge  bezeichnen  zu  können. 
Lassen  xnr  uns,  so  oft  diese  Dinge  nun  auch  schon  erörtert  sind,  die 
Mühe  nicht  verdrießen  auch  unsererseits  hier  etwas  näher  zuzu« 
sehen.  Zunächst  fällt  in  die  Augen,  daß  diejenige  „astronomische" 
Erkenntnis  an  welche  dabei  gedacht  wird,  keine  Erkenntnis  von 
Gesetzen  ist,  sondern  vielmehr  die  „Gesetze",  mit  denen  sie 
arbeitet,  alsVoraussetzungen  ihrer  Arbeit  anderen  Disziplinen, 
wie  der  JMechanik,  entnimmt  Sie  selbst  aber  interessiert  sich  Itir  die 
Frage:  welches  individuelle  Ergebnis  die  Wirkung  jener  Ge- 
setze auf  eine  individuell  gestaltete  Konstellation  erzeugt, 
da  diese  individuellen  Konstellationen  für  uns  Bedeutung  haben* 
Jede  individuelle  Konstrliation,  die  sie  uns  „erklärt"  oder  voraus* 
sagt,  bt  natürlich  kausal  nur  erklärbar  als  Folge  einer  anderen 
gleich  individuellen  ihr  vorhergehenden,  und  »jweit  wir  zurück- 
greifen in  den  grauen  Nebel  der  fernsten  Vergangenheit  —  stets 
bleibt  die  Wirklichkeit,  f ü  r  welche  die  Gesetze  gelten,  gleich  indi- 
viduell, gleich  wenig  aus  den  Gesetzen  deduzierbar.  Kin  kos- 
mischer „Urzustancl",  der  einen  nicht  oder  weniger  individuellen 
Charakter  an  sich  trüge  als  die  kosmische  Wirklichkeit  der  (icgen- 
wart  ist,  wäre  naturlich  ein  sinnloser  Gedanke:  —  aber  spukt 
nicht  ein  Rest  ähnlicher  Vorstellungen  auf  iinserni  Gebiet  in  jenen 
bald  naturrechtlich  erschlossenen,  bald  durcli  Beobachtung  an 
„Natur\'ölkern'^  verifizierten  Annahmen  ukonümisch-so/ialer  .»Ur- 
zustände" ohne  iiistorische  ,, Zufälligkeiten",  —  so  des  ,,itrimitiven 
Agrarkommunismus",  der  sexuellen  „rromiscuität"  usw.,  aus  denen 
heraus  alsdann  durch  eine  .^.rt  von  Sündenfall  ins  Konkrete  die 
individuelle  historische  Entwicklung  entsteht? 

Ausgangspunkt  des  sozialwissenschaftlichen  Interesses  ist  nun 
zweifeUoa  die  wirkliche,  also  individuelle  Gestaltung  des  uns 
umgebenden  sozialen  Kulturlebens  in  seinem  universellen,  aber 
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deshalb  natürlich  nicht  minder  individuell  gestalteten,  Zu- 
saniniciihange  und  in  seinem  Gcwordensein  aus  in  Jcren,  selbst- 
verständlich wiederum  individuell  gearteten,  sozialen  Kulturzuständen 
heraus.  Offenbar  Hegt  hier  der  Sachverhalt,  den  wir  eben  an  der 
Astronomie  als  einem  (auch  von  den  Logfikern  regelmäßig  zum 
gleichen  Behufe  herangezogenen)  Grenzfalle  erläuterten,  in  spezifisch 
gesteigertem  Mafie  vor.  Während  iiir  die  Astronomie  die  Wclt- 
körper  nur  in  ihren  quantitativen,  exakter  Messung  zugäng- 
lichen Beziehungen  (ur  unser  Interesse  in  Betracht  kommen,  ist 
^die  qualiiallve  Färbung  der  Vorgäi^e  das,  worauf  es  uns  in 
der  Sozialwissenschaft  ankommt  Dazu  tritt,  dafi  es  sich  in  den 
Sozialwissenschaften  um  die  Mitwirkung  geiailg^^f^Vorgänge 
iianfi^i^  na/*h0^}f\f^nA  vn^^yi^rKti^ht^n'*  natürlich  eine  Auf- 

gabe speafisch  anderer  Art  ist,  als  sie  die  Formeln  der  exakten  Natur- 
erkenntnis überhaupt  lösen  können  oder  wollen.  Immerhin  and 
diese  Unterschiede  nicht  an  sich  derart  prinzipielle,  wie  es  auf  den 
ersten  Blick  scheint.  Ohne  Qualitäten  kommen  —  von  der  reinen 
Mechanik  abgesehen  —  auch  die  exakten  Naturwissenschaften 
nicht  aus;  wir  stoßen  femer  auf  unserem  Spezialgebiet  auf 
die  —  freilich  schiefe  —  Meinung,  dafi  wenigstens  die  für  unsere 
Kultur  fundamentale  Erscheinung  des  geldwirtschaftlichen  Ver» 
kehrs  quantifizierbar  und  eben  deshalb  „gesetzlich"  erfaß- 
bar sei;  und  endlich  hängt  es  von  der  engeren  oder  weiteren 
Fassung  des  Begriffs  „Gesetz"  ab,  ob  man  auch  Regelmäßig- 
keiten, die,  weil  nicht  quantifizierbar,  keiner  zahlenmäßigen  Er- 
fassung zi^änglich  sind,  darunter  verstehen  will.  Was  speziell  die 
Mitwirkung  »geistiger"  Motive  anlangt,  -rhließt  sie  jeden&lis  die 
Aufstellung  von  Regeln  rationalen  Handelns  nicht  aus,  und  vor 
allem  ist  die  Ansicht  noch  heute  nicht  ganz  verschwunden,  daß  es 
eben  die  Aufgabe  der  Psychologie  sei,  eine  der  Mathematik 
vergleichbare  Rolle  für  die  einzelnen  ,,G  e  isie  s  w  i  s  s  e  n  s  ch  a  f  t  e  n" 
zu  spielen,  indem  sie  die  kon^plizierten  P'rschcinun'';^"!!  des  Sozial- 
lebens auf  ihre  psychischen  Bedingungen  und  \Viri<ungen  hin  zu 
zergliedern ,  diese  auf  möglichst  einfache  {isyclüsche  Faktoren  zu- 
rückzuführen, letztere  wieder  gattungsmäßig  zu  klassifizieren  und 
in  ihren  funktionellen  Zusammenhängen  zu  untersuchen  habe.  Damit 
wäre  dann,  wenn  auch  keine  „Mechanik",  so  doch  eine  Art  von 
„Qiemie"  des  Soziallehens  in  seinen  psychischen  Grundlag^en  ge- 
schaffen. Ob  derartige  Untersuchungen  jemals  wertvolle  und  — 
was  davon  verschieden  ist  —  für  die  K  u  1 1  u  r  Wissenschaften  brauch- 
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bare  E i  n  z e  I  ergcbnisse  liefern  würden,  können  wir  hier  nicht  ent- 
scheiden wollen.  Für  die  Frage  aber,  ob  das  Ziel  sozialökono- 
misclier  Erkenntnis  in  unserem  Sinn:  Erkenntnis  der  Wirklichkeit 
in  ihrer  Kultur bcdeutung  und  ihrem  kausalen  Zusammenhang; 
durch  die  Aufsuchung  des  sich  i^eset/mäßif^  Wiederholenden  erreicht 
ucrden  kann,  wäre  dies  ohne  allen  Belang.  Gesetzt  den  l""all,  es 
gelänge  einmal,  sei  es  mittels  der  I's)'chologie,  sei  es  auf  anderem 
Wege,  alle  jemals  beobachteten  und  weiterhin  auch  alle  in  irgend 
einer  Zukunft  denkbaren  ursachlichen  Verknüpfungen  von  Vor- 
gängen des  menschUchen  Zusammenlebens  auf  iigend  welche  dn« 
fache  letzte  „Faktoren"  hin  zu  analysieren,  und  dann  in  einer  un* 
gdieuren  Kasuistik  von  Begriffen  und  streng  gesetzlich  gdtenden 
Regeln  erschöpfend  zu  erfassen  —  was  würde  das  Resuhat  fiir  die 
Erkenntnis  der  geschichtlich  gegebenen  Kulturwdt,  oder  auch 
nur  irgend  einer  Einzelerscheinung  daraus, — etwa  des  Kapitalismus  in 
seinem  Gewordensein  und  seiner  Kulturbedeutuog,  —  besagen?  Als  ) 
Erkenntnis  mittel  ebensoviel  und  ebensowenig  wie  etwa  dn  Lexikon 
der  organisdieo  chemischen  Verbindungen  für  die  biogenetische  ^ 
Erkenntnis  der  Tier-  und  Pflanzenwelt  Im  einen  Falle  wie  im 
andern  würde  eine  sicherlich_jf ichtigi^  iimLnützliche  Vorarbeit  ge- 
leistet^in.  Im  einen  Fall  so  wenig  wie  im  andern  ließe  sich  aber 
aus  jenen  „Gesetzen^  und  »Faktoren"  die  Wirklichkeit  des  Lebens 
jemals  deduzieren  —  nicht  etwa  deshalb  nicht,  weil  noch  irgend 
welche  höhere  und  geheimnisvolle  „Kräfte"  („Dominanten",  „Ente- 
lechien"  oder  wie  man  sie  sonst  genannt  hat)  in  den  Lebenserschei^ 
nungen  stecken  müßten  —  das  ist  eine  Frage  i^anz  für  sich  — 
sondern  schon  einfach  desw^en,  weil  es  uns  für  die  Erkenntnis 
der  Wirklichkeit  auf  die  Konstellation  ankommt,  in  der  sich 
jene  (hypothetischen!)  „Faktoren",  zu  einer  geschichtlich  für 
uns  bedeutsamen  Kulturerscheinung  gruppiert,  vorfinden,  und 
weil,  wenn  wir  nun  diese  individuelle  Gruppierung  „kausal  er- 
klären" wollen,  wir  immer  auf  andere,  ganz  ebenso  individuelle 
Gruppieruni^^en  zurückgreifen  müßten,  aus  denen  wir  sie,  natürlich 
unter  Benutzung  jener  rhypotlielisclicn !)  .,Gesetzes"-Ren;rifre  , .er- 
klären" würden.  Jene  (hypothetischen)  ,,G'-'^e*:'e"  und  „Faktoren"'  {\ 
fest/ustellen ,  wäre  tür  uns  also  jedenfalls  nur  die  erste  der 
mehreren  Arbeiten,  die  zu  der  von  uns  erstrebten  Erkenntnis  führen 
würden.  Die  Analyse  und  ordnende  Darstellung;  der  jeweils 
historisch  gegebenen,  individuellen  Gruppierung  jener  „Eaktoren''^ 
und  ihres  dadurch  bedingten  konkreten,  in  seiner  Art  bedeut- 
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Samen  Zusammenwirkens  und  vor  allen  die  Verständlich- 
machung  des  Grundes  und  der  Art  dieser  Bedeutsamkeit, 
wäre  die  nächste,  zwar  unter  Verwendung  jener  Vorarbeit  zu  lösende, 
aber  ihr  gegenüber  völlig  neue  und  selbständige  Aufgabe. ' 
\\  Die  Zurückverfolgung  der  einzelnen,  fiir  die  Gegenwart  bedeut- 
^-  *     sameo,  individuellen  Eigentümlichkeiten  dieser  Gruppierungen  in 
ihrem  Giewordensein  soweit  in  die  Vergangenhttt  als  möglich  und 
ihre  historische  Erklärung  aus  früheren  wiederum  individuellen 
^     Konstellationen  wäre  die  dritte,  —  die  Abschätzung  möglicher  Zu* 
/    ^    kunftskonstellationen  endlich  eine  denkbare  vierte  Aufgabe. 

Für  alle  diese  Zwecke  wäre  das  Vorhandensein  klarer  Begriffe 
und  die  Kenntnis  jener  (h3^othetischen)  „Gesetze"  offenbar  als  Er> 
kenntnis  mittel  —  aber  auch  n  u  r  als  solches  —  von  grofiem  Werte, 
ja  sie  wäre  zu  diesem  Zwecke  schlechthin  unentbehrlich.  Aber 
selbst  in  dieser  Funktion  zeigt  sich  an  einem  entecheidenden 
Funkte  sofort  die  Grenze  ihrer  Tragweite,  und  mit  deren  Feststellung 
gingen  wir  zu  der  entscheidenden  Eigenart  kulturwissenschaftlicher 
Betrachtungsweise.  Wir  haben  als  „Kulturwissenschaften"  solche  Diszi- 
plinen bezeichnet,  welche  die  Lebenserscheinungen  in  ihrer  Kultur  be»^ 
d e utung  zu  erkennen  strebten.  Die  Bedeutung  der  Gestaltung 
einer  Kulturerscheinung  und  der  Gru  n  d  dieser  Bedeutung  kann  aber 
aus  keinem  noch  so  vollkommenen  System  von  Gesetzesbegriffen 
entnommen,  begründet  und  verständlich  gemacht  werden,  denn  sie 
setzt  die  Beziehung  der  Kullurerscheinungen  auf  Wertidecn 
voraus.  Der  Begriff  der  Kultur  jst  ein  Wertbegri ff.  Die  empi- 
rische Wirklichkeit  ist  für  uns  „Kultur",  weil  und  sofern  wir  sie 
■  mit  Wertideen  in  Bczicluinc^r  sct/cn,  sie  umfaßt  dicicni^cn  Restand- 
teile der  Wirklichkeit,  welche  durch  jene  Beziehung  für  uns  be- 
deutsam werden,  und  nur  diese.  Kin  win/ifi^er  Teil  der  jeweils 
betrachteten  individuellen  Wirklichkeit  wird  von  unserm  durch  jene 
Wertideen  hctlin^^tcn  hiteresse  gefärbt,  er  allein  hat  Bedeutung  für 
uns,  er  hat  sie.  weil  er  Beziehungen  aufweist,  die  für  uns  infol^^^e 
ihrer  \'crkniii)funi4  mit  Wertideen  wichtig  sind;  nur  weil  und  so- 
weit dies  der  Fall,  ist  er  in  seiner  individuellen  Eigenart  für  uns 
1  wisseiiswcrt.  Was  aber  für  uns  Bedeutuni;  hat,  das  ist  natürlich 
I  durch  keine  „voraussetzunglose"  Untersuchung  des  empirisch  Gc- 
^  gebcnen  zu  erschliclien,  sondern  seine  h'cststcllung  ist  Voraussetzung 
dafür,  daf-i  etwas  (icp^enstand  der  Untersuchung  wird.  Das  Be- 
deutsame koinzidicrt  natiulit'h  auch  als  solches  mit  keinem 
Gesetze  als  solciiein,  und  zwar  um  so  weniger,  je  allgemein- 
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^ültif^er  jenes  Gesetz  ist.  Denn  die  spc/ifische  Bedeutung,  die 
ein  Bestandteil  der  Wirklichkeit  für  uns  hat,  findet  sich  natürlich 
gerade  nicht  in  denjenigen  seiner  Beziehungen,  die  er  mit  mög- 
lichst vielen  anderen  teilt.  Die  Beziehung  der  Wirkliclikeit  auf 
Wertideen,  die  ihr  Bedeutung  verleihen  und,  die  Heraushebung  und 
Ordnung  der  dadurch  gefärbten  Bestandteile  des  Wirklichen  unter 
dem  Gesichtspunkt  ihrer  Kulturb c  d  e  u  t  u  ng  ist  ein  gänzlich 
heterogener  un  l  dtsparaler  Gesichtspunkt  gegenüber  der  Ar.alyse 
der  Wirklichkeit  auf  Gesetze  und  ihrer  Ordnung  in  generellen 
B^riffen,  Beide  Arten  der  denkenden  Ordnung  des  Wirklichen 
^hab^a.lf einerlei  notwendige  logische  "Beziehungen  zueinander"5ie 
können  in  einem  Eiozdfail  einmal  koinzidiereD,  aber  es  ist  von  den 
verhängnisvollsten  Folgen,  wenn  dies  zufällige  Zusammentreffen 
über  ihr  prinzipielles  Auseinanderfallen  täuscht.  Es  kann  die 
Kulturbedeutung  einer  Erscheinung,  z.B.  des  geldwirtschaftlichen 
Tausches»  darin  bestehen,  daß  er  als  Massenerscheinung  auftritt, 
wie  dies  eine  fundamentale  Komponente  des  heutigen  Kulturlebens 
ist  Alsdann  ist  aber  eben  die  historische  Tatsache,  daß  er' 
diese  Rolle  spidt,  das,  was  in  seiner  Kulturbedeutung  verstand- 
lich zu  machen,  in  seiner  historischen  Entstehung  kausal  zu  erklärexii 
ist  Die  Untersuchung  des  generellen  Wesens  des  Tausches  undv 
der  Technik  des  Marktverkehrs  ist  eine  —  höchst  wichtige  und! 
unentbehrliche!  —  Vorarbeit.  Aber  nicht  nur  ist  damit  die  Frage | 
nicht  beantwortet,  wie  denn  historisch  der  Tausch  zu  seiner 
heutigen  fundamentalen  Bedeutung  gekommen  ist,  sondern  vor  allen 
Dingen:  das,  worauf  es  uns  in  letzter  Linie  doch  ankommt:  die 
Kulturbedeutung  der  Geld  Wirtschaft,  um  derentwillen  wir  uns 
für  jene  Schilderung  der  Verkehrsteclinik  ja  allein  interessieren,  um 
derentwillen  allein  es  heute  eine  Wissenschaft  gibt,  u  f^l  -bc  sich  mit 
jener  Technik  befaßt,  —  sie  folgt  aus  keinem  jener  „Gesetze". 
Die  gattungsmäßigen  Merkmale  des  Tausches,  Kaufs  etc. 
interessieren  den  Juristen,  —  was  uns  angeht,  ist  die  Aufgabe,  eben 
jene  Kulturbedeutung  der  historischen  Tatsache,  daß  der 
l  ausch  heute  Massenerscheinung  ist,  zu  analysieren.  Wo  sie  erklärt 
werden  soll,  wo  wir  verstehen  wollen,  wa^  unsere  sozialökonomische 
Kultur  etwa  von  der  des  Altcilunis,  in  welcher  der  Tausch  ja  ge- 
nau die  gleichen  gattungsniäüigcn  Qualitäten  aufwies  wie  heute, 
unterscheidet,  worin  also  die  Bedeutung  der  „Geldwirtschaft'* 
Uegt,  da  ragen  logische  IVinsdpien  durchaus  heterogener  Herkunft 
in  die  Untersuchung  hinein:  wir  werden  jene  Begriflfe,  welche  die 
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Untersuchung  der  gattungsmäfiigen  Elemente  der  ökonomischen 
Massenerscheinungen  uns  liefern,  zwar,  soweit  in  ihnen  be- 
deutungsvolle Bestandteile  unserer  Kultur  enthalten  sind,  als 
Darstellungs m i 1 1 e  1  verwenden:  —  nicht  nur  aber  ist  das  Ziel 
unserer  Arbeit  durch  die  noch  so  genaue  Darstellung  jener  Begriffe 
und  Gesetze  nicht  erreicht,  sondern  die  Fra^e,  was  zum  Gci^rcn- 
stand  der  c^attunf^smäßif:]fen  BcgrifTsbildung  gemacht  werden  soll, 
ist  gar  nicht  ,,\oraussctzungslos",  sondern  eben  im  Hinblick  auf  die 
Bedeutung  entschieden  worden,  welche  bestmimte  Bestandteile 
jener  unendlichen  Mannigfalf if^keit,  die  wir  „Verkehr"  nennen,  für  die 
Kultur  besitzen.  Wir  erstreben  eben  die  Erkenntnis  einer  hj_sto- 
tisch-en^_  du  h.  einer  in  ihrer  Eigenart  bedeutunjgsvollen, 
hlrscheinung.  Und  das  entscheidende  dabei  ist:  nur  durch  die 
Voraussetzung,  daß  ein  endlicher  Teil  der  unendlichen  Fülle  der 
Ersclieinungcn  allein  bedeutungsvoll  sei,  wird  der  Gedanke 
einer  Erkenntnis  individueller  Erscheinungen  überhaupt  logisch 
sinnvoll.  Wir  ständen,  selbst  mit  der  denkbar  umfassendsten  Kenntnis 
aller  ,,Gesetze"  des  Geschehens,  ratlos  vor  der  Frage:  wie  ist  kau- 
sale Erklärung  einer  individuellen  Tatsache  überhaupt 
möglich,  —  da  schon  eine  Beschreibung  selbst  des  kleinsten 
Ausschnittes  der  Wirklichkeit  ja  niemals  erschöpfend  denkbar  ist? 
Die  Zahl  und  Art  der  Ursachen,  die  irgend  ein  individuelles  Er- 
eignis bestimmt  haben,  ist  ja  stets  ugfendlich ,  und  es  gibt  keinerlei 
in  den  Dingen  selbst  liegendes  Merkmal,  einen  Teil  von  ihnen  als 
allein  in  Betracht  kommend,  auszusondern.  Ein  Chaos  von 
„Existenzialurteilen"  über  unzählige  einzelne  Wahrnehmungen  wäre 
das  einzige,  was  der  Versuch  eines  emstlich  „voraussetzungslosen" 
Erkennens  der  Wirklichkeit  erzielen  würde.  Und  selbst  dieses 
Ergebnis  wäre  nur  scheinbar  möglich,  denn  die  Wu-klichkeit  jeder 
einzelnen  Wahrnehmung  zeigt  bei  näherem  Zusehen  ja  stets  un> 
endlich  viele  einzelne  Bestandteile,  die  nie  erschöpfend  in  Wahr- 
nehmungsurteilen  ausgesprochen  werden  können.  In  dieses  Chaos 
bringt  nur  der  Umstand  Ordnung,  daß  in  jedem  Fall  nur  ein 
Teil  der  individuellen  Wirklichkeit  für  uns  Interesse  und  Be* 
deutung  hat,  weil  nur  er  in  Beziehung  steht  zu  den  Kultur- 
wertideen, mit  welchen  wir  an  die  Wirklichkeit  herantreten. 
|Nur  bestimmte  Seiten  der  stets  unendlich  mann^altigen  Einzel- 
erscheinungen: diejenigen,  welchen  wir  eine  allgemeine  Kultur- 
jbedeutung  beimessen  —  sind  daher  wissenswert,  sie  allein 
sind  Gegenstand  der  kausalen  Erklärung.   Auch  diese  kausale  £r- 
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klärung  selbst  weist  dann  wiederum  die  gleiche  Krschcinun^  auf: 
ein  erschöpfender  kausaler  Re;:^ressus  von  irijcnd  einer  konkreten 
Erscheinung  in  ihrer  vollen  Wirklichkeit  aus  ist  niclu  r.ur  praktisch 
unmöglich  sondern  einfach  ein  Unding.  Nur  (iicjcni^en  Ursachen, 
welchen  die  im  Einzelfalle  „w^esent liehen"  Bestandteile  eines  Ge- 
schehens zuzurechnen  sind,  greifen  wir  heraus:  die  Kausalfrage 
ist,  wo  es  sich  um  die  Individualität  einer  Erscheinuni^  han- 
delt, nicht  eine  Fra^e  nach  Gesetzen,  sondern  nach  konkreten 
kausalen  Zusammenhängen,  nicht  eine  Frage,  welcher  Formel 
die  Erscheinung  als  Exemplar  unterzuordnen,  sondern  die  Frage,, 
weicher  individuellen  Konstellation  sie  als  Ergebnis  zuzurechnen, 
ist:  sie  bt  Zurechnungsfrage.  Wo  immer  die  kausale  Er- 
klärung einer  i,KuUurerscheinung"  —  eines  „historischen  Indi- 
vi  du  ums",  wie  wir  im  Anschluß  an  einen  in  dier  Methodologie 
unserer  Disziplin  schon  gelegentlich  gebrauchten  und  jetzt  in  der 
Logik  in  präziser  Formulierung  üblich  werdenden  Ausdruck  sagea 
wollen  —  in  Betracht  kommt,  da  kann  die  Kenntnis  von  Gesetzen 
der  Verursachung  nicht  Zweck,  sondern  nur  Mittel  der  Unter« 
suchung  sein.  Sie  erleichtert  und  erm^licht  uns  die  kausale  Zu- 
rechnung der  in  ihrer  Individualitat  kulturbedeutsamen  Bestandteile 
der  Erscheinungen  zu  ihren  konkreten  Ursachen.  Soweit,  und  nur 
soweit,  als  sie  dies  leistet,  ist  sie  für  die  Erkenntnis  individueller  Zu- 
sammenhange wertvoll.  Und  je  „allgemeiner",  d.  h.  abstrakter,  die 
Gesetze,  desto  weniger  leisten  sie  für  die  Bedürfnisse  der  kau- 
salen Zurechnung  individueller  Erscheinungen  und  damit  in> 
direkt  für  das  Verständnis  der  Bedeutung  der  Kulturvorgange. 
Was  folgt  nun  aus  alledem? 

Natürlich  nicht  etwa,  daß  auf  dem  Gebiet  der  Kulturwissen-/ 
Schäften  die  Erkenntnis  des  Generellen,  die  Bildung  abstrakteii 
Gattungsbegrifi'e ,  die  Erkenntnis  von  Regelmäßigkeiten  und  der' 
Versuch  der  Formulierung  von  „gesetzlichen"  Zusammenhängen 
keine  wissenschaftliche  Berechtigung  hätte.  Im  geraden  Gegenteil: 
wenn  die  kausale  Erkenntnis  des  Historikers  Zurechnung  kon- 
kreter Erfolge  zu  konkreten  Ursachen  ist,  so  ist  eine  gültige  Zu- 
rechnung irgend  eines  individuellen  Erfolges  ohne  die  Verwendung 
,,nomologisrhcr"  Kenntnis  —  Kenntnis  der  Rcii^^elmäßigkeiten  der 
kausalen  Zusammenhänge  —  üt)erhaupt  nicht  morrlirli.  Ob  einem 
einzelnen  individuellen  Bestandteil  eines  Zusammenhanges  in  der 
Wirklichkeit  in  concreto  kausale  Bedeutung  für  den  Erfoli;,  um  dessen 
kausale  Erklärung  es  sich  handelt,  beizumessen  ist,  kann  ja  im 
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Zweifelsfalle  nur  durch  Abschätzung  der  Kinwiikungen,  welche  wir 
von  ihm  und  den  anderen  für  die  Erklärung  mit  in  Betracht 
kommenden  Bestandteilen  des  gleichen  Komplexes  generell  zu  er- 
warten pflegen:  welche  „adäq uate"  Wirkungen  der  betreffenden  ur- 
sächlichen Elemente  sind,  bestimmt  werden.  Inwieweit  der  Historiker 
(im  weitesten  Siauc  des  Wortes)  mit  seiner  ^lus  der  persönlichen 
Lebenserfahrung  gespeisten  und  methodisch  geschulten  Phantasie 
diese  Zurechnung  sicher  vollziehen  kann  und  inwieweit  er  auf  die 
Hilfe  spezieller  Wissenschaften  angewiesen  ist,  wdche  sie  ihm  er- 
möglichen, das  bangt  vom  Eimelfalle  ab.  Überall  aber  und  so  auch 
auf  dem  Gebiet  kompliiierter  wirtschaftlicher  Vorgänge  ist  die 
Sicherheit  der  Zurechnung  um  so  größer,  je  gesicherter  und 
umfessender  unsere  generelle  Erkenntnis  ist  Daß  es  sich  dabei 
stets,  auch  bei  allen  sog.  „wirtschaftlichen  Gesetzen"  ohne  Aus- 
nahme, nicht  um  im  engeren«  exakt  naturwissenschaftlidien  Sinne 
„gesetzliche'',  sondern  um  in  Regeln  ausgedrückte  adäquate  ur- 
sächliche Zusammenhänge!  um  eine  hier  nidit  näher  zu  analysierende 
Anwendung  der  Kategorie  der  „objektiven  Möglichkeit"  handelt, 
^tut  diesem  Satz  nicht  den  mindesten  Eintrag.  Nur  ist  eben  die 
Aulstellung  solcher  Regelmäßigkeiten  nicht  Ziel,  sondern  Mittel 
'  der  Erkenntnis,  und  ob  es  Sinn  hat,  eine  aus  der  Alltagserfabrung 
bekannte  Regelmäßigkeit  ursächlicher  Verknüpfung  als  „Gesetz"  in 
eine  Formel  zu  bringen,  ist  in  jedem  einzelnen  Fall  eine  Zweck- 
mäßigkeitsftage.  Für  die  exakte  Naturwissenschaft  sind  die  „Ge- 
setze" um  so  wicluiger  und  wertvoller,  je  allgemeingültiger 
sie  sind,  für  die  Erkenntnis  der  historischen  Erscheinungen  in  ihrer 
konkreten  Voraussetzung  sind  die  allgemeinsten  Gesetz^  weil 
die  inhaltleersten,  regelmäßig  auch  die  wertlosesten.  Denn  je  um- 
fassender die  Geltung  eines  Gattungsbegriffes  -  sein  Umfang 
—  ist,  desto  mehr  führt  er  uns  von  der  Fülle  der  Wirklichkeit 
ab,  da  er  ja,  um  das  Gemeinsame  möglichst  vieler  Eracheinungen 
zu  enthalten,  möglichst  abstrakt,  also  inhaltsarm  sein  muß.  Die 
Erkenntnis  des  Generellen  ist  uns  in  den  Kulturwissenschaften 
nie  um  ihrer  selbst  willen  wertvoll. 

Was  sich  uns  als  Resultat  des  bisher  (iesaglen  ergibt,  ist,  dal5 
emc  „objektive"  Behandlung  der  Kulturvorgän;^^c  in  dem  Sinne,  daß 
als  idealer  Zweck  der  wissenschaftlichen  Arbeit  die  Reduktion  des 
Empirischen  auf  ,, Gesetze"  zu  gelten  hätte,  sinnlos  ist.  Sic  ist  dies 
nicht  etwa,  wie  oft  behauptet  worden  ist,  deshalb  weil  die  Kultur- 
vorgänge oder  etwa  die  geistigen  \  orgänge  „objektiv"  weniger 
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gesetzlich  abliefen,  sondern  weil  i)  Erkenntnis  von  sozialen  Gesetzen 
keine  Erkenntnis  des  sozial  Wirklichen  ist,  sondern  nur  €108"  Von 
den  verschiedenen  IlilfsmitteTn,  die  unst7r  Denken  zu  diesem  Be- 
hufe  braucht,  und  weil  2)  keine  Erkenntnis  von  K  u  1 1  u  r  vorf:^ängcn 
anders  denkbar  ist,  als  auf  der  Grundlage  der  B  e  d  e  u  t  u  n  g ,  welche 
die  stets  individuell  geartete  Wirklichkeit  des  Lebens  in  besten mten 
einzelnen  Beziehungen  für  uns  hat.    In  welchem  Sinn  und  in 
welch en  Beziehungen  dies  der  Fall  ist,  enthüllt  uns  aber  kein 
Gesetz,  denn  das  entscheidet  sich  nach  den  Wertideen,  unter 
denen    wir  die  „Kultur"  jeweils    im  einzelnen  Falle  betrachten. 
„Kultur"  ist  ein  vom  Standpunkt  des  Menschen  aus  mit  Sinn  und^ 
Bedcuiung  bedachter  endlicher  Ausschnitt  aus  der  sinnlosen  Unend- 
lichkeit des  Weltgeschehens.    Sie  ist  es  für  den  Menschen  auch 
dann,  wenn  er  einer  konkreten  Kultur  als  Todfeind  sich  ent- 
gegenstellt und  ,Jlückkehr  zur  Natur"  verlangt    Denn  auch  zu 
dieser  Stellungnahme  kann  er  nur  gelangen,  indem  er  die  kon- 
krete Kultur  auf  seine  Wertideen  bezieht  und  „zu  leicht"  befindet 
Dieser  rein  logisch-formale  Tatbestand  ist  gemeint,  wenn  hier 
von  der  Ic^isch  notwendigen  Verankerung  aller  historichen  Indi- 
viduen an  „Wertideen''  gesprochen  wird.  Transzendentale  Voraus-i 
Setzung  jeder  Kulturwissenschaft  ist  nicht  etwa,  daß  wir 
eine  bestimmte  oder  überhaupt  irgend  eine  ,J[Cultur"  wertvoll 
finden,  sondern  dafi  wir  Kulturmenschen  sind,  begabt  mit  der 
Fähigkeit  und  dem  Willen,  bewufit  zur  Welt  Stell  ung  zu  nehmen 
und  ihr  einen  Sinn  zu  verleihen.   Welches  immer  dieser  Sinn  sein 
m^,  er  wird  dazu  fuhren,  dafi  wir  im  Leben  bestimmte  Erschei- 
nungen des  menschlichen  Zusammenseins  aus  ihm  heraus  beur- 
teilen, zu  ihnen  als  bedeutsam  (positiv  oder  negativ)  Stellung 
nehmen.   Welches  immer  der  Inhalt  dieser  Stellungnahme  sei,  — 
d i e s e  Erscheinungen  haben  für  uns  Kulturb  cd  eutung,  auf  dieser 
Bedeutung  beruht  allein  ihr  wissenschaftÜches  Interesse.    Wenn  also 
hier  im  Anschluß  an  den  Sprach(:;^ebrauch  moderner  Lo<^iker  von 
der  Beding' t hei t  der  Kulturerkenntnis  durch  Wertideen  gcsj^rochen 
wird,  so  ist  das  hoftentlich  Mißverständnissen  so  grober  Art,  wie 
der  Meinung,  Kulturbedeutung  solle  nur  wertvollen  Erschei- 
nungen zugesprochen  werden,   nicht  ausj:jesetzt.     Eine  Kultur- 
er:5c}ieinung  ist  die  Prostitution  so  gut  wie  die  Religion  oder  das 
Geld,  alle  drei  deshalb  und  n  u  r  deshalb  und  nur  soweit,  als  ihre 
Existenz  und  die  J''orm,  die  sie  historisch  annehmen,  unsere 
Kultur  Interessen  direkt  oder  indirekt  berüliren,  als  sie  unseren 
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Erkenntnistrieb  unter  (resichtspunkten  erregen,  die  her<^elcitet  sind 
aus  den  Wertideen,  welche  das  Siuck  Wirklichkeit,  welches  in  jenen 
J  Begriffen  gedacht  wird,  für  uns  bedeutsam  machen. 

Alle  Erkenntnis  der  Kulturwirklichkeit  ist,  wie  sich  daraus  er- 
gibt ,  stets  eine  Erkenntnis  unter  spezifisch  besonderten  Ge- 
sichtspunkten. Wenn  wir  von  dem  Historiker  und  Sozial- 
forscher als  elementare  Voraussetzung  verlangen,  daß  er  Wichtiges 
von  Unwichtigem  unterscheiden  könne,  und  daß  er  für  diese  Unter* 
Scheidung  die  erforderlichen  „Gesichtspunkte"  habe,  so  hetflt  das 
lediglich,  daß  er  verstehen  müsse,  die  Vorgänge  der  Wirldichkeit, 
—  bewußt  oder  unbewußt  —  auf  universelle  „Kulturwerte"  zu  be- 
ziehen und  danach  die  Zusammenhänge  herauszuheben,  welche  för 
uns  bedeutsam  sind.  _We!ui  immer  wieder  die  Meinung  auftritt, 
j ene^G esichtspunkte  konnten  dem  „Stoff  selbst  entnommen"  werden, 
so  entsprin^rfBas  der  naiven  Selbsttäuschung  des  IFachgelehrten, 


der  nicht  beachtet,  daß  er  von~  vornherein  kraft  der  Wertideen,  mit 
denen  er  unbewußt  an  den  Stoff  herangegangen  ist,  aus  einer  ab« 
^;'^/soluten  Unendlichkeit  dnen  winzigen  Bestandteil  als  das  heraus» 
) gehoben  hat,  auf  dessen  Betrachtung  es  ihm  allein  ankommt.  In 

dieser  immer  und  überall  bewußt  oder  unbewußt  erfolgenden  Aus- 
wahl einzelner  spezieller  „Seiten"  des  Geschehens  waltet  auch 
dasjenige  Element  kulturwissenschaftlicher  Arbeit,  welches  jener  oft 
gehörten  Behauptung  zugrunde  liegt,  daß  das  ,J*ersönliche"  eines 
wissenschaftlichen  Werkes  das  eigentlich  Wertvolle  an  ihm  sei,  daß 
sich  in  jedem  Werk,  solle  es  anders  zu  existieren  wert  sein,  „eine 
Pei*sonliclikcit"  aussprechen  müsse.  Gewiß:  ohne  Wert  Ideen  des 
Forschers  i^ähc  es  kein  Prinzip  der  St^f'^auswalil  und  keine  sinnvolle 
Erkenntnis  des  individuell  W^irklichcn,  und  wie  ohne  den  (ilauben 
des  Forschers  an  die  Bedeutung  irgendwelcher  Kullurinhalte 
jede  Arbeit  an  der  Erkenntnis  der  individuellen  Wirklichkeit 
schlechthin  sinnlos  ist,  so  wird  die  Richtung'  seines  pers  iilh  hen 
Glaubens,  die  Farbenbrechuiif^  der  Werte  im  Spiegel  scinei  Seele, 
seiner  Arljcit  die  Richtung  weisen.  Und  die  Werte,  auf  welciie  der 
wissenschaftliche  Genius  die  Objekte  seiner  Forschung  bezieht, 
werden  die  „Auffassung"  einer  ganzen  Epoche  zu  bestimmen,  d.  h. 
entscheidend  zu  sein  vermögen  nicht  nur  für  das,  was  als  „wert- 
voll" sondern  auch  für  das,  w^as  als  bedeutsam  oder  bedeutungslos, 
als  „wichtig"  und  „unwichtig"  an  den  Erscheinungen  gilt 

Die  kulturwissenschaMche  Erkenntnis  in  unserem  Sinn  ist  also 
insofern  an  „subjektive"  Voraussetzungen  gebunden,  als  sie  sich 
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nur  um  diejenigen  Bestandteile  der  Wirklichkeit  kümmert,  welche 
irgend  eine  —  noch  so  indirekte  —  Beziehung  zu  V'orgängen  haben, 
denen  wir  Kulturbedeutung  beilegen.  Sie  ist  trotzdem  natürlich 
rein  kausale  Erkenntnis  genau  in  dem  gleichen  Sinn  wie  die  Er- 
kenntnis bedeutsamer  individueller  Naturvorgänge,  welche  qualita- 
tiven Charakter  haben.  Neben  die  mancherlei  \'erirrungen,  welche 
das  1  hnüber^reifen  fürnial-juristischen  Denkens  in  die  Sphäre  der 
Kulturwissenschaften  gczeitij:;t  hat,  ist  neuerdinf^s  u.  a.  der  X'ersuch 
getreten,  die  „materiahstische  (ieschichtsauffassun^"  durch  eine  Reihe 
geistreicher  Trurrschlüsse  prinzipiell  zu  widerlegen  ".  indem  ausge- 
führt wurde,  daß,  da  alles  Wirtschaftsleben  sich  in  rechtlich  oder  kon- 
ventionell geregelten  Formen  abspielen  miJsse,  alle  (ikononiischc  ;  . 
„Entwicklung"  die  Form  von  Bestrebunf^en  zur  Schattung  neuer 
Rechts  formen  annehmen  müsse,  also  nur  aus  sittlichen 
Maximen  verständlich  und  aus  diesem  Grunde  von  jeder 
..natürlichen"  Entwicklung  dem  \\  >  m  n  nach  verschieden  sei.  Die 
Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Kntw;i  klung  sei  daher  „teleologischen" 
Charakters.  Ohne  hier  die  Bedeutung  des  vieldeutigeren  Be;:^rifrs 
der  „Entwicklung"  für  die  Sozialwissenschaft  oder  auch  den  logisch 
nicht  minder  vieldeutigen  Begriif  des  „Teleologischen"  erörtern  zu 
wollen,  sei  demgegenüber  hier  nur  festgestellt,  daß  sie  jedenfalls 
nicht  in  dem  Sinn  „teleologisch"  zu  sein  genötigt  ist,  wie  diese 
Ansicht  voraussetzt  Bei  völliger  formaler  Identität  der  geltenden 
Rechtsncmxien  kann  die  Knlturbedeutun  g  der  normierten  Rechts* 
Verhältnisse  und  damit  auch  der  Normen  selbst  sich  grundstürzend 
indem.  Ja,  will  man  sich  denn  dnmal  in  Zukunftsphantasien 
spintisierend  vertiefen,  so  könnte  jemand  sich  z.  E  eine  „Vergesell- 
schaftung der  Produktionsmittel''  theoretisch  als  vollzogen  denken, 
ohne  daß  irgend  eine  auf  diesen  Erfolg  bewußt  abzielende  „Be- 
strebung" entstanden  wäre  und  ohne  daß  ifgend  ein  Paragraph  unserer 
Gesetjj^ebung  verschwände  oder  neu  hinzuträte:  das  statistische 
Vorkommen  der  einzelnen  rechtlich  normierten  Beziehungen  freilich 
wäre  von  Grund  aus  geändert,  bei  vielen  auf  Null  gesunken,  ein  großer 
Teil  der  Rechtsnormen  praktisch  bedeutungslos,  ihre  ganze  Kultur- 
bcdeutung  bis  zur  Unkenntlichkein  verändert.  Erörterungen  de 
lege  ferenda  konnte  daher  die  „materialistisdie"  Geschichtstheorie 
mit  Recht  ausscheiden,  denn  ihr  zentraler  Gesichtspunkt  war  gerade 
der  unvermeidliche  Bedeutungswandel  der  Rechtsinstitutionen.  , 
Wem  die  schlichte  Arbeit  kausalen  Verständnisses  der  historischen  r 
Wirklichkeit  subaltem  erscheint,  der  mag  sie  meiden,  —  sie  durch  ' 
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f  irgend  eine  „Teleologic"  zu  ersetzen  ist  unmöglich.  „Zwedc"  ist 
fiir  unsere  Betrachtunc^  die  Vorstellung  eines  Erfolges,  welche 
Ursache  einer  Handlung;  wird;  wie  jede  Ursache,  welche  zu 
einem  bedeutungsv  ollen  Erfolg  beiträ^^t  oder  beitragen  kann, 
so  berücksichtigen  wir  auch  diese.  Und  ihre  spezifische  Be- 
deutung beruht  nur  darauf,  daß  wir  menschliches  Handeln  nidit 
nur  konstatieren,  sondern  verstehen  können  und  wollen.  — 
Ohne  alle  Frage  and  nun  jene  Wertideen  „subjektiv". 
Zwischen  dem  f^istorischen"  Interesse  an  einer  Familienchronik 
und  demjenigen  an  der  Entwicklung  der  denkbar  größten  Kul- 
turerscheinungen, welche  einer  Nation  oder  der  Menschheit  in 
langen  Epochen  gemdnsam  waren  und  sind,  besteht  eine  unend- 
liche Stufenleiter  der  ,3edeutungen",  deren  Suffeln  für  jeden 
einzelnen  von  uns  eine  andere  Reihenfolge  haben  werden.  Und 
ebenso  sind  sie  natürlich  historisch  wanddbar  mit  dem  Charakter 
der  Kultur  und  der  die  Menschen  beherrschenden  Gedanken  selbst 
Daraus  folgt  nun  aber  selbstverständlich  nicht,  dafi  auch  die 
kulturwisscnschaftliche  Forschung  nur  Ergebnisse  haben 
/  könne,  die  „subjektiv"  in  dem  Sinne  seien,  daß  sie  für  den  einen 
^  ^^elten  und  für  den  andern  nicht.  Was  wechselt  ist  vielmehr 
der  Grad,  in  dem  sie  den  einen  interessieren  und  den  andern 
nicht.  Mit  anderen  Worten:  was  Gegenstand  der  Untersuchung 
wird,  und  wie  weit  diese  Untersuchung  sich  in  die  Unendlichkeit 
der  Kausalzusammenhänge  erstreckt,  das  bestimmen  die  den  Forscher 
und  seine  Zeit  beherrschenden  Wertideen;  —  im  Wie?,  In  der 
Methode  der  Forschun»^'  ist  der  leitende  Gesichtspunkt"  zwar  — 
wie  wir  noch  sehen  werden  —  für  die  Bildung  der  begrifflichen 
Hilfsmittel,  die  er  verwendet,  bestimmend,  in  der  Art  ihrer  Ver- 
wendung aber  ist  der  Forscher  selbstverständlich  hier  wie  überall 
an  die  Normen  unseres  Denkens  gebunden.  Denn  wissenschaftliche 
Wahrheit  ist  nur,  was  für  alle  gelten  will,  die  Wahrheit  wollen. 

Aber  allerdings  folgt  daraus  eins:  Die  Sinnlosigkeit  des 
selbst  die  Historiker  unseres  l-"aches  gelegentlich  beherrschenden 
Gedankens,  daß  es  das,  wenn  auch  noch  so  ferne,  Ziel  der  Kultur- 
wissenschaften sein  könne,  ein  geschlossenes  System  von  Begriffen 
zu  bilden,  in  dem  die  Wirklichkeit  in  einer  in  irgend  einem  Sinne 
endgültigen  Gliederung  zusammengelafit  und  aus  dem  heraus 
sie  dann  wieder  deduziert  werden  konnte.  Endlos  wälzt  sich  der 
Strom  des  unermeßlichen  Geschehens  der  Ewigkeit  entgegen.  Immer 
neu  und  anders  gelarbt  bilden  sich  die  Kulturprobleme^  welche  die 
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Menschen  bewegen,  flüssig  bleibt  dainit  der  Umkreis  dessen,  was 
ans  jenem  stets  gleich  unendlichen  Strome  des  Individuellen  Sinn 
und  Bcdeutiinfj  für  uns  erhält,  „historisches  Individuum"  wird.  Es 
wechseln  die  (iedankenzusamraenhänge,  unter  denen  es  hf'rnrhtet 
und  wissenschaftlich  erfaßt  wird.  Die  Ansganj^spunkte  der  Kultur- 
wissenschaften bleiben  damit  wandelbar  in  die  f^renzcnlose  Zukunft 
hinein,  solange  nicht  chinesische  Erstarrung  des  Geisleslebens  die 
Menschheit  entwöhnt,  neue  Fragen  an  das  immer  gleich  unerschöpf- 
liche Leben  zu  stellen.  Ein  System  der  Kulturwissenschaften  auch 
nur  iu  dem  Smne  einer  definitiven,  objektiv  gültigen,  systemati- 
sierenden Fixierung  der  Fragen  und  Gebiete,  von  denen  -mc 
zu  handeln  berufen  sein  sollen,  wäre  ein  l'nsinn  in  sich:  stets  kann 
bei  einem  solchen  X'ersuch  nur  eine  Aneinanderreihung  von  mehreren, 
spezifisch  besonderten,  untereinander  vielfach  heterogenen  und  dis- 
paraten Gesichtspunkten  herauskommen,  unter  denen  die  Wirklichkeit 
fiir  uns  jeweils  4^ultur",  d.  h.  in  ihrer  Eigenart  bedeutungsvoll  war 
oder  ist  — 

Nach  diesen  langwierigen  Auseinandersetzungen  können  wir  uns 
nun  endlich  der  Frage  zuwenden,  die  uns  bei  einer  Betrachtung  der 
».Objektivität"  der  Kulturerkenntnis  methodisch  interessiert: 
welches  ist  die  logische  Funktion  und  Struktur  der  Begriffe,  mit 
der  unsere f  wie  jede,  Wissenschaft  arbeitet «  oder  spezieller  mit 
Rücksicht  auf  das  entscheidende  Problem  gewendet:  welches  ist  die 
Bedeutung  der  Theorie  und  der  theoretischen  BegrifTsbUdung  för 
die  Erkenntnis  der  KuUurwirklichkeit? 

Die  Nationalökonomie  war,  —  wir  sahen  es  schon  —  ur- 
sprünglich wenigstens  dem  Schwerpunkt  ihrer  Erörterungen  nach 
„Technik",  dl  h.  sie  betrachtete  die  Erscheinungen  der  Wirklichkeit 
von  einem,  wenigstens  scheinbar,  eindeutigen,  feststehenden  prak- 
tischen Wertgesichtspunkt  aus:  dem  der  Vermehrung  des  „Reich« 
tums"  der  Staatsangehörigen.  Sie  war  andererseits  von  Anfang  an 
nicht  nur  „Technik",  denn  sie  wurde  eingegliedert  In  die  mächtige 
Einheit  der  naturrechtlichen  und  rationalistischen  Weltanschauung 
des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Aber  die  Eigenart  jener  Weltan- 
schauung mit  ihrem  optimistischen  Glauben  an  die  theoretische 
und  praktische  Rationalisierbarkeit  des  Wirklichen  wirkte  wesent* 
lieh  insofern,  als  sie  hinderte,  daß  der  problematische 
Charakter  jenes  als  selbstverständlich  vorausgesetzten  Gesichtspunktes 
entdeckt  wurde.  Wie  die  rationale  Betrachtung  der  sozialen  Wirk- 
lichkeit im  engen  Zusammenhalt  mit  der  modernen  Entwicklung 
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der  Naturwissenschaft  (  iitsi  uiden  war,  so  blieb  sie  in  der  ganzen 
Art  ihrer  Betrachtunj^  ilii  v  cruandt.   In  den  naturwissenschaftlichen 

•  Disziplinen  nun  war  der  praktische  Wertsgesichtspunkt  des  un- 
mittelbar technisch  Nützlichen  von  Anfang  an  mit  der  als  Erbteil 
der  Antike  überkommenen  und  weiter  entwickelten  Hoffnung  eng 
verbunden,  auf  dem  Wege  der  generalisierenden  Abstraktton  und 
der  Analyse  des  Empirischen  auf  gesetzliche  Zusammenhänge  hin 
zu  einer  rein  „objektiven",  d.  h.  hier:  von  allen  Werten  lo^^lösten, 
und  zugleich  durchaus  rationalen,  d.  h.  von  allen  individuellen  „Zu- 

.  falligkeiten"  befreiten  monistischen  Erkenntnis  der  gesamten  VS^rk- 
lichkeit  in  Gestalt  eines  Begriffssystems  von  metaphysischer 
Geltung  und  von  mathematischer  Form  zu  gelangen.  Die  an 
Wertgestchtspunkte  geketteten  naturwissenschaftlichen  Disziplinen, 
wie  die  klinische  Medizin  und  noch  mehr  die  gewöhnlich  sogenannte 
„Technologie",  wurden  rein  praktische  „Kunstlehren".  Die  Wert^ 
denen  sie  zu  dienen  hatten:  Gesundheit  des  Patienten,  technische 
Vervollkommnung  eines  konkreten  Produktionsprozesses  etc.  standen 
für  jede  von  ihnen  jeweils  fesL  Die  Mittel,  die  sie  anwendeten, 
waren  und  konnten  nur  sein  die  Verwertung  der  durch  die  theore- 
tischen Disziplinen  gefundenen  Gesetzesbegriffe«  Jeder  prinapidle 
Fortschritt  in  der  Bildung  dieser  war  oder  konnte  doch  sein  auch 
ein  Fortschritt  der  praktischen  Disziplin.  Bei  feststehendem  Zweck 
war  ja  die  fortschreitende  Reduktion  der  einzelnen  praktischen 
Fragen  (eines  Krankheitsfalles,  eines  technischen  Problems)  als 
Spezialfall  auf  generell  geltende  Gesetze,  also  die  Erweiterung  des 
theoretischen  Erkennens,  unmittelbar  mit  der  Ausweitung  der  tech- 
nisch-praktischen Möglichkeiten  verknüpft  und  identisch.  Als  dann 
die  moderne  Biologie  auch  diejenigen  Bestandteile  der  Wirklichkeit», 
die  uns  historisch,  d.  h.  in  der  Art  ihres  So-und-nicht-anders- 
geworden-seins  interessieren ,  unter  den  Bc£,niff  eines  allgemein- 
gültigen Entwickkinj^prinzips  gebracht  hatte,  welches  wenigstens  dem 
Anschein  nach  —  al)er  freilich  nicht  in  Wahrheit  —  alles  an  jenen 
Objekten  Wcsenthciic  in  ein  Schema  generell  geltender  Gesetze 
einzuordnen  gestattete,  da  schien  die  Götterdämmerung  aller  Wert- 
'^esichtspunkte  in  allen  Wissenscliaften  heraufzuziehen.  Denn  da 
ja  doch  auch  das  sogenannte  historische  Geschehen  ein  Teil  der 
gesamten  Wirkliclikeit  war,  und  da  das  Rausalprinzip,  die  Voraus- 
setzung aller  wissenschaftlichen  Arbeit,  die  Auflösung  alles  Ge- 
schehens in  generell  gellende  „iicscl/.e"  zu  fordern  schien  ,  da  end- 
lich der  ungeheure  Erfolg  der  Naturwissenschaften,  die  mit  diesem 
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Gedanken  ernst  gemacht  hatten,  zutage  lag,  so  schien  ein  anderer 
Sinn  des  wissenschaftlichen  Arbeitens  als  die  Auffindung  der  Ge- 
setze des  Geschehens  überhaupt  nicht  vorstellbar.  Nur  das  „Ge- 
setzmäßige" konnte  das  wissenschaftlich  Wescntliclie  an  den  Er- 
scheinungen sein,  „individuelle"  Vorgänge  nur  als  „Typen",  d.  h.  hier: 
als  illustrative  Repräsentanten  der  Gesetze  in  Betracht  kommen; 
ein  Interesse  an  ihnen  um  ihrer  selbst  willen  schien  ,,kein  wissen» 
schaftliches"  Interesse. 

Die  mächtigen  Rückwirkungen  dieser  glauben^rohen  Stimmung 
des  naturalistischen  Monismus  auf  die  ökonomischen  Disziplinen 
hier  zu  verfolgen,  ist  unmöglich.  Als  die  sozialistische  Kritik 
und  die  Arbeit  der  Historiker  die  ursprünglichen  Wcrt^esichts[iunkte 
in  Probleme  zu  verwandeln  besi^annen,  hielt  die  niächtii^'c  lüUwicklung 
der  biolotlischeii  Forschung  auf  der  einen  Seite,  der  Kinfluß  des 
Ht;^erschen  Panlo<:^isnius  auf  der  anderen  Seite  die  Xational- 
ökononiic  davon  ab,  das  X'erhältnis  von  Begriff  und  Wirklichkeit- 
in  voUeni  Umfang  deutlich  zu  erkennen.  Das  Resultat ,  soweit  es 
uns  hier  interessiert,  ist,  daß  trotz  des  gewaltigen  Damines,  welchen 
die  deutsdie  idealistische  Philosophie  seit  Fichte,  die  Leistungen  der 
deutschen  historischen  Rechtsschule  und  die  Arbeit  der  historischen 
Schule  der  deutschen  Xationaliiktmoniie,  dem  Eindringen  natura- 
listischer Dogmen  entgjecjenbaute,  dennorh  und  zum  Teil  infolge 
dieser  Arbeit  an  entscheidenden  Stellen  die  Gesichtspunkte  des 
Naturali^nuis  noch  immer  unül)erwunden  sind.  Dahin  gehört  ins- 
besondere das  noch  immer  prüblematisch  gebliebene  X'erhältnis 
zwischen  „theoretischer"  und  „historischer"  .Arbeit  in  unserem  Fache. 

In  unvermittelter  und  anscheinend  unüberbrückbarer  Schroffheit 
steht  noch  heute  die  „abstraktMheotetische  Methode  der  empirisch- 
historischen  Forschung  gegenüber.  Sie  erkennt  durchaus  richtig 
<fie  methodische  Unmöglichkeit,  durdi  Formulierung  von  „Gesetzen" 
die  geschichtliche  Erkenntnis  der  Wirklichkeit  zu  ersetzen  oder  ^  ^  ' 
umgekehrt  durch  bloßes  Aneinanderreihen  historischer  Beobachtungen 
zu  „Gesetzen"  im  strengen  Sinne  zu  gelangen.  Um  nun  solche  zu 
gewinnen,  —  denn  daß  dies  die  Wissenscheft  als  höchstes  Ziel 
zu  erstreben  habe,  steht  ihr  fest  — ,  geht  sie  von  der  Tat- 
sache aus,  daß  wü:  die  Zusammenhänge  menschlichen  Handelns  be< 
ständig  selbst  in  ihrer  Realität  unmittelbar  erleben,  daher  —  so 
mdnt  sie  ~  ihren  Ablauf  mit  axiomatischer  Evidenz  direkt 
verstandlich  machen  und  so  in  seinen  „Gesetzen"  erschließen 
können.    Die  einzig  exakte  Form  der  Erkenntnis,  die  Formu- 
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lierung  unnVittelbar  anschaulich  evidenter  Gesetze,  sei  aber, 
7.uf(Ieich  die  einzige,  welche  den  Schluß  auf  die  nicht  unmittel- 
bar beobachteten  Vorgänge  zulasse ,  daher  sei  mindestens  für 
die  fundamentalen  Phänomene  des  wirtschaftlichen  Lebens  die  Auf- 
stellung eines  Systems  von  abstrakten  und  —  infolgedessen  —  rein 
formalen  Lehrsätzen  nach  Analogie  derjenigen  der  exakten  Natur- 
wissenschaften das  einzige  Mittel  geistiger  Beherrschung  der  gesell- 
schaftlichen Mannigfaltigkeit.  Trotz  der  prinzipiellen  methodischen 
Scheidung  gesetzlicher  und  historischer  Erkenntnis,  welche  der 
Schöpfer  der  Theorie  als  Erster  und  Einziger  vollzogen  hatte, 
wird  nun  aber  für  die  Lehrsätze  der  abstrakten  Theorie  von  ihm 
empirische  G e  1 1 u n g  im  Sinne  der  Deduzierbarkeit  der  Wirk- 
lichkeit aus  den  „Gesetzen"  in  Anspruch  gcDommen.  Zwar  nicht 
im  Sinne  der  empirischen  Gehung  der  abstrakten  Ökonomischen 
Lehrsätze  iur  sich  allein ,  sondern  in  der  Art,  daß«  wenn  man 
entsprechende  „exakte"  Theorien  von  allen  übrigen  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  gebildet  haben  werde,  diese  samtlichen  ab^ 
strakten  Theorien  zusammen  dann  die  wahre  Realität  der 
Dinge  —  d.  h.:  das,  was  von  der  Wirklichkeit  wissenswert  sei  — 
in  sich  enthalten  müßten.  Die  exakte  ökonomische  Theorie  stelle 
die  Wirkung  eines  psychischen  Motivs  fest,  andere  Theorien 
hätten  die  Aufjgabe,  alle  übrigen  Motive  in  ähnlicher  Art  in  Lehr- 
Sätzen  von  h3rpothetischer  Geltung  zu  entwickeln.  Für  das  Er- 
gebnis der  theoretischen  Arbeit,  die  abstrakten  Preisbildungs-,  Zins-, 
Renten-etc.-Theorien,  wurde  demgemäß  hie  und  da  phantastischer* 
weise  in  Anspruch  genommen:  sie  könnten,  nach  —  angeblicher  — 
Analogie  physikalischer  Lehrsatze,  dazu  verwendet  werden,  aus  ge- 
gebenen realen  Prämissen  quantitativ  bestimmte  Resultate  — 
also  Gesetze  im  strengsten  Sinne  —  mit  Gültigkeit  für  die  Wirk* 
lichkeit  des  Lebens  deduzieren,  da  die  Wirtschaft  des  Menschen 
bei  gegebenem  Zweck  in  bezug  auf  die  Mittel  eindeutig  „deter- 
miniert" sei.  Es  wurde  nicht  beachtet,  daß,  um  dies  Resuhat  in 
irgend  einem  noch  so  einfachen  Falle  erzielen  zu  können,  die  G  e  - 
samtheit  der  jeweiligen  historischen  Wirklichkeit  einschließlich 
aller  ihrer  kausalen  Zusammenhänge  als  „gegeben"  gesetzt  und  als 
bekannt  vorausgesetzt  werden  müßte  und  daß,  wenn  dem  end- 
lichen Geist  diese  Kenntnis  zugänglich  würde,  irgend  ein  Er- 
kenntniswert einer  abstrakten  Theorie  nicht  vorstcllbnr  wäre.  Das 
naturalistische  X'orurtcil,  das  in  jenen  Begriffen  etwas  den  exakten 
Naturwissenschaften  Verwandtes  geschaifea   werden   solle,  hatte 
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eben  dahin  gefuhrt,  daß  man  den  Sinn  dieser  theoretischen  Ge- 
dankcngebildc  falsch  verstand.  Man  glaubte,  es  handele  sich  um 
die  psychologisciic  Isolierung  eines  spezifischen  „Triebes",  des  Er- 
werbstriebes, im  Menschen,  oder  aber  um  die  isolierte  Beobachtung 
einer  spezifischen  Maxime  menschlichen  Handelns,  des  sogenannten 
wirtschaftlichen  Prinzipes.  Die  abstrakte  Theorie  meinte,  sich  auf 
psychologische  Axiome  stützen  zu  können  und  die  Folge  war,  daß 
die  Historiker  nach  einer  empirischen  Psychologie  riefen,  um  die 
Nichtgcltung  jener  Axiome  beweisen  und  den  Verlauf  der  wirt« 
sdiafidichen  Vorgänge  psyciiologisch  ableiten  zu  können.  Wir 
wollen  nun  an  dieser  Stelle  den  Glauben  an  die  Bedeutung  einer  — 
erst  zu  schaffenden  —  systematischen  Wissenschaft  der  »Sozial- 
Psychologie"  als  künftiger  Grundlage  der  Kulturwissenschaften, 
speziell  der  Sozialökonomik,  nicht  eingehend  kritisieren.  Gerade 
die  bisher  vorli^endent  zum  Teil  glanzenden  Ansätze  psycholo* 
gischer  Interpretation  ökonomischer  Erscheinungen  zeigen  jedenfalls, 
daß  nicht  von  der  Analyse  psychologischer  Qualitäten  des  Menschen 
zur  Analyse  der  gesellschaftlichen  Institutionen  fortgeschritten  wird, 
sondern  gerade  umgekehrt  die  Aufhellung  der  p^chologischen 
Vmaussetzungen  und  Wirkungen  der  Institutionen  die  genaue  Be- 
kanntschaft mit  diesen  letzteren  und  die  wissenschaftliche  Analyse 
ihrer  Zusammenhange  voraussetzt  Die  psjnshologische  Analyse 
bedeutet  alsdann  lediglich  eine  im  konkreten  Fall  höchst  wertvolle 
Vertiefung  der  Erkenntnis  ihrer  historischen  Kulturbedingtheit 
und  Kulturbedeutung.  Das,  was  uns  an  dem  p^chischen  Ver- 
halten des  Menschen  in  seinen  sozialen  Beziehungen  interessiert,  ist 
eben  in  jedem  Falle  je  nach  der  spezifischen  Kulturbedeutung  der 
Beziehung,  um  die  es  sich  handelt,  spezifisch  besondert.  Es  handelt 
sich  dabei  um  untereinander  höchst  heterogene  und  höchst  konkret 
komponierte  psychische  Motive  und  Einflüsse.  Die  sozial- psycho- 
logische Forschung  bedeutet  eine  T>  trchmusterung  verschiedener 
einzelner,  untereinander  vielfach  disparater  Gattungen  von 
Kulturclementen  auf  ihre  Deutungsfahigkeit  für  unser  nacher- 
lebendes Verständnis  hin.  Wir  werden  durch  sie,  von  der  Kenntnis 
der  einzelnen  Institutionen  aus^^chcnd,  deren  Kulturbcdini^theit  und 
Kulturbedcutung  in  steigendem  Maße  f,'eisti^'  verstehen  lernen, 
nicht  aber  die  Institutionen  aus  p.sy^chologischen  Gesetzen  deduzieren 
oder  aus  psychologischen  Elemcntarerscheinungen  erklären  wollen. 

So  ist  denn  auch  die  weitschichtige  Polemik,  welche  sich  um 
die  Frage  der  psychologischen  Berechtigung  der  abstrakt  theore- 
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tischen  Aufstellungen,  um  die  Tragweite  des  „Erwerbstriches"  und 
des  „wirtschaftlichen  Prinzips"  etc.  gedreht  hat,  wenig  fruchtbar 
gewesen.  — 

I.s  handelt  sich  bei  den  Aufstellungen  der  abstrakten  Theorie 
nur  scheinbar  um  „Deduktionen"  aus  jxsychologischcn  Grundmotiven, 
in  Wahrheit  vielmehr  um  einen  Spezialfall  einer  Form  der  Bcgrifls- 
bildung,  welche  den  Wissenschaften  von  der  menschlichen  Kultur 

j  eigeiitümlicli  und  in  gewisscni  UniJiiagc.-  unentbehrlich  ist.  Ks  lohnt 
sich,  sie  an  dieser  Stelle  etwas  eingehender  zu  charakterisieren, 
da  wir  dadurch  der  i)rin/.ipicllcn  Trage  nach  der  Bedeutung  der 
Theorie  für  die  sozialwissenschaftliche  Erkenntnis  näher  kommen. 
Dabei  lassen  wir  es  ein  für  allemal  unerörtert,  ob  d  i  e  theoretischen 
Gebilde,  welche  wir  als  Beispiele  heranziehen,  oder  auf  die  wir 
anspielen,  so  wie  sie  dnd,  dem  Zwecke  entsprechen,  dem  sie  dienen 
wollen,  ob  sie  also  sachlich  zweckmäßig  gebildet  sind.  Die 

I  Frage,  wie  weit  z.  B.  die  heutige  „abstrakte  Theorie*'  noch  aus- 
gesponnen werden  soll,  ist  schließlich  auch  eine  Frage  der  Ökonomie 
der  wissenschaftlichen  Arbeit,  deren  doch  auch  andere  Probleme 
harren.  Auch  die  „Grrenznutztheorie"  untersteht  dem  „Gesetz  des 
Grenznutzens".  — 

Wir  haben  in  der  abstrakten  Wirtschaftstheorie  ein  Bdspiel 
jener  Synthesen  vor  uns,  welche  man  als  „Ideen"  historischer  £r> 
scheinungen  zu  bezeichnen  pflegt  Sie  bietet  uns  dn  Idealbild  der 
Vorgänge  auf  dem  Gfitermarkt  bei  tauschwirtschaftlicher  Gesell» 
Schaftsorganisation,  freier  KcMikurrenz  und  streng  rationalem  Handeln. 
Dieses  Gedankenbild  vereinigt  bestimmte  Beziehungen  und  Vor- 
gänge des  historischen  Lebens  zu  einem  in  sich  widerspruchdosen 
Kosmos  gedachter  Ztisammenhäi^e.  Inhaltlich  trägt  diese  Kon* 
struktion  den  Charakter  einer  Utopie  an  sich,  die  durch  gedank* 
liehe  Steigerung  bestimmter  Elemente  der  Wirklichkeit  gewonnen 
ist.  Ihr  Verhältnis  zu  dem  empirisch  gegebenen  Tatsachen  des  Lebens 
besteht  lediglich  darin,  daß  da,  wo  Zusammenhänge  der  in  jener 
Konstruktion  abstrakt  dargestellten  Art,  also  vom  „Markt"  abhängige 
Vorgänge,  in  der  Wirklichkeit  als  in  irgend  einem  Grade  wirksam 
festgestellt  sind  oder  vermutet  werden,  wir  uns  die  Eigen- 
art dieses  Zu^^ammenhangs  an  einem  Idealtypus  pragmatisch 
veranschaulichen  und  verständlich  machen  können.  Diese 
Möglichkeit  kann  sowohl  heuristisch,  wie  für  die  DarsieUung  von 
Wert,  ja  unentbehrlich  sein.  Für  die  Forschung  will  der  ideal- 
typische  Begriff  das  Zurechnungsurteil  schulen:  er  ist  keine  „Hypo- 
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these",  aber_^tf  ^tU  jder  .Hjqiothesetibildung  die  Richtung  weisen. 
Er  ist  nicht  eine  Darstellung  des  Wirklichen,  aber  er  will  der 
Darstellung  eindeutige  Ausdnicksmittel  verleihen.  Es  ist  also  die 
„Idee"  der  historisch  gegebenen  modernen  Verkehrswirtschaft* 

liehen  Organisation  der  Gesellschaft,  die  uns  da  nach  ^^anz  Jenselben 
logischen  Prinzipien  entwickelt  wird,  wie  man  z.  B.  die  Idee  der, 
„Stadt Wirtschaft"  des  Mittelalters  als  „genetischen"  Begriff  konstruiert 
hat.  Tut  man  dies,  so  bildet  man  den  Begriff  „Stadtwirtschaft" 
nicht  etwa  als  einen  Durchschnitt  der  in  samtlichen  beobach- 
teten Städten  tatsächlich  bestehenden  W'irtschaftsprinzipien, 
sondern  ebenfalls  als  einen  Idealtypus.  I^^r  wird  gewonnen  durch 
einseitige  Steigerung  eines  oder  einiger  (Tesiciitspunkte  und 
durch  Zusammenschluß  einer  Fülle  von  diffus  und  diskret,  hier  mehr, 
dort  weniger,  stellenweise  gar  nicht,  vorhandenen  K  i  n  z  e  1  ers<']iei- 
nungen,  die  sicii  jenen  einseitig  herausgehobene«  Gesichtsjninklen 
fugen,  zu  einem  in  sich  einheitlichen  Gedanken  bilde.  In  seiner 
begrilTlichca  Reinheit  ist  dieses  Gedankenbild  nirgends  in  der  Wirk- 
lichkeit empirisch  vorfindbar,  es  ist  eine  Utopie,  und  für  die 
iiistorischc  Arbeit  erwächst  die  Auigabe,  in  jedem  einzelnen 
Falle  festzustellen,  wie  nahe  oder  wie  fern  die  Wirklichkeit  jenem 
Id^bilde  steht,  inwieweit  also  der  ökonomische  Charakter  der  Ver- 
hältnisse einer  bestimmten  Stadt  als  ,,stadtwirtschaftlich"  im  be- 
grifflichen Sinn  anzusprechen  ist.  Für_den  Zweck;  dffr  F.rfnrschung 
und  Veranschaulichung  aber  leistet  jener  Begriff,  vorsichtig  angewpnrtrt 
seinesjpezifischen.Pifiii&te.  —  Ganz  in  der  gleichen  Art  kann  man,  um 
noch  ein  weiteres  Beispiel  zu  analysieren,  die  „Idee"  des  „Handwerks" 
in  einer  Utopie  zeichnen,  indem  man  bestimmte  Züge,  die  sich 
diffus  bei  Gewerbetreibenden  der  verschiedensten  Zeiten  und  Lander 
vorfinden,  einseitig  in  ihren  Konsequenzen  gesteigert  zu  einem  in 
sich  widerspruchslosen  Idealbilde  zusammenfugt  und  auf  einen  Ge- 
dankenausdruck bezieht,  den  man  darin  manifestiert  findet.  Man 
kann  dann  ferner  den  V^ersuch  machen,  eine  Gesellschaft  zu  zrirlmen. 
in  der  alle  Zweige  wirtschaftlicher,  ja  selbst  geistiger  Tätigkeit 
von  Maximen  beherrscht  werden,  die  uns  als  Anwendung  des 
gleichen  Prinzips  erscheinen,  welches  dem  zum  Idealtypus  erhobenen 
„Handwerk"  charakteristisch  ist.  Man  kann  nun  weiter  jenem 
Idealtypus  des  Handwerks  als  Antithese  einen  entsprechenden  Ideal- 
lypus  einer  kapitahstischcn  Gewcrbcverfassung,  aus  c^ewissen  Zügen 
der  modernen  Großindustrie  abstrahiert,  entge;^ensetzen  und  daran 
anscIHießend  den  X'ersuch  machen,  die  Utopie  einer  „kapitalistischen'* 
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<L  h.  allein  durch  das  Verwertungsinteresse  priy^eiiJCapkallen  be- 
herrschten Kultur  zu  zeichnen.  Sie  hätte  einzelne  diffus  vorhandene 
Züge  des  modernen  materiellen  und  geistigen  Kulturlebens  in  ihrer 
E^enart  gesteigert  zu  einem  für  unsere  Betrachtung  widerspruchs- 
losen Idealbilde  zusammenzuschließen.  Das  wäre  dann  ein  V^ersuch 
der  Zeichnung  einer  „Idee"  der  kapitalistischen  Kultur  — 
ob  und  wie  er  etwa  gelingen  konnte,  müssen  wir  hier  ganz  dahin- 
gestellt sein  lassen.  Nun  ist  es  möglich,  oder  vielmehr  es  muß  als 
sicher  angesehen  werden,  daß  mehrere,  ja  sicherlich  jeweils  sehr  zahl- 
reiche Utopien  dieser  Art  sich  entwcrfrn  lassen,  von  denen  keine 
der  anderen  gleicht,  von  denen  erst  recht  keine  in  der  empirischen 
Wirklichkeit  als  tatsächlich  cjeltende  Ordnung  der  gesellschaftlichen 
Zustände  zu  beobachten  ist,  von  denen  aber  doch  jede  den  An- 
spruch erhebt,  eine  Darstellung  der  „Idee"  der  kapitalistischen 
Kultur  zu  sein,  und  von  denen  auch  jede  diesen  Anspruch  insofern 
erheben  kann,  als  jede  tatsächlich  gewisse,  in  ihrer  Eigenart 
bedeutungsvolle  Züge  unserer  Kultur  der  Wirklichkeit  ent- 
nommen und  in  ein  einheitliches  Idealbild  gebracht  hat.  Denn 
diejenigen  Phänomene,  die  uns  als  KulturcrÄchcinungen  interes<^ieren, 
leiten  regelmäßig  dies  unser  Interesse  —  ihre  „Kulturbedc  u - 
tung"  —  aus  sehr  verschiedenen  Wertideen  ab,  /u  denen  wir  sie 
in  Beziehung  setzen  können.  Wie  es  deshalb  die  \'erschiedensten 
„Gesichtspunkte"  gibt,  unter  denen  wir  sie  als  für  uns  bedeutsam 
betrachten  können,  so  lassen  sich  die  allerverschiedenstcn  Prinzipien 
der  Auswahl  der  in  einen  Idealtypus  einer  bestimmten  Kultur  auf- 
zunehmenden Zusammenhänge  zur  Anwendung  bringen. 

Was  ist  nun  aber  die  Bedeutung  solcher  idealtypischen  Begriffe 
für  eine  Erfahrungs  Wissenschaft,  wie  wir  sie  treiben  wollen  ?  Vor- 
.  weg  sei  hervorgehoben,  daß  der  Gedanke  des  Seinsollenden, 
„Vorbildlichen"  von  diesen  in  rein  logischem  Sinn  „idealen'« 
Gedankengebilden,  die  wir  besprechen,  hier  zunächst  sorgsam  fern* 
zuhalten  ist  Es  handelt  sich  um  die  Konstruktion  von  Zusammen- 
hängen, wdche  unserer  Phantasie  als  zulänglich  motiviert  und 
also  „objektiv  möglich",  unserem  nomologischen  Wissen  als  adä- 
quat  erscheinen. 

Wer  auf  dem  Standpunkt  steht,  daß  die  Erkenntnis  der  histo- 
rischen Wirklichkeit  „voraussetzungslose"  Abbildung  „objektiver" 
Tatsachen"  sein  solle  oder  könne,  wird  ihnen  jeden  Wert  ab- 
sprechen. Und  selbst  wer  erkannt  hat,  daß  es  eine  „Voraussetzungs- 
I  lodgkeit"  im  logischen  Sinn  auf  dem  Boden  der  Wirklichkeit  nicht 
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;,'ibt  und  auch  das  einfachste  Aktcnex/.crpt  oder  L'rkundenregest 
nur  durch  Bezugnahme  auf  „Bedeutun^^eii",  und  damit  auf  Wert- 
ideen als  letzte  In<;tanz.  irj^^Mid  welchen  wissenschaftlichen  Sinn 
liaben  kann,  wird  doch  die  Konstruktion  ir^a-nd  welcher  histo- 
rischer „Utopien"  als  ein  für  die  Unbefangenheit  der  historischen 
Arbeit  gefährliches  Veranscliaulichungsmittel,  iiberwicgend  aber  ein-  • 
fach  als  Spielerei  ansehen.  Und  in  der  Tat:  ob  es  sich  um  reines 
Gedankenspiel  oder  um  eine  wissenschaftlich  fruchtbare  Re<^ritTs- 
bildunj^  handelt,  kann  a  priori  iiieinals  entschieden  werden;  es  gibt 
auch  hier  nur  einen  Maßstab:  den  des  Erfolges  für  die  Erkenntnis 
konkreter  Kulturerscheinungen  in  ihrem  Zusammenhang,  ihrer  ur- 
sachlicfaen  Bedingtheit  und  ihrer  Bedeutung.  Nicht  als  ^1, 
sondern  als  Milte!  kommt  mithin  die  Biklung  abstrakter  Ideal- 
t>  pen  in  Betracht  Jede  aufmerksame  Beobaditung  der  b^rifif- 
liehen  Elemente  historischer  Darstellung  zeigt  nun  aber,  daß  der 
Historiker,  sobald  er  den  Versuch  unternimmt,  über  das  blofle 
Konstatieren  konkreter  Zusammenhänge  hinaus  die  Kultur- 
bedeutung eines  noch  so  einfachen  individuellen  Vorgangs  fest- 
zustellen, ihn  zu  „charakterisieren",  mit  Begriffen  arbeitet  und 
arbeiten  mufi,  welche  regdmäfiig  nur  in  Idealtypen  scharf 
und  eindeutig  bestimmbar  sind.  Oder  sind  Begriffe  wie  etwa: 
.Individualismus",  «Imperialismus",  Feudalismus",  „Merl^^ntilismus" 
Jconventionell"  und  die  zahllosen  B^iffsbildungen  ähnlicher  Art, 
mittds  deren  wir  uns  der  Wirklichkeit  denkend  und  verstehend  zu 
bemächtigen  suchen,  ihrem  Inhalt  nach  durch  „voraussetzungslose" 
Beschreibung  irgend  einer  konkreten  Erscheinung  oder  aber;  ^  ^ 
durch  abstrahierende  Zusanmienfassung  dessen,  was  mehreren  ^' 
konkreten  Erscheinungen  gemeinsam  ist,  zu  bestimmen?  Die 
Sprache,  die  der  Historiker  spricht,  enthält  in  hunderten  von 
Worten  solche  unbestimmten,  dem  unreflektiert  waltenden  Bedürünis 
des  Ausdrucks  entnommenen  Gedankenbilder,  deren  Bedeutung  zu- 
nächst nur  anschaulich  empfunden,  nicht  klar  gedacht  wird.  In  unend- 
lich vielen  Fällen,  zumal  auf  dem  Gebiet  der  darstellenden  politi- 
schen Geschichte,  tut  nun  die  Unbestimmtheit  ihres  Inhaltes  der 
Klarheit  der  Darstellung  sicherlich  keinen  Eintrag.  Es  genügt  dann, 
daß  im  einzelnen  Falle  empfunden  wird,  was  dem  Historiker 
vf)rschwebl,  oder  aber  man  kann,  sich  damit  be^nü<^en,  daß  eine 
p  a  r  t  i  k  n  1  ä  r  c  Bestimmtheit  des  Begrift'sinhaltes  von  relativer 
Bedeutung  für  den  einzelnen  Fall  als  sifcdacht  \'c»rschwebt.  Je 
schärfer  aber  die  Bedeutsamkeit  einer  Kulturerscheinung  zum  klaren 
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Bewußtsein  gebracht  werden  soll,  desto  unabweislicher  wird  das 
Bedürfnis,  mit  Idaren  und  nicht  nur  pärtilculär,  sondern  allseitig  be- 
stimmten Beißen  zu  arbeiten.  Eine  „Definition"  jener  Synthesen 
des  historischen  Denkens  nach  dem  Schepna:  genus  proximum 
und  differentia  speddca,  ist  natürlich  ein  Unding:  man  mache  doch 
die  Probe.  Eine  solche  Form  der  Feststdlung  der  Wortbedeutung 
gibt  es  nur  auf  dem  Boden  dogmatischer  Disziplinen,  welche  mit 
Sylk^;ismen  arbeiten.  Eine  einfach  „schildernde  Auflosung"  jener 
Begriffe  in  ihre  Bestandteile  gibt  es  ebenfalls  nicht  oder  nur  schein- 
bar, denn  es  kommt  eben  darauf  an,  welche  dieser  Bestandteile 
denn  als  wesentlich  gelten  sollen.  Es  bleibt,  wenn  eine  genetische 
Definition  des  B^^ffsinhaltes  versucht  werden  soll,  nur  die  Form 
des  Idealtypus  im  oben  fixierten  Sinn.    Er  ist  ein  Gedankenbild,  ^ 

Velches  nicht  die  historische  Wirklichkeit  oder  gar  die  „eigentliche"  

Wirklichkeit  ist,  welches  noch  viel  wcnic^cr  dazu  da  ist.  als  ein 
Sclicnia  zu  dienen,  in  welches  die  Wirkliclikcit  als  Ex^LULplar 
eingeordnet  weiden  sollte,  sondern  welches  die  Bedeutun^^  eines  rein 
idealen  G  rc  n /.  begriffes  hat,  an  welchem  die  Wirklichkeit  zur  \'er- 
dcutlichung  bestinmiler  bedeutsamer  Bestandleilc  ihres  enipirisclica 
Gehaltes  gemessen,  mit  dem  sie  verglichen  wird.  Solche 
>  BegrilTe  sind  ( iebilde,  in  welchen  wir  Zusammenhänge  unter  Verwen- 
dung der  Kategorie  der  oV)jekti\-en  Möglichkeit  konstruieren,  "va^lche 
unsere,  an  der  W  irklichkeit  orientierte  und  geschulte  l*na.ii-t^ic 
als  adäquat  beurteilt. 

er  Idealtypus  ist  in  dieser  i  unklion  insbesondere  der  Ver- 
such, historische  Individuen  oder  deren  Einzelbestandteile  in  ge- 
^  netische  Begriffe  zu  fassen.  Man  nehme  etwa  die  Begriffe: 
„Kirche''  und  „Sekte^  Sie  lassen  sich  rein  klassifizierend  in  Merk- 
malskomplexe auflösen,  wobei  dann  nicht  nur  die  Grenze  zwischen 
beiden,  sondern  auch  der  Bc^ifisinhalt  stets  flüssig  bleiben  muß. 
Will  ich  aber  den  Begriff  der  „Sekte"  genetisch,  z.  B.  im  bezug 
auf  gewisse  wichtige  Kulturbedeutungen,  die  der  „Sektengeist"  für 
die  moderne  Kultur  gehabt  hat,  erfassen,  so  werden  bestimmte  Merk- 
male beider  wesentlich^  weil  sie  in  adäquater  ursächlicher  Be- 
ziehung zu  jenen  Wirkungen  stehen.  Die  B^riffe  werden  aber  alsdann 
zugleich  idealtypisch,  d.h.  in  voller  begrifflicher  Reinheit  sind 
sie  nicht  oder  nur  vereinzelt  vertreten.  Hier  wie  überall  führt  eben 
jeder  nicht  rein  klassifikatorische  Begriff  von  der  Wirklichkeit  ab. 
Al)er  die  diskursive  Natur  unseres  Erkennens:  der  Umstand,  dafi  wir 
die  Wirklichkeit  nur  durch  eine  Kette  von  VorsteUungsveränderungen 
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hindurch  erfassen,  postuliert  eine  solche  Begriffsstenographie.  Unsere 
Phantasie  kann  ihre  ausdrückliche  begriffliche  Formulierung  sicher- 
lich oft  als  Mittel  der  Forschung  entbehren,  —  für  die  Dar- 
stellung ist,  soweit  sie  eindcutig^  sein  will,  ihre  Verwendung  auf 
dem  Boden  der  Kulturanahsc  in  /alilreichen  Fällen  11:1^7.  unvcr- 
meidlich.  Wer  sie  grundsätzlich  \er\virft,  muß  sich  auf  die  for- 
male, etwa  die  rechtshistorische  Seite  der  Kulturersrhcinuii^cn  be- 
^chräIlk■en.  Der  Kosmos  der  rechtlichen  Nonnen  Lst  natürlich  zu- 
gleich begrifllich  klar  bestimmbar  und  (im  rechtlichen  Sinn!) 
für  die  historisciie  Wirklichkeit  geltend.  Aber  ihre  praktische 
Bedeutung  ist  es,  mit  der  die  Arbeit  der  So^ialwissenschaft  in 
unserem  Sinn  zu  tun  hat.  Diese  Bedeutung  aber  ist  sehr  oft  nur 
durch  Beziehung  des  empirisch  Gegebenen  auf  einem  idealen 
( ircnzfall  eindeutig  zum  Bewußtsein  zu  bringen.  Lehnt  der  Histo- 
riker {im  weitesten  Sinne  des  Wortes)  einen  Formulierungsversuch 
eines  solchen  Idealtypus  als  „theoretische  Konstruktion",  d.  h.  als  für 
seinen  konkreten  Erkcnntniszweck  nicht  tauglich  oder  entbehrlich, 
ab,  so  ist  die  Folge  regelmäßig  entweder,  daß  er,  bewußt  oder  un- 
bewußt»  andere  ähnliche  ohne  sprachliche  Formulierung  und 
logische  Bearbeitung  verwendet,  oder  daß  er  im  Gebiet  des  un* 
bestimmt  ,3>npf*>ndeaen''  stecken  bleibt 

Nichts  aber  Ist  allerdings  gefährlicher,  als  die,  naturalistischen 
Vorurteilen  entstammende,  Vermischung  von  Theorie  und  Ge« 
^hichte,  sei  es  in  der  Form,  daß  man  glaubt,  in  jenen  theoreti- 
schen Begriffsbildem  den  „eigentlichen**  Gehalt,  das  „Wesen"  der 
geschichtlichen  Wirklichkeit  fixiert  zu  haben,  ;  oder  dafi  man  sie  als 
ein  Prokrustesbett  benutzt,  in  welches  die  Geschichte  hineingezwängt 
'.werden  soll,  oder  dafi  man  gar  die  „Ideen"  als  eine  hinter  der  Flucht 
'der  Erscheinungen  stehende  „eigentliche"  Wirklichkeit,  als  reale 
,iKrafte"  bypostasiert,  die  &ch  in  der  Geschichte  auswirkten. 

Speziell  diese  letztere  Ge&hr  11^  nun  um  so  näher,  als  wir 
unter  ,4deen"  einer  Epoche  auch  und  sogar  in  erster  Linie  Ge- 
danken oder  Ideale  zu  verstehen  gewohnt  sind,  welche  die  Masse 
oder  einen  geschichtlich  ins  Gewicht  fallenden  Teil  der  Menschen 
jener  Epoche  selbst  beherrscht  haben  und  dadurch  für  deren 
Kultureigenart  als  Komponenten  bedeutsam  gewesen  sind.  Und  es 
kommt  noch  zweierlei  hinzu:  Zunächst  der  Umstand,  daß  zwischen 
der  „Idee"  im  Sinn  von  praktischer  oder  theoretischer  Gedanken- 
richtung und  der  „Idee"  im  Sinn  eines  von  uns  als  begriffliches 
Hilüunittel  konstruierten  Ideal typus  einer  Epoche  regelmäßig  be- 
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Stimmte  Beziehungen  bestehen.  Ein  Idealtypus  beslininUcr  gesell- 
schaftlicher Zustände,  welcher  sich  aus  g-ewissen  charakteristischen 
sozialen  Erscheinungen  einer  Epoche  abstrahieren  läßt,  kann  —  und 
dies  ist  sogar  recht  häufig  der  Fall  —  den  Zeitgenossen  selbst  als 
praktisch  zu  erstrebendes  Ideal  oder  doch  als  Maxime  für  die 
Regelung  besttmintc»'  soaaler  Besiehungen  vorgeschwebt  habtru 
So  steht  es  schon  mit  der  ,Jdee''  des  MNahningsschutzes*'  und 
manchen  Theorien  der  Kanonisten,  speziell  des  heiligen  Thomas, 
im  Verhältnis  zu  dem  heute  verwendeten  idealtypischen  Begriff 
der  ,|Stadtwirtschaft"  des  Mittelalters,  den  wir  oben  besprachen. 
Erst  recht  steht  es  so  mit  dem  berüchtigten  ,,GrundbegriiP'  der 
Nationaldkonomie:  dem  des  p,wirtsd)aftUchcn  Werts".  Von  der 
Scholastik  an  bis  in  die  Marxsche  Theorie  hinein  verquickt  sich 
liier  der  Gedanke  von  etwas  „objektiv"  Geltendem,  d.  h.  also:  Sein- 
sollenden, mit  einer  Abstraktion  aus  dem  empirischen  Verlauf 
der  Preisbildung.  Und  jener  Gedanke,  dafi  der  „Wert"  der  Güter 
nach  bestimmten  (naturrechtlichen)  Prinzipien  reguliert  sein  solle, 
hat  unermeßliche  Bedeutung  fiir  die  Kulturcntvvicklung  —  und 
zwar  nicht  nur  des  Mittelalters  —  gehabt  und  hat  sie  noch.  Und 
er  hat  speziell  auch  die  empirische  Preisbildung  intensiv  beeinflußt. 
Was  aber  unter  jenem  theoretischen  Begriff  gedacht  wird 
und  gedacht  werden  kann,  das  ist  nur  durch  scharfe,  das  heißt 
idealtypische  Begriffsbildung  wirklich  eindeutig  klar  zu  machen,  — 
das  sollte  der  Spott  über  die  „Robinsonaden"  der  abstrakten  Theorie 
jedenfalls  so  lange  bedenken,  als  er  nichts  besseres,  d.  Ii.  hier: 
Klareres   in  die  Stelle  zu  sct7.cn  vermag:;. 

Das  KausaK'crhältnis  zwischen  der  historisch  konstatierbaren, 
die  Menschen  beherrschenden,  Idee  und  denjeniji^en  Bestandteilen 
der  historischen  Wirklichkeit,  aus  welchen  der  ihr  korrespondierende 
Ideal  typus  sich  abstrahieren  laßt,  kann  danci  natürlich  höchst 
verschieden  {gestaltet  sein.  Festzuhalten  ist  prinzipiell  nur,  daß 
beides  selbstver.ständlich  L;rundverschicdenc  Dinge  sind.  Xun  aber 
tiiLi  noch  etwas  weiteres  hinzu:  Jene  die  Menschen  einer 
Epoche  beherrschenden,  d.  Ii.  diffus  in  ihnen  wirksamen  , .Ideen" 
selbst  können  wir,  sobald  es  sich  dabei  um  irgend  kompliziertere 
Gedankengebilde  handelt,  mit  begrifflicher  Schärfe  wiederum  nur 
in  Gestalt  eines  Idealtypus  erfassen,  weil  sie  emptrtsdi  ja 
in  den  Köpfen  einer  unbestimmten  und  wechselnden  Vielzahl  von 
Individuen  leben  und  in  ihnen  die  mannigfachsten  Abschattieningen 
nach  Form  und  Inhalt,  Klarheit  und  Sinn  erfahren.  Diejenigen  Be- 
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standteÜe  des  Geisteslebens  der  einzelnen  Individuen  in  einer  be- 
stimmten Epoche  des  Mittelalters  z.  die  wir  als  „das  Christen* 
tum"  der  betreffenden  Individuen  ansprechen  dürfen,  würden, 
wenn  wir  sie  vollständig  zur  Darstellung  zu  bringen  vermöchten, 
natürlich  ein  Chaos  unendlich  differenzierter  und  höchst  wider- 
spruchsvoller Gedanken-  und  Genihlszusammenhänge  aller  Art  sein, 
trotzdem  die  Kirche  des  Mittelalters  die  Einheit  des  Glaubens  und 
der  Sitten  sicherlich  in  besonders  hohem  Mafie  durchzusetzen  ver- 
mocht hat  Wirft  man  nun  die  Frage  auf,  was  denn  in  diesem 
Chaos  das  „Christentum"  des  Mittelalters,  mit  dem  man  doch  fort- 
während als  mit  einem  feststehenden  Begriff  operieren  mufi,  ge< 
wesen  sei,  worin  das  „Christliche"  welches  wir  in  den  Institutionen 
des  Mittelalters  finden,  denn  liege,  so  zeigt  sich  alsbald,  daß  auch 
hier  in  jedem  einzelnen  Fall  ein  von  uns  geschaffenes  reines  Ge* 
dankengebilde  verwendet  wird.  Es  ist  eine  Verbindung  von 
Glaubenssätzen,  Kirchenrechts-  und  sittlichen  Normen,  Maximen  der 
Lebensführung  und  zahllosen  Einzckusammenhängcn,  die  wir  zu 
einer  „Idee"  verbinden:  eine  Synthese,  zu  der  wir  ohne  die  Ver- 
Wendung  idealtypischen  B^^riffe  gar  nicht  widerspruchslos  zu  ge- 
langen vermöchten. 

Die  logische  Struktur  der  Begriffssysteme,  in  denen  wir  solche 
„Ideen"  zur  Darstellung  bringen,  und  ihr  Verhältnis  zu  dem,  was 
uns  in  der  empirischen  Wirklichkeit  unmittelbar  gegeben  ist,  sind 
nun  natürlich  höchst  verschieden.  Verhältnismäßig  einfach  gestaltet 
sich  die  Sache  noch,  wenn  es  sich  um  Fälle  handelt,  in  denen  ein 
oder  einige  wenige  leicht  in  Formeln  zu  fassende  theoretische  Leit- 
sätze —  etwa  der  Prädestinationsglaubc  Calvins  —  oder  klar  formu- 
lierbare sittliche  Postulate  es  sind,  welche  sich  der  Menschen  bemächtigt 
und  historische  Wirkungen  erzeugt  haben,  so  daß  wir  die  „Idee" 
in  einer  Hierarchie  von  Gedanken  gliedern  können,  welche  logisch 
aus  jenen  Leitsätzen  sich  entwickeln.  Schon  dann  wird  freilich  leicht 
übersehen,  daß,  so  gewaltij^  die  Bedeutun;^  auch  der  rein  1o<:,msc1i 
zwingenden  Macht  des  Gedankens  in  der  ( icschichtc  <]fcwesen  ist,  — 
der  Marxismus  ist  ein  hervorragendes  Heispiel  dafür  —  doch  der 
empirisch-historische  Vorgang  in  den  Köpfen  der  Menschen  regel- 
mäßig als  ein  psychologisch,  nicht  als  ein  logiscli  bedingter  ver- 
standen werden  muß.  Deutlicher  nocii  zeigt  sich  der  idealtypische 
Charakter  solcher  Synthesen  von  historisch  wirksamen  Ideen  dann, 
wenn  jene  grundlegenden  Leitsätze  und  Postulate  gar  nicht  oder 
nicht  mehr  in  den  Köpfen  derjenigen  Einzelnen  leben,  die  von  den 
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aus  ihnen  logisch  folgenden  oder  von  ihnen  durch  Assoziation  aus- 
gelösten Gedanken  beherrscht  sind,  weil  die  historisch  ursprünglich 
zugrunde  liegende  ,.Idce"  entweder  abgestorben  ist.  oder  überhaupt 
nur  in  ihren  Konsequenzen  in  die  I^reite  gedrungen  war.  Und 
noch  entschiedener  tritt  der  Charakter  der  Synthese  als  einer  „Idee", 
die  w  i  r  schaffen,  dann  hervor,  wenn  jene  grundlegenden  Leitsätze 
von  Anfang  an  nur  unvollkommen  oder  gar  nicht  zum  deutlichen 
Bewußtsein  gekommen  sind  oder  wenigstens  nicht  die  Form  klarer 
Gedankenzusammenhänge  angenommen  haben.  Wenn  alsdann 
diese  Prozedur  von  uns  vorgenommen  wird,  wie  es  unendlich  oft 
geschieht  und  auch  geschehen  muß,  so  handelt  es  sich  bei  dieser 
„Idee"  —  etwa  des  ,^ibera]isinus"  einer  bestimmten  Periode  oder 
des  „Methodismus"  oder  irgend  einer  gedanklich  unentwickelten 
Spielart  des  „Sozialismus"  —  um  einen  reinen  Idealtypus  ganz  des 
gleichen  Charakters  wie  die  Synthesen  von  «»PHnzipien"  einer  Wirt* 
Schaftsepoche,  von  denen  wir  ausgingen.  Je  umfassender  die  Zu- 
sammenhänge sind,  um  deren  Darstellung  es  sich  handelt,  und  je 
vielseitiger  ihre  Kulturbedeutung  gewesen  ist,  desto  mehr  nähert 
ach  ihre  zusammenlassende  systematische  Darstellung  in  einem  Be- 
griffe- und  Gedankensystem  dem  Charalcter  des  Idealt3^us,  desto 
weniger  ist  es  möglich,  mit  einem  derart^en  B^;riffe 
auszukommen,  desto  natürlicher  und  unumgänglicher  daher  die 
immer  wiederholten  Versuche,  immer  neue  Seiten  der  Bedeutsam- 
keit durch  neue  Bildung  idealtypischer  Begriflfe  zum  Bewußtsein  zu 
bringen.  Alle  Darstellungen  eines  „Wesens"  des  Christentums 
z.  R  sind  Idealtypen  von  stets  und  notwendig  nur  sehr  relativer 
und  problematischer  Gültigkeit ,  wenn  sie  als  historische  Dar- 
stellung des  empirisch  Vorhandenen  angesehen  sein  wollen,  da- 
gegen von  hohem  heuristischen  Wert  für  die  Forschung  und  hohem 
systematischen  Wert  für  die  Darstellung,  wenn  sie  lediglich  als  be- 
griffliche Mittel  zur  Vcrglcichung  und  Messung  der  Wirk- 
lichkeit an  ihnen  verwendet  werden.  In  dieser  Funktion  sind  sie 
geradezu  unenlbehrHch.  Nun  aber  haftet  solchen  idealtypischen 
Darstellungen  regelmäßig  noch  ein  anderes,  ihre  Bedeutung  noch 
weiter  komplizierendes  Moment  an.  Sie  wollen  sein,  oder  sind  un- 
bewußt, rcgchnäßig  Idealtypen  nicht  nur  im  1  o  g  i  sch  e.nj__sondern 
auch  im  praktischen  Sinne :  vorbildliche  Typen,  welche  —  in 
unserem  Beispiel  —  das  enthalten,  was  das  Christentum  nach  der  An- 
sicht des  Darstellers  sein  soll,  was  an  ihm  das  f  ü  r  ihn  „Wesentliche", 
>i   weil  dauernd  Wertvolle  ist.  Ist  dies  aber  bewußt  oder  —  häu- 
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figer  —  unbewufit  der  Fall,  dann  enthalten  sie  Ideale,  auf  welche  der 
Darsteller  das  Christentum  wertend  bezieht:  Au^aben  und  Ziele, 

auf  die  hin  er  seine  ,Jdee"  des  Christentums  ausriditet  und  welche 
natürlich  von  den  Werten,  auf  welche  die  Zeitgenossen,  etwa  die 
Urchristen,  das  Christentum  bezogen,  höchst  verschieden  sein  können, 
ja  zweifellos  immer  sein  werden.  In  dieser  Bedeutung  sind  die  f. 
„Ideen"  dann  aber  natürlich  nicht  mehr  rein  logjsche  Hilfsmjttel,  / 
nicht  mehr  B^riffe,  an  welchen  die  Wirklichkeit  vergleichend  gc-  * 
messen,  sondern  Ideale,  aus  denen  sie  wertend  beurteilt  wird. 
Es  handelt  sich  hier  nicht  mehr  um  den  rein  theoretischen 
Vorj^an«:^  der  B  e  z  i  e  h  u  n  er  des  Knii)irischen  auf  W'erte,  sondern  um 
Werturteile,  welche  in  den  „BegrifT'  des  Christentums  aufg^e- 
nomnicn  sind.  Weil  hier  der  Tdealt}*pus  empirische  G  cl t  u n g  be- 
ansprucht, ragt  er  in  die  Region  der  wertenden  Deutung  des 
Christentums  hinein:  der  Boden  der  Erfahrungswissenschaft  ist 
verlassen:  es  Hegt  ein  persönliches  Bekenntnis  vor,  nicht  eine 
ideal- typische  Begriffsbildung.  So  prinzipiell  dieser  Unterschied 
ist,  so  tritt  die  Vermischung  jener  beiden  «grundverschiedenen 
Bedeutungen  der  „Idee"  im  X'erlauf  der  historischen  Arbeit  doch 
außerordentlich  häufig  ein.  Sie  liegt  inuner  sehr  nahe,  sobald  der 
darstellende  Historiker  .seine  „Auffassung"  einer  Persönlichkeit  oderj 
Epoche  zu  entwickeln  beginnt.  Im  Gegensatz  zu  den  konstant  blei- 
benden ethischen  Mafistäben,  die  Schlosser  im  Geiste  des  Rationalis- 
mus  verwendete,  hat  der  moderne  relativistisch  eingeschulte  Historiker, 
der  die  Epoche,  von  der  er  spricht,  einerseits  „aus  ihr  selbst  verstehen", 
andererseits  doch  auch  „beurteilen''  will,  das  Bedürfnis,  die  Mafi- 
st^>e  seines  Urteils  „dem  StofP'  zu  entnehmen,  d.  h.  die  ,Jdee"  im  . 
Sinne  des  Ideals  aus  der  ,Jdee''  im  Sinne  des  «Jldealty  pus"  herauS'  /  ^ 
wachsen  zu  lassen.  Und  das  ästhetische  Reizvolle  eines  solchen 
Verfahrens  verlockt  ihn  lortwahrend  dazu,  die  Linie,  wo  beide  sich 
scheiden,  zu  verwischen  —  eine  Halbheit,  welche  einerseits  das 
wertende  Urteilen  nicht  lassen  kann,  andererseits  die  Verantwortung 
für  ihre  Urteile  von  sich  abzulehnen  trachtet  Demgegenüber  ist 
es  aber  eine  elementare  Pflicht  der  wissenschaftlichen 
Selbstkontrolle  und  das  einzige  Mittel  zur  Verhütung  von  Er- 
schleichungen, die  logisch-vergleichende  Beziehung  der  Wirk- 
lichkeit auf  Ideal  typen  im  logischen  Sinne  von  der  wertenden 
Beurteilung  der  Wirklichkeit  aus  Idealen  heraus  scharf  zu 
scheiden.  Ein  „Idealtypus"  in  unserem  Sinne  ist,  wie  noch  einmal 
wiederholt  sein  m^,  etwas  gegenüber  der  wertenden  Beurteilung 
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völUj]^  indifferentes,  er  hat  mit  irgend  einer  anderen  als  einer  rein 
logischen  „Vollkommenheit"  nichts  zu  tun.  P^s  gibt  Idealtypen 
von  Bordellen  so  gut  wie  von  Religionen ,  und  es  gibt  von  den 
ersteren  sowohl  Idealtj'pen  \  on  solchen ,  die  vom  Standpunkt  der 
heutigen  Polizeiethik  aus  technisch  „zweckmäßig"  erscheinen  würden, 
wie  von  solchen,  bei  denen  das  gerade  Gegenteil  der  Fall  ist. 

Notgedrungen  muß  hier  die  eingehende  Krörteruug  des  weitaus 
kompliziertesten  und  interessantesten  Falles:  die  Frage  der  logi- 
schen Struktur  des  Staa  t  s  begriffes,  beiseite  bleiben.  Xur  folgendes 
sei  dazu  bemerkt:  Weiui  wir  fragen,  was  in  der  empirischen  Wirk- 
lichkeit dem  Gedanken  „Staat"  entspricht,  so  linden  wir  eine  Un- 
endlichkeit diffuser  und  diskreter  menschlicher  Handlungen  und 
Duldungen,  faktischer  und  rechtlich  geordneter  Beziehungen,  teils 
einmaligen  teils  regelmäfiig  wiederkehfenden  Charakters,  zusammen- 
gehalten durch  eine  Idee«  den  Glauben  an  tatsachlich  geltende  oder 
gelten  sollende  Normen  und  Herrscfaaftsverhältntsse  von  Mensdien 
über  Menschen.  Dieser  Glaube  ist  teils  gedanklich  entwickelter 
geistiger  Besitz^  teils  dunkel  empfunden,  tdls  passiv  hingenommen 
und  auf  das  mannigfaltigste  abschattiert  in  den  Köpfen  der  ein- 
zelnen vorhanden,  welche,  wenn  sie  die  „Idee"  wirklich  selbst  klar 
als  solche  dächten,  ja  nicht  erst  der  „allgemeinen  Staatslehre" 
bedürften,  die  sie  entwickeln  will  Der  wissenschaftliche  Staats- 
begrifT,  wie  immer  er  formuliert  werde,  ist  nun  natürlich  stets  eine 
Synthese,  die  wir  zu  bestimmten  Erkenntniszwecken  vornehmen. 
Aber  er  ist  andererseits  auch  abstrahiert  aus  den  unklaren  Syn- 
thesen, welche  In  den  Köpfen  der  historischen  Menschen  vorge- 
funden werden.  Der  konkrete  Inhalt  aber,  den  der  historische 
„Staat '  in  jenen  Synthesen  der  Zeitgenossen  annimmt,  kann  wiederum 
nur  durch  Orientierung  an  ideal^pischen  Begriffen  zur  Anschauung 
gebraclit  werden.  Und  ferner  unterliegt  es  nicht  dem  mindesten 
Zweifel,  daß  die  Art,  wie  jene  Synthesen,  in  logisch  stets  unvoll- 
kommener Form,  von  den  Zeitgenossen  vollzogen  werden,  die 
„Ideen"  die  sie  sich  vom  .Staat  machen,  —  die  deutsche  organische" 
Staatsmetaphysik  z.  B.  im  Gegensatz  zu  der  „geschäftlichen"  ameri- 
kanischen Auffassung,  —  von  eminenter  praktisclier  Bedeutung  ist, 
daß  mit  anderen  Worten  auch  hier  die  als  geltensollend  oder 
geltend  geglaubte  praktische  Idee  und  der  zu  Erkenntnis- 
zwecken konstruierte  theoretische  Ideal  typ  us  nebeneinander  her- 
laufen und  die  stete  Neigung  zeigen,  ineinander  überzugehen.  — 
Wir  hatten  oben  absichtlich  den  „Idealtypus*  wesentlich  — 
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wenn  auch  nicht  ausschließlich  —  als  gedankliche  Konstruktion 
zur  Messung  und  systematischen  Charakterisierung  von  indivi- 
duellen, d.  h.  in  ihrer  Einzigartigkeit  bedeutsamen  Zusammen- 
hän<]fen  —  wie  Christentum,  Kapitalismus  usw.  —  betrachtet.  Dies 
f,'^csrhah,  um  die  landläufige  Vorstellung  zu  beseitigten,  als  ob  auf 
dem  Gebiet  der  Kulturerschcin untren  das  abstrakt  Typische 
mit  dem  abstrakt  Ga  1 1  u  n  p[  s  m  ä  13  i  <t c  n  identisch  sei.  Das  ist 
nicht  der  Fall.  Ohne  den  viel  erörterten  und  durch  Mißbrauch 
stark  diskreditierten  Betriff  des  „typischen"  hier  prinzipiell  analy- 
sieren 7.U  können,  entnehmen  wir  doch  schon  unserer  bisherigen 
Erörterung,  daß  die  Bildung  von  Typenbcgrifi'cn  im  Sinn  der 
Ausscheidung  des  „Zufalligen"  auch  und  ^crade  bei  histo- 
rischen Indi\iduen  ihre  Stätte  findet.  Xun  aber  können 
natürlich  auch  diejenigen  Gattungsbegrift'e,  die  wir  fortwährend 
als  Bestandteile  historischer  Darstellungen  und  konkreter  histo- 
rischer Begriffe  finden,  durch  Abstraktion  und  Steigerung  bestimmter 
ihnen  begrifTswesentlicher  Elemente  als  Idealtypen  geformt  werden. 
Dies  ist  sogar  ein  praktisch  besonders  häufi^r  und  wichtiger  An- 
wendungsfall der  idealt)^ischen  BegrUTe  und^ jeder  individuelle 
Idealtypus  setzt  ^ch  aus  begrifflichen  Elementen  zusammen,  die 
gattungsmafiig  sind  und  als  Idealtypen  geformt  worden  sind.  Auch 
in  diesem  Falle  zeigt  sich  aber  die  spezifische  Ic^ische  Funktion 
der  idealt3^ischen  Begriffe.  Ein  einfacher  Gattungsbegriff  im  Sinne 
eines  Komplexes  von  Merkmalen,  die  an  mehreren  Erscheinungen 
gemeinsam  sich  vorfinden,  ist  z.  B.  der  Begriff  des  „Tausches",  so 
lange  ich  von  der  Bedeutung  der  Begriflsbestandteile  absehe,  also 
einfach  den  Sprachgebrauch  des  Alltags  analysiere.  Setze  ich  diesen 
B^riff  nun  aber  etwa  zu  dem  „Grenznutzgesetz"  in  Beziehung  und 
bilde  der  Begriflf  des  „ökonomischen  Tausches"  als  eines  ökonomisch 
rationalen  Vorgangs,  dann  enthält  dieser,  wie  jeder  logisch 
voU  entwickelte,  Begriff  ein  Urteil  über  die  „typischen"  Bedin- 
gungen des  Tausches  in  sich.  Er  nimmt  genetischen  Charakter 
an  und  wird  damit  zugleich  im  logischen  Sinn  idealtypisch, 
d.  h.  er  entfernt  sich  von  der  empirischen  Wirklichkeit,  die  nur 
mit  ihm  verglichen,  auf  ihn  bezogen  werden  kann.  Ahnliches 
•fj^h  von  allen  so;_jenannten  „Grundbcp^riffeii"  der  Nationalökonomie: 
sie  sind  in  genetischer  Form  nur  als  Idealt\pen  zu  entwickeln. 
Der  Gep^cnsatz  zwischen  einfachen  Gattun':"^h'^:rrift'en,  welche  l'^di'^- 
lich  das  empirischen  Krscheinun^^en  iimieinsame  zusamaien- 
iassen,  und  gattungsmäßigen  Ideal  typen  —  wie  etwa  eines  ideal- 
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typischen  Begriffs  des  „Wesens"  des  Handwerks  —  natürlich  im 
einzelnen  flüssig.  Aber  kein  Gattungsbegriff  hat  als  solcher 
,.t>'pischen"  Charakter  und  einen  reinen  gattungsniäßigsn  „Purch- 
,schQiusl!-T  y  p  u  s  gibt  es  nicht.  Wo  immer  wir  —  z.  B.  in  der 
Statistik  ^  von  „typischen"  Groden  reden,  liegt  mehr  als  dn 
blo6er  Durchschnitt  vor.  Je  mehr  es  «ch  um  einfache  Klassi* 
fikation  von  Vorgängen  handelt,  die  als  Massenerscheinungen  in 
der  Wirklichkeit  auftreten,  desto  mehr  handelt  es  sich  um  Gat- 
tungsbegriffe, je  mehr  dagegen  komplizierte  historische  Zusammen« 
hange  in  denjenigen  ihrer  Bestandteile,  auf  welchen  ihre  spe^fische 
Kulturbedeutung  ruht,  begriiTIich  geformt  werden,  desto  mehr 
wird  der  Begriflf  —  oder  das  BegrilTssystem  —  den  Charakter  des 
Idealtypus  an  sich  tragen.  Denn  Zweck  der  idealtypbcfaen 
Begrifisbüdung  ist  es  überall,  nie htjSasJjattun^mäßige,  sondern 
umgekehrt  die  flg^nart  von  Kulturerscheinungsp  scharf  zum  Be- 
wußtsein zu  bringen. 

Die  Tatsache,  dafi  Idealtypen  auch  gattungsmäßige  verwendet 
werden  können  und  verwendet  werden,  bietet  methodisches 
Interesse  erst  im  Zusammenhang  mit  einem  anderen  Tatbestand. 

Bisher  haben  wir  die  Idealtypen  wesentlich  nur  als  abstrakte 
Begriffe  von  Zusammenhängen  kennen  gelernt,  welche  als  im  Fluß 
des  Geschehens  verharrend,  als  historische  Individuen,  an  denen 
sich  Entwicklungen  vollziehen,  von  uns  vorgestellt  werden.  Nun 
aber  tritt  eine  Komplikation  ein,  wclrhe^das  naturalistische  Vor- 
urteil, daß  das  Ziel  der  SozialwiNsenschaflcn  die  Reduktion  der 
Wirklichkeit  auf  „G  e  s  e  t /,  e"  sein  müsse,  'mit  Hilfe  des  Begriffes 
des  „Typischen"  außerordentlich  leicht  wieder  hereinpraktiziert. 
Auch  E  n  t  w  ic  k  1  u  ti  rr  c  n  lassi-n  sich  nänilieh  als  Idealtypen  kon- 
struieren und  diese  Konstruktionen  können  i^anz  erheblichen  heu- 
ristischen Wert  haben.  Aber  es  entsteht  dabei  in  ganz  besonders 
hohem  Mat'e  die  Gefahr,  daß  Idealtypus  und  VV'irkhchkeit  ineinander 
geschoben  werden.  Man  kann  z.  B.  zu  dem  theoretischen  Ergebnis 
gelangen,  daß  in  einer  streng  „handwerksmäßig"  organisierten 
Gesellschaft  die  einzige  Quelle  der  Kapitalakkumulation  die  Grund- 
rente sein  könne.  Daraus  kann  man  dann  vielleicht  —  denn  die 
Richtigkeit  der  Konstruktion  wäre  hier  nicht  zu  untersuchen  —  ein 
rein  durch  bestimmte  einfache  Faktoren : — begrenzter  Boden,  steigende 
Volkszahl,  Edelmetallzufluß,  Rationalisierung  der  Lebensführung,  — 
bedingtes  Idealbild  einer  Umbildung  der  handwerksmäßigen  in  die 
kapitalistische  Wirtschaftsform  konstruieren.    Ob  der  empirisch^ 
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historische  Verlauf  der  Entwicklung  tatsächlich  der  konstruierte 
{Tcwesen  ist,  wäre  nun  erst  mitlhlfe  dieser  Konstruktion  als  hcuristi 
schem  Mittel  zu  untersuchen  im  Wege  der  Vergrleichung  /wischea 
TJealtypus  und  „Tatsachen".  War  der  Idealtypus  ,, richtig"  konstruiert 
und  entspricht  der  tatsächUche  Verlauf  dein  idealtypischen  nicht, 
so  wäre  damit  der  Beweis  geliefert,  daß  die  mittelalterliche  Gesell- 
schaft eben  in  bestimmten  Beziehungen  keine  streng  „handwerks- 
mäliigc '  war.  Und  wenn  der  Idealtypus  in  heuristisch  „idealer" 
Weise  konstruiert  war,  —  ob  und  wie  dies  in  ofUKrem  Beispiel 
der  Fall  sein  könnte,  bleibt  hier  gänzlich  außer  Betracht,  —  dann 
wird  er  zugleich  die  Forschung  auf  den  Weg  lenken,  der  zu  einer 
schärferen  Erfassung  jener  nicht  handwerksmäßigen  Bestandteile  der 
mittelalterlichen  Gesellschaft  in  ihrer  Eigenart  und  historischen  Be> 
'  deutung  (uhrt.  Er  hat,  'wenn  er  zu  diesem  Ergebnis  ftihrt,  seinen 
logischen  Zweck  erfiillt,  gerade  indem  er  seine  eigene  Un Wirklich- 
keit manifestierte.  Er  war  —  in  diesem  Fall  —  die  Erprobung 
einer  Hypothese.  Der  Vorgang  bietet  keinerlei  methodologische 
Bedenken,  so  lange  man  sich  stets  g^enwärtig  hält,  dafl  ideal- 
typische Entwicklui^konstruktion  und  Geschichte  zwei 
streng  zu  scheidende  Dinge  sind  und  daß  die  Konstruktion  hier 
lediglich  das  Mittel  war,  planvoll  die  g ü  1 1  i  g e  Zurechnung  eines 
liistc^rischen  Vorganges  zu  seinen  wirklichen  Ursachen  aus  dem 
Kxeisc  der  nach  Lage  unserer  Erkenntnis  möglichen  zu  vollziehen. 

Diese  Scheidung  streng  aufrecht  zu  erhalten  wird  nun  erfahrungs- 
gemäß durch  einen  Umstand  oft  ungemein  erschwert.  Im  Interesse 
der  anschaulichen  Demonstration  des  Idealtypus  oder  der  ideal- 
typischen  Entwicklung  wird  man  sie  durch  Anschauun'^smnterial 
aus  der  empiri<;ch  historischen  Wirklichkeit  zu  verdeutlichen 
sucl'.en.  Dir  Gefahr  dieses  an  sich  ^^im  legitimen  Veriahrens  lie;Tt 
darin,  dal.'»  d.is  geschichtlich  Wis.sen  hier  einmal  als  Diener 
der  Ihcorie  erscheint  statt  ume^ekehrt.  Die  X'ersuchung  liepft  für 
den  Theoretiker  recht  nahe,  dieses  X'erhältnis  entweder  als  das  nor- 
male cUizuselien,  oder,  was  schümmer  ist,  Theorie  und  ( ieschichte 
ineinander  zu  schieben  und  geradezu  miteinander  zu  vervvech^seln. 
In  noch  gesteigertem  Maße  liegt  dieser  Fall  dann  vor,  wenn  die 
Idealküüitruktion  einer  iaitwicklung  mit  der  bcgrifil'lichcn  Kla^si- 
fikation  von  Idealtypen  bestimmter  Kulturgebilde  (z.  B.  der  gewerb- 
lichen Betriebsformen  von  der  „geschlossenen  Hauswirtschaft"  aus- 
gehend, oder  etwa  der  religiösen  Begriffe,  von  den  „AugenWicks- 
göttern"  anfangend zu  einer  genetischen  Klassifikation  ineinander 
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gearbeitet  wird.  Die  nach  den  gewählten  BegrifTsmerkmalen  «ch 
I  ergebende  Reihenfolge  der  Typta  erscheint  dann  als  eine  gesetzlich 
[notwendige  historische  Aufeinanderfolge  dersdben.   Logische  Ord- 
I  nung  der  Begrifie  einerseits  und  empirische  Anordnung  des  Be- 
griffenen in  Raum,  Zeit  und  ursachlicher  Verknüpfung  andererseits 
erscheinen  dann  so  miteinander  verkittet,  dafi  die  Versuchung,  der 
Wirklichkeit  Gewalt  anzutun,  um  die  reale  Greltung  der  Konstruktion 
in  der  Wirklichkeit  zu*  erhärten,  fast  unwiderstehlich  wird. 

Absichtlich  ist  es  vermieden  worden,  an  dem  für  uns  weitaus 
wichtigsten  Fall  idealtyptscher  Konstruktionen  zu  demonstrieren:  an 
Marx.  Es  geschah,  um  die  Darstellung  nicht  durch  Hineinziehen 
von  Marx^Interpretationen  noch  zu  komplizieren  und  um  den  Er- 
örterungen in  unserer  Zeitschrift,  welche  die  Literatur,  die  über 
und  im  Anschluß  an  den  großen  Denker  erwächst,  zum  regel* 
mäßigen  Gegenstand  kritischer  Analyse  machen  wird,  nicht  vor- 
zugreifen. Daher  sei  hier  nur  konstatiert,  daß  natürlich  alle  .««peziiisch- 
marxistischen  „Gesetze"  und  Entwicklungskonstruktionen  —  soweit 
sie  theoretisch  fehlerfrei  sind  —  idealtypischen  Charakter  haben. 
Die  eminente,  ja  rinzigartigc  h  c  u  r  i  s  t  i  s  c  Ii  c  Bcdrutung  dieser 
Idealtypen,  wenn  man  sie  zur  Vergl  e  ich  u  n  der  Wirklichkeit 
mit  ihnen  benutzt  und  ebenso  ihre  Gefährlichkeit,  sobald  sie  als  em- 
pirisch ^reitend  oder  gar  als  reale  (d,  h.  in  Wahrheit  nieta{)hysischc) 
„wirkende  Kräfte",  „Tendcn/cn"  usw.  vorj^'cstcllt  werden,  kennt 
jeder,  der  je  mit  marxistisclien  I^e^^rift'en  gearbeitet  hat. 
1  Gattungsbef^riflTe  ■ —  ldcalt\'pen  —  idealtypische  (latlungs- 
besjriffe,  —  Ideen  im  Sinne  von  empirisch  in  historischen  Menschen 
wirksamen  Gedankenverbindungen  —  Idealtypen  solcher  Ideen  — 
Ideale,  welche  historische  Menschen  l)cherrschen  —  Idca]ty|)en  solcher 
Ideale  —  Ideale,  auf  welche  der  Historiker  die  Geschichte  bezieht;  — 
theoretische  Konstruktionen  unter  illustrativer  Benutzung 
des  Empirischen  —  geschichtliche  Untersachnng  unter  Benutzung 
der  theoretischen  Begriffe  als  idealer  Grenzfalle,  —  dazu  dann  die 
verschiedenen  möglichen  Konplikationen,  die  hier  nur  angedeutet 
werden  konnten:  lauter  gedankliche  Bildungen,  deren  Verhältnis  zur 
empirischen  Wirklichkeit  des  unmittelbar  Gegebenen  in  jedem  ein* 
zelnen  Fall  problematisch  ist:  —  diese  Musterkarte  allein  zeigt 
schon  die  unendliche  Verschlungenheit  der  begrifflich-methodischen 
Probleme,  welche  auf  dem  Gebiet  der  Kulturwissenschaften  fort- 
während lebendig  bleiben.  Und  wir  mußten  uns  schlechthin  ver- 
sagen, auf  die  praktisch  methodologischen  Fragen  hier,  wo  die  Pro- 
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bleme  nur  gezeigt  werden  sollten,  ernstlich  einzugehen,  die  Be- 
ziehungen der  idealtypischen  zur  „gesetzlichen"  Erkenntnis,  der 
idealtypischen  Begriffe  zu  den  KoUcktivbegriffen  usw.  eingehender 
zu  erörtern.  *^ 

Der  Historiker  wird  nach  allen  diesen  Auseinandersetzungen 
doch  immer  wieder  darauf  beharren,  dafi  die  Herrschaft  der  ideal' 
typischen  Form  der  Begriffsbildung  und  Konstruktion  spezifische 
Symptome  der  Jugendlichkeit  einer  Disziplin  seien.  Und 
darin  ist  ihm  in  gewissem  Sinne  recht  zu  geben,  freiUch  mit 
anderen  Konsequenzen,  als  er  sie  ziehen  wird.  Nehmen  wir  ein 
paar  Beispiele  aus  anderen  Disziplinen.  Ks  ist  gewiß  wahr:  der 
geplagte  Quartaner  ebenso  wie  der  primitive  Philologe  stellt  sich 
zunächst  eine  Sprache  „organisch",  d.  h.  als  ein  von  Normen 
beherrschtes  überempirisches  G  anzes  vor,  die  Auf<^abc  der  Wissen- 
schaft aber  als  die:  festzustellen,  was  —  als  Si)rachreL:el  —  gelten 
Sülle.  Die  „Schriftsprache"  logiscli  zu  bearbeiten  wie  etwa  die 
Crusca  es  tat,  ihren  Gehalt  auf  Rcj^eln  zu  reduzieren,  ist  die 
normalerweise  erste  Aufj^'abe,  welche  sich  eine  ,,Philolo<^ne"  stellt. 
Und  wenn  deingegenüber  heute  ein  fiihrtuder  Philologe  das 
„Sprechen  jedes  einzelnen*'  als  Objekt  der  Philologie  prokla- 
miert, so  ist  selbst  die  Aufstelluncj  eines  solchen  Programms  nur  mög- 
lich, nachdem  in  der  Schriftsprache  ein  relativ  fester  Ideal  typus 
vorliegt,  mit  welchem  die  sonst  j^änzlich  orientierungs-  und  uferlose 
Durchforschung  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  des  Sprechens 
(mindestens  stillschweigend)  operieren  kann.  —  Und  nicht 
anders  liinktionierten  die  Konstruktionen  der  naturrechtlichen  und  der 
organischen  Staatstheorien,  oder  etwa  —  um  an  einen  Uealtypus  in 
unserm  Sinn  zu  erinnern  —  die  Benjamin  Constantsche  Theorie  des 
antiken  Staats,  gewissermafien  als  Nothafen,  bis  man  gelernt  hatte, 
sich  auf  dem  ungeheueren  Meere  der  empirischen  Tatsachen  zu- 
rechtzufinden. Die  reif  werdende  Wissenschaft  bedeutet  also  in 
der  Tat  immer  Oberwindung  des  Idealtypus,  sofern  er  als  em- 
pirisch geltend  oder  als  Gattungsbegriff,  gedacht  wird.  Allein 
niidit  nur  ist  z.  B.  die  Benutzung  der  geistvollen  Constantschen 
Konstruktion  zur  Demonstration  gewisser  Seiten  und  historischer 
E^enarten  antiken  Staatslebens  noch  heute  ganz  legitim,  sobald 
man  sorgsam  ihren  idealtypischen  Charakter  festhält  Sondern  vor 
allem:  es  gibt  Wissenschaften,  denen  ewige  Jugendlichkeit  be- 
schieden ist,  und  das  sind  alle  historisch  m  Disziplinen,  alle  • 
die,  denen  der  ewig  fortschreitende  Fiu&  der  Kultur  stets  neue 
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Problemstellungen  zufuhrt.  Bei  ihnen  Hegt  die,  Vetgänglichkeit 
aller,  aber  zugleich  die  Unvermeidlichkeit  immer  neuer  ideal- 
typischer  Konstruktionen  im  Wesen  der  Aufgabe. 

Stets  wiederholen  sich  die  Versuche,  den  „eigentlichen", 
„wahren"  Sinn  historischer  Begriffe  festzustellen,  und  niemals  gc-. 
langen  sie  zu  Ende.  Ganz  regelmäßig  bleiben  infolgedessen,  die 
Synthesen,  mit  denen  die  Geschichte  fortwährend  arbeitet,  ent-" 
weder  nur  relativ  bestimmte  RcL^^riffc ,  oder,  sobnk!  Eindeutigkeit 
des  Be;:^ritlsinhaUes  erzwungen  werden  soll,  wird  der  Begriff  zum 
abstrakten  Idcaltypns  und  ciuhüllt  sich  damit  als  ein  theoretischer. 
"^Iso  „einseitiger*  Gesichtspunkt,  unter  dem  die  Wirklichkeit  be- 
leuchtet, auf  den  sie  bezogen  werden  kann,  der  aber  zum  Scnerna, 
in  das  sie  restlos  eingeordnet  werden  konnte,  sich  selbstver- 
ständlich als  ungeeic^nct  erweist.  Denn  keines  jener  Gedanken-  — 
Systeme,  deren  wir  zur  Erfassung  der  jeweils  bedeutsamen  Bestand- 
teile der  Wirklichkeit  niciit  entraten  können,  kann  ja  ihren  unend- 
lichen Reichtum  erscliopfen.  Keins  ist  etwas  anderes  als  der  Ver- 
such, auf  Grund  des  jeweiligen  .Standes  unseres  Wissens  und  der 
uns  jeweils  zur  Verfügung  stehenden  begrifflichen  Gebilde,  Ord- 
nung in  das  Chaos  derjenigen  Tatsachen  zu  bringen,  wdche  wir  in 
den  Kreis  unseres  Interesses  jeweils  einbezogen  haben.  Der 
Gedankenapparat,  welchen  die  Vergangenheit  durch  denkende  Be- 
arbeitung, das  heifit  aber  in  Wahrheit:  denkende  Umbildung  der 
unmittelbar  gegebenen  Wirklichkeit  und  durch  Einordnung  in  die-  x 
jenigen  Begriffe,  die  dem  Stande  ihrer  Erkenntnis  und  der  Rieh« 
tung  ihres  Interesses  entsprachen,  entwickelt  hat,  steht  in  steter 
Auseinandersetzung  mit  dem,  was  wir  an  neuer  Erkenntnis  aus  der 
Wirklichkeit  gewinnen  können  und  wollen.  In  diesem  Kampf 
vollzieht  sich  der  Fortschritt  der  kulturwissenschaftlichen  Arbeit 
Ihr  Ergebnis  ist  ein  steter  Umbildungsprozeß  jener  B^rifTe,  in  denen 
wir  die  Wirklichkeit  zu  erfassen  suchen.  Die  Geschichte  der  Wissen- 
schaften vom  sozialen  Leben  ist  und  bleibt  daher  ein  steter  Wechsel 
zwischen  dem  Versucii,  durch  Begriffsbildung  Tatsachen  gedanklich 
zu  ordnen,  —  der  Auflösung  der  so  gewonnenen  Gedankenbilder 
durch  Erweiterung  und  Verschiebung  des  wissenschaftlichen  Hori* 
zontes,  —  und  der  Neubildung  von  Begriffen  auf  der  so  veränderten 
Grundlage.  Nicht  etwa  das  Fehlerhafte  des  Versuchs,  Begriffs- 
systeme überhaupt  zu  bilden,  spricht  sich  darin  aus:  —  eine 
jede  Wissenschaft,  auch  die  einfach  (lar.>tellende  Geschichte,  arbeitet 
mit  dem  Begriffsvorrat  ihrer  Zeit  —  sondern  der  Umstand  kommt 
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darin  zum  Ausdruck,  daß  in  dm  Wissenschaften  von  der  mensch- 
lichen Kultur  die  Bildung  der  He«;rift'e  von  der  Stellung  der  Pro- 
Jblcnu  h1  hiiiij^ft,  und  daß  diese  letztere  wandelbar  ist  mit  dem  Inhalt 
der  Kultur  selbst.  Das  Verhältnis  von  Begriff"  und  Be<yrififenen  in 
"  den  Kulturwissenschaften  bringt  die  Vergänglichkeit  jeder  solchen 
Synthese  mit  sich,  (rroße  begriffliche  Konstruktionsversuche  haben 
auf  dem  Gebiet  unserer  Wissenschaft  ihren  Wert  regelmäßig  gerade 
darin  gehabt  daß  sie  die  Schranken  der  Bedeutung  desjenigen 
Gesichtspunktes,  der  ihnen  zugrunde  lag,  enthüllten.  Die  weit- 
tragendsten TV)rtschritte  auf  dem  Gebiet  der  Sozialwissenschaftcn 
knüpfen  sicli  sachlich  an  die  Verschiebung  der  praktischen  Kul- 
turprobleme und  kleiden  sich  in  die  Form  einer  Kritik  der  Be- 
griffsbildung. Eis  wird  zu  den  vornehmsten  .Aufgaben  unserer  Zeit- 
schrift gehören,  dem  Zweck  dieser  Kritik  und  damit  der  Unter- 
suchung der  Prinzipien  der  Synthese  auf  dem  Gebiet  der 
Soziahvissenschaft  zu  dienen.  — 

Bei  den  Konscqucn/cn,  die  aus  dem  Gesagten  zu  ziehen  sind,   ^      '  ,  . 
gelangen  wir  nun  an  einen  Punkt,  wo  unsere  Ansichten  sich  viel-    -  . 
leicht  hier  und  da  von  denen  mancher,  auch  hervorragender,  Ver- 
treter  der  historischen  Schule,  zu  deren  Kindern  wir  ja  selbst  ge- 
hören, scheiflen.    Diese  letzteren  iiarnlich  verharren  vielfach  ausdrück- 
lich  oder  stillschweigend  in  der  Meinung,  es  sei  das  Kndziel,  der       ^  ^ 
Zweck,  jeder  Wissenschaft,  ihren  Stoff  in  einem  System  von  Be-        .  ^  1  * 
griffen   zu  ordnen ,  deren  Inhalt  durch   Beobachtung  empirischer 
Regelmäßigkeiten,  Hypothesenbildung  und  Verifikation  derselben  ; 
zu  gewinnen  und  langsam  zu  vervollkommnen  sei,  bb  irgend  wann  \ 
eine  „vollendete"  und  deshalb  deduktive  Wissenschaft  daraus  \ 
entstanden  sei.  Für  dieses  Ziel  sei  die  historisch^induktive  Arbeit 
der  Gegenwart  eine  durch  die  Unvollkommenheit  unserer  Disziplin 
bedingte  Vorarbeit:  nichts  mufi  naturgemäß  vom  Standpunkt  dieser 
Betrachtungsweise  aus  bedenklicher  erscheinen,  als  die  Bildung  und 
Verwendung  scharfer  Begriffe,  die  ja  jenes  Ziel  einer  fernen  Zukunft 
voreilig  vorweg  zu  nehmen  trachten  müfite.  —  Prinzipiell  unanfecht* 
bar  wäre  diese  Auflassung  auf  dem  Boden  der  antik-scholastischen 
Erkenntnislehre,  welche  denn  auch  der  Masse  der  Spezialarbeiter 
der  historischen  Schule  noch  tief  im  Blute  steckt:  Als  Zweck  der 
Begriffe  wird  vorausgesetzt,  vorstellungsmäfiige  Abbilder  der„ob- 
jdctiven"  Wirklichkeit  zu  sein:  daher  der  immer  wiederkehrende 
Hinweis  auf  die  Un  Wirklichkeit  aller  scharfen  Begriffe.  Wer  den 
Grundgedanken  der,^f  KaQt  zurückgehenden  modernen  Erkenntnis- 
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lehre:  daß  die  B^riffe  vielmehr  gedankliche  Mittel  zum  Zweck  der 
geistigen  Beherrschung  des  empirisch  Gegebenen  sind  und  aUein  sein 
können,  z»  Ende  denkt,  dem  wird  der  Umstand,  daß  scharfe  genetische 
B^ifife  notwend^  Idealtyßpn  sind,  nicht  g<^;en  die  Bildung  von 
solchen  sprechen  können.  [Ihm  kehrt  sich  das  Verhältnis  von  Be- 
griff und  historischer  Arbeit  um :/  Jenes  Endziel  erscheint  ihm  logisch 
unmöglich,  die  Begriffe  nicht  Zfzl,  sondern  Mittel  zum  Zweck  der 
Erkenntnis  der  unter  individuellen,  GfiaidtfSfunktSf^b 


griffe  nötwetidig  wandelbar  sind,  müssen  sie  jeweils  notwendig 
scharf  formuliert  werden.  £r  wird  nur  das  Verlangen  stellen,  dafi 
bei  ihrer  Verwendung  stets  ihr  Charakter  als  idealer  Gedanken- 
gcbilde  sorgsam  festgehalten,  Idealtypus  und  Geschichte  nicht  ver- 
wechselt werde.  Er  wird,  da  wirklich  definitive  historische  Begrifte 
bei  dem  unvermeidlichen  Wechsel  der  leitenden  Wertideen  als 
generelles  Endziel  nicht  in  Betracht  kommen,  glauben,  daß  eben 
dadurch,  daß  für  den  einzelnen,  jeweils  leitenden  Gesichtspunkt, 
scharfe  und  eindeutii^e  Beg^riffe  gebildet  werden,  die  Möglichkeit 
gegeben  sei.  die  Schraaken  ihrer  Geltung  jeweils  klar  im  Be- 
wußtsein zu  behalten. 

Man  wird  nun  darauf  hinweisen,  und  wir  haben  es  selbst  zu- 
gegeben, daß  ein  konkreter  historischer  Zusammenhang  im  einzelnen 
Fall   sehr   wohl    in    seinem    Ablauf   anschaulich  gemacht  werden 
könne,  ohne  daß  er  fortwährend  mit  definierten  BegritTcn  in  Be- 
ziehung gesetzt  werde.    Und  man  wird  demgemäß  für  den  Histo- 
riker unserer  Disziplin  in  Anspruch  nehmen,  daß  er  ebenso,  wie 
man  dies  von  dem  politischen  1  iistoriker  gesagt  hat,  die  „Sprache 
des  Lebens"  reden  dürfe.    Gewiß  1  Nur  ist  dazu  zu  sagen,  daß  es 
bei  diesem  Verfahren  bis  zu  einem  oft  sehr  hohen  Grrade  not- 
wendig Zttfell  bleibt,  ob  der  Gesichtspunkt,  imter  wdchem  der  be- 
handelte Vorgang  Bedeutung  gewinnt,  zu  klarem  Bewu6tseui  ge- 
langt.  Wir  sind  im  allgemeinen  nicht  in  der  günstigen  Lage  des 
politischen  Historikers»  bei  welchem  die  Kulturinhalte,  auf  die  er 
seine  Darstellung  bezieht,  r^elmaßig  eindeutig  sind  —  oder  zu  sein 
scheinen.   Jeder  nur  anschaulichen  Schilderung  haftet  die  E^enart 
der  Bedeutung  künstlerischer  Darstellung  an:  „Ein  jeder  steht, 
was  er  im  Herzen  tragt,"  —  gültige  Urteile  setzen  überall  die 
logische  Bearbeitung  des  Anschaulichen,  das  heißt  die  Verwen- 
dung von  Begriffen  vorauf  und  es  ist  zwar  möglich  und  oft 
ästhetisch  reizvoll,  diese  in  petto  zu  behalten,  aber  es  gefährdet 
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Stets  die  Sicherheit  der  Orientierung  des  Lesers,  oft  die  des  Schrift* 
steUers  selbst,  über  Inhalt  und  Tragweite  seiner  Urteile. 

Ganz  hervorragend  gefährlich  aber  kann  nun  die  Unterlassung 
scharfer  BegrifBbildung  iiir  praktische,  wirtschafts-  und  sozial* 
politische  Erörterungen  werden.  Was  hier  z.  B.  die  Verwendung 
des  Terminus  „Wert"  —  jenes  Schmerzenskindes  unserer  Disziplin, 
welchem  eben  nur  idealtypisch  irgend  ein  eindeutiger  Sinn  gegeben 
werden  kann  — ,  oder  Worte  wie  „produktiv"  „vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkt"  usw.,  die  überhaupt  keiner  begrifflich  klaren 
Analyse  standhalten,  fUr  Verwirrung  gestiftet  haben,  ist  für  den 
Außenstehenden  geradezu  unglaublich.  Und  zwar  sind  es  hier  vor- 
.nebmlich  die  iler  Sprache  des  Lebens  entnommenen  Kollektiv- 
begrifife  welche  Unsegen  stiften.  Man  nehme«  um  ein  für  den  Laien 
möglichst  durchsichtiges  Schulbeispiel  herauszugreifen,  den  Begriff 
,4^andwirtschaft",  wie  er  in  der  Wortverbindung  „Interessen  der 
Landw^irtschaft"  auftritt.  Nehmen  wir  zunächst  die  „Interessen  der 
Landwirtschaft"  als  die  empirisch  konstatierbaren  mehr  oder  minder 
klaren  subjektiven  Vorstellungen  der  einzelnen  wirtschaftenden 
Individuen  von  ihren  Interessen,  und  sehen  wir  dabei  ganz  und  gar 
von  den  unzähligen  Konflikten  der  Interessen  viehzüchtender,  vieh« 
mästender,  kornbauender,  kornverfiitternder,  schnapsdestillierender  etc. 
Landwirte  hier  ab,  so  kennt  zwar  nicht  jeder  I^ie,  aber  doch  jeder 
Fachmann  den  gewaltigen  Knäuel  von  durch-  und  gegeneinander 
laufenden  Wertbeziehungen,  der  darunter  unklar  vorgestellt  wird. 
Wir  wollen  hier  nur  einige  wenige  aufzählen:  Interessen  \'on  Land- 
wirten .  welche  ihr  Gut  verkaufen  wollen  und  deshalb  ledi[;lich  an 
einer  schnellen  Hausse  des  lioderipreiscs  interessiert  sind;  das  ge- 
rade entgegengesetzte  Interesse  von  solchen,  die  sich  ankaufen, 
arron<Iiercn  oder  pachten  wollen;  das  Interesse  derjeiuE^en,  die  ein 
bestimintes  Gut  ihren  Nachfalircn  um  sozialer  Vorteile  willen  m 
erhalten  wünschen  und  dcsiialb  an  Stabilität  des  Bodenbesitzes 
interessiert  sind;  —  das  entgegengesetzte  Interesse  solcher,  die  in 
ihrem  und  ihrer  Kuider  Interesse  Bewegung  des  Bodens  in  der 
ivichtung  zum  besten  Wirt  oder  —  was  nicht  ohne  weiteres  das- 
selbe ist  ~  zum  kapitalkräftigsten  Käufer  wünschen ;  —  das  rein  ökono- 
mische Interesse  der  im  privatwirtschaftlichen  Sinne  „tüchtigsten 
Wirte"  an  ökonomischer  Bewegungsfreiheit;  —  das  damit  im  Konflikt 
stehende  Interesse  bestimmter  lierrschender  Schicliten  an  der  P'rhaltung 
der  überkommenen  sozialen  und  politischen  Position  des  eigenen 
„Standes"  und  damit  der  eigenen  Nachkommen  j  —  das  soziale  der 
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nicht  herrschenden  Schichten  der  Lanch.virtc  am  Wegfall  jener 
oberen,  ihre  eigene  Position  drückenden  Schichten:  —  ihr  unter 
Umständen  damit  kollidierendes  Interesse,  in  jenen  |:>olitischc 
Führer  zur  Wahrung  ihrer  Erwerbsinteressen  zu  besitzen;  —  die 
Ij^te  könnte  noch  gewaltig  vermehrt  werden,  ohne  ein  Ende  z« 
finden,  obwohl  wir  so  summarisch  und  unpräzis  wie  nur  nH')glich 
verfahren  sind.  Dal,^  sich  mit  den  mehr  „egoistischen"  Interessen 
dieser  Art  die  verschiedensten  rein  idealen  Wciie  mischen,  ver- 
binden, sie  hemmen  und  ablenken  können,  übergehen  wir,  um  uns 
vor  allem  zu  erinnern ,  daß ,  wenn  wir  von  „Interessen  der  Land- 
wirtschaft" reden,  wir  regelmäßig  nicht  nur  an  jene  materiellen 
und  idealen  Werte  denken,  auf  weldie  die  jeweil^en  Landwirte 
selbst  ihre  „Interessen"  beziehen,  sondern  daneben  an  die  zum  Teil 
ganz  heterogenen  Werttdeen,  auf  welche  wir  die  Landwirtschaft 
beziehen  tönnen,  —  beispielsweise:  Produktionsinteressen,  hergeleitet 
aus  dem  Interesse  billiger  und  dem  damit  nicht  immer  zusammen^ 
fallenden  Interesse  qualitativ  guter  Ernährung  der  Bevölkerung, 
wobei  die  Interessen  von  Stadt  und  Land  in  den  mannig&chsten 
Kollisionen  liegen  können,  und  wobei  das  Interesse  der  gegenwar- 
tigen Generation  mit  den  wahrscheinlichen  Interessen  künftiger  Gene- 
rationen keineswegs  identisch  sein  mufi;  —  pbpulationistische  Inter> 
essen:  insbesondere  Interesse  an  einer  zahlreichen  Landbevölke- 
rung, hergeleitet,  sei  es  aus  Interessen  „des  Staates",  machtpolitischen 
oder  innerpolitischen,  oder  aus  anderen  ideellen  Interessen  von  unter 
sich  \  e-sc!iiedener  Art,  z.  B.  an  dem  erwarteten  Einfluß  einer  zahl- 
reichen Landbevölkerung  auf  die  Kultureigenart  eines  Landes;  — 
dies  populationistische  Interesse  kann  mit  den  verschiedensten  privat- 
wirtschaftlichen  Interessen  aller  Teile  der  Landbevölkerung,  ]?.  denk- 
barerweise mit  allen  Gegenwartsinteressen  der  Masse  der  Land- 
bevölkerung kollidieren.  Oder  etwa  das  Interesse  an  einer  bestimmten 
Art  der  sozialen  Gliederung  der  Landbevölkerung  wegen 
der  Art  der  politischen  oder  Kultureinflüsse,  die  sich  daraus  er- 
geben: dies  hiteresse  kann  je  nach  seiner  Richtung  mit  allen  denk- 
baren, auch  den  dringlichsten  Gegen warts-  und  Zukunftsinteressen 
der  einzelnen  Landwirte  sowohl  wie  „des  Staates"  kollidieren. 
Und  —  dies  kumpli/.iert  die  Sache  weiter  —  der  „Staat",  auf  dessen 
„Interesse"  wir  solche  und  zahlreiche  andere  ähnliche  Kinzelinter- 
essen  gern  beziehen,  ist  uns  dabei  ja  oft  nur  Deckadresse  für  ein  in 
sich  höchst  verschlungenes  Knäuel  von  Wcrtideei\,  auf  die  er  seiner- 
seits von  uns  im  einzelneri  Talle  bezogen  wird:   rein  mihtärische 
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Sicilcrung  nach  außen;  Sicherung  der  HerrscherstcIIung  einer 
Dynastie  oder  bestimmter  Klassen  nach  innen;  Interesse  an  der 
ErhakuiiL^^  und  Erweiterung  der  formal -staatlichen  Einheit  der 
Nation,  um  ihiet  selbst  willen  oder  ini  Interesse  der  Erhallung  be- 
stimmter objektiver,  unter  sich  wieder  sehr  verschiedener  Kultur- 
werte,  die  wir  als  staatlich  geeintes  Volk  zu  vertreten  glauben  j 
Umgestaltung  des  sozialen  Charakters  des  Staates  im  Sinne  be- 
stimmter, wiederum  sehr  verschiedener  Kultnrideale  —  es  würde  zu 
weit  fuhren,  auch  nur  anzudeuten,  was  alles  unter  dem  Sammel- 
namen „staatlicher  Interessen"  lauft,  auf  die  wir  „die  Landwirtschaft" 
beziehen  können.  Das  hier  gewählte  Beispiel  und  noch  mehr 
unsere  summarische  Analyse  sind  plump  und  einfech.  Der  Laie 
möge  sich  nun  einmal  etwa  den  Begriff  ,JC]assemnteresse  der  Ar- 
beiter** ähnlich  (und  gründlicher)  analysieren,  um  zu  sehen,  welch 
wideispruchsvoUer  Knäuel  teils  von  Interessen  und  Idealen  der 
Arbeiter,  teils  von  Idealen,  unter  denen  wir  die  Arbeiter  betrachten, 
dahinter  steckL  Es  ist  unmöglich,  die  Schl^worte  des  Interessen- 
kampfes durch  rein  empiristische  Betonung  ihrer  „Relativität"  zu 
überwinden:  klare,  scharfe,  begriftliche  Feststellung  der  verschie- 
denen möglichen  Gesichtspunkte  ist  der  einzige  Weg,  der  hier 
über  die  Unklarheit  der  Phrase  hinausfuhrt.  Das  „Freihandelsai^- 
ment"  als  Weltanschauung  oder  gültige  Norm  ist  eine  Lächer- 
lichkeit, aber  schweren  Schaden  hat  es  (lir  unsere  handelspolitischen 
Erörterungen  mit  sich  gebracht  —  und  zwar  ganz  gleichgültig, 
welche  handelspolitischen  Ideale  der  einzelne  vertreten  will  — 
daß  wir  die  in  solchen  idealtypischen  Formeln  niedergelegte 
alte  Lebensweisheit  der  größten  Kaufleutc  der  Erde  in  ihrem 
heuristischen  Wert  unterschätzt  haben.  Nur  durch  idealtypische  Be- 
griffsformeln werden  die  Gesichtsj)unktc ,  die  im  Einzelfalle  in  Be- 
tracht kommen,  in  ihrer  Eio^enart  im  Wege  der  Konfrontierung 
des  Empirischen  mit  dem  Idcalt\  pus  wirklich  deutlich.  Der  Gebrauch 
der  undifferenzierten  KollektivbegritTe,  mit  denen  die  Sprache  des 
Alltags  arbeitet ,  ist  stets  Deckmantel  von  Unklarheiten  des  Denkens 
oder  VV'oUens,  oft  genug  das  Werkzeuj^  bedenklicher  Krschlcichungen, 
immer  aber  ein  Mittel,  die  Entwicklung  der  richtigen  Problem- 
stellung zu  hemmen. 

Wir  sind  am  Ende  dieser  Ausftihrungen,  die  lediglich  den 
Zwedc  verfolgten,  die  oft  haarfeine  Linie,  welche  Wissenschaft  und 
Glauben  scheidet,  hervortreten  und  den  Sinn  sozial^onomischen  Er- 
kenntmsstirebens  erkennen  zu  lassen.  Die  objektive  Gültigkeit  alles 
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Erfahrungswissens  beruht  darauf  und  nur  darauf,  dafi  die  gegebene 
Wirldichkeit  nach  Kategorien  geordnet  wird,  welche  in  einem  spe- 
zifischen Sinn  subjektiv,  nämlich  die  Voraussetzung  unserer 
Erkenotnia  darstellend,  und  an  die  Voraussetzung  des  Wertes  der- 
jenigen Wahrheit  gebunden  sind,  die  das  Erfehrungswissen  allein  uns 
zu  geben  vermag.  Wem  diese  Wahrheit  nicht  wertvoll  ist,  —  und  der 
Glaube  an  den  Wert  wissenschaftlicher  Wahrheit  ist  Produkt  \}t- 
stimmter  Kulturen  und  nichts  Natiirgegebäies  —  deinliiEen'wir'mit 
den  Mitteln  unserer  Wissenschaft  nichts  zu  bieten.  Freilich  wird  er 
vergeblich  nach  einer  anderen  Wahrheit  suchen,  die  ihm  die  Wissen- 
schaft in  demjenigen  ersetzt,  was  sie  allein  leisten  kann:  Begriffe 
und  Urteile,  die  nicht  die  empirische  Wirklichkeit  sind,  auch  nicht 
sie  abbilden,  aber  sie  in  gültiger  Weise  denkend  ordnen  lassen. 
Auf  dem  Gebiet  der  eitipirischen  sozialen  Kulturwissenschaften  ist, 
so  sahen  wir,  die  Möglichkeit  sinnvoller  Erkenntnis  des  für  uns 
Wesentlichen  in  der  unendlichen  Fülle  des  Geschehens  gebunden  an 
die  unausf^esetzte  Verwendung  von  Gesichtspunkten  spczifiscli  bc- 
sonderten  Charakters,  welche  alle  in  letzter  Instanz  aiT^c^crichiet 
sind  auf  VVertidccn,  die  ihrerseits  zwar  empirisch  als  Elemente  alles 
sinnvollen  menschlichen  Handelns  konstatierbar  und  erlebbar,  nicht 
,  aber  aus  dem  empirischen  Stoff  als  geltend  be;^rijndbar  sind.  Die 
„Dbjektivitiit"  sozialwissenschaftiicher  Erkenntnis  hänt^t  \ielmehr 
davon  ab,  dati  das  empirisch  Gegebene  zwar  stets  auf  jene  Wert- 
ideen, die  ihr  allein  Erkenntnis  wert  verleiiien,  ausgerichtet,  in  ihrer 
Bedeutung  aus  ihnen  verstanden,  dennoch  aber  niemals  zum 
Piedestal  für  den  emi)iriscli  linmöglichen  Nachweis  ihrer  Geltung  ge- 
macht wird.  Und  der  uns  allen  in  irgend  einer  Form  inaewühnende 
Glaube  an  die  überempirische  Geltung  letzter  und  höchster  Wert- 
ideen, an  denen  wir  den  Sinn  unseres  Daseins  verankern,  schließt  die 
unausgesetzte  Wandelbarkeit  der  konkreten  Gesichtspunkte,  unter 
denen  die  empirische  Wirklichkeit  Bedeutung  erhält,  nicht  etwa 
aus,  sondern  ein :  das  Leben  in  '\nnnT  irraitii^nTjrn.Wirkh>h1ffit,  und 
sein  Gehalt  an  möglichen  Bedeutungen  sind  unausschopfbar,  die 
konkrete  Gestaltung  der  Wertbeziehuug  bleibt  daher  fließend, 
dem  Wandd  unterworfen  in  die  dunkle  Zukunft  der  menschlichen 
Kultur  hinein.  Das  Licht,  welches  jene  höchsten  Wertideen  spenden, 
fällt  jeweilig  auf  einen  stets  wechselnden  endlichen  Teil  des  unge- 
heuren chaotischen  Stromes  von  Geschehnissen,  der  sich  durch  die 
Zeit  dahinwälzt.  — 

Das  alles  möge  nun  nicht  dahin  mißverstanden  werden,  daß 
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die  e^entliche  Aufgabe  der  Sozialwissenschaft  eine  stete  Hetzjagd 

nach  neuen  Gesichtspunkten  und  begrifTIichen  Konstruktionen  sein 

solle.  Im  Gegenteil:  nichts  sollte  hier  schärfer  betont  werden  als 

der  Satz,  daß  der  Dienst  an  der  Erkenntnis  der  Kulturbedeutung 

konkreter  historischer  Zusammmenhänge  ausschließlich 

und  allein  das  letzte  Ziel  ist,  dem,  neben  anderen  Mitteln,  auch 

die  bcj^riffsbildende  und  begriffskritischc  Arbeit  dienen  will.  —  Es 

L^ibt,  um  mit  F.  Th.  Vischer  zu  reden,  auch  auf  unserem  Gebiete 

„Stotthuber"  und  „Sinnhuber".     Der  tatsachcngicrij^e  Schlund  der 

erstercn  ist   nur  durch  Aktenmatcrial,  statistisclic  Folianten  und 

F.nqi^e^en  zu  stopfen,  für  die  I""einheit  des  r;euen  Gedankens  ist  er 

unempfindlich.    Die  Gourmandisc  der  letzteren  verdirbt  sich  den 

Geschmack  an  den  Tatsachen  durch  immer  neue  Gcdankendestillate. 

Jene  echte  Künstlerschaft,  wie  sie  z.  H.  unter  den  I  iistorikcrn  Ranke     i^^r  ^  •  .  j 

in  so  grandiosem  Maße  besaß,  pflegt  sich  darin  gerade  zu  mani-  j  >„..-■>'» 

festieren,  daß  sie  durch  Beziehung-  bekannter  Tatsachen  auf  be- 

kannte  Gesichtspunkte  dennocli  ein  Neues  zu  schaffen  weiß.  .    **  • 

Alle  kuiturwissenschafthche  Arbeit  in  einer  Zeit  der  Speziali- 
sierung wird,  nachdem  sie  durcli  bestimmte  rroblcmslellungen  einmal 
auf  einen  bestimmten  Stoff  hin  ausgericiitet  ist  und  sich  ihre  metho- 
dischen Prinzipien  geschaffen  lial,  die  Bearbeitung  dieses  Stoffes 
ak^elbstzweck  betrachten,  ohne  den  Erkenntniswert  der  einzelnen 
Tatsachen  stets  bewußt  an  den  letzten  Wertideen  zu  kontr(jll leren,  . 
ja  ohne  sich  ihrer  Veraukerung  an  diesen  Wertideen  überhaui^  be- 
wußt XU  bleiben.  Und  es  ist  gut  so.  Aber  irgendwann  wechselt 
die  Farbe  :  die  Bedeutung  der  unrcflektiert  verwerteten  Gesichts- 
punkte wird  unsicber,  der  Weg  verliert  sich  in  die  Dämmerung. 
Das  Licht  der  großen  Kulturprohlcnie  ist  weiter  gezogen.  Dann 
rüstet  sich  auch  die  Wissenschaft,  ihren  Standort  und  ihren  Be- 
griffsapparat  zu  wechseln  und  aus  der  Höhe  des  (iedankens  auf 
den  Strom  des  Geschehens  zu  LUckca.  Sic  zieht  jenen  Ge- 
stirnen nach,  welche  aiieui  ihrer  Arbeit  Sinn  und  Richtung  zu 
weisen  vermögen: 

„  . . .  der  neue  Trieb  erwacht, 

Ich  eile  loft,  ihr  ew'gcs  Licht  zu  Irinkca, 

Vor  mir  den  Tag  und  hinter  mir  die  Nacht, 

Den  Himmel  ttber  mir  und  unter  mir  die  Wetten.** 
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Fjrof.  FERDINAND  TÖNNIES, 
Entia. 

(Nach  einem  Vortrage.) 

„Es  ist  dies  die  Lehre  des  Mahhus,  in  den  meisten  Fallen  mit 
zehnfacher  Kraft  angenommen*',  so  sagt  Darwin  in  einem  Vortrage, 
dessen  Entwurf  schon  1 839^  20  Jahre  vor  dem  Erscheinen  der  Ent- 
stehung der  Arten  skizziert  wurde,  indem  er  den  Satz  de  Candolle's 
anführt»  daß  die  Natur  einen  Zustand  des  Krieges  darstelle,  da 
ein  Oi^ntsmus  mit  dem  anderen  oder  mit  der  umgebenden  Natur 
im  Kampfe  liege.  Es  ist  auch  sonst  bezeugt,  daß  dies  Element, 
das  er  zu  der  Lehre  vom  Ringen  um  die  Existenz  ausgestaltete,  in 
seiner  Theorie  den  Grundstock  gebildet  hat,  woran  sich  dann  die 
Lehrsätze  der  natürlichen  Zuchtwahl,  von  Vererbung  crworbetier 
Fähigkeiten,  direkter  Wirkung  der  Lebensbedingungen,  korrelati\-cr 
Abänderung,  und  endlich  von  der  geschlechtlichen  Auslese 
angesetzt  haben.  Wenn  daher  von  der  Übertragung  des  Darwi- 
nismus in  die  Sozial  Wissenschaft  die  Rede  ist,  so  handelt  es  sich, 
soweit  jenes  Hauptstürk  (der  „Kampf  ums  Dasein")  in  Frage 
kommt,  um  eine  RückÜbertragung,  oder,  wenn  der  Ausdruck  ge- 
stattet wird,  um  die  H  e  i  ni  k  e  h  r  einer  Idee,  die  aus  Beobachtung 
speziell  menschlicher  \'crhältnissc  gewonnen  —  es  mag  hier  nur 
im  Vorübergehen  auch  an  das  sprichwörtlich  gewordene  bellum 
omnium  in  omnes  erinnert  werden  —  von  einem  Ausfluge,  den  sie 
in  das  gesamte  Tier-  und  Pflanzenreich  gewagt  hat,  zu  ihrem  ur- 
sprünglichen Gebiete. 

In  Wirkticbkeit  kommt  nun  aber  nicht  jenes  Hauptstfick  bei 
den  besagten  Anwendungen  des  Darwinismus  in  erster  Linie  in 
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Fra^e.  sondern  vielmehr  diejenige  Ansicht,  die  niit  Recht  als  für 
Darwin  charakteristisch  gilt,  und  die  auch  seinem  so  einflußreichen 
Werke  den  Titel  gab:  Knl  Lchung  der  Arten  auf  natürliche 
Zuchtwahl  —  hy  naturai  sehet ion ;  ein  Prinzip ,  das  Darwin 
später,  nach  dem  Vorcrange  Herbert  Spencers,  auch  das  Über- 
leben des  Passendsten,  der  am  meisten  geeigneten  Varietäten  ge- 
nannt hat. 

Soweit  es  sich  nun  dabei  um  etwas  handelt,  was  innerhalb  der 
Menschcnwelt  der  Entstehung  der  Arten  entspricht,  insbesondere 
also  um  Entstehung  der  Rassen,  so  bleiben  wir  einem  rein  natur- 
wissenschaftlichen Problem  gegenüber,  das  freilich  auch  liir  die 
Geschichte,  also  iOr  die  soziale  Entwicklung  der  Menschen,  eme 
hohe  Bedeutung  hat;  und  diesem  Problem  hat  Darwin  selber  ein 
umfongreiches  Werk  gewidmet,  worin  er  nun  die  übrigen  Faktoten 
als  unzulänglich  darstellt,  um  die  menschlidien  Varietäten  zu  er> 
klären,  und  die  hauptsachliche  Wirkui^  der  geschlechtlichen 
Zuchtwahl  zuschreibt  In  demselben  Werke  beschäftigt  sich  Dar* 
win  auch,  und  besonders  in  den  ersten  Kapiteln,  mit  der  mensch* 
liehen  Kultur,  also  einem  soziologischen  Problem,  und  zwar  unter' 
scheidet  er  hier  streng  die  Bedeutung,  die  den,  durch  natürliche 
Zuchtwahl,  wie  er  meint,  gesteigerten  intellektuellen  und  moralischen, 
insbesondere  den  sozialen  Eigenschaften  der  Menschen  fiir  den 
si^reichcn  Fortschritt  der  Kulturvölker  zuzuschreiben  sei,  auf  der 
einen  Seite;  und  dagegen  auf  der  anderen,  die  teils  günstige  teils 
ui^[ünstige  Rückwirkung  der  Zivilisation  auf  den  natürlichen 
Prozefi  der  Zuchtwahl,  die  aber  auch  iur  die  geschlechtliche  Zucht* 
wähl  von  sehr  großer  Bedeutung  sei. 

Nach  Darwin  haben  hervorragende  Autoren  ganz  andere  und 
weiter  ausgedehnte  Anwendungen  der  Entwicklungslehre  auf  die 
F.ntwicklungsgeschichte  des  Menschentums  gewagt.  Sie  haben  das 
<  tz  der  natürh'chen  Auslese  auch  in  den  sozialen  Gebilden, 
den  Staaten  und  Reichen,  bewährt  zu  finden  gemeint.  Vermittelt 
wurde  dies  durch  die  Theorie,  daß  solche  soziale  Gebilde,  die  (ic- 
sellschaften  oder  sozialen  Körper,  wie  man  zu  sagen  pflegte,  selber 
lebendigen  Wesen  glcichzuschätzcn  .seien,  daß  sie  als  Organismen 
oder  doch  als  den  Organismen  ähnliche  Superorganismen  betrachtet 
werden  sollten.  „Die  stärksten,  die  lebensfähigsten  Gesellschaften 
erhakcii  sich" —  wie  einleuchtend,  wie  ganz  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Darwinismus  stellt  dieser  Satz  sich  dar  1  Schade  daß  die  Ana* 
logic  so  bald  versagt.    Zwar  wie  die  ganze  Gleichnisrcdc  in  bezug 
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auf  soziale  „Körper"  licrgebracht  ist,  so  erstreckt  sie  sich  auch  auf 
Fortpflanzung:  Mutterland,  Tochterstädte  usw.  Daß  aber  so,  durch 
natürliche  Vermelirun^,  im  Konkurrenzkampfe  mit  den  weniger 
vermchruiigsrähigcn,  die  tüchtigsten,  geeignetsten  Typen  sozialer 
Gebilde  sich  erhalten  hätten,  diese  Betrachtung  hat  nocli  niemand 
durchzuführen  unternommen.  Sie  müßte  auch  an  vielen  inneren 
Widerständen  scheitern,  vor  aUem,  um  es  kurz  zu  sagen,  an  der 
Tatsache,  daß  die  sozialen  Gd>i]de  mindestens  ebenso  sehr,  und 
bei  stehender  Kultur  immer  mehr,  Kunstprodukten  wie  Naturpro- 
dukten gleichartig  sind,  und  daß  man  bei  Kunstprodukten  zwar 
auch  von  einem  Kampf  ums  Dasein,  aber  nur  sehr  uneigentlich 
von  Fortpflanzung  und  natürlicher  Vermehrung  reden  kann:  die 
Unähnlichketten  überwuchern  rasch  die  Ähnlichkeiten.  So  ist  denn 
auch  der  ganze  „Organidsmus"  in  der  Soziologie  so  gut  wie  fallen 
gelassen,  wenn  es  auch  an  eifrigen  Verteidigern  ihm  noch  heute 
nicht  fehlt 

Zu  diesen  Verteidigern  ist  Herr  Otto  Ammon  nicht  zu  rech^ 
nen.   Aber  der  Haupt-  und  Orrundgedanke  seines  in  dritter  Auflage 

erschienenen  Buches  „Die  Gesellschaftsordnung  und  ihre  natürlichen 
Grundlagen",  ^)  ist  doch  wiederum  jener,  daß  die  natürliche  Auslese 
auch  die  sozialen  Gebilde  beherrsche,  oder  wie  er  es  ausdrückt 
(S.  27),  daß  vermöge  ihrer  die  kleinen  schwachen  und  schlecht- 
regierten Staatcngebilde  durch  größere  stärkere  und  lies^cr  geleitete 
„aufgesogen  werden"  (in  der  Natur  ist  bekanntlich  dies  Aufgesogen- 
werden keineswegs  allgemeine  Erscheinung,  sondern  der  erste 
Aspekt  den  sie  bietet,  ist  die  weitgehende  Divergenz  der  Charak- 
tere, und  gerade  nach  Darwin  ist  das  Aussterben  von  Arten 
durchaus  nicht  die  regelmäßige  I'olge  des  ümstandcs,  daß  die  In- 
dividuen regelmäßig  von  den  Individuen  anderer  Arten  ge- 
fressen werden).  In  der  näheren  Ausführung  läßt  aber  Herr 
Ammun  es  nicht  bei  der  obigen  Her\"orhebung  begünstigender  Merk- 
male (tirüße,  Stärke,  gute  Regierung)  bewenden,  sondern  bestimmt 
diese  näher  dahin,  daß  ..eine  staatlich  organisierte  Gemeinschaft  von 
Menschen  um  >o  besser  den  Kattipf  unis  Dasein  bestehen  werde,  je 
mehr  sie  der  Bedingung  entspricht,  dat^  an  jedem  Platze  die  richtige 
Persönlichkeit  steht,  die  durch  ihre  Begabung  geeignet  ist,  den 
Platz  am  besten  auszufüllen"  (S.  29).  Dies  sei  „die  nutzbringendste 
Gestaltung  der  Gesellschaft".  Soll  das  heißen,  daß  ihr  gegenüber  die 
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anderen  Momente  (GroÖe,  Stärke,  gute  Regierung)  bedeutungslos 
werden  ?  Dies  scheint  allerdings  die  Meinunj:^  zu  sein  (vgl.  S.  34). 
Indessen  verweilt  die  neue  Gesellschaftslehre  bei  dieser  wichtigen 
Fra^e  kauin^  sie  will  vielmehr  schildern,  welche  Einrichtungen 
„wir'  besitzen,  um  den  richtigen  Mann  auf  den  richtigen  Platz  zu 
bringen  —  sie  will  unsere  Gesellschaftsordnung  beschreiben,  als 
ein  S\'stcni  von  Panrichtungen,  das  jenem  Ideal  mögHchst  nahe  komme, 
deren  Ergebnis  im  ganzen  ein  befriedigendes  sei  (S.  16).  Die  „Weis- 
heit" der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  —  dies  ist  der  zweite 
Hauptsatz  —  bestehe  wesentlich  darin,  daß  sie  gewisse  Apparate, 
oder,  wie  gesagt  wird,  Mechanismen  der  Aualese  in  sich  ent- 
halte, darauf  abzielend,  durch  organische  Verbindung  von  Antrieb 
und  Hemmung  jedes  Individuum  an  die  passendste 
Stelle  zu  bringen,  und  jeden  Platz  mit  dem  passend- 
sten Individuum  zu  besetzen.  Antrieb  und  Hemmung:  denn 
teils  seien  diese  gesellschaftlichen  Einrichtungen  darauf  ai^elegt, 
das  Emporkommen  Berufener  zu  fördern,  teils  das  Durchdringen 
Untauglicher  oder  Unwürdiger  zu  verhindern.  Nach  beiden  Rieh« 
tungen  halt  Hr.  Ammon  vorzugsweise  die  Schulen  iiir  bedeutungs- 
voll, sodann  die  Prüfungen  aller  Art,  femer  die  geschäftliche 
Konkurrenz,  gleichsam  als  Prüfung  durch  das  Publikum,  die 
ofTentlichen  Preisausschreiben,  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  unter- 
einander, als  Probe,  ob  sie  (iir  den  Unternehmer  brauchbar  sind 
oder  nicht;  nach  der  negativen  Seite  allein,  also  zur  Ausscheidung 
von  untauglichen  oder  gar  gemeinschädlichen  Individuen  seien  die 
Einrichtungen  der  Polizei  und  Strafrechtspüege,  sowie  gegen  Be- 
amte das  Disziplinarverfahren,  ebensolche  wohltätige  Auslese- 
Mechanismen.  Vermöge  aller  dieser  Einrichtungen  kommt  nach 
Merrn  Ammons  Behauptung  —  in  ,,dcn  meisten  Fällen"  der  richtige 
Mann  an  den  passenden  Platz  und  an  den  richtigen  Platz  der 
passende  Mann,  i-iöher  begabte  Individuen  seien  überhaupt  selten  — 
gani:  besonders  selten  in  den  unteren  Schichten,  denn  • —  dies  ist 
der  dritte  Hauptsatz  dieser  Lehre  —  die  gesellschaftliche 
Schichtung  entspricht  im  großen  und  ganzen  der 
Begabung,  freilich  nicht  einseitige,  sondern  iiarmonische  Be- 
gabungen kommen  empor,  diese  aber  auch  mit  zieniliclier  Sicher- 
heit, dafür  sorgen  eben  jene  Einrichtungen,  z.  B.  die  Schulen  durch 
Befreiungen  vom  Schulgeld,  durch  Stipendien  und  andere  Unter- 
stützungen, die  aus  altruistischer  Gesinnung  unbemittelten  Talenten 
zuteil  werden.  Da  also  der  unteren  Klasse  die  in  ihr  entstehenden 
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Talente  fortwährend  entzogen  und  den  höheren  Ständen  zugeführt 
werden,  so  stellt  jene  —  die  untere  Klasse  —  nur  den  Bodensatz 
dar,  aus  dem  die  wertvollsten  Stoffe  herausdestilliert  sind  Um  so 
weniger  ^  es  zu  verwuodem,  da6  eben  die  Begabung  hier  sehr 
viel  seltener  die  Mittelmäßigkeit  überschreitet  ab  in  den  oberen 
Ständen,  daß  sie  vielmehr  bei  einem  sehr  großen  Teile  unter  der 
Mitte  stdit.  Eben  die  Absonderung  —  und  damit  kommen  wir  zu 
dem  vierten  und  letzten  Hauptsatze  —  die  Absonderung  dieser 
bevorzugten  Stände  aus  der  großen  Masse  der  Be* 
völkerung  ist  eine  „Natureinrichtung",  die  bewirkt, 
daß  das  Zusammenpassende  zweier  Individuen  häut^r  vereinigt 
wird,  als  nach  den  bloßen  Gesetzen  der  Wahrscheinlichkeit  ge- 
schehen würde  —  die  „größte  Merkwürdigkeit",  nennt  dies  Herr 
Ammon,  „welche  die  Entuncldung  des  Gesellschaftslebens  hervor- 
gebracht hat"  (S.  65)  —  denn  sie  wirke  in  4  verschiedenen  Be- 
ziehungen vorteilhaft.  Diese  4  verschiedenen  Beziehungen  sind 
die  folgenden: 

I.  Die  Ständebildung  beschränkt  die  Panmixie  und  be- 
wirkt dadurch  die  viel  häufigere  Erzeugung  hochbegabter 
Individuen,  stellt  also  die  natürliche  Züchtung  beim 

Menschen  dar; 

2>  die  Absonderung-  der  Kinder  der  bevorzug^ten  Stände  von 
der  großen  Masse  ermi^licht  eine  sorgfältigere  Er- 
ziehung; 

3.  die  bessere  Ernährung  und  die  sorgenlosere  Lebensweise 
der  den  bevorzugten  Ständen  angehörenden  Individuen 
wirken  steigernd  auf  die  Tätigkeit  der  Seelenan- 
lagen; 

4.  die  günstigeren  Lebensbedingungen  der  hölieren  Stände 
spornen  die  Angehörigen  der  unteren  Stände  an,  ihre 
besten  Kräfte  im  Wettbewerb  einzusetzen,  um  dieser 
günstigeren  Bedingungen  teilhaftig  zu  werden. 

Die  zurückschauende  Betrachtung  dieser  Einrichtungen,  worin 
er  zugleich  sich  selber  als  den  Entdecker  bewundert,  entlockt 
unserm  Autor  den  Ausruf:  „Welch  ein  Meisterstück  ist  diese  so 
schwer  angeklagte  Gesellschaftsordnung"  (S.  1 34).  Anderswo  spricht 
er  von  dem  Wunderbaren  dieser  Einrichtungen,  und  meint,  die  Ge- 
sellschaftsordnung wäre  wahrschdnlich  viel  weniger  gut  ausgefallen, 
wenn  wir  schwache  am  äußeren  Glanz  hängende  Menschen  mit 
unserer  unvollkommenen  Einsicht  sie  zu  schaffen  gehabt  hatten  und 
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wir  müßten  eigentlich  das  Kunstwerk  anstaunen,  „welches  so  ein- 
gerichtet ist,  daß  es  nicht  den  bloßen  Schein,  sondern  nur  die  volle, 
alle  Anlagengruppen  umfassende,  in  jeder  Lage  sich  bewährende 
Tüchtigkeit  durchdringen  läßt"  (S.  55).  Dann  heißt  es  freilich  auch 
wieder,  die  „Menschheit  Iiabe  diese  Mechanismen  im  Laufe  langer 
Zeiten  geschaffen  (S.  40)  und  die  Köpfe  vieler  Tausende  von 
der  fernsten  \''er5:^an{:jenhcit  bis  zur  Gegenwart  haben  daran  ge- 
arbeitet und  ihre  Erfahrungen  verwertet"  (S.  35).  Der  Mensch  habe 
sie  „instinktiv"  als  Lebensbedingungen  iiir  sich  und  seinesgleichen 
geschaffen  (S.  xi). 

Zunächst  Iragen  wir:  was  hat  diese  ganze  Doktrin,  was  bat  be- 
sonders  jener  erste  Hauptsatz  mit  den  Darwinschen  Prinzipien  zu 
schaffen,  auf  die  sie  mit  vieler  Emphase  sich  beruft?  Ja,  das  ist 
im  höchsten  Grade  unklar,  und  man  fühlt  sich  versucht,  die  ganze 
Anknüpfung  an  diese  Prinzipien  für  einen  Zierrat  zu  halten,  oder 
für  ein  farbiges  Gewand,  womit  der  Verfasser  uns  imponieren  will, 
indeni  er  fortwährend  versicl  e  t  nur  als  Naturforscher  und  zwar 
als  Biologe  könne  man  die  Gesellschaftsordnung  verstehen.  Er 
stellt  allerdings  das,  was  er  Auslese  nennt,  direkt  in  Parallele  zur 
Auslese  in  Darwins  Sinne,  und  läßt  es  nur  zweifelhaft,  ob  einzelne 
Arten  seiner  sozialen  Auslese  natürliche  oder  „methodische"  also 
bewußt  -  gewollte ,  künstliche,  oder  die  von  Darwin  den  Tier- 
züchtem  früherer  Zeiten  zugeschriebene  „unbewußte"  Zuchtwahl 
vf-ien  —  aber  den  Ausdruck  Zuchtwahl  vermeidet  er  nur  des- 
halb, weil  er,  auf  die  Menschen  angewandt,  viele  Leser  unangendim 
berühre:  er  hält  sich  an  den  Ausdruck  „Auslese'  und  trotz  jener 
Unsicherheit  will  er  alle  seine  Auslesen  als  „natürliche"  begriffen 
haben.')  Nun  ist  dies  eine  offensichtliche  Konfusion-  Gesetzt,  es 
verhielte  sich  so,  wie  Herr  Ammon  uns  vormacht,  daß  in  der 
gegenwärtii^fen  Gesellschaft  im  Deutschen  Reich  —  denn  diese  hat 
er  allein  im  Auge  —  seine  Auslesemechanismcn  fortwährend  mit 
dem  Lrfnlrrc  funktionierten,  den  richtigen  Menschen  an  den  richtif]^en 
Platz  zu  brini^cn  also  die  besser  begabten  empor  zu  heben,  die 
Minderwertigen  zu  erniedrigen  —  hätte  diese  Wirkung  etwas  £r- 


W«r  daran  zweifelt,  werde  besonders  auf  S.  12  ff.  verwiesen,  wo  der  Verf, 
ciaraiunt,  die  „Darwinsche  Theorie"  könne  uns  bei  näherer  Betrachtung  bedenklich 
vorkommen,  weil  nicht  immer  der  ^»i^ilig  Cberlcj^rnr  und  sittlich  Tüchtige  es 
sei,  der  im  Wettbewerb  des  Lrbrns  dm  Sirg  davontrage,  sondern  oft  der  Diucb* 
tricbcnste,  der  Rücksichts-  und  Gewissenloseste. 
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kleckliches  mit  den  Wirkungen  der  natürlichen  Avislese  ge- 
mein, die  er  selber  uns  «^^anz  richtig  dahin  bestimmt  (S,  4),  daß 
„die  kräftigsten  und  ihren  Lebensbedingungen  am  besten  .in- 
gepaßten Individuen  mehr  Aussicht  haben,  erlialten  zu  werden 
und  ihre  KigentijtnHchkeiten  fortzupflanzen,  als  die  schuu»  licrcn 
und  minder  gut  angepaßten,  die  somit  unter  gegebenen  Be- 
dingungen aussterben"  — ?  Hin  und  wieder  ist  es  der  Fall:  vom 
Erfolge  der  Tüchtigkeit  im  Geschäftsleben  mag  man  so  sprechen, 
und  anerkennen,  daß  der  Erfolgreiche  möglicherweise  Itir  das 
Familienleben  begünstigt  ist.  Aber  auch  wer  etwa  als  Theol<^e 
ein  gutes  Examen  macht,  wird  eher  eine  üppige  Pfarre  bekommen 
und  sich  früher  verheiraten,  also  insoweit  etwas  vermehrte  Chancen 
haben,  eine  große  Familie  aufzubringen;  wer  dagegen  in  der  Blüte 
der  Jahre  zu  zehnjähriger  Zuchthausstrafe  verurteilt  wird,  ist  wenig- 
-  stens  für  diese  Zeit  von  der  Fortpflanzung  au^[eschlossen.  Was 
die  Arbeiterklasse  betrifft,  so  findet  Herr  Ammon  seinen  segens- 
reich wirkenden  Mechanismus  der  Auslese  darin,  daß  der  Unter- 
nehmer „die  geschickten  und  fleißigen  Arbeiter  behalte,  die  un- 
brauchbaren fortschicke*';  daß  bei  massenhaften  Entlassungen  in 
Zeiten  der  Krise  teils  die  jüngsten  Zuwächse,  teils  alte  und  kränk- 
liche Personen,  die  entweder  schon  hinlänglich  sich  fortgepflanzt 
haben  oder,  auch  wenn  sie  in  Arbeit  stehen,  sich  schwach  fort- 
pflanzen, abgestoßen  werden,  und  daß  die  Unternehmerpolitik  ge- 
bietet, vielmehr  auf  einen  „festen  Stamm"  von  Arbeitern  zu  halten, 
als  die  Tüchtigkeit  jedes  einzelnen,  der  etwa  zur  Verfügung  steht, 
zu  prüfen,  davon  weiß  unser  Sozialanthropologe  nichts;  aber  ge- 
setzt, er  hätte  recht,  so  wären  allerdings  die  Unbrauchbaren,  wenn 
auf  die  I  .atuistra(,)C  <::fe\V()rfcn  und  einem  Vagaboiulciih^bcn  preis- 
gegeben, den  I-Veuden  dfs  ivuniUeniebens  gründlich  entzogen  und 
oft  auf  immer  dafür  verdürben.  In  diesen  Fällen  handelt  es  sich 
jawohl  nicht  darum,  jedem  seinen  bestimmten  Platz  innerhalb  einer 
gesellschaltiiclicn  (Ordnung  zuzuweisen,  sondern  einige,  um  an 
das  Malthussche  (dcichnis  anzuknüpfen,  von  der  gedeckten  lafel 
/urückzuwcisen.  —  Im  übrigen  aber  haben  die  W  irkungen  der  Kon- 
kurrenz mit  den  Aussiciilen  auf  individuelle  und  generischc  Er- 
haltung nur  wenig  zu  tun.  Die  untere  Klasse  ist  allerdings  einer 
sehr  viel  größeren  Stei  blichkcit  ausgesetzt ,  sie  hat  aber  auch  am 
wenigsten  Grund,  ihren  Fortpflanzungstrieb  in  Schranken  zu  halten; 
^e  ist  gerade  aller  jener  Rucksichten  überhoben,  die  die  Ehe  zu 
einer  Standessache  und  von  einer  gesicherten  Brotstelle  abhängig 
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machen ;  g^anz  abzAiseheii  von  der  außerehelichen  l*ropn£^ation.  Herr 
Anunon  selber  bcschäft'i;'t  sich  cinL^chend  mit  der  wie  er  meint 
„etwas  zu  starken  X'ermehrung"  des  rroletariats. 

Und  es  ist  ja  auch  nicht  (nicht  immer,  muß  man  vor- 
sichiii^erweise  sagen)  '^ciik;  Meinun*;^,  daü  jene  Auslescmechanismen 
die  von  ihm  so<]^enaniiten  Stände  immer  neti  produzieren,  sondern 
wir  müssen  ihn  so  verstehen,  daß  sie  hauptsächlich  innerhalb 
jedes  Standes  ihre  Wirkunj^aMi  üben.  Wer  aber  innerhalb  der 
oberen  Klassen  nach  hoher  Stellung  strebt  und  etwa  auch  dafür 
begabt  ist,  wird  gerade  genötigt  sein,  die  EheschlieUung  aufzu- 
schieben, es  sei  denn,  daß  er  sie  als  ein  Mittel  seines  Strebens 
gebraucht,  was  freilich  nicht  selten  vorkommen  ma^,  aber  auch 
leicht  Ehen  begründet,  die  aus  dem  selektorischen  Cicsichtspunkte 
alles  eher  als  günsti^^  sind.  Vollends  wird  aber,  wer  au>  den  unteren 
Schichten  durch  ei^^ene  Anstrengung  emporklimmt,  in  der  Regel 
später  zum  Heiraten  sich  entschließen,  als  wenn  er  in  seinem 
Stande  geblieben  wäre;  nicht  selten  wird  gerade  ein  solcher  ehelos 
bleiben. 

Herr  Ammon  wirft  freilich  diese  I  rai^^e  L;ar  nicht  auf.  In  Wahr- 
heit ist  trotz  aller  Redensarten  von  natu i wissenschaftlicher  Begrün- 
dung seine  Theorie  in  ^anz  anderem  und  lediglich  über- 
tragenem Sinne  als  1,  :  v\  ^üistische"  zu  verstehen,  in  einem  Sinne, 
der  der  ,, natürlichen  Zachtwaiil"  meileiilcrne  steht:  nämlich  in 
einem  suziahvissenschaftHchcn  Sinne,  den  uns  jene  W^orte  von  der 
instinktiven  Schöpfung  und  von  der  schaffenden  Arbeit  unzähHger 
Generationen  schon  erraten  lassen.  Nur  ist  seltsamerweise  der 
Unterschied  dieses  Sinnes  von  dem  anderen  dem  Autor  selber  nicht 
im  mindesten  klar  geworden,  ja  die  Verwischung  dieses  Unter- 
schiedes gehört  zu  den  Künsten  seines  Gefechtes.  Dieser  zweite 
Sinn  Ist  aber  gar  nidits  anderes  als  das  Theorem  der  wohlbekannten 
historischen  Schule,  ein  Theorem,  das  hauptsachlich  in  bezug 
auf  das  Recht  und  die  politischen  Institutionen  zu  Anlang  des 
vorigen  Jahrhunderts  sich  geltend  machte,  später  —  freilich  mit 
veiSnderter  Wendung  —  auch  auf  die  Lehre  von  der  Volkswirt- 
schaft übertragen  wurde.  Ein  gewisser  Zusammenhang  mit  der  all- 
gemeinen Ansicht  des  organischen  Lebens  und  mit  Lehren, 
die  zu  den  Vorläufern  des  Darwinismus  gerechnet  werden,  ist  zwar 
von  Anfang  an  vorhanden  gewesen;  es  genügt  daran  zu  erinnern, 
daß  Savigny  unter  dem  £influsse  der  Schellingschen  Naturphilo- 
sophie stand  Von  naturlicher  Zuchtwahl  ist  da  freilich  keine  Rede, 
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wohl  aber  von  einer  Entwicklung  stillwirkcnder  Kräfte,  deren 
Frgcbnis  allen  Gebilden  menschlicher  Vernunft  und  Willkür  über- 
legen sei  —  und  so  setzt  sich  diese  konservative  Lehre  dem 
durch  seinen  Zusammenhang  mit  den  Lireueln  der  Revolution  in 
Verruf  gekommenen  Xalurrecht  und  dem  rationalistischen  Libcrali.-,iuus 
entgegen  —  bei  Savigny  zunächst  durch  seine  siegreiche  Attacke 
auf  die  verwegene  Neuerung  derer,  die  ein  Allgemeines 
Bfirgerlichea  Gesetzbuch  fiir, Deutschland  einföhren  wdlten. 
Ganz  ähntich  verhält  sich  Herr  Ammon  mit  seiner  konservativen 
Apologetik  zu  den  Neuerem,  die  an  dem  historisch  gewordenen 
Verhältnis  der  Gresellschaftsklassen  zueinander  rätteln  wollen,  und 
die  da  wähnen,  däß  sich  in  einem  Lande  wie  Preufien  und  Baden 
etwa  liir  die  leitenden  Stellen  in  Justiz  und  Verwaltung  ein  erheb« 
lieh  tüchtigeres  Personal  gewinnen  liefie,  wenn  die  Auswahl  weniger 
beschrankt  wäre,  wenn  erheblich  mehr  begabte  Leute  aus  den 
Schichten,  die  zum  akademischen  Studium  die  Mittel  nicht  auf- 
bringen können,  hervorgezogen  würden,  wenn  überhaupt  andere 
„Auslesemechanismen''  neben  und  gegen  die  vorhandenen  in  Aktion 
träten.  Geklagt  wird  von  diesen  Neuerern,  dafi  allzu  oft  die  minder- 
wertlp^cn  Söhne  der  Reichen  durch  Nachhilfestunden,  Lehrcrpensio- 
nate,  Freundschaft  zwischen  Eltern  und  Lehrern  und  —  kraft  des 
Wartenkönnens  „sich  durchsitzen"  und  durcli  Korpsbrüderschaften, 
Adelskliquen,  Nepotismus  befördert  werden.  Dagegen  will  Herr 
Ammon  uns  belehren:  diese  Ordnungen,  diese  Auslesemecha- 
nismen  haben  sich  entwickelt,  sie  haben  einen  Kampf  um 
ihr  Dasein  und  damit  einen  Scheide-  und  I.äuterun*:^sproze0 
durchgemacht,  in  dem  das  Zweckmäßige  sich  erhalten  hat,  ähn- 
lich wie  sich  zweckmäßige  Or^i^ane  des  Tierkörpers  und  an- 
gepaßte Arten  der  Organismen  erhalten  haben.  Ks  handelt  sich 
also  lediglich  um  eine  Analogie  zu  den  biologischen  Tatsachen: 
eine  Anwendung'  des  Darwinismus  verdient  diese  Erneuerung 
einer  mit  der  Romantik  nahe  zusammenhängenden  Kehrmeinung 
nicht  genannt  zu  werden,  sie  ist  \ielmeiir  das,  als  was  wir  sie  im 
Vorwege  charakterisiert  liaben  :  l'bertragung  eines  Krklärungs- 
Prinzipes  aus  einem  Gebiete,  wo  es  induktiv  ge  f  u  n  d  e  n  wurde, 
in  ein  anderes  Gebiet,  wo  es  deduktiv  verwertet  wird.  Nehmen 
wir  nun  aber  dies  Erklärungsprinzip  wie  es  ist:  es 
kommt  darauf  hinaus,  daß  auch  in  menschlichen  Einrichtungen  das 
mehr  oder  minder  unbewufit  Gewordene  dem  durch  mensch- 
liches Klügeln  Erfundenen,  dem  Künstlichen  und  Gemaditen 
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überlegen  sei:  revolutionäre  NeucrunL^en  sind  ein  füf  alleinal  eine 
kindische  Dummheit,  die  auf  mangelnder  Einsicht  in  die  Natur- 
gesetze der  Gcsellschnftsordiuing  beruht.^) 

Schade,  daß  die  Darwinsche  Lehre  selber,  die  diese  Ansicht 
stützen  soll,  schade,  daß  die  Lehre  des  Kopertiikus,  die  Lehren  der 
Wsalius,  Harvey,  Lavoisier  ebensolche  revolutionäre  Neuerungen 
waren  und  sind.  Warum  nicht  auch  ihnen  entgegenhalten:  die 
ehrwürdigen  überlieferten  Anschauungen,  ausgebildet  und  bewährt 
im  X'erlaufe  von  Jahrtausenden ,  geläutert  im  F'euer  ketzerischer, 
heidnischer  und  schwärnici  isrher  Kritiken,  sind  teils  die  natürlichen, 
teils  sind  sie  als  übernatürlicher  (ilaubc  Stücke  eines  bewunderungs- 
würdigen Auslcscinechanismus;  es  ist  die  schärfste  Prüfung,  der 
ein  Mensch  unterworfen  werden  kann,  ob  er  willens  und  fähig  ist, 
seine  \'ernunfl  gefangen  zu  geben  unter  den  ( lehorsani  gegen  die 
K.irchc  und  gegen  seine  Vorgesetzten  überhau|:)t.  ,,L)ie  ('msturz- 
geister  setzen  ihre  subjektiven  Meinungen  unter  dem  Namen  der 
Wissenschaft  dem  objektiven  und  gültigen  Inhalt  der  vom  Staate 
mehr  oder  weniger  unterstützten  und  (ur  den  Bestand  der  Gesell- 
schaft unentbehrlichen  Kirchenlehre  frech  und  töricht  ent- 
gegen", so  wird  in  Herrn  Ammons  Sinne  dreist  ein  Bewunderer 
der  kirchlichen  Gesellschaftsordnung  sprechen.  Schade,  daß  Herr 
Ammen  nicht  auch  sein  heiliges  Prinzip  angewendet  hat  auf  die 
revolationäre  Technik,  die  alle  historisch  gewordenen  Werk- 
zeuge und  Grerate,  alle  durch  Oberlieferung  und  Erfahrung  be* 
währten  Verkehrsmittel,  die  herkömmliche  Beschaffung  von  Uchti 
Feuer,  Wasser,  die  Methode  des  Ackerbaues  und  des  Handwerks, 
die  unser  ganzes  tägliches  Leben  so  von  Grund  aus  umgewälzt  und 
erneuert  haben.  Und  allerdings,  es  läßt  sich  sehr  vieles  mit  gutem 
Grunde  gegen  alle  diese  Neuerungen  sagen,  solange  sie  nicht  tief 
und  innig  assimiliert  worden  sind,  solange  der  Mensch  seinen 
eigenen  Produkten,  unfähig  sie  su  lenken  und  zu  beherrschen, 
gegenübersteht,  sich  ihnen  sozial  nicht  hinlänglich  angepaßt  hat 
Man  braucht  daher  an  dem  großen  besinnungslosen  Kulturrausch 
nicht  teilzunehmen,  man  braucht  in  die  Jubelhymnen  auf  die 
Triumphe  der  Wissenschaft  nicht  ohne  Vorbehalt  einzustimmen  — 
aber  sehen,  hören  und  fühlen  muß  man,  daß,  wie  Goethe  sagte,  als 


Dieser  wirklicbe  Siim  der  AmmtMaebeft  Theorie,  im  Texte  der  3,  Antlage 
verdunkelt,  tritt  um  so  heller  in  der  a.  S.  3 — 4,  und  vennutlich  auch  in  der  eisten 
Attflagc  (die  Uh  nicht  kenne)  hervor. 
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er  das  Nahen  dieses  neuen  Zeitalters  erkannte,  „die  Datiipfmaschinen 
nicht  zu  dämpfen  sind"  und  daß  dies  ebensowenig  im  Sittlichen 
möglich  ist;  diese  gewaki^cn  Neuerungen,  deren  Umfang  und  Trag^- 
weite  der  größte  Vertreter  deutscher  Bildung  nicht  einmal  ahnen 
konnte,  sind  nun  einmal  die  ungeheuren  Elemente,  auf  die 
gegenwärtig  nicht  mehr  bloß  „ein  junger  Mann  gesetzt  ist",  und 
die  „jeden  jungen  Mann  ermahnen  sollten"  —  wir  zitieren  immer 
noch  Goethe  —  „daß  ihm  das  Steuerruder  darum  in  die  Hand  ge« 
geben  ist,  damit  er  nicht  dem  Spiele  der  Wellen  gehorche,  sondern 
den  Willen  seiner  ßn^ht  walten  lasse".  Der  Wille  unserer  Ein- 
sicht wird  uns  immer  vor  besinnungslosem  Radikalismus  bewahren ; 
er  wird  sich  aber  auch  nach  der  Einsicht  richten  mfissen,  da6  ein 
so  auf  allen  Gebieten  umwälzendes  Zettalter  mit  einer  konservativen 
und  stabilen  Gesellschaftsordnung,  wie  wünschenswert  diese  an  sich 
auch  sein  möge,  sich  nicht  verträgt,  daß  sie  tatsachlich  fortwährend 
revolutionierend  darauf  gewirkt  hat  und  wirken  mu6;  daß  ein 
solcher  Strom  sich  wohl  regulieren,  aber  nicht  zurüdcstauen  läßt. 

Was  hat  es  denn  aber  mit  den  gepriesenen  Auslesemecha- 
nismen auf  sich?  Wie  verhalten  sie  sich  zur  ebenso  gepriesenen 
„Absonderung  von  bevorzugten  Ständen'  aus  der  großen  Masse 
der  Bevölkerung"  (S.  65)?  Herr  Anunon  setzt  voraus,  daß  „abge- 
schlossene  Stande"  noch  vorhanden,  daß  sie  unausrottbar  seien,  ob- 
gleich sie  „den  meisten  unserer  Grebildeten,  und  audi  den  meisten 
Sozialpolitikern,  als  ein  trauriges  Überbleibsel  halbbarbarischer 
Zeiten  gelten".  Soweit  sie  vorhanden  waren,  und  ohne  Zweifel 
sozialen  Nutzen  gehabt  haben,  ^nd  sie  doch  wahrlich  nicht  durch 
Schulen  und  Examina  entstanden?  die  erblich  geschlossenen,  auf 
die  es  unserem  Theoretiker  doch  gerade  ankommt,  am  aller- 
wenigsten! Wohl  könnte  man  sagen,  daß  wesentlich  durdi  diese 
„Auslesemechanismen"  der  katholische  Klerus  ergänzt  werde,  der 
aber  eben  nicht  ein  erblicher  Stand  und  nicht  „im  Sinne  Dar- 
wins gezüchtet"  ist;  der,  wie  es  scheint,  recht  wohl  gediehen  ist, 
und  noch  gedeiht,  ohne  daß  die  für  ihn  nötigen  intellektuellen 
und  moralischen  Anlagen  in  dner  gehobenen,  besitzenden  und 
durch  reichliche,  auch  qualitativ  bessere  Nahrung  (Sw  89,  90},  durch 
Unterhaltungen  und  Zerstreuungen  (das>)  aus  der  Menge  herausge- 
hobenen Schicht  von  der  „Natur"  weislich  vorbereitet,  die  Chancen 
für  eine  glückliche  Kombination  (Kap.  16—18)  durch  Inzucht 
günstiger  gestaltet  wären.  Die  ungeheuerliche  These  Ammons  ist 
ja,  daß  die  besitzenden  Klassen,  und  zwar,  wie  man  verstehen  muß» 
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immer  und  schlechthin,  eine  Varietät  allseitig  besser  begabter, 
insbesondere  aber  durch  Verstand  und  Charakter  ausgezeichneter 
Menschen  darstellen,  eben  infolge  der  Verbindung  von  Auslese- 
mechanismen und  Inzucht !  Welcher  Mechanismus  bildet  denn  unter 
heutigen  sozialen  Bcdingung-en,  auf  die  doch  Herr  Ammon  vor- 
zugsweise, und  fast  ausschließlich  exemplifiziert,  diese  Varietät  der 
Herrenklassc '  Im  gewerblichen  Leben",  so  lesen  wir,  „bestand 
vormals  auch  eine  Art  von  Prüfung,  das  Meisterstück".  ,,Scit  der 
Kinfühain|y  der  Gewerbefreiheit  herrscht  ein  Wettbewerb,  bei  dem 
lediglich  die  Käufer  entscheiden.  Wer  sein  Geschäft  am  tüchtigsten 
betreibt,  kommt  vorwärts,  wer  nachlässig  und  träge  ist,  kommt  zu- 
rück" (S.  38).  Das  ist  alles,  was  Herr  Ammon  über  den  Unter- 
schied des  kapitalistischen  \  üiii  Mandwerkszeitalter  mitzuteilen  weiß. 
Die  Kuiikurrenz  bringe  die  geborenen  Organisatoren  ans 
Tage>licht!  Jede  Konkurrenz?  „Selbstverständlich"  nur  die  „mit 
redlichen  Mitteln"!  „Unlautere  Kniffe  sind  womöglich  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  zu  unterdrücken".  Die  Gewerbefreihett 
darf  keine  „schiankenlose",  der  Wettbewerb  kdn  „unlauterer" 
sein,  „sonst  werden  nicht  die  tüchtigsten,  sondern  die  frechsten  und 
rücksichtslosesten  Indivkluen  emporgehoben".  „Sind  womöglich^ 
„darf"  fjSonst"  —  wie  steht  es  aber  in  Wirklichkeit?  Da  hilft  un* 
serem  Sozialanthropologen  ein  ftir  allemal  die  Rede  „im  grofien  und 
ganzen"  und  die  Berufung  auf  seine  persönliche  Erfahrung  und 
Kenntnis,  seine  Ansicht,  seine  Eindrücke,  und  auf  die  Unhalt- 
barkeit  und  Unwahrscheinlichkeit  sozialdemokratischer  „An- 
sehten"  die  er  dann  zur  Kontrastwirkung  in  mißlichst  krassen 
Atisdrücken  wiedergibt  „Auch  unter  den  Großindustriellen  habe 
ich  *  viele*  *)  kennen  gelernt,  die  durch  bedeutende  ßgensdiaften, 
namentlich  durch  organisatorisches  Talent  und  durch  Wissenskraft 
ihren  Platz  verdienten"  (S.  43).  Wer  mochte  da  widersprechen? 
Weniger  günstig  ist  sein  Urteil  über  „emporgekommene  Spekulanten 
und  Börsenjobber"  (S.  92).  „Denn  diese  .Protzen*  verdanken  ihren 
Reichtum  *  häufig*  nur  ihrer  Slcrupellosigkeit  und  dem  Mangel 
altruistischer  Gesinnung.  Sie  gehören  *  eigentlich  nicht*  zur  ge- 
bildeten Klasse,  werden  aber  durch  ihr  vordringliches  Gebahren 
von  den  Arbeitern  irrtümlich  mit  dieser  identifiziert,  und  ziehen  ihr 
die  ganze  Fülle  von  Haß  und  Neid  zu,  die  von  Rechts  wegen  jenen 


')  Die  in  Strrnchcn  stehenden  Worte  sind  im  Original  nicht  benrorgdiolxiie, 
die  aber  der  Autor  hier  hervorheben  möchte. 
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allem  gebührt"  (S.  92).  An  anderer  Stelle  heißt  es  sogar  allgemein: 
„Ks  ist...  nicht  immer  der  geistige  Überlegene  und  sittlich 
Tüchtige,  der  im  Wettbewerb  des  I^bcns  tlcn  Sieg  davonträgt, 
sondern  *oft*  der  Durchtriebenste,  der  Rücksichts-  und  Gewissen- 
loseste" (S.  12).  An  dieser  Stelle  oibt  es  überhaupt  imTiier  eine 
rückschrittliche  und  eine  fortschrittliche,  ungünstige  und  günstige 
Auslese  nebeneinander,  es  komme  nur  darauf  an,  welche  Art 
von  Auslese  den  überwiegenden  Erfolg  hat  (S.  14).  Warum 
ist  denn  weiterhin  nicht  von  den  Mechanismen  der  ungünstigen 
Auslese  und  von  den  Ursachen  des  Überwiegens  der  günstigen 
Auslese  die  Rede?  Das  wäre  ein  methodisch  fortschreitendes  Ver- 
fahren gewesen!  —  Herr  Ammon  „neigt  aber  ,|Zu  der  Ansicht, 
dafi  die  meisten  wirklich  begabten  Söhne  der  unteren  Klassen 
vermöge  unserer  gesellschaftlichen  Einrichtungen  die  Gelegenheit 
haben  und  benutzen,  um  sich  den  gebührenden  Platz  zu  ver- 
schaffen" (S.  44).  Dafür  will  er  einen  „objektiven  Beweis"  bei- 
bringen: „indem  ich  dartue,  dafi  infolge  unbestrittener  Naturgesetze 
die  Zahl  der  höher  begabten  Individuen  im  Verhältnis  zu  der 
Masse  der  Bevölkerung  überhaupt  nur  eine  kleine  sein  kann, 
wonach  also  das  Zurückbleiben  einer  gröfieren  Menge  von  selbst 
ausgeschlossen  ist".  Der  „Beweis"  wird  mit  {fflfe  der  Kombina- 
tionslehre geführt.  Zu  diesem  Behuf  unterscheidet  Herr  Ammon 
3  Gruppen  von  Seelenanlagen:  intellektuelle,  moralische  (diese  mit 
Ausschluß  der  altruistischen,  weil  deren  Wirkung  auf  das  Empor- 
kommen der  Individuen  «widerspruchsvoll'  sei),  wirtschaftliche ;  dazu 
fögt  er  eine  Gruppe  „körperlicher"  Anlagen;  er  vergleicht  dann 
diese  Anlagegruppen  mit  Würfeln,  die  Stärkegrade  in  jeder  Gruppe 
mit  Würfelaugen,  und  berechnet,  daß  die  höchste  und  die  nie- 
drigste Augensumme  am  seltensten,  die  mittlere  am  häufigsten 
vorkummen  muß.  Daraus  .^rhlicf^t  er  („auf  unseren  (icgenstand 
angewandt"  S.  52),  daß  auch  die  2^hl  der  Genies  uiul  der  Talente 
im  \''crgleirh  zur  Gesamtzahl  der  Menschen  naturgeniälB  nur  klein 
sei,  ebenso  die  Zahl  der  Schwachbegabten  und  der  ganz  Stunipi- 
sinnigen,  während  das  Mittelgut  an  Zahl  bei  weitem  vor- 
herrsche. Genies  und  Talente  sind  aber  bei  Herrn  Anuuon  riicht 
etwa  die  Mensrhen  von  hoher  geistiger  i3egabung,  sondern  nur 
solche,  bei  denen  die  Nummern  in  allen  4  Anlagegruppen  hoch 
sind.  (leistig  und  sittlich  hochstehende  Menschen,  die  aber  Mangel 
an  wirtschaftlichen  Anlagen  ( Geschäftssinn,  organisatorisches  Talent, 
technisches  Geschick,  kluge  Berechnung,  Voraussicht,  Sparsamkeit) 
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und  schwache  körperliche  Anlagen  haben,  nennt  er  Leute,  die 
unter  Umständen  den  Pündruck  von  äußerst  bcfahif:;tcn  Menschen 
machen,  die  sich  bloß  nicht  eniporzubriii<^rcii  wissen  und  als  „ver- 
buniniclte"  Talente  bzw.  ,, verkannte''  Genies  oder  ,,|:jeknechtete" 
Biedermänner  enden".  „Dafür  macht  man  in  der  Regel  ung^eniigcndc 
BildunjT,  widrige  äußere  Verhältnisse,  mit  V^orliebe  die  „herrsclu  nde 
Geseilsch.iftsordnuni,^"  verantwortlich,  während  der  Mißerfoln^  in  der 
Veranlassung  der  Individuen  selbst  bef^nindet  ist  1"  Jeder  Zusatz 
würde  den  Eindruck  dieses  geistvollen  Paradoxons  trüben.  Man 
bemerke  wohl,  daß  hier  jede  Anlassen j^^ruppe  auf  gleiche  Linie  ge- 
stellt uird:  die  Nummer  lüiis  auf  dem  vierten  die  Körperkräfte  dar- 
stellenden Würfel  nennt  er  ausdrücklich  einen  „Herkules"  —  das  wirk- 
lich emporkommende  und  dessen  würdige  Genie  muß  also  auch  her- 
kulische Körperkräfte  haben  1 1  Sehen  wir  weiter.  ,J3as  Würfelspiel 
ist  bochst  wahrscheinlich  eine  *  im  wesentlichen*  treue  Wiedergabe 
der  Vorgänge,  die  äch  vor  und  bei  der  Befruditung  mklich  ab- 
spielen'' (S.  55).  In  Wirklichkeit  besteht  aber  jede  Gruppe  von 
Anlagen  selbst  wieder  aus  Kombinationen  von  Anlagen,  und  die 
Zahl  der  Starkegrade  lafit  sich  beliebig  vermehren;  auch  wird 
innerhalb  jedes  Anlageelementes  der  höchste  und  niedrigste  Grad 
selten  vorkommen,  auch  hier  der  mittlere  Chrad  die  R^el  sein. 
Alle  diese  Umstände  vermehren  das  Mittelgut;  die  Chancen  liir 
das  Herkulesgenie  sind  in  Wirklichkeit  noch  viel  geringer.  Hier 
wird  dann  das  Gaussische  Fehlergesetz  herangezogen,  dessen  sich 
Galton  bedient  hat,  um  die  Wahrscheinlichkeit  eminenter  Be- 
gabung abzuschätzen.  Galtons  Argument  ist,  daß  aufierordentliche 
intellektuelle  Begabung,  wenn  mit  I  .ifcr  und  mit  Arbeitskraft  ver- 
bunden, in  England  trotz  sozialer  Hemmungen  mit  ziemlicher 
Sicherheit  sich  durchsetzt  und  zu  Ruhm  gelanc^t ;  und  umgekehrt, 
daß  sehr  hoher  Ruhm  nicht  ohne  sehr  hohe  Fähigkeiten  erreicht 
wird.  Er  braucht  dies  Argument  um  aus  Ruhm  auf  Begabung  zu 
schließen,  und  den  Beweis  der  Vererbung  geistiger  Qualitäten 
auf  die  Tatsache  zu  gründen,  daß  hervorragende  Leute  in  verschie- 
denen (ricbictcn.  besonders  aber  in  Literatur  und  Kunst,  meistens 
aucii  hcrvorraj^eiule  Wrwandte  hal)en.  Galtons  Methode  unterlicc;t 
sehr  schweren  Bedenken,  ja  ich  bin  überzeugt,  daß  sie  i^rolic  h'ehU  r 
enthalt ;  aber  darauf  ist  hier  nicht  einzugehen.  Nach  der  Regel 
der  normalen  Abweich unj^cn  von  einem  Durchschnitt  berechnet 
Galton.  daß  auf  eine  Million  t;leichalteriger  Menschen  ein  ganz 
hervorragender  komme.    Herr  Ammon  meint,  auf  sein  Würfel- 
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glcichnis  gestützt,  es  erschciiic  uns  als  *  wahrscheinlich  *  (da  es  ge- 
wiß weit  raelir  einzeln*-  AtilaCTen  als  8  seien,  die  bei  einem  genialen 
Manne  zusammentrefl'ea  müssen,  und  die  Zahl  der  Stärkegrade  mit 
6  gewiß  nicht  zu  hoch  angenommen  werde)  „daß  wir  nur  einen 
Menschen  auf  viele  Millionen  haben  sollten,  bei  dem  sich  alle 
erforderlichen  Eigenschaften  zu  einem  Genie  vereinigen,  während 
wir  *  nach  Galton  *  schon  i  auf  i  Million,  also  bedeutend  mehr  haben". 
Es  folgt  dann  (bei  Ammon)  der  Absatz:  „Aus  der  Abweichung 
*der  Wirklicfakeit*  von  der  theoretischen  Wahrscheinlichkeit,  lädt 
sich  folgern,  daß  irgendwelche  noch  nicht  in  Rechnung  gestellte 
Ursachen  vorhanden  sein  müssen,  die  das  Entstehen  von 
Talent  und  Genie  begrünstigen"  (S.  64).  Und  hiermit  wuxl 
dann  die  „Natureinrichtung",  die  Absonderung  von  ,3tänden"  ein^ 
geführt,  die  das  unerwartet  häufige  Vorkommen  von  Genie  und 
dessen  „unaufhörlich  erfolgendes  Neuentstehen''  erklären  soll  Man 
bemerke  wohl:  was  der  Herr  hier  „Wirklichkeit''  nennt,  und  was 
„nach  Galton"  sich  tatsächlich  findet»  ist  nichts  als  die  theo- 
retische Wahrscheinlichkeit  in  Galtons  Darstellung, 
Galton  hat  nicht  einmal  einen  Versuch  gemacht  zu  beweisen, 
daß  die  Erfahrung  damit  übereinstimme;  einen  solchen  Versuch 
macht  er  nur  mit  seinen  250  pro  Million  „Hervorragender",  zu 
denen  er  auf  folgendem  ziemlich  holperigem  Wege  gelangt:  er  had 
in  einem  Nadischl^ebuch  von  1865  2500  Namen  lebender  Männer 
von  Ruf,  die  Hälfte  Engländer;  darunter  sind  sehr  viele  erst  mit 
über  50  Jahren  berühmt  geworden;  er  vergleicht  daher  diese,  die 
er  in  der  Gesamtzahl  von  850  findet,  mit  der  über  50  jährigen 
männlichen  Einwohnerschaft  der  britischen  Inseln,  das  gibt  425 
pro  Million;  aber  nur  500  von  jenen  850  sind  Leute,  die  in  der 
literarischen  und  wissenschaftlichen  Gresellschaft  verkehren,  „in  ent« 
schiedener  Weise  (duükdfy)  bekannt":  (so  kommen  250  pro 
Million  heraus!  Die  nachher  dann  einfach  auf  alle  Lebensalter 
bezogen  werden.  Wobei  nachher  der  Ruhm  keineswegs  mit 
dem  Wohlbekanntsein  in  literarisch^wissenschaftlichen  Zirkeln  gleich- 
gesetzt wird.  Indessen  wir  dürfen  uns  nicht  bei  den  Fehlem 
Galtons,  der  jeden&lU  —  zu  seiner  Ehre  sei  es  gesagt  ^  reine 
wissenschaftliche  Absichten  hat,  aufhalten.  Ebensowenig  kann 
ich  an  dieser  Stelle  in  eine  positive  Darstellung  des  Problemes  ein- 
^ehen.  Genüge  es  zu  sagen,  daß  der  Satz  Galtons  (S.  41): 
„Soziale  Vorteile  haben  eine  enorme  Macht,  jemanden  in  die 
Stellung  eines  Staatsmannes  zu  bringen,  die  immerhin  so  bedeutend 
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ist,  dafi  man  ihm  das  Beiwort  „hervorragend"  nicht  versagen  kann, 
obwohl  es  mehr  als  wahrscheinlich  ist,  dafi  in  der  Wiege  ausge- 
tauscht, und  im  Dunkel  aufgewachsen,  er  gelebt  hätte  und  ge- 
storben wäre,  ohne  aus  dieser  niedrigen  Lebensphäre  emporzu- 
tauchen"  —  dafi  dieser  Satz  eine  viel  weitere  Geltung  hat,  ate 
Galton  meint,  der  übrigens  ausdrücklich  erklärt,  daß  er  nur  Be- 
rühmtheit und  nicht  „hohe  soziale  oder  offizielle  Stellung"  im  Auge 
habe.  Für  Herrn  Ammon  ist  beides  so  ^ut  wie  identisch.  Die 
„Gesellschaftsordnung"  belohnt  eben  jedes  Verdienst  durch  ,^tellung" 
und  läßt  die  Verdienstlosen  durchfallen.  Den  vorsichtigen  Hilfs- 
satz Galtons  hat  Herr  Ammon  kritiklos  an  sich  gerafft  und  durch 
viel  Wind  zu  einem  scheinbaren  und  selbstgelaliigen  Einbildungen 
imponierenden  Theorem  aufgeblasen. 

Daß  soziale  Auslese  statlfiiidct,  ist  ganz  richtig.  Herr  Ammon 
hat  nicht  zuerst  die  Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt,  aber  daß  er 
sie  darauf  gelenkt  hat,  werde  mit  Dank  anerkannt.  Wahl  und  Aus- 
scheidung bedecken  ein  unermeßliches  Feld  des  sozialen  Lebens ; 
es  erstreckt  sich  sehr  viel  weiter,  als  Herr  Ammon  zu  ahnen,  oder 
bedacht  zu  haben  scheint,  Aneignung,  Behaltung,  Assimilation  der 
brauchbaren  —  Abstoßung  der  unbrauchbaren  Materie,  ist  das  Grund- 
<^esetz  alles  l  ebcns;  Unterscheidung  des  Nützlichen  und  Schädlichen, 
Freundlichen  und  Feindlichen,  iirundgesetz  alles  bewußten  Lebens, 
<ialier  auch  des  bewußten  Zusammenlebens  jeder  menschlichen,  ja 
schon  jeder  tierischen  Horde  und  Verbindung.  L^nd  für  jede  Ge- 
meinschaft oder  Gesellschaft  der  Menschen  ist  es  eine  hohe 
Lebensfrage,  ihre  führenden  und  für  sie  denkenden  Kräfte, 
oder  wie  man  sagen  mag,  Organe  richtig  auszulesen.  Nicht  immer 
wird  dies  freilich  n!s  eine  Aufgabe  empfunden;  \nelmehr  über- 
wiegen, auch  histoii>^ch.  die  Fälle,  wo  es  als  nalurnotwendig,  als 
selbstverständlich  erschemt,  daß  die  einen  herrschen,  die  anderen 
gehorchen,  oder  um  es  höflicher  auszudrücken,  daß  die  einen  voran- 
gehen, die  anderen  folgen.  Die  beiden  großen  Familienregeln: 
das  Gebieten  der  Alten  über  die  Jungen  und  das  Gebieten  der 
Männer  über  die  Frauen  führen  sich  auf  die  allgemeine  Regel 
zurück:  das  Sorgen  der  Stärkeren  für  die  Schwächeren,  und  daraus 
sich  ergebende,  dadurch  mehr  oder  minder  bedingte  Herrschaft 
jener  Starken  und  Mächtigen,  die  in  den  Anfängen  eher  durch 
riesige  Körperkräfte  und  \vildc  lapferkeit  als  durch  Tugenden  des 
Verstandes  und  Gemütes  sich  hervortun.  Ihrem  Wesen  iiacii  nahe 
mit  jenen  Ursprüngen  verwandt    ist  alle   Herrschaft  kraiL  Lrb- 
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rechtes,  die  sich  an  das  Alter,  und  wie  man  dann  leicht  glaubt, 
an  die  erbUche  Vortrefflichkeit  und  Kraft,  vorzugsweise  aber  an  die 

wie  immer  gewonnene  ökonomische  Macht  gewisser  Familien 
anhängt,  denen  ein  gläubiges  Volk  die  besondere  Gunst  und  Gnade 
der  Götter,  als  der  Allväter  und  machtvollsten  Wesen  zuzuschreiben 
geneigt  ist.    Aber  von  jeher  konkurriert  mit  solchem  Glauben  und 
solcher  Untertänigkeit  das  \^crlan<:^cn  der  Menge,  besonders  wenn 
sie   aus   wehrhaften   Männern   besteht,   ihre   Hauptlcute  selber  zu 
wählen;  dies  gilt  als  ein  natürlicher  und  (gerechter  Anspruch  freier 
und  niündij^cr  Personen,  zumal  wenn  sie  als  Hürf^cr  sich  selber 
als   Urheber  und  Trat^^cr  ihres   (icmeinwesens  fühlen.    Mit  jeder 
Wahlpraxis  kann  freilich  eine  tatsächliche  Vererbung  von  lkfu<^- 
nissen  zusammen  bestehen,  ja  sich  neu  daraus  entwickeln;  und  aus 
der  Tatsache  der  Krblichkeit  dann  wieder  ein  Erbrecht  entstehen. 
Im  allfjemeinen  aber  macht  das  Prinzip  der  Wahl  auf  Kosten 
des  Krbrechtprinziiis  sieh  j^eltend  und  mui\  um  so  mehr  ati  dessen 
Stelle  treten,  je  mehr  der  Glaube  an  eine  übernatürliche  Sank- 
tion erblicher  Herrscherbefugnisse  schwindet,  und  andererseits,  je 
mehr  die  \'ererbuni^  leiblicher  und  seelischer  Vor zü ge  ihre  Kehr- 
seite fühlbar  macht  :  als  Vererbung  der  Kraftlosigkeit,  des  Uasters, 
der  Degeneration.    Die  zweckmäßige  Fufiktion   des  Wahlprinzips 
ist  aber  selber  an  viele  und  schwierige  Bedingungen  <^'eknüpft.  Vor 
allen  Din^^a-n  ist  sie  immer  in  gewisser  Weise  abhängig  von  den 
Qualitäten  der  Wähler.     Vorzugsweise  und  oflcnbar  sind  diese 
wichtig,  wenn  einzelne  Personen  die  Wählenden  und  Prüfenden  sind, 
und  Iner  sind  große  Schwankungen  um  so  wahrscheinlicher;  wenn 
z.  B.  einem  Monarchen  die  Wahl  der  .Staatsminister  zusteht,  so  ist 
es  wesentlich  von  der  Begabung,  Klugheit,  Wohlberatenheit  des 
Monarchen  abhängig,  ob  diese  wichtige  Wahl  gut  oder  schlecht 
ausfallt;  luu;  aimlich  ül)erall  bei  individuellen  Wahlen  und  I-'.r- 
nennungen  von  oben  her.    Anders  wenn  Wahlen  durch  Kollegien 
vollzogen  werden;  je  größer  das  Kollegium,  desto  eher  wird  die 
ausschlaggebende   Mehrheit    einen   Durchschnitt   der  VVähler- 
qualitäten  darstellen;  es  werden  daher  vermutlich  sehr  weise  und 
sehr  törichte  W^ahlen  gleich  unwahrscheinlich  werden.  Nun 
ist  ein  Wahlkollcgium  von  selber  gegeben,  wenn  irgend  eine 
Verbindung  —  ein  Verein,  eine  Genossenschaft  oder  welcher  andere 
Name  ihr  zukommen  möge  —  ihren  Vorstand,  ihre  Beamten 
und  Verwalter  wählt;  das  natürliche  Erfordernis  för  den  Wähler 
ist  hier,  dafi  er  ein  Mitglied  der  VerUndung  sei,  in  einer  Stadt 
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z.  B.  daß  er  das  Bürgerrecht  besitze.  Und  die  Wählerschaft  kann 
den  Mrwählien  als  ihresgleichen,  als  ihren  Führer  oder  als  ihren 
Diener  betrachten  und  behandeln,  je  nach  ihren  Zwecken,  je  nach 
seinen  Funktionen,  aber  auch  je  nach  beiderseitigen  Qualitäten* 

Viele  Versuche  sind  in  Theorie  und  Praxis  gemacht  worden, 
die  Qualifikation  des  Wählers  in  politischen  Körperschaften 
711  bcp^rcnzcn,  und  dadurch  , .bessere"  Wahlen  zu  sichern;  und  der 
dabei  /Au^^runde  lic<:jciide  Gedanke  war  zumeist  der,  dntt  nach  der 
(iröOe  der  Heiträ<^^e  zur  öfifentlirben  Kasse,  also  nach  dr  Steuern, 
die  politischen  Rechte  abgemessen  werden  müßten.  Kein  Wunder, 
wenn  nun  die  Besitzlosen  dies  ungerecht  schelten,  da  sie  nämlich 
auch  nach  ihren  Kräften  beisteuern,  und  da  wahrscheinlich  ihr 
Scherflein,  zumal  wenn  die  Steuern  auf  Gec^enstände  des  notwen- 
digen Lebensunterhaltes  gcle^  sind,  ein  viel  größeres  Opfer  be- 
deutet, als  die  Beiträge  des  Reichen;  und  zumal  wenn  die  Staats- 
verfassung ihn  (den  Armen)  nötigt,  nnl  meinem  Leibe  und  seiner 
Wehrkraft  für  das  gemeinsame  \'aterland  einzustehen,  oder  gar  für 
die  besonderen  Interessen  der  Besitzenden  sein  Leben  aufs  Spiel 
zu  setten.  Aber  —  wird  dann  eingewandt  —  dem  „gemeinen 
Manne"  fehlt  die  Intelligenz,  das  Verständnis  iur  politische  Ange- 
legenheiten. Nun»  eben  darum  soll  er  ja  einen  Vertreter  wählen, 
von  dem  er  ein  besseres  Verständnis  erwartet;  „er  wird  aber  auch 
dies  nicht  beurteilen  können,  er  wird  sich  durch  die  Beredsamkeit 
des  Wahlkandidaten,  durch  Schlagwörter,  die  seinen  Leidenschaften 
oder  seiner  Eitdkeit  sdimdcheln,  betören  lassen".  Diese  Gefahr 
ist  ohne  Zweifel  vorhanden;  aber  die  Gefahr  ist  schon  viel  geringer, 
dafi  in  einer  grofien  Menge  diese  Betörten  gerade  die  Mehrheit 
bilden  sollten,  und  wenn  die  Mehrheit  eine  törichte  Wahl  trifft, 
so  darf  man  erwarten,  dafi  sie  den  Schaden  davon  spuren  und  durch 
Erbhrung  gewitzigt  werde;  handelt  es  sich  um  Wahlen  für  eine 
große  Körperschaft,  so  ist  schon  außerordentlich  unwahrscheinlich, 
daß  auch  nur  eine  crliebliche  Minderheit  schlechthin  törichter 
Wahlen  stattfindet,  vielmehr  werden  hier  wieder  die  besonders 
w  eisen  und  die  besonders  verkehrten  W^ahlen  Extreme  auf  beiden 
Enden  bilden,  während  sich  die  große  Menge  um  ein  mittleres 
Maß  von  wählerischer  Einsicht  gruppiert,  im  großen  und  ganzen 
wird  auch  hier  der  Wettbewerb  dafür  sorgen,  daß  ganz  einfaltige 
und  des  öfTcntlirhen  Vertrauens  unwürdige  Personen  gar  niclit  wagen 
werden,  als  Wahlkandidaten  aufzutreten,  zumal  da  die  Wahlen  doch 
nicht  völlig  wild  zu  geschehen  pflegen,  sondern  Komitees  und 
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engere  Versammlungen  zunächst  die  Kandidaten  „aufstellen".  Daß 
es  dabei  oft  nur  all/Ai  menschlich  hergeht,  daß  das  Gespenst  der 
Korruption  sich  nicht  selten  an  die  grünen  Tische  setzt,  ist  eine 
Sache  fiir  sich,  die  dem  moralischen  Werte  der  Wahlen  mehr  als 
dem  intellektuellen  Eintrag  tut.  Übrigens  scheint  mir  eine  Kor- 
rektur demokratischer  Verfassungen  weit  mehr  in  bezug  auf  die 
Qualifikation  der  Wählbaren  als  auf  die  der  Wähler  not  zu  tun. 
Ich  bin  aber  nur  darum  hier  auf  politische  Wahlen  zu  reden  ge* 
kommen,  weil  doch  auch  sie  ihrer  Idee  und  Absicht  nach  dazu  be- 
stimmt sindi  den  rechten  Mann  auf  den  rechten  Platz  zu 
bringen,  und  well  Herr  Ammon,  so  sehr  er  die  Gesellschafts» 
Ordnung  herausstreicht,  der  er  es  auch  zusdn^ibt,  wenn  begabte 
und  brave  Leute  als  Beamte  Karriere  machen,  ebenso  sehr  die  im 
Deutsdien  Reiche  gültige  Verfassung  und  Staatsordnung  mit 
Schimpf  bedeckt,  weil  das  allgemeine  Stimmrecht  —  so  sagt  er 
wörtlich  S.  147  "  darauf  abziele^  alle  hervorragenden  Persönlich- 
keiten möglichst  auszumerzen;  Deutschland  sei  dadurch  in  eine 
I^ge  versetzt,  bei  der  die  unteren  Klassen  vermöge  ifar^  grofien 
Kop&ahl  iast  alle  Il^ht  beatzen  (man  horel);  die  gewöhnlidisten 
Schreier  und  Schwätzer  seien  die  Bevorzugten  des  allgemeinen 
Stimmrechts;  im  Reichstage  werden  die  meisten  Reden  (Herr 
Ammon  wird  als  Mann  der  exakten  Wissenschaft  genau  gezahlt 
haben)  nicht  zur  Sache,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Icünftige 
Wahlagitation  zum  Fenster  hinaus  gehalten;  das  allgemeine  Wahl- 
recht sei  eine  antisoziale  Einrichtung,  insofern  als  es  die  natür- 
liche Gesellschaftsordnung  auf  den  Kopf  stelle.  —  Die  instinktive 
Weisheit  der  Jahrtausende  ist  also  mit  dieser  Einrichtung  auf 
einen  bedenklichen  Holzweg  geraten,  warum  aber  die  Staats- 
ordnung so  ungünstig  von  der  Gesellschaftsordnung  sich  unter- 
scheidet, das  sagt  uns  Herr  Ammon  nicht,  ja  er  m  e  r  k  t  gar  nicht 
einmal,  daß  er  die  eine  \crherrlicht,  die  andere  heruntermacht;  er 
muß  sich  vorkommen,  wie  der  Schmeichler  im  Ballsaale,  der  einem 
Bekannten  ins  Ohr  flüstert:  mit  Bewunderung  betrachte  ich  die 
Schönheit  Ihrer  Frau  Gemahlin;  wie  herrlich  sticht  sie  ab  gegen 
das  Affengesicht  der  jungen  Dame,  die  neben  ihr  steht  —  wenn 
der  angcschmcichelte  Gatte  ihm  antwortet:  „Die  junge  Dame  ist 
meine  Tochter."  Denn  just  so  ist  das  Verhältnis ;  Die  Staatsordnung 
ist  die  Tochter  der  Gesellschaftsordnung. 

Bei  dem  dritten  Hauptsatze  Ammons  will  ich  mich  nicht 
lange  aufhalten.  Herr  Ammon  glaubt  beweisen  zu  können,  daß  die 
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\  crieilung  der  Begabungen  in  der  heutigen  Gesellschaft  in  der 
\*erleilung  der  E 1  n  k o in  m  e  n  wie  sie  im  Königreich  Sachsen 
angetroffen  werde,  sich  spiegele.  Dieser  „Beweis"  ist  allerdings 
eine  höchst  merkwürdio^e  Leistung  und  verdient  eine  sehr  scharfe 
Beleuchtung.  Ks  genügt  auch  nicht,  über  den  barocken  Einfall  sich 
lustig  zu  machen  \  deiin  das  Absurdeste  findet  Beifall  und  Glauben, 
wenn  es  gewissen  mächtigen  Interessen  dient.  An  dieser  Stelle 
dürfen  "wir  aber  uns  genügen  lassen»  dioen  msenschaftlichen 
Unfug  —  ungern,  aber  mit  voller  Bewußtheit  müssen  wir  einen 
so  starken  Ausdruck  einsetzen  —  kurs  zu  charakterisieren.  Wir 
haben  selber  Bezug  genommen  auf  die  bekannte  Wahrscheinlich* 
keitsregel  der  Abweichui^  vom  Mittel;  der  mehrfach  erwihnte 
Francis  Galton  beruft  sich  darauf,  dafi  eine  grofie  Zahl  von 
Messungen  z.  R  der  Körperlangen  in  einer  leidlich  homogenen  Be- 
völkerung die  große  Menge  der  Individuen,  nämlich  über  die  Hälfte 
um  den  Durchschnitt  nahe  gruppiert  zeige,  während  die  Ab- 
weichungen nach  oben  und  unten  ziemlich  symmetrische  Bildung 
zeigen,  so  daß  z.  B.  auf  i  Million  annähernd  gleich  viele  sehr 
Große  und  sehr  Kleine  kommen;  auf  dem  oberen  Ende  einige 
Rie^n,  nur  .lern  unteren  einige  Zwerge  und  so  in  gleichen  Ab- 
ständen auf  beiden  Seiten  annähernd  gleiche  relative  Mengen. 
Galton  hält  es  für  wahrscheinlich,  daß,  wenn  man  die  Begabungen 
messen  könnte,  sich  ein  ähnliches  Resultat,  eine  ähnliche  Symme- 
trie eigeben  würde.  Herr  Ammon  behauptet,  daß  die  wirkliidien 
Messungen  des  Einkommens  im  Königreich  Sachsen,  wie  sie  in 
der  Besteuerung  sich  darstelle,  ebenfalls  einen  ähnlichen  Aufbau, 
wenigstens  teilweise  ■  —  denn  er  ist  hier  sehr  genügsam  —  oder 
wie  er  sagt  und  zeichnet  —  eine  ähnliche  Kurve  aufweisen.  Er 
behandelt,  um  (V\e<  darzutun,  die  Ergebnisse  der  Steuereinschätzung 
nach  einer  miserablen  Methode  —  aber  das  ist  Nebensache,  wir 
wollen  ihm  dennoch  zugeben,  daß  auch  die  vor-teuerten  Ein- 
kommen sich  in  ähnlicher  Weise  um  einen  DurchsciMiitt  '^^ruppiercn. 
Wenn  Galton  ein  Mann  des  Humbugs  wäre,  so  kumue  er  etwa 
gesagt  haben  .  Seht  einmal  diese  wunderbare  Ordnung:  die  größten 
Riesen  sind  die  größten  Genies,  die  große  Menge  ist  von  mittel- 
mäßiger (irölJe  und  mittelmäßiger  Hegabung,  die  Menschen  von 
kicincm  Wuchs  sind  auch  minderbegabt.  Die  Zwerge  sind  wahre 
Dummköpfe.  Genau  so  verfahrt  nämlich  Herr  Ammon:  die  nach 
ihm  wirkliche  Kurve  der  Einkommensteuer  läuft  parallel  mit 
Galtons  schematischer  Kurve  der  Begabung  —  ergo  entsprechen 
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die  beiden  sü  einigermaßen  einander,  im  (großen  und  stanzen  be- 
kommt jeder  das  Einkommen  auf  das  er  nacii  seiner  Begabung 
Anspruch  hal.  —  Die  Dreistigkeit  und  die  Absurdität  verlaufen  auch 
in  parallelen  Kurven. 

Wir  kommen  nun  zum  vierten  Hauptsätze  Amnions:  zu  der 
wunderbaren  Einrichtung  der  Stände.  Das  Wesentliche  daran  ist  die 
angeblich  garantierte  Vererbung  höherer  intellektueller  und  mora- 
lischer Begabungen.  Die  oboren  Schichten  sind  <fie  g^ocheidtesten 
und  sittlich  besten;  weise  Einrichtung  der  Natur  —  oder  der  Ge- 
sellschaft, das  bedeutet  für  Herrn  Ammon  eins  und  dasselbe  — 
daß  «e  fast  nur  unter  sich  heiraten:  ergibt  eine  Reinkultur  von 
Talenten  und  Genies  und  edlen  Charakteren.  Wir  teilen  die  Mei* 
nung  des  kritisierten  Autors^  daß  es  ebenso  natürlich,  wie  zweck- 
mäßig ist|  wenn  eine  Ehe  so  sehr  als  möglich  in  gemeinsamen  oder 
doch  ähnlichen  sozialen  Verhältnissen  wurzelt:  die  Ehe  ist,  be- 
sonders  för  die  bürgerliche  und  höhere  Klasse  so  sehr  eine  Familien- 
angelegenheit,  dafi  das  Verständnis  zwischen  Ehegatten  weit 
mehr  durch  verschiedenartiges  Herkommen,  verschiedene  Lebens- 
gewohnheiten  und  Anschauungen,  als  etwa  durch  verschiedene 
Sprachen  erschwert  wird.  Die  Harmonie  der  Eltern  ist  ein  sehr 
bedeutendes  Moment  für  die  Erziehung  der  Kinder;  diese  wird  da- 
her, auch  nach  unserer  Ansicht,  durch  erhebliche  Verschiedenheit 
des  „Standes"  gefährdet;  es  Spielen  da  feine  psychologische 
Momente  hinein.  Daß  aber  die  angeborene  Begabung  der 
Kinder  durch  standesgemäße  Heiraten  bedingt  werde,  ist  eine  aus 
freier  Luft  gegriffene,  bodenlose  Behauptung  oder  vage  Vermutung 
des  Herrn  Animijn.  Sie  hat  für  Intellektuelle  Ber^abunL^en 
einige  Wahrscheinlichkeit,  wenn  man  die  X'ererbun^  erworbener 
Eis^enschnften  annimmt,  daß  also  eine  während  des  Lebens  ge- 
übte Anlage  eher  und  stärker  sich  vererbt;  dann  hätte  z.  B.  von 
zwei  gleicli  musikalischen  Mädchen,  von  denen  die  eine  ein  braves 
Dienstmädchen,  die  andere  eine  ausgebildete  Konservatoristin 
wäre,  diese  weit  mehr  Chancen,  Mutter  eines  musikalischen  Talentes 
oder  gar  (icnies  zu  werden,  als  jene.  Herr  Ammon  will  aber  aus- 
drücklich \oi;  etwaiger  Vererbung  erworbener  Eigenschaften  ab- 
sehen, weil  diese  strittige  i'^ragc  iür  seine  Goellschaftstheoiie  „be- 
langlos" sei  (S.  8);  mit  Auslese  will  er  alles  machen.  Wenn  W'ir 
aber  die  Erfahrung  allein  befragen,  so  sprechen  zum  mindesten 
sehr  bedeutende  Instanzen  gegen  jene  Annahme,  daß  standesge- 
mäße Heiraten  besonders  günstig  für  die  Qualitäten  der  Nach» 
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kommen  seien.  Aus  Ammons  X'ornussctzung,  daß  die  unteren 
Kln-sscn  nichts  als  einen  Bodensatz  und  also  so  etwas  wie  eine 
schlechte  Varietät  darstellen,  folgt  ja  allerdini^s,  daß  eine  Kreuzung 
mit  ihnen  für  die  höheren  Klassen  schlechte  I'olj^en  haben  muß. 
Nun  hat  Herr  Ammon  aber  noch  andere  Theorien,  auf  die  er  ein 
großes  Gewicht  le^t ,  wenn  er  auch  kaum  einen  Versuch  macht, 
sie  systemati>ch  mit  seinen  Hauptsätzen  zu  verknüpfen.  Erpicht 
auf  den  Begriff  der  Auslese  hat  er  auch  die  Lehre  des  im 
Jahre  1901  verstorbenen  Münchencr  tielehrten  Georg  Hansen 
vom  „Bevölkerungsstrom"  gierig  aufgegriffen  und  bei  sich  einge- 
heimst. Nach  dieser  Lehre  findet  eine  fortwährende  Erneuerung 
der  höheren  Klasse  in  den  Städten  statt,  durch  Nachschübe, 
die  zwar  von  unten  aufsteigen,  aber  doch  nicht  aus  der  unteren 
Klasse  kommen,  scmdem  von  Leuten,  die  ,4n  dn&chen,  gesunden 
Lebensverhältnissen  leben,  die  eine  überflüssige  Kinderzahl  erzeugen 
und  ihre  geistigen  Fähigkeiten  latent  auf  diese  vererben,  also  — 
Bauern"  sagt  Herr  Ammon  (S.  140).  „Sie  würden  ihrer  Bildung 
nach  zwar  zum  unteren  Stande  gehören,  wir  dürfen  sie  jedoch  mit 
den  Städtern  bczw.  Industriearbeltern  nicht  vermischen,  da  sie  einen 
besonderen  Stand  für  sich  ausmachen"  (S.  1 12).  „Der  Bauernstand 
hat  för  den  Ersatz  aller  übrigen  Stände  au&ukommen,  die  sich 
nicht  selbst  erhalten  können.  Der  Bauer  erfreut  sich  völlig  zuträgt 
lieber  Lebensbedingungen,  die  ihm  gestatten,  nicht  nur  selbst 
kräftig  zu  bleiben,  sondern  auch  eine  gesunde,  ausdauernde  und 
bildungsfähige  Nachkommenschaft  zu  erzielen"  (S.  129).  Darauf 
folgt  dann  ein  ganzes  Kapitel  über  das  Aussterben  der  höheren 
Stände,  und  es  heißt  darin,  wie  sonst  an  vielen  Stellen,  daß  sie 
den  Schädlichkeiten  erliegen,  die  mit  der  einseitigen  geistigen  Aus- 
bildung (S.  123)  und  der  sitzenden  Lebensweise  verbunden  sind. 
Innerhalb  von  3  bis  4  Generationen  ist  durchschnittlich  schon  „die 
Gesundheit  der  in  höhere  Stellungen  beforderten  Familien  auf- 
braucht",  nachdem  schon  in  der  dritten  Generation  ein 
RückL,'anc^  der  Begabung  stattgefunden  hat,  so  daß,  also  auf 
das  Seilwinden  des  Talentes  bald  das  physische  Erlöschen 
zu  folgen  pflegt"  Ein  glänzendes  Zeugnis,  das  Herr  Ammon 
da  den  Wirkungen  der  Klasseninzucht  ausstellt;  während  er  sonst 
die  Ständcbildung  als  eine  Hinrichtung  gepriesen  hat,  welche  die 
Verbindung  von  Individuen  höherer  Hegabungsklassen  begijnstigt, 
also  auf  die  Erziehung  einer  begabteren  X'arietät  hinwirkt  (S.  681: 
„sie  (die  Ständebildung)  —  heißt  es  ferner  (S.69)  —  setzt  das  Werk 
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der  natürlichen  Auslese  beim  Menschen  fort,  und  begründet  eine 
natürliche  Züchtung  im  Sinne  Darwins" !    Von  den  Widersprüchen 
will  ich  fjanz  absehen  und  sie  Herrn  Ammon  cum  caeteris  zugute 
haken;  aber  es  scheint  doch  nach  dieser  Lehre  jedenfalls  die  Gefahr 
sehr  groß  zu  sein,  in  den  absteicffndrn  Ast  der  höheren  Stände 
hinein  zu  heiraten,  und  die  Verbindung  mit  dem  Bauernstände,  der 
ja  ohnehin  die  l Vmaterialien  und  die  latenten  Begabungen  enthält, 
wäre  ohne  Zweifel  das,  was  Mcrr  Ammon  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  natürlichen  Züchtung  empfehlen  müßte.  —  Nun  kommt  aber 
noch  ein  dritter  Gesichtspunkt  hinzu,  bei  dem  Herr  Ammon  recht 
eigentlich  in  seinem  Elemente  i«t.  nämlich  eine  antl iropologische 
Rassentheorie.    In  Anlehnung  an  Gobineau  und  I.apouge  behauptet 
er  im  mittleren  Teile  seines  Buches  (und  kommt  dann  des  öfteren 
darauf  zurück),  daß  die  durch  seine  vielgepriesene  Gespü^rhafts- 
ordnung  und  Ständebildung  garantierte  günstige  Zuchtwahl  gar  nicht 
oder  doch  nicht  überwiegend  stattfinde,  sondern  „die  Arier 
sind  die  Kulturträger  aller  Zeiten"  (S.  129)  und  das  arische  Ele- 
ment sei  „in  Zcntraleuropa  seit  dem  Beginn  des  Mittelalters  i  m 
Schwinden  begriffen  —  er  nennt  das  ausdrücklich  eine  „rück- 
schrittliche Auslese"  fS.  132).    In  Deutschland  bilden  die  hoch- 
gewachsenen blauäugigen  blonden  Langköpfe  nur  noch  einen  win- 
zigen Bruchteil  der  Gesamtbevolkcrung,  in  Baden  etwa  1,45  \;  sie 
reichen  nicht  mal  mehr  aus  um  die  höliereii  Stände  zu  füllen. 
„Die  germanischen  Elemente  sind  bei  uns  seit  dem  Beginn  des 
Mittelalters  [in  der  Chronologie  ist  Herr  Ammon  ganz  konsequent) 
in  der  schonungslosesten  Weise  aufgebraucht  worden,  während  die 
auf  der  Scholle  sitzenden  t  rem  den  Volksbestandteile  sich  unge- 
stört vermehren  konnten;  darum  ragen  jene  nur  noch  in  einsamen 
Klippen  aus  der  brandenden  Flut  hervor.    Die  Tatsachen  dieser 
rückschrittlichen  Auslese  muß  man  sich  gegenwärtig  halten, 
um  den  psychologischen  Untei^^nd  zu  begreifen,  dem  die  Philo- 
sophie Friedrich  Nietzsches  entsprochen  ist"    Also  zuerst  und 
wesentlich  aus  sich  selber  (Ständebildung  als  natürliche  Züchtung), 
nur  zur  Ergänzung  aus  den  unteren  Klassen,  insbesondere  aus  der 
Arbeiterklasse,  die  infolgedessen  den  „Bodensatz"  der  Unbe- 
gabten darstellt;  alsdann  aus  den  Bauern,  als  den  allein  sich  gesund 
erhaltenden,  erneuern  sich  die  herrlichen  oberen  Stände,  die  mit 
den  Talenten  und  Genies  icfentisch  sind;  und  endlich  —  gar  nicht; 
sondern  sie  bilden  eine  mehr  und  mehr  dahin  schwindende  höhere 
Rasse  von  besonderen  Schädeln,  besonderer  Haar-  und  Augen« 
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färbe:  —  Bauern  und  alle  unteren  Schichten  sind  dagegen  ein  rund- 
kophges  Pack,  körperlich  und  seelisch  anders  geartet.  —  O  quae 
confusio  reruml  muß  man  hier  ausrufen,  und  des  Ausspruches  Bacos 
von  Vcrulam  sich  erinnern,  daß  die  Wahrheit  „leichter  aus  dem 
Irrtum  al:^  lus  der  Verwirrung  emportaucht". 

Denn  wi  der  Tat  liegt  hier  noch  mehr  Verworrenheit  als  grobe 
Unriclitigkcit  vor.  In  jeder  seiner  Lehren  sind  Klcinente  von 
Wahrheit  enthalten.  Und  die  schreckliche  Verworrenheit  des 
Systems  wird  durch  ein  hübsches  schriftstellerisches  Talent,  über 
das  der  Autor  verfugt,  nicht  ohne  Anmut  verhüllt  Auch  besitzt 
er  offenbare  wissenschaftliche  Fähigkeiten,  die  nur  leider  jeder  Dis- 
ziplin entbehren.  Wir  halten  ihm  gerne  zugute,  daß  er  als  Natur* 
forscher  von  der  sozialen  Entwicklung  nur  schwache  Erkenntnis 
gewonnen  hat;  daß  er  insbesondere  nicht  weiß,  wie  gerade  in  den 
fortschreitenden  Kulturländern  seit  vier  Jahrhunderten  die  „Gesell- 
sdiaftsordnung"  ein  sehr  flüssiges,  und  nicht,  wie  er  die  heute  ob- 
waltende auflaßt,  em  festes  Gebilde  ist  Am  meisten  wird  ihm 
der  echte  theoretische  Sinn  beeinträchtigt  durch  die  fortlaufende 
apok^etische  und  polemische  Absicht,  die  pamphletart^e  Kritik 
der  JSoäaldemokratie",  die  in  einzelnen  Punkten  ganz  treffend  sein 
vca!g,  im  ganzen  durchaus  deplaciert  ist  Es  ist  mehr  der  in  der 
Sozialdemokratie  steckende  Liberalismus,  worauf  er  ohne  es  selber 
zu  wissen  und  zu  merken,  loshaut,  als  der  Sozialismus,  der  die 
Negation  dieses  Liberalismus  ist;  jener  braucht  sich  nicht  getroffen 
zu  fühlen;  wird  vielmehr  seinerseits  auf  natürliche,  sowohl  als  auf 
soziale  Auslese  das  aller  entschiedenste  Gewicht  legen  müssen. 
Die  ganze  aristokratisciic  Theorie,  für  die  sich  Herr  Ammon  be- 
geistert, läßt  sich  —  das  ist  beinahe  von  selbst  verständlich  — • 
weit  eher  zugunsten  der  alten  Aristokratie,  überhaupt  der  weit 
hinter  uns  liegenden  ständischen  Gesellsrhaftsordnung  verwerten, 
als,  wie  er  doch  vorzugsweise  will,  für  die  neue  Pseudoaristokratie, 
die  Flutokratie  und  ihre  Anhänge. 


(Der  Verfasser  beabsichtigt  in  einem  4er  nScbsteD  H«lte,  im  Anschluß  an  dEe 
obige  AMiAndlunp,  einige  weitere  Ausführungen  zu  gcben,  die  sicb  mit  den  VOU 
Galton  vertretenen  Ansichten  bcscbäAigen  werden.) 
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Die  britischen  Arbeiter  und  der  zollpolitische 

Imperialismus* 

Von 

EDUARD  BERNSTEIN. 

„Ein  großes  I^nd  wie  Großbritannien,  ein  alles,  in  sich  ge- 
festigtes, praktisch  denkendes,  die  Dinge  geschäftsmäßig  betrach- 
tendes, übenviegend  Gewerbe  und  Handel  treibendes  Land,  ein  be- 
quem zwischen  dem  Osten  und  dem  Westen  gelegenes  Inselreich 
wird  plötzlich  aufgefordert,  seine  Zoll-  und  Handelspolitik  zu  ändern. 
Man  mutet  ihm  zu,  seine  Zölle  zu  revidieren,  seine  Vcrträi^e  zu- 
rechtzustutzen, von  seiner  Politik  der  geöffneten  Häfen  abzulassen, 
mit  der  freien  Zulassung  der  Tauachgüter  der  ganzen  Menschheit 
ein  Ende  zu  machen." 

Mit  diesen,  Kampf  anzeij:^enden  Worten  bei^nnnt  ein  \om 
bekanntesten  der  britischen  Arbeiterführer,  John  Burns,  herrührender 
Aufsatz  als  erstes  Kapitel  einer  unter  dem  Tite!  ..die  Arbeit  und 
der  Zollschutz"  kürzlich  in  London  erschienenen  Saniinelsrhrift.') 
Ihr  Herausgeber,  Mr.  H.  W.  Massini,diam,  war  lange  Jahre  (  lief- 
redakteur  des  radikalen  Londoner  „Daily  Chronicle"  und  ist  zur  Zeit 
Redakteur  des  parlamentarischen  Teils  der  ,, Daily  News",  Das 
Buch  hat  eine  entschiedene  antiimperialistische  rcadcnz.  Es  soll, 
sagt  sein  Herausgeber  im  Vorwort,  „vom  Standpunkt  der  Arbeiter- 
sache aus  ein  einfaches  aber  voDstärnjiges  Netzwerk  von  Gründen 
gegen  Mr.  Chamberlams  Schutzzollpolitik  dail^eten".  Neben  dem 
nahezu  neunzigjährigen  Veteranen  Holyoake,  dem  sehr  tüchtigen 
So^ökonom  John  A.  Hobson  und  etlichen  anderen  namhaften 


Laboar  and  Protection,  a  Serics  of  Studie«,  edited  bjr  H.  W. 
Maadngham.   London,  T.  Fisher  Unwin. 
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So/.ialpolitikern  nehmen  in  diesem  Buch  zwei  typische  Repräsen- 
tanten der  britischen  Arbeiterwelt  das  Wort.  Joiin  Hurns,  der 
Führer  des  ejroßrn  Hafenarbcitcrausstandes  von  1880,  eröffnet  es 
mit  einer  Abhandlung  über  „die  politischen  (lelahren  der 
S  c  Ii  u  t  /  z  ö  1 1  n  e  r  e  i"  ,  imd  George  N.  Barnes ,  der  Generalsekretär 
des  L^roßen  Maschinenbau- Arbeiterverbandes ,  ^\ht  ihm  mit  einem 
Aufsatz  über  den  „Schutzzoll  in  den  Stapelindustrien" 
den  geistigen  Abschluß. 

Gleich  Barnes  ist  auch  Burns  von  Hause  aus  Maschinenbauer, 
L^lcich  ihm  bezieht  er  von  den  Maschinenbauarbeitern  PInglands 
seinen  Lebensunterhalt.  Der  f,nüße  Maschinenbauerverband  zahlt 
ihm  ein  Gehalt,  das  es  ihm  möglich  macht,  als  Abgeordneter  im 
Parlament  und  im  I  .ondoner  Grafschaftsrat  zu  wirken.  Hätten  wir 
keine  andere  Quelle  der  Information  über  die  Stellung  der  britischen 
.\rbeiter  zum  zolli.)olitischen  Imperialismus,  so  würde  uns  die  Tat- 
sache, daß  diese  zwei  Vertreter  der  organisierten  Arbeiter  einer  der 
wichtigsten  Industrien  sich  schroff  gegen  ihn  erklären ,  schon  ge- 
nügende .-Xuskunft  darüber  geben,  wie  die  große  Masse  derjenigen 
britischen  Arbeiter  über  ihn  denkt,  die  überhaupt  an  öffentlichen 
.Angelegenheiten  Anteil  nehmen.  Ks  gibt  namentlich  wohl  kaum 
einen  .Arbeiterführer  im  heutigen  Hnijland .  der  im  allgemeinen  so 
sicher  das  Kmpinuicn  des  Durch.Nciuuttsarbciters  seines  Landes 
herauszululik  n  weiß,  wie  John  Burns. 

Indes  liegen  auch  über  die  Stellungnahme  anderer  Arbeiter- 
fuhrer  zu  dieser,  heute  in  England  im  Vordergrund  des  politischen 
Interesses  stehenden  Frage  authentische  Urkunden  zur  Genüge  vor. 
Kein  Vertreter  einer  namhaften  Arbeiterverbindung,  der  nicht  in 
der  einen  oder  anderen  Form  seine  Ansicht  über  sie  kundgegeben 
hätte.  Englands  Arbeiter  sind  politisch  bei  weitem  nicht  so  ein- 
heitlich organisiert,  wie  die  Deutschlands,  und  veritigen  über  nur 
wenige  eigene  Blatter.  Aber  dafür  sind  die  auf  den  Absatz  in 
Arbeiterkreisen  berechneten  böfgerlichen  Tageszeitungen  stets  bei 
der  Hand,  in  der  Form  von  Interviews  eta  bekanntzugeben,  wie 
der  und  jener  Führer  von  Ruf  über  die  gerade  auf  der  Tagesord* 
nung  stehenden  Fragen  denkt.  Den  Rest  besorgen  Flugblätter,  Flug' 
Schriften,  Revue-Artikel,  Bücher. 

Soweit  es  den  Sdirdber  dieses  möglich  war,  sich  die  ein- 
schlägige Arbetterliteratur  zu  verschaffen,  läfit  sie  sich  mit  ganz 
wenigen  Ausnahmen  als  den  Flauen  auf  Herstellung  eines  britischen 
Reichszollbundes  feindlich  bezeichnen.  Allerdings  in  verschiedenen 
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Abtf  iu;i  cn.  Es  ist  nicht  immer  klar  zu  erfahren,  ob  die  Idee 
selbst  \'  i\vorfen  wird,  oder  die  Gegnerschaft  nur  der  konkreten 
Form  gilt,  welche  sie  in  den  Plänen  des  bisherigen  Ministers 
Joseph  Chamberlain  angenommen  hat.  Bald  richten  sich  die  Äuße- 
rungen allgemein  gegen  die  Schutzzölle,  bald  werden  ganz  bestimmte 
Zölle,  insbesondere  die  auf  Lebensmittel  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt, so  daß  die  Frage  offen  bleibt,  ob  nicht  die  betreffeiulen 
Manifest  intrn  sich  weniger  schroff  ablciincad  oder  gar  freundlich 
verhalten  A  ürden,  wenn  es  sich  ausschließlich  um  Schutzzölle  auf 
lodustrieproJukle  hafidehi  uurde. 

Im  allgemeinen  ist  dagegen  jede  prinzipielle  Erklärung  gegen 
eine  Rückkehr  zum  System  der  Schutzzölle  als  eine  Absage  gegen 
die  Reichszollvereinsidee  zu  betrachten.  Denn  wie  es  schon  im 
Namen  ausgedrückt  liegt,  bedeutet  der  Reichszollvcrcin  ein  System 
von  Reichszöllen,  ist  er  ohne  Zölle  ein  Messer  ohne  Klinge.  Der 
englische  Reichszollvereinsgedanke  stützt  sich  auf  das  Vorbild  des 
deutschen  Zollvereins,  und  zwar  so  sehr,  daß  selbst  das  deutsche 
Wort  als  technischer  Ausdruck  in  die  englische  Sprache  aufge- 
noinmen  worden  isL  Man  findet  in  der  Fachliteratur  ebenso  oft. 
wenn  nicht  öfter,  den  Ausdruck  Imperial  Zolherem,  wie  den  Aus- 
druck  Imperial  Cusioms  Union ^  und  viel&ch  werden,  einer  be- 
kannten Eigentümlichkeit  des  englischen  Spracl^eistes  entsprechend, 
die  beiden  Worte  abwechselnd  so  gebraucht,  daß  das  eine  fUr  das 
abstrakte  Fdnzip,  das  andere  für  die  konkrete  Sache,  bzw.  den 
ganz  bestimmten  2U>llverein  steht,  um  den  sich  jetzt  die  Debatte 
dreht  So  lauten  die  Titel  von  drei  sozialistischen  Abhandlungen, 
die  sich  mit  der  Frage  befassen,  wie  folgt: 

Social  Democracy  and  tke  Zollverein.  By  H.  W.  Lee  (Secre- 
taiy  of  the  Social-Democratic  Federation).  London,  The  Twentieth 
Century  Press,  Limited. 

Tßte  Ckamberlam  Bubble*  Facts  erbaut  the  Zollverein^  with  an 
alternative  PoUcy.  By  Philip  Snowdon  (Chairman  of  the  Inde- 
pendent  Labour  Party).  London,  The  Independent  Labour  Party 
Literature  Publication  Department. 

Tke  Zollverein  and  Briüsk  Indnsiry,  By  J.  Ramsay  Mac- 
donald (Member  of  the  London  County  Council).  London,  Grant 
Richards. 

Von  diesen  drei  Schriften  sind  die  ersten  zwei  Penny-Flug- 
Schriften,  die  letzte  ein,  165  Druckseiten  kl.  8^  fassendes  Schilling- 
buch.   Wie  aus  ihren  Titeln  hervorgeht,  ist  der  Verfasser  der 
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ersten  ein  hervorragendes  Mitg^lied  des  sozialdemokratischen  Rundes, 
der  Verfasser  der  zweiten  X'orsitzender  der  —  sozialistischen  — ■ 
Unabhängii^en  Arbeiterpartei.  Auch  der  VerUsser  der  dritten  Schrift 
gehört  dieser  letzteren  Organisation  an,  ist  aber  außerdem  Sekretär 
der  Arbeitervertretungsliga,  einer  Verbinduni^^  sozialistischer 
V^ereine  und  Gewerkschaften,  die  als  solche  heule  mehr  als  eine 
Million  Arbeiter  vertritt.  Ihr  gehören  fast  alle  greifen  Gewerkschaften 
Englands  an. 

Von  dieser  Li^^a  (Labour  Representation  Leagtie)  sind  eine 
ganze  Reihe  von  Flugblättern  f^egen  die  Rückkehr  zum  Schutzzoll 
veröffentlicht  worden.  Das  Bcmerkensw-crtcstc  davon  ist  das  Mug- 
blatl  \r.  lo,  das  an  die  Trade  Unionisten  von  Großbritannien  und 
Irland  gerichtet  ist  und  den  iitel  trägt;  United  Labour  Mani/esio 
<m  Tariffs  and  Labour  Conditions. 

Die  elf  Arbeitervertreter,  die  zur  Zeit  im  britischen  Parlament 
sitzen,  die  Mitglieder  des  parlamentarischen  Gewerkschaftskomitees, 
das  leitende  Komitee  des  allgemeinen  Grewerkschaftsbundes  und 
der  Vorstand  der  Arbeitervertretungsliga  selbst  haben  dies  Manifest 
unterzeichnet.  Im  ganzen  42  Personen,  von  denen  die  große  Mehr- 
heit an  der  Spitze  großer  Gewerkschaften  stehen.  Die  Bergarbeiter 
wie  die  größten  Zweige  der  Metallverarbeitungsindustrieni  die  Weber 
wie  die  Spinner,  die  Schuhmacher,  die  Gasarbctter,  die  Hafenar- 
beiter, die  Schiflszimmerer,  die  Tischler  und  Zimmerleute,  die  Bau- 
und  Erdarbeiter  sind  in  den  Personen  ihrer  anerkannten  Führer 
hier  vertreten. 

Das  Manifest  hat  somit  atif  besondere  Berücksicfatigung  An- 
Spruch.   Da  es  nicht  übermäßig  lang  ist,  sei  es  hier  im  Wortlaut 

wiedergegeben: 

.An  die  Ge  w  «■  r  k  s  c  h  .i  1 1  ler  von  G  r  o  ti  h  r  i  t  ;in  q  i  t;  n  uod  Irland. 

Nach  «;cchzig  Jahren  Frcihanclclspolitik  wird  das  Land  aufgefordert,  zum 
Schiit/z(fll  zurück/ukehrt-n.  und  cint-r  drr  Haupt^jriindr,  der  lu^nsten  dc-s  Wfclisels 
angeführt  wird,  ist,  dau  die  Arbeitsgelegenheit  durch  ihn  venuchrt  und  die  Luhne 
ihireh  Um  werden  erhöht  werden.  Wenn  diese  Ergeboiiie  die  Folgen  wären,  mOfite 
jeder  IVkde  Unionisl  für  den  SdiatczoU  stimmen. 

Ist  der  Schutzzoll  ein  Heilmittel? 
Wir  haben  jedoch  die  Krfalirun^^'  der  ;,Mnzcn  gewerblichen  Welt  ium  Führer. 
Der  gegenwärtige  Stand  der  Geschälte  bei  uns  ist  schlecht  —  das  Geschäft  ist  nach 
doem  Kriege  immer  schlecht  —  und  der  Aivbück  recht  tiflbe.  Aber  im  zoUgc- 
•chfltrten  Dealschlond  sind  die  Nacbfiragen  der  Arbeitslosen  ebenso  druckend  wie 
hier,  and  im  sollgeaehtttzten  Amerika  Ist  die  Zahl  der  geschllUichen  Znsammen- 
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brBclie  im  Verhältnis  gr ulier  ab  im  Irdhindlerivchen  En^and.  Wircndiea  daraus, 
dafi  unter  dem  Sdmtasoll  Arbdlslosigkeit  md  schlechtes  GeschSft  miodestois  ebenso 
schwer  drücken,  als  wie  unter  dem  Freihandel. 

Verarmt  uns  die  Einfuhr? 

Auf  den  ersten  Blick  schrint  es,  als  ob  d'ic  Menjjc  von  Gütern,  die  wir  vom 
Ausland  kaufen,  eine  Ursache  der  heimischen  Beschuflipunfjslosigkeit  sei.  (Jhnc 
Zweilel  leiden  einige  Gewerbe  unter  der  treien  Zufuhr.  Aber  diese  Frage  darf  nicht 
vom  Gesichtspunkt  enger  Lokal-  oder  Berufsintercsscn  betrachtet  werden.  Die 
Gewerbe,  die  von  der  freien  Zufiihr  gelitten  haben,  sind  solche,  die  unter  den 
bfitisehen  Bedingungen  nicht  wirtschafUieh  betrieben  werden  können.  Sie  können 
nur  dadurch  gedeihen,  dafi  sie  die  Lohnarbeiter  in  anderen  Gewerben  Srmer  machen. 
Stdlt  man  den  ganicn  Betrag  onseicr  Nationlwirtsehaft  in  Rechnung,  ao  kann  nidit 
gesagt  werden,  da6  dieser  Hetrag  durch  den  Zollschutz  erhöht  werden  würde,  denn 
wir  zahlen  fllr  unsere  Einfuhr  mit  den  Diensten,  die  wir  dem  Ausland  leisten.  Hörten 
wir  auf  zu  kaufen,  so  würden  wir  aufhören  zu  verkaufen.  Infolgedessen  würden  dir 
Irlrincn  örtlichen  Vorteile,  die  der  Zollschutz  etwa  herbeiführte,  durch  den  Schaden, 
den  er  der  Nationalwirtschaft  ab  Ganzem  zufügte,  mehr  als  aufgewogen  werden. 

Wir  mttssen  unseren  Gewerbfleifi  mit  anderen  teilen. 

Es  ist  richtig,  dafl  Deutschland,  Amerika  und  die  anderen  IndustrieUinder  mehr 

fabrizieren  als  ehedem.    Wir  haben  einen  groflen  Vnrsprung  vor  ihnen  gehabt,  aber 

keine  Politik,  die  von  uns  ausgebt,  kann  Deutschland  verhindern,  seine  Kohlen-  und 
Erzlager  zu  verarbeiten,  oder  Amerika  daran  hindern,  die  Baunnwnllcryeugnisse  seiner 
SüdstLiatcn  in  Faljrikate  zu  verwandeln.  GroÜbnUnnicn  muß  sich  darein  finden,  den 
Wollhandel  mit  seinen  Konkurrenten  zu  teilen,  denn  es  kann  ihn  nicht  langer  mono- 
polisieren. 

Es  mufl  daher  unsere  Politik  sein,  mit  unserem  Reichtum  hausnihalten,  und 
es  mufl  alles  beseitigt  werden,  was  die  Lasten  unserer  gewerblichen  und  arbeita- 
tEtigen  Klassen  erhöht. 

Was  der  Zollscbutz  tun  wird. 

Wenn  nationale  Wirtschaftlichkeit  und  Leistungsfähigkeit  unsere  beste  FoUiik 
ist,  so  ist  der  Zcdbchuls  doppelt  su  verurteilen,  dum  seine  unmittelbarsten  und 
siebersten  Wirkungen  werden  dahin  gehen: 

1.  Die  Bodencingentllmer  in  den  Stand  su  aetaen,  ihre  Renten  au  stcigetn. 

2.  Die  Anbäniung  dea  Kapitals  in  wenigen  Händen  xu  fördern,  so  dafl  Trusts 
die  Preise  und  Arbdisbediagaagen  diktieren  werden,  und  damit 

3.  die  FShigkdt  der  Gewcrksdiailctt,  die  VeihSltnisse  der  Lohnarbeiter  an 
verbessern,  einzuschränken. 

Wir  sind  mehr  wie  blofl  Freibftndler* 

Wir  betrachten  jedoch  den  Freihandd  in  keiner  Weise  als  eine  L^ung  des 
Pmblems  der  Armut  Er  ist  ein  gesundes  Wirtsehafisprinap,  und  darum  treien  wir 
in  der  gegenwSitigen  Xrisis  fllr  ihn  ein.  Er  is^  so  wdt  er  gdit,  richtig. 
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Der  Freihandel  hat  uns  in  den  Stand  gesetzt,  Nationalrcichtum  anttthilttfeD. 
F-inc  Politik  der  Arbeit  muß  nunmehr  den  Freihandel  orpänzen,  um  UM  in  dcft 
Stand  zu  setzen,  diesen  Reichtum  in  gcrcclitcr  Weise  zu  verteilen. 

Wir  müssen  unsere  Belastungen  abwerfen. 

r>ip  La>t  des  Grundlicrrenlums ,  da.s  nirderdrürkende  Gewieht  von  f  'iruben- 
ri:nten  und  I'>cr<^rcf;.i]en,  die  utibilligcn  DitTcrenzierunj^en  vmd  Erprcssun;;en  in  den 
Tarifen  unserer  Eisenbahnen  muclien  l  i  nicht  nur  der  britischen  Industrie  sehwerer, 
der  fremden  Konkorreas  zu  begegne»,  tomdem  mdiren  nucb  die  Schwierigkeiten 
der  Lohnarbeiter,  sich  einen  ordentlichen  Lebensunterhalt  su  erkämpfen. 

Insofern  daher  die  gegenwirti|[e  SchutzzollagitaUon  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  Lasten  lenkt,  die  die  britische  Industrie  tn  tragen  hat,  sind  wir  Mr.  Chamberlain 
dankbar.  Der  Feldzug  der  Schutzzöllner  sollte  der  AnlaO  werden  zum  Triumph 
eines  Programms  der  Sache  der  Arbeit. 

Wir  verteidigen  nicht  nur,  wir  greifen  an. 

Die  Arbeiterpartei  verlangt  ein  besseres  Unterrichtswesen,  eine  wirksamere  An- 
wendung der  Wissenschaft  im  Gewerbe,  besser  angerüstete  Staatsämter  für  Arbeiter» 
und  Gewerbeangelejjenlieiten  und,  vor  allem,  progressive  Besteuerung  der  Renten 
wie  der  nicht  enirheitetcn  und  übermäßigen  Hinkommen,  so  daß  die  Gesamtheit  den 
Reichtum,  den  sie  geschaffen,  genießen  und  diesen  Reichtum  zur  Verringerung  der 
Last  von  Steuern  und  Abgaben  benutzen  liann,  die  heute  das  berechtigte  Gewerbe 
bedfflcken.  Wir  sind  femer  der  Ansicht,  dafl  angesichts  der  hohen  Eisenbahnfrachten, 
die  den  britischen  Produzenten  abverlangt  werden,  die  Frage  der  Nationalisierung 
der  Eisenbahnen  unveizOgUch  in  Angriff  genommen  werden  sollte. 

Diese  positiven  Vorschläge  bieten  wir  als  Antwi.rt  dar  auf  Mr.  Chamberlains 
Mahnrufe,  daO  wir  unsere  Srhritie  zurücklenkcn  und  d(  n  l'.eistand  einer  Steuerpolitik 
suchen  möchten,  die  wir  btireits  versucht  haben  und  die  weder  iinsrr  fJewerh?;loben 
vor  Verlusten  schützte,  noch  unser  \'olk  vor  dem  Verhungern  bewahrte.  Wir  richten 
an  die  Arbnto'  des  Landes  den  dringenden  Mahnruf^  uns  in  einem  Feldzttg  zu 
untetstfitsen,  der  den  gewerbstätigen  Klassen  durch  Steigerung  der  nationalen 
Leistangskraft  heben  und  ihnen  durdi  wesentliche  Herabsetzung  der  Produktions- 
kosten Vorteil  bringen  wird.  Grofibritannien  steht  nicht  vor  seinem  Ende ;  es  beugt 
ach  unter  zu  schweren  T.usten.  Der  britische  .Arbeiter  brauchte  nie  Hunger  zu  leiden, 
wenn  seine  Arbeit  nicht  dazu  aufgewendet  würde,  müßige  Klassen  in  Luxt!«;  ?n  er- 
halten. Lasset  unseren  Ruf  sein :  Vi-rmckri  dU  Arbeiiervertrttimg  im  Parlamtnt  und 
'attigert  tu(h^  nHt%l«s*  Lasten  zu  irai^m.'' 

Was  aa  diesem  Manifest  besonders  auffallt,  ist  die  Tonatt,  in 
der  in  ihm  die  Frage  der  Weltkonkurrcnz  behandelt  wird.  Das 
Stück,  das  die  Überschrift  trägt:  „Wir  müssen  unseren  Gewerbfleiß 
mit  anderen  teilen",  ist  in  sich  schon  eine  Ablehnung  jedes  chau- 
vinistischen Imperialismus.  Die  besten  Seiten  der  alten  Freihandels- 
doktrin, die  Zurückweisung  partikularistischer  Interessen,  die  Weit- 
herzigkeit in  der  Beurteilung  des  Wettbewerbs  und  der  Rechte 
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anderer  Nationen,  kommen  in  schöner  Weise  hier  zum  Ausdruck. 
Man  hört  aus  seinen  Zeilen  deutlich  das  Motto  der  Cobden  und 
iBright  heraus :  „Friede,  Einschränkung  und  Reform." 

Mit  kräftigeren  Akzenten  noch ,  als  es  in  diesem  Manifest  ge- 
schieht ,  stellt  John  Rurns  in  dem  Ein<:,^aniTS  zitierten  Aufsatz  die 
Tatsache  fest,  daß  die  Tage  von  Englands  industrieller  Macht- 
stellung vorüber  sind.  Bedenkt  man,  daß  Burns  als  Parlamentarier 
doch  schließlich  von  Wählern  abhängt,  die  ni)ch  stark  von  Vorur- 
teilen alier  Art  befangen  sind,  so  kann  man  nicht  umhin,  den 
moralischen  Mut  zu  bewundern,  der  diesen  Volkstribunen  sich 
folgendermaßen  äußern  läßt: 

„Daß  Britannien  nicht  länger  die  Werkstatt  der  Welt  ist. 
stinimt,  und  es  wäre  Wahnsinn,  zu  erwarten,  daß  es  dies  nocii 
bliebe.  Es  ist  physisch  unmöglich,  daß  diese  Tosition  erhalten 
bleibt.  Es  ist  ebenso  uiuvünschbar  wie  es  unzweckmäßig  wäre. 
Leute,  die  dies  als  Ideal  aufstellen,  vergegenwärtigen  sich  nicht,  daß 
die  Welt  für  einige  andere  Zwecke  da  ist,  als  für  die  Ausbeutung 
fremder  Nationen  durch  britische  Fabrikbesitzer  und  Grundherren, 
die  Armeen  von  Leuten  in  eintönigen  Arbeiten  beschäftigen.  Die 
Axbeit  ist  ein  wichtiges,  aber  nicht  das  einzige  Element  des  indi* 
viduellen  und  nationalen  Leben&  England  hat  mehr  als  den 
ihm  gerechterweise  zukommenden  Anteil  an  der 
Weltindustrie,  und  der  Jammer  ist,  dafi  ein  so  großer  Teil 
von  Produkten  seiner  Energien  für  Kriegszwecke  verschwendet 
wird,  wenn  er  nicht  im  Trunk  oder  Glücksspiel,  in  Wetten  und 
Luxus  verwüstet  wird.  Eine  Nation,  die  jährlich  i8ooex>ooo  Pfund 
Stoling  für  Spirituosen,  70000000  Pfund  für  den  Kri^  und 
50000000  Pfund  fiir  Pferderennen  und  Wetten  ausgibt,  braucht 
nicht  die  Nahrungsmittel  ihrer  ärmeren  Bevölkerung  zu  besteuern 
und  den  billigen  Zucker  des  Auslandes  auszuschließen,  weil  sie  ein 
paar  Millionen  Mehreinnahmen  für  den  Staat  braucht  oder  den 
Kolonien  helfen  will.  Hier,  in  den  drei  Abteilungen  ihrer  Ver- 
wüstungsausgahcn :  Trunk,  Krieg,  Glücksspiel  —  liegt  der  ganze 
Betrag  ihres  Ausfuhrhandels  mit  den  Kolonien  und  der  übrigen 
Welt.  Hier  ist  ein  wahrer  Spielraum  fiir  Ökonomie.  Im  Bereiche 
dieser  angeschwollenen  Zahlen  liegen  die  Mittel  für  Alterspensionen, 
Ausdehnung  des  Gewerbes,  Verminderung  der  Lasten,  Vermehrung 
der  Gesundheit,  Kraft  und  Fähigkeit  für  alle  Klassen  des  Gemein- 
wesens. Siclierlich  muß  es  uns  mit  Beunruhigung  erfüllen  ,  wenn 
wir  Mr.  ArUiur  Sheru  ell,  diesen  sachkundigen  Schriftsteller,  feststellen 
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sehen,  daÜ  im  Juni  1903  in  Kcliiibur<^  von  405  ocxj  Arbeitsstunden, 
die  4250  Arbeiter  in  einer  typischen  schottischen  Industrie  im 
Laufe  zweier  Wochen  hätten  arbeiten  sollen,  icxi  650  Stunden  oder 
25  Proz.  durch  abwendbare  Ursaciien  verloren  ;^ingen,  und  daß 
der  größere  Teil  dieses  Zeitverlustes  Folge  von 
ünmäßigkeit  war.  Nicht  <iie  Knechte  unserer  zollpolitischen 
Gestirne,  unsere  ei^^^enen  Knechte  sind  wir."  (Political  Dangers  of 
Protection  in  Labour  and  Protection,  p.  33,  34.) 

Ahnlich  wie  das  Manifest  der  Arbcitervcrtrctun-^sii^a  sind  auch 
die  Abhandlun<Ten  der  beiden  MitL^lieder  der  Unabhän>^igen  Arbeiter- 
partei 5tren<]f  freiliändieriscli  gehalten,  selbstverständlich  ohne  des- 
halb nianchcstcrlirh  zu  sein.  Kinen  etwas  anderen  Ton  schlri^^^t 
die  Schrift  des  Sekretärs  des  Sozialdemokratischen  Hundes,  sowie 
ein  von  diesem  liunde  herausgegebenes  Manifest  über  die  zoli- 
pol'Jischcn  Dt-batttH  an.  In  beiden  Schriftstücken  wird  zwar  der 
Chanibcrlainsche  Vorschla^ij  abfällig  besprochen,  aber  fast  heftiger 
noch  als  dieser  wird  der  ,, kapitalistische  I-'reihandel"  kritisiert;  die 
Verwirklichung  des  wahren  Freihandels  werde  erst  der  Sozialismus 
bringen.  Die  Arbeiter  werden  aufgefordert,  in  dem  L^cgenwärtigen 
Kampfe  zwischen  Schutzzöllnern  und  IVeihändlern  keine  Partei 
/. u  nehmen,  sondern  sich  der  So/.ialdemoktaue  zuzuwenden. 

„Aber  wenn  die  Arbeiter  recht  handeln,"  heißt  es  in  der 
Schrift  von  M.  VV.  Lee,  ,,auf  jeden  X'orschlag,  der  eine  Steuer 
auf  die  Xahrungsmittelzufuhr  im  Interesse  der  Grundherren  da- 
heim oder  der  kolonialen  Fabrikanten  jenseits  des  Ozeans  bedeutet, 
mit  Verdacht  zu  schauen,  so  haben  sie  sogar  noch  mehr  Grund, 
den  Scheingriinden  der  kapitalistischen  Freihändler  zu  mißtrauen. 
yis,  Balfour  war  durchaus  richtig  beschlagen,  als  er  im  Haus  der 
Gemeinen  erklärte,  daß  „die  Position  dieser  Inseln  heute  eine  völlig 
anikre  ist,  als  im  Jahre  1846  und  den  darauflbtgenden  Jahren,  und 
wie  sie  die  führenden  Freihändler  jener  Zeit  voraussahen  1"  Wir 
brauchen  uns  nur  die  Äußerungen  der  hervorragenden  Freihändler 
aus  der  Zeit  der  Antikornzollbewegung  zu  betrachten,  um  zu  sehen, 
wie  ihre  Vorhersagen  durch  die  späteren  Ereignisse  von  Grund  aus 
Lugen  gestraft  worden  sind."  Es  wird  dann  au^efiihrt,  wie  die 
Freihandelsanwälte  eine  Ära  des  Friedens  und  Wohlstandes,  des 
Schwindens  der  Gegensätze  zwischen  den  Nationen  angekündigt 
hätten,  me  aber  Icein  Land  seitdem  mehr  Kriege  geführt  habe,  als 
wie  das  fireihändlerische  England,  wie  dieses  das  einzige  Frei* 
handelsland  geblieben  sei,  und  wie  heftig  Cobden  und  die  alten 
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Freihändler  cjej^cn  die  Gewerkschaften  Stellung  genommen  hätten. 
So  dächten  auch  heute  noch  die  Kapitalisten  über  die  Ge- 
werkschaften, wenn  auch  viele  von  ihnen,  besonders  wo  es  sich 
um  den  Stuiitiienfang  handelt,  anders  sprächen.  Schlieiilich  schreibt 
der  X'crfasser: 

„Die  Sozialdemokraten  können  daher  in  der  gegenwärtigen 
Kontroverse  keine  Partei  ergreifen.  Die  Debatte  über  Freihandel 
und  Schutzzoll  sind  reine  Schlachten  zwischen  den  Papierdrachen 
und  den  Krähen.  Gleichviel  welche  Seite  Siegerin  bleiben  wird, 
so  werden  die  Arbeiter  von  dem  Erc'ebnis  keinen  X'orteil  haben. 
Ihre  ökonomische  Lage  als  Lohn^klaven  der  kapitali,stischen  Klas:>e 
wird  ungeändert  bleiben.  Die  Zollvereinsvorschläge  enthalten  je- 
doch mehr  als  die  Idee,  unsere  Zollpolitik  zu  ändern.  Hinter  ihnen 
lauert  die  Großmannssucht  des  hiiperialismus.  Wir  sollen  das 
Band  mit  unseren  Kolonien  nicht  nur  für  Handelszwecke  enger 
knüpfen,  sondern,  wenn  nötig,  Schulter  an  Schulter  „gegen  die 
ganze  Welt"  zusammenstehen.  Es  ist  diese  Seite  des  Zollvereins, 
die  wir  mit  Wucht  zur  selben  Zeit  bekämpfen  müssen,  wo  wir  die 
Redensarten  der  Freihändler  bloßstellen.  Wenn,  wie  dies  möglich 
ist,  der  Zollschutz  in  einer  gemaUi^ten  Gestalt  nicht  zu  umgehen 
ist,  so  wollen  wir  zusehen,  daß  die  Interessen  der  .Vtbeiter,  soweit 
dies  in  unserer  Macht  liegt,  dadurch  |^cv,ahrt  werden,  datj  wir  sie 
nach  besten  Kräften  dazu  erziehen,  die  Bedeutung  der  Zolltarif- 
jonghererei  für  sie  nach  ilirem  wahren  Wert  abzuschätzen  "  (S.  lo 
u.  S.  14). 

Ähnlich,  nur  schärfer  im  Ton,  äußert  sich  das  Manifest  des 
Sozialdemokratischen  Bundes.  Verschiedene  Wendungen  darin 
lassen  mit  ziemlicher  Sicherheit  darauf  schließen,  dafi  es  den 
geistigen  Leiter  des  Bundes,  Mr.  H.  M.  Hyndman,  zum  Ver^uiscr 
hat  Hyndman  hat  sich  aber  in  früheren  Jahren  häufig  selbst  im 
Oigan  des  Bundes  für  Einführung  gewisser  Kampf-  oder  Kempen« 
sationsz^le  ausgesprochen.  Nur  wenn  er  inzwischen  von  dieser 
Ansicht  at^ekommen  wäre,  könnte  man  von  ihm  eine  unbedingte 
Verwerfung  der  Chamberlainschen  Vorschläge  erwarten.  Sie  ist 
aber  so  wenig  in  dem  Manifest  zu  finden,  wie  in  der  Broschüre 
seines,  um  den  Sozialdemokratischen  Bund  höchst  verdienten  Schülers 
und  Kollegen  Lee.  Die  Richtigkeit  der  Chamberlainschen  2^1en 
wird  als  zweifelhaft  hingestellt  und  über  die  Winzigkeit  des  Vor- 
teils gespottet,  den  für  die  Arbeiter  Chamberlains  Vorschlag  be- 
deute, als  Ausgleich  ftir  die  einzuführenden  Zolle  auf  Weizen  und 
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andere  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft  die  bestehenden  Finanz 
steuern  auf  Tee,  Zucker  etc.  zu  ermäßigen.  Auch  wird  darauf 
hingewiesen,  daß  Schutzzölle  dir  die  Erzet^nisse  gewisser  Industrien 
anderen  Industrien  von  Nachteil  sein  können.  Aber  über  diese 
Anzweiflung  des  Nutzens  der  spezifischen  Schutzzollvorschläge 
Chambcrlains  geht  das  Manifest  nicht  hinaus.  Auf  der  anderen 
Seite  schreibt  es  iaezüglich  des  Freihandels: 

„Aber,  Mitbürger,  wenngleich  wir  euch  ermahneni  euch  nicht  von  schutz- 
zöllnerischcn  Vorschlägen  irref&hrcn  su  lassen,  die  nur  das  notwendige  ökonomische 

Scilcnstück  des  politischen  Jingoi-^mus  und  Imprrialismus  sind,  fordern  wir  euch  aucli  .mf, 
ench  nicht  von  kapitalistischen  b  ri-ih.indlcrn  l)t  -.f  hwaUon  zu  lassen.  Sie  sind,  wie 
dir  Srhut/zollnfr.  ein  Flügel  der  Kapilalistoiiklassr  und  d.ihcr  vmr  Feinde.  F.rinnert 
cucii,  daJi  CS  Sir  Henry  Campbell-Banncrman,  Freihändler  und  Führer  der  liberalen 
Partei,  ist,  der  erklärt  hat,  dad  auf  diesen  Inseln  zw5lf  MlUionen  Leute  an  der 

G  r  r  II  /  0  des  V  c  r  Ii  u  u  j;  c  r  n  s 

stehen.  Stimmt  daher  ein  Juchhe  an  über  die  Segnungen  des  Freihandels  !  Erinnert 
ench  auch,  daß  unser  „wunderbarer  Wohlstand",  von  dem  die  Freihändler  so  wohl- 
gefällig schwatzen,  nur  aufgetischt  worden  ist,  um  ihn  ihren  sollpolitischen  Gegnern 
en^genzohalten.  Bevor  die  Möglichkeit  emes  Obergangs  vom  Freihandel  sum 
ZoUsehttts  sur  Debatte  stand,  haben  diejenigen,  die  jetzt  tfber  unsere  wundervollen 
Handelssahlen  entsQckt  sind,  davon  gesprochen,  dafi  wir  bfolge  der  Politik  der 
Regierung  überall  schlecht  fahren.  Die  Berichte  des  Gewerbeamts,  die  von  euren 
Lohnsätzen  und  Ar^cit^,b»•diTlgungen  in  den  letztf  :i  J  diren  handeln,  zeigen,  daü  ihr 
wfnjjfcipn«  nicht  vi<d  von  diesem  wundervollen  W'nhUtuiid  abbekommen  habt.  Ft- 
inocrt  euch  icriirr,  d;iß  die  klassischen  1" rciiiandUr  euren  schlimmsten  Feinden 
gehörten.  So  aurh  ilire  iit  utigen  Srhüler.  Jene  waren  logischerweisc  Gegner  jeder 
Gcverkschuttsverbiiiduug  oder  Schutzge^ctzgebuug,  die  eurem  Interesse  galt,  weil  sie 
jene  mdividuelle  Freiheit  des  KonümkU  beschränkte,  die  fUr  sie  die  Möglichkeit  be- 
deutete, eure  Arbeitskraft  wie  jede  andere  Ware  so  billig  su  kaufen,  wie  sie  sie 
nur  irgend  bekommen  konnten.   Für  jene  Schule  ist  der  Konsument  alles  — 

der  Produzent  nichts. 

Eine  sehr  bequeme  und  angenehme  Theorie  filr  die  Reichen  und  Wohlhabenden, 
die  nahezu  alles  konsumieren  und  nidits  produzieren!  Aber  ihr,  die  ihr  [allea 
produziert  und  nur  einen  kleinen  Teil  des  von  euch  produzierten  Reichtums  konsu- 
uiieit  —  paSt  es  ench,  nur  als  Konsumenten  betrachtet  zu  werden ? 

Mitbflrger,  seid  vor  beiden  Formen  des  zollpolitischen  Schwindels  auf  der  Hut.** 

Wenn  in  diesen  beiden  Schriftstücken  die  Wage  mehr  infolge 
von  stärkerer  Verneinung  des  Freihandels  als  infolge  einer  ausge- 
sprochenen Bejahung  des  Schutzzolls  sich  diesem  zuneigt,  so  finden 
wir  dj^egen  eine  unverhohlene  Parteinahme  für  den  Schutzzoll  in 
dem  sozialistischen  Wochenbbtt  „The  Qarion",  das  der  Schrift- 
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steiler  Robert  Blatchford  herausgibt  und  das  eine  starke  Verbreitung 
in  i;aHz  l.n^l.ind  besitzt-  Blatchford,  dessen  iu  mehr  als  einer 
Million  Exemplaren  verbreitete  sozialistische  Propagandaschrifi 
„Merry  England"  auch  in  deutscher  Sprache  erschienen  ist,  hat 
seine  Stellung  in  den  drei  Nummern  des  „Clarion"  vom  9.,  11.  und 
30.  Oktober  1903  dargelegt  Natüriich  forciert  auch  er  die  Arbeiter 
auf,  weder  Freihändler  noch  SchutzzöUner  sondern  Sozialisten  zu  * 
wählen,  und  ebenso  erklärt  er  die  Besteuerung  der  Rente,  die  Er- 
höhung der  Einkommensteuer,  die  Nationalisierung  und  Kommu- 
nalisierung verschiedener  Produktionszweige  und  eine  Reihe  ähn- 
licher Mafir^;eln  fiir  notwendiger  und  dem  Volke  viel  nützlicher, 
als  es  der  Schutzzoll  sei.  Aber  er  behandelt  das  Problem  des  letz- 
teren in  einer  Weise,  die  dem  Arbeiter,  der  zwischen  Freihandel 
und  Schutzzoll  zu  entscheiden  hat,  s^:  wenn  die  Wahl  getroffen 
werden  mufi,  so  greife  zum  Schutzzoll.  Sein  Ausgangspunkt  ist 
dabei  ebenfalls  die  Gegenüberstellung  von  Konsumenten-  und  Fro- 
duzenteninteresse.  Da  die  Arbeiter  alle  mehr  Produzenten  als 
Konsumenten,  die  besitzenden  Klassen  aber  überwiegend  Nicht- 
Produzenten  sind,  so  müsse  eine  ZoUpolitilc,  die  die  Konsumenten 
zugunsten  der  Produzenten  belastet;  notwendigerweise  vorteilhafter 
für  die  Arbeiter  sein. 

Es  wird  dies  in  der  Nummer  vom  16.  Oktober  an  einem  Bei- 
spiel erörtert,  das  stark  an  Bastiats  bekannte  Fibeln  erinnert. 
Hutmacher  Smith  und  Schuhmacher  Jones  verkaufen  g^enseitig 
aneinander  Hut  und  Schuhe.  Eine  Preisstei^^^cnrng  dieser  Waren 
um  den  gleichen  Prozentsatz  läöt  Smilh  und  Jones  stets  ebenso 
daran,  wie  sie  vorher  waren.  Aber  nun  kommt  ein  Lord  Blank 
mit  I-'rau  ,  zwei  Söhnen  und  zwölf  Personen  Bedienung  liin/.u ,  die 
sämtlich  ebenfalls  Hüte  und  Schuhe  brauchen.  Steigen  jetzt  die 
Preise  heider  Produkte,  so  hat  zwar  Smith  für  seine  Schuhe  und 
Jones  für  seinen  Hut  so  und  so  viel  Prozente  mehr  zu  zahlen  als 
vorher,  aber  jeder  von  ihnen  verdient  von  Lord  Blank  das  f 6 fache, 
hat  also  einen  Nettogewinn  von  15  mal  mehr  als  der  Preis- 
aufschlag. 

,,Niiiiin  nun  an,"  fahrt  die  Deduktion  fort,  ,,dcr  Nichlproduzcnt  sei  ein  Grund- 
Jii  rr.  I'.r  jiriulu/irrl  nlrhts,  aber  rr!ic!:.t  l^nilcnrnitc.  Er  Is.inn  jedoch  seine  Boden- 
rente nicht  erhohen,  weil  sein  Päclitrr  nirlit  in  der  ist,  ir.rlir  Pacht  zu  zahlen. 
.■\bcr  er  kann  billige  Hüte  und  Schuhe  von  Amerika  oder  Deutschland  kauten. 
Natürlich  kann  er  das.  Dies  der  Vorteil  dc&  Freihandels  fiir  den  Konsumenten. 
Wttrde  nun  eine  Steuer  «luf  im  Ausland  verfertigte  Hüte  und  Schuhe  gelegt,  so 
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Wirde  l.ord  Blank  drn  englischen  Preis  ru  zahlen  haben.  Dies  scheint  mir  darauf 
hia/.udrutcn,  daß  gewisse  Arten  von  ZollschuU  für  den  Produzenten  von  Vorteil  sr'm 
mögen.  Und  der  Produzent  ist  der  Arbeiter."  —  ,, Natürlich,"  ^eht  es  weiter, 
„würden  in  allen  Fallen  des  ZoliscüuUecü  die  nichtproduzicrendcn  Konsumenten  — 
Blank  u.  Co.  alles  auf  bieten,  auf  ibren  allen  Modus  sn  kommen.  Aber  der  Produzent 
wlirde  notwendigerweise  der  Stärkere  sein,  und  icb  glanbe,  daB  dies  hauptsächlich 
der  Grund  tst,  warum  der  amerikanische  Arbeiter  besser  daran  ist,  wie  der  englische 
Arbeiter.  Er  hat  mehr  m  sahlen,  aber  er  wird  höher  bctablt,  und  die  Bihnz  ist 
zu  seinen  Gunsten.  Das  Gewerkschaftswesen  heifit  Schutz.  Es  ist  Schutz  r^er  Arlu  it. 
Arbeit  ab>"r  ist  alles,  wn^  Her  Arbeiter  zu  verkaufen  hat,  so  dafi  das  GewerltscbaAs« 
wescn  der  Sehulz  seiner  euuij^en  Ware  ist." 

,.\\  enn  der  deutsche  Arheiter  um  niedrig'-reii  Lohn  arbeitet,  als  der  Enf;l:inder. 
und  die  tleulschea  Erzeugnisse  in  KnglanU  verkauft  werden,  ist  es  nicht  genau  das- 
selbe, als  wenn  der  Deutsche  nach  England  kSme  und  in  Rattenbuden zu 
niedrigeren  als  die  Gewerkschafkiltthne  arbeitete?  Kommeziiell  gotprocben.  liegt 
CS  im  Intereme  des  britischen  Arbeiters,  den  Nicbtproduzentea  aub  Eis  zu  setzen. 
Die  Nichtproduzenten  nehmen  mehr  als  die  Hälfte  des  von  den  Produzenten  er» 
zeugten  Reichtums  vorweg.  Je  höher  die  Preise  der  Waren,  die  der  Produzent  ver- 
kauft, um  so  wenifjer  bekomnit  der  \ic1it[>rodu/ent  und  um  so  mehr  bekoniint  der 
Produzent.  N.Uürlicli  wird  das  rroldeni  durch  den  l  iiislurul  sehr  verwickelt,  d.iü 
viele  bnlisclic  Produzenten  ihre  Produkte  aui  auslänUischca  Märkten  vcr.iuliern.  Und 
die  Manchcsterschule  behauptet,  daß  unsere  Hoffnung  in  diesem  Auslandshandel 
liegt  Aber  die  Hoffiiung  der  Arbeiter  scheint  mir  gaas  und  gar  nicht  im  Auslands» 
handd  zu  liegen.  Sie  liegt  in  der  Verhinderung  der  Tatsache,  dafl  jihrlidi  ctUchc 
600  MiUioaen  Pfund  Sterling  von  Personen  angeeignet  werden,  die  nicht  arbeiten.*' 

Der  Verfasser  veranschaulicht  dies  an  dem  Bilde  eines  Lancashirer 
Webers,  der  wegen  schlechten  Geschäftsgangs  auf  Halbzeit  gesetzt 
ist,  während  der  Landarbeiter  WÜliatns  sich  selbst,  Frau  und  Kinder 
nicht  genügend  kleiden  kann,  weil  die  an  Lord  Blank  zu  zahlende 
Padit  zu  hoch  ist.  Der  Weber  wurde  mehr  Arbeit  haben,  wenn 
das  Geld,  das  Lord  ^ank  in  ausländischen  Hotels  ausgibt,  an  den 
Landarbeiter  ginge.  „Unsere  Arbeiter  haben  so  wenig  (lir  andere 
Arbeiter  auszugeben,  weil  sie  so  viel  an  Müßiggänger  zu  zahlen 
haben.  Gebt  den  Arbeitern,  was  sie  produzieren,  —  was  sie  ver- 
eUentH  —  und  sie  würden  bald  von  fremden  Märkten  unab- 
hängig sein"  . . . 

So  Blatchford.  Man  erinnert  sich  vielleicbt,  wie  Rodbertus  ein 
Bastiatisches  Beispiel  von  ähnlicher  Simplizität  wie  das  obige  vom 
Hutmacher   und  Schuhmacher  mit  dem   Hinweis  darauf  zer- 


')  Technischer  Ausdruck  fttr  Werkstätten,  die  von  Xicbtgewerkscbaftlem  be- 
setzt sind. 
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triimmertc,  daß  heute  nicht  der  Arbeiter  das  Produkt  austauscht, 
sondern  der  Fabrikant,  der  dem  Arbeiter  bloß  einen  Lohn  zahlt. 
Derselbe  Einwand  ist  Blaiciitord,  wie  er  im  „Clarion"  vom  30.  Ok- 
tober schreibt,  von  Lesern  aus  der  Arbeiterklasse  vorj^ehalten 
worden.  Er  sucht  ihnen  damit  zu  begegnen,  daß  er  erklärt,  aller- 
dings habe  der  l'abrikant  zunächst  die  größere  Einnahme,  aber  der 
.Arbeiter  habe  doch  mehr  Arbeitsgelegenheit,  infolgedessen  weniger 
Lohnverlust  und  die  Möglichkeit,  sich  Lohnerhöhung  zu  erkämpfen. 
Bei  alledem  werde  freilich  der  Löwenanteil  dem  Fabrikanten  und 
der  kapitalistischen  Klasse  verbleiben.  Aber  dagegen  helfen  nur  die 
von  den  Sozialisten  verfochtenen  Maßnahmen,  bei  denen  es  sich 
um  die  Rettung  \  ua  viel  größeren  Beträgen  für  die  Arbeiter  handle, 
als  ihnen  die  von  Chamberlain  versprochene  Ausdehnung  des 
Handelsverkehrs  mit  den  Kolonien  bringen  k  ume.  Das  wird 
dann  in  recht  geschickter  Darstellung  naiicr  ausgeführt,  die  wir 
hier  übergehen  müssen. 

Wie  geschickt  der  Beweis  aber  auch  geführt  wird,  und  wie 
eindrucksvoll  dem  englischen  Arbeiter  auch  in  den  Flugschriften 
des  Sozialdemokratischen  Bundes  vorgehalten  wird,  daß  mit  Ver- 
wirklichung des  Sozialismus  die  Frage  von  Freihandel  und  Schutz- 
zoll durch  Herstellung  eines  wahrhaft  freien  Güteraustausches  zwischen 
den  Nationen  erst  ihre  befriedigende  Lösung  finden  werde,  so 
helfen  diese  Hinweise  ihm  nicht  über  die  Notwendigkeit  hinweg, 
zu  der  Frage,  me  sie  zurzeit  konkret  vorliegt,  Stellung  zu  nehmen.  « 
Bei  ihm  ruht  das  Schwergewicht  der  Bestimmung  darüber,  wie  die 
Frage,  die  Chamberlain  der  Nation  unterbrdtet  hat,  entschieden 
werden  soll.  Denn  wenn  England  auch  nicht  das  allgemeine  Wahl- 
recht hat,  so  bilden  doch  die  Arbeiter  heute  die  übergroße  Mehr- 
heit seiner  Wählerschaft.  Chamberlain  selbst  hat  in  seinen  Reden 
sich  wiederholt  direkt  an  die  Arbeiterklasse  gewendet,  von  den 
Flugblättern,  die  seine  Ideen  propagieren,  richten  sich  ein  großer 
Teil  an  die  Adresse  der  Arbeiter,  dasselbe  gilt  von  den  Flug- 
blättern der  verschiedenen  bürgerlichen  Organisationen,  die  fiir 
Festhalten  am  Freihandel  kämpfen:  den  Cobdenklub,  die  liberale 
Partei,  die  unionistische  Liga  für  freie  Nahrungsmittelzufuhr.  Der 
Arbeiter  kann  sich  dieser  Bewegung  gegenüber  nicht  die  Ohren  mit 
Watte  verstopfen  und  sagen:  „Nichts  von  alledem,  ich  will  den 
Sozialismus."  Wieviel  Vertreter  seiner  Klasse  er  bei  der  nächsten 
allgemeinen  Wahl  auch  ins  Fätflament  entsenden  mag,  sie  werden 
genau  ebenso  sich  darüber  schlüssig  zu  machen  haben,  ob  es  beim 
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Freihandel  verbleiben  oder  irffend  welche  Schutzzollpolitik  aufge- 
nommen werden  soll,  wie  es  das  kleine  I  lauflein  von  Arbeiterabge- 
ordneten ^etan  hat,  die  jetzt  im  Parlament  sitzen.  Verg^lcichen  wir 
unter  diesem  Gesichtspunkt  die  vorgeführten  Stimmen  über  die 
handelspolitische  hrage,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dati  der  Arbeiter,  der  die  Argumentierun<::^  des  „Clarion"  für  m- 
treffend  eraclitct,  gci:;ebenenfalls  für  Chambctlams  Zollpläne  einUclen 
würde,  genau  so  wie  derjenige  Arbeiter  sie  bekämpfen  wird,  der 
sich  die  Argumente  des  Arbeitervertrelungskomitees  und  der  mit 
ihm  verkfiodeten  Vereine  zu  etgeo  macht  Fraglich  könnte  nur  die 
Haltung  der  im  Gef<dge  des  Sozialdemokratischen  Bundes  mar- 
schierenden  Arbeiter  sein. 

Der  Sozialdemokrattsche  Bund  vertritt  in  der  heutigen  soziaU« 
stischen  Bewegung  Englands  die  marxistische  Lehre,  oder  er  meint 
sie  SU  vertreten,  denn  in  der  Praxis  hatte  sein  Marxismus  häufig 
einen  Stich  ins  Sektiererische.  Sonst  mxe  es  unbegreiflich,  wie  er 
zu  einer  so  brennenden  Frage  des  politischen  Lebens  Englands 
nichts  Triftigeres  zu  sagen  fand,  als  die  zitierten  und  andere,  die 
gleiche  Argumentation  atmenden  Satze.  Die  Masse  der  heutigen 
bürgerlichen  Freihändler  Englands  denken  in  vielen  Punkten  weit 
weniger  manchesterlich,  als  wie  zu  seiner  Zeit  Cobden.  Aber  selbst 
wenn  sie  in  jeder  Hinsicht  ganz  ebenso  dachten,  wie  die  alte 
Manchestcrschule,  wäre  die  Frage,  ob  heute  eine  freihändlerische 
Handelspolitik  für  England  angemessener  ist  als  eine  schutzzöllne* 
rische  Handelspolitik  dadurch  sell^tverstandlich  in  keiner  Weise 
präjudiziert.  Über  eine  Signatur  der  Klassengegensätze  und  den 
Hinweis  auf  den  Zukunftsstaat  kommt  jedoch  das  Manifest  des 
Bundes  nicht  hinaus.  Ein  wissenschaftliches  Kriterium  dafür,  welche 
Handelspolitik  die  Arbeiterklasse  heute  zu  vertreten  hat,  enthält 
weder  es  noch  die  I.eesche  Hroschüre.  Beiden  fehlt  die  umfassende 
Auffassung  der  X'olks Wirtschaft  als  ein  Ganzes,  die  im  Manifest  des 
Arbeitervertreterkomitees  und  der  Gewerkschaften  zum  mindesten 
prinzi[)iell  vertreten  ist.  Der  Leser  dieses  letzteren  weiß  denn  auch 
sofort,  wo  seine  Stellung  in  der  Zoll  kontroverse  zu  sein  hat.  Wer 
die  Grundgedanken  dieses  Manifests  akzeptiert,  wird  unbedingt  für 
Beibehaltung  des  Frci.'iaadels  stimmen. 

•Nun  liai  tidä  Ai  beiter\'ertretuni^skomitee  nebst  seinen  Miluiiier- 
zcichncrn  unverhältnismäßig  viel  mehr  Personen  hinter  sich,  als  der 
Sozialdemokratische  Bund  und  das  „Clarion".  Die  Zahl  der  ein- 
geschriebenen Mitglieder  des  Sozialdemokratischen  Bundes  über« 
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steigt  kaum  die  Ziffer  15000.    Indes  reicht  sein  Einfluß  dank  der 
außerordentlichen   Rührig;keit  seiner   Mitglieder   bedeutend  weiter. 
Man  kann  das  (lefolge  des  \'ereins  ruhig  auf  das  Sechs-  bis  Acht- 
fache seiner  /ahlenden  Mitglieder  ansetzen.    Hinter  dem  „Clarion" 
stehen  nur  eine  Anzahl  kleiner  Propagandaklubs,  aber  sein  Leser- 
kreis ist  bedeutend  größer  als  der  der  ijbrigen  sozialistischen  Organe; 
es  iiat  über  50000  Auflage.     Da  jedoch  bei  weitem  nicht  alle 
Leser  des  „Clarion"  auf  dessen  spezifische  Ansichten  eingeschworen 
sind,  sehr  viele  Leute  das  Blatt  vielmehr  nur  lesen,  weil  es  mit 
großem  literarischem  Talent  geschrieben  i5?t,  kann  sein  Einfluß  in 
der  vorliegenden  Frage  unter  keinen  Umstanden  höher  angesetzt 
werden  als  der  des  Sozialdemokratischen  Bundes.    Das  machte  /.u- 
sammen  gegen   2(30000  I'ersonen   aus.     Die  Organisationen,  die 
hinter  dem  Manifest  der  Arbeitervertretungsliga  stehen,  umfassen 
aber  über  1  300000  Personen,  und  wenn  auch  der  politische  Ein- 
fluß der  Gewerkschaftsführer  auf  die  Mitglieder  ihrer  Organisationen 
gewöhnlich  kein  so  starker  ist,  wie  der  der  Führer  politischer  \''er- 
bände  auf  die  ihren,  so  kann  man  in  diesem  Falle  doch  eine  leb- 
haftere Ideengemeinschaft  zwischen  Führern  und  Geführten  voraus- 
setzen. Hat  doch  auch  der  Allgemeine  Trade  Unions-Kon- 
greß, der  Anfang  September  1905  in  Leicester  tagte  und  von 
460  Deligierten  beschickt  war,  nach  längerer  Debatte  mit  er- 
drückender Mehrheit  —  nur  zwei  Hände  erhoben  sich  bei  der 
Gegenprobe  —  folgender  Resolution  zugestimmt: 

„Der  KoDgreS  verarteilt  eatcchiedea  den  vim  Mr.  Chunberlun  vorgeschlagenen 
Wechsel  unierer  gegeawSrticeii  Handelspolitik  ab  flir  die  besten  Interessen  des 
V<dkes  dieses  Landes  höchst  unheilvoll  und  geAhrlich ;  er  Terpllichtet  sich  hierdurch 
und  kgt  es  allen  anderen  Arbciteror^nisationen  ans  Herz,  aUes  aufimbieten,  um 
die  Erwirkung  emcr  solchen  Vertodening  su  verhindern." 

Nach  alledem  kann  es  keinem  Zweifel  unterstehen,  da6  wir  die 
Masse  der  organisierten  Arbeiter  Englands,  die  grofie  Mehrheit  der 
klassenbewußten  Arbeiterschaft  auf  der  Seite  der  Gegner  der  Reichs- 
zollverbandddee  zu  suchen  haben. 

n. 

Dafi  gerade  die  englischen  Gewerkschaftler  den  Zollsdiutz  und 
den  Reichszollverband  so  entschieden  ablehnen,  dürfte  manchen  auf 
den  ersten  Blick  tiberraschen.  Eher  noch  wie  bei  den  erUarteii 
Sozialisten,  von  denen  man  eine  gröfiere  theoretische  Schulung  er- 
warten kann,  hätte  man  gerade  bei  ihnen  eine  gewisse  natürliche 
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Geneigtheit  voraussetzen  mögen,  auf  die  Argumente  der  Schutz- 
Zöllner  einzugehen.  Gerade  dem  Gewerkschaftler,  wie  man  ihn  sich 
'gemeinhin  vorstellt,  hätten  die  Hinweise,  dalr5  zwischen  dem  ge- 
werkschaftlichen Arbeiterschutz  und  dem  zoUiJülitischen  Froduktions- 
>chutz  eine  innere  X'erwandtschaft  bestehe,  am  ehesten  einleuchten 
müssen.  Und  diese  Hinweise,  die  indirekt  in  den  Manifesten  des 
Sozialdemokratischen  Bundes  und  direkt  in  den  Artikeln  des  „Clarion" 
zum  Ausdruck  kommen,  kehren  in  allen  Variationen  auch  in  der 
Presse  und  den  Flugschriften  wieder,  welche  die  Pläne  Chambcr- 
lains  oder  sonst  den  Schutzzoll  propagieren.  „Kein  Gewerkschaftler," 
schrieb  die  unionistische  „Pal l  Mall  Gazette"  im  Oktober,  ,,kann  sich 
dem  folj^enden  Dilemma  entziehen:  reichliche  Löhne,  kurze  Arbeits- 
zeit, Fabrikinspektion  und  Unfallentschädir^un^  —  all  das  nieint 
Erhöhung  der  Herstellun^rskosten  des  fertigen  Produktes,  wenn 
aber  freie  Einfuhr  die  Regel  und  der  biUii^ste  .Xrtikel  der  Gewinner 
sein  soll,  so  müssen  die  Löhne  unvermeidlich  auf  das  Niveau  der 
Konkurrenz  herunterreguliert  werden."  Chamberlain  selbst  hat  sein 
Möglichstes  aufgeboten,  sein  Kcichszollprojekt  den  Arbeitern  mund- 
gerecht zu  machen.  In  flieser  Hinsicht  zeigt  seine  Agitation  un- 
leugbar Züge,  die  sie  vorteilhaft  von  der  Agitation  unterscheidet, 
wie  sie  in  Deutschland  seinerzeit  und  selbst  heute  noch  von  An- 
wälten der  Zollerhöhungen  entfaltet  wird.  England  ist  die  Heimat 
des  Cant,  aber  den  Cant.  daü  das  Ausland  die  vorgeschlagenen 
Getreidezölle  zahlen  werde,  hat  Chamberlain  den  britischen  .Arbeitern 
nicht  aufgetischt.  Fr  hat  ihnen  \on  vornherein  zugegeben,  daU  dei" 
Weizenzoll  und  die  übrigen  Zölle  auf  Fandwirtschaftsj^rodukte  ihre 
Nahrungsmittel  verlcucin  werden.  ,,\\'enu  ihr  den  Kolonien  einen 
Vorzug  geben  wollt,"  erklärte  er  am  28.  Mai  1903  im  Haus  der 
Gemeinen,  so  „müßt  ihr  die  Nahrungsmittel  besteuern.  Aber,"  setzte 
er,  figurativ  die  Arbeiter  anredend  hinzu,  „für  das,  was  ich  euch  ab- 
verlange, will  ich  euch  mehr  zurückgeben  . . .  Meine  Vorschläge  sollen 
die  Kosten  des  Lebensunterhalts  des  Arbeiters  oder  irgend  einer 
Familie  in  diesem  Lande  auch  nicht  um  einen  Hdler  erhohen*" 
Hier  die  Gegenüberstellung  der  Belastungen  in  Form  von  Schutz- 
zöllen und  der  Entlastungen  in  Form  von  Ermäßigung  der  Finanz- 
zoUe  und  indirekten  Steuern,  die  Chamberlain  vorschlug: 

Belastungen.  |  Entlastungen. 

2  sh  pro  Quarter  (=  etwa-^  über  Krniäßigung  des  Teezolles  um 
8  Schilling  pro  Tonne)  Zoll  auf.  ein  Viertel  des  jet/.igen  Satzes 
Weizen,  den  von  den  Kolonien  [    von  6  d  pro  Ffund. 
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Belastungen.  '  Knt  lastungfen. 

kommenden  Weizen   ausge-  Erniäßic(un<:^  der  Zuckerstcuer  auf 

nommen.  \    die  Hälfte  des  jetzigen  Satzes 

Ein  entsprechender  Mehlzoll.       '    von  ^/.,  d  pro  Pfund. 
5  prozcnligcr      Einfuhrzoll      auf  Entsprechende    ErmäUigung  der 

I'leisch  ,  wieder  die  Kolonien      Al)gaben  auf  Kaffee  und  Kakao. 

ausgeiioinincii.  Lrmäßigun^    der    Zollsätze  für 

5  prozentiger     Einfuhrzoll      auf     Wein   und   Früchte   von  den 

Milchwirtschaftsprodukte.         \  Kolonien. 

Außerdem  'tollte  auf  Industrieartikel,  alle  Rohmaterialien  aus- 
genommen, ein  Zull  von  lO  Prozent  des  Wertes  gelegt  werden. 

Auf  Grund  bekannter  Arbeiterhaushalte  rechnete  Chamberlain 
aus,  dal5,  soweit  Nahrungs-  und  (icnul.^mittel  in  Betracht  kämen, 
der  städtische  Arbeiter  bei  dic^^^ni  Plane  etwa  9^/3  Farthings,  der 
Eandarbeiter  etwa  y^j^  Fartliings  pro  Woche  noch  gewinnen 
würden. 

Man  wird  gestehen  müssen,  daß  wohl  kaum  jemals  in  der  Ge- 
schichte ein  Schutzzollplan  der  Arbeitcrwclt  in  bestechenderer  Ge- 
stalt vorgelegt  wurde,  als  dieser.  Fehlte  ihm  doch  auch  nicht  das 
Patrimonium  der  Enterbten.  Aus  den  Erträgen  drr  Zölle  sollen 
die  Mittel  für  die  lang  erstrebte  Durchführung  allgemeiner  Alters- 
pensionen  für  die  arbeitende  Klasse  gewonnen  werden. 
Ferner  lockte  die  Aussicht,  durch  Zollnachlässe  günstige  ZolKcrträge 
mit  anderen  Ländern  zu  erwirken,  die  sich  jetzt  England  immer 
mehr  verschlielien.  Dazu  der  an  das  Gefühlsmoment  appellierende 
Gedanke  der  Erwirkung  eines  engeren  Zusammenschlusses  zwischen 
dem  Mutterland  und  den  Kolonien  —  kurz,  alles  so  geeignet,  den 
von  der  Weltkonkurrcnz  arg  bedrängten  englischen  Arbeiter  für 
sich  einzunehmen,  daß  man  sich  wirklich  nicht  wundern  kann, 
wenn  selbst  Sozialisten  Plan  ssrmpathiscbe  Seiten  abgewannen« 
Eher  muß  es,  wie  gesagt,  überraschen,  da0  er  auf  so  starke  Gegner- 
schaft gerade  in  gewerkschaftlichen  Arbeiterkreisen  gestofien  ist 

Es  ist  ja  doch  unleugbar,  daü  Englands  Industrie  heute  hart 
m  kämpfen  hat.  Die  Flugblätter  des  Bundes  für  ZoUtarifreform  — 
Tariff  Reform  League  —  fuhren  dies  in  wirksamster  Weise  dem 
britischen  Publikum  vor  Augen,  indem  sie  den  ZiiTem,  die  den 
Rückgang  bestimmter  britischer  Industrien  veranschaulichen,  das 
Wachstum  der  betreffenden  Industrien  in  den  Ländern  mit  ZoH* 
schütz  zahlenmäßig  gegenüberstellen.   Allerdings  bleiben  ihnen  <fie 
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Freihandels^ruppen  die  Antwort  nicht  schuldig.  Es  wird  in  den 
Flugblättern  der  beiden  Lager  ein  Kampf  geführt,  der  einer  be- 
sonderen Charakteristik  wert  wäre.  Da  veröfifentlicht  die  Unio- 
oistische  Liga  für  Zollfreiheit  der  Nahrungsmittel  (Unionist  Free 
Food  League)  unter  dem  Utel  „der  Professor  und  der  Arbeiter" 
eine  Unterhaltung  zwischen  einem  Professor  und  einem  Arbeiter, 
wonn  der  Professor  dem  Arbeiter  einige  recht  populäre  Satte  über 
den  Nutzen  des  Freihandels  beibringt  Flugs  antwortet  das  Birming- 
hamer ZoUtarilkomitee  mit  ttnem  Gegenflugblatte  ,J)er  Arbeiter 
und  der  Lehrassistent",  worin  ein  junger  Lehrassistent  dem  Arbeiter, 
den  der  Professor  eben  verlassen,  auseuiandersetzt,  dad  dieser  zwar 
ein  herzensguter  Kerl,  aber  ein  eingetrockneter  Doktrinär  sa,  der 
die  Zeichen  der  Zeit  nicht  mehr  zu  lesen  verstehe.  Ihrersdts 
suchen  die  freihändlerischen  Flugblatter  wiederum  dem  Arbeiter 
klar  zu  machen,  dafi  bei  Chamberlains  Zollvorschlag  der  britische 
Konsument  nicht  nur  nichts  gewinnt,  sondern  noch  verliert  Nicht 
immer  ist  ihre  Beweisführung  da  die  bessere.  Wenn  sie  z.  B.  ihre 
Berechnuf^  auf  die  Ziffern  von  Englands  Gesamtkonsum  stützen, 
so  wird  dabei  die  Tatsache  verdunkelt,  daß  England  —  soweit  ist 
die  Gegenüberstellung  Blatchfords  am  Platze  —  eine  unverhältnis- 
mäßig zahlreiche  und  wachsende  Klasse  von  Nurkonsumenten  und 
deren  Anhang  zählt.  Auch  darin  machen  sich  die  freihändlerischen 
Blatter  die  Sache  zu  leicht  oder  gebrauchen  sie  Argumente,  denen 
g^enüber  die  Ari)eiter  Grund  zu  einem  gewissen  Mißtrauen  liabcn, 
wenn  sie  die  zunehmende  Einfuhr  Englands  kurzerhand  als  einen 
Beweis  Ivir  den  wachsenden  Wohlstand  der  Nation  ins  Feld  fuhren. 
Denn  der  Arbeiter  kommt  im  Angesicht  von  alledem  doch  um  die 
Frage  nicht  herum,  ob  seine  Arbeitsgelegenheit  zu-  oder  abnimmt. 
Wie  steht  es  mit  ihr,  von  der  es  heute  abhängt,  in  welchem  Maße 
der  Arbeiter  am  nationalen  Konsum  Anteil  nimmt? 

In  dieser  Hinsicht  bietet  das  vom  britischen  Gewerbe-  und 
Handelsamt  veröfTentlichte  Blaubuch  über  die  britische  und  aus- 
ländische Industrie-  und  Handelsentwicklung  einige  sehr  be- 
merkenswerte Zahlen  dar.  Das  Blaubuch  ist  speziell  im  Hinblick 
auf  die  Zolldebatten  zusammengestellt  w^orden.*)  Auf  S.  3626. 
fuhrt  es  die  Bewegung  der  Berufstätigen  von  fünfzehn  wichtigen 


*)  Sein  englischer  Titel  ist :  Br  i  tish  and  Foreign  Trade  and  Industry, 
Memoranda,  Statistical  Tables  and  Charts  piepared  in  the  Board  of  Trade.  London 
1903,  Eyrc      Spottiswoode.    495  S.  fol. 

Archiv  für  SosialwiMenicbaft  u.  SoiialpoUtik.  1.  (A.  f.sos.  G.  u.  St.  XIX.)  i.  9 


Digitized  by  Google 


1^0  Edvftrd  Berastein, 

Gewerbegruppen  vor«  wie  sie  sich  in  England  und  Wales  ^)  zwischen 
1851  und  1901  in  den  zehnjährigen  Perioden  der  Volkszählungen  voll- 
zogen hat  Auf  den  ersten  Blick  erscheinen  diese  Zahlen  wohl  ge« 

e^et,  den  Engländer  nadidenklich  zu  stimmen. 

Drei Grcwerbszweige zeigen  fiir  185 1  einen  ununterbrochenen 
Rückgang  der  Beschäftigungsziffer:  es  sind  dies  die 
Landwirtschaft,  die  Leinen-  und  die  Sei  denindustri  e. 
Hier  die  Zahlen  fiir  das  Ausgangsjahr  1S51  und  die  Jahre  der  beiden 
letzten  Volkszählungen: 

1S51  1891  1901 

Landwirtschaft  1904687  IO99572  988340 

I.cincnindustric  27  421  8531  4956 

Seidealoduslric  130723  52027  39035 

Zu  diesen  drei  Schmerzenskindern  gehört  ci<^entlich  auch  noch 
die  Stickerei,  bei  der  die  entsprechenden  Ziffern 

6i7a6  34949  39439 

waren.  Sie  zeigt  zwar  gerade  im  Jahizehnt  1891  auf  1901  wieder 
einen  Aufechwung,  doch  bleibt  dieser  hinter  dem  Prozentsatz 
der  in  der  gleichen  2^it  vor  sich  gegangenen,  sich  auf  rund 
12  Froz.  belaufenden  Bevölkerungszunahme  beträchtlich  zurück» 
so  daß  hier  jedenfalls  ein  nennenswerter  relativer  Rückgai^ 
vorliegt 

Eine  schwankende  Entwicklung  zeigen  die  Zahlen  für  die 
Wollen  Industrie  und  die  Schuh  - und  Stiefelfabrikation. 
Sie  lauten: 

Wollcninduslric  ^5$7S^  ^58356  »36006 

Scbuh>  und  SticfielfabrOcation    »4393$  348  789        251 143 

Die  Schuh-  und  StiefeUabrikation  gehört  In  diese  Rubrik, 
weil  die  Zahl  ihrer  Beschäftigten  1861  auf  255  791  gestiegen  war, 
dann  erheblich  zurückging  und  sich  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten 
wieder  gehoben  hat  Auch  hier  bleibt  aber  der  Aufstieg  von 
auf  1901  hinter  dem  Bevolkerungszuwadis  relativ  bedeutend  zuriide. 

Ein  Produktionszweig  zeigt  bis  1891  einen  ununterbrochenen 
Au&chwung,  im  letzten  Jahrzehnt  aber  einen  Rüdcgai^:  die  Baum- 
wollindustrie. Ihre  Zahlen  sind: 

414998  605755  5S0119 


^  Für  Schottland  und  Irland  waren  die  Ergebnisse  der  Gewerbttählang  von 
1901  noch  nicht  volUtSndig  ntugearbeitet 
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In  den  anderen  neun  Produktionszweigen  hat  sich  die  Ziffer 
der  Beschäftigten  bestandig  zunehmend  entwickelt; 


39^756 

701284 

945875 

Kohlengewinnung  .... 

193  1 1 1 

519  144 

648944 

Eisen-  und  Stahlindustrie     .  . 

95350 

202  406 

216032 

Maschinenindustrie  u.  Schiffbau 

80  528 

292  239 

} 

139219 

2oä  720 

259292 

Buchdruck  und  Buchbinderei  . 

33995 

121  913 

149793 

47958 

10134s 

121 531 

Steinpit-  und  Glaswaren.   .  . 

83760 

9*550 

Für  die  Maschinen-  und  SchifTbauiadusirie  ist  bei  der  Zälilung 
von  1901  eine  Klassifikation  in  Anwendung  gekommen,  die  von  der 
des  Jahres  1891  so  erheblich  abweicht,  daß  es  dem  Gewerbeamt 
unmögHch  erschien ,  die  gewonnenen  Zahlen  für  den  Vergleich  in 
die  Tabelle  einzusetzen,  doch  ist  eine  beträchtliche  Zunahme  auLkr 
Zweifel.  Bei  den  anderen  Industrien  wurden  die  Unterschiede  im 
Zahlungsverfahren  auf  Grund  sorgfaltiger  Berechnungen  gebührend 
in  Abzug  gebracht. 

Zieht  man  die  Zahlen  der  14  Industi  ic^a  uppcn  zusammen,  für 
die  die  Krgebnissc  der  Zaiiknigen  von  1891  und  1901  vollständig 
vurUegen,  so  erliak  man  als  Gesanitziffer  der  Beschäftigten  für  1891 
4245550,  für  1901  4572  151  Personen.  Bei  einem  Bevölkeruags 
Zuwachs  von  12  Proz.  müßte  die  letztere  Ziffer  aber  4750016 
lauten.  Es  ist  also  ein  relativer  Rückgang  der  Beschäf- 
tigten eingetreten,  der  sich  auf  rund  178000  beläuft 

Den  größten,  den  Prozentsatz  des  Bevölkerungszuwachses  weit 
übersteigenden  Zuwachs  an  Beschäftigten  weisen  das  Baugewerbe 
und  die  Industrie  der  Kohlengewinnung  aut  Das  erstere,  das 
seine  B|esdiiftigten  um  über  30  Proz.  steigen  sah ,  kommt  (Ür  den 
internationalen  Kandd  nicht  in  Betracht  Es  ist,  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt des  Welthandels  betrachtet,  unproduktiv.  Die  Kohlen- 
gewinnung bedeutet  Verminderung  eines  zurzeit  noch  unersetz- 
lichen Kapitals  an  Naturschätzen  für  Froduktionszwecke,  und  da 
obendrein  England  immer  mehr  Kohle  an  das  Ausland  abgibt  — 
es  exportierte  1880  fitr  8,37,  1890  für  19^2,  1900  aber  fUr  38,62 
Millionen  Pfund  Sterling  Kohle  ~  so  ist  es  zweifelhaft,  ob  man  hier 
die  große  Zunahme  der  Ziffer  der  Beschäftigten  als  volkswirt- 
schaftlich sonderlich  gänstig  betrachten  kann.  Zusammen  belief 
sich  der  Zuwachs  der  Beschäftigten  fiir  Baugewerbe  und  Kohlen- 
industrie auf  374391.  Der  Gesamtzuwachs  fiir  die  14  Industrien 

9^ 
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war  aber  nur  326601.  Ks  stellt  sich  also,  wenn  in.in  Kohlen-  und 
Bau£(e\verbe  in  Abzug  bringt,  für  die  restlichen  12  Industrien  ins- 
gcbaini  ein  Verlust  von  nahe  50  Ooo  heraus,  das  heiLit  ein  rela- 
tiver und  absoluter  Rückgang! 

Der  bekannte  englische  Statistiker  Holt  Scholing,  der  dies  auf 
Grund  einer  etwas  anderen  Berechnung  in  der  „Fortnighdy  Review" 
feststellt,  kommt  daher  zu  sehr  pessimistischen  Schlüssen  hinsieht* 
lieh  der  industriellen  Situation  Englands  und  läfit  seinen  Artikel  in 
einen  unmißverständlichen  Ruf  nach  Schutzzöllen  auslaufen.  In- 
des sind  seine  Folgerungen  als  sehr  voreilige  zu  bezeichnen. 

Zunächst  brauchte  Mr.  SchoUng  nur  die  Zahlen  der  zweiten 
Abtdlung  des  betreffenden  Abschnitts  des  Blaubuchs  näher  zu 
betrachten,  um  dahinter  zu  kommen,  daß  der  Rückgang  oder  das 
Zurückbleiben  der  Besdiäftigten  io  den  beklen  großen  Zweigen  der 
englischen  Textilindustrie  zum  größten  Teil  auf  Abnahme  der 
Kinderarbeit  beruht  Zwischen  1891  und  igoi  hat  in  der 
englischen  Textilindustrie  infolge  verschiedener  Kinderschutzgesetze 
eine  erhebliche  Einschränkung  der  Kinderarbeit  stattgefunden,  die 
nun  in  den  obigen  Zahlen  stark  zum  Ausdruck  kommt  Die  zweite 
Abteilung  des  Abschnittes  trennt  die  Beschäftigten  nach  dem 
Geschlecht  und  unterscheidet  die  Alter^^ppen  unter  20  Jahre  und 
20  Jahre  und  darüber.  Sie  zeigt  fiir  das  letzte  Jahrzehnt  folgende 
Bewegung  der  beschäftigten  Personen: 

B  a  u  ni  w  ü  1 1  e. 

1891  1901 

Personen  unter  20  Jahren     ,    .    .    .      242370  198872  4349S 

Personen  von  ao  Jahren  und  darüber      363385  383247      -{-  19862 

Wolle  und  Kammgarn. 

Personen  untfr  20  y.ilir- n     ....        96962  75  107        —  31855 

Personen  von  20  Jahren  und  darüber      161394  160999       —  395 

In  der  Wollenindustrie  ist  der  Rüd^ng  der  erwachsenen  Ar- 
beiter ganz  geringfügig,  in  der  Baumwollindustrie  hat  ihre  Zahl  so* 
gar  nicht  unerheblich  zugenommen.  Für  den  Sozialpolitiker  von 
Interesse  ist  dabei  außerdem,  daß  in  beiden  Industrien  die  Zahlen 
der  erwachsenen  weiblichen  Arbeiter  im  VerfuUtnis  zu  der 
der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  einen  kleinen  Rückgang 
aufweisen.  Es  bleibt  zu  untersuchen,  ob  das  Fembleiben  der 
Kinder  aus  der  Fabrik  nicht  auch  die  Mütter  stärker  an  das 
Haus  fesselt 
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Auch  in  anderen  Industrien  ist  der  Rückgang  oder  das  relative 
Zurückbleiben  der  Beschäftigten  zum  größten  Teil  der  Beschränkung 
der  Kinderarbeit  zuzuschreiben. 

Ist  die  Gesamtzahl  der  beschäftigten  Personen  so  noch  kein 
untrüglicher  Gradmesser  für  den  Höhestand  der  Produktion,  so  gilt 
das  gleiche  von  einem  anderen  Faktor,  auf  den  bei  Untersuchungen 
dieser  Art  gern  zurückgegriffen  wird:  die  Menge  des  verarbeiteten 
Rohmaterials.  Englands  Verbrauch  an  Rohbaumwolle  und 
Rohwolle  weist  im  letzten  Jahrzehnt  niclit  unbedeutende  Schwan- 
kungen auf.  Das  Jahr  1898  stellt  mit  568  Millionen  Pfund  für 
Wolle,  das  Jahr  1899  mit  15,7  Millionen  Zentner  für  Baumwolle 
den  Höhepunkt  des  Verbrauchs,  bzw.  der  Verarbeitung  dar.  Seit- 
dem hat  ein  merkbarer  Rückgang  eingesetzt.  Der  \''crbrauch  an 
Baumwolle  war  im  Durchschnitt  der  drei  Jahre  1900  1902  14,6 
Millionen  Zentner,  der  an  Wolle  512,3  Millionen  Pfund.  So- 
weit ein  Verlust  von  etwa  7  Froz.  für  Baumwolle  und  10  Proz. 
für  W'olle. 

W  as  hier  jedoch  auticr  Betracht  gelassen  ist,  ist  die  Frage  der 
Qualität.  ,,Es  ist  wahr,"  schreibt  John  T?urns  in  einem  Artikel 
..I.'ibour  and  Free  Trade",  der  im  Novemberheft  1903  der  ,,Inde- 
pendcnt  Review"  ersciiien ,  hinsichtlich  der  englischen  Wollenin- 
dustrie, „die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  und  die  Ausfuhr 
hillic^er  Wollenstüffe  sind  etwas  zurückL^egangen.  Aber  die  Pro- 
duktion hat  sicli  besonders  in  der  Qualität  wesentlich  gehoben." 
.\hnlich  ma*^  es  in  der  Baumwollindustrie  stehen;  es  ist  bekannt, 
daß  Ens^land  in  be/ut,^  auf  die  Produktion  der  feinsten  Garne  noch 
immer  seinen  Konkurrenten  bedeutend  voran  ist.  Im  übrigen  aber 
sind  einsichtirrc  Engländer  längst  überzeugt,  daß  Lancashire  für  ge- 
wisse 13auiuwüliartikel  schrittweise  von  seinen  bisherigen  Absatz- 
gebieten verdrängt  werden  wird,  und  daß  es  sich  im  wesentlichen 
nur  darum  handelt,  diesen  Entwicklungsprozelo  nicht  verheerender, 
den  Verlust  nicht  umfassender  werden  zu  lassen,  als  es  die  Natur 
der  Sache  unumgänglich  macht. 

Die  englische  Baumwollindustrie  hat  einen  hohen  Grad  der 
Vervollkommnung  erreicht,  ihre  Arbeiter  sind  gcübici  und  besser 
bezahlt  als  die  Bauin\\  ollarbeiter  anderer  linder,  die  \'ereinigten 
Staaten  ausgenommen.  Indes  kommen  doch  verschiedene  Länder 
England  immer  näher,  so  daß  jedes  Experiment ,  das  seine  Aus- 
fuhrbedingungen in  Mitleidenschaft  ziehen  könnte,  hier  doppelt  über- 
legt werden  muß.    Daher  die  entschiedene  Opposition  gerade  der 
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Textilarbeiter  Lancashires  gegen  Chamberlains  Vorschlag.  Keine 
Arbeiterkategorie  Englands  ist  besser  über  die  Weitmarktsbe- 
dingungen ihrer  Industrie  unterrichtet»  keine  weniger  abgeneigt, 
diesen  Bedingungen  Rechnung  zu  tragen,  wie  die  Textilarbeiter 
lancashires.  Es  sei  nur  an  ihre  Parteinahme  für  die  Doppel- 
währungsagitation erinnert,  sowie  an  ihren  Widerstand  gegen  jedes 
zu  radikale  Vorgehen  in  der  Beschränkung  der  Kinderarbeit.  Hier- 
her gehört  auch  die,  sich  in  namhaften  (Teldbciträgcn  manifestierende 
Teilnahme,  die  sie  den  Bestrebungen  englischer  Kolonialjjolitiker 
auf  Ausbreitung  der  Baumwollkultur  in  Afrika  entgegenbringen. 
Eine  doktrinäre  Grc^nrr-^rhaft  gegen  kolonialpoli tische  Maßnahmen 
kann  man  bei  ihnen  zuletzt  v^oraussetzen.  Wenn  sie  also  gleich 
ihren  Fabrikanten,  und  gemeinsam  mit  diesen,  sich  schroff 
gegen  den  Reichszollverband  erklärt  haben,  Sf)  ist  das  nur  zu  er- 
klären ,  daß  sie  sich  der  Gefahren  eines  solchen  für  ihre  Industrie, 
seiner  volkswirtschaftlichen  Schattenseiten  voll  bewußt  sind. 

Es  handelt  sich  bei  dieser  Industrie  heute  nahezu  um  eine 
Million  Arbeiter;  denn  zu  den  eigentlichen  Textilarbeitern  kommen 
noch  große  Kategorien  von  Arbeitern  in  allen  möglichen  Xeben- 
gewerben  und  Hilfsbeschäftigungen.  Der  jährliche  Wert  der  Au«;- 
fuhr  Englands  an  Baumwollprodukten  beläuft  sich  auf  73  Millionen 
Pfund  Sterling.  Nur  für  2g  Millionen  gehen  davon  nach  britischen 
Kolonien  und  Besitzungen,  und  nur  für  2*'.,  Millionen  Pfund  Ster- 
hng  nach  denjenigen  britischen  Kolonien  (Canada,  Victoria  etc.),  die 
heute  gegen  England  Schutzzölle  erheben.  Um  der  Ausfuhr  nach 
diesen  Kolonien  willen  die  Gefahr  heraufbeschwören,  daß  andere 
Länder  als  Gegenmaßregel  Englands  Einfuhr  noch  mehr  erschweren 
als  bisher,  wäre  in  der  Tat  ein  mehr  als  wagehalsiges  Spiel.  „Die 
Profite"  —  schreibt  Geo.  N.  Barnes  in  dem  Artikel  .,Dcr  Schutz- 
zoll und  die  englischen  Stapelindustrien"  von  der  i  exiihndustrie 
Lancashires  —  „sind  in  ihrer  Ari  niedrig:  Sachkundige  aus  beiden 
Lagern  (d.  h.  Fabrikanten  und  Arbeiter)  versichern  mir,  daß  sie 
nacii  den  Abzügen  für  Abnutzungen,  htcuern  etc.  5  P'oz.  eines 
Kapitals  \on  nahezu  hundert  Millionen  Pfund  nicht  sehr  uber- 
steigen. Es  ist  daher  ziemlich  klar,  daß  hier  kein  Spielraum  für 
Experimente  mit  jenen  unerprobten  zollpolitischen  Projekten  ist,  die 
ein  Einschrumpfen  der  Auslandsmärkte  zur  Folge  haben  können  und 
eine  Steigerung  der  Kosten  der  Lebenshaltung  sicher  zur  Folge 
haben  wurden".  Ein  etwaiges  Steigen  der  Geldlöhne  würde  „ein 
Sinken  der  Profite,  eine  schrittweise  sich  vollziehende  Abnahme  der 
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Industrie  und  dne  Verminderung  unserer  Konkurrenzfähigkeit  so« 
nvoU  auf  dem  lieimischen  Markt  wie  auf  dem  Auslandsmarkt 
zur  Folge  haben"  (Labour  and  Protection  p.  249/250).  Barnes 
ist  Gewerkschaftsführer  und  erklärter  Sozialist  Es  ist  unter  diesen 
Umständen  interessant  zu  sehen,  wie  er  einen  gewissen  Profitsatz 
als  eine  der  Bedingungen  (lir  den  Fortbestand  der  Industrie 
au&ahlt. 

An  einer  anderen  Stelle  seines  Artikels  behandelt  Bumes  unter 
der  Sammelrubrik  der  Eisen-  und  Stahlindustrien  auch  seine  Spezial- 
gewerbe,  die  Maschinenbauindustrie.  Er  hebt  die  Tatsache  hervor, 
daß  der  Wert  von  Englands  Ausfuhr  an  Maschinen  und  Maschinen- 
teilen von  10  Millionen  Pfund  Gerling  im  Jahre  1880  auf  19  Millionen 
im  Jahre  1900  gestiegen  sei,  und  schätzt  die  Zahl  der  im  Maschinen- 
und  Schiffbau  beschäftigten  Arbeiter  auf  „mindestens  600000  bis 
700000^'.  Danach  müdten  wir  in  die  obige  Ziffer  fär  die  Zu- 
nähme  der  Arbeiterschaft  von  1891  bis  1901  noch  ein  Plus  von 
edichen  hunderttausend  Arbeitern  einsetzen,  womit  der  scheinbare 
relative  Fehlbetrag  in  der  Gesamtzahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
beglichen,  wenn  nicht  in  einen  Oberschufi  verwandelt  wäre. 

Indes  j^eben  die  fiin&ehn  Industriegruppen  immer  nur  ein 
Teilbild  der  industriellen  Entwicklung  Englands,  das  durch  die  un- 
zahligen kleinen  und  mittleren  Verarbeitungsge werbe,  die  hier  nicht 
berücksichtigt  wurden,  vollständig  verändert  werden  kann.  Den 
ruinierten  Industrien,  von  denen  die  Schutzzollflugblätter  erzählen, 
mögen  emporgekommene  Industrien  mit  weit  mehr  Arbeitern 
g^^nüberstehen,  und  ehe  darüber  keine  erschöpfenden  Zahlen  vor- 
liegen, sind  alle  Bemerkungen  über  Englands  industriellen  Rück- 
gang rein  konjekturell.  Eines  der  bezeichnendsten  Merkmale  des 
modernen  Industrialismus  sind  die  fortgesetzten  Verschiebui^^  der 
PfOdukÜonsabteiiungen.  Alte  Produktionszweige  verschwinden,  ganz 
neue  kommen  auf.  Die  Elektrizitätsgewerbe,  hinsichtlich  deren 
England  u.  a.  infolge  seiner  mangelhaften  Patentgesetzgebung  lange 
Zeit  im  Rückstand  war,  liiü>en  in  den  letzten  Jahren  einen  großen 
Aufschwung  genommen  und  sicher  mehr  Arbeiter  absorbiert,  als 
etwa  durch  den  Rückgang  der  Handschuh fabrikat Ion  außer  Arbeit 
gekommen  sind.   Solcher  Beispiele  ließen  sich  noch  viele  anfuhren. 

Ks  würde  den  Rahmen  dieses  .Xrtikels  überschreiten,  wölken 
wir  an  der  Hand  der  tatsächlich  /urückt^e^^an Lienen  Industrien  Eng- 
lands den  Ursachen  ihres  Rücki,^an<^es  eingehender  erörtern.  Rs  ist 
allgemein  zugegeben,  daß  in  sehr  vielen  Fällen  der  Konservatismus 
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der  Unternehmer  den  Rüd^ang  verursacht  hat,  in  EinzdßUlen  mag 
auch  eine  felsche  Gewerkschaftspolitik  dazu  beigetragen  haben.  Daß 
in  dieser  Hinsicht  gemachte  Fehler  wieder  gut  gemacht  werden 
können,  lehrt  die  Geschichte  der  englischen  Scfauhwarenfabrikation. 
Das  gleiche  versichert  ein  Artikel  des  englischen  Hüttenbesibeers 
Mr.  Hugfa  Bell  im  Oktoberheft  1903  der  ,Jndependent  Review"  an  der 
Hand  der  Geschichte  der  englischen  Stahl-  und  Eisenindustrie. 
Der  genannte  Grofiindustrielle,  der  es  wie  wenige  verstanden  hat. 
sich  mit  den  organisierten  Arbeitern  seiner  Industrie  gut  zu  stellen, 
weist  den  schutzzÖUnerischen  S^en  weit  von  sich  ab.  Nachdem 
er  geschildert  hat,  wie  seine  Industrie  oft  am  Boden  gelegen,  sich 
aber  immer  wieder  erholt  hat,  und  jetzt  stärker  dasteht  als  je,  erklärt 
er  es  für  den  größten  Hohn,  ihr  als  Waffe  gegen  eine  Einfuhr  von 
„bloß"  15  Millionen  Pfund  Sterling  im  Wert  einen  Schutzzoll  dar- 
zubieten. ,JEluft  das  Gewerbe  nach  solchen  Heilmitteln,  dann  ist  es 
besser,  den  Kampf  von  vornherein  aufzugeben.  Dann  mögen  die 
Hochöfen  erkalten,  die  Gruben  verfallen,  die  Arbeiter  in  besser  ge- 
deihende Länder  auswandern  und  mag  die  freu  redliche  Natur  mit 
einem  Tuch  von  gefalligem  Grün  die  unschönen  Sclilackenhaufen  be- 
decken, die  jetzt  Zeugnis  vom  Leben  einer  großen  Industrie  ablegen." 

Stellen  wir  dieser  üntemehmerstimme  eine  Arbeiterstimme 
gegenüber:  „Wir  wissen  nur  zu  wohl,"  schreibt  der  „Labour  Leader**, 
das  Organ  der  unabhängigen  Arbeiterpartei,  in  Antwort  auf  den 
weiter  oben  zitierten  Artikel  der  „i'all  Mall  Gazette",  „daß  unsere 
Arbeitskameraden  auf  dem  Festland  unterbezahlt  sind.  Aber  es 
würde  weder  ihnen  noch  uns  helfen,  die  Gelegenheiten  für  den  Aus- 
tausch der  Arbeitsprodukte  zu  mindern.  Es  würde  das  Übel  nur 
verschlimmern."  Und  der  Sekretär  des  Arbeitcr\'crtretungsbundes, 
J.  Ramsey  Mncdonald ,  Parlamentskandidat  der  Arbeiterjiartei  für 
Leicester,  dem  Sitz  einer  der  notleidenden  Industrien  (Stickerei], 
erklärt  in  seiner  Schrift  „The  Zollverein  and  British  Industr)^', 
durch  Schutzzolle  könne  man  bestenfalls  cinitr^e  wenige  verkommende 
Industrien  auf  Kosten  cjedeihender  hidustricn  künstlich  wieder  be- 
leben und  erhalten.  „Iis  würde  genau  so  sein,  als  wollten  wir  ge- 
flissentlich die  Zahl  der  Millionäre  in  unserer  Mitte  vermehren,  um 
die  Nachfrage  nach  Lakaien,  Dienst j)ersonal  und  Gärtnern  zu 
steiL^ern,  ur.d  uns  einbilden,  damit  das  Crcwcrbc  zu  beleben.  Für 
ein  oder  zwei  Jahre  würde  die  ReschiiftiL^ungszifler  möglicherweise 
bcfriediirend  lauten,  aber  die  industrielle  1-age  des  Landes  würde  in 
Wirklichkeit  dadurch  geschwächt  werden"  (S.  118). 
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Die  Schrift  Macdonalds  legt  die  Schwierigkeiten  und  Verkehrt* 
heiten  des  Reichszollvercinplans  in  ausgezeichneter  Weise  blofi. 
Man  kann  es  verstehen,  wie  die  Idee  dieses  Plans  im  Laufe  der 
Jahre  aufkommen  und  sich  ausbreiten  konnte.  Die  schutzzollnerische 
Reaktion  auf  dem  Festland  Europas  und  in  den  Vereinigten  Staaten, 
die  wachsende  Konkurrenz  der  dort  emporblühenden  Industrien,  die 
oft  unberechtigten  Feindseligkeiten,  denen  England  gerade  auf 
seilen  derjenigen  Lander  beg^;nen  mußte,  denen  es  den  besten 
Markt  darbietet,  dies  und  ein  gewisser  sentimentaler  Chauvinismus 
haben  viel  dazu  beigetragen,  die  oft  schon  erörterte,  aber  immer 
wieder  fallen  gelassene  Idee  des  zollpolitischen  Zusammenschlusses 
der  englischen  Kolonien  mit  dem  Mutterlande  wieder  zu  beleben. 
Und  ein  sentimentales  Ereignis,  das  6ojährige  Regieningsjubiläum 
der  Königin  Viktoria,  brachte  plötzlich  eine  Mafir^d,  die  diese 
Idee  scheinbar  der  endlichen  Verwirklichung  näher  führen  mußte: 
die  Herabsetzung  der  kanadischen  Einfuhrzölle  für  Produkte  aus 
dem  Mutterlande. 

Gerade  diese  Madregel  hat  aber  mit  der  Zeit  die  Klippen 
deutlicher  zutage  treten  lassen,  denen  der  Plan  gegebenenfalls  das 
britische  Kolonialreich  entgegentreiben  würde.  Cnnada  ist  in  der 
Tat  dicjetiifje  britische  Kolonie,  die  bei  dem  Plan  in  erster  Reihe 
in  Betracht  käme.  Denn  die  nächst  volkreich^  Australien,  findet  Hir 
ihren  Hauptausfuhrartikcl,  VV^oUe,  in  der  ganzen  Welt  einen  offenen 
Markt,  und  hat  eine  starke  Schutzzollpartei,  der  dort  die  sehr  ein- 
flußreiche Arbeiterschaft,  soweit  Industriezölle  in  Betracht  kommen, 
energisch  zur  Seite  steht.  Selbst  wenn  es  zustande  käme,  würde 
ein  Zollbündnis  Englands  mit  Australien  nur  eine  sehr  prekäre  Exi- 
stenz führen.  Ihm  fehlt  auf  der  Seite  Australiens  die  Grundlage 
eines  starken  materiellen  Interesses  an  einer  weiteren  Öffnung  der 
Tore  für  englische  Industrieprodukte.  Aber  auch  das  Interesse 
Canadas  an  einem  Zollbündnis  mit  England  ist  mehr  als  zweifel- 
hafter Natur.  Canada  hat  nicht  minder  seine  rührige  Schutzzoll- 
partei, die  schon  wiederholt  am  Ruder  war  und  jederzeit  wieder  ans 
Ruder  kommen  kann.  Außerdem  ci^ravitieren  starke  Teile  seiner 
Bevölkerung  mehr  nach  den  benachbarten  X'ereinigten  Staaten,  wie 
nach  ['England  hin  —  ein  X'erhältnis,  das  sich  immer  mehr  steigern 
wird,  je  weniger  England  in  der  Lage  ist,  Canada  mit  Einwanderern 
zu  versorgen,  und  je  mehr  —  wie  in  den  letzten  Jahren  —  die 
Einwanderung  von  den  Vereinigten  Staaten  nach  Canada  zunimmt 
Der  Personenverkehr  Canadas  mit  den  X'ercinigten  Staaten  ist  ein 
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viel  lebhafterer  als  der  mit  England,  und  der  Güterverkehr  mit  den 
ersteren  hat  im  letzten  Geschäftsjahr  (1902/ 1903)  ebenfalls  den  mit 
England  überstiej^en :  er  belief  sich  auf  206  Millionen,  der  mit  Eng- 
land nur  auf  184  Millionen  Dollars.  Ein  canadisch-englisches  Zoll- 
bündnis müßte  daher,  wenn  es  überhaupt  eine  wirtschaftspolitische 
Bedeutung  haben  sollte,  seine  Spitze  vornehmlich  gegen  die  \'er- 
einigten  Staaten  richten,  die  landwirtschaftlich  Canadas,  industriell 
immer  mehr  Englands  Konkurrenten  sind.  Es  ist  niclit  anzunehmer,, 
daß  die  Vereinigten  Staaten  dies  ruhig  mitansehen  würden,  Zoll- 
koniliktc  würden  sich  einstellen,  deren  Ergebnis  sehr  wahrscheinlich 
eine  intensive  Stärkung  der  Agitation  für  den  Anschhiß  Canadas 
an  die  Vereinigten  Staaten  sein  würde.  Wenn  von  dieser  .•\gitation 
jetzt  nicht  viel  zu  spüren  ist,  so  gerade  deshalb,  weil  Canada 
heute  politiscli  wie  zolli)olitisch  vollständiges  Selbstbestinnnungs- 
recht  genießt,  vom  Mutterlande  mehr  empfangt,  als  es  ihm  gibt.  In 
einen  Zollbund  eingetreten,  würde  es  auch  in  die  unausbleiblichen 
Zollkämpfe  dieses  Bundes  faineingerissen  werden.  Endlose  Reibungen, 
heftige  Agitationen  der  dabd  geschädigten  Kreise  —  und  ohne 
Schädigung  von  Interessen  geht  es  bei  ZoUkampfen  nicht  ab  — 
wären  die  unvermeidliche  Folge. 

Mit  diesem  Zukunftsbild  vor  Augen,  von  der  Erkenntnis  durch« 
drangen,  daß  die  Scfautzzöllnerei  niemals  da  stehen  bleibt,  wo  sie 
anfangt,  sondern  dad  es  bd  ihr  auch  heifit:  mit  dem  Kleinen  langt 
man  an,  mit  dem  Großen  hört  man  auf,  haben  die  erfahrensten 
Elemente  der  englischen  Arbeiterbewegung  dem  zollpolitischen  Im* 
perialismus  den  Krieg  erklärt  Sie  sind  sich  der  Tatsache  wohl  be- 
wußt, daß  der  Freihandel  seine  großen  Firobleme  hat,  daß  er  Eng- 
tand heute  vor  Schwierigkeiten  stellt,  die  es  m  früheren  Jahrzehnten 
nicht  entfernt  gekannt,  noch  geahnt  hat  Aber  sie  wissen  auch, 
daß  der  Schutzzoll  diese  Schwierigkeiten  nicht  vermindern,  sondern 
vermehren  würde.  Unter  einem  Gesichtspunkt  könnte  selbst  der 
Verfechter  des  Prinzips  1-  freien  Austausches  zwischen  den  Nationen 
den  Sieg  der  Chamberlainschen  Pläne  wünschen.  Nämlich  wenn 
man  hoffen  dürfte,  daß  der  Übergang  Englands  zum  Schutzzoll  als 
Vollendung  der  Schutzzollreaktion  auch  zugleich  ihr  Ende  einläuten, 
daß  in  dem  Moment,  wo  der  letzte  bisher  freihändlerische  r.roö- 
staat  in  den  Ring  der  SchutzzoUänder  eintritt,  dieser  King  von 
innen  heraus  zum  Platzen  gebracht,  das  System  an  seinen  eigenen 
Übertreibungen  zugrunde  gehen  werde.  Indes  ist  die  Spekulation, 
die  von  der  Steigerung  des  Verkehrten  den  Sieg  des  Richtigen  er- 
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hofft,  schon  häufig  bitter  enttäuscht  worden.  Wenn  England  uner- 
schüttert  das  Prinzdp  des  freien  Verkehrs  aufrecht  erhält,  und  wenn 
es  sidi  zeigt,  daß  gerade  die  Blüte  seiner  industriellen  Arbeiter* 
Schaft  CS  ist,  die  es  darin  stützt,  so  kann  das  auf  die  übrige  Welt 
seine  erzieherische  Wirkung  nicht  verfehlen.  England  hat  der  Welt 
im  letzten  Jahrzehnt  mancherlei  Enttäuschungen  bereitet.  Aber 
wenn  es  in  den  Taj^cn,  da  die  Manie  der  Wettbauten  von  Zoll- 
schranken grassiert,  der  Verlockung  widersteht,  nun  auch  seiner* 
seits  mit  dem  Bau  von  Zollmauern  zu  beginnen ,  wird  man  ihm 
manches  verzeihen  können.  Selbst  die  Advokaten  des  ZoUschutzcs 
bestreiten,  soweit  sie  ökonomisch  denken,  diesem  den  Titel  eines 
bloßen  ßis  aller  nicht.  Um  so  wünschenswerter,  daI3  der  Gegen- 
wart das  Beispiel  des  Besseren  erhalten  bleibt,  dem  die  Zukunft 
gehört.  Und  um  so  erhebender,  wenn  für  die  Erhaltung  dieses  Bei- 
spiels gerade  die  Klasse  eintritt,  die  in  den  ihr  von  der  Geschichte 
anferlegtcn  Bedürfnissen  und  Strebungen  die  Zukunft  der  Mensch- 
heit vertritt.*) 

Nachdem  das  Vorstehende  in  Druck  gegangen,  ist  auch  ein  i'enny-  I  rakial 
des  Vereins  der  Fabi»ner  (Iber  die  soUpoUtische  Frage  enchieoen:  ^F/Mmusm 
and  tkt  Fiscal  qutstitn.  An  altentativ*  P^iey.**  Es  ist  reich  an  guten  Bemerkttagcn 
aber  den  Freihandel  und  den  Schutntoll,  nimmt  aber,  wie  das  Manifest  des  Sozial- 
denokratischen  Bundes,  keine  sehr  entschiedene  Stellung  zur  Streitfrage  selbst,  son- 
dern entwickelt  nur  ein  Programm  ökonomischer  rtr.  Reformen,  das  nach  Ansicht 
der  Verfasser  ein  Aufgeben  der  jetzigen  Frcihandelspolitik  Engtands  entbehrlich 
macben  wtirde. 
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L  Das  heutige  Irland 

Von 

Dr.  M.  J.  BONN, 
Frankfurt  a.  M. 

I. 

735  Jahre  sind  heute  seit  dem  ]k"t^iiin  der  engUschen  Koloni- 
satiüiistäti^keit  in  hland  vcrnosscii.  Während  die  englische  Kolo- 
nisationspoUtik  im  j^n-oßcn  ganzen  in  allen  Erdteilen  erfolgreich  ge- 
wesen ist,  weiß  jeder  Zeitungsleser,  daß  Irland  auch  heute  noch 
nicht  mit  ihren  P-rgebnisscn  zufrieden  ist.  Mit  Ausnahme  der 
nordtjstlirlien  Teile  Ulsters  liat  sich  Irlaiui  immer  noch  nicht  mit 
der  englischen  Herrschaft  ausgescihnt.  Ulster  ist  im  wesentlichen 
Kolonistcnland.  Wenn  man,  was  in  gewissem  Sinne  berechtigt 
ist,  annimmt,  daß  die  Kolonistenbevölkerung  der  protestantischen 
Religion,  die  Eingeborenenbevölkerung  der  katholischen  angehört, 
so  zeigt  sich  in  Ulster  ein  leises  Überwiegen  des  Protestantismus 
und  damit  des  Kolonistenelements,  indem  dort  auf  icxx)  Einwohner 
nur  442  Katholiken  kommen.  Das  protestantische  Ulster  ist  im 
großen  ganzen  von  dem  Irland  des  irischen  Problems  getrennt  zu 
betrachten.  Mit  seiner  nüchternen,  harten,  arbeitsamen  Bevölkerung, 
die  vor  allem  nach  Belfast  gravitiert,  ist  es  ein  Land  von  modemer 
industrieller  und  sozialer  Struktur.  Es  wird  mit  seinem  intenaven 
Wirtschaftsleben,  das  es  in  Landwirtschaft  wie  in  Industrie  auf* 
weist,  keinem,  der  es  je  gesehen  hat,  als  irdisches  Paradies  er- 
scheinen; in  den  Hungerbergen  Cbnnaughts,  wo  ein  Volk  von 
Lotusessern  langsam  ausstirbt,  weil  der  Lotus  dort  nur  kQmmer* 
lieh  gedeiht,  ist  die  Annäherung  an  ein  solches  weit  größer. 
Aber  Ulster  ist  ein  modernes  Land  mit  modernen  Problemen,  die 
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von  denen  anderer  westeuropäischer  Länder  nicht  übermäßig  ver- 
schieden sind. 

Mit  Ausnahme  Ulsters  ist  Irland  noch  heute  anti-engUsch. 
Von  103  Abgeordneten,  die  es  ins  Reichsparlament  nach  London 
sendet,  sind  immer  über  80  Nationalisten,  die  es  als  ihre 
Aufgabe  betrachten,  jeder  englischen  Regierung  Schwierigkeiten 
zu  machen ,  alle  englischen  Fragen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
innere  Bedeutung  nur  vom  Standpunkt  irischer  Interessen  zu  be- 
urteilen, und  sich  den  englischen  Parteien  nur  anzugliedern,  w^enn 
dafür  greifbare  Vorteile  fUr  Irland  zu  erlangen  sind.  Sie  jubeln  in 
systematischer  Wdse  jedem  Feinde  zu,  der  England  im  Auslande 
entsteht,  sie  feiern  den  Fatrotismus  einer  Kafiernhorde,  die  ein  paar 
britische  Kolonisten  überfallt»  sie  suchen  das  englische  Parlament 
von  Zeit  zu  Zeit  arbeitsunfähig  zu  machen  und  in  den  Augen  der 
Welt  zu  diskreditieren,  indem  sie  geschickt  arrangierte  Sturmszenen 
hervorrufen.  Alle  diese  Pinge  sind  nicht  so  ernst,  wie  sie  manch- 
mal erscheinen;  denn  es  steckt  ein  guter  Teil  Theaterspielerei  in 
solchen  Demonstrationen*  Wenn  die  Kaffernhorde,  der  Irlands  Ver- 
treter erst  kürzlich  zujubelten,  schließlich  besiegt  wird,  so  ist  es 
wahrscheinlich  durch  Regimenter  geschehen,  deren  Rekruten  auf 
der  grünen  Insel  angeworben  sind.  Die  parlamentarischen  Gewalt- 
Szenen  sind  notwend^,  um  den  unversöhnlichen  Elementen  der 
irischen  Partei  einen  Beweis  von  der  Lebenskraft  de  r  parlamenta- 
rischen Fraktion  zu  geben,  wie  um  die  amerikanischen  Iren  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  neuen  Geldspenden  zu  veranlassen.  Wenn  ein 
englischer  Souverän  nach  Irland  kommt  und  dabei  die  religiös» 
nationalen  Vorurteile  der  Bevölkerung  schont,  kann  er,  trotz  dem 
Geschrei  der  Unversöhnlichen,  auf  einen  recht  befriedigenden  Em- 
pfan^  zahlen,  ohne  daß  damit  allerdings  eine  Lösung  der  irischen 
Frage  erfolgt  wäre. 

Die  politischen  Methoden,  mit  denen  England  seine  von  weißer 
Be\  ölkeruiifT  bewohnten  Gebietsteile  zu  verwalten  ptlegt,  sind  in  Ir- 
land nur  teilweise  zair  Anwendung  gekommen.  Nicht  nur,  daß  Irland 
keine  eigene  Legislative  besil/.t,  auch  die  demokratische  Lokalverwal- 
tung, die  allein  eine  Teilnahme  der  Be\  ülkerung  verl)iirL(t,  ist  erst  durch 
die  l'arlamentsakte  von  1898  einccefülu  t  worden.  Dabei  ist  die  Rolle, 
die  die  Zentralverwaltung  in  Irland  spielt  —  sie  ist  in  Dublin  Castle 
ansässig  und  wird  daher  als  „TIic  C.istlc"  bezeichnet  --  unendlich 
wichtiger,  als  dies  in  Schottland  oder  England  der  l  all  ist.  Die 
Kosten  für  Justiz,  Polizei,  innere  Verwaltung  betrugen: 
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in  England  und  Wales  mit 
30  MtU.  EittwobMra: 

1,4  Millionen 


in  Schottland  mit 
4,1  Mill.  Einwohncm: 

o,3t9  Millionen  £, 


in  Irland  aait 
4,6  MilL  Einwohnern: 

2,025  Millionen  *) 


Die  Verwaltung  Irlands  li^  zam  großen  Teil  in  den  Händen 
der  Royal  Irish  Constabulary,  einer  vorzüglich  organisierten  kleinen 
Armee,  die  der  Zentralvenvaltiinf^  untersteht.  Der  Mannschafts- 
bcstind  der  Royal  Irish  Constabulary  betrug;;  im  Durchschnitt  der 
Jalirc  1876  bis  1895  ca.  12000  Mann,  die  Kosten  waren  1,4  Mil- 
Honen  J:. ')  Stärke  und  Organisation  dieser  Constabr.lary,  wie  auch 
die  Kost-spielif^keit  der  irisclien  X'erwaltun^  beweisen,  daß  die  englische 
Regierung  in  Irland  das  Gefühl  völliger  Sicherheit  niclit  kennt.  Sie 
regiert  durch  die  Polizei  und  macht  sich  sonst  eigentlich  nur  durch 
reisende  Inspektoren  der  verschiedenen  Departements  bemerklich. 
Eine  Anzahl  der  traditionellen  englischen  Institutionen  funktioniert 
nicht  eben  glänzend.  Der  Richter,  dessen  Unparteilichkeit  in  Kng- 
lanil  über  jeden  Zweifel  erhaben  ist,  wird  in  Irland  meist  au:»  den 
politischen  Anhängern  der  Regierung  ernannt  und  genießt  selten  — 
ob  mit  Recht  oder  Unrecht,  will  icli  nicht  entscheiden  —  den  Ruf 
strenger  Unparteilichkeit.  Dafür  machen  sich  die  Geschworenen,  die 
aus  der  Bevölkerung  gewählt  werden,  beinahe  systematisch  dn  Ver- 
gnügen daraus ,  politische  oder  scheinbar  politische  Verbrecher,  die 
zwdfeUos  schuldig  sind,  frei  zu  sprechen,  wodurch  die  Regierung  oft 
veranlaßt  wurde,  die  Zuaammensetzui^  der  Greschworenengerichte 
zu  beeinflussen.  Eine  Anzahl  Verbrechen,  die  den  zivilisierten  Staaten 
West'Europas  so  gut  wie  unbekannt  sind,  finden  in  Irland  in  jedem 
Jahre  statt.  Es  sind  dies  Agrarverbrechen,  die  von  Drohbriefen 
und  Einschüchterung,  von  grausamen  Viehverstümmdungen  und 
Brandstiftungeo,  Ins  zu  Boykottierungen  und  Mordtaten  von  geradezu 
bestialischer  Wildheit  rangieren.  Solcher  Verbrechen  gab  es  in  den 
Jahren  1844  bis  1890  nicht  weniger  als  35  534,  1894  waren  es  276, 
1893  261,  1902  253,*)  Die  Gefahr  chier  planmäßigen  irischen  Re- 
vohition,  die  dann  einmal  stattfinden  soll,  wenn  England  in  politi- 
schen Verwickelungen  begriffen  ist,  darf  man  sehr  gering  anschlagen. 
Der  Transvaalkrieg  schien  die  von  irischen  Patrioten  so  oft  und 
heiß  ersehnte  Gelegenheit  endlich  zu  bringen;  daß  sie  nicht  benutzt 
werden  würde,  mußte  jedem  von  vomherdn  klar  sein,  da  der 

')  Financial  i\claüon  Comnüssiun  I.,  p.  413. 
*)  Fiwuida]  ReUtioiu  II.,  237. 
*)  Tfaoms  Offidal  ditvctory. 


Digitized  by  Google 


Die  irische  Agrwtttzgc, 

Abstand  zwischen  Wort  und  Tat  in  Irland  größer  zu  sein  pflegt, 
als  in  weniger  interessanten  Ländern.  Dagegen  sind  vereinzelte 
Ausbrüche  nie  unmöglich,  obwohl  die  letzten  Jahre  ruhig  ver* 
hufen  sind  In  allen  irischeo  Städten  findet  sich  ein  gewisser 
Bodensatz  unveisöhnlicher  nationalistischer  Revolutionäre,  denen  Dy- 
namit im  Dienste  der  Nationalitätsidee  angebracht  erscheinen  mag. 
Eine  gewisse  Neigung  zu  Ungesetzlichkeiten,  eben  weil  sie  Unge- 
setzlichkeiten sind,  lebt  im  irischen  Volke  und  zeigt  deutlich  den 
politischen  Mifierfolg,  den  England  in  Irland  erzielt  hat  und  den 
vielleicht  nichts  besser  illustriert,  als  die  Tatsache,  da6  England 
nicht  den  Mut  gehabt  hat,  die  englische  Milizver&ssung  nach  Ir- 
land zu  übertragen.  Es  hieße  eine  Geschichte  der  englischen  Ko- 
lonisation in  Irland  schreiben,  wenn  ich  die  Frage  hier  aulwerfen 
wollte,  warum  die  englische  Kolonisation  in  Irland  kein  Erfolg 
gewesen  ist  Dafi  dies  der  Fall  war,  spricht  sich  auch  in  anderen 
Tatsachen  aus. 

n. 

Während  der  Kolon isationsepoche  war  es  eines  der  Hauptziele 
Englands  c^cwesen,  Irland  dem  Protestantismus  zu  gewinnen.  Kin 
Blick  auf  die  Statistik  beweist,  wie  erfol<,dos  dieses  Beginnen  ge- 
wesen ist.  Die  irische  Bevölkerung  beträgt  heute  445^  775-  Den 
verschiedenen  aicht-katholischcn  Religionen,  wie  der  anglikanischen 
Hochkirch c,  den  Presbyterianern,  den  Methodisten  usw.  gehören  da- 
von I  150  114  an.  3308661  sind  Katholiken,  was  einem  Satz  von 
74,21  Proz.  entspricht  Seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  hat 
sich  das  Verhältnis  zwischen  Katholiken  und  Nichtkatholiken  etwas 
zugunsten  der  letzteren  verschoben.  Die  Katholiken  waren 

1S61  1881  1901 

77,69  Vroi.  76,54  Proz.  74*2 1  Proz. 

der  Bevölkerung.  Diese  langsame  Abnahme  ist  nicht  etwa  durch 
Zunahme  der  anderen  Konfessionen  entstanden,  sie  erfolgte  viel- 
mehr aus  der  stärkeren  Abnahme  der  Katholiken,  nicht  etwa  durch 
Konversionen,  sondern  durch  Abwanderung.  Die  Hoffnung,  daß 
ein  namhafter  Bruchteil  der  irischen  Bevölkerung  durch  die  Kolo- 
nisation dem  Protestantismus  gewonnen  würde,  ist  in  jeder  Be- 
ziehung enttauscht  worden.  Man  kann  ohne  starke  Übertreibung 
sagen,  daß  mit  geringen  Ausnahmen  alle  Nichtkatholiken  von  Kolo- 
nisten abstanunen. 
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Etwas  erfolgreicher  ist  die  englische  Regierung  in  der  Ab- 
schaffung irischer  Sitten  und  Gebräuche,  vor  allem  in  der  Zer- 
störung der  irischen  Sprache  gewesen.  Es  verstanden  irisch: 

Pcrsoacn     Proz.  der  fie»     Es  verstanden  nur 
vtHkerung         irisch:  Personen 

1881  949932=  18,2  64167 

1891  680345  SS  14,5  38J92 

1901  641142»  I4t4  20953 

Hier  zeigt  sich  also  ein  starker  Riirktyang  der  irischen  Sprache. 
In  den  letzten  Jahren  hat  unter  der  Führung  der  „Gachschen  Li^a" 
eine  Bewegung:,'  bq^onnen,  die  sich  die  Wiederbelebung;  altkeltischer 
Sitten  und  Gebräuche,  vor  allem  von  Sprache  und  Littcratur  zur 
Auff^abe  macht.  Die  englische  Regierung  hat  derselben  keinen 
Widerstand  geleistet,  sogar  den  (Taclischcn  Unterricht  in  den  Schulen 
geduldet.  Sie  hat  wohl  eingesehen,  dat^  eine  äußerliche  Assiniilierung 
einer  fremdstanuiilichen  Bevölkerung  ohne  grollen  Wert  ist  und 
dat^.  solange  der  Ire  sich  staatlich  nicht  mit  dem  britischen  Reiche 
verwaclisen  fühlt,  der  Gebrauch  der  englischen  Sprache  keine  Ga- 
rantie gibt  Der  Imperialismus,  wie  er  von  Englands  besten  Geistern 
aufgefaßt  wird,  entspricht  diesem  Vorgehen.  Er  bedeutet  nicht  eine 
chauvinistische  Betonung  des  Nationalgefuhls;  er  setzt  sich  vielmehr 
das  Ziel,  eine  Anzahl  politisch  verbundener  Vdlker,  die  einem  Staats- 
ganzen angehören,  so  in  ihrer  Eigenart  zu  iordem  und  zu  ent- 
wickeln, daß  sie  einem  staatlichen  Ziele  zustrebend,  einander  er- 
ganzen. 

England  wollte  Irland  nicht  nur  äußerlich  anglisieren,  es  wollte 
auch  in  Irland  Zustande  schaffen,  die  eine  gesunde  wutschafUiche 
Entwicklung  ermöglichen  sollten.  Soweit  die  allgemeine  Erziehung 
geht,  die  England  Irland  angedeihen  ließ,  sind  die  Ergebnisse  nicht 
glänzend,  wenngleich  wesentliche  Fortschritte  festzustellen  sind. 
Wenn  man  untersucht,  wieviel  Prozent  der  über  5  Jahre  alten 
Bevölkerung  Irlands  weder  lesen  noch  schreiben  konnte,  so  findet 
man,  daß  dies  im  Jahre 

1841  1861  tSSi  1901 

53  l'ror.         39  l'roe.         25  Pro«.  14  Prot,  waren. 

In  einzelnen  Landesteilen  und  in  einzelnen  ßevölkerungsgruppen 
waren  die  Dinge  noch  schlimmer.  In  Connaught  waren  21  Proz. 
Analphabeten.   Die  gesamte  katholische  Bevölkerung  Irlands  wies 


Digitized  by  Google 


Die  irische  Agrarfrage. 


145 


einen  Prozentsatz  von  16,4  auf,  die  katholische  Bevölkerung  der 
Grafschaft  Donegal  gar  einen  solchen  von  31  Proz.*) 

Das  Bild  der  irischen  Entwicklung  wird  noch  trüber,  wenn  wir 
doen  Blick  auf  die  Bevölkerungsstatistik  werfen.  1841  stellte  der 
Census  die  irische  Bevölkerung  auf  8 175 124  Seelen  fest.  Der  Census 
von  1901  weist  eine  Bevölkerung  von  4458773  auf;  es  hat  also 
doe  Bevölkerunc^s  n  h  n  ah m e  von  3  7 16  349  stattgefunden.  Ich  will 
hier  nicht  auf  die  Geschichte  der  irischen  Emigration,  noch  auf 
ihre  Ursachen  eingehen.  Es  genüge  zu  erwähnen,  daß  von  185 1  bis 
'Q*^'  3  735  725  Individuen  ausgewandert  sind.  Trotz  einer  der- 
artigen Bevölkerungsabnahme,  trotzdem  Irland  mit  97  Köpfea  pro 
Quadratmeile  (englischi  heute  alles  eher  als  ein  dichtbevölkertes 
Land  ist,  dauert  die  Abwanderung  fort.   Sie  betrug  im  Jahre 

TOoO  1901 

45228  39618  Kopie. 

^'^1.4  Proz.  di^r  Auswantlerer  standen  im  Alter  von  15  bis  25  Jahren, 
24,1  Proz.  im  Alter  von  25  bis  35  Jahren.  Von  16927  Personen 
zwischen  20  und  25  Jahren  waren  nur  44  Männer  und  201  Frauen 
verheiratet.  Es  ist  die  erwerbsfähige,  unternehmungslustige  Jugend, 
die  abwandert,  um  sich  in  dem  größeren  Irland,  das  sie  in  den 
Vereinigten  Staaten  vorfindet,  hrwcrbssTclegenheit  zu  verschaffen. 
Die  meisten  gehen  als  ungelernte  Arbeiter  hinaus.  Unter  18  343 
Männern  waren  außer  658  I'armern  13359  Arbeiter;  unter  21  S^7 
Frauen  werden  15638  als  servants  bezeichnet.') 

Auch  die  Gliederung  der  in  der  Heimat  zurückgebliebenen  Be- 
völkerung weist  keine  Züge  ökonomischer  Jugendkraft  auf.  Es  be- 
trägt auf  je  100000  die  Zahl  der  unter  20  Jahre  alten  40952,  die 
der  20  bis  55  Jahre  alten  44789,  die  der  über  55  Jahre  alten 
14259.  Dieser  Altersaufbau  ist  dem  der  franzosischen  Bevölkerung 
nicht  unähnlich;  er  weist  eine  geringe  Besetzung  der  Jugendklassen 
(303  per  1000  bis  15  jährige  in  Irland,  in  Frankreich  262,  dagegen 
in  Deutschland  351^  und  eine  starke  Besetzung  der  über  60jährigen 
(Irland  105  auf  1000,  Frankreich  125,  Deutschland  dagegen  nur  80)  auf. 

')  Wie  der  Census,  dem  alle  diese  ZÜTern  entnommca  sind,  mit  Recht  be- 
merkt, lassen  sich  irgend  welche  Schlüsse  auf  die  Qualität  der  den  vcrscliicdcnrn 
Bekenntnissen  angrhörif^cn  Bevölkerung  hieraus  nicht  ziehen.  Die  blotic  Tatsache, 
iia;l  dir  Katholiken  die  Majorität  bilden  und  auch  die  Mehrheit  der  armen  Be- 
völkerung uaifsiiscn,  erklärt  diese  ZilTcrn  vollkommen. 

*)  Emigration  Statistlcs  1901.    Die  irische  .\uswanderung  ist  eingehend  erörtert 
bei  Karl  RRtkgen  ,,EngUselie  Auswanderung  und  AutwattdeniOKSiKilitik**. 
Aithhr  fiir  SodalwiMcuchaft  s.  Soilalpelliik.  L  (A.  f. «».  G.  u.  St.  XIX).  1.  lO 
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Wenn  wir  die  Geburten  und  Todesfälle  betrachten,  so  ergibt 
sich  auf  1000  der  Bevölkerung-  eine  Geburtsziffer  von  23,0,  der 
18,2  Todesfalle  gegenüberstehen.  Auf  100  976  Geburten  knmen  im 
letzten  Jahre  79  116  Todesfälle.  Dieses  scheinbar  nicht  ungünstige 
Ergebnis  verliert  aber  an  Bedeutung,  wenn  wir  die  Zahl  der  lihen 
betrachten.  Es  befanden  sich  1901  i  049413  Frauen  in  gebär- 
fähigem  Alter  (15 — 45)  in  Irland,  hiervon  waren  nur  341258 
verheiratet,  im  ganzen  32,5  Proz.  Diese  Zahl  der  verheirateten 
I^Vauen  im  Verhältnis  zu  den  heiratsfäiügcfi  niuiiiit  dauernd  .ib.V) 
Nur  in  den  zurückgebliebenen  Gegenden  Connaughts  herrscht  cuic 
stärkere  Ehefrequenz.  Auf  100  über  25  Jahre  alte  Frauen  kommen 
ia  Mayo  nur  33,3  unverheiratete,  in  der  Grra&cbaft  Dublin  dagegen 
etwa  52,2,  also  mehr  als  die  HUfte.  Da  uneheliche  Geburten,  vor 
allem  in  den  katholischen  Teilen  Irlands  keine  Rolle  spielen,  so 
ergibt  sich  schon  aus  diesen  Zahlen  die  langsame  natürliche  Zu- 
nahme der  Bevölkerung. 

„Estimated  by  the  number  of  married  women  of  the  child- 
bearing  age  the  natural  increase  of  population  in  hrdand  ts  at 
{»resent  veiy  small",  sagt  der  Census.  Das  Bild,  das  man  sich 
früher  von  Irland  machte,  als  einem  Lande  mit  frühen  Heiraten» 
die  von  zahllosen  Kindern  gefolgt  sind,  ist  seit  langem  nicht  mehr 
richtig.  Man  kann  ohne  starke  Übertreibung  sagen,  dafi  ein  grofler 
Teil  der  heiratsfähigen  und  heiratslustigen  Bevölkerung  alle  Jahre 
Irland  verlaßt,  um  sich  jenseits  des  Ozeans  einen  Herd  zu  gründen. 
Weit  wahrer  ab  die  Vorstellung  einer  kaninchenhaft  sich  ver- 
mehrenden Race  ist  heute  das  Wort  George  Moore's:  „Nothing 
thrives  in  Ireland,  but  .the  celibate." 

m. 

Irland  ist  ein  armes  Lind.  Wer  je  durch  die  endlosen  lierg- 
öden  Connaugths  gewandert  ist,  wer  je  die  sclimutzigcn  slums  einer 
irischen  Stadt  gesehen  hat,  in  denen  sich  modernes  Proletariat  ohne 
moderne  Industrieentwicklung  vorfindet,  hat  kaum  das  Bedürfnis, 
Zahlen  für  seine  Eindrücke  aufeusudien.  Die  Statistik  bestätigt  in- 
deß  seine  Vorstellungen.  Nach  einer  Berechnung  Giflfen's,  die  der 
Commission  on  Financial  Relations  vorgelegt  und  im  gewissen 
Sinne  zur  Grundlage  der  Ausführung  derselben  gemacht  wurde, 


^)  Census  22. 
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darf  man  das  Einkommen  Irlands  zu  63  bis  76  Millionen  £  rechnen.*) 
Das  cr^%ibe  also  bei  einer  Bevölkerung  von  4  Millionen  Menschen 
etwa  ein  Durchschnittseinkommen  von  15  — 16  X.  So  gering  dieses 
Durchschnittseinkommen  von  M.  300  auch  erscheint,  das  für  die 
westlichen  Teile  sich  wesentlich  niedriger  stellen  dürfte,  so  ist  es 
bereits  das  Ergebnis  eines  allerdings  langsamen  Wachstums.  Die 
Veranlagungen  zur  Einkommensteuer  („net  assessments")  betrugen: 

1854  1S64  1874  iSS4  iS94 

21,33  23  27,08         27,062        27,3s  I  Millionen 

Die  Kinkom mensteuer  ist  ein  etwas  trügerischer  Maßstab,  da  sie 

nur  auf  Einkommen  über  t6o  £  fallt  und  Irlands  zahlreichste  Ein- 
kommen sich  zweifellos  unter  tlieser  Grenze  befinden.  Aber  andere 
Ziflcrn,  wie  die  Zunahme  des  Viehbestandes,  die  Kinlaj^en  der 
Sparkassen  und  Banken,  aiu^h  wohl  der  Eisenbahnverkehr  zeigen 
einen  gewissen  Fortschritt.  Die  Einlagen  der  Sparkassen  be- 
trugen : 

1870  1880  1890  1894 

2,7  3,7  5,7  6,97  Millionen  £. ') 

Irgend  welche  weitgehende  Schlüsse  sind  hieraus  kaum  zu  ziehen, 
außer,  daß  die  Armut  Irlands  heute  etwas  weniger  groß  ist,  als  vor 
Jahrzehnten.  Ein  gewisses  fortschrittliches  Regen  zeigt  sich  an 
manchen  Stellen.  So  betrug  z.  B.  das  Kapital  der  Aktienge- 
seiischaften 

1880  1890  189495 

11,5  19,5  25,48  Millionen  £.*■) 

Solche  Ziffern  zeigen  die  Richtung,  in  der  die  irische  Volkswirt- 
schaft sich  bewegt;  sie  sagen  wenig  über  ihren  heutigen  Zustand. 

Im  irischen  Census  wird  eine  detaillierte  Darstellung  der 
Wohnungsverhältnisse  gegeben.  Die  Häuser  werden  in  4  Klassen 
eingeteilt  Die  unterste  (vierte)  Klasse  sind  einfensterige,  einzimmerige 
Lehmhütten  (mud  cabins);  die  dritte  Klasse  wird  von  Hütten  ge- 
bildet, die  I — 4  Räume  und  ebensoviel  Fenster  besitzen;  die 
zweite  Klasse  sind  anständige  Farmhäuser  mit  4 — 9  Zimmern  und 
Fenstern;  die  oberste  Klasse  sind  wirklich  gute  Häuser.  Wenn 

^  Final  Report  of  the  Royal  Ctunndsdi»!  on  Üie  Financial  RdatiOTs  between 
Grcat  Britaia  «ad  Irdand  p.  174  ff. 

*)  Finandal  Relati<»is  Report,  p.  58- 
*)  Finandal  Relation«  Report,  p.  307. 
*)  Ib.  p.  ao?. 
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wir  diese  Kuiteiluiig  annehmen,  so  ergeben  sich  folgende  ZitVern: 
Es  gehörten  an: 

In  der  Stadl:      Auf  dem  Lande;  ül/crliaupi: 

der  4-  Klassen         539  Häuser  9  374  Häuser  9^73  Häuser 

„    3.      „  22268     „  229338      „  251606 

„    2.      »,         171 792     »  349662-    „  521454 

»   r.     „        36525    „  38700     „  75225  „ 

Wenn  man  berücksichtigt,  daß  vielfach  mehr  als  eine  P'amilic  das 
betreffende  Haus  bewohnt  und  nicht  die  Häuser,  sondern  die 
Wohnungsverhältnisse  klassifiziert,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild; 

Es  lebten  in  Auf  dem  In  der 

■Wohnunj^svcrhiiltnissen  Lande;  Stadt- 

der  4.  Klasse  1 1  869  Familien      29354  Familien 

..    3«     II  234380       .,  53618 

348763  n  164322 


it 
»• 


„    I.     »  37733  30  a  «7 

Die  irische  Lehmhütte  mit  ihrem  buckeligen  Strohdach ,  das  an 
Stelle  eines  Schornsteins  ein  Loch  hat,  deren  Fenster,  wenn  über- 
haupt vorhanden,  nicht  geöffnet  werden  kann,  deren  Boden  die 
bloüe  Erde  ist,  deren  Einrichtung:^  ein  paar  Bretter  sind,  die  als 
Bett  dienen  und  ein  paar  andere  Bretter,  die  auf  die  Bezeiciinung 
Schrank  Anspruch  machen,  ist  die  primitivste  Behausung,  die  man 
sich  vorstellen  kann.  Sie  hat  häufig  keine  richtige  Feuerstelle;  an 
der  einen  Wand,  auf  dem  bloßen  Boden,  wird  der  Torf  in  Flammen 
gesetzt.  Die  einzige  Ventilation  erfolgt  durch  die  Tür  und  durch 
das  Loch  im  Strohdach.  Kin  paar  Hockerchen  und  ein  Gestell,  auf 
dem  zerbrochene  Tassen  stehen,  vervollständigen  die  Einrichtung. 
Häufig  teilen  Kuh  und  Kalb,  Schwein  und  Hühner  die  Behausung  mit 
dem  Inhaber.  Soldier  Wohnungen  weist  Irland  loooo  auf.  Aber 
auch  die  Hauser  der  dritten  Klasse,  die  oft  aus  losem  Stein  gefugt 
sind,  durch  Abteilungen  in  mehrere  Räume  zerlallen  und  meist 
zwei  Türen  haben,  die  je  nach  der  Windrichtung  geschlossen 
werden  können,  verraten  in  ihrer  Mehrheit  einen  so  tiefen  Grad  von 
Komfort,  wie  er  wohl  bei  kdnem  westeuropäischen  Volke  eidstiert 
Die  nackte  Erde  als  Boden  dürfte  sich  bei  den  meisten  derselben 
vorfinden.  Der  irische  Standard  of  life  ist  ein  außerordentlich 
niedriger,  daher  sind  alle  derartige  äu^lere  Anzeichen  der  Armut 
in  gewissem  Sinne  irreführend.  Der  Ire  ist  häufig  nicht  so  arm, 
wie  man  aus  seiner  Art  zu  leben  schliefien  könnte.  Die  Fähigkeit, 
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unter  elenden  Lebensbedingungen  zu  existieren,  auf  Böden  sein  Da- 
sein zu  fristen  und  sich  fortzuflanzen ,  wo  eine  mitteleuropäische 
Ziege  verhungern  müßte,  hat  zweifellos  das  irische  Volk  während 
der  langen  Periode  der  Verachtung  und  Unterdrückung  erhalten. 
Sie  ist  es  aber  auch,  die  eine  wirtschaftliche  Erhebung  und  Fort- 
entwicklung heute  so  unendlich  schwer  macht.  Ein  Volk,  das  mit 
etwas  Milrh  und  Kartoffel,  mit  Tabak,  ein  bischen  Schnaps  und 
starkem  aber  schlcclitem  Tee  zufrieden  ist ,  Hefert  nicht  die  Ele- 
mente, die  die  moderne  industrielle  Weit  verlangt. 

I  ni^efdiir  der  irischen  ]kvi')lkerunj^,  im  ganzen  i  436071, 
Ü  bt  in  Stcädtcn ;  davon  in  neun  liorourjhs  (das  sind  Städte .  die 
Abj^^cordnete  ins  Parlament  wählen)  892  463.  Während  die  Gesamt- 
be\  ölkerun;^  seit  1891  um  einige  Tausend  zurück^re^anj^fen  ist  ,  ist 
die  Stadtbevölkerung  um  1 39  670  gewachsen.  Wenn  man  die 
städtische  Bevölkerung  auf  die  religiösen  Verhältnisse  hin  unter- 
sucht, so  ergiln  sich,  dal)  in  den  I^orouf^hs  59,3  Pro/.,  ix.idiolikcn 
sind,  in  den  übrigen  towns  62,6  Proz.  Ks  ist  also  das  Verliallnis 
der  Katholiken  zu  den  Protestanten  in  den  Städten  ein  ungünstigeres 
als  auf  dem  flachen  Lande,  da  der  Durchschnitt  für  ganz  Irland 
74  Ftoz.  beträgt  In  gewissem  Siiuie  ist  daher  das  Zid  der  allen 
englischen  Politik,  die  Städte  protestantisch  zu  erhalten,  erreicht 
worden.  Neben  Dublin  und  Belfast  machen  nur  etwa  ein  halbes 
Dutzend  Städte  einen  wirklich  städtischen  Eindruck.  Der  Rest 
besteht,  aufier  in  Ulster,  aus  dorühnlichen  Hauseragglomera' 
tionen,  die  Marktzentren,  Verwaltungszentren  und  —  das  wicht^te 
nicht  zu  vergessen  —  Triokzcntren  der  agrarischen  Distrikte  sind. 
Viele  dieser  kleinen  irischen  Städte  sind  das  niederdrückendste, 
was  man  in  Westeuropa  sehen  kann.  Das  Elend  des  flachen 
Landes  wird  wenigstens  durch  die  Empfindung  der  Weite  gemildert 
Hier  säumen  die  schmutzigen  Hütten,  eng  aneinander  gestellt,  ver- 
wahlloste  Straßen,  denen  ein  paar  mehrstöckige  Häuser  vergebens 
stadtischen  Charakter  zu  verleihen  suchen.  Eine  städtische  Ge- 
sellschaft mit  Kulturinteressen  ist  kaum  vorhanden.  Die  Geist- 
lichen der  verschiedenen  Konfessionen,  ein  paar  Beamte,  ein  oder 
der  andere  Landagent,  der  Verwalter  der  Bankfiliale,  ein  Arzt,  ein 
Anwalt,  das  ist  alles,  was  an  kulturtnrin^enden  Elementen  vorhanden 
ist;  vielleicht  ist  noch  ein  Kloster  in  der  Nähe  und  eine  oder  die 
andere,  nicht  übermäßig  gel  st  fördernde  Gymnasialschulc.  Die  Ge- 
rechtigkeit verlangt  indes  das  Zugeständnis,  daü  die  armen  Quar- 
tiere der  großen  Stadl  mit  ihren  fensterlosen,  verwahrlosten  Häusern, 
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auf  deren  äußerer  Stetntreppe  sämtliche  Bewohner  tagsüber  nicht 
eben  stillschweigend  su  sitzen  pflegen,  an  Vefkotnmenheit  und  ekel- 
erregendem Schmutz  den  Iddnen  Städten  mindestens  ebenbürtig 
sind.  Der  Rest  der  Bevölkerung  wohnt  teils  in  dorfahnlichen  Sied- 
lungen, die  sich  nur  durch  Abwesenheit  der  Selbstverwaltung  von 
den  Städten  unterscheiden,  teik  in  durcheinandergewürfelten  Weilern 
und  in  einsamen,  auf  Mooren  und  Berghalden  gelegenen  Hütten. 
Je  dünner  die  Bevölkerung  wird,  desto  einsamer  wird  Lriand,  desto 
öder  und  stiller  das  Leben  dieses  lebensfrohen  Volkes. 

IV. 

Die  iierufsstatistik  teilt  die  irische  Bevölkerung  in  6  Klassen 
ein.  Die  erste  Klasse  umfaßt  die  freien  Berufe  etc.  mit  131 035 
Individuen.  Zu  ihr  zählen  Ärzte,  Advokaten,  Beamte  etc.  Die 
zweite  Klasse  enthält  häusliche  Dienste,  Gesinde  etc.,  sie  zählt 
210418  Individuen;  die  dritte  Klasse  umfatit  die  kaufmännischen 
Berufe  mit  97889  Individuen;  Ackerbau  mit  »79062  Individuen 
bildet  die  vierte,  Industrie  mit  639,413  die  fünfte  Klasse.  Der  sechsten 
Klasse  endlich,  mit  2494658,  gehören  die  nicht  näher  bestimaiLcu 
Berufe  und  vor  allem  die  großen  Massen  der  nicht  beruflich  Tätigen  an. 
Sehr  viel  volkswirtschaftlich  Wertvolles  läßt  sich  aus  dem  irischen 
Census  nicht  ersehen;  er  gibt  vielmehr  eine  Sammlung  Volkswirt- 
schaMkrher  Einzeltatsachen  als  ein  ^temaüsch  durchdadites  Ganoe 
des  irischen  Wirtschaftslebens.  Auf  den  ersten  IHick  scheinen  die 
kaufmännischen  und  die  industriellen  Klassen  fast  ebenso  stark 
ins  Gewicht  zu  &llen,  wie  die  Ackerbau  treibende  Klasse.  Aber 
einmal  sind  dieser  letzteren  noch  etwa  115  540  im  aUgemeinen  als 
,4abourers"  bezeichnete  Individuen  zuzuzahlen.  Dann  aber  sind  die 
irischen  Industrien,  um  die  es  sich  handelt»  meist  Kleinindustrien 
mit  geringem  Kapital,  oder  solche,  die  lokalen  Bedürfnissen  dienen, 
wie  Baugewerbe,  Bekleidungsgewerbe  etc.  . . .  Die  wichtigste  In- 
dustrie dürfte  das  Verkehr^werbe  sein,  das  im  ganzen  58  566  An- 
gestellte zahlt.  *)  In  erster  Linie  kommen  hier  die  Eisenbahnen. 
Irland  ist  ein  Land  der  Privatbahnen ;  es  gibt  etwa  30  Privatgesell- 
schaften, deren  Netz  ca.  3214  engl.  Meilen  lang  ist.  Ihr  arbeitendes 


*)  Für  das  Folgende:  Ireland,  Industrial  and  Agricultural  .■ !  '  ,  W.  P.  Coyne 
p.  73  fr.  nnd  Kailway  StatUtics;  auch  der  Census  Report  ist  hier,  wie  an  anderen 
Stellen,  benutit  worden. 
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Kapital  betni-y  im  Jahre  1902  etwa  40  Millionen  £.  Der  Überschuß 
der  Einnahmen  über  die  Kosten  war  1,58  Millionen  £,  was  also 
knapp  eine  Verzinsufu^^  von  4  Proz.  ergibt.  Die  irischen  Eisen- 
bahnen sind  im  u  t  snulichcn  Passaj^icrbeförderungsbahnen.  Von 
den  Roherträgen  brachten  die  Passagiere  2  Millionen  £  ein, 

Waren  im  allgemeiaea  Vi*  h  Mineralien 

1238000  £  330 o"0  £  219700  £ 

\\'ährend  in  England  einer  Einnahme  aus  Warentransport  von  57 
Millionen  £  eine  solche  aus  Passagiertransport  von  33,4  Millionen  ^ 
;:^egenüberstehi,  ist  das  Verhältnis  für  Irland  wie  1,7^7  7m  2,098 
Millionen.*)  Die  F^rachten  in  Irland  sind  hoch,  weit  höher  als  in 
England.  Während  im  Jahre  1890  die  Beförderung  per  Tonne 
3275  Proz.  teurer  war  als  in  England,  ist  sie  im  Jahre  1900  auf 
37,1 }  Proz.  gestiegen. 

Der  I^ndtransport  auf  Straßen  etc.  beschäftigt  18985  Personen, 
die  Schififahrt  in  ihren  verschiedenen  Zweigen  15  252. 

Die  größte  irische  Industrie  ist  die  Textilindustrie,  vor  allem 
die  Leinenindustrie  Ulsters,  die  in  der  Tat  eine  Weltindustrie  ist.  Im 
Jahre  1899  existierten  51  Spinnereien  oder  Spinnereigesellschaften 
mit  S38  582  Spindeln.    Die  Zahl  der  mechanischen  Webstühle  be- 
trug 32  245.    Der  Export  aller  Sorten  Leinen  aus  dem  Vereinigten 
Königreicli  wurde  1901  auf  5  Millionen  £  geschätzt  (Sir  R.  Lloyd 
l'atterson  auf  der  Cork  Industrial  Conference  p.  38,  47,  48).  Die 
Zahl  der  Angestellten  betrug  77465,  von  denen  809  in  der  Baum- 
wollindustrie tätif;  w.-u*en.    Außer  diesen  waren  noch  etwa  30000 
in  Bleichereibctrieben  beschäftigt.  —  Die  Wollindustrie  dagegen 
trägt  wesentlich  den  Charakter  einer  Lokalindustrie.    Das  Spinnen 
geschieht  zum  großen  Teil  in  den  Hütten,  während  114  kleinere 
Lohnwebereien  mit  3323   Arbeitern  bestehen.*)     Im  ganzen  be- 
schäftigt die  Wollindustrie  5348  Individuen.    Die  Zahl  aller  in  der 
Textilindustrie  Beschäftigten   ist    109588.     Sonst  weist   die  Be- 
klci(Uini;sindustrie,  die  Schneider,  Schuster,  Hutmacher  umfaßt,  die 
gröUic  Zahl   der  industriell  Tätigen  auf.    Mit  Ausnahme  einiger 
Schuhfabriken  ist  die  W'äscheindustrie  um  Londonderry,  die  etwa 
Soooolndividuen  beschäftigt*^),  die  einzige  Industrie  dieser  Gruppe, 

la  der  englischen  Zitier  sind  keinerlei  tinnabmcn  aus  Gepäck-  und  Brielposl 
dagcscbloncti. 

^  Ifdmd  401. 


Digitized  by  Google 


152 


M  J.  Bonn, 


die  Großbetriebe  enthält  Sie  ist  jedoch  zum  grollen  Teil  noch 
als  Verlagsindustrie  crgani^rt. 

Der  Bergbau  ist  unbedeutend  Der  Kohlenbau  fördert  wenig 
mehr  als  looooo  tons.  Der  Wert  aller  Bergprodukte  beträgt 
ca.  250000  £\  die  im  Bergbau  Angestellten  zahlen  ca.  6386  Kopfe. 
Die  Fischerei  beschäftigt  HOOG  Individuen. 

Aufierdem  sind  noch  drei  irische  Industrien  von  Weltruf  zu 
erwähnen;  die  Bierbrauerei,  die  Whisk^brennerd  und  die  grofien 
Schif&bauwerften  von  Belfast  Die  39  Bierbrauereien  Irlands  pro- 
duzierten im  Jahre  1901  über  3  Millionen  Barrels,  von  denen  ca. 
2  Millionen  im  Inlande  konsumiert  wurdetu')  Alle  Betriebe  werden 
durch  die  Guiness'sche  Brauerei  überr^[t,  deren  Jahresgewinn  in 
den  letzten  Jahren  auf  ca.  800000  £  kam.  Die  30  Whiskey- 
brennoneien  ereu^^ten  im  Jahre  1901  14,2  Millionen  Gallonen,  von 
denen  etwa  4V2  Millionen  im  Inlande  konsumiert  wurden.'^)  Neben 
diesen  GrroÜbetrieben  besteht  noch  in  vielen  Bauernhütten  des 
Westens  eine  heimlich  betriebene,  unerlaubte  Brennerei,  wo  der 
sogenannte  „Potheen"  hergestellt  wird,  der  dem  irischen  Whiskey- 
trinker der  Schwierigkeit  des  Erwerbes  wie  der  Gefahr  und  der 
Ungesetzlichkeit  der  Produktion  wegen  besonders  lieb  ist.  Nicht 
weniger  als  1404  der  hierzu  verwandten  BiaseHf  („stiUs")  wurden 
1902  von  der  Polizei  beschlajrnahmt. 

Die  Alkoholindustric  beschäftigt  zwar  nur  5400  Angcbtellte, 
bietet  aber  einer  großen  Anzahl  Krämern  und  Wirten  lohnende 
ErwerbsL^elei,^enheit.  Man  zählt  in  Irland  30  572  Krämer  (gcneral 
shojtkeepcrs)  deren  Erfolg  im  Wirtschaftsleben  ohne  eine  Schank- 
lizeaz  häufig  zweifelhaft  wäre.  25  206  Schanklizcazca  waren  1902 
ausgegeben. Der  Kampf  um  die  Licenzen  bildet  ein  Moment  im 
irischen  Leben,  das  viel  wichtiger  und  viel  bedeutungsvoller  ist, 
als  die  politischen  i  hcaterkämpfe,  die  die  Spalten  der  Zeitungen 
füllen.  Mehr  und  mehr  wird  die  Macht  der  Wirte  im  poli- 
tischen Leben  Irlands  fühlbar.  Sie  sind  in  dem  kapitalarmen 
Lande  die  IC^italistenklasse  und  üben  als  solche  dnen  starken 
Einfluß  aus. 

Die  letzte  große  Industrie  —  und  sie  ist  eine  Industrie  von 
Weltruf  —  sind  die  großen  SchifTsbauwerften  Belfasts,  vor  allem  die 


*)  IreUnd  459  ff. 
*)  Irclaad  499. 

Thomms  Offictil  Directory. 
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von  Hailand  Cs:  Woil,  die  uni^efähr  9CXX)  Arbeiter  beschäftigen.  Im 
Jahre  1900  betrug  dereti  Produktion  93  3 16  Bruttotonnen.  Die 
Bedeutung  dicücr  Industrie  für  Belfast  liegt,  abgesehen  von  allem 
anderen  auch  darin,  daß  sie  eine  Ergänzung  der  Textilindustrie 
bildet;  die  weibliche  Bevölkerung  arbeitet  in  den  Spinnereien,  die 
Mänaer  auf  den  Werften. 

Wenn  man  alle  diese  Zahlen  betrachtet,  so  kann  man  kaum 
sagen,  daß  Irland  den  Eindruck  eines  industriellen  Landes  mache; 
im  wesentlichen  ist  es  ein  Agrarland  und  wird,  mit  Ausnahme  der 
Ostküste>  auf  absehbare  Zeit  ein  Agrarland  bleiben. 

V. 

Irlands  Bodenfläche  betragt  20350cxx>  acres.  Davon  neh- 
men eui: 

Koni,Rllbcii,   Wdde  und  vorabergehende  Sunpfi  Ödland 

Kartoffel           Weide,   Heu  von  Brache   Wald  usw.  Wasseriisw. 

usw.             daneraden  Weiden  Berg 

3,3  MiU.  acres        i»^  0^0095      0,303      4,807  6  MUL  acres. 

Schon  diese  Ziifem  zeigen,  daß  Irland  ein  Weideland  ist  Die  mit 
gesaetem  Grras  bedeckte  Fläche  ist  1,2278  Millionen  acres;  dazu 
kommen  11,665  Millionen  acres  ewige  Weide,  zusammen  12,893 
Millionen  acres,  also  mehr  als  %  ^  gesamten  urbaren  Landes. 
Irland  ist  demgemäß  ein  Land  der  Viehzucht.  Es  betrug  der 
Viehbestand: 

1861  1902 

Milchkühe  1,525  Millionen  StUck  1,510  Millionen  Stttck 

2-  und  mehrjrihripe  Rinder  0,8466       „  „  1,77         „  „ 

ijährigr  Kin<lcr  0,585;        „  „  1,67  „  ,, 

untrr  I  J.ilir  0,5;:!  4        „  „  1,126  „ 

der  ganze  RiodvicbbcikUuid  3471  700  Stück  4782000  Stück. 

Vergleicht  man  diese  Ziffern,  so  ergibt  sich  eine  Abnahme  der 
Milchkühe  um  2,2  Proz.,  eine  Zunahme  der  Rinder  unter  i  Jahr  um 
116  Proz.,  eine  Zunahme  des  gesamten  Rindviehbestandes,  mit  Aus- 
nahme der  Kühe,  um  69^8  Proz.  und  eine  Zunahme  des  gesamten 
Viehbestandes  um  37,7  Proz.  Diese  Zahlen  beweisen,  daß  Irland 
sich  mehr  und  mehr  von  einem  milch  produzierenden  zu  einem 
(leischproduzierenden  Lande  entwickelt.'}  Der  sonstige  Viehbestand 
beträgt: 

')  Agricultaral  Stattstics  p.  XII C 
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Schate,  (die  an      Schweine       Pferde      Esel      Ziegen  Geflügel 
2M  abnehmen) 

4,2  Mill.  i,55  Mill.      565000    239000    312000    ca.  18  MiU.  StUck. 

Der  Export  von  Vieh  nach  England  im  Durchschnitt  dreier  Jahre 
erreichte: 

Rindvieh 
7S3466  Stack  oder  13^8  Pros. 

des  gesamten  Bestandes;  wenn  man  die  Kühe  ausschliefit,  etwa 
25  Proz. 

Scbftfc  Schweine 
990000  oder  19,3  Pro«. ;      650000  oder  48,9  Ftos.  der  Bestandes 

Der  Wert  dieser  Viehausfuhr  betrug: 

Rinder  Schafe  Schweine  Im  ganzen 

II  MUL  1,3  MUl.  i,3S  MiU.  13,74  MüL 

Der  Gesamtwert  des  Viehbestandes  wkd  zwischen  42  Millionen 
und  71  Millionen  £  geschätzt»  der  der  Pferde  auf  12  Vt  Millionen.*) 
Ein  anderes  BUd  ergibt  der  irische  Ackerbau.  Es  sind  bestellt: 

mit  Ccrealien       mit  Wurzelgewächsen         niit  Wiix  ii 

1,307  I1O70  2, lös  Mill.  acrcs; 

zusammen  4,507  Millionen  acres.   Davon  entfallen  auf: 

Hafer   Weizen   Gerste   Flachs    Rflbcn   Mangeln   Kartoffel  Wiesen 

1,082    0,044     0,168    0,050    0,289     0,077       0,629      ^«168  MUL  acrcs. 

Der  Wert  der  Ernte  beträgt  im  Durchsclinitt  33  Millionen  jC. 
Davon  entfallen  auf 

Hourrnlc  Hafrrcmle  KartuffHernte 

13  MiU.  6  Mill.  8  MiU.  £. 

Diese  drei  wichtigsten  Ernten  ergeben  27  Millionen  £  (alles 
nach  den  Agricultural  Statistics  von  1902).  Auch  diese  Zahlen 
zeigen,  daß  Irland  ein  Weideland  mit  geringem  Ackerbau  und 
extensiver  Technik  ist'}   Im  ganzen  waren  876000  Individuen  im 


•)  Thom  635. 
*)  Thom  738. 

*)  Dank  der  anSerordenUichen  Fmeblbarkeit  der  in  Anbau  genommenes  Böden, 
sind  die  Ergebniiae  der  cinielnen  Ernten  wesentlich  grttSer  aU  in  England.  Daa 
durchschnittliche  Ernteergebnis  der  Jahre  1893/1902  betrag 


Digitized  by  Google 


Die  iriiche  Agrarfrage. 


Ackerbau  beschäftigt,  von  denen  ungefähr  140000  {Manner  und 

Frauen")  als  Arbeiter  und  Kätner  bezeichnet  werden ,  85  000  als 
Maus^esiade  (indoors),  außerdem  wird  man  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  noch  einen  Teil  der  181  000  allgemein  als  Arbeiter 
bezeichneten  Individuen  zurechnen  müssen. 

Irland  ist  ein  Land  der  ewigen  Weide.  Schon  die  Tatsache, 
daß  aus  15  Millionen  acres  Kulturland  nur  350000  acres  mit 
Rüben  bestellt  sind,  beweist,  wie  wenig  eine  intensive  Fruchtfolge 
in  Irland  statt  hat.  Da  eine  dichtere  Bevolkerun;:^  ohne  Ackerbau 
nicht  möglich  ist ,  ein  intensiver  Ackerbau  ohne  Rüben  kaum 
stattfinden  kann,  so  ist  die  irische  brat^je  in  letzter  Linie  ein 
„Riibenprohleni".  Zwei  Drittel  des  Landes  berührt  niemals  der 
Pflug  noch  die  Hacke.  Viele  Landesteile,  vor  alleni  die  Graf- 
schaften Kildare .  Meath  und  Dublin ,  sind  nichts  anderes, 
als  eine  von  dichtem,  fast  blaugrün  schimmerndem  Grase  be- 
wachsene Graswüste,  die  durch  Hecken  und  Gräben  in  Felder  ein- 
geteilt ist.  Man  sieht  kaum  ein  menschliches  Wesen,  denn  das 
Vieh  weidet  ohne  Hirten  auf  den  eingehef^ten  Feldern,  in  deren 
Mitte  ein  einsamer  Pfahl  oder  Stein,  an  dem  die  Tiere  sich  reiben 
können,  das  einzige  Anzeichen  menschlicher  Tätigkeit  ist  Da- 
zwischen liegen  Hunderte  und  Tausende  verfallener  Hütten  zerstreut, 
Behausungen,  in  denen  früher  Menschen  gelebt  haben.  Die  be- 
wohnten Häuser  sind  seit  1851  von  i  146223  auf  858158  im 
Jahre  1901  gefallen,  eine  Abnahme  von  188065  Hausem.  Es  sind 
diese  weiten  „grazing  ranches",  die  Irland  zu  einem  Lande  des  groflen 
Schwei^[ens  gemacht  haben. 

Klima  und  Boden  begünstigen  die  Weidewirtschaft  So  teilt 
man  z.  B.  die  Böden  ein  in: 

I*  Fettweiden, 

2.  Tadweiden  für  Molkereibetriebe, 

3.  magere  Talweiden, 


in  Eoglaad  in  Irland 

Wdicn  per  ncre  30,52  bashek  32,31  bniliels 

Hafer     „     »  4^      u  44i47  » 

Gcntc         „  33,63     „  39i>3  n 

Heu  voD  ewigen  Weiden  33,63  ewU  46,51  cwts 
Digital  Kartoffeln         5,96  toni  3,87  tons. 

Dir  Kartoffel  i«t  die  Frucht  des  armen  Mannes  und  wird  daher  von  den  scfalcehten 

Böden  gewonnen  (Statistics  1903). 
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4.  Bergweiden, 

5.  Moore  und  Oedländereien.^) 

Mit  Ausnahme  der  |:^röbsten  Böden  Ulsters  be<^rast  sich  das 
Land,  sobald  ninn  es  dem  Ackerbau  entzieht,  von  selbst.  Auch  das 
Klima  mit  seiner  ebenmäßigen  Feucht ir^keit,  der  geringen  Kälte  im 
Winter  und  der  geringen  Wärme  im  Sommer,  begünstigt  die  Weide- 
wirtschaft und  ist  dem  Ackerbau  nicht  gerade  zuträglich.  Auticr 
diesen  physischen  Gründen  haben  eine  Menge  anderer  Momente 
mitgewirkt,  Irland  zu  einem  Weideland  zu  machen.  Man  behauptet, 
der  Fall  der  Kornzölle  (1846)  habe  Irland  aus  einem  Acker- 
baulande in  ein  Weideland  verwandelt.  Es  ist  nicht  meine  Ab- 
sicht, diese  hVage  hier  zu  erörtern,  doch  kann  mau  mit  ziem- 
licher Bestimmtheit  sagen,  daß  keine  Getreidezölle  von  einigermaßen 
erträglicher  Höhe  den  großen  Fall  der  Getreidepreise  in  den  80  er 
Jahren  hatten  aufhalten  können.  Bis  dahin  waren  es  nicht  sowohl 
fallende  Kompreise,  als  steigende  Fleischpreise  gewesen,  die  das 
Aufblühen  der  Viehzucht  in  Irland  verursachten.  Überdies  sind 
die  Iren  zu  allen  Zeiten  ein  viehzüchtendes  Volk  gewesen,  das  vom 
Ackerbau  wenig  verstand  und  seine  Neigung  ausschließlich  der 
Viehzucht  zuwandte.  Die  dichte  Bevölkerung  in  der  ersten  Hälfte 
des  I9b  Jahrhunderts  zwang  de  zum  Ackerbau,  den  hohe  Kom- 
preise erleichterten,  aber  die  Ackeibautechntk  war  so  primitiv,  daß 
sie  die  Fmcbtbarkeit  des  Bodens  viel&ch  beeinträchtigte.  Bei 
kleinen  Pachtstellen  herrschte  meist  Brandwirtschaft,  die  in  über* 
triebener  und  unsachgemäßer  Weise  geübt  wurde  und  den  Boden 
auf  Jahre  hinaus  verarmte.  Noch  heute  steht  man  oft  auf 
ärmeren  Weiden  die  Spuren  früherer  Felder,  in  den  etwa  meter- 


')  Coync,  Ircland  igff.  (Viele  Angaben  dit-st-s  Aufsatzes  sind  diesem  vor- 
züglichen Buche  entnommen,  dessen  Vcrfu'^'.fr  bis  vor  kurzem  an  der  Sjiit/r  der 
slatistisf hen  Ahtrilunj:;  des  irischen  .\ckrrl..iutuinistcriums  ge^tandrn  hat.  Ein  Irulier 
Tod  hat  ihn  auä  einer  segensftjchcu  TttUgkcit  gerissen.  L  lUcr  ijcinen  Händen  sjnd 
die  statistischen  VerutTcntlichungcn  des  Ackcrbauministcrums  zu  einer  Wissenschaft» 
licfa  durchdachten,  prakttscb  brauebbarcD  InforntttmiMqttcUe  geworden.  Coyne  ist 
einer  der  wenigen  Irläoder  gewesen,  die  eine  wissenscbalUicfae  Bildung  nur  Bdiaod- 
lung  praktischer  Fr^en  mit  gebracht  haben.  Die  Statistiken,  die  ans  seinem  De- 
partement stammen,  nnd  die  einzigen,  die  in  wirldich  wissenscha  Ali  eher  Weise  .\nt. 
wort  auf  Fragen  geben  und  nicht  blofi  eine  Zusammenstellung  von  zahlen  enthalten, 
die  gerade  so  gut  zur  Irrefühning,  wir  7.m  Frlcuchtun;:^  der  öffentlichen  Mdnun«; 
dienen  könnrn.  Srhr  virlc  srhwirrijjc  I'rohl<  iiic  meiner  irischen  Studien  wären  ohne 
seine  ilillc  und  seinen  Kai  nie  losbar  gewesen. j 
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breiten  Resten  von  Beeten  („lazy  berls");  der  kummerliche  (iras- 
wuchs,  der  hier  herrscht,  zeigt  wie  sehr  der  Boden  zerstört  wor- 
den ist^) 

Irland   ist  nicht   nur   ein   Land   der   Viehzucht,    es  ist  ein 

liind  der  extensiven  Wirtschaft.  Von  12  Millionen  acres,  die 
i'Tirrr  (r-ns  stehen,  wird  nur  von  2  Millionen  Heu  geschnitten. 
Der  Anbau  von  Futterpflanzen  ,  Klee ,  Rüben  etc.  ist  sehr 
L'-erint'-.  Das  Vieh  befindet  sich  meist  Sommer  und  Winter  im 
Freien,  obwohl  es  im  Winter  oft  durch  Kälte  an  Gewicht  ver- 
liert. Das  Junfnich ,  d;is  im  Herbst  etwa  6  —  S£  per  Stück  wert 
ist,  besitzt  im  Frühjahr  manchmal  nur  einen  Wert  von  20 — 30  sh,') 
Nur  die  Kühe  werden  in  Ställen  untergebracht.  Im  Westen 
finden  sie  sich  oft  in  den  Hütten  der  Besitzer.  „Die  Kuh  heizt 
gut",  ist  ein  altes  irisches  Wort.  Die  irische  Weidewirtschaft 
besteht  im  großen  f^anzcn  darin,  dati  der  Himmel  die  Sonne 
scheinen  und  den  Regen  fallen  läßt,  der  Mensch  das  Vieh  auf  die 
Weide  sendet  und  sich  im  übrigen  nicht  um  dasselbe  bekümmert. 
Selbst  Böden,  die  beim  Bau  von  Futterpflanzen  einen  vierfachen 
Ertrag  geben  würden,  werden  einfach  bc weidet. 

Man  kann  die  folgenden  Richtungen  der  Wirtschaft  unter- 
scheiden : 

Die  Molkereiwirtschaft.  Das  hauptsächlichste  Produkt ,  das 
verkauft  wird,  ist,  abgesehen  von  lokalem  Milchverkauf,  die  Hutten 
Die  Molkereiwirtschaft  findet  sich  vor  allem  in  den  Weidegraf- 
schafter!  Munsters,  nanilich  in  (x)rk,  Limerick,  Tippcrary,  aber  auch 
in  Ulster.  Die  Buttererzeugung  wird  heute  großenteils  in  Dampf- 
betrieben vorgenommen,  deren  Zahl  584  war  und  deren  Produktion 
beinahe  469000  cwts.  betrug.  Darunter  waren  1900  236  genossen- 
schaftliche Molkereien  mit  26477  Mitgliedern.  Sie  produzierten 
15'  ,  Millionen  Ibs.  Butter  im  Werte  von  703,826  Pfd.  Sterling. 
Durch  die  Genossenschaftsbewegung  hat  das  MoUcereiwesen  einen 
großen  Aufschwung  genommen.  Da  indessen  Stallfötterung  und 
der  sie  bedingende  Futterbau  nur  in  geringem  Mafie  existiertp  so 
ist  die  iVoduktwn  an  Butter  im  Winter,  wo  die  ^ise  am  höchsten 
and,  nicht  so  bedeutend,  als  sie  wohl  sein  köimte. 

Die  Wirtscbaften,  die  sich  der  Fleischproduktion  widmen» 
kann  man  in  drei  Klassen  einteilen:  i.  die  Wirtschaften,  welche 


*)  Ireland  29  ff. 

*)  JfonniAl  of  the  Depaxtment  of  Agrieultitre,  September  1903  p.  16. 
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Kälber  züchten  und  sie  entweder  bald  weiterverkaufen,  oder  sie 
bis  zu  ihrer  Veräußerung^  als  Jungvieh  füttern.  Manchmal  sind  diese 
Wirtschaften  gleichzeitig  nicht  unbeträchtliche  Butterj)rüduzentcn; 
sie  finden  sich  vielfach  auf  den  westlichen  Farmen,  deren  kleine 
Besitzer  diesem  ßcirieb  oblicj^en. 

Die  Wirte  der  zweiten  Klasse  kaufen  Jun^ieh  und  lassen  es 
so  lan^e  grasen,  bis  es  fast  marktreif  ist.  Das  nennt  man  „cattle 
storing"  (Halbmastvieh).  Auch  sie  finden  sich  vielfach  in  den  wesent- 
lichen Grafschaken.  Ein  <,aoßcr  Teil  der  so  gefütterten  Tiere  wird 
nach  England  und  Schottland  geliefert,  um  dort  in  kurzer  Zeit 
durch  rationelle  Fütterung  für  den  Markt  reif  zu  werden.  19OI 
wurden  344954  Stück  i ialbmastvieh  exportiert') 

Die  letzte  Klasse  sind  die  Mastviehzüchter,  deren  Sitz  die 
üppigen  Weidegrafscliaitcn  Meath,  Dublin  und  Kildare  sind,  die 
Halbmastvieh  kaufen,  es  auf  ihren  weiten  „ranches"  in  verhältnis- 
mäßig kurzer  Zeit  marktreif  machen  und  so  nach  Dublin  und  auf  den 
englischen  Markt  als  Mastvieh  senden.  1901  -wurden  261  690  Stück 
Mastvieh  exportiert.*) 

Zwischen  diesen  drei  Formen  der  Viehzucht  besteht  ein  inniger 
ökonomischer  Zusammenhang.  Wenn  heute  die  weiten  caUlc  ranches 
von  Mcath  aufgepflügt  und  dem  Ackerbau  ubergeben  würden, 
so  wäre  wahrscheinlich  eine  ökonomische  Krise  im  Westen  die 
Folge,  weil  die  Jungvieh-  und  Magerviehzüchter  den  gewohnten 
Markt  verlieren  müßten.  Die  Viehzucht  ist  in  gewissem  Sinne 
die  nationale  Industrie  Irlands.  Sie  ist  mit  Ausnahme  des  Auf- 
ziehens von  Kälbern  eigentlich  ein  Spekulationsgeschäft  Man  kauft 
ein  Stück  Vieh  billig,  läßt  es  so  -  und  so  lange  weiden  und 
verkauft  es  in  möglichst  kurzer  Zeit  zu  einem  höheren  Preise 
weiten  Nicht  nur  der  professionelle  Viehzüchter  und  der  pro- 
fessionelle Landwht  widmen  steh  diesem  Geschäft;  in  Meath 
pflegen  die  Bedienten  ihre  Löhne  in  Vieh  anzulegen,  dasselbe 
auf  den  Weiden  der  Herren  gegen  geringen  Entgelt  grasen  zu 
lassen  und  so  aus  dieser  Viehspekulation  einen  kleinen  Nebenge* 
winn  zu  erzielen.  Die  guten  Weiden  des  Westens  sind  oft  fÜr 
II  Monate  an  den  Dorfkiamer,  den  Solidtor  oder  den  Arzt  ver* 
pachtet,  ja  selbst  der  Geistliche  verschmäht  es  zuwdlen  nicht,  auf 
diese  Weise  sein  kärgliches  Einkommen  zu  vermehren.  Ein  guter 


*)  Journal  1903.  Srpitnibcr,  p.  ij ;  Irehmd  p.  322. 
*)  Ireland  322. 
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Teil  dieser  Unternehmungen  wird  mit  Kredit  betrieben.  Es  ist 
mehr  als  wahrscheinlich,  daß  der  i:^rÖßte  Teil  der  in  den  irischen 
Banken  la*:^ernden  Depositen,  soweit  sie  nicht  nach  England  Lechen 
oder  von  städtischen  Interessenten  benutzt  werden ,  in  der  \'ieh- 
spekulation  Vcrwcnduncj  findet.  Wenn  irische  Patrioten  davon 
reden,  die  Iren  seien  ein  Volk  von  geborenen  Ackerbauern,  so 
meinen  sie  damit  eigentlich  Viehspekuianten.  Schon  die  Tatsache, 
daß  auf  543649  Inhaber  von  Farmstellen  616  701  Viehbesitzer 
kommen,  deutet  nach  dieser  Richtung  hin. 

Der  fünfte  Tv'pus  sind  die  Ackerbauwirtschaften ,  die  sich  vor 
allen  Dine"cn  in  Kin^'s  County,  Queen's  County,  Wexford,  Carlow 
und  bcsondct^  .^laik  in  Ulster,  mit  Ausiialnne  der  C  oimties  Fer- 
managh  und  Cavan  finden.*)  Ulster  weist  einmal  ein  liärteres 
Klima  auf  als  der  Rest  des  Landes,  dann  aber  besitzt  es  weit 
weniger  friKhtbare  Weiden,  die  sich  nicht  von  selbst  begrasen  und 
auf  denen  der  Mensch  das  seine  tun  mufi,  wenn  er  Ernten 
zeitigen  wilL  Aufierdem  ist  es  von  einer  tüchtigen,  energischen 
Bevölkerung,  zum  Teil  schottisdien  Ursprungs,  bewohnt,  die  aus 
ihrer  schottischen  Heimat  die  Kenntnis  des  Adcert>aues  bereits 
mitbrachte  und  sich  nicht  erst  aus  dem  Zustand  des  Nomadentums 
entwickeln  muSte.  Hier  wird  neben  Flachsbau  besonders  Haferbau 
betrieben.  Pie  Gerste,  das  Rohprodukt  fiir  die  nationale  Industrien 
Whiskey  und  Stout,  wird  in  beträchtlichem  Mafie  in  Tipperary  und 
Wexford  angebaut,  doch  ist  ständig  eine  Gersteneinfuhr  notwendig, 
da  die  Brauer  über  die  mangelnde  Uniformität  der  hrischen  Gerste 
zu  klagen  haben. 

Die  fünf  erwähnten  Wirtschaftstyjjen  kommen  häufig  nicht  rein 
vor.  Je  mehr  die  VV^eide Wirtschaft  mit  Trockenfütterung  verbunden 
ist,  desto  mehr  wird  ihr  Typus  nach  der  Seite  des  Ackerbaues 
hin  modifiziert  In  der  Grafschaft  Roscommon  und  an  anderen 
Orten  nehmen  Scliafwciden  die  Stelle  der  Rindviehweiden  ein. 
Schweine  und  Ferkelzucht  kommt  fast  überall  hinzu.  Der  Westen 
produziert  zahlrciclics,  wenn  auch  selten  vorzügliches  (icflücyel. 
Überall  findet  sirh  ein  KartofTelfeld ,  das  in  der  Fruchtfolge 
häufig  mit  Hafer  wechselt  und  zur  Ernährung  des  Inhabers 
bestimmt  ist.  Die  Bedeutung  der  Kartort'el  für  die  Ernährung  der 
Bevölkerung  ist  gegen  früher  stark  zurückgetreten;  sie  ist  aber 
auch  heute  noch  von  großer  Wichtigkeit.    Ein  gutes  Jalir  ermög- 


')  Ckiyoe  307. 
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licht  nicht  nur  verhältnismäßig  reichhaltige  Lebensweise,  es  gestattet 
auch  Aufzucht  und  Verkauf  von  Schweinen,  während  ein  schleclites 
Jahr  \*ielfach  Hungersnot  bedeutet.  Neben  der  KartoiTel  spielt 
Kuhmilch  in  der  Ernährung  eine  große  Rolle. 

Als  sechsten  Tvpus  kann  man  vielleicht  gewisse  Wirtschaften, 
vor  allem  des  Westens  aufführen,  die  man  als  P-igenwirtschaftcn 
bezeichnen  kann.  Eine  Eigenwirtschaft  im  strengsten  Sinne  Hes 
Wortes  ist  in  einem  I>ande,  wo  Pächter  Rente  /nhlen  müssen, 
nicht  möglich.  Der  Pächter  muß  dort  für  den  Verkaul  produzieren. 
Auf  vielen  Wirtschaften  des  Westens  aber  produziert  die  Bevölkerung 
nur  Hafer,  Kartoffeln,  Milch  etc.  auf  ihrer  Stelle.  Die  Wolle  der 
Bergschafe  wird  gesponnen  und  7.ur  Bekleidung  verwandt.  Die  ge- 
gernigiugigen  Ueberschüsse,  die  sich  so  erzielen  lassen,  werden  ver- 
kauft, reichen  aber  nicht  zur  Bezahlung  der  Rente  aus.  Die  Rente 
wird  daher  vid&ch  durch  Nebenerwerb  bezahlt,  durch  Fischerei, 
durdi  Wanderarbeit,  durch  industridle  Tätigkeit  etc.»  so  daß  man 
in  gewissem  Sinne  sagen  kann,  aus  der  Farm  werden  nur  die 
wirtschaftlichen  Bedürfnisse  der  Familie  gedeckt 

VL 

Irland  ist  ein  Land  des  extensiven  Betriebes  und  gleichzeitig  ein 
Land  Meiner  Wirtschaften.   Es  betrug  die  Große  der  Pachtstellen: 


Größe 

Zahl  der 

Zahl  der 

Gesamt* 

Inhaber 

Stdlen 

fliehe*) 

Unter  l  acre 

73352 

74607 

37  304  aem 

I  —  5  acrcs 

56233 

62  864 

I  SS  592  „ 

S-»5  n 

«37365 

»54437 

»544370 

i$— 30  „ 

130740 

133984 

3014640  „ 

30-50 

67722 

74340 

2  966  600  n 

50^100  „ 

54  ^'-l 

57568 

4317600  „ 

100—200  „ 

22  807 

23041 

3456150  „ 

200—500  „ 

885Ö 

8147 

2815450  „ 

500  und  mehr 

acres  2200 

1531 

I917019  n 

Zusamtnen: 

543649 

590409 

20350725  BCiee.*) 

Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich ,  daß  543  649  Wirte  590  409 
Pachtstellen  innc  haben,  das  heißt  also,  fast  50000  Wirte  haben 
Doppelstellen.  ^) 

')  Die  Angaben  über  die  Gesamtfläche  beruhen  auf  Schltzung. 

»)  AgTicuUural  Statistics  1902  XXVI. 

')  Ih.  p.  XXVI  Not»*,  Wpnn  wir  hri  Hcn  };;rötirr(n  St<  Ihn  mehr  Wirte  lUs 
Stellen  finden,  so  erklärt  sich  das  aus  gewissen  statistischen  Üoppelzäblungcn. 
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Eine  Men^e  der  Stellen  uiUcr  i  acre  sind  nur  Kartoffelgärten 
ülädtischer  Arbeiter  etc.,  selbst  unter  den  5  acre-h'armen  dürfte 
sich  eine  Menge  solcher  finden,  \'on  5 — 30  acrcs  haben  wir 
258  105  Inhaber,  die  47,5  Proz.  aller  Wirte  ausmachen;  von  i — 30 
acres  310 000  Wirte  oder  57,8  Proz.;  die  Gesamtfläche,  die  diese 
47,5  Proz.  innc  haben,  ist  22,4  Proz.  des  irischen  Bodens,  57,8  Proz. 
haben  nur  23,3  Proz.  der  Oberflache  Irlands  inne^  d.  h,  mit  anderen 
Worten,  über  75  Proz.  der  Oberflädie  Irlands  sind  in  der  Hand  von 
grofieren  Betrieben,  von  Betrieben  über  30  acres.  Wenn  man  be* 
denkt,  daß  sich  die  Idrinen  Farmen  zum  grofien  Tefl  auf  schlechten 
Böden  belinden,  so  sieht  man  leicht,  daß  der  Ideine  irische  Pächter 
nicht  auf  Rosen  gebettet  ist  Verhältnismäßig  günstig  sind  die 
Din^  im  Norden.  Dort  sind  die  Stellen  allerdings  Idein,  in 
Armagh  sind  fast  70  Proz.  derselben  zwischen  $ — 10  acces,  aber 
die  cntwidcelte  Technik,  wie  der  industrielle  Charakter  des  Landes 
macht  diese  Kleinheit  unbedenklich.')  Die  Zahl  und  Größe  der 
Fachtstellen  hat  sich  seit  dem  Jahre  184t,  dem  letzten  Census  vor 
der  irischen  Hungersnot,  sdir  geändert  Es  betrug  die  Zahl  der 
Farmen  von: 


1  —  5  acres 

5 — 15  acres 

15 — 30  iicres 

30  acres  u.  mehr 

1841 

44,9'*/o 

255799 

36,6% 

79342 

48  625  7.0% 

88083 

»5.5  M 

igi S54 

33.6  „ 

141311 

24,8  „ 

149000    26,1  „ 

1871 

74809 

13,7 

171  3i<3 

31.5  .. 

138647 

25.5 

159303  29,3,, 

1891 

63  464 

156661 

30.3 

133947 

25t9„ 

162940  31,5,, 

I90I 

62S55 

12.2  „ 

154418 

39>9 .. 

134091 

26,0  „ 

164483  31,9,, 

Seit  1841  nahmen  ab: 

die  Stdlen  von  i — 5  «eres  um  247  5S1 

it      I«      1»  5— *S    «     I.  9838' 
die  TotatabnabiDe  betrag  also  345962. 

Dagegen  nahmen  zu: 

die  Stellen  von  15 — 30  acrca  um    54  749 
„        „         „    ülx  r  30    „       „  115458 

die  Totalzimabmc  betrug  also  270207. 

Wenn  wir  die  Abnahme  der  kleinen  Stellen  mit  der  Zunahme 
der  großen  Stellen  zusammenfassen,  so  ergibt  sich  eine  Gesamt- 
abnähme  aller  Stellen  um  17$  355;  sie  sind  von  692202  auf 

*)  Agricultural  Slatistics  34, 
Aichiv  fiir  SosialwiueMchaft  u.  Sozialpolitik.  1.  (A,  f.  tos.  G.  a.  St  XIX.)  t.  H 
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515  847  gefallen.  8i,S  Froz.  aller  Stellen  waren  im  Jahre  1841  unter 
15  acres;  im  Jahre  1891  waren  es  nur  noch  42,1  Prot.  Es  hat 
also  eine  wesentliche  Verminderung  der  kleinen  Stellen  und  eine 
wesentliche  Vermehrung  der  grofien  Stellen  stattgefunden.  Diese 
Bewiegung  war  am  stärksten  in  Connaugfat  Dort  haben  die 
Faimen 

Uber  30  «eres  «ttKettoinine&  um  4*7,7  Proz. 
dagegen  in  Ulster  nur         „   361,5  „ 
in  Munster  „  a45i3  n 

in  I^dittter  „    119,4  » 

Die  grofie  Zahl  der  kleinen  Stellen,  die  sich  noch  erhalten  hat, 
beweist»  dafi  die  verschwundenen  Stellen  nicht  benutzt  wurden,  um 
kleine  Stellen  auf  Mittelstellen  zu  erhöhen,  sie  wurden  vielmehr  zu 
grofien  Farmen  zusammengeschweißt.  So  erklärt  sich  die  Tatsache, 
dafi  sich  eine  grofie  Zahl  der  irischen  Pächter  heute  in  weitaus 
günstigerer  Lebenslage  befindet,  als  in  den  Jahren  vor  der  Hungers- 
not» dafi  sich  aber  die  Verhältnisse  der  noch  vorhandenen  kleinen 
Stellenbe^tzer  nicht  wesentlich  verbessert  haben. 

Bloße  Flächen  haben  nur  fiir  den  eine  Bedeutung,  der  sich  aus 
eigener  Vorstellung  eine  Anschauung  irfecher  Zustände  gebildet  hat. 
Man  kann  dem  Umfange  nach  riesige  Pachtstellen  in  Connaught 
finden,  auf  denen  der  Armut  des  Bodens  halber  kaum  ein  paar 
jämmerliciie  Bergschafe  zu  existieren  vermögen.  Als  Bebpiele 
mögen  die  folgenden  Ziffern  dienen:  In  dem  Armenverband  von 
Belmullct  sind  nur  19,5  Proz.  der  Bodenoberfläcbe  von  Ackerbau 
und  Weide  in  Anspruch  genommen; 

in  Clifden  ^,6  Prot. 

in  Dunfanaghy    ...    30,8  „ 

in  Westport    .    •    .    >    3I|9     n  *) 

Wenn  man  nur  auf  die  Ausdehnung  achtet,  dann  scheint 
Ulster  das  Land  der  kleinen  Stellen  zu  sein.  Unter  187  974  Wirten 
finden  sich  94  601,  also  gerade  die  Hälfte,  deren  Stellen  nicht 
über  1 5  acrcs  betragen,  beide  Male  die  Stellen  unter  l  acre  einge» 
rechnet.  Nach  dem  Steuerwerte  dagegen  sind  aus  168272  Stellen 
"ur  35  370  nicht  über  4  Von  diesen  kommen  etwa  die  Hälfte, 
nämlich  14  91 2  auf  die  Grafechait  Donegal,  deren  Struktur  den 
westlichen  Grrafschaften  ähnelt. 


')  Ircland  317. 

*)  Final  Report  on  Local  Taxation.    Appendix  p.  34. 
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Daher  en^ibt  sich  ein  deutlicheres  liild,  wenn  man  die  Stellen 
nach  dem  lirlraj^swert  j^rupijieri,  wie  er  in  der  Steuerveranlagung 
zum  Vorschein  kommt.    Es  hatten 


Wert 

Zahl  der 

Prozent 

Geumtflicbe 

Stellen 

der  Stellea 

bis  4  £ 

134  i8j 

27,4 

1,30  Milüoiiciracres 

aber 

4— »5  »t 

301309 

41.1 

4.76 

>■  II 

n 

15-3»  « 

7S044 

IS.9 

3>4K 

it  n 

«1 

3© -50  .» 

35794 

7»3 

2.36 

Ii  H 

n 

SO  .. 

40972 

8,3 

e,83 

»  II 

xtuammctt 

490183 

100 

i8ji  MiUioinea  ocres. 

Aus  dieser  Tabelle  ergibt  sich,  daß  68,5  Proz.  aller  Stellen,  die 
über  einen  Wert  von  15  ^  nicht  hinausgehen,  6, 1 2  Millionen  acres» 
also  Vt  der  gesamten  Kulturoberfläche  einnehmen.  */s  ^l^r  Stellen 
sind  daher  auf  Vs  Landes  vorhanden.  15,6  Pros,  aller  Stellen 
geben  über  30  jf  hinaus ;  äe  nehmen  9,2  Millionen  acres  oder  &st 
50  Ftoz.  der  Gesamtoberfläche  ein.  Das  Überwi^n  der  gering- 
wertigen Stellen  ist  am  stärksten  im  Westen.  In  Cönnaught  waren 
aus  109359  Stellen  41439  im  Werte  bis  4jt,  in  Mayo  von  32732 
15S67.  Diese  15867  Stellen  nahmen  214000  acres  der  mehr 
ab  eine  Million  acres  umfassenden  Grafschaft  Mayo  ein.  Die 
ca.  700  Stellen  über  50  bedeckten  allein  eine  Fläche  von  beinahe 
250000  acres. 

Wenn  man  bedenkt,  daß  der  Jahreswert,  wie  ihn  die  Steuer- 
veranlagung enthält,  auf  Grund  hoher  Froduktenpreise  fest<:;^eset2t 
wurde,  so  wird  das  Bild  der  Armut,  das  sich  aus  der  Zahl  der  kleinen 
Stellen  ei^bt,  verschärft.^)  Man  kann  annehmen,  daß  alle  Stellen 
unter  4  und  ein  grofier  Teil  der  Stellen  bis  15  unwirtschaft- 
liche Stellen  (uneconomic  holdings)  sind.  Wenn  man  die  Größe  der 
Stellen  und  ihren  Wert  kombiniert,  so  kann  man  wohl  fol}:^ern,  daP» 
roooixD  irische  Parhtstcllcn  unwirtschaftlich  sind.  Das  heißt,  mit 
der  gegebenen  l  echnik,  dem  vorhandenen  Kapitalvernifi^en ,  den 
bestehenden  Markt  Verhältnissen  sind  ca.  2cx>cxX)  irische  Farmen  zu 
klein,  um  selbst  bei  dem  niedrigen  irisciien  Standard  of  life  die  darauf 
wohnende  Familie  7u  erhalten,  ihr  Nahrung,  Kleidung,  Erziehung 
und  Bescliäftif^unf^  zu  geben.*) 

Die  schlimmsten  dieser  Dehzitwirtschaften,  wie  ich  sie  an  an- 


^)  Final  Report  on  local  Taxation  p.  1. 
*)  Jonnial  Dezember  1903  p.  99. 
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derer  Stelle  genannt  habe,  befinrlen  si'ii  in  den  sof^cnannten  ,,con- 
fTcstcd  districts".  Irland  zerfallt  für  Zwecke  der  I  .okaK  crwaltung 
in  1 59  unions  (Verbände).  Diese  unions  werden  7.u  Wahlzwecken 
in  „clcctoral  divisions"  eingeteilt,  deren  ganz  Irland  3751  zählt. 
Durch  Section  36  des  Land  Acts  von  1891  wurde  der  Con<,^ested 
Districts  Board  geschafien,  eine  Behörde,  die  die  dauernde  Hebung 
der  westlichen  zurückgebliebenen  Distrikte  fördern  soll  und  zu 
diesem  Zwecke  55000  £  jährlicher  Einnahmen  erhielt.*"»  Die  Di- 
strikte, die  ihr  unterstehen,  sind  nach  folgender  Kegel  ausgewählt 
worden:  Wo  mehr  als  2oFroz.  der  Bevölkerung  einer  union  in  elec- 
toral  divisions  leben,  deren  Steuerertrag  auf  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung weniger  als  30  sh.  ergibt,  werden  diese  electoral  divisions 
7.U  sogenannten  „congested  district  counties"  erklärt.  Solche  electoral 
di\isions  finden  sich  in  den  Grafschaften  Dunegal,  Sligo,  Leitrim, 
Roscommon,  Cläre,  Mayo,  tialway,  Cork  (West  Riding),  Kerry. 
Im  ganzen  sind  dies  9  Grafschaften,  mit  insgesamt  1264  elector.^ 
divisions.  Von  diesen  sind  835  nicht  „congested",  42g  „congested". 
Die  Gesamtveranlagung  dieser  429  im  Jahre  1891  ausgeschiedenen 
Di-iiikie  betrug  \c)()i  577034  Ä,  die  Bevölkerung  5^5  723  j  der 
Stcucrucit  per  Kopf  betrug  daher  l  l  2  sh.  9  d.  '-') 

Diese  .Vusscheidung  besonderer  Distrikte  als  congested  districts 
ist  selbstverständlich  eine  willkürliche.  Ks  köiuicn  in  einer  union 
electoral  divisions  vorhanden  sein,  deren  Zustand  schlimmer  ist  als 
der  der  congested  districts,  nur  daß  diese  divisions  nicht  20  Proz, 
der  union-Bevölkerung  bilden.  Solche  Distrikte  finden  sich  in  der 
Tat  auch  vielfach  ^  die  congested  districts  enthalten  daher  nur  das 
Minimum  der  auf  unwirtsch^ichen  Stellen  lebenden  irischen  Be- 
völkerung. Den  Kern  einer  derartigen  Defizitfarm  bQdet  immer  ein 
Kartoifelgarten,  dessen  Große  mit  der  Zahl  der  in  der  Familie  vor- 
handenen Mäuler  wechselt  Er  liefert  den  Hauptbestand  der  Nahrung; 
die  event  Überschüsse  werden  zur  Schweinemast  verwandt  Die 
Kartoffel  wird  in  sogenannten  „lazy  beds"  angebaut,  in  breiten 
durch  tiefe  Gräben  voneinander  geschiedenen  Beeten.  In  dem 
feuchten  Lande  dienen  diese  Furchen  gleichzeitig  der  Entwässerung, 
hauptsächlich  wo  der  KartofTelgarten  sich  auf  Tor%rund  befindet 
Früher  wurden  die  Knollen  einfach  auf  die  Beete  gelegt  und  Erde 
aus  der  Furche  darüber  geschaufelt;  jetzt  werden  sie  in  die  Erde 


*)  Ireland  338. 

*)  Congested  Dbtrict's  Board  Report  1903  Appendix  XXV.  &  XXVI. 
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eingesetzt.     Die  Wirtschaft  ist  häufig  Spatenwirtschaft,  da  die 

Felder  zum  Gebrauch  des  Pfluges  zu  klein  und  zu  steinig  sind, 
der  Wirt  außerdem  selten  das  für  einen  Pflug  nötij^e  Kaiiital  be- 
sitzt Auf  die  Kartoff*el  folgt  meist  Hafer  in  der  Fruchtfolge,  der 
seinerseits  wieder  der  Kartoffel  Platz  macht,  eine  Reihenfolge,  die 
in  unermüdlicher  Abwechslung  so  lange  weitergeht,  als  der  üarten 
noch  Ernten  gibt.  Wenn  das  Land  ganz  erschöpft  ist,  dann  bricht 
man  ein  anderes  Stück  Weide  auf,  was  man  der  Unbetiuenilichkeit 
halber  bisher  vermieden  hat;  das  erschöpfte  Land  wird  li^en  ge- 
lassen und  begrast  sich  von  selbst 

Das  nicht  für  Kartoffel-  und  Haferbau  benutzte  Land  ist  Weide, 
zum  Teil  Talweide,  zum  Teil  auch  Bergweide,  die  dann  manchmal 
von  einer  Anzahl  Pächter  gemeinsam  benutzt  wird.  Die  Tragkraft 
clicsci  \\  eidcn  wird  festgesetzt,  und  zwar  in  der  Rechnungseinheit 
der  .,sums".  Line  „sum"  ist  das  Weiderecht  einer  bestimmten  Anzahl 
Vieh ;  ol)  sicii  dasselbe  aus  Kühen  oder  aus  Gänsen,  aus  Schafen 
oder  Eseln  zusammensetzt,  steht  im  Belieben  des  einzelnen  Wirtes, 
da  zwischen  den  verschiedenen  Viehsorten  ein  festes  Umrechnungs- 
verhältnis besteht,  so  daß  jeder  Wirt  seinen  Viehbestand  nach  diesen 
Sätzen  zusammenstellen  kann.  In  der  Wirtschaft  wird  nicht  viel 
Dung  produziert,  da  eine  eigentliche  StalUiittening  kaum  bestehL 
Man  benutzt  daher  aufler  künstlichen  Düngemitteln  Seesand,  Seetang, 
Öfter  auch  Torferde.  An  der  See  ist  der  Tang  das  hauptsachliche 
Düngemittel.  Das  Anrecht  auf  denselben  ist  ein  wesentlicher  Be- 
standteil der  meisten  Farmen.  Die  Feuerungsmittel  werden  durch 
Torfetechen  gewonnen;  die  Moore  Irlands  sind  so  reichhaltig,  dafi 
nur  in  verhaltnismäfiig  wenigen,  unglücldtdi  gelegenen  Gegenden 
hieran  Mangd  ist.  Die  Bevölkerung  lebt  von  Oktober  bis  Mai  im 
wesentlichen  von  Kartoffeln,  Milch  und  Thee  Sie  verkauft  Kalber 
und  Jungvieh,  Schweine  und  Geflügel.  Das  Vieh  ist  häufig  deterioriert, 
da  die  besten  Stücke  verkauft  und  die  schlechtesten  zur  Zucht  zurück- 
behalten werden.  Die  Weiden  sind  durch  mangelhafte  Sorgfalt,  durch 
Überstellung  mit  Tieren  häufig  sehr  arm;  viele  von  ihnen  können 
nur  dem  genügsamen  schottischen  Bergschafe  zur  Nahrung  dienen. 
Von  Mai  bis  Oktober,  wenn  die  alte  Kartoffelernte  aufgebraucht 
ist ,  lebt  man  von  amerikanischem  Mehl ,  zum  Teil  auch  von 
Maismehl,  das  nicht  nur  Nahrungsmittel  ist,  sondern  auch  als 
wichtigster  Futterstoff  in  der  Wirtschaft  verwandt  wird.  Hafer 
wird  teils  als  Haferbrei  genossen,  teils  an  das  Vieii  verluttcrt.  Wenn 
die  Bevölkerung  ihren  dürftigen  Speisezettel  mit  Speck  ergänzt, 
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SO  ist  dies  die  schlechteste  amerikanische  Sorte.  Der  von  den 
eigenen  Schweinen  herrührende  gute  irische  Speck  ist  viel  zu  teuer. 
Das  Ergebnis  des  Viehverkaufes,  wie  der  sonstige  Geldertrag  der 
Farm  reicht  nicht  aus,  die  Rente  zu  bezahlen,  die  Steuern  zu  ent- 
richten, dem  Priester  die  üblichen  Abgaben  zu  liefern  und  alle 
notwendigen  Geldausgaben  zu  bestreiten.  £in  Nebenerwerb  ist 
durchaus  nötig.   Solcher  Nebenerwerb  ist 

(i)  die  Arbeit  auf  benachbarten  Farmen,  die  indes,  da  der  ganze 
Westen  ein  Weideland  ist,  nicht  häufig  verlangt  wird;  nur  auf  den 
Besitzungen  der  reichsten  Landlords  findet  eine  regelmäfiige  Nach- 
frage  nach  Arbeit  statt  Weit  wichtiger  ist  (2)  die  Wanderarbeit 
der  Emtearbeiter  in  England.  Nach  der  Regierungsstatistik  gingen 
im  Jahre  1903  17566  Wanderarbeiter  oder  3,9^/0«  der  irischen  Be- 
völkerung nach  England,  die  meist  aus  Connaught,  vor  allem  aas 
Mayo  stammten.  Unter  13530  ConnaughtLeuten  waren  9266  Mayo- 
Leute.  Ca.  80  Proz.  dieser  Wanderarbeiter  sind  Söhne  und  Ver- 
wandte von  Landbesitzern,  nicht  selbst  Landbesitzer,  die  übrigen 
20  Proz.  sind  Landbesitzer.  Aus  Connaught  waren  nicht  weniger 
als  300  Besitzer  abgewandert,  deren  Pachtstellen  über  20  acres  be- 
trugen. Die  Eisenbahnstatistiken  weisen  eine  größere  Zahl  Wander- 
arbeiter auf,  nämlich  24  ^^'r  da  aber  hier  eine  Anzahl  Doppelreiseo 
von  Leuten  inbegriffen  sind,  die  zweimal  im  Jahre  nach  England 
gehen,  so  ist  diese  Angabe  zu  hoch.  Neben  der  Wanderung  nach 
England  findet  eine  schwer  zu  schätzende  Binnenwanderung  aus 
den  nördlichen  Grrafschaften  nach  Ulster  statt  Wenn  man  im 
Sommer  in  eines  der  Hauptgebiete  der  Wanderarbeiter  kommt, 
z.  B.  nach  Achill  Island,  so  findet  man  kaum  einen  arbeitsfähigen 
Mann  in  den  grofien  Dörfern. 

Eine  dritte  Quelle  des  Nebenerwerbs  ist  die  Fischerei,  die  vor 
allem  durch  die  Tätigkeit  des  Congested  Districts  Board  einen  be- 
trächtlichen Au&chwung  genommen  hat  Als  vierte  kann  man  die 
Kelpbrennerei  erwähnen,  die  Herstellung  von  Jod  und  Kali  aus 
Seetang,  die  früher  der  ganzen  Westküste  lohnende  Arbeit  gewährte^ 
Sie  hat  die  dichten  Siedlungen  hervorgerufen,  die  wir  noch  längs 
der  Westküste  finden,  ist  aber  heute  durch  die  Entwicklung  in  der 
Chemie  eine  im  Rückgang  befindliche  Industrie. 

Als  fünfte  Art  des  Nebenerwerbs  kommt  die  Hausindustrie  in 
Betracht,  vor  allen  Dingen  die  Spinnerei  und  Weberei  von  „home- 
spuns",  die  besonders  in  den  Bergdörfern  von  Donegal  blüht  Auf 
-  den  Märkten  von  Ardara  und  Carrick  werden  häufig  für  700  ^  Stoffe 
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veikauft')  Die  letzte  und  sicher  nicht  unbeträchtlichste  Hil&quelle, 
die  den  Inhabern  der  Defizitwirtschaften  zu  Gebote  steht,  sind  die 

Geldsendungen  ihrer  nach  Amerika  ausgewanderten  Verwandten. 
Ohne  solche  Hilfsmittel  befanden  sie  sich  immer  auf  der  schmalen 
Kante,  die  bloßes  Existieren  von  Hungersnot  trennt  Von  Zeit 
zu  Zeit  bricht  eine  Hungersnot  aus»  wenn  die  Kartoffeln  mißraten 
und  das  jährliche  Geld-Einkommen  nicht  nur  für  die  Monate  Mai 
bis  Oktober,  sondern  bereits  för  den  vorhergehenden  Winter  aus* 
reichen  muß. 

Der  hier  geschilderte  Typus  der  Defizitwirtschaft  ist  nicht  auf 
die  con^'csted  district's  beschränkt;  vielfach  fmdcii  sich  einzelne 
Gruppen  solcher  Wirtschaften  in  anderen,  im  übrigen  recht  blühen- 
den Landesieilen.  Man  kann  sicher  150000  bis  20000c:)  solcher 
und  ähnlicher  Farmen  in  Irland  annehmen.  Ursprünglich  war  ganz 
Irland  von  kleinen  I- armen  bedeckt;  sie  sind  heute  auf  '/jj  bis  die 
Hälfte  der  irischen  Pachtstellen  beschränkt.  Die  Inhaber  dieser 
Farm  betrachten  ihre  Stelle  niclit  als  Wirtschaftsbetrieb;  sie 
brauchen  Torf,  VVuhnung,  Kartoffeln  und  Milch  und  sind  bereit, 
dafür  eine  Rente  zu  zahlen,  die  aus  dem  Verkauf  der  Farmpruclukte 
nicht  bestritten  werden  kann.  Solange  sie  diese  Rente  auf  irgend 
eine  Weise  durch  Nebenerwerb  beschaffen  können ,  ist  es  ihnen 
ganz  einerlei,  wo  sie  herkommt  Ein  eigentlicher  Ackerbau  liegt 
ihnen  vollkommen  fem.  2  oder  3  Tage  im  Frühjahr  genügen  zur 
Bestellung  der  Felder;  etwas  Aufmerksamkeit  im  Sommer  ist  nötig, 
um  die  hungrigen  Schafe  fernzuhalten;  ein  paar  Tage  im  Herbst 
sind  ausreichend,  um  die  Kartoffeln  zu  hadcen  und  den  Hafer  zu 
ernten.  Das  Ideal  dieser  Bevölkerung  ist  zwar  eine  Vergrößerung 
ihrer  Stellen,  sie  haben  aber  nicht  die  Absicht,  den  Pflug  über  die 
Fdder  zu  iiihren.  Sie  hoffen  vielmehr,  dann  als  verhältnismaflig 
große  Viehzuchter  in  Vieh  zu  spekulieren. 

Eine  feste  Grenze  zwischen  unwirtsdiaftlidien  und  wirtschaft- 
lichen Stellen  läßt  sich  kaum  ziehen;  sie  liegt  im  allgemeinen 
zwischen  20  und  40  acres,  daher  denn  die  Schaffung  solcher 
Farmen,  die  Ausdehnung  der  kleinen  Stellen  auf  diese  Größe,  dn 
poUtisches  Feldgeschrei  geworden  i^t.  Die  Defizitwirtschaften  sind 
wirtschaftlich  Arbeiterstellen,  deren  Inhaber  keine  Arbeitsgelegenheit 
finden,  oder  technisch  Weidewirtschaften,  deren  Inhaber  weder  Vieh 
noch  ausreichende  Wdde  besitzen.  Auch  auf  den  anderen  PachtsteUen 
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Irlands  ist  der  Kern  der  Wirtschaft,  der  im  KartofTelgarten  besteht; 
nicht  viel  verschieden  von  den  Defizitwirtschaften,  nur  daß  der 
.  Boden  dort  besser  ist,  mehr  oder  minder  ausreichende  Weide  sich 
um  den  Kartoflfelgarten  schließt,  daß  etwas  Kapital,  etwas  Energie 
und  Technik  vorhanden  sind.  Eine  gewisse  Tendenz  zur  Ver- 
mehrung der  Defintwirtschaften  ist  zweifellos  vorhanden.  Gerade 
weil  die  Besitzer  der  ärmsten  Stellen  diese  nicht  als  Wirtschaftsbetrieb 
auflassen,  sind  sie  leicht  geneigt,  sie  unter  ihre  Kinder  zu  verteilen 
oder  cvent  in  Afterpacht  zu  vergeben.  Die  Farm  soll  nur  möglichst 
viele  Köpfe  mit  Kartoffeln,  Milch  und  Wohnung  versehen,  nicht 
aber  einen  bestimmten  Wirtschaftsbetrieb  ermöglichen.  Die  Gesetz- 
gebung hat  der  Zersplitterung  der  Farmen  große  Schwierigkeiten 
in  den  Weg  gelegt;  sie  ist  auf  den  großen  Farmen,  deren  Wirte 
allmlUiIich  nach  ökonomischen  Grundsätzen  verfahren,  nicht  ganz 
vergeblich  gewesen;  auf  den  Defizitlarmen  wird  diese  Tendenz  zur 
Zersplitterung  noch  lange  anhalten.^) 

I^e  Landwirtschaft  ist  also  die  Hauptindustrie  Irlands.  Sie 
bewegt  sich  zum  großen  Tdl  in  falschen  Betriebsformen;  ihre 
Betriebsrichtung  ist  extensiv,  ihre  Technik  ist  mangelhaft.  Das 
Geld  des  Farmers  liegt  auf  der  Bank,  nicht  in  seiner  Wirtschaft. 
Ein  genauer  Kenner  der  irischen  Landirirtschaft  faßt  sein  Urteil  in 
die  folgenden  Worte  zusammen: 

„  A  preponderance  of  uneoonomic  holdings,  the  want  of  working 
capital  or  of  an  inducement  to  invest  in  the  improvement  of  land; 
the  want  of  proper  housing  for  the  farmer  and  his  family  or  for 
his  stock;  a  lai^e  and  steady  increase  in  the  area  of  second  class 
pasture,  which  would  yield  four  times  more  wealth  if  well  tilled;  the 
complacent  satis&ction  with  the  present  System  which  rel^atcs 
Ireland  to  the  position  of  a  ranche  to  supply  störe  stock  for  British 
farmers  to  fetten;  a  too  prevalent  practice  of  selling  the  best  and 
breeding  from  inferior  stodc;  the  almost  complete  loss  in  certain 
districts  of  the  art  of  tillage;  the  want  of  a  regulär  S3^em  of  ro- 
tations;  the  aveision  from  doing  more  than  the  minimum  to  dean 
the  land;  the  want  of  pride  in  the  Performance  of  farm  work  and 
in  the  arrangements  about  the  homestead;  the  tendency  to  put  off 
plowing,  sowing  and  harvesting  until  the  last  moment;  the  smatt 
value  that  is  put  upon  time;  the  want  of  recognition  of  the  fact 
that  the  best  and  productive  manure  that  goes  into  the  land  is 


>)  Fry  CommiisoD  Nr.  25055;  8737;  3S791. 
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labour;  all  these  and  other  causes  combine  to  make  and  to  keep 
Irish  iarmifig  backward."') 

m 

Irland  ist  aucli  heute  noch  ein  Land  des  Großf^rundbesitzes. 
Das  Eigentumsrecht  der  f^e^reuwärtigen  Besitzer  gelu  in  den  meisten 
Fällen  auf  Hroberuni,''  z.urück.  In  vier  Perioden  sind  eni:di^;rhr  Kr- 
oberer  in  Irland  cin<^fc\vandcrt.  Das  erste  Mal,  1  i6^j,  waicn  es 
normannisch-wallisischc  Conquistadoren,  dann  folf^tc  unter  Elisabeth 
die  Kolonisation  von  Munster,  unter  Jakob  I.  die  von  Ulster,  wo 
die  Grundla;^e  der  heutigen  schottisch-eno^lischcn  Kolonie  in  Ulster 
gelegt  wurde.  Eine  weitere  umfangreiche  Kolonisationstätifijkeit  fand 
während  der  Regierung  Cromwells  statt,  die  aber  im  Zeitalter  der 
Restauration  zum  Stillstand  kam.  Die  vierte  und  letzte  Besitz- 
ergreifung irischer  Ländereien  durch  Eroberung  erfolgte  nach  der 
zweiten,  der  „glorreichen"  Revolution.  Bei  all  diesen  Siedlungs- 
unternehmungen suchte  man  nicht  nur  große  Besitzer,  sondern 
auch  kleine  Bauern  und  Arbeiter  anzusetzen,  ein  Ziel,  das  nur  in 
Ulster  durch  die  „plantation  of  LHster"  teilweise  erreicht  wurde. 
Die  heutigen  Grundbesitzer  Irlands  sind  zum  großen  Teil  die  Nach- 
kommen jener  Kolonisten,  die  vom  König  resp.  der  Republik  mit 
dem  eroberten  Lande  belehnt  wurden. 

Die  große  Hungersnot  der  Jahre  1845 — 51  machte  einen  Teil 
der  Grundbesitzer,  deren  wirtschaftliche  Lage  schon  vorher  er- 
schüttert worden  war,  bankrott.  In  dem  sogenannten  „encumbered 
Estates  Court"  und  später  dem  „landed  Estates  Court"  wurde  eine 
Art  Liquidationsgerichtshof  zur  Veräußerung  bankrotter  Güter  ge- 
schafifen.  10034  Güter  im  Werte  von  54  Millionen  jß"  wurden 
1849  bis  1880  durch  diesen  Gerichtshof  verkauft,  meist  zum  20  bis 
25  fachen  Preise  des  Jahresertrages.  Viele  kleine  irische  Kapitalisten, 
wie  Krämer  und  Wirte,  aber  auch  große  V ersicherungsgesellschaften 
waren  unter  den  Neuerwerbem,  denen  ein  absoluter  Eigentunnstitel 
zugesprochen  wurde.^) 

Es  lohnt  sich  nicht,  auf  die  Grundbesitzverteilung  in  Irland 
einzugehen,  wie  diese,  allerdings  in  sehr  unvollkommener  Weise,  im 
Irischen  „Doomsday  book"  von  1876  zutage  tritt,  da  diese  Besitz- 


')  Deaember  1903  Jownal  198. 

*)  The  Irish  Laadlord  aad  his  accuiers,  p.  507. 
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Ordnung  im  Vergehen  begriffen  ist.  Es  sei  nur  darauf  hingewiesen, 
daß  sich  damals  ungefähr  die  Hälfte  des  Landes  in  der  Hand  von 
etwa  700  Personen  befand. 

Man  kann  die  heutigen  irischen  Eigentümer  in  drei  Klassen 
einteilen:  die  großen  Orundbesitzer ,  die  auf  enjrlischen  Gütern 
wohnen  und  nur  Renten  aus  Irland  beziehen.  Diese  sind  natur- 
gemäß abscntccs,  die  sich  nur  wenige  Monate  in  Irland  auf- 
halten. Da  sie  aber  meist  äuücrst  wohlhabend  sind  und  über  vor- 
zügliche Agenten  verfügen,  so  sticht  der  Zustand  ihrer  Güter  nicht 
unvorteilhaft  von  dem  der  Ansässigen  ab.  Die  zweite  Kla.sse  bilden 
die  großen,  in  Irland  ansässigen  Besitzer,  die  bei  einem  hohen 
Nominaleinkommen  häufig  alles  eher  als  reiche  Leute  sind.  Zur 
dritten  Klasse  gehört  der  ortsansässige,  kleine  Besitzer,  der  durch 
seine  wirtschaftlicli  schlechte  Lage  und  die  Kürzung  seiner  Renten 
zur  dauernden  Anwesenheit  in  Irland  gezwungen  ist.  Eine  vierte 
Klasse  von  Eigentümern  bilden  die  80  OCX),  unter  den  Landakten 
geschaffenen  Bauerneigentümer,  die  jedoch  in  anderem  Zusammen- 
hange zu  erörtern  sein  werden.  — 

Das  irische  Eigentum  weist  drei  wichtige  Merkmale  auf.  Es 
bt  einmal  in  viden  Fällen  geteiltes  Eigentum.  Die  ursprünglich 
Belehnten  verpachteten  ihr  Land  durch  äufierst  langfristige  Pacht- 
vertr%e,  häufig  auch  gegen  ewige  Rente  an  einen  Mittelmann;  ae 
sind  daher  heute  nur  Rentempfanger,  während  die  eigentlichen 
Rechte  und  Funktionen  des  Eigentums  dem  Mittelmann  zustehen. 
In  dieser  Stellung  befindet  sich  u.  a.  Trinity  College,  die  große 
protestantische  Universität  Irlands. 

Der  zweite  wesentliche  Punkt  ist,  daß  bei  weitem  die  Mehr- 
zahl der  irischen  Güter  mehr  oder  minder  fideikommissarisch  (durch 
entails)  gebunden  sind.  Der  jeweilige  Inhaber  ist  nur  lebensläng- 
licher Nutznießer,  nicht  aber  Eigentümer.  Der  über  die  Nutznießung 
hinausgehende  Teil  des  Eigentums  gehört  seinen  Söhnen,  resp. 
anderen  durch  die  Familienstiftung  bestimmten  Erben,  Aus  dieser 
Beschränkung  ergab  sich  früher  die  Unfähigkeit,  langjährige  Pacht- 
verträge zu  gewähren.  Es  war  auch  unmöglich ,  das  Gut  zu  ver- 
äußern, da  nur  die  Treuhänder  des  Erben,  nirlit  aber  der  Inhaber 
selbst,  eine  solche  Veräußerung  vornehmen  koiuiten.  Der  „scttled 
estates  act"  vom  Jalne  1SS2  ermo^^iicht  dem  Inhaber  den  \' erkauf 
des  Gutes,  doch  muß  er  den  Krir)s  in  der  gleichen  gebundenen 
Weise,  in  Form  pupillarsicherer  Wertpapiere  anlegen.  Da  diese 
Papiere  in  England  höchstens  3 — 3 Ys  Proz.  Zinsen  geben,  so  be- 
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deutet  ein  Verkauf  immer  eine  Beschrankung  auf  einen  Zinsgenuß 
von  3*/,  Prot 

Das  dritte  und  wichtigste  Moment  ist  die  Verschuldung  vieler 
irischen  Güter.  Jahrzehntelang  haben  die  Inhaber  über  ihre  Mittel 
gelebt;  sie  haben  Rentrückstände,  die  nicht  einziehbar  waren, 
als  Aktiva  weitergeführt,  «ie  haben,  da  Einzelerbrecht  bestand,  die 
jüngeren  Söhne  und  Tochter  mit  lebenslänglichen  Renten  abgefunden. 
Das  Resultat  war  eine  starke  Belastung  der  Güter  mit  Hypotheken. 
Diese  Hypotheken  sind  teils  im  Besitz  von  Familienmitgliedem, 
teils  aber  auch  von  Versicherungsgesellschaften,  Advokaten  u.  a.  Die 
großen  irischen  Korporationen,  vor  allem  die  kirchlichen  Ge- 
nossenschaften, haben  einen  ansehnlichen  Teil  ihres  Kapitalvermögens 
in  solchen  „mortgages**  angelegt  Die  ersten  mortgages  sind  meist 
vorzügliche  Anlagen,  da  sie  absolut  sicher  sind.  Da  aber  ein  Pfand- 
brielwesen,  wie  überhaupt  ein  mobilisiertes  H3^thekenwesen  nicht 
besteht,  so  ist  ein  Markt  für  solche  mortgages  nicht  vorhanden  und 
der  Zinsfuß  sehr  hoch;  $ — 6  Proz.  sind  durchaus  keine  Seltenheit 
Die  Belastung  eines  Einkommens  von  1800  mit  einer  Rente  von 
600  j^,  kann  als  niedrige  betrachtet  werden.  Wenn  nun  ein  Preis- 
&11  eintrat  und  die  Pachtrenten  um  33  Proz.  reduziert  wurden,  büeben 
natürlich  die  Hj^thdcenzinsen  ungeschmälert  bestehen.  Das  Ge- 
Samteinkommen  sank  also  von  1800  jff  auf  1200  j^.  Das  be- 
deutete bei  gleichbleibender  Schuldenlast  eine  Reduktion  des  Rein* 
einkommens  um  50  Proz.  Schuldentilgung  und  Sdiuldenkonversion 
wurde  daher  oftmals  von  bedrängten  irischen  Grundbesitzern  ver- 
langt Dieselben  sind  aber  niemals  imstande  gewesen,  eine  diesem 
Zweck  dienende  finanzielle  Organisation  zu  schaffen,  obwohl  eine 
Reduktion  des  Zinsfußes  von  5  Proz.  auf  3  Proz.  eine  Verpflichtung 
von  600  jff  auf  360  jff  ermäßigt  hätte. 

Die  Vorfahren  der  heutigen  Grrundbesitzer  waren  in  Irland  in  der 
Absicht  angesiedelt  worden,  die  Eingeborenen,  die  sich  recht  primitiver 
wirtschaftlicher  Zustande  erfreuten,  zu  zivilisieren.  Man  kann  nicht 
sagen,  daß  sie  diese  Aufgabe  erfüllt  haben.  Die  Tausende  kidner 
Farmer,  die  sich  auf  irischen  Gütern  befanden,  hätten  gewaltige 
Kapitalaufwendungen  nötig  gemacht,  wenn  der  Grundbesitzer 
jedem  von  ihnen  eine  voll  equipierte  Farm  hätte  geben  wollen. 
Der  Besitzer  besaß  selten  das  hierzu  nötige  Kapital.  So  fiel  die 
Equipierung  der  Farm  dem  Pächter  zur  Last,  der  dieselbe  in  tech- 
nisch allerdings  nicht  vollkommener  Weise  ausführte.  Der  Grund- 
herr erhob  Rente  vom  Land;  der  Pächter  setzte  dem  Lande  alles 
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Kapital  zu,  was  zur  Urbarmachung  nötig  war.  Auf  diese  Weise 
entstand  eine  Art  geteilten  Eigentums,  „dual  ownership'V  die  all- 
mählich auch  vom  Gesetz  anerkannt  wurde. 

Tm  großen  ganzen  ist  der  Großgrundbesitz  in  Irland  kdn  Wirt» 
Schaftsbetrieb.  Zwar  findet  sich  fast  überall  eine  mehr  oder  minder 
große  Domäne  mit  Fark,  Garten  und  Gutswirtschaft  (Home  Farm), 
aber  das  Herrenhaus  war  im  besten  Falle  ein  starkes  Konsumzentrum 
und  nie  der  Kern  einer  großen,  das  ganze  Gut  umfassenden  Wirt- 
Schaft.  Die  Verwaltung  des  Gutes  liegt  meist  in  den  Händen  eines 
Agenten,  der  den  Verkehr  mit  den  Pächtern  betreibt,  die  Renten 
einfordert  und  die  ganze  finanzielle  Verwaltung  des  Gutes  fülirt,  in 
der  er  häufig  durch  den  Familienanwalt  kontrolliert  wird.  Der 
Verkehr  mit  den  Pächtern  ist  bei  der  großen  Zahl  derselben  schon 
eine  beträchtliche  Aufgabe.  Auf  einem  Gute,  das  der  cong^ted 
districts  board  neulich  erstand,  befinden  sich  über  4000  kleine 
Pächter.  Der  Agent  erhält  in  der  Regel  5  Proz.  des  Rentertrages 
für  seine  Mühewaltung.  Da  sich  die  meisten  Agenten  nicht  auf 
die  Verwaltung  eines  Gutes  beschränken,  so  kann  auch  für  kleine 
Güter  ein  Verwalter  gefunden  werden.  Die  Zahl  der  irischen  Agenten 
dürfte  auf  etwa  400  anzugeben  sein. 

Die  Bedeutung  des  Agenten  für  die  irische  Wirtschaft  kann  nicht 
überschätzt  werden.  Es  hängt  schließlich  von  seinem  Takt  und  seinen 
geschäftlichen  Fähigkeiten  ab,  ob  der  Besitzer  in  Frieden  oder 
Unfrieden  mit  seinen  Pächtern  leben  wird,  denn  Irland  ist  ein  Land, 
wo  mit  Prinzipien  nichts  auszurichten  ist,  wo  aber  persönliche  Ge- 
schicklichkeit alles  bedeutet.  Die  Agenten  gehören  der  als  „gentleman" 
bezeichneten  Klasse  an.  Unter  ihnen  steht  als  Gehilfe  der  bailiff, 
während  die  home  farm  vom  Stewart  verwaltet  w^rd. 

Es  ist  nicht  meine  Absicht,  eine  eingehende  Charakteristik  des 
irischen  Grundbesitzers  zu  geben :  wahrscheinlich  dürfte  <?ic  c  Klasse 
ebenso  gemischt  sein,  wie  die  meisten  andern  menschlichen  Herufc. 
Sie  hat  aber  vielleicht  an  den  Sünden  ihrer  unbrauchbaren  Mitglieder 
schwerer  zu  tragen  gehabt  als  andere  soziale  Gruppen.  Sie  hat  sich 
im  Spt)it  wie  im  Kriege  ausgezeichnet  ie  hat  sich  auch  in  der 
englischen  Kolonialverwaltung  genügend  bewährt.  Sie  besitzt,  was 
die  Formen  des  gesellschaftlichen  Lebens  betrifft,  Lebhaftigkeit, 
Anmut  und  natürliche  Veranlagung  in  hohem  Mafie,  sie  hat  aber 
ihre  politischen  und  wirtschaftlichen  Aufgaben  nur  mangelhaft  erfüllt 
und  während  der  großen  Agrarrevolution,  die  ihren  Sturz  verursachte, 
weder  eine  Politik  noch  einen  Führer  hervorgebracht. 

 .  (FortsetzuBg  im  nächsten  HeA.) 
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Der  Entwurf  eines  preußischen  Wohnungsgesetzes, 
seine  Vorgeschichte  und  seine  Bedeutung. 

Von 

RUDOLF  EBERSTADT. 

(Mit  drei  PlÜnea.) 

I.  Zur  \' o  r  g  c  s  (  h  i  c  h  te  des  Entwurfs. 

Von  der  alten  Haupolilik  der  preutiischcn  Könige  trennt  uns 
ein  weiter  Abstand  des  Rechts  und  der  Anschauungen.  Ks  war 
Sache  der  historischen  Forschung,  den  vielfach  unterbrochenen  Weg 
zu  zeigen,  auf  dem  die  Entwicklung  unseres  deutschen  Städtebaus 
bich  \  ollzogen  hat.  Mit  wenigen  Worten  sei  an  diese  ältere  Zeit 
hier  erinnert 

Große  und  schwierige  Aufgaben  des  Städtebaus*)  treten 
regelmäßig  dann  hervor,  wenn  durch  das  Zusainmeruvirken  ])oli- 
tischer,  rechtlicher  und  ökonomischer  Faktoren  eine  Neugestaltung 
herbeigeführt  wird,  die  in  einseitiger  Weise  die  städtische  Ent- 
wicklung begünstigt  oder  vorwärts  treibt  Eine  solche  Periode 
des  gesteigerten  und  schnellen  Wachstums  der  Städte  pflegt  ein 
selbständiges  und  ihr  eigentümliches  System  des  Städtebaus  auszu- 
bilden, das  in  seinen  rechtlichen»  technischen  und  wirtschaftlichen 
Grundlagen  einen  scharf  ausgesprochenen  Charakter  trägt  In 
Deutschland  bezeichnet  der  Aufschwung  der  Städte  im  zwölften 

*)  Als  Städtebau  im  technischen  Siaae  wird  die  Gcsamlheil  aller  Maßnahmen 
bezeichnet,  die  sich  auf  die  >tr"idti^rh«'  H:\uweise,  die  Stadlanla^f"  und  den  städtischen 
Häu«frb.ni  Ixvichcn.  Uie  Hch.iuiilun^  d'-s  St^idtcbaus  schlifLit,  wn*;  kaum  der 
Hervorhebung  bedart,  die  der  Grundlagen  des  Wohnungswesens  mit  cm. 


Digitized  by  Google 


»74 


GeteligebuiiK. 


i:nd  dreizehnten  Jahrhundcil,  der  mit  der  GewiDiiunt^  tkr  ..ic.diischen 
1  rcihcit  einsetzt,  den  Beginn  der  ersten  selbständigen  Periode  un- 
seres Städtebaus.  Das  gewaltige  und  rasche  Anwachsen  der  Städte, 
das  erst  in  unserer  dgenen  Zeit  sein  Gregenstüdc  gefunden  hat, 
fiihrte  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  zu  Stadterweite* 
rungen  größten  Stils.  Durch  die  weiträumige  Anlage  der  Städte, 
durch  Hereinziehung  weiter  Flächen  unbebauten  Geländes  wurde 
(lir  die  Bebauung  ein  Raum  geschaffen,  der  zum  Teil  auf  Jahr- 
hunderte hinaus  för  die  städtische  Ausdehnung  ausreichte.*} 

Dieser  ersten  Periode  verdanken  wir  eine  Reihe  von  grund- 
legenden und  noch  in  der  Gegenwart  fortwirkenden  Schöpfungen 
des  Städtebaus»  nämlich  i.  die  Methode  der  Parzellierung  des 
stadtischen  Bodens  (Bodenaufteilung);  2.  die  Einrichtungen  för  den 
Immobiliarverkehr  und  die  Kapitalisierung  des  Bodens;  und  5.  eine 
Gruppe  von  Rechtssätzen  über  die  städtische  Bauverwaltung  und 
Baupolizei.  Das  Ergebnis  läßt  sich  kurz  dahin  zusammenfassen, 
daß  zunächst  in  der  Bodenaufteilung  genaue  Scheidungen  nach 
Zweck  und  Bedürfnis  sowohl  für  die  Straßen  (VerkehrsstraÖen, 
Wohnstraßen ,  Aufteilungsstraßen)  wie  für  die  Hausformen  ge- 
schaffen wurden.  Hierbei  wurde  eine  selbständi(:jc  Form  des  KJcin- 
wohnungsgebäudes  entwickelt ;  es  ist  das  bürgerliche  Kleinhaus,  das 
bis  auf  unsere  Zeit  die  vorherrschende  Hausform  in  Deutschland 
"gewesen  ist  und  in  den  Städten  des  deutschen  Nordwestens  noch 
heute  überwieset.  —  Die  iiinrichtun^^en  für  den  Immobiliarverkehr. 
aus  denen  sich  unser  Gruiidbuchwesen  entwickelt  hat,  beruhten 
auf  der  damals  eingeführten  deutschrechtlichen  Scheidung  von  Boden 
und  Bauwerk;  die  Kapitalaufwendung  für  das  Bauwerk  wurde  g^e- 
trennt  von  dem  nackten  Recht  am  Boden.  ^)  Die  produktive  Auf- 
wendung von  Kapital  und  Arbeit  und  das  Besitzrecht  am  Baui:^ruiid 
durften  sich  nicht  verschmelzen.  —  In  der  Verwaltung  des  Bau- 
wesens endlich  wurde  eine  Reihe  von  Rcchlssät/.en  aufgestellt, 
die  —  wie  das  Recht  an  unbebauten  Plätzen  —  bis  /um  Knde  des 
achtzehnten  J.ihrhundcrts  in  tjeliuiis,;  geblieben  sind,  während  die 
Rechtssätze  über  die  Baupolizei  sich  ohne  Unterbrechung  bis  in 


*)  Zu  den  f;ntlit'jn  Stadterweiteiunjjen  des  aw  ihtt  ii  Jahrhuadcrls  zähiteD  die 
von  Kola  und  Magdeburg;  die  damals  gezogene  Uiuwallung  hat  bis  lS8o  b«zw. 
1872  beitandea.   Auch  die  neu  gegründeten  Stidte  vatrcv  weitriumig  angelegt. 

*)  In  ähnlicher  Weise,  wie  dies  beute,  jedoch  unter  Tcründerten  Vonusietsttogci», 
das  Erbhanrecbt  anslrebt 
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die  Ge^'cnwart  fortentwickelt  haben.  Die  städtisciie  VerwaltuiiL^ 
hat  in  dieser  ersten  Periode  unverwüstliche  und  unvergängliche 
iunriciitungen  geschaffen. 

Mit  dem  Ende  des  sechzehnten  Jahrliundcrts  ist  die  Blütezeit 
unserer  Städte  \  oriihcr.  Auf  die  letzte  und  glänzendste  Entwicklung 
fies  sechzehnten  Jahrhunderts  (oh^i  der  traurige  Verfall  während 
des  dreißigjährigen  Krieges,  l'ni  die  Mitte  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts waren  der  Wohlstand  und  die  Kraft  der  Städte  vernichtet. 
Wenn  das  ganze  Land  unter  den  \'er\viistungcn  des  Krieges  und 
ihren  Nachwirkungen  unsagbar  gelitten  hatte,  so  waren  doch  die 
Zustände  in  den  Städten  weitaus  die  schlimmsten;  denn  ihr  Hr?ndpl 
ihre  liewerbe,  ihre  Nahrung,  waren  ebenso  tief  herahgel  niincn 
wie  die  Zahl  ihrer  Bewohner  gesunken  war.  Den  Städten  autzu- 
hdfen,  war  am  schwierigsten;  und  dieser  Aufgabe  hatten  sich  nun 
die  La  n  d  e  s  f  ü  r s  t  e  n  zu  unterziehen,  die  ihre  Territorien  wieder 
emporbringen  wollten. 

Diesen  Zusammenhang  müssen  wir  uns  gegenwärtig  halten, 
wenn  wir  erklären  wollen,  daß  nunmehr  in  Deutschland  eine  neue 
Periode  des  Städtebaus  beginnen  mußte;  es  ist  die  des  landesfürst- 
iichcn  .Städtebau'? ,  verbunden  mit  einer  systematischen  Baupolitik. 
War  die  erste  Teriode  unseres  deutschen  Städtebaus  getragen  von 
dem  selbständigen  Aufblühen  der  Städte,  so  war  die  zweite  Periode 
herbeigeführt  durch  die  Arbeit  der  Landesfursten  für  tüe  Wieder- 
aufrichtung der  verarmten  und  zurückgekommenen  Städte,  l'nter 
den  deutschen  Territorien  mj^t  BrantlenburgdVeußen  durch  seine 
umfassende  Tätigkeit  für  die  blädte  weit  hervor,  und  hier  liegt  der 
Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  einer  preußischen  Bau[K:)litik. 

Die  landesfürstliche  Tätigkeit  im  Städtebau  beginnt  in 
Brandenburg  Preußen  in  der  zweiten  Hälfte  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts unter  Kurlurst  l-riedrich  Wilhelm.  Die  seitdem  ausge- 
bildete Baupolitik  ist  indes  nur  zu  ver>tehcn,  wenn  wir  sie  als 
einen  Teil  der  allgemeinen  Verwaltungspolitik  auffassen,  die  in 
Preußen  durch  die  Verkettung  verschiedener  Umstände  gernde  an 
die  Beji^ünstigung  der  Städte  geknüpft  war.  Km  Hauptmittcl  für 
die  Kräftigung  und  Hebung  des  Landes  bildete,  der  merkantilisti- 
schen  Auffassung  entsprechend,  die  h'ördcrung  des  Gewerbewesens ; 
das  Gewerbe  aber  hatte  von  alters  her  in  der  Hauptsache  seinen 


Vgl.  neine  „Rheinischen  Wohnvcrhällnissc   und  ihre  Rcdeatung  für  das 
Wohnungswesen  in  Deutschland."   Jena  1903.   S.  3  ff.  und  105. 
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Sitz  in  deo  Städten  und  wurde  seit  1680  geradezu  auf  die  Städte 
beschränkt  ^)  Durch  die  verschärfte  städtische  Konzentrieruiig  der 
Industrie  wurde  eine  Menge  Handwerker  vom  platten  Lande  in  die 
S^te  getrieben.  In  hohem  Maße  wurde  dann  das  Anwachsen  der 
Städte  verstärkt  durch  die  segensreiche  preußische  Bevolkerungs> 
poUtik  und  die  Begünstigung  der  Einwanderung,  deren  mächtiger 
Strom,  soweit  es  sidi  um  Gewerbetreibende  handelte,  zumdst  nach 
den  Städten  gelenkt  wurde.  Eine  ganze  Reihe  von  Maßnahmen 
trat  unter  Friedrich  Wilhdm  I.  und  Friedrich  dem  Großen  hinzu, 
die  dieser  i<ombinierten  Förderung  von  städtischem  Wesen  und 
gewerblicher  Tätigkeit  dienten*);  durch  Freiheiten,  Privilegien  und 
Unterstützungen  wurden  immer  neue  Scharen  gewerbtätiger  Ein- 
wander rr  in  die  Städte  gezc^en. 

iiand  in  Hand  mit  dieser  enei^gischen  städtefördernden  Politik 
ging  nun,  als  ilire  geradezu  selbstverstäiKllIche  Folge,  die  unifassende 
Bautätigkeit  und  Baupolitik,  die  mit  steigendem  Kifer  durchgeführt 
wurde.  Das  achtzehnte  Jahrhundert  bezeichnet  für  Preußen  den 
Höhepunkt  der  landcsfürstlichen  Bauläti<;keil ;  ^^anze  Stadtteile  und 
Städte  wurden  damals  planmäßig  und  systematisch  neu  an<;elegt. 
Die  bislier  in  der  Literatur  herrschende  Ansicht  jedoch,  dal.^  es  sich 
bei  du  sc;  Haupolitik  Friedrich  Wilhelms  I.  und  Friedrichs  des 
Großen  um  Rechtsneuerungen  und  willkürliche  EinpfrifFc  des  Ab- 
solutismus handelt,  ist  ganz  irrtümlich.  Das  preuliisciic  Königtum 
hat  hier,  wie  auf  anderen  Gebieten  der  Verwaltung,  zunächst  fran- 
zösische l^iiirichtungen  und  \  rjihilder  übernommen;  im  übrigen  aber 
wurde  das  alte  kommunal  bländisciie,  beim  Niedergang  der  Städte 
in  Verfall  geratene  Baurecht  neu  belebt  und  ausgenutzt.  In  der 
Hauptsache  beruhte  die  landesfürstliche  BaupoUtik  auf  der  Aus* 

>)  Den  liifleren  AahA  bietzu  bot  die  von  dem  Groflen  Kurflinteii  emgeAhrte 
Accise,  ein  Sjrstcm  direkter  und  indirekter  Abgaben,  die  ansscbliefllich  in  den  Slidten, 
nicht  aber  auf  dem  flachen  Lande  erhoben  wurden.  Im  steuerpolitischen  Interesse 
wurden  dcslialb  auf  dem  Lande  in  der  Hauptsache  nur  die  notwendigen  Ciow«  rbe 
((hf  sog.  fünf  Landhandwerke)  zugelassen.  Die  alten  ländlichen  Handwerkerstcllrn 
wurden  kat.T-triert,  und  im  übrigen  wurde  das  Gewerbe  fast  .iiis«;dilicßlich  in  die 
Städte  Verwiesen.  Vpl.  Schmollrr,  I^mri^üc  und  ITntcrsuchunj^cn  zur  Vcrfas^sungs-, 
Vcrwallungs-  und  Wirtschaltsgcschichte,  Leipzig  1898,  S.  157  unJ  uücr  a.  a.  O. 

')  Vgl.  u.  a.  das  Statut  Friedrich  Wilhelm  I.  von  17 18,  wegen  der  in  den 
StildCcn  erwünschten  Handwerker;  den  Zuwandernden  wurden  grolle  Privilegien 
gewahrt  und  Meilengeidcr  für  dieZureise  gesahlt.  Scbmollera.  a.  O.  S. 380  f.; 
Kurt  V.  Rohrtcheidt,  Vom  Zunftzwang  zur  GewcrbefrciheiL  Berlin  1898.  &  53. 
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Übung  von  Bererhtigunsijen,  die  unsere  deutschen  Sladtvei  waltuiij^^en 
selber  während  des  Mittelalters  c^cscliaflTen  hatten  und  die,  nach 
dem  Verfall  der  städtischen  Ver\valtun<^en ,  nunmehr  auf  eine  rein 
staatliche  Grundlage  gestellt  wurden.*) 

Die  landcsfurstliche  Bautätigkeit  hat  tiefgreifende  Neuerungen 
in  der  Stadtanlage  und  im  Wohnungswesen  eingeführt;  sie  brachte 
uns  vor  allem  die  schematische  Richtung  \xn  Städtebau,  die  dem 
herrschenden  Geschmack,  dem  Geiste  des  Absolutismus  und  der 
zeitgenössischen  Theorie  des  Städtebaus  entsprach.  Die  sozial- 
politische Vorsorge  zeigte  sich  andererseits  in  der  Parzellierung  des 
Baulandes,  bei  der  immer  die  Rücksicht  auf  die  Schaffang  kleiner 
GniiKfatücke  und  mittlerer  Bürgerhäuser  vorwaltete. 

Mit  dem  Ablauf  des  achtzehnten  Jahrhunderts  war  die  Periode 
der  landedtirstlichen  Baupolitik  zu  Ende;  ihre  Wirkung  auf  die 
Technik  des  Städtebaus  in  Preußen  ist  eine  äußerst  nachhaltige 
geblieben;  ihre  Grundsätze  dag^en  konnten  in  das  neue  Staats- 
wesen  nicht  unverändert  übernommen  werden.  Das  neunzdmte 
Jahrhundert  hat  eine  besondere  Politik  des  Städtebaus  zunächst 
nicht  gekannt.  Für  die  Handhabung  der  Bauvcrwaltung  durch  die 
zentralen  und  örtlichen  Behörden  waren  in  der  Hauptsache  maß- 
gebend die  Vorschriften  des  allgemeinen  Landrechts  und  der 
Städteordnung,  sowie  die  Bestimmungen  über  die  Organisation  und 
Zustand i<:,'keit  der  Behörden.  Seit  dem  Erlaß  des  Gesetzes  über 
die  Folizeiverwaltttng  vom  il.  MälZ  1850  gründeten  sich  die  für 
die  verschiedenen  I^ndestdle  ergangenen  Baupolizeiverordnungen 
auf  den  §  6  Ziffer  b,  g  und  i  des  genannten  Gesetzes.  Die  von 
den  Ortspolizeibehörden  wahrgenommenen  Literessen  betrafen  vor- 
zugsweise die  Fürsorge  bei  Bauausführungen  und  die  Bedürfnisse 
des  Verkehrs.  Auf  der  Grundlage  des  erwähnten  Paragraphen  des 
Pnlizri'/erwaltunfTscrcsetzes  beruht  ferner  die  außerordentlicli  wich- 
tige  Bctugnis  der  Polizeibehörden  zur  Aufstellung  von  Bebauungs- 
plänen.^) 

')  S.  Rheinische  Wohnverhältnisse.    S.  4  und  I02. 

')  Vgl.  L.  V.  Rftaae»  Die  Baupolixd  des  preuftischca  Staates.  Berlin  1846 

tmd  ößcr. 

•)  Mit  BpTug  auf  die  Bezeichnungen  Bebauungsplan  und  Bauordnung  seien  hier 
folgende  I5<  mcrkunjjen  einjjeschaltet.    Unter  dem  BelKiuunj;splun  ( St.i'itb.iuplan)  ver- 
steht man  die  Gesamlbeit  derjenigen  Festsetzungen,  die  sich  aut  die  Au tt eilung 
4lcs  iiidtischcn  Bodens  durch  Straflenanlagen,  öffentliche  PlKli«  usw.  beliehen.  Dnreh 
AfCfahr  lur  SnialwÜMudmft  «.  SoiialH>tfl^  L  (A.  f.  «oi.  G.  n.  St.  XIX.)  i.  12 
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In  den  sechziger  Jahren  des  abgelaufenen  Jahrhunderts  beginnt 
die  dritte  Periode  des  Städtebaues,  die  der  Gegenwart.  Die 
Städte  treten  wiederum  in  einen  Abschnitt  mächtigen  Wachstums, 
der  herbeigefiihrt  wurde  durch  die  nationalen  Kriege,  die  politi- 
schen, technischen  und  wirtschaftlichen  Umwälzungen.  Die  Be- 
völkerung stieg  rasch  und  in  immer  stärkerem  Maße;  die  Boden- 
werte erhöhten  sich  sprungweise;  Kapital  und  Kredit  wandten  sich 
iQ  den  größten  Summen  dem  Boden  zu.  Es  waren  gewaltige  Auf- 
gaben, die  dem  Städtebau  jetzt  gestellt  Mmrden.  Die  preußische 
Re^erung  nahm  frühzeitig  Anlaß,  sich  durch  gesetzgeberische  Maß- 
nahmen mit  der  neuen  Entwicklung  zu  beschäftigen.  Diese  Maß- 
nahmen bilden  einen  äußerst  interessanten  Teil  der  jüngsten  preußi- 
schen Verwaltung^eseta^ebung ;  ich  will  versuchen,  ihn  hier  erst- 
malig in  knappen  Zügen  su  schildern. 

Es  ist  bezeichnenderweise  die  Grundlage  des  gesamten  Städte- 
baus, die  Behandlung  des  Bebauungsplans,  die  die  preußische  Re- 
gierung in  dieser  neuen  Periode  zunächst  in  Angriff  nahm.  Schon 
in  den  Jahren  1865  und  1866  wurde  der  Versuch  gemacht,  ein- 
zelne mit  der  Aufstellung  von  Bebauungsplänen  zusammenhängende 
Materien  zu  regeln;  doch  gelang  es  nicht,  eine  Verständigung  im 
Abgeordnetenhause  herbeizuführen.  In  den  Jahren  1873 — 74  ge- 
gelangten die  Städtebau  fragen  wiederum  an  den  Landtag.  Ein  An- 
trag auf  Vorlegung  einer  Normalbauordnung  für  die  Städte  des 
ganzen  Königreichs  wurde  abgelehnt;  dagegen  faßte  das  Abge- 
ordnetenhaus den  Beschluß,  die  Regierung  aufzufordern,  eine  gesetz- 
liche Regelung  der  mit  dem  Bebauungsplan  zusammenhängenden 
Fragen  eintreten  zu  lassen.  Bereits  zu  Beginn  des  folgenden  Jahres 
legte  die  Regierung  den  entsprechenden  Gesetzentwurf  vor;  es  ist 
das  Gesetz  betr.  die  Anlegung  und  Bebauung  von  Straßen  und 
Plätzen  in  Städten  und  ländlichen  Ortschaften,  meist  zitiert  unter 
der  Bezeichnung  Baulluchtliniengesetz,  das  nach  wesentHchen  Ab- 
änderungen am  2.  Juli  1875  die  königliche  Sanktion  erhielt. 

Das  Baufluchüiniengesetz  reiht  sich  würdig  jenen  großen  Gc- 

den  Bebauungsplan  wird  also  festgelegt:  die  Strafienbreite  und  damit  die  regelniUKg 
an  die  Strafienbreite  gebundene  Bebauungshiilie  (Stockwerkaahl)  der  HSuser; 
die  Abmessongen  der  Baublöcke  und  der  Grundstttcke,  und  damit  die  Form  des 
Hlttserbaucs.  —  Die  Bauordnung  dagegen  behanddt  die  Anforderungen  an  die 
Kriditiing  der  Gel^de;  sie  gibt  Vorschriften  über  die  Flüchen*  und  Hahenautnuttung^ 
Standfestigkeit,  Feuersicherheit,  Bauansfllhrung. 
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setzen  an»  die  durch  freigebige  Ausstattung  mit  öffentlichen  Rechten 
eine  leistungsfähige  Selbstverwaltung  in  Freuden  schaffen 
wollen.  Man  wird  sogar  sagen  dürfen,  dad  kaum  ein  zweites  Gesetz 
Befugnisse  von  so  weittragender  ökonomischer  Bedeutung  in  die 
Hand  der  Sellstverwaltungsbehörden  gelegt  hat,  wie  das  Gesetz 
vom  2.  Juli  1S75.  Unter  seiner  Herrschaft  vollzog  sich  jetzt  die 
Entwicklung  der  Bodenwerte  und  der  Bodenverhältnisse  in  den 
Städten. 

Die  grundlegende  Bestimmung  des  Baufluchtliniengesetzes  geht 
dahin,  daß  die  Befugnis  zur  Au&tellung  von  Bebauungsplänen  im 
wesentlichen  vom  Staat  den  Selbstverwaltungsbehörden  Übeigeben 
wird.  Während  die  Regierung  bis  dahin  das  Recht  für 
sich  in  Anspruch  genommen  hat,  die  Aufstellung  von 
Bebauungsplänen  selbständig  anzuordnen  und  durch 
die  Polizeibehörden  zur  Ausführung  bringen  zu 
lassen,  soll  die  Aufstellung  von  Bebauungsplänen 
fortan  der  Regel  nach  der  freien  Initiative  der  Ge- 
meinden überlassen  bleiben:  mit  diesen  Worten  kennzeichnet 
die  Begründung  des  Gesetzentwurfe  den  Wert  des  Rechts,  das  jetzt 
den  Gemeinden  anvertraut  wurde.  Nur  wenige  Vorbehalte  wurden 
von  der  Regierung  gemacht,  und  auch  diese  haben  sich  in  der 
Praxis  als  bedeutungslos  erwiesen. 

Alle  Vorausetzungen  rechtlicher  und  ökonomischer  Art  waren 
nunmehr  gegeben,  um  den  Städten  eine  richtige  Bodenpolitik  zu 
eimoglichen  und  die  Bodenentwicklung  dem  Gemeininteresse  gemäd 
zu  gestahen.  Was  dagegen  tatsachlich  geschaffen  wurde,  ist  be- 
kannt genug  und  bedarf  nicht  der  näheren  Darlegung.  Der  weite 
Komplex  von  verwaltungsmäßigen  Maßnahmen,  den  wir  unter  der 
städtischen  Bodenpolitik  verstehen,  hat  in  den  meisten  preufiischen 
Griofistädten  einer  kleinen  Minderheit  aufierordentliche  Vorteile  ge» 
bracht,  für  die  Gresamtbevolkening  dagegen  schlechte  Zustände 
herbeigeführt,  wobei  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Schäden 
unendlich  schwerer  wiegen,  als  die  zunächst  am  meisten  beachteten 
hygienischen  Nachteile.  Im  Interesse  unseres  gesamten  politischen 
und  öffentlichen  Lebens  ist  es  nicht  genug  zu  beklagen,  daß  die 
Selbstverwaltung  auf  diesem  wichtigsten  Gebiet  versaget  hat  und 
daß  unter  ihrer  Geschäftsführung  die  heute  herrschenden  traurigen 
Bodenverhältnisse  in  den  meisten  preußischen  Großstädten  ent- 
standen sind.  — 

Als  seit  den  achtziger  Jahren  des  vergangenen  Jahrhunderts  die 
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Mißstände  im  städtischen  Wohnungswesen  immer  schärfer  hervor- 
traten,  suchte  die  preußische  Regierung  zunächst  durch  Maßnahmen 
der  Baupolizei  direkt  oder  indirekt  auf  die  Gestaltung  der  Wohn- 
verhältnisse einzuwirken.  Hier  waren  es  insbesondere  die  Hygie- 
niker  des  Städtebaues  und  die  ihnen  naliestehenden  Kreise,  die  die 
Beweguni^  in  Fluß  brachten.  Durch  hervorragende  Autoritäten 
wurde  die  Behandlung  der  Bauordnungen  wissenschaftlich  vertieft 
und  zu  einem  der  wichtigsten  Zweige  des  Städtebaus  au^estaltet 
Akademisdie  Lehrer,  Techniker,  Verwaltungsbeamte  arbeiteten  zu- 
sammen, um  durch  Anwendung  at^estufter  baupolizeilicher  Be- 
stimmungen auf  die  Entwicklung  der  Bodenverhältnisse  einzuwirken. 
Der  Erfolg  war  in  den  einzelnen  Städten,  insbesondere  bei  recht' 
zeitigem  Vorgehen,  ein  äußerst  günstiger,  wenn  auch  kein  aus- 
reichender, da  es  mcht  möglich  war,  die  fehlerhaften  Grund* 
lagen  des  Bebauungsplanes  einseitig  im  Wege  der  Baupolizei  zu 
korrigieren. 

Erst  als  in  den  neunziger  Jahren  die  Anschauungsich  Bahn  brach, 
daß  es  sich  in  der  Wohnungsfrage  in  erster  Linie  um  ein  Problem  der 
inneren  Verwaltung  handele,  wurde  auch  die  Stellung  der  Re- 
gierung eine  andere.  Schon  im  Jahre  1893  wurde  durch  eine  Äuße- 
rung des  Finanzministers  v.  Miquel  bekannt,  daß  ein  Wohnungs- 
gesetz in  Ausarbeitung  sei.  Aber  man  kam  über  Entwürfe  und  Vor- 
arbeiten nicht  hinaus.  Das  Interesse  der  Verwaltungsbeamten  und  der 
Regierungskreise  wurde  inzwischen  immer  lebhafter  und  trat  in  ein* 
zelnen  wohnungspolitischen  Maßnahmen  hervor.  Unter  diesen  ist 
die  bedeutendste  das  Gesetz  vom  13.  August  1895,  durch  das  zur 
Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  und  Beamten 
in  Staatsbetrieben  eine  Summe  von  5  Millionen  Mark  —  inzwischen 
durch  Nachträge  auf  59  Millionen  erhöht  —  zur  Verfugung  gesteUt 
wurde.  Daß  die  Regierung  den  Wohnungszustanden  eine  gesteigerte 
Aufmerksamkeit  zuwandte,  war  hiermit  erwiesen. 

Immerhin  aber  wußte  man  noch  nicht,  wie  die  grundsatzliche 
Stellung  der  preußischen  Regierung  zur  Wohnungsreform  sei.  Da 
erschien  am  19.  März  1901,  der  Öffentlichkeit  unerwartet,  der  Mini- 
sterialerlaß „wegen  der  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
zunächst  zu  ergreifenden  Maßnahmen".^)  Der  Erlaß  war  an  alle 
Regierungspräsidenten  der  Monarchie  gerichtet;  er  kennzeichnet  suSb. 


*)  Veröffentlicht  im  deuttdicti  Reichs-  und  Königl.  PyeuB.  StAAteaaeigct-  Tom 
4.  April  1901. 
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als  eine  bemerkeiuwerte  Kundgebung.  Die  Form  war  eine  pro* 
grammatiscfae;  ein  Aktionsprogramm  wurde  aufgestellt  und  be« 
stimmte  Anweisungen  zum  praktischen  Handeln  wurden  gegeben. 

Der  Ministerialerlafi  wird  in  der  Geschichte  der  preuflischen 
Wohnungsreform  dauernd  eine  Stelle  behalten;  sein  Inhalt  —  er 
zerfallt  in  eine  Einleitung  und  in  vier  Artikel  —  verleiht  ihm  im 
üirigen  eine  hervorragende  praktische  Bedeutung.  Die  Einleitung 
geht  davon  aus,  daß  die  Wohnungsverhältnisse  Bedenken  erregen 
sowohl  in  gesundheitlicher  als  insbesondere  in  sozialer  und  sitt- 
licher Beziehung.  Nicht  hervorgehoben  sind  also  die  politischen 
und  die  wirtschaftlichen  Interessen,  die  mindestens  die  gleiche  Be- 
rücksichtigung erfordern.  Die  Einleitung  sagt  weiter,  daß  „ein  durch« 
greifender  Erfolg  in  den  Wohnverhältnissen  sich  nur  durch  ein  um- 
teendes  gesetzliches  Vorgehen  auf  den  verschiedenen  in  Frage 
kommenden  Verwaltungsgebieten  erreichen  lassen  wird''.  Doch 
wünscht  der  Erlaß,  daß  schon  vor  den  in  Vorbereitung  befindlichen 
Andeningen  der  Gesetzgebung,  im  Verwaltungswege  alle  geeigneten 
und  durchführbaren  Maßnahmen  getroffen  werden. 

Artikel  i  verweist  auf  das  obenerwähnte  Gesetz  vom  15.  August 
1895  und  dessen  Nachträge,  über  die  Bereitstellung  von  Geldmitteln 
zum  Wohnungsbau  fiir  die  Arbeiter  der  Staatsbetriebe.  Es  soll 
nun  auf  die  Gemeinden  hingewirkt  werden,  daß  sie  ebenfalls  fur 
die  Wohnverhältnisse  ihrer  Arbeiter  und  Beamten  Vorsorge  treffen, 
entweder  durch  kommunalen  Eigenbau  von  Kleinwohnungen  oder 
durch  Förderung  von  Beamten-Baugenossenschaften.  Artikel  2  be- 
schäftigt sich  dann  mit  der  Herstellung  kleiner  und  mittlerer  Woh- 
nungen für  die  Gesamtbevdlkerung  (also  nicht  für  den  Beamten- 
stand). Der  Kleinwohnungsbau  soll  allgemein  gefordert  werden 
durch  Erleichterungen  fUr  die  Bauunternehmer,  insbesondere  durch 
I^hlaß  oder  Ermäßigung  der  Straßenkosten,  der  Kanalisations-. 
kosten,  der  Prüfungsgebühren  der  Baugesuche,  durch  Beihilfen  in 
der  Erlangung  des  erforderlichen  Realkredits.  Artikel  3  erörtert 
kuiz  die  Verkehrsmittel  zur  Erleiditerung  des  Verkehrs  mit  den 
Außenbezirken.  Der  vierte  Artikel  behandelt  die  kommunale  Boden- 
politik, der  mit  Recht  eine  durchgreifende  Bedeutung  für  die  bessere 
Gestaltung  der  Wohnungsverhältnisse  zugeschrieben  wird.  Zunächst 
empfiehlt  der  Ministenalerlaß  eine  Vermehrung  des  städtischen 
Grundbesitzes  in  Gemeinden  mit  rasch  wachsender  Bevölkerung; 
auf  dem  Gebiet  der  Stadterweiterung  soll  die  Gemeinde  selber 
Grund  und  Boden  erwerben. 
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Die  immittelbare  Wirkung  des  Ministerir^lorlasses  ist  eine  sehr 
weitgehende  und  ^nstigc  gewesen.  Die  Baugenossenschafts- 
bewegung  nalim  einen  lebhaften  Aufschwung,  wenn  es  auch  immer 
noch  nicht  gelungen  ist,  den  Widerstand  einzelner,  durch  Sonder- 
interessen beherrsciitcn  Gcmeindcv  c:  li  cluii^ci;  zu  ubci  wiricicn.  Neue 
Vereinigungen  zur  Förderung  des  Arbeitcrwohnungswescas  wurden 
gegründet;  in  die  ganze  Wohnungsreform  kam  ein  frischer,  lebea* 
diger  Zug,  nachdem  jetzt  der  feste  Wille  der  Regierung  bekannt 
und  die  Tdlnahme  deiselben  gesichert  war. 

Zweimal  war  in  dem  Ministerialerlafi  die  £inbringung  eines 
Wohnungsgesetzes  als  bald  bevorstehend  bezeichnet  worden.  Im 
Jahre  1902  gelang  es  zunächst  ein  Spezialgesetz,  das  früher  ge* 
scheitert  war,  unter  Dach  und  Fach  zu  bringen;  es  ist  das  Gesetz 
über  die  Umlegung  von  Grundstücken,  bekannt  unter  dem  Namen 
der  lex  Adickes«  mit  einem  zunächst  auf  Frankfurt  a.  M.  beschrankten 
Geltungsbereidi.  Inzwischen  waren  die  schwierigen  Vorarfaeiten 
fiir  das  Wohnungsgesetz  selber  zu  Ende  gefuhrt  worden.  Im  Mai 
des  Jahres  1903  wurde  amtlich  bekannt  gegeben,  daß  der  erwartete 
Entwurf  eines  Wohnungsgesetzes  fertiggestellt  sei.  Zugleich  wurden 
nähere  Mitteilungen  über  den  wesentlichen  Inhalt  des  Entwurfs  der 
Öffentlichkeit  übergeben.*) 

IL  Der  Inhalt  des  Entwurf» 

Ich  habe  versucht,  die  wenig  bck.innle  imtwicklung  der  preußischen 
Gesetzgebung  über  den  Städtebau  im  Zusammenhang  zu  schildern, 
da  sich  nur  hierdurch  ein  richtiger  Standpunkt  für  die  Beurteilung 
des  neuen  Entwurfs  gewinnen  läßt  Auch  fUr  das  gesetzgeberische 
Vorgehen  und  Handeln  ist  nicht  so  sdir  das  Augenblicksbild,  als 
vielmehr  der  geschichtlich  überlieferte  Zustand  entscheidend.  Ober- 
blicken  wir  die  Entwicklung  der  Gesetzgebung,  so  ist  es  Idar,  daß 
der  neue  Wohnungsgesetzentwurf  nicht  mehr  aus  dem  Vollen  geben 
konnte,  sondern  daß  er  durch  vorhandene  Verhältnisse  gebunden 
war.  Wir  können  nunmehr  vier  Gebiete  unterscheiden,  deren  Be- 
handlung der  Gesetzentwurf  unternimmt:  i.  Bebauungsplan  und 
Straßenbau,  2.  Bauordnung,  3,  Kleinwohnungsbau,  4.  Wohnungs- 
hygiene. 

^ß'-  '^^'^  Abdruck  in  tlrr  Kuluisrlien  Zeitung  und  in  d^r  Zeitschrift  für 
WoboungswescQ.  Der  Wortlaut  des  Entwurfs  selber  ist  noch  nicht  veröffentlicht 
worden. 
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I.  Für  die  Bestimmungen  über  den  Bebauungsplan  und 
den  Straßenbau  war  der  Ausgangspunkt  von  selbst  gegeben:  die 
neuen  Bestimmungen  stellen  sich  naturgemäßer  Weise  dar  als  eine 
Frgänzung  und  Abändenmg  des  oben  S.  178  erwähnten  Bauflucht- 
hau  äii^e^cizcs  von  1875.  Der  Bebauungsplan  ist  von  grundlegender 
Bedeutung  für  die  städtische  Entwicklung;  durch  ihn  wird  die  Auf- 
teilung des  städtischen  Bodens  bestinmit  Ich  kann  mit  Bezug  hier- 
auf nur  einige  wenige  Momente  an  dieser  Stelle  hervorheben.  Die 
Bodenaufteilung  wird  in  erster  Linie  bewirkt  durch  das  Straßen- 
system, durch  die  Breite,  durch  die  Zahl  und  durch  den  Abstand 
der  einzelnen  Strafien.  Werden  die  Straflen  beispielsweise  nur  in 
einem  Abstand  angelegt,  der  200  Meter  von  Straöe  zu  Strafie  be- 
tragt, so  entstehen  Grundstücke,  die  eine  Tiefe  von  je  100  Metern 
haben ;  diese  können  nur  durch  Massenmietshäuser  mit  Hofwohnungen 
bebaut  werdra.  Wird  jede  Strafie  schablonenmaßig  22  Meter  breit 
bemessen,  so  werden  die  Häuser  allgemein  22  Meter  =  fünf  Ge- 
schösse  hoch  gebaut  und  der  Flreis  des  Bodens  erhöht  sich  ent- 
sprechend  dem  Werte  der  iünffiichen  Überbauung.  Diese  Pte- 
zellierungsweise  hat  femer  die  notwendige  Wirkung,  daß  die  Zahl 
der  Grundstücke  außer  allem  Verhältnis  zu  der  Zahl  der  Bevölke- 
rung gebracht,  der  Monopol  wert  des  Bodens  gesteigert  und  ein 
Stand  von  nur  nominellen  Hausbesitzern  gebildet  wird.  Eine  Un- 
zahl von  weiteren  zwingenden  Folgen  für  die  Preisbildung  der  Boden- 
werte und  der  Wohnungsmieten,  für  die  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  städtischen  Bevölkerung,  für  die  Wohnungs- 
produktion und  die  Wohnungszustände  knüpft  sich  an  die  Parzellierung. 
—  Die  der  vorcrwälintcn  entgegengesetzte  Bodenparzellierutif^ 
bestellt  darin,  daß  die  Straßen  in  unterschiedlichen  Abmessui  -  n  an- 
irclegt  werden;  z.B.  in  einem  Abstand  von  50 — 90  Metrni  und  in 
einer  Breite  von  9 — 12  Metern  für  Wohnzwecke.  entstehen 
alsdann  Grundstücke  von  25 — 45  Metern  Tiefe,  die  mit  3  bis  3 
Wohngeschossen  bebaut  werden.  Die  nächsten  Folgen  sind: 
niedrige  (nicht  künstlich  getriebene)  Bodenpreise,  Differenzierung 
«ier  Bodenwerte  für  den  Kleinwohnungsbau,  realer  Hausbesitz  und 
bessere  Wohnungen.  Die  Wirkungen  der  beiden  FarzcUicrungs- 
fornicn  iiabe  ich  in  den  im  Anhang  beigefügten  Skizzen  veran- 
schaulicht. 

In  der  Mehrzahl  der  deutschen  Grc^atidte  sdnd  nun  die  Be- 
bauungsplane in  der  Weise  gebandhabt  worden,  da6  durch  Straßen- 


Digitized  by  Google 


184 


Gdetigebung. 


atilagc  und  Parzellierung-  die  schlimmste  Boden-  und  Häuser- 
spekulation zur  Herrschaft  gebracht  wurde.  An  dieser  Stelle  greift 
der  Gesetzentwurf  ein,  und  zwar  mit  einer  seiner  wichtigsten  Be- 
stimmungen. Der  Gesetzentwurf  schreibt  vor,  daß  bei  der  Auf- 
teilung des  Baugeländes  das  Wohnungsbedürfnis  beräcksichtigt 
werde  und  daß  iur  Wohnungszwedce  Straßen  von  geringer  Breite  und 
Baublöcke  von  geringer  Tiefe  geschaifen  werden  sollen.  Mit  dieser 
Bestimmung  —  sagt  der  Entwurf  —  soll  dem  Gebrauch  entgegen- 
getreten werden,  vorwiegend  tiefe  Baublöcke  bei  wenigen  über- 
mäßig breiten  Straßen  vorzusehen,  wodurch  das  Bestreben  gelordert 
wird,  durch  Errichtung  großer  Massenmietshäuser  die  Preise  der 
Grundstücke  in  die  Höhe  zu  treiben.  — 

Von  großer  Bedeutung  för  das  Wohnungswesen  ist  die  recht- 
zeitige und  ausgiebige  Bereitstellung  neuen  Baulandes,  dessen 
Aufischließung  durch  Anlage  von  Straßen  erfolgen  muß.  Auch  hier 
bringt  der  Gesetzentwurf  eine  wesentliche  und  notwendige  Neuerung. 
Hinsichtlich  des  Straßenbaus  sollen  die  Ortsbehörden  die  Befugnis 
erhalten,  mit  Rücksicht  auf  das  VVohnungsbedürfnis  die  Fertig- 
stellung von  Straßen  und  Straßenteilen  zu  verlangen.  Damit  wäre 
ein  schwerer  Mißstand  beseitigt,  der  darin  besteht,  daß  h^te  \del- 
fach  mit  der  Straßenaufschließung  ganz  zurückgehalten  oder  nur  das- 
jenige Gelände  aufgeschlossen  wird,  an  dem  gewisse  Grund- 
besitzer ein  Interesse  haben. 

2.  Die  zweite  Gruppe  von  Mat^)nahnien  bezieht  sich  auf  die 
Baupolizeiordnungen.  Der  (icsctzcntwurf  will  für  die  Befugnis  der 
Baupolizeibehörden,  durch  I^auordnungen  die  Ausnutzung  der  einzelnen 
Grundstücke  zu  regeln,  eine  feste  ( irundlage  geben.  Nach  dem  Ent- 
würfe kaiui  durch  die  Bauordnungen  insbesondere  geregelt  werden'! 
die  Abstufung  der  baulichen  Aiisnutzbarkeit  der  Grundstücke  nach 
Zonen  oder  Bezirken  (Beschränkungen  der  Ausnutzbarkeit  des  Grund 
und  BodeiLs  hinsichtlich  der  bebaubaren  Fläche  und  der  Stockwerk- 
■/.■dh\)]  die  Ausscheidung  besonderer,  von  den  Wohnstraßen  und 
Wohnvierteln  getrennter  Straßen  und  Viertel  für  die  Errichtung 
von  Anlagen,  die  durch  Lärm,  Rauch  und  durch  die  Art  des  Be- 
triebes Belästiguiiiica  der  Wohnbevölkerung  herbeifuhren  (Fabrik- 
und  Industrieviertel). 

3.  Die  dritte  Materie  betrifft  die  unmittelbare  Förderung  des 
Baues  von  Kleinwohnungen.  Hier  handelt  es  sich  darum,  die  be- 
sonderen Bedürfnisse  des  Kleinwohnungswesens  zu  berücksichtigen 
und  durch  praktische  Maßnahmen  die  notwendige  Steigerung  in 
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der  Produktion  von  Kleinwohnungen  herbeizuführen  Mir  den  Klein- 
wohnungsbaii  sollen  deshalb  ^ircwissL'  Begünstigungen  gewährt  werden 
hinsichtlicii  der  Kanalisationsheiträgc,  des  Wasserbezugs,  der  Bau- 
polizeigebühren und  der  Besteuerung,  Die  entsprechenden  Abgaben 
sollen  nur  zu  ciiicni  Teil  —  höchsten?;  zu  drei  Vierteln  er- 
hoben werden,  wenn  sie  solche  Woh5n[iiL;cn  belasten,  die  nach 
ihrer  Anlage  den  minder  bemittelten  l^atralicn  dienen.  Als  solche 
Wohnbauten  sind  anzusehen  die  Gebcäude  ler  gemeinnützigen  Bau- 
vereinigungen,  d.  h.  solcher  Vereinigungen,  bei  denen  satzungs- 
gcmäß  der  zu  verteilende  Jahresgewinn  auf  4      beschränkt  ist. 

Dieser  Grundsatz  erfährt  nun  weiterhin  eine  ebenso  berechtigte 
wie  erwünschte  Ausdehnung.  Die  gleichen  Begünstigungen  in  der 
Abgaben berechnung  sollen  gewährt  werden  für  die  W'ohngcbäude 
der  Arbeiter  und  Handwerker,  die  von  den  iksitzern  selbst 
und  höchstens  noch  zwei  h'amilien  gleichen  .'-itandes  bewohnt  werden. 
Hierdurch  erleichtert  der  Entwurf  in  einer  glücklich  gewählten  Kom- 
bination zugleich  den  Eigenbau  und  die  Herstellung  kleiner 
Mietswohnungen.  Obne  Zweifel  wird  hiermit  ebensosehr  auf 
die  Besserung  der  Grundbesitzverhältnissc  wie  auf  die  des  Klcin- 
wohnungswesens  hingewirkt.  Eine  praktische  Bedeutung  kann  diese 
sozial] )olitisch  äuLkr.^t  wichtige  Bestimmung  allerdings  erst  dann 
haben,  wenn  durch  die  unter  Ziffer  i  erwähnten  Maßnahmen  (An- 
lage von  Straßen  mit  kleineren  Baublöcken  und  entsprechend 
billigeren  Bodenpreisen)  die  Möglichkeit  zur  Schaffung  der  ent- 
^rechenden  ( irundstückc  gegeben  ist. 

4.  Die  vierte  Grup()e  von  \'orschri(ien  endlich  entiialt  die 
hygienischen  Bestimmungen;  sie  handeln  von  der  Wohnungsaufsicht, 
von  der  Festsetzung  eines  Mindestluftraums,  vom  Schlafstcllenwescii 
und  den  dazu  gehörigen  Materien.  Für  Gemeinden  mit  ieK)0<:)0  und 
mehr  Einwohnern  soll  zur  Haadhabung  der  Aufsicht  ein  Wohnungs- 
amt errichtet  werden. 

Der  preußische  Wohnungsgesetzentwurf  stellt  sicli  durch  diese 
teils  neuen,  teils  ergänzenden  Bestimmungen  als  eine  bedeutsame 
Verwaltungsmaßnahme  dar,  die  unter  richtiger  Anpassung  an  die 
gegebenen  Verhältnisse,  die  Möglichkeit  für  eine  gesunde  und 
sozialpolitisch  notwendige  Fortentwicklung  des  städtischen  Wohnungs- 
wesens zu  schaffen  sucht.  Inwiefern  der  Entwurf  den  Anforderungen 
an  die  Reform  der  städtischen  Boden-  und  Wohnungspolitik  ent- 
spricht soll  im  folgenden  erörtert  werden. 
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UL  Die  Ziele  der  Wobnungsreform. 

Drei  hauptsächliche  Ziele  hat  sich  die  Bearbeitung  der  städti- 
schen Bodenverhältnisse  zu  setzen :  die  sozialpolitisch  richtige  Auf- 
teilung des  Bodens,  die  wirtschaftSL^emäße  Ordnunj:^  des  Realkredits, 
die  Handlungsfreiheit  der  Selbstverwaltung.  Bodenaufteilung, 
Realkredit,  Selbstverwaltung  —  das  sind  die  drei  Richt- 
punkte, nach  denen  sich  die  gewaltige  und  viel  verzweigte  Arbeit 
der  städtischen  Bodenpolitik  zu  bewegen  hat.  Prüfen  wir  nun  den 
preußischen  Entwurf  darauf,  ob  er  üur  diese  drei  Gebiete  das  Er« 
forderliche  leistet 

Hinsichtlich  der  Bodenaufteilung  vertritt  der  Entwurf  die 
Anschauungen,  die  in  der  Fadiwissenschaft  heute,  ich  darf  sagen, 
ohne  Ausnahme  anerkannt  sind.  Im  Anschluß  an  die  kurzen 
Erörterungen  oben  S.  183  kann  ich  mich  hier  auf  den  Hinweis 
beschränken,  dafi  die  Bodenaufteilung  entscheidend  ist  für  die 
polltische,  wirtschaftliche  und  soziale  Entwicklung  des  städtischen 
Wesens.*)  Die  Mittel,  die  der  Entwurf  vorschlägt,  um  auf 
diesem  Gebiet  den  krassen  Schäden  des  Spekulationsbesitzes 
entgegenzutreten,  sind  die  richtigen.  Die  Interessen  der  Cre- 
meinde,  der  Gesamtbevölkerung  und  des  soliden  Gnindb^tzes 
stimmen  hier  überein.  —  Zu  erwähnen  bleibt  noch,  daß  in 
dieser  Frage  auch  in  der  Stellung  der  (gewerbsmäßigen)  Haus< 
besitzer  eine  erfreuliche  und  überraschende  Wendung  eingetreten 
ist.  In  einem  von  dem  Zentralverband  der  Haus-  und  Grund- 
besitzervereine  Deutschlands  herausgegebenen  Veröffentlichung  (Ver- 
fasser A.  Grävell)  wird  in  entschiedenster  Weise  und  in  den  schärf- 
sten Ausdrücken  der  spekulative  Hausbesitz  und  die  ihn  begünsti- 
gende Rodcnparzcllierunf:^  bekämpft  und  als  der  Verderb  eines 
selbstäfKÜf'cn  und  soliden  Hausbesitzerstandes  bezeichnet.  Als  die 
auch  im  Interesse  des  Hausbesitzerstandes  zu  verlangende  Haus- 
form  wird  gefordert  das  Bürgerhaus,  das  in  der  genannten  Schrift 
definiert  wird  als  ein  bürgerliches  Miethaus  für  vier  bis  sechs,  im 
Höchstfalle  für  acht  Familien.-) 

Mit  welchen  Mitteln  und  in  welcher  Entwicklung  die  Boden- 
und  Häuserspekulation  sich  in  Deutschland,  insbesondere  in  Preußen, 


')  Vgl.  noch  lueinc  Rheiuiäclicn  Wohnverhältnisse  S,  101. 
^}  Vgl.  die  Anzeige  des  Grävellschen  Buches  in  Schmollers  Jahrbuch  Bd.  a6 
Heft  3  S.  1333  ff. 
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hcraii'^^^^eblldet  hat,  ist  an  dieser  Stelle  nicht  zu  schildern.  Hervor- 
zuheben ist  indes,  daß  auch  heute  die  Form  des  realen  Haus- 
besitzes mit  ihren  günstigen  Folgen  für  das  Wohnungswesen  noch 
in  einem  großen  Teile  Deutschlands  vorherrscht;  es  ist  dies  der 
Fall  in  dem  westlichen  und  nordwestlichen  Gebiet,  das  abgegrenzt 
wird  durch  eine  etwa  von  Bremen  bis  Koblenz  gezogene  Linie  und 
dessen  Mittelpunkt  das  Rheinland  mit  den  Städten  Elberfeld,  Düssel- 
dorf und  Krefeld  bildet.  Hier  hat  sich  unsere  alte  deutsche  liau 
weise  ohne  Eingriffe  und  Unterbrechungen  bis  zur  Gegenwart  fort- 
entwickelt und  die  Bauformen  geschaffen,  die  für  die  Bearbeitung 
unseres  Wohnungswesens  allgemein  als  Vorbild  dienen  können. 
Das  Studium  der  Rheinisdien  und  Bremer  Wohnverhiltnisse  zeigt, 
dafi  sich  nur  durch  Ausbildung:  selbständiger  Formen  für  den  Klein* 
Wohnungsbau  günstige  Wohnungszustaode  erzielen  lassen.  Als  der 
leistungsfähigste  Typus  ist  wohl  das  Vier&mflienhaus  zu  bezeichnen, 
das  in  rasch  anwachsenden  Groflstadten  Kleinwohnungen  in  ge* 
nügender  Zahl  und  guter  BeschafTenheit  zu  liefern  vermag. 

Hinsichtlich  des  Realkredits  sucht  der  Entwurf  nur  Indirekt 
einzuwirken,  indem  er  Begünstigungen  vorsieht  einerseits  liir  die 
gemeinnUtz^e  Bautati^ceit,  andererseits  —  was  besonders  wertvoll 
—  für  das  kleine  Arbeitermiethaus.  Hierdurch  wird  die  Bautätig- 
keit in  zwei  bedeutsamen  Richtungen  —  für  die  Baugenossen- 
Schäften  und  für  den  Bau  von  Dreifamilienhcäusern  —  erleichtert 
Eine  allgemeine  Regelung  des  Realkredits  wird  jedoch  in  dem  Ent- 
wurf nicht  angebahnt,  obwohl  zu  einem  gesetzgeberischen  Vorgehen 
auf  diesem  Gebiet  eine  unabweisbare  Notwendigkeit  vorliegt. 

Die  grundlegende  Bedeutung,  die  unseren  Institutionen 
des  Realkredits  für  die  Bodenentwicklung  zukommt,  ist  erst 
neuerdings  hervorgehoben  worden.  Die  Gestaltung  unserer  Boden- 
verhältnisse hängt  in  hohem  Matie  ab  von  den  öffentlichen  Einrich- 
tungen für  die  Belastung  des  Bodens,  für  das  (Triintn>uchweseii  und 
das  Hypothekenwesen,  f^ie  in  Deutschland  hier  lierrschenden  Zu- 
stande zeigen  zunächst  äußerlich  betrachtet  einen  auffälligen  Wider- 
spruch. Das  Kapital  fließt  jahraus  Jahrein  in  ungezählten  Mengen 
dem  Boden  zu;  zugleich  aber  ist  die  Klage  allgemein,  daß  für  pro- 
duktive Zwecke  Kapital  schwierig  und  in  unzureichender  Weise  cr- 
licihlich  ist.  Das  Baugewerbe  ist  allgemein  abhängig  von  den 
spekulativen  Intere.sscn  des  Bodenbesit/.ers,  der  in  der  I'Vage  der 
Kapitalbeschaffung  die  ausschlaggebende  Stelle  inne  hat   Für  den 
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privaten  gemeinnützigen  Wohnungsbau  müssen  wir  uns  das  Geld  mit 
<len  größten  Schwierigkeiten  beschaflcn.  Der  Staat  endUch  mul»  jahr- 
lich öffentliclic  (  icldcr  hergeben,  um  nur  die  Tätigkeit  der  Beamten- 
Baugenossenschaften  m  crmöghchen.  Auf  der  andern  Seite  aber 
wird  durch  unsere  Volkswirtsciiaft  jedes  Jalir  die  gewaltige  Summe 
von  vier  Milliarden  für  die  Kapitalisierung  des  Bodens  tatsächhcli 
aufgebracht.  Auf  der  einen  Seite  Übersättigung;  auf  der  anderen 
Seite  Kapitalschwierigkeit  und  Mangel  —  Soweit  für  diese  Entwick- 
tuf^  verwaltungsrechtliche  Ursachen  in  Frage  kommeo,  liegen  sie  in 
unsem  Einriditungen  für  die  Kapitalisierung  des  Bodens,  für  das 
Grundbuch*  und  Hypothekenwesen.  Unsere  grundbuchlichen  Ein« 
richtungen  —  nach  der  formalen  Seite  die  vollendetsten  in  irgend 
einem  Lande  der  Welt  —  leisten  nach  der  materiellen  Seite  das 
Gegenteil  dessen,  was  sie  leisten  sollen;  sie  dienen  der  Spekulation 
und  der  unproduktiven  Kapitatverwendung,  während  das  Produktiv- 
kapital  zurückgesetzt  wird. 

Wie  die  preußische  Gesetzgebung  über  Wohnungswesen  und 
Städtebau,  so  hat  auch  die  Hypothekengesetzgebung  ihre  Geschichte, 
ohne  deren  Kenntnis  die  heutigen  Zustande  nicht  verständlich  sind. 
Eine  genauere  Darstellung  in  dem  vorliegenden  Zusammenhange  zu 
geben,  ist  nicht  möglich;  doch  möchte  idi  meinen  an  anderer  Stelle 
veröflfentlichten  Untersuchungen  hier  noch  einiges  hinzufügen. 

Unsere  Einrichtungen  für  das  Grundbuch*  und  Hypotheken - 
wesen  sind  deutschrechtlich.  Sie  entstammen  der  ersten  Periode 
unseres  Städtebaus,  die  die  deutschen  Kinri -litungen  für  dir  Kapi- 
talisierung des  Bodens  geschaffen  hat  (s,  oben  S.  174).  Der  leitende 
Grundsatz  des  deutschen  Rechts  aber  war:  rechtliche  Trennung  von 
Boden  lind  Bauwerk.  Die  Werte,  die  Kapital  nnd  Arbeit  srhufen, 
durften  sich  nicht  vereinigen  mit  dem  Recht  des  Bodenbesitzer?. 
Hierdurch  wurden  Kaj>ital  und  Arbeit  in  ununterbrochenem  Strom 
dem  Boden  zugeführt  und  in  einer  ka]ntalarmen  Wirtschaft  wurde 
die  intensivste  Bodenkultur  ermöghchl.'j  Mit  dem  Kindringen  des 
römischen  Rechts  gelangte  alhnählich  die  der  deutschen  entgegen- 
gesetzte römische  Auffassung  zur  Geltung:  superficies  solo  cedit; 
was  auf  dem  Boden  steht,  wächst  dem  Boden  zu.  Auch  auf  anderen 
Gebieten  <les  Immobiliarverkchrs  drangen  seit  dem  sechzehnten 
Jahrhundert  die  römischrechtlichea  .\uUassungen  durch;  sie  führten 
indes  zu  unhaltbaren  Zustäitden  im  Kealkredit.    \n  iVeußen  gntr 


)  Rheinische  \Yohnvcrhältnii>se  S.  105^. 


Digitized  by  Google 


Rudolf  Eberstadt»  Eiit¥rurf  eines  prenfluchen  Wohnungsgcscttes.  jg^ 

man  deshalb  unter  Friedrich  I.  und  Friedrich  Wilhelm  I.  auf  die 
Einrichtungen  der  deutschen  Grundbücher  zurück,  deren  Anlage 
durch  eine  Reihe  von  Fdikten  f^crcrjelt  wurde.  Nach  der  Durch- 
fuhrung der  Justizreform  Friedrichs  des  Großen  wurde  am  20.  De- 
zember 1785  eine  neue  Hypothekenordnung  eingeführt,  deren  Vor- 
trefflichkeit  allgemein  anerkannt  war,  und  die  in  ihren  Grundzügen 
unwesentlichen  unverändert  bis  zum  Jahre  1872  bestanden  hat. 

Der  neue,  für  uns  bemerkenswerteste  Abschnitt  in  der  Ent- 
wicklung des  Bodenkredits  beginnt  mit  der  Grundbuchordnung  vom 
5.  Mai  1872.  Ihr  ausgesprochenes  —  und  berechtigtes  —  Ziel 
war,  den  Realkredil  der  Beweglichkeit  des  Kapitals 
anzupassen.  Das  Studium  der  Landtagsvorlagen,  Berichte  und 
VerJiandlungen  über  diese  in  die  wirtschaftUchen  Verhältnisse  tief 
eingreifende  Maßnahme  bietet  noch  heute  ein  her\'orragendes 
Interesse.  Die  Reform  des  Hypothekenwesens  wurde  damals  von 
der  Landwirtschaft  fast  in  noch  höherem  Mai3e  gefordert,  als  von 
den  Städten.  Man  glaubte  durch  Erleichterung  des  Hypotheken- 
verkehrs und  der  Bodenbelastung  eine  stärkere  Zufuhr  des  Pro- 
duktiv kapitals  zu  erreichen.  Den  Fehler,  in  den  man  dabei  ver- 
fiel, bestand  darin,  daß  man  das  staatliche  Grundbuch  unter- 
schiedslos flir  jede  Bodenbelastung  zur  Verfügung  stellte,  gleich- 
viel ob  die  Beträge  aus  produktiven  Aufwendungen  oder  aus  un- 
produktiven Ansprüchen  herrührten. 

Das  hieraus  folgende  Ergebnis  der  preußischen  Grundbuchreform 
wird  von  den  juristtscben  Praktikern  in  der  Formel  zusammengefaßt: 
je  besser  das  Grundbuch,  je  höher  die  Verschuldung. 
Mir  scheint  indes,  eine  solche  F*olge  liegt  durchaus  nicht  in  der 
Natur  der  grundbuchlichen  Einrichtungen.  Im  Gegenteil,  die  bessere 
.'\nlage  des  Grundbuchs  muß  eigentlich  zu  einer  verhältnismäß^ 
niedrigeren  Verschuldung  führen ,  wenn  die  Grund j^^edanken,  auf 
denen  die  Institution  beruht,  berücksichtigt  werden.  Das  ist  aber 
hier  nicht  geschehen.  Die  preußische  Grundbuchreform  von  1872 
bescitiy:te  jede  Beschränkung  in  der  Eintragung  von  Hypotheken, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Produktivkapital,  das  man  eigentlich  heran- 
ziehen wollte  und,  was  vielleicht  noch  schlimmer  ist,  ohne  Rücksicht 
auf  die  ungeheure  wirtschaftliche  und  soziale  Wirkung  der  öfTcntlich- 
rechtlichen  grundbuchlichen  Einrichtungen.  Ich  habe  diese  Ver- 
hältnisse und  ihre  Folgen  an  anderer  Stelle  genauer  untersucht'); 


■)  Der  dentache  Kapitalmarkt,  &  919  fF. 
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hier  möchte  ich  nur  einen  bemerkenswerten  Ausspruch  verzeichnen, 
der  von  dem  Ab^reordneten  Reichensperger  (Olpe)  während 
der  Verhandlungen  über  die  Grundbuchordnung  von  1872  getan 
wurde:  „Das  kann  man  freihch  machen,  das  heißt  aber  Aufgeben 
alles  materiellen  Rechtsprinzips,  —  es  heißt,  die  Idee,  die 
•  in  allen  Gesetzgcluinfren  ihren  Ausdruck  gefunden  hat,  ver- 
leugnen, —  es  hciiit,  das  System  des  Wechselrechts  generali- 
sieren". 

Die  Aufiassui^  ist  richtig;  aber  der  Vergleich  mit  dem 
Wechselrecht  trifit  nicht  m,  da  er  gerade  den  Hauptunterschied 
nicht  hervorhebt  Der  Staat  hat  keinerlei  Einrichtungen  ge- 
schaffen, um  die  Valuta  eines  Wedaels  zu  garantieren;  der 
Staat  fibemimmt  keinerlei  Bürgschaft,  daß  der  Wert,  den  der 
Akzeptant  zu  zahlen  verspricht,  überhaupt  irgendwie  vorhanden 
ist  Anders  dagegen  bei  den  grundbuchlichen  Einrichtungen.  Hier 
schützt  der  Staat  den  Rang  und  das  Objekt  der  grundbuch' 
liehen  Forderung;  aber  er  gibt  jetzt  diese  Garantie  ohne  jede 
Prüfung  des  zugrunde  Hegenden  Rechtsgeschäfts. ,  Darin  liegt  ge- 
wifi  eine  Anomalie.  Man  wird  kein  zweites  Gebiet  zu  nennen 
wissen,  auf  dem  der  Staat  Einrichtungen  von  gröflter  Trag- 
weite geschaffen  hat,  um  die  Sicherheit  einer  Forderung  zu  ver- 
bärgen, deren  Ursprung  er  weder  kennt  noch  prüft.  Heute  ge- 
währt  der  Staat  das  folgenschwere  Recht  der  grundbuchlichen 
Sicherheit  ohne  Rüdesicht  auf  das  Rechtsgeschäft,  das  der  li\  {)oihe- 
karischen  Forderung  zugrunde  liegt  In  diesen  Formen  vollzieht 
sich  eine  der  vornehmsten  Außeningen  staatlicher  Tätigkeit  in 
unserem  Wirtschaftsleben. 

Für  den  städtischen  Bodenkredit  entsteht  hier  einer  der 
schwersten  Mißstände,  der  sich  nur  beseitigen  laßt  durch  die  Trennung' 
der  Hypotheken  in  Mcliorationshypothcl'Cen  und  einfache  Bivr'cn- 
schuldrn.  Die  grundbuclihchc  liclastung  flrs  Bodens  iur  produk- 
tive und  Kulturzweckc  nuiü  durchaus  ^fctrcnut  bleiben  von  der  Be- 
lastung für  unproduktive  und  sterile  Zwecke.  I  nscr  hcutif^'cs  Grund- 
buchsystem t^ibt  in  einer  Weise,  wie  dies  in  keinem  andern  l^ande 
bekannt  ist,  der  Spekulation  die  Verfüi;ung  über  die  Entwickluiif^ 
der  Bodctiwerte.  Unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  dient  der 
durch  die  J^cbauung  und  Bodenkultur  geschaffene  Wert  in  erster 
Linie  dazu,  den  rein  spekulativen  l'orderungen  Konsistenz  zu 
verleiiien  und  sie  realisierbar  zu  machen;  ermüglichl  wird  dies 
durch  die  Verschmelzung   von   Spekulationsgewinn   und  produk- 
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tiver  Aufwendung  bei  der  hj^tbekarischen  Bebstung  der  Grund- 
stücke.^} 

Eine  grundsätzliche  Regelung  der  Hypothekengesetzgebung 
ist  Reichssache. ^)  Indes  könnte  Preufien  auch,  nach  den  Be- 
stimmungen des  Einfiihning^esetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch, 
selbständig  vorgehen,  wozu  der  Wohnungsgesetzentwurf  den  ge- 
gebenen Anlaß  bietet 

Es  ist  bekannt  und  offenkundig,  daÖ  der  von  den  Hypotheken- 
banken erhältliche  Bodenkredit  versagt  sowohl  für  den  gemein- 
nützigen  Wohnui^bau  wie  auch  allgemein  fiir  den  nichtspeku- 
lat!\en  Kleinwohnungsbau.  Gerade  für  das  Wohnungsbedürfnis  der 
Kreise,  auf  die  sich  der  neue  Wohnungsgesetzentwurf  bezieht,  fehlt 
es  an  zureichendem  Realkredit.  ^)  Gegen  den  Wert  und  die 
Leistungen  unserer  Hypothekenbanken  soll  damit  nichts  gesagt 
weiden;  die  Banken  sind  indes  durch  ihren  ganzen  Apparat  mit 
dem  spekulativen  Bodei^eschäft  eng  verknüpft  und  auf  die  hieraus 
hervorgehenden  (iewinne  und  Verdienste  zugeschnitten.  Die  ein- 
fache Form  des  Realkredits,  dessen  das  Kleinwohnungswesen  be- 
darf, ist  nicht  Sache  unserer  Hypothekenbanken.  Wir  brauchen 
neben  unseren  Hypothekenbanken  reine  Realkreditinstitute,  die  nach 
geschäftlichen  Grundsätzen,  aber  doch  mit  einem  wesentlich  ein- 
facheren Apparat  einen  billigen  Realkredit  für  den  städtischen 
Häuserbau  ermitteln  und  auf  die  Tilgung  der  Bodenschulden  hin- 
wirken sollen.  Das  Großherzogtum  Hessen  hat  zu  diesem  Zweck 
durch  die  treffliche  wirtsc-haftspolitischc  Gesetzgebung  des  Jahres 
1902  eine  Hypothekenbank  mit  staatlichen  und  öffentlichen  Mitteln 
ins  Leben  gerufen.*)    Für  die  preußischen  Verhältnisse  müßte 

^)  Wegen  der  Etazelheiten  s.  meinen  Kapitalnnrltt  S.  364.  —  Vgl.  bicrm  eine 
iangst  veröflendichte  Studie  von  C&rl  Job.  Fuch«  (Zeitsclirift  fUr  Wohnungswesen 
10.  Febr.  1904  &  113),  die  in  umgender  Weise  die  von  mir  bdundelten  Fragen 
einer  kridscben  Erürtenu^  nntmidit  Die  in  meinen  Sdiriflen  aufgestcttte  Scheidnng 
kuatet  indvfi :  Meliorationshypothek  und  einfache  Bodenschvld ;  nicht  Spekttlaltons- 
liypoChek,  wie  in  der  Überschrift  des  t'.schen  Artikels  gesagt  ist. 

*)  Es  wäre  erfreulich,  wenn  der  Verein  Reicbswohngcsetz  dieser  Frage 
seine  Tätigkeit  widmrn  wollte. 

■)  Vgl.  M.  Brandts,  Soziale  Praxis  XI.  Jahrgang  1901,  S.  138.  Zahlreiche 
Belege  für  die  hier  beJianticlttn  Verhältnisse  gibt  die  von  Prof.  Alb  recht  heraus- 
gegebene Zeitschrift  für  Wohnungswesen  im  einzelnen. 

*)  Vgl.  Minisletialrat  Brann,  Die  wirtscbaftspolitiscbe  Gesetsgebnng  des  Grofl. 
henogtoms  Hessen  im  Jahre  1903.  Darmstadt  1902,  und  meine  Anzeige  FreuB. 
JahrbUcber  1903.  Bd.  in,  Heft  1,  S.  142. 
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eine  solche  Anstalt  auf  breiterer  Grundlage  und  ohne  oder  doch 
ohne  größere  Beanspruchung^  öffentlicher  Gelder  errichtet  werden. 
Der  gegebene,  nach  der  bestellenden  Gesctzcrebung  gangbare  Weg- 
wäre  die  Schaffung  eines  öffentlichen  1  iypothekeninstituts  mit  dem 
Vorrecht  —  das  eigentlich  das  gemeine  Recht  sein  müßte  —  der 
sog.  MeHorationsdarlehen ;  d.  i.  der  Darlehen,  die  für  die  Besserung 
eines  (Irundslücks  gegeben  werden. 

Durch  Artikel  1 18  des  Einführungsgesetzes  zum  B.G.Ii  wird 
der  Landesgesetzgebung  das  Recht  vorbehalten,  zugunsten  von 
Meliorationsdarlehen  einen  grundbuchlichen  Vorrang  zu  scbaiien. 
Dieser  Vorrang  kann  gewährt  werden  einer  öffentlichen 
Anstalt  wegen  eines  zur  Verbesserung  des  belasteten  Gnindstudcs 
gegebenen  Darlehens.  *)  Die  Errichtung  eines  solchen  Instituts,  das 
die  Forderung  des  Kleinwohnungsbaus  allgemein  zum  Ziele  nimmt, 
fet  an  sich  notwendig.  Doch  könnten  för  die  Ausstattung  des  Ih' 
sütuts  in  Preufien  nicht  lediglidi  oder  auch  nur  vorzugsweise  öffent* 
liehe  Mittd  in  Frage  kommen.  Einer  solchen  Anstalt  wurde  vielmehr, 
bei  Verleihung  des  Vorrechts  der  Meliorationsdarlehen,  Privatkapital 
reichlich  zuflieden;  sie  würde  dem  privaten  und  genosseoschaft« 
liehen  Kleinwohnui^bau  den  erforderlichen  Realkredit  billig  liefem  j 
sie  würde  (gleich  der  hessischen  Anstalt)  nur  Amortisationsdarlehen 
geben  und  dadurch  auf  die  Entschuldung  hinwirken,  während  heute 
die  Schuldentilgung  von  den  gewerbsmäßigen  Hausbesitzern  grund- 
sätzlich ^)  abgelehnt  und  der  Boden  mit  einer  steigenden  und  untilg* 
baren  Verschuldui^r  belastet  wird. 

An  dritter  Stelle  haben  wir  die  Beziehungen  zur  Selbst- 
verwaltung zu  betrachten  und  ich  möchte  vorweg  bemerken, 
daß  mir  die  Wirkung  des  Entwurfs  auf  die  kommunale  Selbstver* 


')  iJer  Artikel  Il8  Einfjjcs.  H.O.l:.  hiulct  wörtlich:  ,, Unberührt  bleiben  die 
landesgesetzlichen  Vorschriften,  w.  lclu-  einer  füldrentc,  Hypothek,  Grundschuld  oder 
Kcutenscbuld,  die  dem  Staate  oder  einer  üfientlichen  Amtalt  wegen  eines  zur  Ver- 
beaaemnc  des  bdastetca  GnmdstttdEi  gewShrteii  Darlebns  «»tiefat,  den  Vomog  vor 
anderen  Belastungen  des  Grondstttcks  einrknmcn.**  In  den  Wirkungen  der  Ver« 
beaaemng  besteht  kein  giondsilzliebcr  Unterscbied  iwtschen  Ifindlicbea  und  sUdlisdien 
<^rundstücken.  Der  leitende  Gesichtspunkt  ist,  daß  durch  die  Bodenbesseiung  eine 
Wertsteigening  des  Grundstücks  bcMrirkt  wird,  so  daß  der  zurücktretende  Gläubiger 
k<-in<>  Finbußr  nn  seiner  Sicherheit  erleidet,  während  zugleich  durch  Amortisation 
für  die  Abtrui^'un^  der  Meliurutionshypothck  gesorgt  wird. 

')  S.  meinen  Kapitalmarkt  ä.  256  f. 
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waltuni^'  als  die  wichtigste  untl  beclcutsam.stc  von  allen  erscheint. 
Die  wesentliche  I'raj^e  geht  dahin,  ob  der  Entwurf  die  Wirkung 
hat,  die  Aktionsfähigkeit  der  Selbstverwaltung  zu  stärken  oder 
zu  schwächen. 

Die  Grundlage  der  staatlichen  Zustände  sind  immer  und  überall 
die  kommunalen.  Für  Preußen  lie^^t  eines  der  ernstesten  Probleme 
darin,  daß  es  nicht  gelungen  ist,  die  kommunale  Selbstverwaltung 
mit  der  Staatsverwaltung  organisch  zu  verschmelzen.  Daß  die  Schuld 
den  Staat  trifift,  wird  niemand  behaupten  können,  der  die  Knt Wick- 
lung verfolgt  hat.  Seit  dem  Erlaß  der  ."^teinschen  Städteordnung 
bis  zu  der  letzten  Behördenorganisation  hat  der  Staat  nicht  aufge- 
hört, der  Selbstverwaltung  Befugnisse  zu  übertragen  und  ihr  Ge- 
biete zuzuweisen .  auf  denen  sie  ihre  l  atigkeit  entfalten  konnte. 
Vielleicht  auf  keinem  zweiten  Gebiet  aber  ist  dies  in  solchem  l^mfang 
geschehen,  wie  im  Wohnungswesen  und  Städtebau.  Das  Bauduchl- 
liniengesetz  von  1875  darf  man  wohl  als  eine  „magna  charta  liber- 
tatum"  bezeichnen,  die  der  Selbstverwaltung  die  Herrschaft  über 
den  gesamten  Städtebau  übertrug;  und  dieser  Freibrief  ist  den 
Städten  —  anders  wir  einst  die  .Steiiisclie  Städteordnung  —  in  der 
gunstigsten  Zeit  übeiv;f  !)cn  worden,  in  einer  Periode  unvergleich- 
lichen städtischen  WaclisLums  bei  fortwährendem  Steigen  der  Be- 
völkerungszahl der  (irundrente,  der  Produktivität,  der  Steuerkraft  in 
den  Stridteii.  Trotz  der  Gunst  aller  dieser  Momente  ist  in  den 
meisten  unserer  Großstädte  eine  nach  der  |)ülitischen.  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Seite  gleich  schlechte  Bodenentwicklung  herbei- 
gelulirt  worden. 

D^r  '^^rößte  Schaden  für  die  Selbstverwaltung  ist  die  vorbehalt- 
lose L  l)eil Ksung  von  Befugnissen,  die  groÖe  ökonomische  Werte 
und  V'ort  ilt  in  sich  schließen.  Keine  Selbstverwaltung  ist  im- 
st  in  li  ,  !<  Ii  dann  auf  die  Dauer  intakt  und  aktionsfahig  zu  halten. 
Die  \  crtrctcr  und  die  Mitj^ylic Icr  der  Selbstverwaltung  haben  häufig 
i'enug,  insbesondere  im  Städtebau,  Interessen,  die  nicht  gleichbe- 
deutend sind  mit  denen  der  Gesamtheit  und  noch  weniger  mit  den 
.'Xnforderungr'n  i  inrr  vorbauenden,  auf  die  künftige  Kntwicklung 
gericiitetcn  Pf  litik.  Mier  bedarf  es  unbedingt  einer  Ik'hörde,  die 
außerhalb  des  Drucks  der  wirtschaftlichen  Interessen  steht.  Das 
war  der  Standpunkt,  der  bei  den  Verhandlungen  über  das  BauiUicht- 
hniengesetz  im  Jahre  187^  von  den  Regierungsvertretern  Minister 
Dr.  Achenbach  und  Geh.  Reg.-Rat  (gegenwärtig  Unterstaats- 
sekretär) Dr.  Schulz  —  dem  die  Ausarbeitung  des  ( ieseiz^  in 
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erster  Reihe  obla^  —  konsequent  und  mit  richtiger  Voraussicht 
eingenommen  wurde. 

Ihre  Anschauungen  fanden  an  einer  der  wesentlichste ii  Stellen 
die  Unterstützung  eines  Al^eordneten,  der  in  der  Selbstverwaltung 
in  hervorragender  Weise  tätig  war.  Die  Worte  dieses  üfeuines  ver- 
dienen um  so  mehr  der  Vergessenhdt  entrbsoi  zu  werden,  als  sie 
in  ursprünglicher  Frische  wie  för  die  Gegenwart  gesprochen  er* 
scheinen: 

„Anders  liegt  die  Sache,  meine  Herren,  wenn  man 
eine  Staatsbehörde  hat,  welche  gegenüber  der  in  dem 
einzdnen  Falle  interes^erten  Gemeinde  angerufen  werden  kann 
auch  von  jedem  einzelnen,  an  welche  sich  auch  der  einzelne  wenden 
kann,  um  sie  aufmerksam  zu  machen:  Hier  ist  der  Fehler,  er  muß 
korrigiert  werden,  sieh  einmal  nach  und  wenn  es  der  Fall  ist,  dann 
schlage  du  die  Wege  ein,  die  notwendig  sind.  Dann  haben  wir 
eine  gewisse  Garantie  gegen  unberechtigte  Forderungen  und  wenn 
man  (lirchtet,  daö  die  Behörde  geneigt  sei,  zu  weit  zu  g^ehen,  so 
haben  wir  einen  weiteren  Schutz  darin ,  daß  die  Behörde  nicht 
durch  ihr  Resolut  die  Sache  erledigen  kann,  sondern  daß  dieselbe 
auf  den  Weg  der  ordentlichen  Instanter)  '  ermescn  wird. 

Ich  begreife,  meine  Herren,  daß  die  Auffassung  in  diesem  Hause 
viele   Widersacher   findet,   aber   ich   begreife   es  nur  aus 
Gründen  des  Gefühls  und  nicht  aus  Gründen  des  Ver- 
standes.   Sie  liabcn  alle  unter  der  l'oli/r:  Wirtschaft  der  X^ergangen- 
lieit  mehr  oder  weniger  zu  leiden   f^ehabt.     Sie  stellen  sich  die 
Poli/.ci  vor  als  eine  Kinrichtung,  welche  eben  nur  dazu  berufen  ist, 
die  Menschen  zu  (]uälen  und  die  Gemeinden  zu  beunruhi;^en.  }a, 
meine  Herren,  wenn  dieses  der  Zustand  wäre,  der  dauernd  herbei- 
geführt werden  sollte,  so  würde  ich  allerdings,  was  ich  neulich  die 
Gemeindet  yran  nci 'j  nannte,  vorziehen  dieser  Polizeiwni5.<  iiaft. 
Aber,  meine  I  lerren,  ich  verstehe  in  der  Tat  nicht,  wie  man  sich 
so  anstelle u  k^iun,  als  müsse  dieses  Wesen  fortbestehen,  als  müsse 
bei  einer  weiter  ^jcordneten  Entwicklung  unserer  Verhältnisse  die 
Polizei  ewig  in  der  Situation  des  Peinigers,  und  nicht  vielmehr  in 
der  Situation  des  Helfers  sein." 

Man  wird  heute  vielleicht  nicht  gleich  erraten,  wer  diese  be- 
deutsamen Worte  in  einem  entscheidenden  Augenblick  gesprochen 

*)  Der  Redner  hatte  den  Ausdrock  kwz  xQvor  mit  deutlicher  Anwendung  nur 
Berlin  gebraucht. 


Digrtized  by  Google 


KadolfEberstadt,  Entwurf  em«»  preuiiichcD  Wohmingigeselies.  ig^ 

hat;  es  war  kein  anderer  als  R  u  d  o  1  f  V  i  r  r  h  o  w  ,  der  liier  den 
Beweis  lieferte,  daß  er  sich  nicht  durch  die  Parteischabione  binden 
ließ;  seine  Ge{:^ne:  waren  unter  den  eigenen  Parteigenossen,  die  eine 
unfähige  und  tu  ^rfu  auktc  Politik  mit  dem  Schlajifwort  Selbstverwal- 
tung zu  decken  suchten.  Virchow  war  kühn  genug,  ihnen  das  Wort 
entgegenzurufen :  die  Konimunaltyrannei  könne  schlimmer  sein  als 
die  Polizeit)  -.uiaei.  *)  —  Doch  Virchow  tat  m  dieser  Sache  noch 
weit  mehr.  Ks  scheint  nicht  bekannt  zu  sein  —  wenigstens  habe 
ich  weder  in  dem  VVohnungsgcsetzcntwurf  noch  an  anderer  Stelle 
eine  Andeutung  darüber  gefunden  —  dafi  auf  Virchows  Anregung 
die  Bestimmung  aufgenommen  bezw.  schärfer  ge&fit  wurde,  die  jetzt 
wieder  in  dem  neuen  £ntwurf  eine  hervorragende  Rolle  ^ielt;  es 
ist  die  Vorschrift,  die  den  Begriff  des  öffentlichen  Interesses 
in  §  I  Absatz  i  und  2  des  Bsuifluchtlinienges^es  hineinbringt  und 
seine  Wahrnehmung  der  Ortspolizeibehörde  überträgt*) 

Diese  Erinnerungen  dürften  ftir  die  G^nwart  nicht  ohne  be- 
sonderen Wert  sein;  denn  die  alte  Konstellation  scheint  sich  zu 
wiederholen.  Die  Regierung  will  den  Begriff  des  wahrzunehmen- 
den öffentlichen  Interesses  im  Städtebau  weiter  fassen  und  das 
Wohnungsbedürfnis  mit  einschliefien.  Diese  Ausdebnui^  erfolgt  mit 
der  naturgemäßen  und  ausgesprochenen  Absicht,  die  Tätigkeit  und 
Aktionsfähigkeit  der  Selbstverwaltui^  zu  erweitern;  wo  die 
Selbstverwaltung  aber  versagt,  soll  sie  —  ganz  wie  nach  dem 
Virchowschen  Antrage  —  durch  die  Aufsichtsbehörde  zum  Handeln 
angewiesen  werden.  Eine  P'rfahrung  von  dreißig  Jahren  hat  uns 
darüber  belehrt,  daß  eine  solche  Vorschrift  unumgänglich  notwendig 


')  Noch  ein  zweiter  Ausspruch  Virchows  verdient  hervorgehoben  J!U  werden: 
..So  weit  gehe  ich  nicht  in  der  1- <>  r  d  c  r  u  n  g  der  Autonomie  der  G  o - 
mcindcn,  daö  icli  der  Meinung  wäre,  man  müStc  jede  Gemeinde 
machen  lassen,  was  ihr  gctällt." 

*)  BezOglich  der  Verhandlungen  über  §  i  verweise  ich  auf  die  Stenograph.  Berichte 
nad  Anlasen  des  J«hre«  1875  und  erwähne  noch  folgende  Einsclheit:  Virchow 
hatte  den  Antrag  gectellt,  die  Qrtspolizdbdidrde  sdle  das  Recht  erhalten,  im  öffent» 
liehen  Interesse  die  Feststdlong  V4m  Baoflncfatlinien  ansuegcn.  Den  Au> 
druck  „anregen"  hatte  Virchow,  nach  seiner  späteren  Erklärung,  gcwfiUt  im  An- 
!>chluti  an  die  Terminologie  der  Regierungsvorlage.  Der  Antrag  Virchow  wurdt- 
dann  durch  die  Vcroinharung  verschiedener  Parteien,  nämlich  der  nation.illibcr^kn, 
der  Forlüchrittsparlci  und  der  .\'ruk<m'?ervativf n  in  veränderter  Fassuiijj,  al^  .\ntr.ig 
Ttcdemann  eingebracht,  w^obci  u.  a.  statt  „anregen"  der  Ausdruck  „vtrlangtu"  ge- 
setzt wnrdc.  In  dieser  Form  ist  der  Antrag  in  das  GeseU  übergegangen. 
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ist,  und  zwar  im  Interesse  der  Selbstverwaltung,  um  deren  Orgaite 
von  dem  Hlei^cwicht  der  Sonderinteressen  zu  befreien  und  ihnen 
die  nötige  Bewegungsfreiheit  zu  geben.  Wiederum  aber  hat  es 
den  Anschein,  als  ob  das  Schlagwort  Selbstverwaltung  dazu  dienen 
sollte,  um  die  Untätigkeit  und  die  gemeinschädlichen  Interessen  zu 
decken. 

Es  scheint ,  daß  man  von  gewisser  Seite  den  Kindruck  er- 
wecken will,  als  ob  die  Bestimmung  des  neuen  Gesetzentwurfs,  die 
den  Begriff  des  wahrzunelimenden  öffentlichen  Interesses  auf  das 
Wohnungsbedürfnis  ausdehnt,  schlechthin  eine  Beschränkung  der 
Selbstverwaltung  enthalte.  Das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Die  Vor- 
schrift des  Entwurfs  gibt  einer  tüchtigen  Verwaltung  erst  die  Mög- 
lichkeit, die  Grundlagen  der  städtischen  Entwicklung  in  sach- 
gemäßer Weise  zu  ordnen.  Andererseits  wird  damit  auch  die  Hand- 
habe geschaffen,  um  jenes  verwerfliche  Gemisch  von  Untätigkeit 
und  Sonderinteresse  zu  beseitigen,  das  Virchow  als  „Gemeinde- 
tyrannei" bezeichnete.  Nacli  jeder  Richtung  wird  der  Entwurf  die 
Selbstverwaltung  aktionsföhiger  und  freier  gestalten,  und  sie  in 
Stand  setzen .  die  städtische  Bodenpolitik  und  damit  das  gesamte 
städtische  Wesen  in  richtige  Bahnen  zu  leiten.  Es  ist  erfreulich, 
daß  auch  jetzt  wieder  aus  Selbstvcrwaltungskrcisen  sich  gewichtige 
Stimmen  vernehmen  lassen,  die  sich  dieser  Auffassung  anschließen. 
In  einem  bemerkenswerten  Aufsatz  hat  neuerdings  Dr.  Hugo 
Preuß  die  städtische  Bodenpolitik  einer  eingehenden  Besprechung 
unterzogen,  um  mit  Entschiedenheit  für  eine  Reform  der  städtischen 
Vcrwaltungstätigkeit  einzutreten.^)  Eine  solche  Reform  ist  not- 
wendig, und  zwar  in  erster  Linie  zur  Stärkung  und  Festigung  der 
Selbstverwaltung. 

Fraglicli  dürfte  es  erscheinen,  ob  die  von  dem  Entwurf  ge- 
wählte Fassung  —  der  Ausdruck  „Wohnungsbedürfnis"  —  sich  als 
ganz  zutreffend  und  ausreichend  erweisen  wird:  der  .Ausdruck  ist 
zu  vieldeutig.  Bei  den  Mißständen  in  unserem  Städtebau  handelt 
es  sich  nicht  um  das  Wohnungsbedürfnis  ganz  allc^emein,  sondern 
um  die  schlechte  Form  der  Wohnungsproduktion.  Der  Gesetz- 
entwurf selbst  will  nach  seinen  eigenen  Angaben  die  städtische 
Bodenpolitik  an  dieser  Stelle  nur  insofern  beeinflussen,  als  die 
Bodenparzellierung  eine  verfehlte  und  gemeinschädlichc  ist  (oben 


■)  Bodenpolitik  und  Selbstverwaltung,  Frankfurter  Zeitamg  vom  32.  und 
23.  August  1903,  Nr.  332  und  233. 
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S.  1S4).  Es  dürfte  sich  also  eine  präzisere  Bezeichnung  empfehlen, 
die  klar  zum  Ausdruck  bringt,  daß  —  gemäfi  den  obigen  Erörte- 
rungen über  die  Bedeutung  der  Bodenaufteilung  —  die  städtische 
Bodenpolitik  verpflichtet  ist,  die  politisch  und  wirtschaftlich  ge- 
eignete  Form  der  Wohnungsherstellung  zum  Ziele  zu  nehmen. 


Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  sich  bestrebt,  in  der 
preußisclien  WohrunL^sp-rselzgebung  die  L^escliichtlichen  Zusamiiien- 
hanL^e  deren  der  Kutwuri  .^clber  nicht  gedacht  hat,  genauer  hervor- 
zuheben. Der  neue  ( icset/.cntwurf  bildet  nur  ein  Glied  in  dieser 
langen  Entwicklunc): :  durch  sie  werden  die  (irundlagen  hergestellt, 
auf  denen  sich  das  weitere  Handehi  des  Staates  bewehren  kann. 
Bei  den  ;^^eschichtlichen  Darlegungen  mußte  ich  weit  zurückgreifen 
in  die  älteren  Zeiten,  die  unsere  Einrichtungen  des  Städtebaus  be- 
tfründcl  haben.  Die  administrativen  Schöijfungcn  des  Mittelalters 
wie  die  der  landesfürstlichen  Bautätigkeit  bestehen  noch  in  der 
Gegenwart  ungeschwächt  fort,  allerdings  in  veränderten  hormcn 
und  mit  ganz  anderen  Wirkungen;  doch  gerade  deshalb  ist  es  not- 
wend^,  sie  in  ihrer  ursprünglichen  Bedeutung  kennen  zu  lernen. 
Auch  hier  bildet  das  Zurückgehen  auf  die  Quellen  die  Vorbedingung 
fiir  jede  Reform. 

Indes  fast  noch  gr^eren  Nachdruck  möchte  ich  auf  diejenigen 
Erörterungen  legen,  die  den  Vorgängen  aus  den  siebziger  Jahren 
des  abgelaufenen  Jahrhunderts  gewidmet  sind,  und  die  auf  die  da- 
malige Neuordnung  der  Gesetzgebung  hingewiesen  haben.  In  den 
siebziger  Jahren  sind  die  Gesetze  und  Organisationen  fiir  den  stadti* 
sehen  Boden  geschaffen  worden,  unter  denen  wir  heute  leben;  ihre 
Wirkung  aber  —  ich  erinnere  nur  an  den  Realkredit  —  ist  eine 
ganz  andere  geworden,  als  man  damals  beabsichtigte  und  erwartete. 
Doch  auch  diese  Periode  gehört  für  uns  heute  der  Vergangenheit 
an;  wir  dürfen  und  müssen  sie  als  Geschichte  betrachten  und 
ihre  Ergebnisse  objektiv  prüfen.  Aus  denselben  Ursachen  und  mit 
den  gleichen  wissenschaftlichen  Mitteln  ,  wie  wir  die  Institutionen 
der  älteren  Zeit  studieren,  müssen  wir  heute  die  Gesetzgebung  der 
siebziger  Jahre  untersuchen,  über  deren  fehlerhafte  Wirkung  uns 
eine  hinreichende  Erfahrung  belehrt  hat.  Die  P:ntwicklung  von 
drei  Jahrzehnten  hat  hier  Zustände  hervorgebracht,  die  dem  Staat 
ebenso  wlt-  der  Gemeinde  /um  Schaden  gereichen. 

Die  l'olgen  der  heutigen  Gestaltung  unserer  städtischen  Boden- 
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Verhältnisse  sind  unendlich  viel  schlimmer  als  allgemein  anerkannt 
und  zugec:cl>en  wird.  Mit  einigen  hygienischen  Bedenken  sind  die 
traurigen  Miliistände  in  unseren  Städten  nicht  gekennzeichnet.  Die 
Aufgabe,  die  unserer  Zeit  in  der  Reform  der  städtisdien  Rodenver- 
hältnisse  erwachst,  ist  eine  gewaltige;  doch  daß  sie  gelöst  wird, 
ist  sicher,  wenn  Staat  und  Selbi^tverwaltunp^  auf  der  Grundlap;-e  fort- 
arbeitcii ,  die  fiir  die  preußische  (ic-rt/crcbung  von  altcrslier  c;c- 
golten  hat ;  es  ist  die  überlieferte  Pflicht  und  das  historische  Recht. 


Anhang. 

Die  beifolj^cndcii  Zcichimiin^cn  sollen  im  Anschluß  an  die  Dar- 
lei^ung  (oben  S.  183}  die  Bedeutung  der  Bodenaufteilung  nach  ver- 
schiedenen Systemen  veranschaulichen.  F'i^.  i  zeigt  die  Berliner 
Parzellicrui^g.  Die  Baublöckc  sind  150  bis  200  m  tief,  300  bis 
350  m  lang. 

(Siehe  Fig.  i  auf  S.  199.) 
Die  einzelnen  Grundstüdce  haben  eine  Tiefe  von  70 — 80  m,  sie 
müssen  durch  zweifache,  z.  T.  dreifiaiche  Hinterhausbebauung  (Hof- 
wohnungen) ausgenutzt' werden.  Von  den  Wohnungen  liegt  nur  ein 
geringer  Teil  nach  den  öbcrmäfiig  {22^1^,  26  m  und  34  m)  brdten 
Straßen,  die  lediglich  dem  Vorteil  der  Bodenspekulation  dienen;  die 
Mehrzahl  der  Wohnungen  befindet  sich  auf  den  Höfen.  —  Aus 
dieser  Parzellierung  des  Bodens  folgt  weiter  der  ungünstige  Haus- 
grundriß, der  (iir  die  Kleinwohnung  vollständig  untauglich  ist 
Die  Kleinwohnung  (Stube  und  Küche;  Stube,  Kammer,  Küche) 
kann  niemals  zu  einer  den  BegrilT  der  „Wohnung"  entsprechenden 
Anlage  ausgestahet  werden;  sie  bldbt  inuner  ein  undiflferenziertes 
Teilstüdc  einer  Kaserne.  Eine  Querlüftung,  die  hier  aus  sanitären 
Gründen  besonders  notwendig  wäre,  herzustellen,  ist  in  diesen 
Wohnungen  unmöglich.  Ein  neueres  Grebaude  in  den  Berliner 
Arbeitervierteln  enthält  40  bis  50  Wohnungen  bezw*  Haushaltungen. 

Die  nächste  Folge  der  Berliner  Bodenaufteilung  ist  die  Be- 
seitigung des  realen  und  die  Schaffung  des  nominellen  Hausbesitzes. 
Einer  Bevölkerung  von  i88Rf^48  Bewohnern  stehen  18500  Haus- 
besitzer f^e^enüber,  das  ist  knapp  ein  Prozent  der  Bevölkerung. 
Doch  auch  diese  wenigen  Hausbesitzer  sind  nur  dem  Namen  nach 
Besitzer,  die  durchschnittlich  mit  etwa  10  %  An/.ahhnig  des  oft  nur  fik- 
tiven Wertes  an  ihren  (irundstücken  beteihgt  sind  und  sich  in 
prekärster  Abhängigkeit  vom  Hypothekenmarkt  befinden.   Auf  die 
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weitverzwcis^ten  Wirkungen  dieses  Systems  für  die  Bodcnpreis- 
bildung,  für  die  Entwicklung  der  Mietwertc,  für  das  Anwachsen  und 
Festhaltender  Bodenverschuldung  soll  hier  nicht  einf]^egangcn  werden; 
auch  die  Folgen  für  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse bedürfen  kaum  der  l  lervorhebung. 

Aus  Fig.  2  (Entwurf  von  Landesbaurat  Prof.  G  o  e  c  k  e)  ergibt 


2.  Projekt  aar  verbesserten  Aufteilung  von  Berliner  Baublöekea. 

1 :300a*) 

Verfiuter:  Tb.  Goecke;  vgl.  Preufl.  Jahrbtcbcr  Bd.  75  Heft  i  S.  85;  Dentscbe 
Vierteljabrschr.  für  öffentl.  Gesundheitspflege  Bd.  37  Heft  i. 

sich,  wie  die  Schäden  der  Berliner  Parzellierung  sich  beseitigen  lassen 
unter  Beibehaltung  der  Grrundlinien  des  Berliner  Bebauungsplans 


')  Der  Mafistab  der  big.  3  ist  um  ein  Drittel  k  1  e  i  o  e  r  als  der  der  Figg. 
1  und  3. 
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und  der  ilt  n  Berliner  Bauweise  für  V'ordergcbäude.  Kine  Er- 
läuterung der  Zeichnung  ist  kaum  erforderlich.  Die  äußeren  Straßen- 
breiten der  Baublöcke  bleiben  unverändert;  nach  dem  Innern  des 
Blocks  vermindern  sich  allmählich  die  Straßenbreiten  und  bewirken 
hier  eine  Aufteilung  des  Geländes  zu  VVohnstraßen  und  Wohn- 
gebäuden. 


3.  Bremer  Parzellier  an  g  (Arbeiterviertel).  1:9000. 


Digitized  by  Google 


202 


Gcset^buDg. 


hig.  3  zeigt  die  in  Bremen  übliche  Parzellierung  für  Arbeiter- 
viertel ,  die  gegenüber  Fig.  i  eine  vollständig  verschiedene  Ge- 
staltung des  Wohnungswesens  bewirkt.  Die  Blockticfc  beträgt  36  m, 
die  Tiefe  des  einzelnen  Grundstücks  18  ni.  Die  V^erteilung  des 
Strat^enlandes  wie  des  iSaulandes  wird  hierdurch  eine  ganz  andere 
und  in  jeder  Weise  vorteilhaftere  als  bei  Figr.  i.  Es  entstehen 
Grundstücke  Rir  den  realen  Hausbesitz.  Die  Häuser  sind  meist  für 
2 — 3  Familien  eingerichtet.  — 

Zu  crwähiiea  ist  ferner  die  Parzellierung  der  rheinischen 
Industriestädte,  wie  sie  z.  B.  in  Elberfeld  angewandt  wird 
Die  Baublöcke  haben  hier  regelmäßig  eine  Tiefe  von  40  bis  50  m. 
die  Grundatficke  20 — 25  nx.  Auch  hier  ist  eine  selbständige  Form 
des  Kleinwohnungsgebaudes  entwickelt  worden«  die  als  vortuldlich 
gelten  kann.  Die  Arbetterwohnhäuser  enthalten  meist  4  bis  6  Klein- 
wohnungen. Die  Wohnungsanlagen  im  einzelnen  dürfen  unter  die 
besten  Typen  der  städtischen  Kleinwohnung  —  und  nicht  blos  in 
Deutschland  —  gerechnet  werden.  Wegen  der  Einzelheiten  und 
der  Hausgrundrisse  vgl.  meine  rheinischen  Wohnverhält- 
nisse  (Jena  1903). 
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Die  Entwicklung  zum  Zehnstundentage. 

Von 

Prof.  Dr.  STEPHAN  BAUER 
in  hmcL 

Die  Rej^^^luii^'  der  gewerblichen  Arbeitszeit  hat  drei  Stadien 
durchlaufen:  die  l'criode  der  theoretischen,  grundsätzUchen  Er- 
örterung; die  Periode  der  staatlichen  Experimente  auf  Grund  der 
in  einten  wenigen  Betridsen  gemachten  Erfahrungen;  endUch  ist 
In  unserer  Zeit  das  Ergebnis  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  durch 
große  Industriestaaten  den  Bestrebungen  anderer  Staaten  zugute 
gekommen. 

Es  wäre  indessen  töricht  anzunehmen*  daß  hier  ein  Fall 
blinder  Nachahmung  vorliege.  Die  Bewegung  zu  gunsten  kürzerer 
Arbeitszeit  lauft  ein&ch  der  Entwicklung  einer  intensiveren  Betriebs- 
technik von  Westen  nach  Osten  parallel;  und  dieser  Verlauf,  dieser 
Synchronismus  der  ökonomischen  Erscheinungen,  wird  immer  rascher 
hergestellt  Der  Umstand,  dafi  viele  Großbetriebe  noch  vor  der 
gesetzlichen  R^elung  kürzere  Ari^eitszeiten  einfuhren,  weist  auf 
das  Vorhandensein  dieser,  von  den  Arbeiterverbanden  nur  ihrer 
Hemmungen  rascher  befreiten  natürliclicn  Bewegung  hin. 

Die  größere  Intensivität  des  Betriebes  hat  in  allen  Ländern  ein 
stärkeres  Ruhebedürfnis  der  Arbeiter  zur  Folge.  Darüber,  wie  seine  ge- 
setzliche Befriedigung  zu  erfolgen  habe,  besitzen  die  Staaten  des  euro- 
päischen Kontinents  die  unparteiischste,  am  wenigsten  im  Banne  der 
Partei  oder  des  einseitig  beobachtenden  Praktikers  stehende  Auskunfts- 
quelle an  den  Berichten  der  Gewerbcinspektoren.  Auf  Grund  dieser 
und  anderer  amtlicher  Quellen  kann  die  VVirkun;j  des  Zehnstunden- 
tage*;  und  des  freien  Sanistagnachmittar^es  erstens  an  einem  Lande 
beobachtet  werden,  in  welchem  diese  seit  mehr  als  einem  Menschen- 
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alter  eingeführt  sind;  zweitens  lassen  siel)  in  cinctn  anderen  Lande 
die  Wirkunc^en  des  l'berj^anj^es  vom  j-.lf-  /.um  Zehnstundentap^e 
verfolgen;  drittens  läßt  sich  ermessen,  inwieweit  die  Kürzung  der 
Arbeitszeit  auf  zehn  Stunden  in  Ländern  erfolp^  ist,  die  gesetzlich 
noch  eine  län<^ere  Arbeitszeit  als  Maximuni  verordnet  haben. 

Aus  diesen  viele  Millionen  von  Betrieben  und  Arbeitern  um- 
fassenden Beobachtungen,  lassen  sich  Schlüsse  über  die  vorteil- 
hafteste Art  der  Regelung  ziehen. 

I.  Zehn-  und  Neunstondentag  in  Großbritannien. 

In  InoUbritannien  regelte  bis  /auh  Jahre  1844  die  Fabiik^:;csetz- 
gebung  überhaupt  nur  die  Arbeit  der  Kinder  und  Jugendlichen. 
Dennoch  war  es  den  Bemühungen  der  Gewericvereine  des  Londoner 
Baugewerbes  schon  1834,  jenen  der  Londoner  Maschinenindustrie 
schon  1836  gelungen,  den  Zehnstundentag  für  die  Erwachsenen 
falctisch  durchzuführen.  Die  Bew^ng  griff,  in  den  Industriestädten 
so  stark  um  sich,  dafi  das  Zehnstundengesetz  von  1847  nichts 
anderes  bedeutete  als  die  Ausdehnung  eines  faktisch  in  anderai 
Gewerben  bereits  bestehenden  zehnstündigen  Arbeitstages  auf  die 
Textilindustrie.  Da  diese  im  Jahre  1847  unter  dem  Einflüsse  der 
Krise  vielÜMrb  weniger  als  zehn  Stunden  arbeitete,  gelangte  das  so 
lange  umstrittene  Gesetz  ohne  Schwierigkeiten  zur  Annahme. 

Der  freie  Sonnabendnachmittag  b^ann  ftir  die  Baugewerbe 
faktisdi  berdts  1847  um  4  Uhr,  1861  in  London  um  2  Uhr.  Diese 
Einteilung  wird  wieder  durch  das  Gesetz  von  1874  auf  die  Textil- 
industrie ausgedehnt,  und  durch  das  Gesetz  von  1901  der  Sams- 
tagschluß um  12  Uhr  erreicht.  \) 

Immer  bedurfte  es  also  in  England  der  Nachhilfe  der  Gesetz- 
gebung, um  in  der  Textilindustrie  eine  ebensokurzc  Arbeitszeit  wie 
in  anderen  Gewerben  herbeizuführen.  Die  Motive  aber,  welche  zur 
gesetzlichen  Kürzung  der  Arbeitszeit  in  der  Textilindustrie  iuhrten, 
sind  am  besten  in  den  Berichten  zweier  Ärzte  an  die  Regierung 
im  Jahre  l<^73  niedcr^clcf^t  worden  (Report  lo  the  Local  (iovern- 
ment  Board  nn  proposcd  c^hanges  in  hours  and  agcs  of  employ- 
ment  in  textile  factories,  by  I.  11.  Brid'/e«--,  M.  D.  and  T.  Holmes. 
London  1S73,  Textile  ManufacturesJ.    Der  Bericht  hatte  die  Kichtig- 

M  SiHnry  and  Bcatricc  Wcbb,  iDdusthal  Democracy.  New  edition,  1902 
cbap.  VI  (The  nurmal  day)  S.  352  n.  1. 
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kcit  der  Hehauptungen  der  Arbeilerverbände  tu  untersuchen.  dal.J 
in  Textilfabriken  l.  zehncinhalb  Stunden  monotoner  ständiger  Arbeil, 
selbst  nnter  den  hygienisch  zulässi>;sten  Bedingungen  an  die  Ge- 
sundheit jugendhcher  Personen  Inn  Alter  von  13  bis  18  Jahren  und 
von  Frauen  jeden  Alters  zu  g^roße  Ansprüche  stellen.  Und  diese 
Kla<::(e  sei  besonders  stark  laut  geworden,  seitdem  in  so  vielen  Be- 
trieben, in  welchen  Männer  tätig  sind,  die  neunstündige  Arbeitszeit 
eingeführt  wurde;  2.  daLi  bcit  Krlali  des  Zehnstundengcsctzcs  von 
1847  in  dreifacher  Hinsicht  an  die  Arbeitsleistung  größere  Anfor- 
derungen gestellt  wurden:  a)  jeder  Arbeiter  hat  mehr  Maschinen 
zu  bedienen ;  b)  diese  Maschinen  werden  in  rascheren  Gang  gesetzt ; 
c)  der  Usus,  den  Aufisehern  und  Werkmeistern  eine  Prämie  auf  die 
Quantität  der  Arbeit  auszusetzen,  bewirke,  dafi  die  Anstrengung 
ständiger  und  drückender  geworden  sei,  als  vorher;  3.  daß  eine 
übergrofie  Kindersterblichkeit  die  Folge  der  Vernachlässigung  der 
Kinder  durch  ihre  Mütter  sei,  die  in  den  Fabriken  arbeiten  müssen. 

Die  Berichterstatter  konstatieren  nun,  da6  seit  ▼ierzig  Jahren 
die  Zahl  der  Spindeln,  die  ein  Arbeiter  zu  bedienen  habe,  in  den 
Baumwollspinnereien  sich  verdoppelt  und  vervierfacht  habe;  dafi  an 
Stelle  von  1700 — 1800  Eün-  und  Ausfahrten  binnen  12  Stunden 
gegenwartig  ai6i  Fahrten  in  to*/»  Stunden  bewerkstelligt  werden; 
da6  an  Stelle  der  Bedienung  eines  Webstuhles  jene  von  drei  bis 
vier  Stühlen  getreten  sei,  und  daß  die  Schufizahl  in  der  Minute,  die 
im  Jahre  1833  noch  90 — 112  betrug,  jetzt  sich  auf  175 — 180  be- 
laufe. Obwohl  in  der  Wollindustrie  günstigere  Verhältnisse  kon- 
statiert wurden,  fand  man  doch,  daß  in  Huddersfield  die  Sterblich- 
keit der  14 — 15  jährigen  Frauen  10,09  Tausend,  also  mehr  als 
in  anderen  Industriedistrikten  betrage;  in  den  Kammgarncentren 
Hradford,  Halifax,  Keighley  betrug  sie  sogar  10,4s.  11,35  ""^^  11.97 
gegen  den  Landesdurchschnitt  \on  8,66.  Die  Arzte  von  Hradford 
erklärten  sich  für  eine  längstens  9V  ^  stündige  Arbeitszeit  für  Frauen, 
für  ihren  Ausschluß  während  der  Schwangerschaft  und  zehn  Monate 
nach  der  Niederkunft  aus  der  I'abrik.  .-Xus  einer  Hnquete,  welche 
lO'XXD  Kinder  in  i'abrikdistrikten  umfaßte,  wurde  ferner  ihre  höhere 
Sterblichkeit,  ihre  Vernachlässigung  in  be/.ug  auf  Nahrung  und  Rein- 
lichkeit, das  häufige  Vorkommen  von  FlattfuLi  und  Zahnkaries  kon- 
statiert. Die  Kindersterblichkeit  war  in  Lancashire  und  Cheshire 
höher  als  in  Londoii  und  erreichte  m  i'reston  29  Proz.  Sie  war  in 
den  Jahren  der  Baumwollsperrc  infolge  der  Masscnentlassungen  der 
Arbeiterinnen,  die  nunmehr  ihre  Kinder  besser  pflegten,  gesunken. 
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Eine  genaue  Untersuchung  der  Ursachen  dieser  Vernachlässi- 
^ui)g  der  Kinder  führt  die  Berichterstatter  zum  Schluß,  daß  falls 
selbst  dne  Verkürzung  der  Arbeitslöhne  bei  weiterer  Kürzung  der 
Arbeitszeit  um  lo  IV02.  einträte»  die  gewonaenen  6  Stunden  der 
Mufie  die  Lebenskraft  und  Leistungsföhigkdt  der  Frauen  und  Kinder 
erheblich  starken  würden«  Es  wird  von  ihnen  empfohlen,  diese 
Kürzung  dazu  zu  benützen,  den  Beginn  des  Arbeitstages  spater  als 
bisher,  also  nach  der  Frühstückszeit  anzusetzen.  Femer  sollen 
Wöchnerinnen  entweder  nur  zur  Halbzdtarbeit  verwendet  oder  ganz> 
lieh  von  der  Fabrikarbdt  ausgeschlossen  werden. 

Die  Reduktion  der  zehnstündigen  effektiven  Arbdtszeit  auf 
9Vt  Stunden  an  allen  Werktagen  mit  Ausnahme  des  Sonnabends 
schdterte  zunächst  (1873).  Als  Kompensation  wurde  vom  kon- 
servativen Kabinet  Croß  die  Dauer  der  Fäiusen  von  i  auf  2  Stunden 
erweitert  (Factorles  (Health  and  W'omen)  Act  1874).  Da  die 
Stundeneinteilung  des  Arbdtstages  (6  Uhr  moi^ens  bis  6  Uhr  abends) 
dieselbe  blieb,  bedeutete  dies  dne  Kürzung  von  V«  Stunde  per 
Wochentag  und  eine  Stunde  weniger  am  Samstag.  Im  ganzen  be- 
trug nunmehr  die  gesetzliche  Arbeitszeit  der  Frauen  in  Textil- 
fabriken  56'/«  Stunden.  Durch  das  Gesetz  von  1901  ist  die  Arbeits- 
zeit an  Samstagen  in  Tcxtilfabriken  um  eine  weitere  Stunde  für 
über  eine  Million  rexlilarbeiter  verkürzt  worden  (Report  on  clianges 
in  rates  of  wages  and  hours  of  labour  in  the  U.  K.  in  1902,  Board 
of  Trade  Kpß  p.  XVIII,  XXXII).  Es  ist  somit  die  Neunstunden - 
tagswoche  (an  Wochentagen  zehn,  Samstags  5  7«  Stunden)  beinahe 
erreicht. 

Da  nun  außerdem  schon  das  Gesetz  von  1874  die  Erteilung 
von  Uberstunden  an  Kinder,  jugendliclie  Personen  und  I'Vauen  in 
Tcxtilfabriken  ausgeschlossen  hatte ,  kann  in  Hinkunft  nur  durch 
eine  faktische  X'erkürzung  der  Arbeitszeit  unter  die  Zehn-  bezvv. 
Neunstundengrenze  des  Gesetzes  der  Arbeitstag  elastisch  gestaltet 
werden. 

In  der  Tat  berichtet  das  britische  Arbeitsamt  iiir  das  Jahr  1902 
—  also  ein  Jahr  nach  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  —  dafi 
der  gesetzliche  Maximalarbeitstag  wohl  in  der  Baum-  und  Schaf- 
wollwarenindustrie  voll  ausgenützt  werde,  dad  aber  in  der  Leinen- 
und  Juteindustrie  von  Dundee  und  Umgebung  gewöhnlich  nur 
55  Stunden  per  Woche  gearbeitet  werden  (a.  a.  O.  P.  XXXIJl 
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II.  Der  Übergang  zum  Zehnstundentage  in 

Frankreich. 

Das  Dekret  \  om  24.  März  1848,  welclies  in  Paris  den  .Arbeits- 
tag gesetzlich  auf  zehn,  in  der  Provinz  auf  elf  Stunden  fixierte, 
wurde  durch  das  für  erwachsene  männliche  Arbeiter  noch  g-cltcnde 
Gesetz  vom  9.  September  1848  aufgehoben  und  durch  dieses  ohne 
Unterschied  des  Alters  ein  zwölf^^tündiger  Maximalarbeitstag  einge- 
führt. Das  (lesetz  bezieht  sich  nur  auf  motorische  Betriebe,  sowie 
auf  solche  nichtmotorische  Betriebe,  die  mindestens  20  erwachsene 
männliche  Arbeiter  beschäftigen.  l\rst  das  Gesetz  vom  19.  Mai 
1874  hat  in  hVankreich  die  Keime  zu  einem  intensiveren  Arbeite- 
rinnenschutzc  gelegt.  Den  Arbeiterinnen  wird  bis  zum  21.  Lebens- 
jahre die  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  verboten;  ihnen  sowie  den  er- 
wachsenen l'Vauen  wird  die  Arbeit  unter  fage  in  Bergwerken  unter- 
sagt. Dagegen  blieb  die  Dauer  der  taglichen  Arbeitszeit  für  beide 
Greschlechter  auf  zwölf  Stunden  fixiert. 

Erst  das  tiesetz  vom  2.  November  1892  hat  hierin  Wandel  ge- 
schahen; bis  zum  16.  Lebensjahre  wird  für  Kinder  beiderlei  Ge- 
schlechts die  Arbeitszeit  auf  zehn  Stunden  eingeschränkt;  die  effek- 
tive .Arbeitszeit  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  vom  16. — 18.  Lebens- 
jahre darf  (m  Stunden  in  der  Woche  nicht  übersteigen  und  es  darf 
hicbci  die  tägliche  Höchstarbeitszeit  von  elf  Stunden  nicht  über- 
schritten werden. 

Die  Arbeiterinnen  im  Alter  von  weniger  als  18  Jahren  und 
die  Arbeiterfrauen  dürfen  nicht  zu  einer  längeren  als  elfstündigen 
effektiven  tiiglichen  Arbeitszeit  verwendet  werden. 

Die  genannten  Arbeitsstunden  müssen  von  einer  oder  mehreren 
Pausen  unterbrochen  sein,  deren  Gesanittlauer  nicht  weniger  als 
eine  Stunde  betragen  darf,  und  während  welcher  die  Arbeit  unter- 
sagt ist  f. Art.  3). 

Zugleich  wurde  das  Verbot  der  Nachtarbeit  auf  l^raueu  jedes 
Alters  ausgedehnt  (Art.  4). 

Uber  die  Wirkungen  des  neuen  Gesetzes  äuüert  sich  der  Rajiport 
Sur  l'application  pendant  l'anne  1897  des  Lois  r^glcmentant  le  tra- 
vail  der  Commission  superieure  du  travail  wie  folgt : 

.,Man  kann  im  allgemeinen  versichern,  daß  diese  Arbeitszeit  von 
1 1  Stunden  sich  ausbreitet,  ohne  daß  die  Produktion  dadurch  irgend 
eine  Linbuße  erlitten  hätte,  dank  der  Verbesserung  der  Produktions- 
technik sowie  der  Organisation  der  Arbeit.   So  ist  in  den  WoU- 
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Spinnereien  von  Amiens  und  einii:^cn  Spinnereien  von  Roubaix  und 
Tourcoing  den  Gc\vcrbenisj)ektorcii  von  den  Unternehmcin  ver- 
sichert worden,  daß  die  Produktion  ihrer  Fabriken  so  zu  sa^en  <:;ar 
nicht  abgenommen  habe.  In  den  Seidenspinnereien,  wo  die  Hin- 
richtun;;:  vollständig  umgeändert  worden  ist,  verzeichnet  man  sos^ar 
eine  Protluktionszunahme.  Manche  Unternehmer,  darunter  sehr  be- 
deutende, anerkennen  sogar,  daß  die  gcgenwärtif^e  Produktion  zu 
groß  sei,  denn  es  bleibe  bei  der  Inventur  ein  beträchtUcher  unge- 
räumtcr  Lagerbestand,  der  a\if  die  Preise  schwer  driicke.  Um  den 
Gefahren  der  Uberproduktion  zu  begegnen,  hat  bereits  eine  Anzahl 
von  Baumwollspinnereien  die  Arbeitszeit  reduziert,  so  zwar  daß  in 
den  Spinnereien  nuiunehr  6i)  an  Stelle  von  72  Stunden  gearbeitet 
wird  .  .  .  Ein  Verband,  der  sich  unter  dem  Namen  Syndicat  Co- 
tonnier  de  l'F.st  konstituiert  hat,  hat  versucht,  alle  seine  Mitglieder 
zu  diesem  Vorgehen  zu  bewegen.  Grundsätzlich  waren  auch  alle 
Interessenten  einverstanden,  aber  über  Mittel  und  Wege  der  Aus- 
führung ergab  sich  kein  F.inverständnis.  Die  einen  wollten  11 
Stunden  durch  6  Tage  arbeiten,  um  die  66  Stunden  Arbeit  in  der 
Woche  zu  erhalten;  die  anderen  wollten  12  Stunden  an  den  ersten 
5  Tagen  und  nur  6  Stunden  am  Samstag  arbeiten  um  zu  dem- 
selben Ergebnisse  zu  gelangen.  Die  letzteren  hoben  hervor,  daß 
wenn  man  dem  ersteren  Vorschlage  folgen  würde,  die  Arbeiter  sich 
daran  derart  gewöhnen  würden ,  daß  im  gegebenen  Augenblick, 
wenn  die  Produktion  forciert  werden  müßte,  die  einmal  aufgegebene 
zwölfstündige  Arbeitszeit  nicht  wieder  aufgenommen  werden  könnte." 

In  den  nächsten  zwei  Jahren  kreuzten  sich  zwei  Strömungen  • 
die  eine  wünschte  einen  einheitlichen  elfstündigen  Arbeitstag  für 
Männer  und  hrauen,  somit  die  Reduktion  der  gesetzlichen  Arbeits- 
zeit der  erwachsenen  Männer  um  eine  Stunde.  Da  aber  aigleich 
das  Gesetz  vom  Jahre  1892  den  Arbeiterinnen  unter  18  Jaiiren  eine 
zehnstündige  Arbeitszeit  vorgeschrieben  hatte,  wurde  das  (iesciz 
vielfach  umgangen,  um  einen  einheitlichen  Arbeitstag  herbeizuführeii. 
Der  Handelsministcr  Herr  Millerand  lud  unter  solchen  iiedingungen 
die  Inspektoren  ein,  nunmehr  gegen  die  ITbcrschreitungen  des  Ge- 
setzes energisch  vorzugehen.  Die  Zahl  dieser  Überschreitungen, 
welche  im  Jahre  1898  ICX)2  betragen  hatte,  betrug  inbezug  auf  die 
Arbeitszeit  im  folgenden  Jahre  2119.  Ein  Drittel  dieser  Über- 
schreitungen entfiel  auf  die  Textilindustrie. 

Unter  diesen  Verhältnissen  ergab  sich  das  Bedürfnis  einer  einheit- 
lichen Gestaltung  des  Arbeitstages.  Es  lag  im  Interesse  der  Hygiene 
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wie  des  sozialen  Fortschrittes,  vor  der  Ausgleichung  der  Arbeitszeit 
der  Männer  und  der  Frauen  an  die  Kürzung  des  Arbeitstages  der 
I  rauen  auf  zehn  Stunden  zu  schreiten  und  somit  diesen  auf  die 
gleiche  Dauer  wie  den  der  Jugendlichen  zu  bringen.  Die  Zahl  der 
Gewerbebetriebe,  in  welchen  Kinder,  Jugendliche  und  Frauen  be- 
schäftigt waren,  betrug  im  Jahre  ii>99;  53,3 aller  309675  Betriebe 
mit  1068542  Arbeitern  und  umfaßte  39,35",)  '-^^^  Gesamtarbeiler- 
schaft  (2715569J.     Diesen  Postulatcn  entsprach  das  Gesetz  vom 

30.  März  1900.  Das  Gesetz,  das  am  31.  März  1900  promulgiert 
wurde,  amendiert  die  Gesetze  von  1848  und  1892  und  bezweckt 
die  Herbeiführung  gleichartiger  Arbeitszeit  für  Jugendliche  und 
Frauen  nach  Anbahnung  einer  Übergangsperiode.  Ks  führt  für 
jugendliche  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts  und  für  Frauen  eine  cüek- 
tive  Arbeitszeit  von   1 1    Stunden  sofort,  von    10V9  Stunden  vom 

31.  März  1902  und  von  10  Stunden  vom  31.  März  1904  angefangen 
ein.  Die  Ruhepausen,  welche  zusammen  mindestens  eine  Stunde 
betragen  sollen,  müssen  für  alle  geschützten  l'ersunen  gleiclueitig 
fallen,  ausgenommen  in  ununterbrochenen  Betrieben  und  in  Berg- 
werken oder  Brüchen.  Dieselbe  Zeiteinteilung  betrifft  die  bisher 
durch  das  (iesetz  vom  9.  und  14.  September  1848  geregelte  Maximal- 
arbeitszcit  erwachsener  Männer  soweit  diese  in  denselben  Fokalen 
mit  den  von  den  andern  Gesetzen  geschützten  Personen  beschäftigt 
werden. 

Der  Zehnstundentag  tritt  in  Frankreich  erst  am  31.  März  1904 
in  Kraft  und  erst  aus  den  im  August  1905  erscheinenden  Inspektions- 
berichten dieses  Jahres  wird  über  seinen  Vollzug  und  seine  VVir- 
kunu^en  näherer  Aufschluß  zu  erhalten  sein.  Die  Berichte  aus  den 
Jahren  1900 — 1903  enthalten  indessen  eine  Fülle  von  Beobachtungen 
über  die  Vorgänge  der  Übergangszeit.  Sie  lassen  sich  übersichtlich 
etwa  in  folgender  Weise  zusammenlassen:  Zunächst  suchten  einige 
Unternehmer  die  Kürzung  der  Frauenarbeit  auf  1 1  Stunden  durch 
Anspannung  der  Männer  über  das  gesetzliche  Ausmaß  von  12 
Stunden  wettzumachen.  Daher  sinken  im  Jahre  1900  die  Über- 
trctunt^^en  der  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1892  um  ein  Viertel 
gegen  1899,  dagegen  steigt  die  Zahl  der  Übertretungen  des  Ge- 
setzes von  1848  auf  892  gegen  226  des  Vorjahres.  Die  Ziffer  der 
Übertretungen  des  Frauenschutzgesetzes  steigt  aber  im  Jahre  1901 
auf  4572,  jener  des  Gesetzes  von  1848  auf  2914.  Ks  beginnt 
ein  Sturmlauf  gegen  das  Gesetz. 

Dieser  Widerstand  rührt  vor  allem  von   den  Kleinbetrieben 
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her.  Sic  entließen  \vomÖL,dich  Kinder  und  Jugendliche,  um  mit  un- 
geschütztem Personal  zu  arbeiten.  In  der  l^onncteric  und  Schuh- 
warcnerzeugunc^  brachen  einige  Streiks  im  Jahre  1900  aus.  Im 
Jahre  1901  wird  bereits  der  t^bergang  einiger  derartiger  Betriebe 
zum  Yerlagssystem ,  zur  ungeschützten  Heimarbeit  gemeldet.  Der 
Rechtszustand  in  den  Kleinbetrieben  war  nunmehr  in  der  Tat 
kein  glücklicher.  In  einem  nichtmotorischen  Betrieb  konnten  10 
erwachsene  männliche  Arbeiter  auch  über  12  Stunden  täglich 
arbeiten,  in  motorischen  Betrieben  durfte  z.  B.  mit  drei  erwachsenen 
Arbeitern  nicht  länger  als  durch  1 2  Stunden  gearbeitet  werden.  Es 
wurde  direkt  geklagt,  daß  die  lieschränkung  des  Gesetzes  von  1S48 
auf  motorische  Betriebe,  sowie  auf  nichtmotorische  mit  mindesten^ 
20  Arbeitern  die  Folge  habe,  daß  eine  Reihe  von  Kleinbetrieben 
sich  nicht  der  Vorteile  der  elektrischen  Kraftübertragung  bedienen 
wolle. 

In  den  Großbetrieben  fand  man  sich  vorerst  mit  dem  Gesetze 
leichter  ab.  Zwar  verlangten  einige  Industrielle  große  Frleichte- 
rungcn  bei  Erteilung  von  Uberstunden,  da  solche  Freiheit  auch  in 
den  Konkurrenzländern  herrsche.  Indessen  zeigten  sich  die  vorteil- 
haften Wirkungen  des  Gesetzes  in  vielen  Ftablissements.  In  den 
meisten  war  kein  Produktionsausfali  zu  bezeichnen;  in  Kommen  und 
Gehen  der  Arbeiter  war  größere  Regelmäßigkeit  zu  verzeichnen. 
Die  kurzen  Vor-  und  Nachmittagspausen  wurden  beseitigt;  dadurch 
wurde  der  Besuch  der  Kneipen  in  der  Umgebung  der  Fabriken 
unterdrückt,  und  die  Präsenzzeit  der  Arbeiter  in  der  F^abrik  ver- 
ringert. Produktionsausfölle  verzeichnen  nur:  eine  Kämmerei,  die 
Tag  und  Nacht  arbeitete  in  der  Höhe  von  ^'j^,  bei  bloßem  Tag- 
betrieb von  '  ebenso  eine  Wollspinnerei  in  Tourcoing.  Eine 
andere  .Spinnerei  verzeichnet  1900  einen  Ausfall  von  5  %,  hat  aber 
die  frühere  Höhe  der  Produktion  im  Jahre  1901  wieder  erreicht. 
Die  Einstellung  neuer  amerikanischer  Maschinen  und  die  Einführung 
des  Stunden-  und  Stücklohnsatzes  trägt  hierzu  wesentlich  bei.  Einige 
Unternehmungen,  insbesondere  Schappespinnereien,  gehen  ohne 
Einbuße  schon  1901  zum  Zehnstundentag  über. 

Mit  dem  30.  März  1902  beginnt  der  zweite  Abschnitt  der 
Übergangsperiode,  die  Kürzung  des  Arbeitstages  auf  10^«  Stunden. 
Man  zählte  in  diesem  Jahre  weniger  Übertretungen  als  im  Vorjahre: 
3198  gegen  die  Frauenschutz-,  2087  gegen  die  Männcrschutzvor- 
Schriften.  Die  Ursache  der  Abnahme  ist  jedoch  in  den  kassations- 
gerichtlichen  Entscheidungen  vom  30.  November  und  28.  Dezember 
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1901  zu  suchen;  diese  erklären,  daß  auf  erwachsene  Männer,  die 
mit  Frauen  oder  Kindern  arbeiten,  die  kürzere  Arbeitszeit  und  die 
Vorschrift  des  gleichen  Einfalls  der  Pausen  nur  innerhalb  derselben 
Betriebslokale  gelten,  nicht  innerhalb  derselben  Fabrik.  Es  bedarf 
nur  eines  Bretterverschlages  der  die  beiden  Kategorien  trennt,  um 
die  Anwendung  des  Gesetzes  hintanzuhalten.  Diese  Entscheidungen 
erschwerten  den  Vollzug  und  die  Kontrolle. 

Die  Kürzung  auf  10^9  Stunden  bewog  in  viel  stärkerem  Maße 
als  vorher  die  kleinen  Betriebet  Lehrlinge  zu  entlassen.  Die  Zahl 
der  Betriebe,  welche  nur  männUche  erwachsene  Arbeiter  beschäftigte, 
stieg  von  14284$  auf  148569.  Wenn  von  zwei  gleichartigen  Werk- 
stätten einer  Stadt  die  eine  gemischtes  Personal,  die  andere  nur  er- 
wachsene mannliche  Arbeiter  beschäftigte,  so  strömte  dieser  letzteren 
auch  das  männliche  Personal  der  kürzer  arbeitenden  Betriebe  zu, 
das  ein  gröfieres  Einkommen  zu  verdienen  suchte.  Daher  wünschten 
nunmehr  die  Kleinbetriebe  einen  einheitlichen  Arbeitstag  für  Be- 
triebe aller  Art 

In  den  Großbetrieben  bleiben  die  Wirkungen  ungleichartige: 
Von  5  Spinnereien  wurd  ein  Produktionsausfall  von  2 — 5%  gc* 
meldet;  2  Spinnereien  haben  infolge  schnelleren  Cranges  keine  £in- 
bufie  zu  verzeichnen.  Metallwarenfabriken,  die  seit  längerer  Zeit 
schon  den  Zehnslundentag  eingeführt  haben,  z.  B.  das  Familist^ 
in  Guise,  erzeugen  ebensoviel  als  gleichartige  Anlagen  bei  io'/| 
Stunden. 

Der  letzte  Versuch,  das  Inkrafttreten  des  Zehnstundentages 
hintanzuhalten,  bestand  in  einer  Bewegung  för  die  Regelung  der 
Zahl  der  Arbeitsstunden  auf  60  Stunden  in  der  Woche  mit  freiem 
Samstagnachmittag;  es  konnte  je  nach  Belieben  in  diesem  Falle  an 
einzelnen  Tagen  mehr  oder  weniger  als  10  oder  1 1  Stunden  gearbeitet 
werden.  Die  Einrichtung  des  freien  Samstagnachmittags  war  von 
einigen  Fabriken  im  Interesse  der  entfernt  wohnenden  Arbeiterinnen, 
dann  aus  humanitären  Gründen  im  Distrikt  von  Roanne,  endlich 
seitens  einiger  in  Frankreich  angesiedelten  Unternehmungen 
englischen,  amerikanischen  und  niederländischen  Ursprungs  getrofifen 
worden.  Im  ganzen  wurde  der  Samstagfrühschlufi  in  450  Betrieben 
mit  einem  Gesamtpersonal  von  35824  Arbeitern,  wovon  21 214 
Albeiterinnen,  durchgeführt.  Die  Handelskammer  von  Beifort  machte 
sich  zur  Wortfuhrerin  dieser  Strömung.') 

>)  Man  Tciglci^  aach:  La  RiglemenUition  bebdomadaire  de  la  durec  du 
TravaiU   le  repos  du  Samedi.   Rapport«  presentes  par  MM.    Ivao  Strobl  et 
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Die  Freigebung  des  Samstagnachmittags  ermöglicht  den  ge- 
werblichen Arbeitern  ihre  Einkäufe  an  diesem  Tage  zu  besorgen. 
Dadurch  wird  die  Möglichkeit  voller  Sonntagsruhe  für  das  kauf- 
männische Personal  gesichert  Man  hat  daher  in  Frankreich  die 
Strömung  fiir  den  freien  Sonntagnachmittag  willkommen  geheifien, 
ohne  jedoch  im  geringsten  auf  eine  Modifikation  des  Gresetzes  vom 
30.  März  1900  einzugehen. 

in.  Das  System  der  Sechzigstundenwoche  in  den 

Vereinigten  Staaten. 

Anläßlich  der  Einführung  des  Zehnstundentages  ist  auch  auticr- 
lialb  Erankreirhs  aus  Unternehmerkreisen  für  eine  elastiscliere  de 
staltung  der  Arbeitszeit  Propaganda  }:(emacht  worden.  Personen, 
die  sonst  sich  etwas  derauf  zu^ijute  tun,  „Praktiker"  zu  sein,  haben 
sog^T  vorgeschla^^en ,  es  möge  der  Staat  jedem  Betriebsinhaber 
3000  Stunden  für  irden  Arbeiter  im  Jahre  ^utsciireiben ;  erst  wrnn 
dieses  Kuaiu  eis.  impft  wäre,  dürfte  der  Staat  dem  Arbeit;^a'ber 
keine  Überstunden  gewähren.  Die  Frage  ist:  Wer  soll  das  koa- 
trolheren  ? 

Daß  aber  die  Unmöglichkeit  solcher  Kontrolle  schon  dann  vor- 
handen ist,  wenn  die  Arbeitszeit  auf  60  Stunden  per  Woche,  ja 
selbst,  wenn  sie  nur  auf  10  Stunden  per  Tag  ohne  .Angabe  ihres 
Beginnes  und  Schlusses  festfjesetzt  wird,  das  zeigt  ganz  klar  die 
Schutzgeset/.gebun^  der  Vereinigten  Staaten. 

Zum  Vorbilde  für  die  Geset/.y;ebuno  der  Einzelstaaten  wurde 
hier  die  Gesetzgebung  von  Massachussetts.  M  Es  ist  technisch  von 
Interesse,  die  üntwicklung  der  Verbotsbestimmungen  seit  1642  zu 
betrachten : 

1842,  c.  60,  §  3.  Kinder  unter  12  Jahren  sollen  nicht  über  10 
Stunden  per  Pi'y  iti  Manufakturen  beschäftigt  werden. 

1866,  c.  273,  §  3.  Kein  Kmd  unter  14  Jahren  soll  länger  als 
8  Stunden  täglich  in  irgend  einem  Gewerbebetriebe  be- 
schäftigt werden. 

Dieses  Gesetz  wird  schon  im  nächsten  Jahre  aufgehoben,  und 
ch.  285  §  2,  1867  bestimmt: 

Fagnot.  Association  natioBale  rruicaise  pour  la  protection  l^ale  des  Tnv^UeuA 
Paris,  Alcaot  1903. 

1)  Sarah  S.  WhitteUey,  Massachusetls  Labor  Legislation,  Philadelphia, 
American  Academy  of  pol.  and  «oc.  sc  190t. 
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„Kein  Kind  unter  15  Jahren  soll  durch  mehr  als  60 
Stunden  in  einer  Woche  beschäftigt  werden.'' 
Diese  Entrechtung  der  Arbeiter  hatte  die  Bildung  von  Arheiter- 
verbänden  zur  Folge,  von  welchen  der  mächtigste,  die  Knechte  des 
St.  Crispin,  im  Jahre  1869  in-  und  außerhalb  des  Einzelstaates  gegen 
lOOOOO  Mitglieder  umüaßte.  Die  Furcht  vor  den  Wahlen  bewog 
dann  die  (ic^^ctzjreber,  zunächst  eine  besondere  Behörde  zur  Unter- 
suchung der  Arbeitsdauer  und  der  Arbeitslöhne  zu  schaffen,  aus 
welcher  das  erste  arbeitsstatistische  Amt  hervor^^ei^ngen  ist.  So- 
dann kam  es  /Aim  Kompromißgesetze  \'on  1874,  c.  22].  Es  lautet 
nicht  viel  anders  als  der  Text  der  geltenden  Bestimmungen,  der 
nur  durch  c,  357  im  Jahre  eine  Verän der un«:^  erfahren  hat:  an 

tlie  Stelle  \on  60  wurden  58  Stunden  per  Woche  gesetzt  Ge^iijen- 
tv'ärtit;  ist  das  ( icsetz  vom  3.  Juni  1902  (ch.  435  der  Gesetze  von 
1902  s.  24)  in  Kraft.    Es  lautet: 

„Kein  Kind  unter  18  Jahren  und  keine  Frau  soll  bei  der  Arbeit 
in  einem  Werkstatt-  oder  motorischen  Betriebe  länger  als  durch 
10  Stunden  täglich  beschäftigt  werden,  außer  in  den  weiter  unten 
anj^e^^ebenen  Fällen,  —  es  sei  denn,  daß  eine  andere  Stundencin- 
teilung  lediglich  den  Zweck  hat,  die  Arbeitszeit  an  einem  anderen 
Wochentage  abzukürzen;  und  in  keinem  Falle  sollen  die  Arbeits- 
stmulen  <fie  Zahl  von  58  in  einer  Woche  überschreitonu  Jeder  Be< 
triefaanhaber  hat  an  aufialliger  Stelle  in  jedem  Arbeitsraume,  wo 
solche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  eine  gedruckte  Anzeige  auszu- 
hängen, in  welcher  die  Zahl  der  Arbeitsstunden  an  jedem  Wochen- 
tage, die  Stunden,  an  welchen  die  Arbeit  und  die  Mablzeitpausen  be* 
ginnen  und  enden,  ausgewiesen  werden . . .  Vorgedruckte  Formulare 
für  solche  Aushange  werden  von  der  Polizei  nach  Genehmigung 
durch  den  Generalanwalt  ausgehandigt  Die  Beschäftigung  solcher 
Personen  zu  anderen  als  den  im  gedruckten  Aushange  angegebenen 
Zeiten  gilt  als  Verletzung  des  Gesetzes,  es  sei  denn,  dafi  diese 
Überschreitung  erfolgte,  um  die  Zeit  einzubringen,  die  infolge  Still- 
Standes  der  Maschine  verloren  ging,  bei  welcher  die  betreffende 
Person  beschäftigt  war  oder  von  deren  Gang  ihre  Tätigkeit  abhing ; 
aber  kein  Stillstand  der  Maschine  von  weniger  als  30  ununter» 
brochenen  Minuten  soll  solche  Überzeitarbeit  rechtfertigen,  noch  sie 
überhaupt  bewilligt  werden,  bevor  ein  schriftlicher  Bericht  über 
Tag  und  Stunde  des  Vorfalls  und  seiner  Dauer  dem  Chef  der  Be- 
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zirkspolizei  oder  einem  Inspektor  der  Fabriken  und  öffentlichen 
Gebäude  übermittelt  wocden  ist" 

Fast  denselben  Wortlaut  hat  die  geltende  Gesetzgebung  der 
Staaten  Maine  (1887,  ch.  139  s.  i),  Connecticut  (1888,  s.  174$), 
New  Hampshire  (1891,  ch.  180  s.  20),  Rhode-Island  (ch.  973  s.  22 
vom  4.  April  1902)  und  Louisiana  (act  no*  49^  24.  Juli  1902); 
in  Illinois  wird  dieser  Schutz  auf  jugendliche  Personen  beschtankt, 
ebenso  in  Kalifornien «  Michigan,  Indiana,  Maryland,  Minne- 
sota und  Ohio;  in  Pennsylvanien  wird  Frauen  und  Jt^endlichcn 
zwölfetündige  tägliche  Arbeitszeit  gestattet,  wenn  nur  die  Wochen* 
arbeitszeit  60  Stunden  nicht  übersteigt  (Gres.  no.  206  vom  29.  Mai 
1901). 

Im  Staate  New  York,  dessen  Gesetzgebung  bis  1903  sich  gleich- 
falls an  jene  von  Massachusetts  anlehnte,  fand  man,  daß  von  646827 
Arbeitern  im  Jahre  1901  nur  38  Proz.  bis  57  Stunden,  6o,S  Proz. 
durch  58 — 63  Stunden  in  der  Woche  arbeiteten  und  1,9  P^oz.  mehr 
als  63  Stunden.^)  Indessen  ist  die  Erkenntnis  der  Nachteile  des 
Systems  der  Sechzigstundenwoche  tn  New  York  in  letzter  Zeit  klar 
zutage  getreten.  Das  Gesetz  vom  is*  April  1903  verlangt  einen 
bestinmiten  Stundenplan  und  betrachtet  prima  facie  die  bloße  Prä- 
senz von  Personen,  die  nicht  als  zu  gleicher  Zeit  arbeitend  den  Ar- 
beitsinspektoren angemeldet  sind,  als  Übertretung.  Zur  volligen  Be- 
seitigung des  Sechzigstundensystems  hat  man  sich  hier  trotz  aller 
schlechten  Erfahrungen  nicht  entschlossen. 

Ober  das  Gesetz  von  Massachusetts  hinaus  sind  nur  New  Jersey, 
Nebraska  und  Wisconsin  gegangen.  New  Jersey  hat  das  System 
der  wochenweisen  Bestimmung  der  Arbeitszeit  fast  beseitigt  Das 
Gesetz  vom  23.  März  1892  lautet  hier: 

„§  I.  Dafi  vom  6.  Juli  1892  angefangen  55  Stunden  in  irgend 
einer  Fabrik,  Werkstatt  oder  anderen  Warenerzeugungsstätten  das 
Wochenwerk  bilden  sollen;  und  die  Perioden  der  Verwendung  sollen 
von  7  Uhr  vormittags  bis  12  Uhr  mittags,  und  von  l  Uhr  nach- 
mittags bis  6  Uhr  abends  an  jedem  Werktage  außer  Sonnabends 
dauern,  an  welch  letzterem  Tage  die  Beschäftigung  von  7  Uhr 
morgens  bis  12  Uhr  mittags  dauern  soll 

§  2.  Daß  keine  Person  unter  18  Jahren  und  keine  Frau  über 
diesem  Alter  in  irgend  einer  Fabrik,  Werkstatt  oder  Erzeugungs* 


*)  New  York  State  Departement  ot  Labor.   First  «nnttal  Report  of  the  Com- 
miscioner  of  Labor.  Albanjr  1902,  p.  1 16. 
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Stätte  außer  in  den  erwähnten  Verwendungsperioden  beschäftigt 
werden  soll"  (folgen  zwei  Ausnahmen  für  Obstkonserven  und  Glas- 
fabriken). 

Dieses  Gesetz  ist  das  einzige,  das  deti  britischen  Gesetzen  ver- 
gleichbar ist.  Jenes  von  Nebraska  vom  22.  April  1901  kommt  ihm 
am  nächsten. ' ) 

Den  unzulänglichen  Gesetzen  ist  auch  die  Inspektion  nicht  f^e- 
wachsen  ; -)  in  zehn  Staaten  ist  sie  von  der  Arbeitsstatistik  entlastet 
worden,  aber  nur  in  Massachusetts  mit  seinen  30  Inspektoren  gilt  sie 
als  ausreicliend.  New  York  hat  38  Inspektoren ;  eine  sachverständige 
Zeugin,  Fräulein  von  Graffenried,  erklärt  die  doppelte  Zahl  für  die 
Stadt  N'cw  ^  ork  allein  für  nicht  ausreichend.')  New  Jersey  hat  erst 
neuestens  (Ges.  vom  24.  April  1902)  sein  inspektionspersonal  ver- 
meint. 

Wo  arbcitsstatistischc  .'unter  die  Inspektion  versehen,  \ersagt 
sie  völlig.  So  wurde  zum  Beispiel  in  Kalifornien  für  Arbeiter  im 
Alter  von  weniger  als  iS  Jahren  durch  Gesetz  vom  23.  März  1901 
die  Vienmdfunfzigstundenwoche  (Neunstundentag)  eingeführt.  Hierzu 
bemerkt  sofort  das  Arbeitsamt:  »JlSin  Gesetz  dieser  Art  im  ganzen 
Um&nge  des  Staates  durchzusetzen  ist  ein  riesiges  Unternehmen, 
das  in  vollem  Mafie  von  diesem  Bureau  mit  seinen  beschränkten 
Kräften  und  Mitteln  nie  bewältigt  werden  wird"*)  Ebenso  tröstet 
man  sich  über  die  Übertretungen  des  Zehnstundengesetzes  in  Con- 
necticut damit,  „da6  das  Gesetz  doch  immerhin  ein  wertvoller  Aus- 
druck der  Anschauungen  der  Bürger  über  die  lange  Arbeitszeit  der 
Frauen  und  Kinder  seil'**) 

Wisconsin  hat  durch  Gesetz  die  Arbeitszeit  der  Frauen  auf 
acht  Stunden  täglich  eingeschränkt  (1899^  ch.  83,  &  1728).  Eine 
Erhebung  des  Arbeitsamtes  über  die  faktische  Arbeitszeit  von 
769  habrikarbeiterinnen  ergab,  daß  nur  2,86  Proz.  die  gesetzlichen 
S  Stunden  arbeitete,  dagegen  76,59  Proz.  durch  10  und  5,59  Proz. 

I  )  Eighth  biennial  Report  of  tbe  Bureau  of  Labor  1901 — 3.  LiacolQ,  1902,  p.  1. 

Vgl.  Wiiloughy,  BuUetin  of  thc  Dep.  ofLabour,  1897  p.  550  und  desMB 
Essais  stir  la  legislation  ouvriörc  aux  Etats  Unis,  Paris  1903,  p.  69  tT. 

^)  Report  ot  thc  Indwtnal  Cominiasion.  Washington  190I.  Vol.  VII.  337 — 232 

XiV.  p.  LX 

*  )  Tcnth  bieonial  rcport  of  ihe  Bureau  of  Labor  Statittics  1901—2.  Sacramento 
1902  p.  40 

Fiilb  Aanual  Report  of  ihe  Bureau  of  Labor  StatisUcs.   1890  p.  14. 
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mehr  als  lo  Stunden.  Das  Gesetz  wird  so  allgemein  gebrochen, 
dafi  es  faktisch  toter  Buchstabe  geblieben  ist') 

Unparteiische  Beobachter  finden  ferner  allerlei  Mißstände  der 
älteren  europäischen  Textilindustrie  in  bezug  auf  die  Arbeitszeit  in 
den  Vereinigten  Staaten  wiederauftauchen:  so  das  „Abknappen" 
von  FO  Minuten,  in  den  Südstaaten  die  Nachtarbeit  der  Kinder.') 

So  unendlicli  viel  Neues  demnach  auch  die  Vereinigten  Staaten 
in  bezu'::  a\if  die  Organisation  der  Kapitalwirtschaft,  in  bezu^  auf 
(Ökonomie  und  Technik  der  ahcii  Welt  zu  bieten  vermögen ,  so 
unterliegt  es  gar  keinem  Zweifel,  und  kein  einsichtiger  amerikani- 
scher Staatsmann  verkennt  dies,  daf?  in  bezug  auf  den  slaatliclien 
Schutz  der  Arbeit  und  ihres  lirtragcs  hier  noch  unendlich  viel  nach- 
zuholen ist-  Das  gerühmte  elastische  System  des  Arbeiterscliut/es 
in  den  Vereinigten  Staaten,  das  in  Amerika  selbst  sichtlieb,  an 
Boden  verliert,  ist  nichts  weiter  als  eine  vorübergehende  Konzession 
an  die  rionierc  des  Industrialismus.  Als  sozialpolitisches  Vorbild 
kann  ein  so  wirkungsloses  System  des  Schutzes  nicht  gelten. 

IV.  Die  Einführung  des  /  •  hnstündigen  Maximal- 
arbeitstages in  den  Ländern  des  gesetzlichen 

Elfstundeatages. 

Es  erhebt  steh  nunmehr  die  Frage,  ob  diejenigen  Industrie^ 
Staaten,  welche  noch  den  gesetzlichen  Elfetundentag  besitzen,  fiir  die 
Annahme  des  Zehnstundentages  gerüstet  sind.  Diese  Frage  läfit 
sich  auf  Grund  des  vorliegenden  amtlichen  Materials  dahin  beant- 
worten, daß  in  den  maßgebenden  Industrieländern  des  Kontinents 
diese  Abkürzung  auf  nationalem  Wege  zwar  f!  :r  'i,n:s  möglich  ist, 
aber  namentlich  mit  Rücksieht  auf  die  besonderen  \  erhältnisse  der 
Textilindustrie  nach  vorhergängiger  internationaler  Verständigung 
noch  leichter  und  rascher  zu  erzielen  wäre. 

Die  folgenden  Angaben  sollen  diese  Behauptung  erhärten : 
Im   Deutschen   Reiche   erklärt  der  neueste  Bericht  der 
sächsischen  Aufsichtsbeamten  für  das  Jahr  iq02  :  ,,Die  volle  Ausnützung 
der  für  die  Arbeiterinnen  festgesetzten  täglichen  Maximalarbeitszeit 

')  Tcnth  Bienntn]  Report  of  the  Bureau  of  Labor  and  Indu$tml  Statistics  of 
Wisconsin.   Madison  190a,  p.  670. 

')  Man  vergleiche  die  trefflichen  Sohriflcn  von  Ch.  B.  Spahr,  Aroericaa 
Working  Pcoplc  190I  p.  43;  T.  M.  Voung,  The  Ann  rican  ('■■tton  Industr)",  1902, 
p.  44,  72,  94,  112,  und  i.  and  M.  Van  Vorst,  The  Woman  \i-bo  toils,  1903. 
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ist  fast  nur  noch  in  der  Textilindustrie  üblich.  In  den  übrigen 
Gewerbegruppen  werden  die  Arbeiterinnen  selten  länger  als  zehn 
Stunden  beschäftigt"  (Jahresberichte  der  Gewerbeau&ichtsbeaxnten 
und  Bergbehörden  für  das  Jahr  1902  Bd.  II.  3,  18,  S.  24,  314 — 315 
ebenso  Bd.  I.  i,  267.  |,Nur  in  den  Betrieben  der  Textilindustrie 
und  in  den  Fabriken  zur  Herstellung  der  Lüdenscheider  Metallwaren 
wurde  die  zulässige  Beschäftigungsdauer  voll  ausgenützt".) 

Aber  auch  hier  ist  die  Möglichkeit  einer  kürzeren  Arbeitszeit 
aufier  Frage;  so  erklärt  der  Aufeichtsbeamte  för  Breslau:  „So 
mancherlei  Bedenken  im  Jahre  1899  zu  erheben  waren,  als  es  sich 
um  Prüfung  der  Frage  handelte,  welche  Wirkungen  die  unmittel* 
bare  Beseitigung  der  verheirateten  Arbeiterinnen  aus  der  Fabrik 
haben  würde,  so  wenig  sprechen  jetzt  gegen  die  Festsetzung  der 
zehnstündigen  Arbeitszeit.  Aus  freiem  Antrieb  hat  die  Firma 
Chr.  Dierig  in  Langenbielau,  wohl  eine  der  bedeutendsten  Anlagen 
der  Textilindustrie,  die  zehnstündige  Arbeitszeit  eingeführt,  nachdem 
sich  herausgestellt  hatte,  daÖ  die  Produktionshöhe  in  diesen  zehn 
Stunden  nicht  hinter  derjenigen  der  früheren  zehneinhalbstündigen 
Betriebsdauer  zurückblieb."  (A.  a.  O.  Bd.  1.  i,  S.  113.)  Dieselben 
Erfahrungen  machte  man  bei  einer  Reduktion  der  Arbeitszeit  von 
1 1  auf  9Vs  Stunden  in  einer  Leinengarnweberei  in  Freibeig  (Bd,  II. 
S,  S.  177),  in  den  Trikotiabriken  Württembergs  (Bd.  II.  4,  S.  45)  und 
in  einer  hes^schen  Fabrik  (Bd.  C.  Ifl.  S.  6,  50).  Ja  aus  Liegnitz  wird 
berichtet:  In  mehreren  Textilfabriken  wurde  im  Frühjahr  vorüber- 
gehend die  Arbeitszeit  um  zwei  bis  drei  Stunden  verkürzt  Ein 
Unternehmer  erreichte  durch  diese  Mafinahme  jedoch  nicht  die 
beabsichtigte  Einschränkung  der  Erzeugnisse.  Die  Arbeiterinnen, 
welche  im  Akkord  beschäftigt  wurden,  leisteten,  wie  der  Gewerbe- 
treibende versicherte,  in  acht  Stunden  ebensoviel,  wie  bisher  in 
zehn  Stunden.  Um  die  Produktionseinschrankung  herbeizufuhren, 
sah  er  sich  deshalb  veranlaßt,  Arbeiterinnen  zu  kündigen."  In  der 
Oberpfalz  ist  ein  Textilbetrieb  dauernd  zum  zehnstündigen  Arbeits- 
tage übergegangen  (Bd.  III.  2,  S.  74).  Zugleich  bemerkt  man  das 
Bestreben  der  Arbeiter  die  Arbeitszeit  durch  Einschränken  der 
Pausen  mehr  zusammenzudrängen  (Köln  Bd.  1.  i,  S.  348),  und  zwar, 
wie  anderwärts  konstatiert  wird,  um  sich  der  Familie  und  Haus* 
und  Gartenarbeiten  mehr  widmen  zu  können  (Bd.  IL  3.  S.  183).  Selbst 
im  Handwerk  macht  sich  mehr  und  mehr  das  Bestreben  geltend, 
die  Arbeitszeit  auf  zehn  oder  doch  elf  Stunden  herabzusetzen  und 
^er^elte  Pausen  einzuführen  (Bd.  II.  4,  S.  75).    Die  Überschreitung 
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der  clfstünrliii^en  Arbeitszeit  findet  sich  nicht  in  der  f^roßen  Export- 
industrie: „nielu  als  elfstundige  Arbeitszeit  fand  sich  fast  ausschließ- 
lich nur  in  den  Werkstätten  der  Wäsche  und  Kleiderkonfektion." 
(MittellVanken  Bd.  II.  2,  S.  115.  Bremen  Bd.  III,  34,  S.  5.)  Anderer- 
seits fehlt  es  nicht  an  Beispielen  der  Reduktion  der  zehnstündigen 
auf  eine  neuneinhalb.stündi(^e,  unter  Fortzahlung  des  Lohnes  für  zclin 
Stunden  und  ohne  Nachteil  für  die  Produktion.  (Großfirmen  der 
Pforxheimer  .Schmuckwaren industrie.   Bd.  II.  5,  S.  25,) 

Der  KintluU  des  gesetzlichen  Minimalarbeitstages  der  Frauen 
auf  jenen  der  Männer  ist,  wie  aus  dem  ünterelsati  berichtet  wird, 
während  der  seit  1892  abgelaufenen  10  Jahre  nicht  so  allgemein  und 
so  groß  gewesen,  wie  vielleicht  erwartet  wurde.  Das  männliche 
Personal  arbeitet  in  42  Proz.  der  Spinnerden  und  in  45  Froz.  der 
Webereien  länger  als  1 1  Stunden  (Bd.  DL  26,  S.  6.  8). 

Die  Ergebnisse  einer  amtlichen  Erhebung  der  preußischen  Ge> 
werbeau&ichtsbeamten  über  die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  der 
erwachsenen  Arbeiterinnen  in  geschützten  Betrieben  und  über 
Zwedcmäßigkeit  und  Durchführbarkeit  einer  weiteren  Herabsetzung 
der  gegenwärtig  zulässigen  Dauer  ihrer  Arbeitszeit  mögen  hier 
noch  kurz  ihren  Platz  finden. 

Eine  Zusammenstellung  der  Angaben  (lir  die  einzelnen  Re- 
gierungsbezirke  zeigt,  daß  im  ganzen  Königreiche  Preußen  in 
21 751  Betrieben  mit  385820  erwachsenen  Arbeiterinnen  71,3  Proz. 
der  Betriebe  mit  61,8  Proz.  der  Arbeiterinnen  am  u  Oktober  1902 
bis  zehn  Stunden  arbeiteten.  Die  zehn  östlichen  Regierungsbezirke 
und  Provinzen  (mit  Ausschluß  Schleswigs)  bleiben  teilweise  unter 
diesem  Durchschnitte :  zum  Neun-  bis  Zehnstundenbetriebe  sind  hier 
in  der  Textilindustrie  43,3  Proz.  der  Betriebe  mit  30,4  Proz.  der  Ar- 
beiterinnen übergegangen;  im  Westen  betragen  die  entsprechenden 
Ziffern  49,4  und  46,2  Proz.  Dem  entspricht  es  auch,  daß  von  den  28 
Aufsichtsbeamten  sich  nur  vier  (Ostpreußen,  Westpreußen,  Pomnicrti, 
Oppeln)  tx^^cn  die  weitere  Kürzung^  der  Arbeitszeit  aussprechen,  zwei 
andere  sie  nur  mit  gewissen  Kinschränkungen  billigen  (Prankfurt  a.  O, 
und  Posen),  während  alle  übrigen  Inspektoren  sie  befürworten  und  der 
Aufsirhtsbeamte  für  Breslau  ausdrücklich  betont:  „ein  so  günstiger 
Zeitpunkt  für  die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  wie  der  gegen- 
wärtige dürfte  später  so  bald  nicht  wiederkommen."  *) 

M  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  (ibcr  l6  Jahre  in  Fabriken  und  die<;<-n  gleich- 
gestellten Anlagrn  ii.irli  den  Erhebungen  der  königlich  preußischen  fJc wcrbcaufsichts- 
beamtcn  und  Bergbehörden  im  Jahre  1902.  .-VmÜichc  Ausgabe.  J-tcrlin  1903,  S.  ioi. 
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Es  geht  hieraus  hervor,  das  i.  eine  weitere  Kürzung  der  Ar- 
beitszeit fUr  Frauen  nur  das  Fazit  aus  der  natürlichen  Einschränkung 
zöge  und  daß  2.  gegenwärtig  dadurch  die  Stellung  der  deutschen 
Großindustrie  auf  dem  Weltmärkte  den  Hauptkonkurrenten  gegen- 
über (Großbritannien,  Frankreich)  keine  Einbuße  erleiden  würde. 
Es  bleibt  nur  die  industrielle  Konkurrenz  Belgiens  und  Italiens  in 
Frage,  soweit  die  rngleichheit  der  Arbeiterschutzgesetze  in  Betracht 
gezoL^en  wird.  Ks  wird  in  der  Tat  hie  und  da  solche  Konkurrenz 
von  tler  rheinischen  Textilindustrie  und  von  der  schweizerischen 
Seidenindustrie  unter  Hinweis  auf  die  ungleiche  Belastung  der  In- 
dustrie beklagt. 

Insoweit  sich  die  Behauptung;  ungleicher  Belastung  auf  die 
Arbeiterversicherun^T  bezieht,  ist  sie  infolge  der  Einführung  der 
oblii^atorischen  Unlaih  crsichcrung  auch  in  Belgien  \'on  1904  ange- 
fangen liaiiezu  hinfällig.  Dagegen  besteht  tu;  das  Deutsche  Reich  und 
Oesterreich,  ebenso  wie  für  Großbritannien  und  Frankreich,  Belgien 
gegenüber  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  allerdings  eine 
Differenz,  die  mit  Rficicsicht  auf  den  überwiegend  exportindustriellen 
Qiaralcter  Belgiens  von  den  Unternehmern  dieses  Landes  als  eine 
Art  Kompensation  fiir  den  unzulänglichen  inneren  Absatz  in  An- 
spruch genommen  wird. 

Es  liegt  nun,  ganz  ähnlich  ^e  bei  der  Frage  der  Abschaffung 
der  Exportprämien  auf  Zucker,  dn  internationales  Interesse  vor,  die 
Absatdiedingungen  auf  dem  Weltmarkte  auszugleichen  und  zu  ver- 
hüten, daß  der  ausländische  Konsument,  auf  Kosten  der  Arbeitskraft 
billiger  versorgt  und  dadurch  der  Widerstand  konkurrierender  In» 
dustrieller  g^en  den  Arbeiterschutz  erhöht  werde.  Für  jeden  Staat 
ist  das  Interesse  der  Staatskasse  und  der  Steuerträger,  auf  deren 
Kosten  Exportprämien  gezahlt  wurden,  audi  volkswirtschaftlich  kein 
h<)!ieres,  als  das  Interesse  an  der  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit 
der  Arbeiter.  Ks  ergibt  sich  daraus  ungezwungen  die  Folgerung, 
daß,  wenn  durch  internationalen  Vertrag  die  Prämie,  welche  durch 
künstliche  Verteuerung  des  Zuckers  im  Inlande  die  Konsumenten 
der  zuckerproduzierenden  Länder  schädigte,  aufgehoben  werden 
konnte,  nicht  minder  Begünstigungen,  die  eigentlich  versteckte 
Prämien  zuungunsten  der  Produzenten  vorstellen,  auf  gleiche  Weise 
beseitigt  werden  sollen.  Diese  Auffassung  dürfte  umso  :^utreftender 
sein,  da  aus  den  Kreisen  der  königlich  belgischen  Verwaltung  selbst 
die  Klage  erhoben  wird,  daß  in  einzelnen  Textilzentren,  wo  die  un- 
geschützten Arbeiter  12  Stunden  arbeiten,  und  die  geschützten  nur 
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1 1  '/j  Stunden  arbeiten  sollten,  sich  zahlreiche  kleine  Überschreitungen 
ereigneten.  Andererseits  hat  z,  B.  im  Aufsichtsbe/.irk  Courtrai  eine 
mechanische  Weberei  den  zehnstiindir^cn  Betrieb  eingeführt.  Die 
Nachteile  der  bestehenden  Gesetzgebung  Belgiens  werden  von  der 
Gewerbeinspektion  offen  zugestanden  und  ihre  Revision,  namentlich 
ihre  einheitlichere  Gestaltung  fast  von  allen  Inspektoren  gewünscht. 
(Rapports  annuels  de  l'inspection  du  travail.  8°**Ann^  1902.  S.  169, 
165,  251,  105,  6,  78,  102,  198;  ebenso  im  Rapport  1900,  S.  144-} 

In  Österreich  (Reichsratsländer)  betrug  im  Jahre  1900  die 
Zahl  der  gewerblichen  Anlagen,  welche  weniger  als  11  Stunden 
arbeiteten  53,3,  in  der  Schweiz  190T :  53  Proz.  aller  geschützten 
Betriebe.  Die  Zunahme  dieser  kürzere  Arbeitzeit  arbeitenden  Etablisse* 
ments  ist  nicht  etwa  durch  die  herrschende  Krise  hervorgerufen 
worden,  sondern  seit  einem  Jahrzehnt  eine  konstante.  Hier  wie 
dort,  wie  im  Deutschen  Reiche  ist  es  die  Textilindustrie,  wekhe 
die  elfstündige  Arbeitszeit  voll  auszunützen  strebt,  aber  in  den 
Hauptzentren  bereits  zum  Zehnstundentage  überwiegend  übei^ 
gangen  ist.  So  sind  es  von  400  Textilbetrieben  des  Reich  enberger 
Auüsichtsbezirkes  nur  196  die  noch  den  Elfstundentag  im  Jahre  1901 
voll  ausnützten;  177  waren  zum  Zehnstundentage  übergegangen, 
7  Betriebe  zum  10V4  und  10  Betriebe  zum  10 V«  stündigen  Arbeits- 
tage. (Bericht  der  Je  k.  Grewerbeinspektoren  über  ihre  Amtstätig' 
kcit  im  Jahre  1901,  1902,  S.  246.) 

In  der  Schweiz  herrscht  der  Elfstundentag  noch  für  61  Proz. 
der  .'\rbeiter  in  der  Textilindustrie.  Erst  ein  Viertel  der  Betriebe 
hat  kürzere  Arbeitszeit  eingeführt 

Die  Konkurrenz  Ital  iens  fallt  wesentlich  nur  für  die  schweize* 
rische  Spinnerei  in  die  Wai^scliale.  .Amtlichen  Mitteilungen  ist  zu  ent- 
nehmen, daß  die  Arbeitszeit  in  der  italienischen  Spinnerei  10 — iiV-, 
hie  und  da  12  Stunden  beträgt;  es  ist  aber  zu  bemerken,  daß  das 
neue  Gesetz  über  die  Frauen  und  Kinder  diese  Ziffern  beträchtlich 
herabdrüc  ken  wird,  da  das  weibliche  Personal,  das  fast  95  %  der  Ge- 
samtarbeiterschaft dieses  Industriezweiges  beträgt,  zur  überwiegenden 
Mehrheit  aus  minderjährigen  Arbeiterinnen  besteht,  für  die  der  Elf- 
^tnndentag  vorgeschrieben  ist.  In  der  Seidenweberei  Italiens  ist  für 
die  Mehrheit  der  Betriebe  der  Arbeitstag  kürzer  und  betrs^  zwischen 
10  und  II  Stunden.  Die  offiziellen  Angaben  dürften  wohl  jeden 
Zweifel  darüber,  ob  die  schweizerisclie  Seidenindustrie  auch  bei 
kürzerer  Arbeitszeit  konkurrenzfähig  bleibe,  verstummen  lassen.  Da- 
gegen nützt  die  Baumwollspinnerei  der  Schweiz  wie  in  den  meisten 
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festländischen  Konkurrenzlandeni,  die  nicht  gesetzlich  den  Zehn> 
stundentag  eingeführt  haben,  überwiegend  (in  89  von  90  Betrieben 
mit  10476  Arbeitern,  wovon  über  die  Hälfte  Frauen)  den  £lfstunden> 
tag  aus.  Nur  zwei  Betriebe  mit  iii  Arbeitern  haben  kürzere 
Arbeitszeiten  eingeführt  (Schweiz.  Fabrikstatistik  vom  5.  Juni 
Bern  1902,  S.  127.) 

In  den  Niederlanden  betrug  im  Jahre  1899  in  45,8  und  im 
Jahre  1900  in  47,4  Proz.  der  Betriebe  die  Arbeitszeit  der  geschützten 
Personen  weniger  als  zehn  Stunden.  Die  Textilindustrie  ist  hier 
unbedeutend,  immerhin  stiegen  hier  die  Ziflfern  der  Betriebe  mit 
zehnstündiger  Arbeitszeit  von  26  Proz.  auf  38  Proz.  Es  ist  zu  bemerken, 
daß  die  niederländische  Gesetzgebung  alle  gewerblichen  Betriebe 
dem  Arbeiteischutze  unterwirft,  dafi  daher  diese  Verhältniszahlen 
als  imgemein  günstige  zu  betrachten  sind,  zumal  auch  die  Steige- 
rang der  Zahl  der  Zehnstundenbetriebe  im  Laufe  der  Jahre  eine 
betrachtliche  ist  (Veislagen  van  de  Inspecteurs  van  den  Arbeit  in 
het  Koningrijk  der  Niederlande  Over  1899  en  1900,  Tweede  Bündel 
S.  IIS6— 57)- 

Am  weitesten  ist  der  Zehnstundentag  in  Dänemark  fort* 
geschritten,  wo  1895  erst  56,6  Proz.  1902  schon  92  Proz.  der  Be- 
tnebe und  954  Proz.  der  Arbeiter  weniger  als  11  Stunden  arbeiteten. 
(Beretning  om  Arbeijds-Virkaomhed  og  Fabriktüsynet  1902 — 03. 
S.  39.)   Die  Textilindustrie  spielt  hier  keine  Rolle. 

V.  Schlußfolgerungen. 

In  der  vorstehenden  Darstellung  des  gegenwärtigen  Standes 
der  faktischen  und  der  gesetzlichen  Arbeitszeit  gelangt  ein  eigen- 
artiger Gegensatz  zwischen  der  Gesets^ebung  der  Festlandstaaten 
und  Großbritanniens  zum  Ausdruck.  Hier  ist  die  Arbeit  in  der 
Textilindustrie  auch  durch  Gesetz  auf  ein  kürzeres  als  auf  das  in 
den  übrigen  Industriezweigen  gestattete  H6chstausma6  von  10 
Stunden  eingeschränkt;  selbst  Oberstundenarbeit  ist  hier  den  Jugend- 
lichen und  Frauen  untersagt  Dagegen  nützt  die  festländische 
Textilindustrie  die  gesetzliche  Elfstundenarbeit  voll  aus,  und  der 
größte  Anteil  der  Übertretungen  auch  dieser  Vorschriften  entfallt 
auf  die  Textilindustrie  und  auf  die  Kleiderkonfektion. 

Dieser  Zustand  entsprach  noch  vor  etwa  20  Jahren  der  Vor- 
zugsstellung der  britischen  Textitindustrie.  Sie  b^aß  nicht  allein 
im  Mutterlande  und  in  den  Kolonien  sondern  auch  auf  dem  Fest- 
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lande  die  kaut  kräftigste  Kundschaft.  Sie  konnte  dem  zollgescliützten 
Kontinent  daher  die  Erzeugung  minderwertiger  Ware,  die  auch  bei 
rückständiger  Produktionstechnik  lohnend  blieb,  ja  techniscli  zum 
Teil  nur  im  Handbetrieb  durchcrcführt  werden  konnte,  überlassen. 
Für  einen  bedeutenden  Teil  der  britischen  Tcxtihndustrie  kam  liinzu, 
daß  von  ihr  die  Mode  die  Parole  erhielt.  Der  zcitUche  X'orsprung, 
den  dadurch  die  britische  Industrie  dem  Kontinente  gegenüber  bei 
der  Versorgung  des  Weltmarictes  genoß,  kam  auch  ihren  Arbeitern 
zugute.  Diese  Vorteile  Grofibritanniens  schwinden  in  dem  Mafie, 
in  welchem  die  Nachfrage  nach  besserer  Textilware  auf  dem  Konti* 
nent  steigt  Daß  dies  infolge  des  Steigens  der  Lohne  zum  großen 
Teile  der  Fall  ist,  daß  daher  auch  hier  die  Spezialisierung  der  In- 
dustrie fortschreitet,  bezweifelt  gegenwärtig  kein  Kenner  der  Ver- 
hältnisse. Ein  Vergleich  der  rheinischen  und  suddeutschen  Textil- 
industrie, die  zum  großen  Teile  faktisch  zum  Zdinstundentage  überge- 
gangen  ist,  mit  jener  der  ostlicher  gd^enen  Textitdistrikte  bestätigt 
diese  Auffassung.  Damit  entfallt  aber  der  Anlaßt  (^e  Ausnahme- 
stellung des  britischen  Ariidters  in  bezug  auf  die  Kürze  der  Arbeits- 
zeit als  natumotwendig  zu  betrachten.  Insofern  ein  solcher  Vorteil 
in  der  Modewarenindustrie  besteht,  würde  er  durch  den  Unterschied 
zwischen  Neun-  und  Zehnstundentag  mehr  als  hinlänglich  berück- 
sichtigt. 

Wird  nun  die  Kürzung  der  Arbeitszeit  auf  lo  Stunden  für 
spruchreif  erklärt,  so  bleibt  noch  die  Frage  offen,  ob  sie  männUche 
und  weibliche  Arbeiter,  Klein-  und  Großbetriebe  gleichmäßig  treffen 

soll.  Hierfür  ist  nun  das  französische  Experiment  überaus  lehr- 
reich. Die  l)edeulendsten  Schwicri;:^keiten  erwuchsen  der  so  beliut- 
sainen  hinführun^^  des  zchnstündigcti  Arbeitstages  nn«?  der  üngleich- 
artigkeit  der  Regelung  für  Männer  und  Frauen,  lur  motorisch  und 
nicht  motorisch  betriebene  Werkstätten.  .Aus  den  Beobachtungen 
der  drei  Jahre  I900 — 1(>02  läßt  sich  der  Sciiluß  ziehen,  daß  die 
ungeschützten  Kleinbetriebe  auf  Kosten  der  Arbeitskraft  den  ge- 
scliutzten  Betrieben  Konkurrenz  machen;  daß  ihre  Ausnah mssiellung 
die  Finführunef  des  motorischen  Betriebes  verzögert;  dat^  die  Lehr- 
hngsausbildung  unter  diesem  Zij.^UiikIc  wesentlich  leidet  und  daß 
so  eine  ge\verl)lich  höchst  unerwünschte  Rückständigkeit  die  Folj^e 
ist  Die  AublL^ung  der  Gerichte  aber,  welche  in  motorischen  Be- 
trieben die  zwölfetündige  Arbeit  erwachsenen  Männern  gestattet, 
sobald  nur  eine  äuderliche  Trennung  vom  geschützten  Personal 
stattgefunden  hat,  erschwert  ganz  wesentlich  den  Vdlzug  auch  für 
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die  vom  ( icsciz'.'rher  i,'cschüt/.tcn  Personen.  „Quel  etnin^e  et  In- 
coherent  tableau  jucscnte  aujourd  hui  en  cctte  mati^rc  la  Icf^islation 
frangaisc  inlerpretec  par  les  tribunaux  et  Ics  circulaircs  administra- 
tives!" ruft  mit  Recht  unter  solchen  Verhältnissen  Professor  Jay. '  l 
(La  Protection  Icj^^alc  des  Tra\'ailleurs,  Paris  l(/J4  p.  83). 

Bekanntlich  szchen  nun  seihst  in  (iroßbritannien  die  RestrebunjTcn 
der  Gewerkvercine  dahin,  den  Arbeitstag  erwachsener  Männer  ge- 
setzlich einzuschränken,  wie  es  bereits  in  Osterreich,  in  der  Schweiz 
und  in  Neuseeland  der  Fall  ist')  Diese  einheitliche  Gestaltung, 
deren  Fehlen  am  schweisten  in  Belgien  empfunden  wird,  ist  aber 
nicht  nur  aus  den  allerdings  all^gewichtigsten  volkhygicnisdien 
und  kulturellen  Motiven  zu  wünschen.  Es  sprechen  audi  ganz  be- 
stimmte wirtschaftliche  Gründe  för  ein  solches  Vorgehen.  Gerade 
in  der  Textilindustrie,  welche  dem  Gesetzgeber  des  Kontinents  die 
grö6ten  Schwierigkeiten  bereitet,  liegt  die  Möglichkeit  periodischer 
Oberproduktion  aufierordentlich  nahe.  Spekulativen  Vorgangen  auf 
dem  Rohstoffmarkte^  jähen  Absatzstockungen  und  Modeschwan- 
kungen, ja  sdbst  Witterungseinflüssen  ist  die  Textilindustrie  wohl 
mehr  als  jede  andere  Industrie  unterworfen.  Der  Schutz  des  heim 
sdien  Marktes  durch  Zölle  ist  solchen  St&iingen  gegenüber  wir- 
kungslos und  erhöht  nur  die  Schwierigkeiten  der  Abstofiung  von 
Lagerbeständcn.  Eine  Kartellierung  ist  nur  in  beschränktem  Maß- 
stabe und  vor  allem  für  die  Erzeuger  der  I  lalbfabrikate  und  die 
Hilfsgewerbe  in  Zeiten  der  Überproduktion  durchführbar.  Unter 
solchen  Verhältnissen  würde  eine  gleichförmige  gesetzliche  Reduk- 
tion der  Arbeitszeit  gerade  in  der  Textilindustrie  aller  Konkurrenz- 
länder eine  feste  Grundlage  für  weitergehcndere  rationelle  Bctriebs- 
cinschränkungen  in  Zeiten  der  Krise  bilden;  in  den  foU^cndcn 
Zeiten  des  Aufschwunges  könnte  diese  gesetzliche  Arbeitszeit 
wieder  voll  ausgenützt  und  nach  Maßgabe  der  Steigerung  der  Pro- 
duktionstechnik in  späteren  Zeitläuften  die  gesetzliche  Schranke 
wieder  höher  gerückt  werden.  Ks  sind  also  gerade  die  besonderen 
Verhältnisse  der  Textilindustrie,  die  eine  einheitliche  Kürzung  der 
Arlicitszeit  nicht  nur  sozialpolitisch,  sondern  auch  im  industrie- 
politisclien  Interesse  als  wünschenswert  betrachten  lassen. 

>)  La  Protection  legale  des  Travailleun,  Paris  1904  p.  83. 
n  Webb  a.  a,  O.  S.  339. 
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LITERATUR, 

Der  bibliographische  und  yterarisch-kritische  Apparat 

der  Sozialwissenschaften. 

„Nachdem  diePolicey-Caineral'Oeconomie-Handlungs-  und  Manufactur* 
Wissenschaften  zu  unseren  Zeiten  in  sehr  großes  Ansehen  gekommen 

sind:  mehret  sich  die  Anzahl  derer  darinn  an  di^  I  irht  t rettenden 
Schrillten  von  Tag  zu  Tag  sehr  starck:  Allein  die  wenigste  derer  Ter- 
sonen,  welchen  zu  lieb  sie  geschrieben  sind,  besitzen  eine  giolje  Budier- 
Kenntniß;  die  meisten  wissen  also  auch  nicht  einmal,  daß  dieses  oder 
jenes  heraus  ist 

Bey  denen  in  immer  gröfierer  Menge  xum  Vorschein  kommenden 
sogenannten  Journalen  findet  sidi  über  dieses  noch  der  beschwerliche 
Umstand,  dafi  selbige  aus  lauter  kleinen  Abhandlungen  bestehen;  deren 

sich,  wenn  ein  solches  Werk  anfangt  viele  Bände  groC  zu  werden,  auch 
das  gluckHchste  ( "ledäclitnis  nicht  zu  allen  Zeiten  erinnern  kan." 

Also  begründete  der  Verfasser  der  ersten  mir  bekannten  Bibliographie 
der  Sozialu  issenschaften  (der  unten  genauer  angegebenen  „BibUothec*'j 
Johann  Jacob  Moser  vor  nunmehr  anderthalb  Jahrhunderten  sein 
gewiß  verdienstliches  Untonetunen.  Und  dafi  das,  was  vor  1 50  Jahren 
eii^  für  die  Wissenschaft  willkomuMme  Leistung  war,  heute,  nachdem 
die  nationalökonomische  Literatur  ins  Unermeßliche  angewachsen  ist, 
ein  dringendes  Bedürfnis  für  den  Betrieb  der  Wissenschaft  bedeutet, 
empfindet  jeder,  der  unter  der  Fülle  des  Stoffs  zu  leiden  hat,  als  etwas 
Selbstverständliches.  Wir  werden  heute  von  dieser  stoffUcher\  Ueher- 
fülle  so  geciuält,  daü  wir  unausgesetzt  auf  ^^ Ittel  und  Wege  sinnen,  wie 
wir  des  Sioties  Herr  zu  werden  vennögen.  lalialtlich  versuchen  wir  es 
mit  Hülfe  der  wissenschaftlichen  Synthese,  äufierlich  durch  die  Zusammen» 
fassung  der  zahlreichen  Einseischriften  in  der  Bibliographie.  Unsere 
Zeit  wird  deshalb  ebenso  durch  die  wachsende  Anzahl  sotialwisBensdiaft- 
lieber  Bibliographien  wie  durch  die  starke  Tendenz  zu  theoretischer 
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Meisteninf?  des  Stoffs  charakterisiert.  Seit  zehn  oder  fünfzehn  Trihren 
sind  auf  unserm  Wissensgebiete  ebensoviel  Bibliographien  erschienen  wie 
in  den  voraufgehenden  anderttuilb  Jahrliunderlen. 

Wenn  trotzdem  die  sozialwissenwliaftliche  Forschung  sich  des  Hilfs- 
mitteli>  der  Bibliographie  niclit  in  cmcm  wünschenswerten  Malie  bedient, 
wenn  die  Bibliographie  längst  nicht  die  RoUe  in  unserem  wissenschaft- 
lichen Betriebe  spielt,  wie  etwa  auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaf  ken 
.oder  der  Geschichte»  so  liegt  der  Grand  daftlr  zam  Teil  in  dem  un- 
fertigen Charakter  unserer  Wissenschaft,  in  der  jeder  gern  „von  vom" 
anfängt  unter  Mißachtung  dessen,  was  vor  ihm  geleistet  worden  ist,  zum 
anderen  Teil  aber  auch  in  der  Eigenart  der  bibliographischen  Hilfs- 
mittel  selbst.  Erstens  sind  di^e  in  ihrer  grofien  Mehrzahl  so  zerstreut 
und  so  versteckt,  daß  viele  sie  gar  niclu  kennen ;  zweitens  sind  die 
meisten  von  ihnen  derart  abgefaßt,  daö  ihr  Obrauch  sehr  erschwert  wird. 

Deshalb  benutze  ich  gern  die  Gelegenheit,  die  mir  liie  Anzeige 
einiger  Neuersclieinungen  bibliographischen  Inhalts  bietet,  um  einen  Über- 
blick zu  geben  über  das,  was  die  Sozialwissenschaften  überhaupt  an 
bibliographisch-literarischen  Hilfsmitteln  besitzen.  Ich  gehe  dabei  von 
der  doppelten  Absicht  aus:  die  voihandenen  Publikationen  zum  be- 
qoemcn  Gebrauch  übersichtlich  zusammenzustellen,  aber  auch  sie  auf 
ihre  Verwendbarkeit  hin  zu  prüfen  und  einige  Gesichtspunkte  für  ihre 
zweckmäßige  WeiteriÜhrung  aufzustellen. 


A.  Allgemaine  BlUiooraiibleii. 

Jede  Wissenschaft  profidcrt  naturgemäß  von  denjenigen  Werken, 
die  eine  Zusammenstellung  aller  literarischen  Krsciieinungen,  also  auch 
derjenigen  der  besonderen  Wissenschaft  sieh  zur  Aufgabe  machen.  Ich 
sehe  jedoch  von  einer  Aufzälilung  dieser  allgemein  -  bibliographischen 
Werke  ab  und  verweise  den  Leser  auf  das  vollständige  Verzeichnis  bei 

1.  H.  Stein,  Manuel  de   bibliographie   generale.     Paris  1898. 
p.  1—42. 

Da  jedes  Kulturland  ihrer  mindestens  eins,  die  meisten  aber  ihrer 
mehrere  besitzen,  so  geht  ihre  Zahl  in  die  Hunderte,  wie  der  Raiun 
schon  erkennen  läk/t,  den  ihre  Aufzählung  beansprucht:  42  Seiten!  In 
dies»  Riesenhaftigkeit  des  Apparates  liegt  nun  auch  die  Sdiwierigkelt 
für  den  Gelehrten  b^^ründet,  ihn  fUr  seine  Foischungszwecke  zu  nützen. 
Nur  die  ganz  grofien  Biblio^^en  haben  alle  Werke  beieinander  und 
immer  wird  es  der  Vermittelung  der  Bibliotfaeksverwaltung  bedürfen,  um 
ohne  allzugroßen  Zeitaufwand  diesen  Apparat  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Immerhin  wird  man  nie  ganz  auf  ihn  verzichten  wollen,  da  er  einst» 
weilen  die  immerhin  vollständigste  Bibliographie  darstellt,  die  wir  besitzen. 

Aycbi*  für  SHiaiwiiKBKhaft  a.  SmialpoKtik.  I.  (A.f.Mn.G.  a.  St.  XIX.)  i.  1$ 
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Diese  ailgemcinen  Bibliographien  umerscheiden  sich  in  ihrer  Benutzbar- 
kext  je  nadi  dem  Gmä»  von  Spezieliiknmg  und  Übersichtlichkeit,  die 
das  Sachregister  aufweist.  Am  voUkoromensten  sind  wohl  in  dieser 
Hinsicht 

für  Deutschland: 

2.  K.  Georgs  Schlagwort-Katalog.  3.  (und  einstweilen  letzterj  Band 

1893—1897.    Hannover  1900/1901,  1975  S. 

für  Frankreich: 

3.  Catalogue  generale  de  la  Librairie  frangaise.  Sachkataloge  in  Vol. 

7,  8,  II,  13- 

Eine  wesentliche  Vervollkommnung  hat  der  allgemein-bibliographische 
Apparat,  der  früher  nur  die  im  Burhhrindel  erscheinenden  selbständigen 
Schriften  enthielt,  durch  die  /.eit.sclinfteabibliographien  erfahren,  wie  sie 
jetzt  Deutschland  und  PVankreich  besitzen: 

4.  Bibliographic  der  deutschen  Zeitschriften-Literatur 

mit  Einschluß  von  Sanimelwerktii  und  Zeitungsbeilagen.  Seit 
1896.    Jetzt  jährlich  2  Bände.  Leipzig. 

5.  Repertoire  bibliograp  h  ique  des  principales  revues 

frao^aises;  red.  par  D.  JordelL   Seit  1897.  Paris. 

B.  SoziaiwissenschafUiche  Bibliographien. 
I.  Nichtperiodisehe  Publikationen. 

1.  Literaturnachweise,  wie  sie  fast  jede  vvi&senschattliche 
Arbeit  enthsl^  wachsen  sich  oft  au  wirklichen  Bibliographien  aus.  Wes> 
halb  dem  ihrer  hier  an  erster  Stdle  wenigstens  im  Vorbe^hen  Er- 
wähnung  getan  werd«i  mag.  Man  denke  an  die  Lehrbttcher  von  Roscher» 

Ad.  Wagner  u.  a.  Vor  allem  wird  der  ausfilhxliche  Literaturnachweis 
in  der  lexikographischen  Darstellung  gepflegt :  die  verschiedenen  „H  a  n  d  - 
Wörterbücher"  unserer  Wissenschaft,  in  erster  Linie  das  deutsche, 
kommen  deshalb  als  bibliographische  Hilfsnnttel  wesentlich  in  Betracht. 

2.  Bibliothekskataloge  sind  in  ciiuelnen  lallen  willkommene 
Nachschlagewerke  geworden.  Wir  besitzen  jetzt  ein  Verzeichnis  der 
wichtigeren  gedruckten  Kataloge  aller  .Länder»  nach  Städten  geordnet: 
Nr.  I  dieser  Übersteht  pag,  711 — 76S. 

Unter  den  für  unsere  Wissenschaft  in  Betracht  kommenden  Btbliotheks- 
katalogen  ragen  hervor  :  die  Kataloge  der  Gehe-Stiftung,  der  Rdchsgerichts- 
bibliothek,  derHamburgerKommerzbibliothek,  der  Bibliothek  des  preußischen 
statistischen  Bureaus,  des  preußischen  Abgeordnetenhauses,  vor  allem  aber 
des  Deutschen  Reichstages.  Dieser  Katalog,  der  jetzt  mit  den  Zugangs- 
katalogen (bis  1902)  9  stattliche  Bände  umfaiit,  ist  dank  der  Reich- 
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iiaiügkeii  seines  Inhalts  ebenso  wie  tiiink  der  außerordentlich  detaillierten 
Disposidan  als  emea  muei«:  wichtigsten  bibliographischen  Hilfsmittel  an- 
snsdien* 

3.  Bttchbftndlerkataloge,  namentUch  Antiqnariatskatalogie  ent- 
halten oft  genuc  lekbe  Bibliogxaphien.  Was  an  Lttenturttbersichten 
und  zwar  meist  in  b^ter  Ordnung  Kataloge  von  Harding  in  London, 
Macmillan  &  Bowes  in  Cambridge,  Rostand  in  Paris,  Nijhoff  im  Haag, 

ftager,  Calvar>'  in  Berlin,  Lorentz,  Harrassowitz  in  Leipzigs,  Baer  in 
Frankfurt  a.  M.,  Hoepli  in  Mailand,  Claussen  in  Turin  u.  v.  a.  bringen, 
enthalt  manches  Mal  mehr  als  die  besten  Bibliographien,  die  wir  über 
den  Gegeustajid  besitzen.  Deshalb  ist  auch  ein  regeluiäßiges  Studium 
der  Antiquarkataloge  ein  gutes  ^Mittel,  um  sich  eine  um&ssende  Literatur- 
kenntnis  zu  verschaffen.  Es  ist  kein  Znlall,  dafl  unsere  besten  Literatur* 
kenner  bekannte  Bibliophilen  sind. 

4.  Bibliographien, 
a)  ai^emtme, 

6.  Joh.  Jac.  Mosers  gesammelte  und  zu  gemeinnütagem  Gebnmcb 

eingerichtete  Bibliodtec  von  Oeconomisdien-Ganieral-Polioey- 
Handlungs-Manufactur- Mechanischen  und  Bergwerks-Gesetzen 

Schrifften  und  kleinen  Abhandlungen.    Ulm  1758. 

7.  Joh.  Heinr.  Ludw.  Bergius  Cameralisten-Bibliothek  oder  voll- 

ständiges \'erzeichnis  derjenigen  Bücher,  Schriften  und  Abhand- 
lungen, welche  von  dem  Oeconomie-Policey-Finanz-  und  Cameral- 
wesen  und  verschiedenen  andern  damit  verbundenen  Wissen* 
Schäften  handeln  .  .  .  Nflmberg  176s. 

8.  Catalogue  d*une  BiUiothi^ue  d'Economie  Politique  form6e  pour 

le  tiavail  du  Nouveau  Dictioanaire  de  Commerce  in  dem  ,,Pro- 
spectus"  dieses  Dict.  de  Conun.    Paris  1769. 
g.  Carl  Goitl.  Rössig,  Die  neue  T.itteratur   der  Policey  und 
Camcralistik,  vorzüglich  vom  Jahre  1762  bis  1S02.    2  Teile. 
Chemnitz  1802. 

IG.  Joh.  Sam.  Ersch,  Literatur  der  Jurisprudenz  und  Politik,  mit 
Einschluß  der  Cameral- Wissenschaften  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts bis  auf  die  neueste  Zeit.  Neue  fortgesetzte  Aui^;abe 
von  Joh.  Christ.  Koppe.  .  Leipzig  rSsj. 

IL  J-  R.  Mac  Gull  och,  The  Literature  of  political  Economy: 
a  classified  catalogue  of  select  publications  in  the  different  de- 
partements  of  that  science  with  historical,  critical  and  bio- 
graphical  notices.    London  1845. 

12.  Joh.  M.  Presburg,    Bibliograpliie  voor  Staats-  Rcgts-  en  Ad- 

ministratieve  Wetenscbappen,  Staatihiüshoudkunde,  Staiistiek  eu 
Armenwesen.   Deel  L   Leyden  1852. 

13.  Ad.  Soetbeer,  Literaturnachweis  der  politischen  Ökonmnie  für 
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1840— 1S5  2  (in  der  Übersetzung  von  J.  St.  Mills  Grundsätzen 
der  politischen  Ökonomie  Bd  n.  Hamburg  1 8  5  2,  S.  461  —  510). 

14.  Robert  von  Mobl,  Die  Geschichte  und  Liteiator  der  Staats* 

wisseoschaflen.  In  Monographien  dargestellt  3  Bände.  Erlangen 
5^-  (Band  m,  &  733—832  enthält  das  Literattur^isler.) 

15.  R.  R.  B o  w k  e  r  and  George  lies,  The  readers  guide  in  econo* 

micai,  social  and  political  science.    New  York.  1892. 
x6.  Otto  Mühlbrecht,  Wegweiser  durch  die  neuere  Litteratur  der 
Rechts-   und  Staatswissenschaften.    Für  die  Praxis  bearbeitet, 
3.  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.   Berlin  1893.  Band  II, 
enthaltend  die  Literatur  der  Jahre  1893 — 1900  nebst  Nachträgen 
und  Erg^siingen  zu  Band  I  (die  Literatur  bis  1893).  Berlin  2901. 
Putdcammer  und  Mühlbredit 
Von  diesen  sozial-  oder  staatswissenschaftlichen  Biblitjgrapliien  all- 
gemeinsten Charakters  kommen  heute  für  wissenscfaaitUche  Zwecke  wohl 
nur  noch  die  unter  Nr.  11,  14  und  16  genannten  in  Frage.   Wenn  auch 
die  Bücher  von  Mac  Cuiloch  (Nr.  1 1)  und  Mo  hl  (Nr.  14)  heute 
nach  einem  halben  Jahrhundert  noch  immer  schätzenswerte  Kachschlage- 
werke geblieben  sind,  so  verdanken  sie  dies  der  glücklichen  Form,  in 
der  sie  den  Stoff  darbieteii.  Sie  stdlen  den  Typus  der  beschreiben- 
den oder  literarischen  Bibliographie  dar,  den  ich  als  den 
für  die  wissenschaftliche  Forschung  angenehmsten  anspredien  möchte 
und  von  dem  ich  wünschte,  dafi  er  in  Zukunft  noch  mehr  zur  Geltung 
käme.    Außer  in  den  genannten  beiden  Werken  von  Mac  CuUoch  und 
Mohl  bep:egnen  wir  ihm  unter  den  sozialwissenschaftlichen  Spezialbiblio» 
graphien  noch  bei  Nftilau  (Nr.  22),  Soetbeer  (Nr.  66). 

Werden  einige  Ik'merknngen  literar-  oder  wirtschafts-historischen  und 
kritischen  Inhalts  den  aufgeiahkeu  Büchertitela  hinzugefugt,  so  bedeutet  für 
den  Leser  die  Bibliographie  wiridkh  einen  „Wegweiser*',  was  in  diesem  Süme 
eine  rebe  Bibliographie  wie  die  von  Otto  Mfihl  b re ch t  (Nr.  z6)  nicht  ist. 
Jbmierhin  kann  tms  diese  fleiflige  Zusammenstellung  vieler  Bildiertitd 
in  tibersichtlicher  Gruppierung,  zumal  sie  in  ihrer  Art  die  einzige  ist, 
wertvolle  Dienste  leisten.  Sie  will  keine  vollständige  Bibliographie  sem 
und  ist  es  nicht.  Deshalb  ist  sie  nicht  sowohl  für  den  Spezialforscher 
als  für  denjenigen  von  Nutzen,  der  sich  über  eine  Materie  etwas  genauer 
informieren  will,  .also  für  den  „Praktiker",  an  den  der  verdienstvolle  Heraus- 
geber nach  den  Angaben  auf  dem  Titel  wohl  auch  in  erster  Linie  ge- 
dacht hat.  Für  den  Fall  einer  Neuauflage  mOchte  ich  dem  Ver6sser 
dringend  raten,  den  Autoren  die  Vornamen  beisufügen.  Das  Fehlen  der 
Vornamen  wird  namentlich  mdk  unter  den  Bibliodieksbeamten  als  ein 
grofier  Übelstand  emj -fanden.  Der  fühlbarste  Mangel  des  Mühlbrechtschen 
„Wegweiser"  ist  freilich  noch  ein  anderer,  der  auch  in  einer  Neuauflage 
der  ganzen  Natur  des  Buches  nach  sich  schwer  wird  beseitigen  lassen: 
das  Fehlen  der  2^itschrifleniiteratur. 
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b)  spetieUe, 

Die  Schwierigkeit,  das  gesamte  Gebiet  der  Soz]al>(Staat8')w]8seii« 
tchaften  bibliogiaphisch  zu  umfassen  und  der  Wunsch»  möglichst  voll- 
ständige Übersichten  zu  geben,  miifite  frühzeitig  den  Gedanken  der 
Spezialisierung  nahdegen.  Man  hatte  zwei  Möglichkeiten,  den  Stoff  zu 
sichten:  die  druppienin;]^  nach  Ländern  (ev.  noch  Zcitepocben)  und  die 
nach  Fächern  (Materien).    Beide  Wege  sind  betreten. 

a]  nach  Lindem  geordnete  Bibliognpbten. 

DtuiSiMand: 

ti.  Bibliotheca  juridica.  Handbuch  der  gesamten  neneren 
juridischen  und  staatswissensdiafUichen  Literatur.  Eine  Zu- 
sammenstdlui^  aller  auf  dem  Gebiete  der  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften seit  1849  in  Deutschland  und  den  benachbarten 
Staaten  erschienenen  Schriften,  i.  Band.  Die  Jahre  1849  bis 
Mitte  1R67  umfassend,  bearbeitet  von  Wuttig.  Leipzig  1867. 
2.  Band.  Die  Jahre  1S67  bis  Mitte  1876  umfassend  bearbeitet 
von  Roßberg.    Lcijjzig  1877. 

18.  Erscheinungen  (Die)  des  deutschen  Buchhandels  auf  dem 
Gebiete  der  Staats-  und  Rechtswissensdiaften,  Politik,  Statistik 
und  Nationalökonomiei  des  Finans-  und  Bankwesen^  sowie  des 
Kirchenrechts  und  der  Kirchenpolitik.  Von  der  Gründung  des 
Deutschen  Kaiserreichs  bis  Ende  i88t.   Berlin  i88a. 

läederiandi: 

ig.  Et  Laspeyres,  Bibliographie  der  volkswiitschalUichen  Sduriften 
(nündich  der  Niederlande  im  17.  und  18.  Jahrhundert).  Zweiter 
Teil  der  „Geschichte  der  vdkswirtsdiaftlichen  Anschauungen 
der  Niederländer  und  ihrer  Literatur  zur  Zeit  der  Republik." 
Leipzig  1863. 

iSie/mi; 

20.  Angelo  Bertolini,  Saggio  di  bibliografia  economica  italiana 

(1870— 1890).   Roma  1895. 

Spanien : 

21.  Manuel  Torre  s  Cami>os,  Bihliof^ratia  cspafiola  contemj^orauea 

dcl  dcrccho  y  de  la  politica  (1881 — iSq6/.     Madrid  iSc)8, 

Sind  dcrarti^^c  nationale  Hibliogra[ihicn  sNstcniatisch  i^oordnct  wie 
z.  B.  diejenige  Hertolinis  (Nr.  20),  so  k(jnncn  sie  gute  Dienste 
leisten,.  Aber  doch  in  einem  sehr  beschraukten  Umfange.  Ks  mag 
wichtig  sein,  die  wissenschaftlichen  Leistungen  eines  Landes  sn  ttber- 
schauen,  um  dessen  geistigen  Entwicklungsgang  zu  verfolgen:  fUr  die 
wissenschaftliche  Forschung^  die  keine  Landesgrenzen  kennt,  bedeutet 
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die  Besduünkiing  atif  eine  naticmale  Literatur  eine  Mindentng  des  Weites 
einer  Bibliogxaphie  bis  ^ur  Unbrauchbarkeit,  zumal  wenn  die  Übersteht 

nur  die  selbständigen  Bücher  umfaßt,  also  die  Zeitschriftenaufsätze  aus- 
schließt, wie  Nr.  17,  18,  19  und  noch  dazu  rein  chronologisch  geordnet 
ist  wie  Nr.  iq.  Deshalb  ist  dieser  Typus  auch  wenig  beliebt.  Vielmehr 
sucht  man  mit  Recht  des  Stoffes  dadurch  Herr  vw  werden,  daß  man 
ihn  nach  Fächern  (Materien)  ordnet.  So  entsteht  der  wichugsie  Typus 
der  modenien  Bibliographie,  nSmlich 

fi]  nach  Materien  geordnete  Bibliographien. 

Vorbemerkung.  Damit  die  Übersicht  nicht  allzu  umfangreich 
werde  hr\be  ich  nicht  berücksichtiget:  die  Bibliographien  ausschließlich 
oder  vorwiegend  technologischen  Inhalts  (über  Bergbau ,  „Handels- 
Wissenschaft"  ..Gewerhekunde"  usw.)  also  aucli  nicht  die  zahlreichen  Ver- 
treter des  bekaunteu  Typus  der  Bibliotheca  georgica.  Einige  erläuternde 
Bemerkungen  mache  ich  am  Schlüsse  der  Zusammenstellung,  die  tdi  der 
Übersichtlichkeit  wegen  nicht  durch  IfinzufUgungen  unterbrechen  wilL 

Anarchismus : 

22.  M.  Nettlau.    Bibliographie    de  l'anarchie.      Bibliothei^jue  des 

„Temps  iiouvcaux".     Annee  1897.  7*    Bruxeües  et  Baris. 

Arbeiterfrage :  siehe  Sozialpolitik. 
Arbeitslohn:  siehe  Nr.  152,  153. 

Armen wesen  (einiichUel.'iich  Wohltätigkeit,  N'agabondage  usw.). 

23.  F.  M.  Eden,  The  State  of  the  Poor.    3  Vol.    London  1797. 

Appendix. 

24.  J.  B.  Ristelhueber,  W^;weiser  zur  Literatur  der  Waisenpflege, 

des  Volkserziehungswesens,  der  Armenfllrsorge,  des  Bettlerwesens 
und  der  Gefiingniskunde.   s  Bände.   CGhi  1831 — 1840. 

35.  Compte-rendu  du  Congrte  international  d'asristaace  publique 

tenu  h  Paris.    Paris  1S89.    Bibliographie  in  VoL  II. 

36.  Cam.  Granier,  Essai  de  l)ibliographie  charitable.  Paris  1S91. 
37»l-'Uigi  Gossa,  Saggio  di  bibUografia  delle  opere  economiche 

itahane  anterior!  al  1849  suUa  teoria  della  beneficenza.  Giomale 
degli  Econoniisti,  1802. 

28.  und  28a.  E.  M  u  e  n  s  t  e  r  b  e  rg ,   Bibliographie  des  Amienwesens. 

Bibliographie  charitable  (Schriften  der  Geutralstelle  für  Arbeiter- 
wohlfalirtseinrichtungen,  Abteilung  fiü-  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit) Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1900.  z.  Nachttag  1901. 

Auswanderung : 

29.  Jul.  Fried  r.  Sachse,  Literature  on  gennan  emigration.  Pennsyl- 

vania German  Society.  Proceedings  and  addressesw  Vol.  7. 
1898. 
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Bankwesen: 

30.  F.  Ferrara,  Bibliografia  delle  opere  sui  !)anchl   Biblioteca  dell' 

Econnmistn.    Scr.  Tl.  Vol  VI.    Torino  1857. 

31.  Bibliothek    der     schweizerischen    I^^ndeskunde :  Bankwesen, 

Handeisstatistik,  Versicherungswesen    /usamiuengestellt  von  W. 
Speiser,  T.  Geering  und  J.  j.  Kummer.     Bern  1803. 
V^l.  auch  die  unter  „Geldwesen"  aufgeführten  Bibliographien. 

Bevölkeruagswesen : 

32.  F.  Lippert  im  Anhang  zu  Band  VI  der  I.  Abteilung  des  Iland- 

und  Lehrbuchs  der  Staatswissenschaften;  begründet  von  K. 
Frankenstein,  herausgegeben    von   Max  von  Heckel 

Leipzig  iSg8. 

Eisenbahnen;  siehe  Verkehrswesen. 
Pinanxwiseenschaft : 

33.  C.  Kletke,  Literatur  über  das  Finanzwesen  des  Deutschen  Reichs 

und  der  deutschen  Bundesstaaten.  IL  Abteilung.  Literatur  über 
das  Finanzwesen  des  i)reu f  ischen  Staats.  3,  vieliach  vermehrte 
und  verbesserte  Auflage.    Berlin  1876. 

34.  A.  P.  S  o  u  b  b  o  i  i  n  ,  Obzor  literatury  po    voprosu   o  priamom 

oblojenii  i  pochUnakl.  St  Petersburg  1879. 

35.  C  Karataevp  Bibliografiiafinansowusw.  (1714 — 1879).  StPeteis- 

borg.  1880. 

36.  V.  Niccoli,  Bibliografia  dell*  estimo  ordinario  in  Italia  fino  al 

1856.    Verona-Padua  1889. 

37.  Luipfi  Gossa,  Saggio  bibliografico  sulla  scienza  delle  fmanze  in 

Italia  i»rima  dcl  1894.    Giorn.  degli  fcxon.  1S92. 

38.  ideiii,  Teoria  generale  delle  hnanze.    Saggio  bibliografico.    1.  c 

1895. 

39.  idenif  La  Teoria  del  credito  pubbUco.  Saggio  bibliografico.  1.  c. 

1896. 

40.  R.  Stourm,  Bibliographie  historique  des  finances  de  la  France  au 

XVni  sitele.    Paris  1895. 
4L  K.  Frankenstein  im  Anhang  zu  Band  L  der  II.  Abteilung  des 

unter  Nr.  32  zitierten  Handbuchs.    1894.  (Allgemeines). 

42.  Derselbe,  ebenda  Band  II  (Steuern  im  allgemeinen)  1895, 
42a.  Derselbe,  ebenda  Band  TIT   Steuern  im  besonderen)  1895. 

43.  Ellen  M.  Sawyer,  Bibliography  of  works  on  taxation.  Special 

Bulletin  of  tbe  State  Ubniy  of  Mamchiisetta.   January  1897. 

44.  Bibliography  of  taxation.  Indiana  State  Library  Bulletin. 

March  1898. 

45.  P.  Lippert,  in  dem  Nr.  32  zitierten  Handbuch  Band  IV.  (Öffent* 

lieber  Haushalt,  Budget,  Finansverwaltung)  1898. 
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46.  Luigi  Gossa,  Sa^gio  bibliografico  sulla  teona  dell*  imposta. 

Giom.  degli  Econ.  1^09. 

47.  Henri  Stein,  Bibliographie  de  l'impot  iur  le  revenu.  Besan^on 

1900.    (Bibliographe  moderne  1900  p.  264 — 291.) 

48.  Check  list  of  foreign  governement  documents  on  finance.  New 

York,  BulL  of  the  Pubt  Library.  1901. 

49.  Ernest  L.  Bogart  &  William  A.  Rawles,  Trial  btbliography 

and  outline  of  lectures  on  the  finandal  history  of  the  Un. 
States.  Oberlin  (O.),  1901. 

50.  A.  Molina,  Ensayo  bibliogxafico  chileno  sobre  hacienda  publica. 

Santiago  de  ('hile  1901. 

51.  Gustav  Sodotisky,    Bibliographie    der  Tmraobihen-   und  Ge- 

bäudebesteueruiig  sowie  Üciirage  zur  Bibhograpiue  verwandter 
Fragen.  St.  Feteisbiirg.  1901. 

52.  Josef  Stamm hamm er p  Bibliographie  der  Finanzwissenschaft. 

Jena,  Gustav  Fischer.  1903. 

Ptauenfrage : 

53.  Arthur  L.  Jellinek,  Bibliographie  der  Frauenfrage.  Dokumente 

der  Frau.   Band  2,   15.  Nov.  1S99. 

54.  Bibliography  of  Women's  Question.   English  women*8 

Review  1899. 

55.  H.J,  Mehler,  La  femme  et  le  föminisme.  Collection  de  üvres, 

p»*riodi(iucs  etc.  sur  la  condition  sociale  de  la  fcmuic  et  le 
niouvement  femiiiiste,  faisant  partie  de  la  bibliotheque  de  M. 
et  M""^  C.  V.  Gerrilsen  ä  Amsterdam.  Paris.  1900.  4". 
16  -j-  240  -|-  104  p. 

56.  Veraeicbnis  der  auf  dem  Gebiete  der  Frauenfrage  während  der 

Jahre  185 1 — 1901  in  Deutschland  (»scbienenen  Schriften. 
Herau^^ben  vom  deutsch-evangelischen  Frauenbunde  (Vor* 
wort  von  Paula  MUUer)  Hannover  1903. 

Geldwesen:   Über  die  älteren  vorwiegend  numismatischen  Biblio* 
gmphien  siehe: 

57.  C  Menger,  Artikel  „Geld"  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 

schaften.   3.  Aufl.  Band  4.    Jena  1900. 

58.  F.  Ferrara,  Bibliografia  dclle  opere  sulla  mnneta.  Biblioteca 

deir  Economista,    Ser.  Ii.  Vol.  VI.  Torino.  1857. 

59.  Documents  of  the  International  Monetary  Conference  ot  1S78. 

Washington  1878.    (Von  Dana  Hortonj. 

60.  AL  Del  Mar»  Histoiy  of  the  Predous  Metals.  London  1880. 

61.  B^la  Földes,  Literatur  zur  Frage  über  Ursachen  und  Wirkungen 

des  Agios.  Jahrbücher  fiir  Nat-Ökon.  N.  F.  Band  4.  Jena  x88a. 

62.  W.  S.  Jevons  im  Appendix  zu  seinen  Investigations  in  Currency 

and  Finance.   (1568^-1882).   London  1884. 
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63.  J.  U  Laughlin,  Müls  Principles  of  poHtical  economy.  Boston 

1885.   BibL  des  BimetaUisnnis  p.  635 — 659. 

64.  AI.  Del  Mar,  Money  and  Gvilization.   London  1886. 

65.  Luigi  Gossa,  Saggio  di  Bibliotrrnfia  delle  opere  economiche 

italiane  suUa  moneta  e  sul  credito  anteriori  al  1849.  Giom. 

degli  Econ.  1892. 

66.  Ad.  Soetbeer.  Literaturnachweis  über  Geld-  und  Münzwesen, 

insbesondere  über  den  \\'ahrungsstreit,  1S71  —  1.S91.  Mit  ge- 
schichtlichen und  statistischen  Erläuterungen.    Berlin  1802. 

67.  P.  Lippe  rt   im  Anhang  zvi  Band  VIII.  der  I.  Abt,   des  unter 

Nr.  32  genaniiieu  üanabuchs  (Bibliographie  der  Jahre  189a 
bis  1902).    Leipzig  1903. 

Geschichte  der  nationalökonomischen  Theorien: 

68.  F.  Ferrara,  Bibliografia  Fisiocratica  (Biblioteca  degli  Econonusti. 

Prima  Serie.    Vol.  I.    Torino  1850). 

69.  Bela  Weiß,  Bibliographie  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie 

Pesth,  187 1. 

70.  Luigi  Gossa,   Saggio   bibliografico  sulia  storia   delle  teorie 

economiche  in  Italia,    Giern,  degli  Econ.  1892. 
7L  P.  Lippert  im  Anhang  xu  Band  11  der  1.  Abteilung  des  unter 
Kr.  32  genannten  Tfendbuchs. 

Getreidehandelspolitik:  siehe  Handel. 
Gewerkvereine;  siehe  Sozialpolitik. 
Grundrente:  siehe  Nr.  152,  153, 
Handel  und  Handelspolitik. 

7a.  Julius    Graf  von    Soden,   Die    annonarische  Gesetzt^cbung. 

Nürnberg  1828.  Das  4.  Buch  enthält  die  „annonarische  Bibhothek". 
73p  W.   Roscher,    Über  Kornhandel.     3.  Ausp^abe.    Stuttgart  und 

Tübingen.    1852.    Die  dritte  Beilage  enthält  die  „Lucralui  dci 

Korohandels". 

74.  L.  Gossa,  Saggiu  bibliografic^  suUe  teorie  annonarie  in  Itaita 

piuna  del  1849.   Giomale  degli  Economisti.  1893. 

75.  P.  Lippert  im  Anhang  zu  Band  XVI  der  L  Abteilung  des 

unter  Nr.  32  genannten  Handbuchs.    Leipzig  1900. 

76.  A.  P.  C.  Griffien,  A  list  of  books  with  reference  te  periodicals 

on  mcrcantile  marine  subsidies.   Washington  1900. 
Vgl.  aucli  Nr.  31. 

Handwerkerzünfte : 

77.  G.  Gonetta,  Bibliografia  statutaria  delle  corporazioni  d'arti  e 

mcsticri  d'Italia  ron  saggio  di  bibliografia  estera.    Roma  1891. 

78.  Giovanni  Bresciano,  Biblioteca  stnMitaria  delle  corj.ora2:ioni 

romane  di  arti  e  mestieh.  Rivista  ddle  Bibhoteche  1897.  1900. 
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Kapitalzins:  siehe  Nr.  153,  153. 
Kartelle:  »ehe  Trusts. 
Kolonialwesen: 

79.  J.  C.  Hooykaas,  Re[)crtoriuin  op  cie  Koloni.ilc  litteiatuui  etr. 

(Huliändische  Literatur  über  lioUäiidische  Kolonien  von  1595 
bis  1865)  2.  VoL    Amsterdam  1S77.  1880. 

80.  Kolonialliteratttr  des  Deutschen  Reidu  der  letzten  10  Jahre. 

Nürnberg  1891. 

81.  M.  Brose,  Die  deutsche  koloniale  Literatur  von  1884  bis  1895. 

Berlin  i^q-j. 

8a.  Zamboni  Fil.,  Gli  Ezcdini,  Dante  e  gli  schiavi.  Nuova  edi> 
zione.  Firenze  1^97.  pag.  479 — 490:  ,,Ribliografia  ra«;ionata 
e  notizie  di  opere  sulla  schiavitu  nel  mondo  in  ogni  c[)Oca,'* 

83.  Indice  alfabctico-analitit  o  ])cr  autorc  e  per  soggctlo  di 

tutti  gli  articoli  pubblicati  nei  bollettiui  sociali  dal  1877  al 
dicembre  1897  della  Sodetä  di  esplorazione  commeictale  in 
Africa.   Milano  1898. 

84.  A.  P.  C.  Griff  in,  List  of  books  witfi  reference  of  periodicals 

relattng  to  the  theory  of  colonization,  governement  of  depen- 
dencies,  protectorates  and  related  topics.    Washington.  1900. 

85.  Henry  C.  Morris,  The  histor)'  of  colonization  from  the  carliest 

times  to  tiie  jiresent  day,  2  Vol.  New  York  1900.  Vol.  IJL 
]>afr.  325 — ;,65  l^ibliof^raphy. 

86.  A.  Hart  mann,   Repertorium    op    de    litteratuur  belretiend  de 

NederbuMbche  Kolonien  in  Oost«  en  West-Indie,  voor  zoover 
zy  verspreld  is  in  tydschriften  en  mengelwerken.  Eerste  ver\  olg : 
1894 — 1900.   's  Gravenhage,  1901. 

87.  Mary  Stoughton  Locke,  Antislavcr}'  in  America,  from  the 

introduction  of  .\frican  slaves  to  the  prohibilion  of  the  slave 
trade,  1619 — 1808.    Hoston.  190T.    Bibl.  ]>.  166  —  231. 

88.  Bibliography  of  colonics   ancJ  colonization.    Prepared  by  the 

Library  of  Congrcsü.  Motitlily  summary  ol  commerce  and 
finance  of  the  U.  S.  A.   No.  4.  1901. 

89.  Pierre  Decharme,  La  colonisation  allemande.  Kblioth^ue 

de  bibliographies  critiques  publice  par  la  soci^^  des  ^des 
historiques.   Paris,  s.  a. 
go.  Ch.  Saglio,  la  colonisation  fran<;aise  en  Indo-Chine.  ibidem. 

91.  Marcel  Ruedel,  La  colonisation  fran^aise  en  Tunisie.  ibidem. 

92.  M.  Ruedel,  Les  grandes  compagnies  de  colonisation  en  Fiance 

au  XIX.  siecle.  ibidem. 

93.  M.  Dubois,  Les  systcmos  coloniaux  anglais.  ibidem. 

Kommunale  SostalpoUtik:  siehe  Sozialpolitik  insbes.  Nr.  123. 
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Maachinenproplem : 

94.  L.  Gossa,  Saggio  bibliografico  sulla  teoria  economica  dcUc 

machine.   Giornale  degU  Economisti.  1900. 

Sklaverei:  siehe  Koloniahvesen. 

Sozialismus  und  soziale  Bewegung: 

95.  H.    F  o  u  rn  c  1 »   Bibliographie  Saint  -  Simonienne   (1803 — 1832). 

Paris  1833. 

96.  Wegweiser  auf  dem  Gebiete  der  so7Jal  demokratischen  Literatur 

Deutschlands.    3.  verm,  Aufl.    Leipzig  1849. 

97.  Journal  des  Journaux  de  la  Coaomune.    Table  rcsumt^  de  la 

Fresse  quoddienne  de.  19  man  —  24.  mai  1871.  s  Vol. 
Paiis  187  s. 

g8.  R,  Meyer,  Die  neueste  Literatttr  zur  sozklen  Frage,    x.  und 
s.  Abteilung,   tolin  1873. 

99.  Derselbe,  Der  Emanzipationskampf  des  4.  Standes,  i.  Band  1874 
(Kap.  S  :  Die  soziale  Presse  deutscher  Sprache). 

100.  O.  Gracklaucr,  Verzeichnis  von  Schriften  aus  dem  Gebiete  der 

Soziahvissenschaften.  Sozialdemokratie,  Commune,  Internationale, 
bürjrerliche  Gesellscliaft,  Parteien,  Presse  und  Arbeiter wesen. 
Systematisch  zusaininengestellt  in   21  Rubriken.    Leipzig  1878. 

101.  G.  Adler,  Die  Geschichte  der  ersten  sozial poUiischen  Arbeiter- 

bewegung in  Deutschland.  Breslau  1885.  Im  Anhang:  Die 
deutsche  sosialistische  Literatur  zur  Zeit  der  ersten  Arbeiter- 
bewegung. 

xox  T.  E.  Brown,  Studies  in  modern  socialism  and  labour  problems. 
New  York  1886.   Bibliographie  auf  Seite  234 — 268. 

X03.  O.  Atzrott,  Sozialdemokratische  Druckschriften  und  Vereine  ver» 
boten  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  gegen  die  gemeingefähr- 
lichen Bestrebungen  der  Sozialdemokratie  vom  21.  Oktober 
1S78.  Im  amthchen  Auftrage  bearbeitet.  Berlin,  Carl  Ueymanns 
Verlag,  1886.    Nachtrag  18SS. 

104.  G.  Canestrelli ,  Biblidgratki  degH  scritti  di  G.  Mazzini.  Roma  1892. 

X05  U.  105a.  Jos.  S  t  a  m  m  h  a  111  m  e  r ,  Pihhographie  des  Sozialismus  und 
Kommunismus.  Jena,  Gustav  t  ischer,  1893.  —  Band  II.  Nachträge 
und  Ergänzungen  bis  Ende  des  Jahres  1898.   Ebenda  1900. 

xofi.  H.  Lux,  Etienne  Cabet  und  der  ikariscfae  Kommunismus.  Stut- 
gart  1894. 

Z07.  Deutscher,  La  bibtiographie  du  socialisme  beige.  App.  zu 
J.  Deströe  et  £.  Vandervelde,  Le  socialisme  en  Belgique 
Paris  r898. 

X08.  P.  Lippert  im  Anhang  zu  Band  III  der  L  Abteilung  des  unter 

Nr.  32  «genannten  Handbuchs. 
Z09.  Anton  Menger,  The  rigbt  to  the  whole  produce  of  labour. . 
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With    an   introdiu  tion   and  bibliography  (of  the  Engüsh 

social  ist  schnol)  by  H.  S.  Fox  well.    New  York  iSqq. 
UO.  W.  Sombait,  Sozialismus  und  soziale  Bewegung  im  19.  Jahr- 
hundert.   Von  der  3.  Auflage  (1900)  an:  Führer  durch  die 

sozialistische  T.iter  iiu:, 

Sozialpolitik  (Arbeiterfrage): 

IIL  H.  Hlanc,  Bibliographie  des  corporations  ouvri^es  avant  1789. 
Paris  1885. 

XX2.  L.  Gossa,  La  partecipazione  degli  operai  al  profitto.  Saggio 
bibliografico.   Giomale  degli  Economisti  1894. 

nß.  Robw  Alex.  Feddie,  List  of  FublicatioDS  on  Trade  Unionkm 
and  Cotnbinations  of  WorkneiL  App.  zu  Sidney  and  Bea- 
trice Webb,  The  Histoiy  of  Trade  Unionism.  London  1894. 

114.  Supplement  zu  der  in  der  vorigen  Nummer  (113)  genannten 

Bibliogray)hie  in  dem  Werke  derselben  Verfasser  „Industrial 
Democrac)'."    London  1897. 

115.  Bibliographie    des    Gewerkvereinswesens,    eine  Zu- 

sammenarbcitung  der  Nr.  113  und  114  in  der  deutscheu  Über- 
setzung des  Nr.  114  genannten  Werkes  (von  C.  Hugo)  Stuttgart 
1898.  s.  Band.  Mit  Schlagwortveneiclinis,  das  im  Original  fehlt. 

n6.  K.  Frankenstein,  BiUtograidiie  des  Arbeiterveisicheningswesens 
im  Deutschen  ReidL    Leipzig  1895. 

117.  Derselbe  im  Anhang  zu  Band  XIV.  der  L  Abteilung  des  Nr.  3s. 
genannten  Handbuchs. 

n8.  Jos.  Stain  in \\ a  mmer,  Bibliographie  der  Sozial-Politik.  Jena,  Gustav 
Fischer,  1806. 

UQ.  List  liooks  on  Social  Reform,  Boston  (Mass.)  Monthiy  ßuiicim  1S98. 
120.  Helen  Mar oty  A  Handbook  oflabcnr  literature:  being  a  dassified 

list  of  the  more  important  books  and  pamphlets  in  the  english 

langoage.   Philadelphia.  1899. 
nx.  E.  Gauger,  Essai  de  bibliographie.   S^curite  des  ateliers  et 

accidents  du  travail.    Corbeil.  1899. 

122.  L  e  ö  n  L  o  s  s  e  a  u  ,  De  la  rtfparation  des  accidents  du  travail : 

bibliof;raphie  des  travaux  de  languc  trancaise.    BriLxelles  1899. 

123.  Rob.  C.   Brooks,  A  Biblio^^raphy  of  iiiunicipal  Problems  and 

City  Conditions.    New  York  und  London  1901  ;  erschien  auch  in 
der  Zeitschrift:  Municipal  Afiahs.   New  York.   VoL  V. 
224.  A.  Delaire,  Fr6]€ric  Le  Play.   Bibtioth^ue  de  bibliographies 
critiques  pnblide  par  la  aodötd  des  dtudes  historiques.  Paris  s.a. 

Städtewesen : 

125.  R.  C  Brooks,  Bibliography  of  cities  and  towns.  Indianopolis 
(Ind.)  1898. 
Siehe  auch  Nr.  123 
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Statistik : 

126.  C.  Thurmanni,  Bibliotheca  Statistica  etc.    Halae  1701. 

127.  J.  G.  Meusel,  Litteratur  der  Statistik.   1790 — 1797.  Neue  Aus- 

gabe 2  Bände,  Leipzig  1806/7. 
138.  P,  F.  Heuschling,  BibUogiaphie  historique  de  la  Statistiqtte  en 

Allemagne;   Bruxelles  1S45. 
339.  idem,  Bibliogiaphie  historique  de  la  statutique  en  Fiance. 

Bruxelles  185 1. 

130.  R-  Boeck,  Allgemeine  Ubersicht  der  Veröffentlichungen  aus  der 

administrativen  Statistik  der  verschiedenen  Staaten.  Berlin  1856. 

131.  Bibliografia   statistica  italiana  comjiilata  per  occasione  della 

IX.  Scssione  del  Congrcsso  internazionalc  di  Statistica.  Roma  1876. 

132.  L.  Budio,  Saggiu  bibliograficu  delia  statistica  italiana.    3a  ed. 

Roma  1893. 

^  Check  list  of  works  cm  the  yital  statistics  of  New  Yoik  City. 
New  York,  Bulletins  of  the  Public  Ltbnuy.  1901. 

Theoretische  Natioiialdkonomie  im  allgemeinen.  (Systeme,  Lehr* 
bücher  usw.) 

134.  L.  Cossa,  Saggio  di  bibliografia  dei  trattati  e  compendi  d'eco» 

nomia  potitica  scritti  da  italiani   Giomale  degli  Eoonomisti 

1891.  1893. 

135.  T.   Martcllo,   Dizionario  bibliografico   dell'Exonomia  politica 

(per  ordiue  cronologico)  l.  Trattati  generali.   Bologna  1893. 

136.  K,  Franken  stein,  im  Anhang  zu  Band  1  der  I.Abteilung  des 
.  unter  Nr.  32  genannten  Handbuchs  in  der  1.  Auflage.  Leijizig  1.S93. 

137.  Derselbe  im  Anhang  zu  Band  I\'  der  I.  Abteilung  desselben 

Handbuchs. 

138.  L.  Cossa,  Saggio  bibti(^;rafico  sui  trattati  e  compendi  di  eoonomia 

politica  nelle  narionalitä  minori  (Spagna»  Portogallo  e  Biasile, 
Pae^  Bassi,  Danimarca,  Norvegia,  Svezia  c  Finlandta,  Stati  Uniti 
deir   America  settentrionale,   Polonia,  Principati  Danubiani  e 

Turchia,  Ungheria).    Giomale  degli  Economisti  i^ns 
13g.  idem,  Saggio  bibliografico  sui  trattati e compendi inglesi  deconomia 

politica.  1.  c.  Agosto  1895. 
140.  idcm,    Saggio  bibliografico    sui   trattati  e   compendi  irancesi 

d'economia  politica.  1.  c  Settembre  1895. 
14L  idem,  Saggb  bibliografico  sui  trattati  e  compendi  tedeschi  d'eoo* 

nomia  politica.  1.  c.  Ottobre  1805. 
14a.  Aug,  Conrnot,  Researches  into  the  mathematical  principles  of 

the  theory  of  wealth.    New  York.    1898.    Bibliography  by 

Irving  Fischer. 

Trusts : 

143.  Keference  list  ou  Trusts.    San  Francisco  1900. 
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144.  Fanny  Borden,  Monopols  and  Trust  in  America  1895.  *^99» 

Alban)  Nc  v  \  urk  State  Library  (Bull.  67.)  1901. 

145.  A.  P.  C.  G  r  i  f  f  en,  A  List  of  Books  (vvith  References  to  Teriodicals' 

relating  to  Trusts.  2.  ed  Washington  1902  (enthält  wesentlich 
nur  amerikanisdie  Literatur). 

Unternehmer  und  Unternehmergewinn:  siehe  Nr.  152.  153. 
Verkehrswesen : 

146.  Catalo^'ue  des  pubUcations  parues  sur  la  navigation  intdrieure. 

Paris  1892. 

147.  K.  Frankenstein  im  Anhang  zu  Band  VI!  der  I.  Abteilung  des 

unter  Nr.  32  genannten  Handbuchs.    (Gesamtes  Verkehrswesen.) 

148.  A,  Sichler,  Schweizerische EiseDbahnliteFatur  1830—1901.  (Bib* 

liographie  der  sdiweizerischen  Landeskunde.)   Bern  1903. 

Versicherungswesen : 

149.  O.  Gracklauer,  Verzeichnis  der  ScJmften  Über  Versicherungs- 

wesen 1857 — 1882.    Leipzig  1882. 

150.  P.  Lippert  im  Anhang  zu  Band  XVn  der  L  Abtdlung  des  unter 

Nr.  32  genannten  Handbuchs.  1894« 

151.  Henry  E»  Hess,  A  catalogue  of  the  libiaiy  of  tbe  Insunmce 

assodation  of  Boston.   Boston  1899. 

Verteilung  des  Reichtums: 

15a.  L u i g i  Gossa,  La distribuaone ddle ikdiefze.  Saggio  bibliogialico. 
Giomale  d^li  Economisti.  Settembie  1894  (La  distifliuzioDe 
in  genende.  —  n  reddita  —  L*interesse.  —  H  profitto.  —  La 
rendita.  —  H  salario.) 

153.  P.  Lippert  im  Anhang  zu  Band  V  der  L  Abteilung  des  unter 
Nr.  32  genannten  Handbuchs.  1896.  i.  Allgemeines.  — 
2.  Verteilung  der  Güter.  —  3.  Grundrente.  —  4.  Arbeitslohn 
(in  16  Unterabteilungen).  —  5.  Zins  und  Wucher.  —  6.  Unter- 
nehmer und  Untemehmergewinn. 

Werttheorie : 

^54.  Luigi  Gossa,  Saggio  bibliografico  sulla  teoria  del  valorei  Gior- 
nale  d^li  Economisti.   Gennaio  1S95. 

Wirtschaftskrisen : 

155.  Edward  Jones,  Economic  crises.  New  York  1900.  Contains 

a  ax  pages  bibliography. 

156.  Literatur  über  die  deutsche  Wirtschaftskrisis  der  Jahre  i90off> 

in  den  Schriften  des  Ver.  für  Soc-PoL  Band  105.  Leipag  1903. 

Wohnungsfrage : 

157.  Compte-rendu  du  congrös  international  des  habitations  k  bon 

march^.  Paris  1889.   Enthält  eine  von  A.  Raffalowich  und 
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A.  Roulliet  anuammengesteUte  Bibliographie  auf  Seite  903 

bis  232. 

158.  Müller  et  Cacheux,  Les  habitations  ouvri^res  en  tout  pays. 
Paris  1889. 


Eine  Bibliographie  wiid  fllr  wissenschaftliche  Zwecke  um  so  besser 
zu  vezwenden  sein,  je  zuverlässiger,  je  vollständiger,  je  ttbenichtücher 
ae  ist  Prttfen  wir  die  soeben  aufgezählten  sozialwiswnschaiUichen  Spezial* 
bibliogiaphien  darauf  hin,  ob  und  in  welchem  Umfange  sie  die  An- 
forderungen erfüllen,  die  an  eine  gute  Bibliographie  zu  stellen  sind  — 
Zuverlässigkeit,  Vollständigkeit,  Übersichtlichkeit  — ,  so  glaube  ich,  werden 
wir  unter  den  „reinen"  Bibliographien  die  Palme  den  Coss a- Hiblio- 
graphien  /uerkcnncn  müssen.  Sie  sind  soweit  ich  sie  Tiachgeprüft  habe 
ruvcrkissig;  sie  sind  weniL>t<.  iis  annähernd  vollständig^  sie  sind  aber  auch 
leicht  benutzbar,  weil  rcicii  geghedert  oder  stark  spezialisiert.  ist 
einleuchtend,  daß  eine  Bibliographie  über  das  Maschinenproblem  (Nr.  94) 
oder  die  Werttheorie  (Nr.  154)  das  Problem  so  eng  faßt,  da6  wirUidi  nur 
nodi  engstens  zusammengehörige  Arbeiten  zusammenstehen,  die  man  nur 
noch  cbxonologiscfa  anzuordnen  braudit,  wie  es  bei  Cossa  geschieht, 
um  den  höchsten  Grad  von  ÜberstchtlidiJceit  zn  erreichen.  Wo  das  Thema 
etwas  weiter  gelaßt  ist  (Geschichte  der  nationaldkonomischen  Theorien 
in  Italien  Nr.  70,  Verteilung  des  Reichtums  Nr.  152)  ist  dann  doch  der 
Stoff  so  reich  gegliedert,  daß  man  rasch  die  Schriften  Uber  eine  Spezial' 
materie  tiberblicken  kann. 

Den  Cossa-Bibliographien  verwandt  sind  die  von  Frankenstein 
und  Lippert.  Sie  weisen  dieselbe  Zuverlässigkeit,  dieselbe  Übersicht- 
lichkeit auf.  nur  mit  der  Vollständigkeit  ha()erts.  Namentlich  in  den 
späteren  iiibliugraphien  ist  an  Raum  gcspan  und  ihr  Verfasser  (1*.  Lippert) 
hat  nur  einen  Teil  seines  Materials  verwerten  können.  Es  ist  das  sehr  zu 
bedauern  und  diese  Sparsamkeit  vom  Standpunkt  des  Verlegers  aus  schwer 
zu  verstehen.  Geben  doch  die  ausHUirlichen  Bibliographien  vielen  der 
Bände  dieses  unglücklichen  ,|Hand-  und  Lehrbuchs"  erst  einigen  Wot 
Der  fallende  Raum  könnte  in  den  meisten  Fällen  ruhig  auf  Kosten  des 
Textes  beschafft  werden. 

.\uch  die  Muensterbergschen  Bibliographien  (Nr.  28,  a8a)  sind 
musterhaft. 

Ein  sehr  {jroßcr  Teil  der  Hibliogra])hien  ist  wertlos  wegen  ihrer 
l'nvoUständigkeit.  Ks  sind  (iclegenheitsbibliographien  und  man  braucht 
ciarul)er  nicht  viel  Aufhebens  zu  machen.  Dagegen  verdient  es  aus- 
clrüf  klich  hervorgehoben  zu  werden,  dal.»  auch  fleiliigc  und  gewissenhafte 
Bibliographien,  auf  die  vielleicht  die  .Arbeit  viele  Jahre  verwandt  worden 
ist,  doch  wegen  ihrer  Unvollständigkeit  nur  rinen  geringen  Wert  haben, 
weE  die  Verfasser  den  unverzeihlichen  Fdder  begingen,  die  Zeit> 
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Schriftenliteratur  unberücksichtigt  zu  lassen.  Das  gilt  z.  B.  von 
der  neuesten  Bibliographie  zur  Frauen  frage  (Nr.  56).  Sie  ist,  was 
die  selbständigen  Schriften  anlangt,  recht  reichhaltig  und  zuverlässig, 
auch  leidlich  geordnet,  aber  eben  ganz  und  gar  iQckeohaft,  wtaÜ  die 
2^tschriftenattl8ätae  fehlen.  Ete  ist  sn  wünschen,  dafi  diese  empfindliche 
Lüdce  in  einer  zweiten  Auflage  au^eflttlt  weide. 

Auf  der  andern  Seite  finden  wir  Bibliogntphien,  die  an  Zuverlässigkeit 
und  Vollständigkeit  nichts  oder  wenig  zu  wünschen  übrig  lassen  und  die 
sich  doch  um  den  besten  Erfolg  bringen,  weil  ihnen  die  Übersichtlichkeit 
fehlt.   Das  ist  der  Typus  Stammhammer.  Ich  habe  mich  in  diesem 
„Archiv  schon  zweimal  (in  Band  7  und  lo  der  ersten  Folge)  mit  den  Stamm- 
hammer-Bii)liographien  beschäftigt  und  verweise  auf  das,  was  ich  dort 
gesagt  habe.   Wenn  ich  früher  die  UnvoUständigkeit  seiner  Bibliographie 
des  Sozialismus  und  Rorünmnismus  (Nr.  105)  rügte,  so  muß  ich  jetzt 
feststeiieu,  daß  dieser  Ubelstand  durch  das  Erscheinen  des  ErgänzuDgs» 
bandes  ^r.  105  a)  zum  guten  Tdl  beseitigt  ist.   Was  ich  jedoch  Stamm« 
hammer  vor  allem  zum  Vorwurf  machte,  war  die  wenig  übersichtliche 
Anordnung  des  Stoffesi  die  in  Nr.  105. 105  a  und  Nr.  118  die  alphabetische 
ist  mit  HinzufUgung  eines  Schlagwortregisters  am  Schlüsse.  Was  uns  St. 
in  diesen  Bibliographien  bietet,  ist  also  nichts  weito*  als  ein  gedrackter 
Zettelkatalog  und  ich  bleibe  dabei,  daß  ein  Zettelkatalog  trotz  Schlag* 
Wortverzeichnis  für  wissenschaftliche  Zwecke  fast  unbrauchbar  ist.  Wenn 
St.  jetzt  in  der  Vorrede  zu  Nr.  52  sein  Verfahren  damit  motiviert,  dnß 
die  alphabetische  Aiiordnunf(  am  bc'^trn  rreeignet  sei,  „einen  Uberblick 
über  die  (iesamttäti^keit  jedes  ein/ehu n  Schriftstellers  zu  gewinnen"',  so 
hat  dieses  Argument  vielleicht  einige  Ikweiskraft  bei  der  Bibliographie 
des  Sozialismus.    Obwohl  auch  hier,  wie  ich  früher  dargelegt  habe,  aie 
Gruppierung  der  Autoren  mindestens  nach  Landern  und  Zeitepochen 
jenen  „ÜberUidc"  nicht  erschwert,  sondern  wesentlich  erleichtert  haben 
würde.  Das  bestätigt  jetzt  die  Nettlausche  Bibliographie  des  Anarchismus 
(Nr.  22).  Ganz  und  gar  nicht  triift  diese  Erwägung  för  das  Gebiet  der 
Sozialp<ditik  zu.  Hier  interessiert  es  kernen  Menschen  einen  y,X)berblick'' 
über  die  71  aufgeführten  Schriften  Victor  Böhmerts  oder  ii]gend 
cdnes  anderen  Autors  zu  gewinnen,  sondern  jedermann  verlangt  nach 
einem   Überblick    ü!)er  die  Literatur  einer  S{)ezial frage.    Und  diesen 
Verschafftuns  auch  das  Schlagwortvcrzeichnis  nicht.  Wer  mag  die  hundert 
Schriften  nachschlagen,  die  über  „Gewerbeverhältnisse  in  Deutscliland" 
handeln,  wenn  er  Aufschluß  über  eine   ganz  bestimmte  Spe/ialliteratiir 
wünscht?    Mein  Urteil  lautete  gerade  über  die  Bibliographie  der  Soxuil- 
politik  bei  ihrem  Erscheinen  günstiger.    Heute,  nachdem  ich  sie  selbst 
8  Jahre  lang  benutst  habe  und  sie  auf  ihre  Brauchbarkeit  hin  viele  Male 
geprüft  habe,  muß  ich  sagen :  gerade  die  „Bibliographie  der  SoaialpoUtik^» 
dieses  Riesenwerk  eines  Sammlers,  dessen  BUcherkenutnis  und  Gewissen* 
haftigkeit  nicht  hoch  genug  geiühmt  werden  können,  ist  fiir  die  Wissen* 
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Schaft  fast  ohne  Bedeutung  geblieben^  weil  sie  in  der  Anlage  verfehlt 
ist.  Das  hat  endlich  ihr  Verfasser  selbst  wohl  eingesehen,  denn  sein 
neuestes  Werk,  die  „Bibli(^[raphie  der  FiDanswissenschaft"  (Nr.  5  a)  bridit 

mit  seinem  alten  System  und  ordnet  den  Stoff  nadi  Materien.  Oiese 
Bibliographie  bedeutet  deshalb  einen  großen  Fortschritt  über  die  friiheren 
hinaus.    Aber  es  ist  zu  bedauern,  daß  Stamm hammer  auf  halbem 
VVc;,e   stehen   geblieben   ist  :   er   hat  sich  nämlirh   zu  einer  wirklich 
systtniatisclicii  Gliederung  nicht  cntschlieLJen  können,  sondern  stellt  die 
einzelnen  Schrillen  oacii  aiphabetiäch  geordneten  Schlagworten  ^usaimueu: 
Alchen  (Allgemein  —  Geschichte),  Abschofl^  Absuggeld,  Accise  (All- 
gemein, Abschaffung,  Geschichte,  Verminderung,  Bdgien,  Braadenburg, 
England  usw.)*  Aktienbesteuerung,  AktiengeseUschafteo,  Adelssiandt  Ämter* 
verkauf,  Aflidiierungsstempel,  Agiogewinn,  Aktenateuer  usw,  BeigefUgt 
sind  dann:  x.  ein  I^der-  und  Städteregister;  2.  das  Autorenregister. 
Was  ich  gegen  diese  halbsystematische  Anordnung  ein/uwenden  habe, 
ist  dieses    dali  die  Auffindung  der  Spezialliteratur  innner  noch  erschwert 
ist.    Uie  Slichwurter,  unter  denen  die  Schriften  verzeic  hnet  stehen,  sind 
vielfach  willkürlich   gewählt,    weil  sie   vielleicht  zufälhg  sicU  im  litel 
finden  und  derjenige,   der   sich  übet  die  Literatur  eines  Spesial* 
gebiets  unterrichten  will,  kennt  vielleicht  das  Schlagwort  gar  nicht, 
unter  dem  er  suchen  müflte.   Auch  zerreißt  die  alphabetische  Anord> 
nun^^  zusammenji^ehörige  Literatur  und  erschwert  dadurch  abermals  den 
L'^berblick.    Das  alphabetische  Stichwortverzeichnis  ist  vortrefflich,  aber 
es  sollte  nur  subsidiär  sein  und  ebenso  wie  das  Lander-  und  Städteregister 
im   Anhang    der    systematisch    geordneten  Bibliographie 
beigefiigi  werden.    Diese  selbst  aber  muß  den  Kern  des  Buclies  bilden. 
Hoffentlich  überzeugt  sich  Stammhanuner  noch  völlig  von  der  Richtig- 
keit dieser  Auflassung  und  beschenkt  uns  in  Zukunft  mit  Bibliographien, 
deren  wissenschaftlicher  Wert  nicht  hintar  d^  gewaltigen  Arbeitsleistung 
airück  bleibt,  die  jede  der  Stammhammer^Bibliographien  darstellt  Ich 
würde  es  vor  allem  begrtißen,  wenn  uns  die  aweite  Auflage  der  Biblio- 
graphie  der  Sozialpolitik  schon  in  dieser  vollkommenen  Form  ent- 
gCgentratc. 

Einen  eigenartigen  und  nur  besonders  sympathischen  Typus  bilden 
die  Bibliogia|ihicu  Nctilaus  (Nr.  22)  und  Soetbeers  (Nr.  66), 
denen  die  „Bibliographies  ciitii^ues"  verwandt  sind.  Ich  bezeichnete 
ihn  als  die  literarische  Bibliographie.  Nettlau,  der  den  Stoff, 
wie  es  sidi  gehört,  nach  Ländern,  Epochen  und  Richtungen  gliedert, 
leitet  fedes  Kapitel  mit  einer  kurzen  orientierenden  Übersicht  ein  und 
itigt  auch  vielen  einzelnen  Schriften  erläuternde  Bemerkungen  hinzu. 
Soetbeer,  der  nur  Zeitepochen  unterscheidet,  die  er  aber  selbst  ge- 
bildet hat  nach  inneren  Gründen,  stellt  vor  jedem  Kapitel  das  gesetz- 
geberische und  statistisclie  Material  zusammen  und  charackterisiert  die 
Epoche  in  wenigen  markanten  Zagen.  Dadurch  gewinnen  die  nun 
Afchiv  tut  S«xi9itim«eiischaft  u.  Suj:ialpoUuk.  I.  (A.  f.  »ox.  G.ti.  St,  XIX.)  I.  i6 
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folgeudeu  Biicher-  und  Aufsatztitei  wenigstens  einiges  Leben.  Die  Biblio« 
graphies  critiques  entihaltien  bei  den  wichtigeren  EiMheimingen  einen 
kurzen  Inbaltsvennerk. 

Im  gro0en  Ganzen  wird  unser  Uiteä  über  die  Beschaffenheit  des 
der  SoaalwisBenschaft  ztir  Verfügung  stdienden  spezialbibliographischen 
Materials  nicht  sehr  günstig  lauten  können.  Das  Bild,  das  uns  unsere 
bibliographische  Literatur  heute  fjewährt,  ist  im  höchsten  Grade  un- 
harmonisch, buntscheckig,  zerfahren.  Es  ist  dem  Zufall  preisgejireben, 
ob  ein  Liebhaber  sich  gerade  mit  der  Sammlung  emer  bestimmten  Lite- 
ratur befaßt,  ebenso  wie  es  der  Willkür  des  einzelnen  Sammlers  über- 
lassen bleibt,  in  welcher  Form  er  den  Stoff  darbieten  will.  Was  aber 
an  mehr  oder  weniger  brauchbaren  Bibliographien  ejcistiert,  ist  xer- 
splittert  in  eine  Unzahl  von  Schriften,  die  nur  ganz  wenige  Forscher  und 
selbst  nidit  alle  öffentiidien  Bibliotheken  beieinander  haben  können» 
auch  wenn  sie  sie  kennen. 

Das  Postulat  für  die  Zukunft  muß  lauten:  Organisation!  Zentrali* 
sation !  Wenn  irgendwo  im  Gebiete  der  Wissenschaften  der  arbeitsteilig- 
kooperative  Großbetrieb  am  Plat/c  ist,  so  docli  ganz  gewiß  für  biblio- 
graphische Arbeiten.  Es  müßten  von  irgend  einer  Stelle  aus  ein  Paar 
Dutzend  Gelehrte  oder  Bibliothekare  angewiesen  werden,  nach  einem 
bestimmten  Plane  eine  BiblioCeca  economica  universalis  anzufertigen,  die 
zwar  in  Hundote  und  Tausende  von  Einzelbibliographien  üch  auflösen 
könnte,  aber  innerlich  in  dem  einheitlicheti  Systeme,  äufieiUch  in 
Einheit  des  Publikations(»gans  ihren  Zusammenhalt  filnde.  Andere 
Wissenschaften  besitzen  solche  Bibliographien  schon.  Und  das  inter- 
nationale bibliographische  Institut  scheint  sich  zu  jener  Zentrale  zu  ent> 
wickeln.    Vgl.  Nr.  174,  176  ft. 

IL   Die  periodischen  Publikationen. 

I.  Bibliographien  in  Zeitschriften  etc. 

Eine  große  .Anzahl  von  Zeitschriften  pfl^  die  Bibliographie.  Ich 
führe  die  wichtigsten  auf: 

a)  ai(gemeinm  Inhalts: 

159,  The  American  Journal  of  Sociology,  seit  1S95.  l^ingt 
melir  eine  Auswahl  als  eine  vollständige  BibUograj^e,  aber  gut 
gegliedert,  auch  die  Zeitschriftenaufsätze. 

z6o.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  seit  1863. 

Die  Bibliographie  der  „Jahrbücher",  die  sich  auf  alle  Zweige  der 

Sozialwissenschaft  erstreckt,  ist  wolil  die  vollständigste  der  periodisch  er- 
scheinender Literaturuhersichten,  die  wir  besitzen.  Umsomelir  ist  es  zn 
bedauern,  daß  sie  älinlich  wie  die  Stainuihammerschen  Bibliographien 
sich  durch  Fehler  in  der  .\nlage  um  einen  guten  Teil  des  Erfolges 
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bringt  Auch  sie  entbehrt  der  Übersichtlichkeit.  Seit  vielen  Jahren 
werden  die  aufgeführten  Büchertitel  in  diesdben  13  Rubriken  eingeordnet 

und  veischwinden  hier  für  die  Mehrzahl  aller  Leser  fiir  immer.  Schon 
vor  Jahren  habe  ich  diese  ungefüge  Gliederung  („Jahrbücher  für  National* 

Ökonomie"  usw.  Ul.  F.  Bd.  VI  S.  933/34)  getadelt  und  den  Wunsch  ge- 
äußert, es  möchte  den  Anfordeninrjen  der  fortschreitenden  Wissenschaft 
entsprechend  der  Stört  reicher  gegliedert  werden.  Es  bleibt  aber  beim 
nlten.  Was  in  aller  Welt  soll  man  mit  solchen  Sammelrubriken  wie 
,, Gewerbewesen",  Soziale  Frage",  anfangen?  Daz.u  kommt  nocli  '  in  ^elir 
tiiupfindlicher  zweiter  L'belstaud;  die  Zcitschriftcnliteratur  ist  uhcrlidUpt 
nicht  nach  Materien  eingeteilt,  wird  vielmehr  in  bloßen  Inhaltangaben 
der  Zeitschriften  gebracht.  Das  heifit  denn  doch  an  die  Geduld  des 
Lesers  zu  hohe  Anforderungen  stellen,  wenn  man  von  ihm  verlangt,  er 
solle  um  irgend  einer  ganjc  spesieilen  Literatur  willen,  die  er  lur  einen 
bestimmten  Zweck  Inancht,  tagelang  sich  durch  den  Wust  von  Tausenden 
von  Zeitschriftenaufsätzen  hinduicharbeiten.  So  wie  die  Bibliographie  der 
„Jahrbücher"  jetzt  abgefaßt  ist,  stiftet  sie  fiir  die  Wissenschaft  nur  sehr 
geringen  Nutzen,  zumal  sie  in  ihrer  jetzigen  Anordnung  fiir  eine  Rück- 
schau über  einen  längeren  Zeitraum  ül)erhaupt  nicht  in  15etraclit  kommt. 

161.  Richard  Calw  er,   Handel  und  Wandel.    Jahrgang  luoi  und 

1902.  Fortgesetzt  u.  d.  T.  Das  Wirtschaftsjahr  1902.  Erster 
Teil  Handel  und  Wandel  in  DeutsciiJ and.  Berlin  und  Jena. 
EnthUlt  kurze  bibliographische  Übersichten,  die  ftir  die  Spezial- 
Üteratur  einzelner  Gewerbe  nicht  ohne  Wert  sind. 

b)  Spezi albibliu^raphien . 

Die  tibrigen  Zeitschriften,  die  besondere  Bibliographien  publizieren, 
pflegen    im  einzelne  Zweige  der  Literatur: 

Arbeiterfrage,  „Sozialpolitik" : 

162.  Der   A  r  b  e  i  t  e  r  f  r  e  u  n  d ,    Zeitschrift     fiir    die  Arbeiterfrage. 

Herausgeg.  von  V.  Böh  inert.    .Seit  Berlin. 

163.  Bulletin     des     Internationalen     Arbeitsamts.  Ke* 

digiert  von  St  Bauer.  Seit  1902.  Jena. 
Beide  Organe  enthalten  ganz  ausgezeiclmete  Bibliographien,  die 
ebensosehr  durch  die  Reichhaltigkeit  der  berücksichtigten  Literatur  wie 
dwch  die  vortreffliche  Gliederung  des  Stofis  hervorragen.  Die  BiUio> 
graphie  des  „Arbeiterfreunds^  steckt  den  Rahmen  etwas  weiter:  sie  um- 
fftfit  auch  SoziaUsmusy  Handwerkerfrage  usw.,  die  des  BuUetm  besdurinkt 
sich  auf  die  Lohnarbeiterfrage,  ist  aber  dafür  von  ein^  wohl  kaum  zu 
übertreffenden  Vollständigkeit:  in  jeder  Hinsk:ht  das  Muster  einer  Spezial- 
bibliographie. 

164.  Bulletin  de  la  participation  aux  bcneficcs.  public  par  la  Soci(5t^ 

pour  Tctude  pratique  de  la  participation  du  persoonei  dans  les 
benetices.  Paris. 

i6* 
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Pinanxwesen: 

t6St  Finanzarchiv.  Herausgeg.  von  G.  Sch.mz.  Seit  1884.  Stutt» 
gart  Enthält  uogegliederte  Jahresübersichten  über  die  Finanz- 
literatur. 

Kotonialweaen: 

166.  Beiträge  zur  KolonialpoUttk  und  Kolon ialwirtschafL  In  Sonder* 

heften  veröfientlicht  M.  Brose  aitsföhrliche  Jahresübersicbteo, 
im  Anschlufi  an  Nr.  81. 

Stfttiatik: 

167.  Altgemeines  Statistisdu  s  Archiv.   Herausgegeb.  von 

G.  von  Mayr.    Seit  1889.  Tübingen. 

168.  B  u  1 1  e  t  i  n  de  l'institut  international  de  Statistique.  Seit  1 888.  Rome. 

Reiche,  nach  Lündem  und  innerlialb  der  Länder  nach  Materien  ge» 
ordnete  Übersichten  der  statistischen  Literatur. 

Verkehrswesen : 

169.  Archiv  fUr  Eisenbahnwesen.   Herausgegeben  vom  preufi. 

Ministerium  fUr  öffentliche  Arbeiten.  Seit  1879.  Berlin. 

Wirtschsflsgeechichte : 

170.  Zeitschrift  fOr  Social-  und  Wirtscbaftsgesdüdite.  1895 — 1900. 

Jetzt  wieder  b^onnen  unter  dem  Titel:  Vierteljahrsschrift 
für  Soa.  und  Wirtscbaftsgesch.  Herausgeg.  von  St  Bauer, 
L.  M.  Hartmann,  G.  v.  Below.   Seit  1903.  Ldpsig. 

Bringt  abwechselnd  die  Bibliographien  der  wirtsdiaftsgesdüditUchen 
Literatur  der  einzelnen  Länder. 

2.  Selbständige  Bibliographien. 

Lassen  wir  diejenigen  BiUiographien,  die  heute  ihr  Erscheinen  ein- 
gestellt haben,  unbeittcksicfatigt,  so  besitzen  wir  meines  Wissens  nur 
folgende  periodische  Spesialübenichten  der  sozialwissenschaftlichen  Literatur, 
von  denen  die  Nr.  171  bis  173  merkantüischen  Zwecken  ihr  Oasdn 

verdanken : 

171.  Allgemeine  IHbliographie  der  Staats-  und  Rechts- 

wisse n  s  c  h  a  1 1  e  n.  Übersicht  der  auf  diesen  Gebieten  im 
deutschen  und  ausländischen  Buchhandel  neu  erschienen  Litteratur. 
Herausgeber  Otto  M  ü  h  1  b  r  e  c  h  i.  Jalulich  0  Dup|[ieluumnieni. 
XXXVI.  Jahrgang  1903.    Berlin,  Puttkaromer  u.  Mtthlbrecht 

Bringt  eine  ziemlich  vollständige  Übersicht«  nach  Ländern  geordnet 
Da  jede  Gliederung  nach  Materien  fehlt ,  die  staatswissensdiaftüche 
Literatur  aus  dem  Wust  der  recfatswissenschafUicben  Literatur  heraus- 
gesucht werden  muß,  die  Zeitschriftenliteratur  nicht  herangezogen  ist,  so 
ist  die  Benutzbarkdt  für  wissenschaftliche  Zwecke  der  immerhin  ihre 
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Dienste  als  einzige  ihrer  Art  (in  dieser  Vollständigkeit)  versebeodeD 
Bibliographie  in  doch  recht  enge  Schranken  gebunden. 

172.  Bericht  über  Neue  Erscheinungen  und  Anti(inaria  aus  dem 

Gcsanitgebiete  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften.  Heraus- 
geber  R.  L.  Prager.    Jährlich  4  Nummern.    Seit  1886. 

Der  Bericht  enthält  nur  eine  Auswahl  selbständiger  Schritten,  die 
in  ali^belisdier  Oidmiiig  ohne  wehere  Gliederung  mitgeteilt  werden. 
Mängel  dieselben  wie  bei  Nr.  171. 

173.  Deutsche  Bibliographie  der  Arbeiter-Versorgung. 
Ein  viertdjfihrliches  Veneichnis  aller  anf  don  Gesamtgebiete  der 
ArbeiterAV  hir  hrtsfiflege  in  Deutschland  erschienenen  Schriften. 
Seit  1900.    Berlin,  A.  Troschel. 

Bringt  auch  nur  im  Buchhandel  erschienene  Schriften,  ist  aber  reich- 
haltig und  hinreichend  gegliedert  (in  15  Abteilungen)»  deshalb  nicht 
ohne  Wert. 

174.  Iii  b  1  iüg  i  a  p  h  ia  ecimouiica  universalis.  Kepcitoire 
bibliographique  annuel  des  travaux  rcl.  aux  scienccs  cconouiiques 
et  sociales,  public  juir  J  ules  Mandellö.  lereannee:  Travaux 
de  Faimte  1902,  rediges  par  Ervin  Szabö.  Biuxelles:  In- 
stitut  Internationa!  de  Bibliographie  (1903.)  (XXI  170)  8*. 

(Bibliographia  UniTersalis.  Publication  cooiMSrative  de  Tlnstitut 
International  de  Bibliographie.   Contribution  n^  39.) 

Dieser  soeben  (Anfong  des  Jahres  1904)  au^jegebene  Band  nacht 
in  gewissem  Sinne  Epoche  auf  ^ßm  Gebiete  der  sozialwissenschaftlichen 
Bibliographie.  Er  bringt  zum  ersten  Male  eine  systematisch  geordnete, 
reich  ge«;lioderlo  Ul)ersirht  üIkt  die  {>esamt1itcratur  der  politischen 
Ökonomie  eines  Jahres,  ciiischlici.Uich  der  Zcitschriftenaufsritze  und  mit 
der  Aussicht  auf  regelmäßige  Fortsetzungen.  Diese  Erscheinung  ist  .also 
mit  Freuden  in  begrüßen.  Zwar  ist  sie  keineswegs  frei  von  Mujigcin. 
Da  aber  der  Verfasser  in  der  Vorrede  diese  Mängel  selbst  anerkennt  — 
der  Hauptmangel  ist  die  ungenügende  Berücksichtigung  der  Zeitschriften- 
literatur,  Dir  die  nur  4a  Zeitschriften  herangezogen  sind  und  uns  ihre 
Beseitigung  für  die  Zukunft  in  Aussicht  stellt,  so  soll  hier  von  einer  ein- 
gehenden Kritik  abgesehen  werden.  Auch  in  eine  Diskussion  über  die 
Vorzüge  und  Nachteile  der  Deweyschcn  Dczimalklassifikation,  die  bei 
der  Anordnung  des  Stoffes  zur  Anwendung  gelangt  ist,  will  ic  h  mich 
heute  nicht  einlassen.  Ich  halte  dieses  System  nicht  fiir  ein  Hindernis 
auf  dem  Wege  zu  einer  wissenschaftlich  emwandfreien  Bibliographie  und 
will  deshalb  mit  dem  V^asser  hoffen,  dad  sich  das  neue  Jahrbudi 
wirklich  zu  einem  voUkommenen  und  wohlgeordneten  Repertorium  unserer 
Literatur  auswächst.  Dann  kann  es  fUr  die  Zukunft  in  der  Tat  das 
Zentralorgan  werden,  in  dem  alle  Einzelbibliographien  aufgehen  und  das 
mit  seinen  regelmäßigen  Fortsetzungen  (bei  dem  billigen  Preise  von  5  Mk.) 
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einen  für  jeden  Gelehrten  leicht  zugänglichen  Hilfsapparat  bildet,  der  alle 
anderen  bibliog^raphischen  Nachschlagewerke  von  dem  Jnlire  1002  an 
überflüssig  macht.  Das  Jahrbuch  würde  dann,  mit  seinen  regelmätiii; 
erscheinenden  Bänden,  jene  nach  dem  Stande  des  Jahres  1902  oder 
vielleicht  1905  (wenn  wir  auuchmen,  daß  dus  Jalirbucli  so  lange  braucht, 
um  sich  aaszuwachsen)  aufzunehmende  Gesamtinventur  der  ökonomischen 
Literatur,  von  der  ich  vorhin  sprach,  fortzusetzen  bestimmt  sein. 

Aber  eines  wird  das  neue  Jahrbudi  nie  su  leisten  vermögen:  die 
rasche  Orientierung  über  die  laufende  Literatur,  die  wir  doch  nidit  gern 
entbehren  möditen.  Auch  wenn  es  in  Zukunft  wie  in  Ausndit  stefa^ 
früher  als  das  eiste  Mal  erscheint,  so  werden  doch  immv  ein-  bb  ändert* 
halb  Jahre  vergehen,  bis  man  den  Stand  der  neuesten  Literatur  zu  über- 
blicken vermag.  Deshalb  müssen  dem  Jahrbudi  ergänzend  zur  Seite 
treten  regelmäßig  in  kurren  Abständen  von  höchstens  i  Monat,  lieber 
noch  von  14  Tagen  erscheinende  bibliographische  Übersichten.  Ks  ist 
wünschenswert,  daß  diese  Übersichten  nicht  im  Anschluß  an  eine  Zeil- 
schrift erscheinen,  sondern  gesondert.  Nicht  nur  um  sie  den  einzelnen 
leichter  iugangiich,  sondern  auch  um  sie  übersichtlicher  £U  machen, 
was  geschieht,  wenn  man  ihre  Sammlung  in  einzelnen  selbständigen 
Heflen  ermöglicht  Daß  die  Bibliographie  die  Zeitschriftenliteratur 
mitumlassen  und  wohl  gegUedeit  sein  mfifite,  ist  selbstverständlich. 
Eine  solche  Literaturfibersicht  ist  unlängst  für  die  Naturwissenschaften 
geschaffen  worden,  alleidings  unter  Beschränkung  auf  die  deutsche 
Literatur  in  der 

175.  Bibliographie  der  deutschen  naturwissenschaftlichen  Literatur. 

Herausgegeben  im  Auftrage  des  Reichsamts  des  Innern  vom 
Deutschen  Bureau  der  Internationalen  Bibliographie  in  Berlin.  Jena. 

Die  Bibliographie,  von  der  au^nbliddidi  (Februar  1904)  der  vierte 
Band  im  Erscheinen  bc^iffen  ist,  Iconmit  etwa  alle  10  Tage  in  Gestalt 
eines  Doppelheftes  von  4  Bogen  Umfang  heraus,  bildet  also  jährlich  dnen 
Band  von  120  Bogen.    Sie  ist  außerordentlich  reich  gegUedert  Die 

Tiebiete  wechseln  von  Heft  zu  Heft.  Etwas  ähnliches  muß  für  die 
Sozialwissenschn-ten  ebenfalls  eingerichtet  werden  und  /war  wenn  irgend 
tunhch  fiir  die  so/ialwissenschaftliche  Litteratur  aller  Länder.  \\'ie  sich 
dann  dieses  Bulletin  mit  dem  Jahrburli  auseinandersetzt,  ist  eine  rein 
technische  Frage,  wenn,  wie  lu  honeu  steht,  beide  Unternelimungen  in 
einer  Hand  ruhen. 

Ein  bibliographisches  Bulletin  für  die  Sozialwissenschaften,  ähnlich 
wie  ich  es  mir  denke,  hat  schon  eine  Zeitlang  bestanden.  Und  zwar 
als  Publikation  eben  des  Institut  international  de  Bibliographie,  das  da« 
mals  noch  Office  int^national  hiefi.   Ich  meine  die  folgenden  Werke: 

176.  Catalogue  des  onvrages  de  sodologie,  publie  en  Annexe  de 

la  Revue  sociale  et  polltique  depuis  1893. 
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177.  Sommaire  m^thodique  des  trait^  monogmphies  et  revues 

de  Sodologie,  publik  sous  la  direction,  de  MM.  H.  Lafontaine 

et  P.  Otlet  Bruxelles  1894.       Annee.   3  Doppelnummem, 

178.  Bibliographia  sociologica.    Sociologie  et  Droit.  Som- 

maire m^thodique  des  Traites  et  des  Revues  dresse . . .  par 
>rM  H.  La  FontaiTie  et  P.Otlet.  Bruxelles  1895.  5'' annee 
(weil  :\h  Fortsetzung  des  unter  Nr,  176  genannten,  für  die 
Rechtswissenschaft  1891  begonnenen  Catalogue  gedacht).  4  nu- 
meros  par  an. 

Es  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  diese  Fubiiicaiiun  wieder  auf> 
genonunen  werde. 

Aber  ich  bin  noch  immer  nidit  am  "Bsadt  m^ast  Wttnsche:  Li- 
ventazimn,  Jahrbudi,  Bulletin  würden  den  Bedarf  an  rein  bibliographischen 
HUfsmittdn  vollauf  befriedigen.  Daneben  breudten  wir  aber  dringend 
„Wegweiser''  durch  die  sorialwigsenachaftlicfae  Liteiatitry  wie  sie  allein 
OOS  die  resumierend-kritiscben  Literatnrberichte  gewShren 
tonnen. 

C  Literaturbericbto. 

Dem  Bedürfnis  nach  regehnäßigen  Berichten  über  den  Gang  und 
Stand  der  Literatur,  das  jede  Wissenschaft  ha^  verdank«!  wir  die  in 
allen  Lindem  erscheinenden  „literarischen  ZentralbUttter",  deren  wir  in 
Deutschland  bekanntlich  mdirere  besitzen.  Sie  haben  heute,  nachdem 
die  Lit^atur  in  allen  Zweigen  der  Wissenschaft  ins  Unenneffliche  ange- 
wachsen ist,  die  Bedeutung  verloren,  die  sie  ehemals  hatten.  Sie  kümien 
rein  quantitativ  nicht  jedem  Fache  gleichmäßig  Genüge  sein.  Die  Folge 
ist  {gewesen,  daß  sie  einzelne  Fächer  iTheologie,  Philologie)  reichlicli 
ausstatten,  während  andere  Cilieder  der  Universitas  literarum  in  ihnen 
anrophieren.  Dahin  gehören  alle  Naturwissenschaften ,  für  die  jene 
„Zentralblätter**  kaum  noch  existieren;  dahin  gehören  auch  die  Sozial- 
wisseuschaften.  W  ahrend  nun  aber  die  Vertreter  der  Naturwissenschaften 
die  Konsequenz  gezogen  und  sich  eine  Fülle  eigener  Literatiurblätter  ge- 
schaffen hüten,  dtxen  wir  jetzt  vfiltig  auf  dem  Trockenen. 

Meines  Wissens  besteht  für  die  gesamte  sosialwissenschaftliche 
Literatur  im  Augenblick  nur  ein  einziges,  sdbständiges  Organ,  das 
sind  die 

179.  Notes  critiques  —  Sciences  sociales  —  Bulletin  biblio- 

graphique  paraissant  tous  les  mois  (aoüt  et  septembre  ex- 
cept^).   Seit  1900.   Paris.   Socidt^  nouvelle  de  Librauie  et 
d'Edition  (Librairie  Georges  Bellais). 
Die  „N,  Cr."  sind  in  diesem  „Archiv"  bereits  besprochen  worden 
(Erste  Folge  Bd.  16.  S.  547).    Dem  Trteil,  das  Dr.  Braun  damals  über 
sie  get^t  hat,  kann  ich  mich  in  jeder  Hinsicht  aoschUeßea:  Die  „N.  Cr." 
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sind  ein  vortrefflkb  led^ertes  Literaturblatt   Trotzdem  sind  sie  für 
die  Bedürfiaisse  unserer  Wissensdiaft  durchaus  unzureichend:  sie  sind 
zu  dürftig.    Sie  wären  schon  eine  schmale  Kost,  selbst  wenn  alles,  was 
sie  uns  vorsetzen,  „Sozialwissenschaft"  im  deutschen  Sinne  wäre.  Nun 
wird  aber  das  Blatt  im  Sinne  der  französischen  Soziologenschule  redigiert, 
die  sich  um  £.  Dürkheim  schalt  und  ist  infolgedessen  überwiegend 
mit  Dingen  angefüllt,  die  wir  in  einor  sociAlwissenschaftlichen  Rundsdiau 
nicht  suchen.   Die  Rubfiken  sind :  I.  Sociologie  en  g6)draL  IL  £thno> 
graphie.  Folklore.    HL  Sdences  des  religions.    IV.  Science  du  droit  et 
-des  moeurs.    V.  Sdence  öconoraique.    VI.  Etudes  divers.   A.  Questions 
mornles  et  religieuses.    B.  Questions  polttifjues  et  sociales.  C.  So<  ialisme. 
in  den   Rubriken  1  l)is  \'I   werdeti    ecpfiegt  :    ..toutes   les  discijtlines 
d'ordre   socioiogique" :    in  den  Rubriken  A  bis  C  sollen  die  Schriften 
„d'ordre  pratique   et  icndancieux'*  besprochen  werden.  (Vgl.  die  Be- 
merkungen Frangois  Simiands  j^^ur  le  plan  des  N.  Cr.**  in  Nr.  st 
(N^^*  Serie)  Janvier  1903).    Man  sidit  schon  aus  dieser  Einteilung»  dafi 
für  die  „Sdences  doonomiques^'  nur  dn  bescheidenes  Plfttschen  in 
dieser  dem  Umfang  nach  schon  recht  bescheidenen  Zeitschrift  verbleibt. 
Zieht  man  noch  in  Betracht,  daß  die  Anzeigen  der  einzelnen  Werke, 
die  wirklich  zur  Besprechung  gelangen,  viel  zu  lano;  sind,  so  kommt 
man  tatsächlich  zu  dem  Ergebnis,   da6  jedenfalls  für  die  nationalöko- 
nornische  Literatur  die  N.  Cr.  rein  (juantitativ  versagen. 

Vuid  doch:  die  andern  Lander  haben  nicht  einmal  das!  Das 
einzige  deutsche  Organ,  das  überhaupt  eine  „kritische  Bibliographie*', 
wenn  auch  nur  auf  einem  beschränkten  Gebiete  bringt,  sind  die 

xSo.  Dokumente  des  Sozialismus.  Herausgegeben  von  Ed 
Bernstein.  Berlin  und  Stuttgart.  Seit  1902.  Jährlich 
12  Hefte. 

Die  y.Dokumente*'  sind  zweifello«  ein  in  ihrer  Art  selir  verdienst« 
Hches  Unternehmen.  Aber  dem  Bedürfnis  nach  einer  socialwissenschaft- 
lichen  Rundschau  können  sie  naturgemäß  nicht  abhelfen.  Die  „Kritische 
Bibliographie",    die   eine  ihrer  vier  Rubriken  bildet,  ist  eine  Kr.  B. 

„des  Sozialismus",  die  nur  gelefjentlicli  auf  andere  (iebiete  hinübergreift. 
Und  dann  muü  man  immer  noch  bei  einer  fremden  Zeitschrift  zu  (iaste 
gehn,  um  sich  auch  nur  diese  beschrankte  T  Jteraturübersicht  zu  ver- 
schaffen (jährlich  kommen  etwa  2 — 300  ^Vcrke  zur  Anzeige). 

Zu  selbständigen  Literaturbläitern  unseres  Faches  hat  man  soviel 
idi  sehe  in  Deutschland  nur  zweimal  einen  Anlauf  genommen. 

181.  Kritische  Übersicht  der  neuesten  Literatur  in  dem  ge- 

samten Gebiete  der  Staatswissenschaflen.  In  Verbindung  mit 

mehreren   gdehrten  Männern  herausgegeben  von  K.  H.  L. 

Pölitz,    a.  Bände.  Leipzig  1835. 

182.  Der  Beobachter  der    sozialen  Literatur.  Biblio> 
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graphische  und  kritische  Monatsrevue  fiir  die  Literatur  der 
Sozialwissenschaften  und  der  Propaganda  pro  und  contra  Sozia- 
lismus. Red.  J.  Franz  und  Carl  Moor.  t.  Jahrgang  1877/78. 
Zürich.    12  Nummern. 
Beide  Publikationen  können  heute  nicht  mehr  als  Muster  dienen; 
sie  sind  nur  Dokumente  des  j^ntcTi  Willens.    Aber  an  Vorbildern  fehlt 
es  gewiß  nicht.    Allein  die  Naturwissenschaften  bieten  deren  ein  halbes 
Dutzend  dar.     Das  Blatt  müüte  wöchentlich   oder  alle   14   Tara-  er- 
scheinen im  Umfange  von  t,  —  4  Bofren  und  in  gan^:  knapjtcn  Berichten 
von  wenigen  Zeilen  die  selbstverändlich  in  einer  reich  gegliederten  Syste- 
matik wohlgeordneten  Neuerscheinungen  aus  dem  Gesamtgebiete  der 
Soztalwissenschaft  (im  deutschen  Sinne)  aUer  Länder  zur  Kenntnis  bringen. 
Ob  es  daneben  auch  noch  bibliographische  Übersichten  veröffentlichen 
sollte,  wärde  davon  abhängen,  in  welchem  Umfange  unser  rein  biblio- 
graphisches Bedürfnis  schon  befriedigt  wflre.   Daß  uns  aber  ein  solches 
^Zentralblatt  für  die  sozial  wissenschaftliche  Literatur" 
wie  das  liebe  Brot  fehlt,  das  möchte  ich  noch  einmal  ausdrücklich 
ausgesprochen  haben. 

Nun  gibt  CS  aber  nocli  einen  andern  Tvj^  von  I  Jteraturberirhten  als 
den,  von  dem  bisher  die  Rede  war.  Das  sind  die  literarischen  Jahr- 
bncher,  deren  aber  für  unser  Fach  wiederum  nur  Frankreich  eines  be- 
sitzt, in  Gestalt  der 

183.  L'annöe  sociolugiijue,  juibliee  sous  la  direction  de  Emile 

Dürkheim.    Paris.    Seit  1897. 

Dieses  ausgezeichnete  Jahrbuch  wird  in  diesem  „Arciüv"  noch  von 
Ferdinand  Tönnies  eingehend  gewürdigt  werden.  Ich  ver/iclitc 
deshalb  hier  darauf,  es  naher  zu  kennzeichnen  und  begnüge  mich  mit 
dem  Hinweise,  daß  es  zu  den  Notes  critiques  (Nr.  179)  in  enger  Be- 
ziehung steht.  Es  behandelt  im  wesentlichen  dieselben  Materien  wie 
diese,  hat  zum  großen  Teil  dieselben  Mitarbeiter  wie  diese  und  bildet 
innerlich  mit  diesen  insofern  eine  Einheit,  als  m  ihm  diejenigen  Werke 
ausführlich  und  in  streng  wissenschaftlichem  Sinne  besprochen  werden, 
die  als  besonders  wertvoll  betrachtet  und  deshalb  in  den  „Notes  critiques" 
nur  genannt  aber  nicht  rezensiert  werden. 

Das  einzige,  was  wir  in  Deutschland  der  „Annee  sociologique"  zur 
Seite  zu  stellen  haben,  sind  die  in  ihrer  Art  auch  vortrefflichen 

184.  Jahresberichte   der  Geschichtswissenschaft.  Herausgegeben 

im  Auftrage  der  Historischen  Gesellschaft  zu  Berlin.  Seit  1878. 
In  ihnen  werden  auch  sozialwissenschaftliche  Werke,  die  für  die  Historiker 
von  Interesse  sein  könnten,  angezeigt.    Aber  es  ist  selbstverständlich, 

da^  nnsci  Fach  nur  sehr  gerinfre  BeriicksichtigunE:  findet  und  daß  die 
„Jahresberichte"  ein  „Jahrbuch  der  Sozialwissenschaft"  nicht  zu  ersetzen 
vermögen. 


Digitized  by  Google 


250 


Litentur. 


Zum  Schlüsse  möchte  ich  noch  die  Frage  aufwerfen:  welches  denn 
nun  die  Aufgaben  der  wissenschaftlichen  Fachzeit» 
Schriften  gegenüber  der  Literatur  seien  r 

Da  meine  ich  denn,  daß  sie  in  erster  Linie  die  gründliche  Kin/elkrilik 
zu  ptlegeu  haben,  auf  der  einen  Seite  der  guten,  auf  der  andern  der  geföhr- 
lichen  Werke.  Daneben  werden  aber  auch  die  wissenschaftlichen  Urgaue 
sich  der  Verpflichtung  nicht  entziehen  können,  ihre  Leser  durch  zusunmen» 
Gasende  Übersichten  über  einiebe  Zweige  der  Literatur  zu  orientieren.  Wie 
es  sich  der  Begründer  der  „Jahrbücher  fUr  Nationalökonomie  und  Statistik", 
Bruno  Hildebrand,  vorgenommen  hatte,  als  er  im  Vorwort  aum 
ersten  Bande  jener  Zeitschrift  (1863)  ankündigte,  es  solle  bei  der 
Anzeige  der  Literatur  „als  Regel  eine  gruppenweise  Behandlung  gelten, 
bei  welcher  die  sämtlichen  neueren  Leistungen  über  eine  bestimmte 
wissenschaftliche  Frage  unter  Anknüj^fung  an  die  früheren  Bearbeitungen 
des  (Gegenstandes  zur  gemeinsamen  kritischen  Wtirdigung  gelangen." 
Und  in  der  Tat  enthalten  die  alteren  Jahrgange  der  „Jahrbucher"  eme 
ganze  Rcilie  derartiger  „Ubcrsicliten".  Wie  die  Leser  dieses  „Archivs'* 
aus  dessen  Prospekt  wissen,  beabsichtigen  die  neuen  Ücrausgeber,  die:»cu 
Typus  der  literarischen  Kritik  in  dieser  Zeitschrift  wieder  zu  Ehren  zu 
bringen.  Worauf  es  bei  solchen  Kollektivbesprechungen  vor  allem  an- 
kcnnmt,  ist  die  zweckmäßige  Zusammenfassung  der  gemeinsam  zur  An* 
zeige  gelangenden  Werke;,  wie  sie  allein  durch  eine  richtige  wissenschaft- 
liche FrageateUung  ermöglicht  wird.  Bringt  man  diejeni^  Publikationen 
in  einem  Bericht  zusammen,  die  über  ein  gerade  die  Wissenschaft  be- 
schäftigendes Problem  Licht  zu  verbreiten  imstande  sind,  so  dient  die 
literarische  Kritik,  auch  wenn  die  rezensierten  Schriften  gar  nicht  von 
hervorragender  Bedeutung  sind,  in  eminentem  Maße  der  wissenschaft- 
lichen Erkenntnis.  Ob  die  Herausgeber  imstande  sein  werden,  diesen 
besonders  schwierigen  Teil  ihres  Programms  zur  Ausführung  zu  bringen, 
muß  die  Zukunft  lehren. 

WERNER  SOMBART 
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Zur  Genealogie  der  Angriffe  auf  das  Eigentam. 

Gloser,  Friedrich,  Dr.  Die  fratmskamcht  Bewegung,  Ein  Bei- 
trag zur  Geschichte  sozialer  Reformideen  im  Mittelalter. 
Stuttgart  1905.  Munchener  Volkswirtschaftliche  Studien, 
herausgegeben  von  Lujo  Brentano  und  Walther  Lötz. 
59.  Stück. 

Kdn  Stammbaum,  der  älter  wäre  als  der  dor  Angriffe  gegen  das 
Bgentum.  Ich  doike  dabei  nidit  an  die  kommunistischen  Ausführungen, 
de  bei  einzelnen  griechischen  Philosophen  sich  finden.   Sie  »nd  auf 

die  Ausbildung  der  neueren  kommunistischen  Lehren  nicht  ohne  Einilu0 
geblieben;  aber  sie  waren  dies  weniger  unmittelbar,  als  insofern  sie  die 
christlichen  Anschauungen  in  der  Zeit  der  Kirchenväter  beeinflußt  haben. 
Diese  sind  es,  von  denen  die  kommunistischen  Ideen  in  ununterbrocliener 
Linie  in  die  Neuzeit  hinüberlaufen.  Ihre  Grundgedanken  wirkten  auch 
dann  noch  nach,  nachdem  die  Angreifer  den  christlichen  Boden  ver- 
lassen halten.  Damit  gebt  der  Stammbaum  dieser  Angriffe  zurück  auf 
das  ehrwürdigste  Element  tmserer  Kultur,  die  BibeL 

Nach  dör  AnfTassong  des  alten  Testaments  gab  es  nur  einen  Eif^en- 
lümer:  Jehovah.  Dieser  hatte  jeder  Familie  den  ihr  gebührenden  Anteil 
am  Lande  verliehen.  In  jedem  Jubeljahre  sollte  das  Land  aufs  neue 
gletehmäfiig  verteilt  und  so  der  auf  die  Ebenmäfiigkeit  des  Besitzes  und 
Gleichheit  des  Rechts  begründete  normale  Zustand  des  Reichs  wieder- 
hergestellt werden.  Wie  es  sich  mit  dieser  Vorschrift  verhalten  haben 
mag,  —  ob  wir  es  hier  mit  einer  Theorie  zu  tun  haben,  mittels  deren  man 
den  periodischen  Wieden-erteilungen  des  Landes,  die  zu  Anfatig  der 
Entwicklung  des  jüdischen  V'olkes  wie  zu  Anfanir  der  Entwicklung  anderer 
Völker  etwa  stattfanden,  Lin<  tiefere  Eepründuiig  zu  geben  versuchte, 
oder  ob  diese  Vorschrifi,  wie  andere  behaupten,  niemals  zu  praktischer 
Ausführung  kam,  —  jedenfalls  vermochte  sie  es  nicht  zu  hindern,  daß  bei 
den  Juden  eine  periodische  Neuverteilung  des  Bodens  nicht  stattfand. 
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sobnlfl  sie  den  Wirtschalisverhältnisscn  nicht  entsprach.  Immerhin  bueb 
die  \  orsieliung,  daß  Gott  der  cb/.ige  Eigentümer  sei,  daß  die  einzehien 
alles,  was  sie  besitzen,  nicht  zu  freiem  Eigentum,  sondern  nur  zur  Nutz- 
niefinng  beatzen.  Für  diese  ihnen  überlassen«  Nutzniefiung  mußten  die 
einzelnen  sowohl  den  Leviten  als  auch  den  Annen  bestimmte  Anteile 
an  allon  Gute,  an  beweglidiem  wie  an  unbeweglichem,  abgeben.  Die 
Armen  hatten  an  den  Ertrag  eines  bestimmten  Teiles  des  Feldes,  der 
Ackerecke,  an  (Jie  Nachlese,  den  Armenzehent  und  an  Almosen  das- 
selbe Ree  ht  wie  der  sogen.  Eigentümer  an  das  Seine.  Das  mosaische 
Kerht  sali  im  Almosen  ein  Mittel  zur  Wiederherstellung  der  durch  die 
Verteilung  des  allen  gehürigen  Eigentums  unter  die  einzelnen  zeitigen 
Nutznießer  gestörten  normalen  Ordnung. 

Bereits  das  alte  Testament  betraditet  also  die  Existenz  hilfloser 
Armen  als  die  Folge  des  Bestehens  eines  Pnvatrechts  an  den  Prodnktioiis» 
mitteln  und  sucht  nach  einer  entsprechenden  Abhilfe.  Es  ist  dies  wohl 
zu  beachten.  Wh  werden  sehen,  wie  dieses  Korrelatverhältnis  der  Ge- 
danke ist,  welcher  alle  sozialen  Reformer  der  Folgezeit  bis  in  nnsere 
Tage  beherrscht,  gleichviel  ob  sie  die  1  ursorge  für  die  durch  das  Be- 
stehen des  Eigentums  hervorgerufenen  Armen  den  Ei^^entümern  als  Pflicht 
auferlegen  oder  mit  Rücksicht  auf  die  Not  der  durch  das»  Sondereigen- 
tum vom  Genufi  des  allen  Gegebenen  Au$geschlos6^en  das  ^gentum 
an  den  J^oduktionsmittehi  beseitigen  wollen.  Wir  weiden  diesem  Ge* 
danken  im  Evangelium,  bei  den  Kirchenväten,  bei  den  im  Mittelalter 
für  das  „arme  Leben"  Begeisterten,  beim  heiligen  Franziskus,  bei  Wycli- 
fiten  und  Hussiten,  bei  den  kommunistischen  Sekten  des  i6.  und 
17.  Jahrhunderts,  wie  bei  den  Neuerem  des  iS.  und  19.  Jahrhunderts 
begegnen. 

AiiL'ierdcni  erj^ab  sich  aus  der  Eigentuinslehre  des  alten  Testameuts 
das  unbeduigte  Verbot  jedes  rücksichtslosen  Strebens  nach  Elrwerb  und 
Gewinn.  Das  Ansammeln  von  „viel  Gold  und  Silber"  wird  darin  aus- 
drücklich verboten,  und  das  Zinsnehmen  vom  Volk^^ossen  wird  gerade 
lunter  Hinweis  darauf,  daß  altes  Eigentum  nur  eine  Gabe  Gottes  sei, 
untersagt. 

Die  alttestamentarische  Auffassung  vom  Eigentum  ist  auch  die  prin- 
zipielle .\nffassung  des  Christentums  bis  zur  Reformation,  und,  wo  die 
Welt  auch  nach  derselben  katholisch  blieb,  bis  nahe  an  unsere  1  age. 
Aber  allerdings  ist  es  nur  die  prinzipielle  Auffassuag  des  Christentums 
geblieben,  und,  wehe  denen,  welche  sie  im  Leben  verwirklichen  wollten. 
Sie  wurden,  seit  die  Kirche  Staatsanstalt  geworden  ist,  grausam  verfolgt 
EKe  christliche  Lehre  aber  hat  sich  mit  den  Notwendigkeiten  des  wirk- 
liehen  Lebens  schrittweise  soweit  verständigt  daß  die  Lehre  ihrer  heutigen 
autoritativsten  Interpreten  mit  der  altchristlichen  Lehre  nahezu  in  Widern 
Spruch  steht. 

Christus  hat  die  Verachtung  der  irdischen  Güter  gelehrt  und  wieder- 
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holt  und  eindringlich  betont,  wie  schwierig,  wenn  nicht  unmöglich,  es 
dem  Reichen  sei,  das  Himmelreich  /u  erlangen.  ..Ihr  könnt  nicht  Ciott 
dienen  und  dem  Mammon"  heil.it  es  Matth.  V^I.  „Sorget  nicht  für  euer 
Leben,  was,  ihr  essen  und  trinken  werdet:  auch  nicht  fiir  euren  Leib, 
was  ihr  anziehen  werdet.  Nach  solchem  allem  trachten  die  Heiden; 
Trachtet  am  ersten  nach  dem  Reiche  Gottes  tmd  nach  seiner  Gerechtigkeit» 
iO  wird  euch  solches  alles  zu&llen",  und  von  noch  folgenschwererer  Be- 
deatiiDg  war  das  von  Jesa  dem  reichen  JfingU^  gieu^  Wort:  „Willst 
da  vollkommen  sein,  so  gehe  hin  und  verkanfe»  was  du  hast,  und  gib 
es  den  ArmeD." 

Damit  war  das  Eigentum  nicht  verneint;  man  kann  sogar  sagen, 
es  war  d.imit  anerkannt.  Allein  es  war  doch  nur  als  eine  'I'atsaclie 
anerkannt^  und  zwar  als  eine  Tatsache,  welche  der  Erlangung:  des  Reiches 
Gottes  und  seiner  Gerccluigkeit  hinderlicli  sei,  und  von  der  man  sich 
l^efreien  müsse,  um  vollkommen  zu  werden.  Zur  Vollk<»amenheit  gehurt 
also,  dafi  man  das  Seine  beiuügt  zur  Wiedeiheistettung  des  Idealsustandes, 
wie  er  vor  der  Entstehung  des  Eigentums  bestanden  hat,  indem  man 
sein  Eigentum  den  Armen  zuwendet. 

So  haben  die  ersten  Christen  diese  Lehren  aufgefaßt,  wie  die 
Apostelgeschichte  zei^t.  .\llein,  wie  schon  Luther  hcr\'orj]^ehoben,  forderten 
sie  nicht,  daü  die  Güter  anderer  gemein  wurden,  sondern  freiwillig  legten 
sie  ihre  eigenen  Guter  zusammen,  und  nur  die  Liige  derjenigen,  welche 
Sondereigentum  zurückbehielten,  während  sie,  um  den  Schein  des  Strebens 
nach  Vollkommenheit  zu  erwecken,  angeblich  ihre  Güter  hingaben,  wurde 
m  dem  Falle  von  Ananias  und  Saphirs  mit  dem  Tode  bestraft.  Immer- 
hin aber  bildete  sich  auf  Grund  der  in  Christi  Worten  enthaltenen  Auf> 
ibrderung  zur  Weltfiucht  eine  gesdlschaflsfdndliche  .Anschauung  unter 
den  Christen  mid  Gliedem  der  Kirche,  und  gegen  die  durch  diese  Ent* 
sagimg  hcrvor'jrrufene  I^ebensweise  richteten  sicli  heftige  Angriffe  der 
Heiden.  Die  Christen  erschienen  diesen  als  Anarchisten,  was  Apolnirieu 
hervorrief,  in  denen  die  Christen  gegen  die  ihnen  geraachten  V'oruiüfe 
verteidigt  wurden;  darin  wurde  dann  manches  abgeschwächt,  was  man 
da,  wo  man  zu  Christen  redete,  diesen  selbst  predigte.  Aiüäerdem  klang 
die  Lehre  Christi  den  Reichen  von  Anfang  an  hart.  Wie  der  Jüngling 
im  Evangelium  gingen  viele  betrübt  fort  und  verzweifelten  an  ihrem 
Seelenheil.  Dies  führte  zur  schärferen  Ausbildung  einer  bereits  von 
Christus  (Matth.  XDC,  6  flf.)  gemachten  Unterscheidung  zwischen  Gebot 
und  Rat:  Die  Fntsagimg  galt  nicht  als  ein  flir  alle  gültiges  Ge])Ot. 
wohl  aber  als  Rat,  der  denen  gegeben  wurde,  die  nach  Vollkommenheit 
strebten,  und  Clemens  von  .-Mexandrien  !>emühte  sich  in  der  üciiritt 
,AVelclier  Reiche  wird  das  Heil  hudenr"  den  entmutigten  Reichen  zu 
zeigen,  dafi  ümen  das  Erbe  des  Himmels  nicht  völlig  abgeschnitten  sei. 

So  lange  das  Qiristentum  »ch  in  ganz  Oberwiegendem  Mafle  aus 
den  unteren  und  untersten  Volksklassen  rekrutierte,  und  dies  war  in  den 
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ersten  Jahrhunderten  der  Fall,  -stand  die  rigorose  Aufiassun<^  liber  das 
Verhältnis  von  Heiligkeit  zum  Reichtum  im  Vordergrund.  Sie  wider- 
sprach der  natürlichen  St  eil  «in  <j;  der  Menschen  zu  den  irdischen  Gutem. 
„Difficile,  durum  et  contra  naturam"  nannte  sie  selbst  der  asketische 
Hieronymus.  Mit  diesem  Widerspruch  hangt  zusammen,  daß  schon  vor  der 
Zeit  Konstantins  die  wehlichen  (ielüste  auch  unter  den  Christen  die  Ober- 
hand gewannen,  sobald  diese,  wie  in  der  Zeit  von  Commodus  bis  zja 
Deciii%  staitflicheiseits  geduldet  wurden.  Gub  besondeis  aber  madite 
der  Konflikt  zwischen  Ldire  tmd  Leben  sich  in  einer  verKnderten  Haltung 
der  Christen  geltend,  seit  das  Christentum  vom  Staate  anerkannt  wurde. 
Damit  fimd  eine  doppelte  Änderung  im  Christentum  statt  Mhn  schStzt 
die  Christen  im  Römerreich  z.  Z.  Konstantins  auf  ungeföhr  ein  Dritte! 
der  damaligen  Bevölkerung-,  nachdem  das  Christentum  Staatsreligion  ge> 
worden,  traten  ihm  ziemlich  schnell  auch  die  übrigen  bei,  die  nicht  aus 
innerem  Antrieb,  sondern  aus  weltlichen  Motiven  dazu  veranlaßt  wurden; 
damit  trat  jene  die  X'erachtung  der  irdischen  Cuter  lehrende  Richtunir 
von  selbst  in  den  Hintergrund.  Sodann  wurde  die  Kirche  mit  ihrer 
Verstaatlichung  aus  einer  staatsgefahrlichen  Religion  eine  Stütze  der  staat- 
lichen Ordnung.  Die  cigenluras-  und  reichtumsfcindlicben  Lehren  aber 
vertrugen  sich  nicht  mit  der  bestehenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung, 
und  gar  bald  zeigte  sich  dies  auch  darin,  daß  die  Kirdie  eben  als  ein 
Träger  dieser  allenthalben  der  reichste  Eigentttmer  wurde.  Allein  damit 
verschwand  die  alte  Auflassung  nicht  aus  der  Ldire ;  sie  wurde  nur  nicht 
beachtet,  weder  von  den  Trägem  der  kirchlichen  Gewalt,  noch  von  der 
Mehrheit  der  Christen ;  ja  bald  kam  die  Zeit,  wo  sie  dazu  nutzbar  gemacht 
wurde,  gerade  den  irdischen  Reichtum  der  kirchlichen  Gewalten  zu  mehren. 
Gerade  an  diese  Entwicklung  und  den  mit  ihr  hen-ortretenden  Wider- 
spruch zwischen  Lehre  und  Wirklichkeit  knüpft  sich  die  Entstehung  der 
kounnunistischen  Bestrebungen  des  Mittelalters,  welche  das  Verbindungs- 
glied zwischen  denen  des  Altertums  und  denen  der  Neuzeit  bilden. 

Zunächst  über  die  Fortdauer  der  alten  Auffassung  in  der  Lehre. 
„Omnes  divitiae",  schreibt  noch  der  heilige  Hieronymus»  „de  iniquitate 
descendunt,  et  nisi  alter  perdiderit,  alter  non  potest  invenire.  Unde  et 
iUa  vulgata  sententia  mihi  videtur  esse  verissima:  dives  aut  iniquus  aut 
iniqui  haeres."  Daher  denn  denen,  welche  nach  Vollkommenheit  streben, 
aufs  nachdrücklichste  ans  Herz  gelegt  wird,  die  Welt  zu  fliehen  und  dem 
Besitz  zu  entsagen.  Nur  denen,  die  auf  die  höchste  Stufe  der  VoU* 
komnienheit  veizicfaten,  soll  gestattet  sein,  irdische  Güter  zu  besitzen, 
nämlich  den  Laien ;  a]>er  auch  ihnen  nicht  zu  beliebigem  Gebrauche. 
Und  nun  begegnen  wir  bei  den  Kirchenvätern  nicht  zu  verkennenden 
Anklängen  an  die  Lehren  verschiedener  griechischer  Philosoj)hen.  die 
mit  der  judisch-christlichen  Ligentumslehre  zu  einem  Ganzen  verbunden 
werden.  Im  Stande  der  Natur  gab  es  kein  Eigentum.  Von  Natur  war 
allen  alles  gemein.    Erst  die  Ursurpation  einzelner  hat  ein  Trivairecht 
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hervorgerufen.  Daher  auch  der  Laie  mit  dem  Seinen  nicht  machen  darf, 
was  er  will.  Nur  das  Notwendigste  darf  ein  jeder  von  dem  Seinen  auf 
sich  ven\-enden:  aller  Überschuß  hat  zu  ♦ü^emeinsamem  Gebrauche  r.w 
dienen.  „Dem  Hungrigen,"  ruft  der  lieilige  Basilius,  „gehört  das  Brot, 
das  du  belKiltsl,  dem  Xackten  der  Mantel,  den  du  bewahrst,  dem  Un- 
beschuhten  der  Schuh,  der  bei  dir  modert,  dem  Dürftigen  das  Silber,  das 
dl»  vergi.tbcii  hältst.  Daher  tust  du  so  vielen  Menschen  unrecht,  s»o 
trielen  du  geben  könntest"  Gerade  der  wesentlichste  Ausfluß  des  Eigen- 
tums, der  freie  Gebnnicb,  den  es  gestattet,  erscheint  somit  nach  der 
Lehre  der  Kirchenvater  dem  Inhaber  zugunsten  derer,  die  nichts  haben, 
entzogen. 

Wurde  der  Laie,  der  Eigentümer  war,  so  zu  emem  blofien  Verwalter 

mit  vorgeschriebener  Art  der  Nutznießung  degradiert,  so  waren  die  Vor- 
schriften für  die  Geistlichen  begreiflich  weit  strenger.  Ihnen,  welche 
Gott  auserwählt  hat,  die  anderen  zur  Tugend  zu  leiten,  wird  die  Sorge 
für  irdische  Dinge  aufs  strengste  verboten.  Um  aus  dem  Abschnitte 
des  Decretum  Gratiani  „Clericos  nihil  possidere  multis  auctoritatibus 
jubetur"  nur  zwei  nicht  pseudoisidorisrhe  Belege  anzuführen:  „Wer  den 
Herrn  besitzt  und  mit  dem  Propheten  spriclu :  „Der  Herr  ist  mein  Anteil", 
darf  auüer  dem  Herrn  nichts  besitzen",  schreibt  Hieronymus,  und  Am- 
brosius sagt  in  gleicher  Weise:  ,,Der  dessen  Anteil  Gott  ist,  soll  ^ch 
um  nichts  kttmmem  aufler  um  Gk>tt,  damit  er  in  dieser  Sorge  dorcl) 
kein  anderes  Geschäft  behindert  werde."  Auch  beruft  sich  Augustinus 
auf  den  Bericht  im  4.  Kapitel  der  Apostelgeschichte  Uber  das  Leben 
der  ersten  Christen,  in  dem  alles  gemeinsam  gewesen  sei,  um  die  Güter- 
gemeinschaft  als  den  idealen  Zustand  hinzustellen,  nach  dessen  Verwirk- 
lidiung  zum  mindesten  die  Kleriker  streben  sollten. 

Das  war  eine  Rückkehr  zu  der  Vorschrift  des  Aj)ostels  Paulus 
,.NeTno  militans  Deo  implicat  se  ne;::otiis  saecularibus."  Daß  dieser 
Satz  nicht  den  Erwerb  durch  Hände  .Arbeit,  um  den  Lebensunterhalt  /u 
gewinnen,  ausschlofS,  hat  Paulus  damit  gezeigt,  daß  er  selbst  W  eber  war, 
um  das  zum  Leben  Unentbehrliche  sich  zu  erarbeiten.  Allein  unter 
den  frtiheren  Verhältnissen  war  es  auch  unvermeidlich  gewesen,  daß  Geist- 
liche, um  ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  Handel  trieben.  Tertullian 
bat  vergeblich  dagegen  geeifert.  Wir  wissen  sogar  aus  Cyprians  Schrift 
„dber  die  Gefallenen**,  daß  selbst  Bischöfe  mit  Handelsgeschttften  ädh 
abgaben.  ,,Ste  verließen  ihren  Stuhl,  entfernten  äch  von  ihrer  Gemeinde, 
schweiften  in  fremden  Sprengein  umher  und  haschten  auf  Märkten  nadi 
eintrSgUchem  Handel,  und  während  die  Brüder  in  der  Kirche  hun^^erten, 
wollten  sie  Geld  im  Ü1>erflusse  besitzen,  rissen  durch  hinterlistige  Ränke 
Grundstücke  an  sich  und  vennchrten  den  Gewinn,  Zinsen  auf  Zinsen 
häufend."  Das  war  freilich  in  direktem  ^^'iderspruch  zu  den  Evangelien 
und  zu  den  Worten  des  Paulus.  Dagegen  denn  auch  der  Eifer  des 
heiligen  Cyprian.    Allein  soweit  die  Geistlichen  dabei  nur  nicht  ihren 
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Sprengel  verliel^en,  hat  ihueu  das  Kouzil  von  Elvira  um  Jahr  300 
dann  ausdrücklich  Handel  zu  treiben  erlaubt,  und  nach  der  Verstaat* 
lichting  des  ChristentimiSi  hat  eine  Konstitution  des  Kaisers  Konstantins 
aus  dem  Jahre  343  den  Geistlichen,  wdcdi^  um  ihre  Nahrung  damit  zu 

erwer])en.  Handel  trieben,  sogar  Privilegien  verliehen,  und  zwei  weitere 
Konstitutionen  der  folgenden  Regierungen  aus  dem  Jahre  353  und  357 
haben  diese  Privilegien  noch  erweitert,  da  es  gewiß  sei.  daß  die  Geistliclien 
allen  aus  solchem  Handel  erzielten  Gewinn  den  Armen  zuwendeten. 
Man  beachte  auch  hier  wieder  die  Verbindung  von  Geuehuügung  von 
Eigentuuiüervverb  und  Unterstützungspflicht  gegenüber  den  Armen. 

Indes  die  Grenze  zwttchen  dem  Zuschlage  zum  Einkau&pretse,  der 
nur  in  dem  Ma6e  stattfindet,  als  zum  Lebensunterhalt  des  Händlers  nötig 
ist;  und  dem,  welcher  zu  Gewinn  und  Bereicherung  ftthit,  scheint  nicht 
inne  gehalten  worden  zu  sein;  und  ebensowenig  scheint  die  Annahme 
der  kaiserlichen  Konstitutionen,  daf)  die  Geistlichen  allen  aus  dem  Handel 
erzielten  Gewinn  den  Armen  zuwendeten,  der  Wahrheit  entsprochen  zu 
haben.    Daher  denn  Hieronymus  an  Nepotianus  schrieb:  „Negotiatorera 
clericum,  et  ex  inope  divitctii,  ex  ignobili  gloriosuni,  ([uasi  quandam  pesteiu 
fuge."  Er  ist  dafiir,  daß  der,  der  dem  Altare  dient,  „unterhalten  werde  von 
den  Opfergaben  des  Altars  und,  mit  Lebensunterhalt  und  Kleidung  zu- 
frieden, arm  dem  armen  Kreuze  folge."   Der  Geistliche  soll  also  nach 
dem  heiligen  Hieronymus  nicht  zu  den  unterstützungspflichtigcn  Eigen- 
tümern, sondern  zu  den  zu  unterstützenden  Armen  gehören.  Dieselbe 
Auffassung  finden  wir  bei  Ambrosms  und  seinem  großen  Schüler  Aui;ustinus, 
uiid  nun  begegnen  wir  einer  Unterscheidung,  die  als  die  erste  Betonung 
von  Eigentümlich keiten  des  kapitalistischen  Betriebs  auch  für  die  Ge- 
schichte des  entitcheadcn  Kapitalisuius  Interesse  hat.    Es  soll  nämlich 
den  Geistlichen  fortan  nur  mehr  Handwerk  und  Landwirtschaft,  nicht 
aber  Handel  zu  treiben  gestattet  sein.  „Denn  etwas  anderes  ist  es,  freien 
Geistes  körperlich  zu  arbeitoi,  wie  dies  der  Handwerker  zu  tun  vermag, 
sofern  er  nicht  betrügerisch  und  geizig  und  voll  Gier  nach  Besitztümern 
ist,  etwas  anderes,  den  Geist  mit  der  Sorge,  ohne  körperliche  Arbeit 
Geld  anzuliäufen,  zu  erfüllen,  wie  dies  die  Kaufleute,  Verwalter  und 
Großi)achter  tun;  denn  voll  Sorge  leiten  sie  ihr  Geschalt,  aber  arbeiten 
nicht  mit  deii  Händen ;  daher  ihr  Geist  von  dem  Gedanken,  zu  erwerben, 
in  Beschlag  genonmien  ist."   Es  ist  dann  nur  eine  Paraphrase  dieser  \V  orte 
des  Augustinus,  wenn  die  Synode  von  Kartliago  vom  Jahre  397  ver- 
ordnet: „Utepiscopi  et  presbyteri  et  diaconi  vel  derict  nonsint  conductores 
neque  procuratores  privatorum  neque  ullo  turpi  vel  inhonesto  negotio 
victum  (^uaerant,  quia  respicere  debeant  scriptum  esse:  nemo  militans 
Deo  implicat  se  negotiis  saecularibus.''   Also  den  Betrieb  eines  Hand- 
werks oder  die  Bestellung  eines  agellus  soll  den  Geistliclien  erlaubt  sein ; 
nicht  dagegen  die  kapitalistischen  Erwerbsarten  jener  Zeit:  Conductio. 
die  GroÜpacht  von  Latifundien,  procuratio  privatorum,  die  finanzielle 
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Verwaltung  dersdben,  wo  sie  in  eigener  Regie  betrieben  wurden» 
turpe  vel  inhonestum  negotium,  der  Handel,  der  auf  Gewinn  ausgeht. 
Diese  ZusammenstelluDg  bleibt  in  einer  ganzen  Anzahl  späterer  Synodal- 

beschlüsse. 

Wie  aber  stand  es  in  der  Wirklichkeit?   Die  christliche  Lehre  be- 
trachtete den  Eigentümer  nur  als  einen  Verwalter;  der  derzeitige  Inhaber 
eines  Vermögens  sollte  jeden  ÜberschuLi  uuer  das  zuiu  Leben  Unent- 
behrliche den  Dürfligen  zuwenden;  in  welcher  Weise  diese  Spenden  in 
den  beiden  ersten  Jahrhunderten  zugunsten  der  Armen  verwaltet  wurden, 
ist  dunkel;  aber  seit  dem  3.  Jahrhundert  war  es  der  Bischof  dem  die 
milden  Gaben  der  Gläubigen  abgeliefert  wurden.  So  entstand  das  Kirdien- 
verminen  als  patrimcnunm  panperum.   AUein  der  Bischof  war  keinem 
anderen  als  Gott  fiir  seine  Verwaltung  Rechenschaft  schuldig,  und  so 
wurde  die  weltflüchtige  Eigentumslehre  des  Christentums  die  Ursache 
der  schreiendsten  Verweltlichung  der  Kirche.    Während  nur  das  Not- 
wendigste auf  den  Unterhalt  des  Klerus  und  zu  Kulturzwecken  verwendet 
und  ücIkt  die  heiligen  Gefäße  verkauft  als  die  Armen  in  Not  gelassen 
werden  sollten,  begann  ein  luxuriöses  Leben  der  Kleriker  und  eine  Pracht 
im  Kultus,  welche  den  Anteil  der  Armen  am  Kirchengut  mehr  und  mehr 
minderte,  bis,  um  den  Armen  überhaupt  erneu  Anteil  zu  retten,  bestimmt 
wurde,  dafi  em  Viertel  des  Kirchengutes  der  Bischof,  ein  anderes  Viertel 
der  Klerus  erhalten»  ein  drittes  Kultustwecken  dimn  und  das  letzte 
Viertel  den  Armen  verbleiben  solle.   So  entstand  auf  Grund  der  Lehre 
von  der  £ntsagung  ein  KircfaenvermOgen  als  Patrimonium  paupemm,  aus 
diesem  eine  quarta  paupenun,  und  in  den  folgenden  Jahrhunderten  geht 
den  Armen  auch  dieses  verlöten.   „Das  kirchliche  Bewußtsein,  daß  das 
KircheDvermögen  Annenvermögen  sei,  verlor  sich  gänzlich**,  schreibt 
Rat/inger.    Die  Kirche  erinnerte  sich  dessen  nur  mehr,  wenn  es  galt, 
ihr  X'cmToc'en  gegen  die  Eingriffe  räuberischer  Fürsten  zu  verteidigen 
oder  fromme  Schenkungen  zur  Mehrunjj^  desselben  zu  veranlassen. 

Man  muß  diese  Kausalzusammenhänge  sich  stets  vergegenwärtigen, 
um  zu  begreifen,  warum  die  kommunistischen  Bestrebungen  des  Mittel- 
alters einerseits  an  die  kirchliche  Lehre  anknüpfen,  andererseits  in  erster 
Linie  gegen  die  Kirche  sich  richten.  Die  erste  gegen  diese  gerichtete 
Bewegung,  die  an  die  christliche  E^entumsldure  anknüpft,  finden  wir 
bereits  xu  Ende  des  3.  Jahrhunderts. 

Die  Armu^  ab  sie  von  der  Kirche  verlassen  wurde,  flüchtete  sich 
zunächst  in  das  Mönchtiim.  Schon  i.  J.  270  hatte  das  Evangelium  vom 
reichen  Jüngling  (Matth.  XIX)  den  reichen  Oberägypter  Antonius  ver- 
anlaLjt,  sein  Vermögen  unter  die  Armen  zu  verteilen  und  selbst  in  die 
Wüste  zu  ziehen.  Gegen  Ende  des  3.  fibrhunderts  ergriff  der  (bedanke, 
das  christlich  vollkommene  Leben  zu  verwirklichen,  eine  große  Anzahl 
und  veranlaßte  sie,  dem  Antonius  uachzufol^jen.  Die  Historiker  des 
Möncbtums  sprechen  von  einer  Massenflucht  in  die  Wüste,  die  dort  zur 
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Gründung  zahlreicher  Eremitenkolonien  den  Anlaß  gegeben.  Von  hier 
aus  verbreiteten  sich  die  Klöster  liber  die  christlichen  Länder  des  Orients 
und,  seit  den  siebenziger  Jahren  des  4.  Jahrhunderts,  aucii  des  Occidents. 
Dorthin  flüchtete  nun,  wer  es  mit  der  christlichen  Lehre  ernst  nahm. 
Wer  in  ein  solches  Kloster  eintrat,  mußte  sein  Eigentum  aufgebca 
und  durfte  nichts  ins  Klostor  mitbringen.  Angesichts  der  steigenden 
VerweltUchung  der  Kirche  war  nunmehr  der  Mönch  der  wahre  QirisL 
Auch  übten  die  Mönche  eine  scharfe  Kritik  an  der  Weltkirche.  AUein 
nunmehr  eine  Wiederholung  dessen,  was  mit  der  Anerkennung  des  Christen» 
tums  als  Staatreligion  eingetreten  war.  Trotz  allen  gegen  sie  gerichteten 
Tadels  suchte  die  Kirche  das  Mönchtura ;  war  dieses  doch  gewissermaßen 
ein  Sicherheitsventil,  durcli  welches  der  überschüssige  Religionsciter  be- 
sonders kräftiger  Individuen,  ohne  die  bestehende  kirchliche  Ürganibatioa 
zu  erschüttern,  entweichen  konnte  ;  bald  gestaltete  sich  das  Verhältnis- 
zwisdien  Mönditum  und  WeMürche  freundlich;  der  Klents  wurde  rtx- 
möncht»  die  Mönche  wurden  klerikaltsien ;  wie  Konstantin  die  Kirdie,  so  hat 
dann  JiKtinian  das  Mönchtum  verstaatlicht;  und  wie  vorher  die  Kirdie,  so 
verweltlichen  nunmehr  die  Klöster.  Es  zeigte  sich  el)en  auch  hier  als- 
bald der  Widerspruch  zwischen  der  natürlichen  Stellung  des  Menschen 
zu  den  irdischen  Giitern  und  der  geforderten  Kntsagtnig.  Der  einzelne, 
der  ins  Kloster  eintrat,  entsagte  zwar  allem  persönlichen  Eigentum,  aber 
nur,  um  den  Genuß  alles  dessen,  was  das  Eigentum  geben  kann,  in 
gesteigertem  Maße  als  Mitglied  der  klösterlichen  Gemeinschaft  wieder  zu 
erhalten.  Und  diese  Genüsse  wuchsen,  als  die  Klöster  gar  nodi  als  die 
Armen  Christi  angesehen  und  infolge  der  den  Reichen  anempfohlenen 
Zuwendungen  an  die  Armen  sehr  reich  wurden.  Die  Folge  war:  in  den 
Klöstern  lebten  die,  welche  der  Welt  und  ihren  Freuden  entsagt  hatten^ 
in  Üppigkeit,  wahrend  tlic  Dürftigen  in  der  Welt  bittere  Not  litten. 
Daher  die  fortwährenden  Anlaufe  glaubensstarker  Individuen,  die  Mönchs- 
orden zu  erneuern;  aber  stets  war  ihre  \\  irkung  von  kurzer  Dauer; 
worauf  wieder  neue  Anläufe,  sie  zu  ihrem  Anfang  zurückzuführen,  mit 
gleich  kurzlebigem  ICrfulge  stattfanden. 

Allein  im  Volke  starb  deshalb  das  Verlangen  nach  Rückkehr  zum 
christlichen  Ideale  nicht  aus.  Sdir  begreiflich  I  Die  Kirche  war  es,  die 
dem  Volke  jener  Tage  die  einzige  geistige  Nahrung  bot,  und  trotz,  ihrer 
fortschreitenden  Verweltlichung  hielt  sie  in  ihrer  Lehre  an  der  altchristlichen 
.Auffassung  fest.  Nach  wie  vor  eiferte  sie  gegen  das  Streben  nach  dem 
größtmöglichen  Gewinn ;  nach  wie  vor  i)redigte  sie  die  Entsagung  als 
Ideal.  In  der  W  irklichkeit  wurde  sie  freilich  als  Folge  der  von  anderen 
geübten  li^ntsagung  der  größte  Eigentümer  und,  wie  der  schon  erwähnte 
Verfall  der  kirchlichen  Armenpflege  zeigt,  verwaltete  sie  selbst  ihr  Eigen- 
tum keineswegs  in  Befolgung  ihrer  Eigentumslehre.  Angesichts  dieses 
Widerspruchs  zwischen  Lehre  und  Leben  entstanden  nun  Reformbe> 
wegüngen  unter  den  Laien  ^  das  volkstümliche  Ideal  einer  sozialen  Reform 
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wurde  die  Verwirklichung  des  (»edankens  vom  „armen  Leben".  Da 
diese  Bewegungen  sicli  naturgemäß  in  erster  Linie  gegen  die  Kirche 
richteten,  welche  von  der  Nachfolge  Christi  soweit  sich  entfernt  hatte, 
suchte  diese  sie  mit  Gewalt  zu  etsticken.  Diqenigen,  wdche  die  christ- 
liche Welt  in  Übereinstimmung  mit  dem  Evangelium  su  mganisieren' 
bestiebt  waien,  wurden  verfolgt,  exkommuniziert  und  verbrannt 

Die  filihesten  hierbergehörigen  Reformbewegungen  haben  Hundes- 
hagen  (Ausgewälilte  kleinere  Schriften  und  Abhandlungen,  Gotha  1874  I 
35  ff.)  und  DöUinger  (Beiträge  zur  Sektengeschichte  des  Mittelalter^ 
München  1890)  erzählt.  Dr.  Friedrich  Glaser  hat  in  seiner  eingangs 
genannten  Schrift  die  franziskanische  BeweL'.mi:  zum  Gegenstand  einer 
Darstellnnü?  »emacht,  bei  der  ich  etwas  länger  verweilen  möchte.  Denn  die 
franziskciiusche  Hcwcgung  bedeutet  den  letzten  Versuch  von  so/ialrefor- 
matorischen  Bestrebungen  innerhalb  der  katiiolischen  Kirche  auf  Grund 
der  evangelischen  Lehre. 

Glaser  beginnt  mit  emer  Schilderung  der  reformatorischen  Be* 
stiebungen  Arnolds  von  Bresda  und  der  von  ihm  hervorgerufenen  Be- 
wegung. Wenn  die  Nachfolge  Christi,  so  lehrte  Arnold,  die  Geistlichkeit 
zur  Armut  verpflichtet,  so  bedeutet  der  wdtliche  Besitz  der  Kirche  ihren 
Abfall  vom  Evangelium.  Wie  können  Papst  und  Kardinäle  mit  Petrus 
sagen:  siehe,  wir  haben  alles  verlassen  und  folgen  dir  nach?  oder: 
Silber  und  Gold  besitzen  wir  nicht!  Die  Anschauungen  Arnolds  griffen 
reißend  um  sich.  Die  Not  des  Volkes  war  ^ro6.  Zahlreiche  Bettler- 
scharen  durchzogen  das  Land,  und  zu  diesen  Vaganten  gehörten  nicht 
wenige  Studenten  und  arme  Kleriker.  Das  Evangelium  (Matth.  XIX) 
vom  reichen  Jünglinp  kannten  sie  gut.  und  die  sich  daran  knüpfenden 
Lehren  der  Vater  hatten  sie  auf  der  Schule  gehört.  Nicht  minder  aber 
kannten  sie  das  ihnen  widersprediende  Leben  der  Beherrscher  der  Kirche. 
In  beizenden  Spottliedem  brachten  sie  dem  Volke  diesen  Widerspruch 
zum  Bewußtsein.  Liest  man,  was  Glaser  damus  anfiihrt,  so  glaubt  man 
einen  Simplizissimus  des  la.  Jahrhunderts  zu  lesen.  Dem  damals  in' 
seiner  ersten  Ausbreitung  befindlichen  kapitalistischen  Geiste  gegenüber 
wird  die  Lehre  Jesu  vom  ungerechten  Mammon  wieder  Volksideal.  Und 
wenn  Arnolds  Wirken  zur  Entstehung  einer  Reihe  von  Organisations- 
versuchen der  Nichtbesitzenden  zur  Ausbreitung  dieser  Ideen  den  AnstoU 
gab,  so  war  es  Joachim  v.  Floris,  der  für  viele  kommende  (ienerationen 
allen  diesen  Bestrebungen  das  ihren  Ideen  entsprechende  Ziel  setzte. 
Er  entwarf  phantastische  Bilder  eines  glücklichen  Zukunitsstaatcs,  des 
tausendjährigen  Reiches.  Alsdann  wird  völlige  Besitzlosigkeit  herrs(  hen ; 
an  die  Stelle  des  tätigen  Lebens  wird  die  Ruhe  des  Beschauens  treten  j 
das  heilige  Jerusalem  kommt  vom  Himmd  danieder;  und  zwar  wud 
diese  höchste  Stufe  gesellschaftlicher  Entwicklung,  wo  ewiger  Friede 
herrscht,  wo  es  weder  fögentum  noch  Knechtschaft  gibt,  und  wo  Milch 
und  Honig  flieOt,  eingeleitet  werden  durch  einen  besitzlosen  Mönchs-' 
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«Hrdeo.  Dttinit  schiea  der  Orden  des  heiligen  Fnnzidais,  als  er  bald 
danuf  in  die  Eischeaimig  tmt,  prophesrit 

Es  ist  begreiflich,  daß  diese  Bestrebungen  zur  Verwirklichung  des  „armen 
Lebens"  in  den  Teilen  Europas  den  fruchtbarsten  Nährboden  fanden,  in 
denen  die  beginnende  kapitalistische  Entwicklung  am  vorgeschrittensten 
war.  Es  waren  dies  Oberitaiien  und  die  Provence.  Hier  waren  sowohl 
die  sozialen  Gegensätze  als  auch  die  Widersprüche  zwischen  der  christ- 
lichen Lehre  und  dem  christlichen  I  i  tien  am  größten.  Daher  dort  „die 
lombardischen  Armen",  hier  die  Waldt  nser.  Alle  diese  Bewegungen 
sehen  ihren  Hauptzweck  in  der  Bekamp tung  der  verweltliditen  Kirche: 
Sie  werden  daher  von  der  Kirche  mit  allen  Waffen,  welche  ihr  die 
Welt  an  die  Hand  gab,  bektfmplt. 

Anders  Fxanxiskus  von  Assisi  Er  predigt  die  Verachtung  des 
Reichtoms  nicht  der  Kirche,  sondern  der  Welt  überhaupt  Wie  Chrisitis 
vom  reichen  Jünglmg  verhmgt  er  Preisgabe  des  Besitzes  und  Verteüang 
desselben  an  die  Armen.  Dabei  aber  ein  bemerkenswerter  Zug:  ent- 
sprechend der  um  sich  greifenden  kapitalistischen  Entwicklung  ist  es  der 
Geldbesitz,  der  mehr  als  aller  andere  Besitz  dem  Hasse  des  Heiligen 
begegnet.  Sehr  begreiflich;  denn  im  Gelde  heßen  sm  h  die  Besitztümer 
anhäufen,  wie  dies  hei  keiner  Besitzform  früher  der  I  aU  uc\\  csen.  Daher 
predipt  Franziskus  besundcib  eiiidfüiglich  die  Verachtung  des  Geldes  und 
die  Verwerilichkeit  des  Strebens  nach  Gewinn.  Wer  ihm  folgt,  soU 
fUrder  kein  Geld  annehmen,  in  Armut  leben,  arbeiten,  aber  nur  geg» 
Nahrung,  nicht  gegen  Geld,  und  findet  er  keine  Arbeit,  so  soll  er  dss 
Nötige  sich  erbetteln.  Aber  kein  Auf  hluien  des  überfiiissigen  in  Sorge 
für  den  morgigen  Tag.  Alles,  was  er  ttber  die  bare  Lebensnotdurft  er- 
hll^  soU  den  Armen  gehören.  Und  um  die  Klippen  zu  vennetden,  an 
denen  das  Mönchswesen  bisher  gescheitert,  unternahm  es  Franziskus,  das 
Armutsideal  nicht  blofi  Dir  den  einselDen  Mönch,  sondern  auch  für  die 
Kloster-  und  Ordensgemeinschaft  zu  verwirklichen :  auch  die  Geraeinschaft 
der  Mönrhe,  das  Kloster,  der  Orden  soll  eigentumsunfähig  sein.  Bettel- 
arm im  wahren  Sinne  des  Wortes  sollen  die  Brüder,  auf  den  Ki  t  rag 
ihrer  Arlieit  imd  auf  Liebesgaben  fiir  ihren  Unierluii;  angewiesen,  in 
Entsagung  und  Demut  allein  der  Liebe  und  dem  Dienste  anderer  leben. 
Dabei  war  Franziskus  durchaus  keine  polemische  Natur.  Im  Gegenteile 
ennahnte  er  seine  Genossen,  «dafi  sie  keinen  Menschen  verurteilten,  noch 
jene  verachteten,  welche  kOstUch  leben  und  in  Fracht  und  Übeiflufi  ge- 
kleidet sind;  denn  Gott  ist  unser  und  ihr  Heir  und  kann  sie  zu  sich 
rufen  und  rechtfertigen'*. 

Im  Jahre  laxo  trat  Franziskus  vor  Innocenz  III.  tmd  legte  ihm 
seine  Regel  zur  Bestätigung  vor,  und  der  Papst,  der  allen  gegen  die 
ver^'eltlichte  Kirche  gerichteten  Bestrebungen  zur  Verwirklichung  des 
armen  Lebens  mit  allen  Mitteln  der  Gewalt  ent<^egengetreten,  erkennt 
d^e  gegen  die  Welt  im  ganzen  gerichtete  Keformbewegimg  an  und 
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gliedert  sie  ein  in  die  kirchliche  Organisation.  Das  war  eine  Handlung 
würdig"  Konstantins,  als  er  das  Christentum  zur  Staatsrelipion  machte, 
und  Justinians,  als  er  das  Mönchswesen  verstaatlichte.  Es  wurde  damit 
der  Refonnbewegung  jede  gegen  die  Kirche  gerichtete  SptCxe  abge- 
brodien.  Es  war  damit  flii  aUe,  wekhe  ach  ffir  ein  Leben  entaprediend 
dem  E^angelittm  begetsteftes,  die  Mögliddceit  der  Realisierbarkeit  dieses 
Ideab  und  zwar  innerhalb  der  Kirche  bewiesen.  Die  Kirche  seihet 
exidelt  die  Kontrole  über  diese  Bestrebongen,  um  sie  entsprechend  ihren 
Wünschen  zu  beeinflussen,  ja  man  konnte  die  Begeisterung,  welche  diese 
Vmrirklichung  des  Volksideals  vom  armen  Leben  bei  den  Gläubigen 
erwecken  mußte,  zu  weiterer  Steigerung  von  Reichtum  und  Macht  der 
kirchlichen  Organisation  gebrauchen. 

War  die  Anerkennung  statt  der  Bekämpfung  der  Bestrebungen  des 
heiligen  Franziskus,  die  Welt  zum  christlichen  I.cben  zurückzuführen,  im 
Interesse  der  bestehenden  kirchUchen  Organisation,  so  doch  nicht  in 
dem  der  Verwirklichung  des  franziskanischen  Ideals. 

Schon  bei  Lebaeiten  des  Franziskus  soUte  sich  der  dem  Papste 
emgeräumte  ^flu6  auf  seine  Schöpfung  sehr  ai  seinem  Schmerze  geltend 
machen.  Arbeiten  im  Dienste  anderer  kam  aufler  Übung;  die  Haupl- 
erwerbsqndle  wurde  der  Bettel;  aus  dem  Bettlergewand  nmdite  die 
Kirche  eine  Uniform.  Zunächst  blieben  Besitzlosigkeit,  Armut  und 
das  Verbot  von  Annahme  von  Gdd.  Aber  selbst  die  Besitzlosigkeit  er- 
litt alsbald  Einschränkungen.  Franziskus  hatte  seinen  Brüdern  feste 
Wohnsitze  verboten.  Als  er  erfuhr,  daß  sie  in  Bologna  ein  Gebäude 
bewohnten,  welches  man  das  Haus  der  Brüder  mnnte,  befahl  er  es  zu 
räumen,  und  beruhigte  sich  eij>t,  als  der  seinem  Uruen  als  Protektor  ge- 
stellte Kardmal  erklärte,  das  Haus  stehe  nicht  im  Eigentum  der  Brüder, 
sondern  nur  in  ihrer  Nutznießung.  So  begann  schon  bei  seinen  Leb- 
leiten  sein  Prinzip^  dafi  auch  die  Gemeinschaft  nicht  eigentumsfilhig  sem 
soDe,  umgangen  zu  werden.  In  seinem  kurz  vor  semem  Tode  verfiiflten 
Testamente  vermag  man  aus  der  nachdrücklichen  Betonung  der  früheren 
Armut  und  namentlich  der  Verpflichtung  zur  Arbeit  deutlich  den  Pro- 
test gegen  alle  diese  Wandlungen  herauszulesen.  Er  verlangte  darin 
wörtliche  Erfüllung  der  Regel  ohne  künstliche  Wegdeutung,  und  verbot 
die  Annahme  von  Privilegien  seitens  der  Kurie. 

Man  versetzte  Franziskus  zwar  unter  die  fleilitr^n,  aber  über  seinen 
letzten  Willen  schritt  man  hinweg.  Der  Orden  erhielt  eine  Menge  päpst- 
licher Privilegien.  Bereits  1230  wird  die  Verbindlichkeit  des  Testaments 
aufgehoben;  das  Verbot  der  deldannahme  wird  gemildert;  das  Gebot 
der  Besitzlosigkeit  wird  zunächst  noch  aufrecht  erhalten.  Allein  bereits 
1945  <nich  dieses  in  seiner  Wirkung  aufgehoben,  indem  man  be- 
stinmste,  daß  das  Eigentum  am  Besitz  der  Brttdcr  der  römischen  Kirche 
zustehen  solle,  der  Gebrauch  den  Brüdern.  Schnell  haben  die  Franziskaner 
anter  dem  Schutz  dieser  Deutung  nun  Schätze  gesammelt  und  Paläste  errichtet 
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Dieses  lascbe  Tt&sgtAien  der  wesentlichen  Zttge  der  (ranziskaii»- 
sehen  OrdeDsregd  Ist  tun  so  beachtenswerter  als  i^eidueitig  ein  Wandel 
in  der  kirchlichen  Eigentumslehre  stattfand.  Unter  dem  Einfluß  der  neu 
bekannt  gewordmen  Ethik  und  Politik  des  Aristoteles  bewirkte  Thomas 

von  Aquin  eine  ^o^^e  Annäherung  der  kirchlichen  Lelire  ans  Leben. 
Der  Grundgedanke  der  Auffassung  der  Kirchenväter  wird  von  ihm  aller- 
dings prinzipiell  fe«;tgehalten.  Das  Eigentum  steht  nach  wie  vor  allein 
bei  Gotti  aber  den  Menschen  ist  der  Gebrauch  gegeben.  Aber  während 
rdie  Kirchenväter  lehren,  daß  nadi  natürlichem  Rechte  alle  Güter  ge^ 
mein  seien,  und  im  Privateigentum  nur  ein  notwendiges  Übel  erblicken, 
sucht  Thomas  ihre  extremen  Aussprüche  nulder  zu  deuten  \  auch  heifie, 
wenn  man  sage,  daß  von  Natur  alle  Dii^e  gemein  seien,  dies  nicht,  daß 
das  Naturrecht  das  Privateigentum  verbiete»  sondern  nur  daß  dieses  durch 
die  menscliliche  Vernunft  dem  Naturrecht  hinzugefügt  sei.  Als  Gründe, 
warum  das  positive  Gesetz  das  Eigentum  eingeführt  liabc,  bezeichnet 
Thomas  den  gemeinen  Nutzen,  das  individuelle  inieresse  und  das  Inter- 
esse der  Sache  selbst. 

Nun  vA  klar,  wenn  man  alte  Rechte,  welche  das  Eigentiun  veileiht, 
einem  anderen  als  dem  Eigentümer  zuspridit,  macht  man  das  Eigentum 
zu  einem  inhaltlosen  Schemen,  denjenigen  dag^en,  wdcher  jene  Rechte 
ausüben  darf,  tatsächlich  zum  Eigentümer.  Das  gilt  sowohl  für  die 
Eigenturoslehre  des  Thomas  als  auch  fUr  jene  Wandlung  der  franziskani* 
sehen  Ordensrep^el,  wonach  den  Franziskanern  Besitz  unter  Ziischreibung 
des  EigentumsrechLs  an  die  römische  Kirche  eingeräumt  wurde.  Diese 
Distinktionen  vermochten  daher  die  überkommenen  Anschauungen  weder 
im  V  ollie  noch  bei  den  Eiingeren  unter  den  Franziskanern  zu  verdrängen. 
Ich  will  hier  nicht  die  Geschidite  der  Bewegungen  wiederholen,  welche 
nunmehr  sowohl  innerhalb  des  Franziskanerordens  als  audi  außerhalb 
desselben  in  der  Welt  stattfanden,  um  das  arme  hdbea  in  der  Nachfolge 
Christi  zu  verwirklichen.  Glaser  hat  sie  im  einzelnen  erzählt  Im  Fian* 
ziskanerorden  sind  es  zunächst  Antonius  von  Padua,  Alexander  von  Haies, 
Bonaventura,  welche  der  rasch  fortschreitenden  Verweltlichung  des  Ordens 
Einhalt  zu  gebieten  versuchen;  völlig  vergeblich;  die  Instinkte  der 
menschlichen  Natur  sind  stärker  als  das  Vermächtnis  des  heiligen  Fran- 
ziskus und  biegen  über  die  Forderungen  der  Askese.  Die  Brüder,  welche 
aus  der  Zeit  des  Franziskus  noch  Überleben,  werden,  wenn  sie  deroon> 
Striefen,  verfolgt;  einem  Bruder,  der  sich  auf  das  Testament  des  Heiligen 
beruft  wird  dieses  auf  dem  Kopfe  verbrannt;  selbst  der  heilige  Bona- 
Ventura  vergleicht  seine  Brüder  mit  Räubern.  Die  Bewegungen  zur 
Verwirklichung  des  armen  Eebens  in  der  Welt  aber  werden  mit  blutiger 
Gewalt  unterdrückt;  die  Saccati  in  der  Pro\cnre  werden  aufgelöst, 
Segarelli  in  Oberitalien  wird  verbrannt,  Dulcinus  von  Novara  unter  grau- 
samen Foltern  getötet.  Und  ein  Franziskaner,  Fra  Salimbene,  ist  es,  der 
uns  über  alle  diese  Grausamkeiten  in  einem  Tone  berichtet,  der  mehr  als 
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alles  beweist,  wie  völli^j  in  kürzester  Zeit  der  Geist  des  liebenswürdigen 
Heiligen  von  seinen  Jungem  gewichen  war. 

Von  allen  war  er  allerdings  noch  nicht  gewichen.    Indes  möge 
man  bei  Glaser  selbst  die  Einzelheiten  nachlesen  des  nun  entbrennenden 
Kampfes  der  Spiritualen,  der  FratriceQen  und  Beghinen  gegen  die  Ver- 
wdtlichuDg  des  Ordens  wie  der  Kirche^  welche  Hand  in  Hand  mit 
dem  in  der  Welt  fortscbrettenden  Kapilalimiis  fortschritt,  eines  Kampfes» 
der  sich  innerbalb  wie  außerhalb  des  Franaskanerordens  abspielte.  Die 
aosgezeichnetsten  Ordensbrüder,  danmter  der  begeisterte  Sänger  der 
Armut  Jacopone  da  Todi,  werden  wegen  ihrer  nicht  zu  erschütternden 
Anhänglichkeit  an  das  franziskanische  Ideal  jahrelang  im  Gefängnis  ^e- 
halten:  andere  werden  gemartert,  ja  selbst  nach  ihrem  Tode  sucht  man 
noch  einen  Makel  auf  sie  zu  werfen,  indem  man^  wie  bei  Olivi,  ihre 
(iebeiue  ausgräbt  und  ihre  (trüber  zerstört;  wieder  andere,  die  sich  beim 
Papste  über  die  Xichlbeobachtung  der  evangelischen  Armut  beklagen, 
weiden  der  Inquisition  ttbergeben,  vier  darunter  werden  verbrannt,  ein 
anderer  wird  eingemauert,  ein  anderer  in  Stock  und  dseme  Fesseln  ge- 
schlossen; und  doch  bestand  ihrer  aller  Verbrechen  nur  darin,  dafi  sie 
gepredigt,  db  Regel  des  Franziskus  sei  identisch  mit  dem  Evangelium 
Christi.    Nidit  anders  ergeht  es  den  außerhalb  des  Franziskanerordens 
auftretenden  Fraticellen  und  Beghinen.  Besonders  verdient  hervorgehoben 
zu  werden  der  1321  in  Narbonne  ausgefochtene  Streit  über  die  Armut 
Christi.    Ein  Beghine  wurde  angeklagt,  w-eil  er  behauptet,  daß  Christus 
und  die  Apostel  weder  gemeinsam  noch  für  sich  lügentum  besessen 
hätten;  einer  der  Richter  tritt  auf  die  Seite  des  jViigeklagten ;  die  Frage 
wird  zu  einem  Streite  zwischen  Dominikanern  und  Franziskanern.  Die 
Dominikaner,  um  die  Vorstellung  zu  verbreiten,  daß  Christus  Eigentum 
besessen  habe,  lassen  ihn  abbilden,  wie  er  gerade  einer  Geldbttchse  Geld 
entnimmt,  ja  sogar  mit  der  einen  Hand  ans  Kreuz  geheftet,  mit  der 
anderen  Geld  in  die  am  Gürtel  hängoide  Tasdie  steckte.   Die  Franzis* 
kaner  dagegen  sprachen  sich  1333  dahin  aus,  dafi  die  Armut  und  Besitz- 
losigkeit Christi  katholische  und  rechtgläubige  Lehre  seL    Eine  Reihe 
von  (Gutachten  spricht  sich  gegen  die  Armut  Christi  aus.    Der  Papst 
Johann  XXIT.  sclilietlt  sich  diesen  an.    Dem  Franziskanerorden  aber  ver- 
leiht er  das  Eigentum  an  seinen  Ciütern,  das  bisher  der  Kirche  zustand; 
die  rnterscheidung  zwischen  Figentuui  und  Nielibrauch  sei  eine  Fiktion, 
und  der  \'erzicht  auf  den  Besitz  trage  nichts  zur  Vollkommenheit  bei. 
Damit  war  auch  der  letzte  Rest  des  Unterschieds  zwischen  der  Besitz- 
losigkeit der  Franziskaner  und  der  anderer  Ordensmönche  beseitigt  Der 
Streit  aber  dauerte  fort  und  die  Scheiterhaufen  rauchten  weiter. 

Alvanis  PeUigius,  der  Beichtvater  desselben  Papstes  Johann  XXn.,  schrieb 
noch  1333  (De  planctu  ecdesie  I  art.  41  lit.  G  &  H.  Lugd.  167 1)  wie  die 
Kirchenväter  geschrieben:  Iure  nature  communis  est  possessio  et  com- 
munis omnitnn  possessk),  und  wenn  einst  Petrus  von  sich  gesagt  habe,  daß 
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er  weder  Gold  noch  Silber  besitze,  so  nmssc  ein  Prälat  heute  das  Gegen- 
teil von  sich  sagen.  Sein  Beichtkind  aber  gab  das  Evangelium  vom 
reichen  Jüngling  preis,  als  das  wirkliche  Leben  der  Kirche  mit  ihm  in 
Widerspruch  trat;  und  im  Fiaiuiskaneroidai  schritt  die  VerwelÜichuDg 
null  tmaufhaltsam  fort  Der  Bet^orden  des  heOigea  Franzislnis  wurde 
zu  einer  Organisation  des  Bettels  zum  Nutzen  der  Kirche.  Allein  so 
sehr  es  die  Verwandlung  des  in  der  Kirche  organisierten  Christentums 
in  eine  weltliche  Organisation  mit  sich  brachte,  daß  jede  zur  Verwirk- 
lichung der  Nachfolge  Christi  ihr  eingegliederte  Organisation  alsbald  mit 
verweltlichte,  die  Lehre  des  Evangeliums  erzeugte  immer  wieder  neue 
Bekenner.  In  den  Lehren  AVyclifs  treten  uns  deutliche  Anklänge  an  die 
Lehren  der  Kirchenväter  entgegen,  und  richtete  er  seine  Pfeile  auch  in 
erster  Linie  gegen  den  grüßten  damaligen  Eigentümer,  die  verweltlichte 
Kirche,  so  gingen  seine  Anhänger  doch  weiter.  Der  Priester  John  Ball 
predigte,  es  werde  in  England  nie  gut  wnden,  solange  es  keine  Güter- 
gemeinschaft, und  solange  es  leibeigene  Bauern  und  Herren  gebe.  Und 
endete  die  durch  diese  Lehren  hervorgerufene  Bewegung  mit  einer 
Niederlage  in  England ,  so  sollten  sie  doch  bald  darauf  in  Böhmen 
eine  hussitische  Auferstehung  erfahren. 

Allen  den  bisher  vorgeführten  kommunistischen  Bewegungen  war 
eines  gemein.  So  sehr  sie  sich  in  erster  linie  gegen  die  Kirdie  rich- 
teten, so  standen  sie  in  der  Lehre  vom  Eigentum  doch  im  Prinzip 
auf  dem  gleichen  Boden  wie  diese.  Hat  doch  noch  der  sogenannte 
letste  Scholastiker,  der  1495  gestorbene  Gabriel  Biel,  geschrieben: 
Lege  natorae  omnia  sunt  omnibus  communia  .  .  .  Iure  humano  didtnr 
haec  domus  mea:  haec  villa  raea:  hic  servus  meus  est  .  .  .  Tolle  jura 
imperatoris;  et  quis  audct  dicere,  haec  villa  mea  est  .  .  .  Per  jura 
regia  possidentur  possessiones.  Eben  weil  die  hier  erwähnten  Bewegungen 
auf  dem  gleichen  prinzipiellen  Boden  wie  die  kirchliche  Lehre  standen, 
hatten  ^  sich  gegen  die  Kirche  in  erster  Linie  gewendet  Diese  er> 
schien  ihn^  in  erster  Linie  verpflichtet,  das  in  Matth.  XIX  gesetsce 
Ideal  zu  verwirklichen;  sie  war  am  meisten  von  ihm  abgewichen.  Alle 
diese  Bewegungen  wurzelten  also  auf  einem  asketischen  Gedanken.  Es 
war  eine  Art  negativen  Kotinniniismus,  den  sie  erstrebten,  eine  Cieraein- 
samkeit  des  Besitzes  auf  (Jn;ij( liiere  des  Verzichts  auf  das  Überflussige, 
um  mittelst  desselben  die  Düringen  über  die  Not  zu  erheben.  Das 
änderte  sich  mit  der  Reformation.  Sie  lehrte,  daß  der  Mensch  in  die 
Welt  gesetzt  sei,  nicht  damit  er  die  Welt  fliehe,  sondern  damit  er  in 
der  Welt  Gott  diene;  damit  trat  sie  in  Widerspruch  mit  der  bis  dahin 
empfohlenen  Lossagung  von  allem  Irdischen;  das  Eigentum  an  irdtsdien 
Gütern,  das  Streben  nach  ihrem  Erwerb  und  nadi  dem  Reichtum,  sowie 
dtJ  Handel,  erschienen,  weil  naturgemäß,  nunmehr  als  Bestandteile  der 
von  Gott  gewollten  Ordnung.  Damit  änderte  sich  auch  der  Charakter 
der  kommunistischen  Bestrebungen.   An  die  Stelle  eines  auf  Gedanken 
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der  Askese  beruhenden  negativen  Kommunismiis  tritt  fortan  ein  auf  der 
Weltfreudigkcit  beruhender  positiver  Kommunismus.  Nicht  mehr  Verwirk- 
lichung des  armen  Lebens  erscheint  als  das  Ziel,  sondern  Gemeinsamkeit 
des  Genießens  der  sich  bietenden  und  zu  mehrenden  irdischen  Güter. 

Der  prinzipielle  Bnich  mit  der  alten  Eigentumslehre  erfolgt  mit 
Luther.  Während  die  christliche  Lehre  im  Anschluß  an  die  .Auflassung 
des  alten  Testaments  von  den  Kirchenvätern  bis  zu  Gabriel  Biel  den 
Kommunisrntis  immer  als  den  dem  nalOrlichen  wid  gdttlidien  Rechte 
entspredkenden  Zustand  betraditet  hatte  und  das  £%entum  nur  als  ein 
infolge  der  Schwäche  der  menschlichen  Natur  notwendiges  Obel,  ist 
lather  ein  entschiedener  Gegner  des  Kommunismus.  IKe  Ansehung 
des  alten  Testaments  lehnt  er  ab  unter  Hinweis  auf  den  Gegensatz  des 
alten  Testaments  zum  neuen.  Dagegen  beruft  er  sich  auch  fürs  alte 
Testament  auf  Abraham,  der  selbst  sehr  reich  an  Vieh,  Silber  und  Gold 
und  doc'^  sehr  :rottselig  gewesen,  und  fürs  neue  auf  Christus,  der  selbst 
Eigentum  besessen  habe.  Ein  gleich  entschiedener  Verteidiger  des 
Privateigentums  ist  Calvin.  Dabei  war  unter  dem  F'influß  der  fort- 
schreitenden wirtschaftlichen  haivvicklung  im  15.  Jahrhundert  in  den 
kontinentalen  Ländern  nördlich  der  Alpen  das  römische  Recht  rezipiert 
worden  mit  semer  Auffassung  vom  ^gentum  als  dem  jus  utendi  et 
abutendi 

Was  war  die  Folge?  Unter  dem  Druck  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung gelangt  nun  in  den  reformieitoi  Ländern,  auch  wenn  sie  das 

römische  Recht  nicht  rezipieren,  unter  dem  Einfluß  der  reformierten 
Lehre,  in  den  katholisdien  Ländern  unter  dem  £influö  der  Rezeption 
des  römischen  Rechts  eine  neue  Auffassung  vom  Eigentum  zur  Geltung : 
die  Auffassung  vom  Eigentum  als  subjektives  Recht  In  der  Eehre  der 
katholischen  'l'heologen  und  ihrer  Geistesverwandten  aber  bleibt  nach 
wie  vor  die  alte  Auffassung,  daß  nach  dem  Naturreclit  der  allein  nor* 
male  Zustand  der  Kommunismus  sei,  daij  das  Eigentum  nichts  weiter 
sei  als  ebe  infolge  des  Sündenfalls  notwendig  gewordene  Konzession  an 
der  Schwäche  der  menschlichen  Natur.  So  z.  B.  bei  Pascal,  Bossuet. 
Der  Jesuit  Bourdaloue,  der  berühmte  Kanselredner  des  17.  Jahrhunderts« 
wiederholt  in  seinen  Predigten  über  den  Reichtum  und  über  das  Almosen 
unter  starken  Anklängen  an  die  Reden  eines  Basilius,  Ambrosius,  Chryso- 
StOTHus  deren  Lehren  über  das  Eigentum. 

Welches  aber  ist  die  weitere  Entwicklung? 

In  den  reformierten  Tündern  entstehen  im  Gegensatz  zu  der  zur 
Herrschaft  gelangenden  Auffassung  des  Eigentums  als  eines  subjektiven 
Rechtes  kommunistische  Sekten,  wie  die  Wiedertäufer,  die  Diggers,  die 
Huterischen  Brüder.  Namentlich  in  England  erschien  im  17.  Jahrhundert 
eine  Anzahl  Broschüren,  welche  alle  da\ou  ausgehen,  daß  von  Natur 
allen  alles  gemein  sei.  Indem  das  Sondereigentum  entstand,  wurden  die 
Nichtbesitzenden  die  Sklaven  des  Eigentümers.  Dem  Staate  wird  zu- 
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gemutet,  in  der  einen  oder  anderen  Weise  die  Ftoduktion  und  Verteilung 
der  Güter  in  die  Hand  2U  nehmen.  Wie  bei  den  Kirchenvitem  der 
Eigentümer  nur  der  Verwaker  seines  Gutes  im  Interesse  der  Armen 
sein  sollf  so  erscheint  in  aUen  diesen  Schriften  das  Wohlergehen  der 
Armen  als  der  ^t  u^xt  il^  bei  Beurteilung  sowohl  des  politischen,  als  auch 
des  sozialen  und  wirtschaftlichen  Ztistands  des  Landes.  Unter  den  hier- 
her<;ehörigen  Schriftstellern  sind  zu  nennen  Hartlib,  der  Holländer  Peter 
Cornelius,  Gerard  \MTr  tanley,  alles  Quäker.  Im  Jahre  1696  veröffent- 
lichte John  Bellers  beine  „Proposais  for  raising  a  coUege  of  industr)'  of 
all  useful  trades  and  husbandr),  with  profit  for  the  rieh,  a  plentiful 
living  for  the  poor,  and  a  guod  education  for  youth ;  which  will  be  advantage 
to  the  govemment  by  the  increase  of  the  people  and  their  riches",  eine 
Sdirift  mit  Gedanken  ähnlich  denen  des  genannten  Peter  Cömelios 
und  denen  Robert  Owens.  1775  wirft  Thomas  Spence  die  Frage  auf» 
ob  alle  Mitglieder  der  Gesellschaft  atte  Vorteile  geniefien,  die  sie  infolge 
ihres  natürlichen  und  gleichen  Rechtes  auf  Land  und  Freiheit  au  ver- 
langen berechtigt  sind,  und  beantwortet  die  Frage  mit  Nein.  Wenige 
Jahre  später  tritt  Professor  Ogilvie  in  Aberdeen  ein  für  Verstaatlichung 
des  Bodens.  Dasselbe  \erlangt  Godwin  in  seiner  Political  Justice  und 
1817  verlangt  Robert  Owen  die  Reorganisation  der  Gesellschaft  auf 
genossenschaftlicher  Grundlage.  Damit  sind  wir  bei  der  int)dcrnen 
sozialistischen  Bewegung  in  England  angelangt ,  welche  über  Gray, 
Thompson,  Hudgikin,  Edmonds,  Bray  zu  Karl  Mar.v  tuhrt. 

In  den  katholischen  Ländern,  wo,  wie  bemerkt,  zunächst  noch  die 
alte  katholische  Auflassung  vom  Eigentum  von  den  Theologen  aufrecht 
erhalten  wird,  ist  die  Entwicklung  nicht  anders.  Diese  Auflassung  genügt 
hier,  solange  die  Menschen  wirklich  katholisch  denken.  Wie  aber, 
wenn  dies  aufhört?  Die  alte  Auffassung  vom  Kommunistnus  als  dem 
allein  dem  Naturrechte  entsprechenden  Zustande  bleibt,  aber  die  Recht- 
fertigung des  Eigentums  als  Notwendigkeit  infolge  des  Sündenfalls 
fällt.  Folglich  hier  die  heftigsten  theoretischen  Angriffe  auf  das  Eigentum 
und  Versuche,  den  Kommunismus  theoretisch  zu  begründen.  Das  Eigentum 
wird  als  Quelle  aller  ökonomischen  Ungleichheit  und  sittlichen  Ver- 
worlciilieit  und  politischen  Mißstände  hingestellt.  Charakteristisch,  daß 
alle,  von  denen  diese  AngrilVe  ausgehen,  selbst  entweder  Geisüiche  ge- 
wesen sind  oder  doch  eine  theologische  Bildung  durchgemacht  haben, 
und  vom  Christentiun  abgefallen.  So  der  Abb^  Morelly,  der  Abbd  Mablj, 
der  Pfarrer  Jean  Meslier.  Es  ist  der  Kirchenvater,  der  den  Piiesterro<^ 
abgestreift.  Der  alte  Radikalismus  ist  geblieben,  der  christliche  Kompromiß 
mit  der  Wirklichkeit  fiel.  Darauf  dann  auch  andere  wie  Brissot  Babeuf 
sucht  die  neue  Idee  im  Leben  zu  verwirklichen.  Darauf  Sl  Simon, 
Pourier,  Proudhon,  Gäbet,  Considerant  bis  zu  den  heutigen  iianzäsischen 
Sozialdemokraten,  die  sich  zu  Marx  bekennen. 

Ah  in  der  Zeit  nach  der  Kefonnation  die  moderne  Wissenschaft 
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aufkam,  einpfand  sie  das  Bcdurtnis  nach  einer  Rechtfertigung  des  Eigen- 
bims  als  eines  subjektiven  Rechu;  sie  fand  sie  zunächst  in  der  sei  es 
durch  einen  Urvertng,  sei  es  durch  Befehl  des  Gesefa^bers»  dem  ein- 
sehien  übertragenen  Befugnis.  So  Grotius;  ursprünglich  war  nach  ihm 
Alles  gemein;  das  Sondereigentum  entstand  auf  Grund  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Vertrags,  ausdrücklich,  wo  man  die  Güter,  die 
diedem  gemein  waren,  teilte»  stillschweigend,  wo  man  okkupierte.  Der 
Grund,  warum  die  Menschen  auf  die  ursprüngliche  Gütergemeinschaft 
verzichteten,  und  zwar  zuerst  an  Mobilien,  dann  an  Immobilien,  war 
einmal,  daß  sie  sich  nicht  länger  mit  einfachen  Bedürfnissen  zufrieden 
gaben,  denn  um  besser  zu  leben  benüti^^t  man  der  Arbeit,  die  der  Eine 
auf  dieses,  der  andere  auf  jenes  verwandte;  und  sodann  der  Mangel  an 
Billigkeit  und  Eintracht  infolge  deren  man  keine  gerechte  Gleichheit 
weder  in  der  Arbeit  (Produktion)  noch  im  Verbrauche  des  Ertrags  (Ver- 
teilui^)  bewahrt  haben  würde.  Der  Grund  der  Anerkennung  eines 
Sondereigenturos  war  also  die  Rücksicht  auf  seine  Wirkungen.  So  femer 
Hobbes.  Das  Eigentum  entstdit  ihm  infolge  des  Willens  des  Gesetz- 
gebers,  da  ohne  seine  Anerkennung  ewiger  Krieg  herrschen  würde.  So 
weiter  Wolf,  Pufendorf,  Monte5;(iuieu,  Bentliam.  Nach  ihnen  allen  wurzelt 
das  Eigentum  ni(  im  Naturrecht,  sondern  im  Willen  des  Gesetzgebers 
wie  nach  der  alten  kirclilichen  Lehre.  Dabei  findet  sich  auch  der  Hin- 
weis auf  die  Notwendigkeit,  Streitigkeiten  zu  verhüten,  den  Mobbes  als 
Motiv  des  Gesetzgebers  in  den  Vordergrund  stellt,  schon  bei  Aristoteles 
und  nach  ihm  bei  Thomas  v.  Aquin.  Freilich  war  damit  nur  die  Not- 
wendigkeit des  Bestehens  ein^  bestinunten  Ordnung  hinsichtlich  des  Ge- 
nusses  der  Güter  dargetan,  nicht  aber,  daß  diese  Ordnung  in  der  Auer- 
kennung  emes  Eigentums  Privater  besteben  müsse. 

Diese  Begründung  hat  eist  John  Locke  zu  geben  versucht  Seine 
Lehre  ist  die  eist^  wonach  das  Eigentum  nicht  als  Einrichtung  der 
positiven  Gesetzgebung,  sondern  des  Naturrechts  erscheint.  Locke  sieht 
Ursprung  und  Rechtfertigung  des  Eigentums  in  der  Arbeit.  Jeder  hat 
Kiirentum  an  seiner  Person ;  an  dieses  hat  niemand  ein  Recht  außer 
ihm;  die  Arbeit  seines  Körpers  und  tlas  Werk  seiner  Hände  gehören 
ihm  eigentümlich.  Was  immer  also  der  Mensch  aus  dem  Zustand,  in 
welchen  es  von  der  Natur  versetzt  und  in  dem  es  von  ihr  gelassen  ist, 
entfernt,  damit  hat  er  seine  Arbeit  verbtmden  und  etwas  hinzugefügt, 
was  sein  eigen  ist  und  wodurch  es  somit  sein  Eigentum  wird.  Dadurch 
da0  er  es  aus  dem  Zustand  der  Gemeinsamkeit,  in  welchen  es  die  Natur 
versetzt  hat;  entfernt  hat,  ist  ihm  durch  seine  Arbeit  etwas  beigelügt 
worden,  was  das  gemeinsame  Recht  anderer  Menschen  ausschließt:  denn 
da  diese  Arbeit  das  tmzweifelhaftc  Eigentum  des  Arbeiters  ist,  so  kaim 
niemand  ein  Anrecht  an  dem  haben,  mit  dem  diese  Arbeit  verbunden 
ist,  wenigstens  da,  wo  genug  davon  da  und  ebenso  Gutes  für  den  Gemein 
besitz  anderer  gelassen  ist. 
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Ahn  Hell  auch  die  Physiokraten.  Freiheit  und  Eigentum  waren  nach 
Quesnay  schon  vor  der  Gesellschaft  vorhanden.  Das  Eigentum  erscheint 
ihm  ak  berechtigt  als  Ergebnis  der  Arbeit.  Das  Eigentum  also  em 
Natnrrecht.  Es  beruht  auf  der  absolaten  Gereditigkeit,  welche  der 
Willkür  imd  Wandelbarkeit  der  Gesetegebung  entzogen  ist  So  ferner 
noch  viele  andere,  wie  M.  Mendelssohn»  Giarles  Comte,  Adoli>he  Hiieis. 

Allein  die  Gegner  des  ^gentums  wurden  durch  diese  Beweisführung 
nicht  überzeugt.  Sie  hatten  es  nicht  schwer,  nachzuweiseoi  daß  für  die 
große  Masse  des  bestehenden  Eigentums  die  als  Entstehungsursache  an- 
genommene Voraussetzung  nicht  zutrifft.  Niclit  aus  der  Arbeit  des  der- 
inaligen  Eigentümers  oder  dessen  Rechtsvorgängers,  sondern  aus  ange- 
eigneter fremder  Arbeit  sei  es  entstanden.  Daher  denn  Hierony  mus  ratt 
Recht  sage:  Omnes  divitiae  ab  ini(iuitate  descendunt .. .  dives  aut  iniquus 
aut  iniqui  haeres.  Nirgends  seien  in  Europa  die  Spuren  der  mittel- 
alterlichen Vermdgensvertälung,  wie  sie  sowohl  das  Ergebnis  der  Feudal' 
wie  der  Kjrchenverfiusung  seien,  verschwunden.  Noch  heute  entständen 
die  großen  Vermögen  weniger  durch  eigene  Arbeit  der  Inhaber  als  viel- 
mehr durch  Werterhöhung  und  SpekulatioiL  Auch  das  nicht  Miuch 
Arbeit  entstandene  Eigentum  aber  werde  geschützt.  Die  modernen 
Sozialisten  haben  daher  den  Gedanken  eines  auf  Arbeit  benilienden 
Eigentums  als  Postulat,  nicht  aljer  als  Recht fertigimg  des  bestehenden 
Eigentums  aufgenommen.  Kodbertus  hat  die  Rechtfertigung  des  Eigen- 
tums aus  der  Arbeit  eine  Theorie  des  boscn  Gewissens  genannt.  Arbeits- 
eigentum sei  ein  Ziel  der  Zukunft,  entspreche  aber  nicht  der  tjegenwart. 

Es  war  dann  eigentlich  nur  die  Hervorkehrung  einer  anderen  Seite 
der  Au0assung  Leckes,  wenn  andere  eine  naturrechtUche  Basis  für  das 
Eigentum  darin  sahen,  indem  sie  es  als  natürliche  Erweiterung  der  Per* 
sönlichkeit  hinstellten.  Auch  finden  sich  hierfür  bereits  Ansätze  bei  den 
Physiokraten.  So  femer  Kant,  Hegel  und  seine  Schule.  Darauf  ant- 
worteten die  Nichteigentümer:  auch  wir  bedürfen  der  äufieren  Dinge  zum 
vollen  Auswirken  unserer  Persönlichkeit.  \'oraussetzung  dafür,  dat^  das 
Eigentum  in  dieser  Weise  gerechtfertigt  werden  könne,  ist,  daU  jeder 
die  Möglichkeit  habe,  zur  Aufrechterhaltung  seiner  Persönlichkeit  sich 
Eigentum  zu  erarbeiten.  Diese  Voraussetzung,  von  der  auch  Loci<e  :uh- 
geht,  triÖt  nicht  mehr  zu.  Daher  Umwandlung  und  Erweiterung  des 
Eigentums,  so  daß  es  für  jeden  Menschen  seine  naturliche  und  not- 
wendige Ausdehnung  in  Bezug  auf  diese  Dinge,  das  unerläßliche  Werk- 
zeug des  Lebens  und  der  Entwicklung  wird.  Aus  der  Apanage  nner 
gewissen  Anzahl  Menschen  soll  es  das  ErbteÜ  AUer  werden. 

Dann  kam  Stahl  und  zeigte  abermals  eine  neue  Seite  der  Grund* 
idee  Leckes.  Eigentum  sei  Stoff  für  die  Offenbarung  der  Individualität 
des  Menschen,  aber  nicht  bloß  die^  sondern  auch  für  die  ErfaUiing 
setner  sittlichen  Pflichten,  besonders  gegen  sich  und  seine  Familie.  Eigen- 
tum sei  also  nicht  bloß  ein  Mittel  der  Selbstsucht,  sondern  auch  der 
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PflichterfiilluDg.   In  seiner  1864  erschienenen  Schrift  „Die  Arbeiterfrage 

und  das  Christentum"  hat  Freiherr  von  Ketteier,  Bischof  von  Mainz,  diese 
Auffassung  Stahls  in  merkwürdiger  Weise  mit  der  der  Kirchenväter  ver- 
(luickt.  um  mit  Rücksicht  auf  die  von  diesen  den  Reichen  gcpredig^tc 
Unterstut/iüiG'  der  Armen  das  Postulat  staatlicher  Subvention  von  Pro- 
duktivgenossenscliaften  abzulehnen:  durch  eine  von  Majoritäten  dekretierte 
Staatshilfe  werde  dem  Reichen  die  Möf^lichkeit  f^enommen,  seine  Pflicht 
gegeiiuhcr  seinem  annen  Mitbruder  zu  erfüllen.  Dies  ist  eine  Recht- 
fertigung des  Eigentums  vom  Standpunkte  des  Aristokraten.  Der  Nidit- 
eigentflmer  dagegen  erklärte,  auch  er  habe  das  Bedttrfiiis  nach  Offen* 
barung  seiner  Individualität  sowie  PfUchten  gegen  ach  und  andere.  Er 
könne  sich  nicht  dazu  verstdien,  durch  das  Eigentum  anderer  in  Not 
versetzt  und  gehalten  zu  werden,  um  diesen  Eigentümern  als  Himmels- 
leiter zu  dienen,  indem  er  ihnen  Gelegenheit  gebe,  an  ihm,  dem  not- 
leidenden Nichteigentümer,  die  Pflichten  des  Eigentums  zu  erfüllen.  Er 
ziehe  es  vor,  in  der  l.o^e  /n  sein,  es  nicht  nötig  zu  haben,  daß  andere 
Pflichten  gegen  ihn  criliUten,  und  imstande  zu  sein,  selbst^  seinen 
Pflichten  gegen  sich  nachzukommen. 

Adolph  Thiers  endlich,  der  im  übrigen  ein  Anhänger  der  Arbeits- 
iheorie  war,  suchte  diese  naturrechtliche  Begründung  noch  durch  einen 
ErlähiangiBbeweis  zu  verstärken.  Indem  er  die  vaOig  unhaltbare  Behaup- 
tung au6te1Ite^  der  eigentumslose  Zustand  sei  gegen  die  Natur,  indem 
CS  niemals  einen  Zustand  ohne  Eigentum  gegeben  habe;  ein  solcher  sei 
unmöglich. 

Das  historisch  Merkwürdigste  haben  wir  dann  unter  dem  Pontifikate 
Leos  XIIL  erlebt:  in  der  Enzyklika  De  conditione  opificum  ,Jtenunno- 

varum  semel  excitata  cupidine"  vom  15.  Mai  1891  hat  der  Papst  alle  die  vor- 
stehenden naturrcchtlirlien  Begründungen  des  Eigentums  gewissermaßen 
enzyklopädisch  zusammengefaßt.  l'.s  war  dies  eine  große  Neuerung. 
Die  Kirchenväter  haben  aufs  energischste  bestritten,  daß  das  Eigentum 
im  Naturrecht  begründet  sei;  es  sei  erst  durch  Akt  der  positiven  Gesetz- 
gebung entstanden.  Das  kanonisclie  Recht  hat  dieselbe  Auffassung  mit 
Nachdruck  vertreten.  Selbst  Thomas  v.  Aquin  hat  daran  festgehalten, 
da6  die  Teilung  der  Güter  nicht  auf  Natunecht,  sondern  anf  positivem 
Gesetze  beruhe  und  nur  betont,  das  Privateigentum  widerspreche  nicht 
dem  Natunecht,  sondern  sei  durch  die  menschUcbe  Vernunft  dem  Natur- 
recht  hinzugefügt.  Und  noch  jahrhundertelang  nach  dem  heiligen 
'Ilionias  haben  die  größten  Lehrer  der  katholischen  Kirche  sogar  die 
Lehre  eines  Basilius,  Gregor  v.  Nazianz,  Ambrosius,  Augustinus,  Hierony- 
mus, Chrysostomus,  häufig  unter  Gebrauch  von  deren  eigenen  Worten, 
wiederliolt.  In  Gegensatz  hierzu  hat  Leo  Xlll.  in  der  gedachten  Enzyklika 
erklart;  Merito  universitas  generis  humani,  dissentientibus  paucorum 
opinionibus  nihil  admodum  molx,  studioseque  naturam  intuens,  in  ipsius 
lege  naturae  fundamentum  reperit  partitionis  bonorum. 
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possessionesque  privatas,  ut  quae  cum  hominum  natura  pacaloque 
et  tranquillo  cODvictu  maxime  congniant,  omnium  saeculorum  non  con- 
secravit.    Leges  autem  civiles,  quae,  cum  justae  sunt,  virtutem  suam  ab 

ipsa  naturali  lege  ducunt,  id  ju^,  dcijao  loquimiir,  confirniant  ac  vi  etiani 
adhibenda  tucntur.  Dies  ist  eine  völlige  Umkehr  der  mehr  als  tauseiKi- 
jährigen  kirchlichen  Lehre.  Bisher  ging  diese  dahin,  daÜ  gemäß  dem  Natur- 
recht  allen  alles  gemein  sei  und  die  Teilung  der  Guter  in  Sondereigen - 
tum  lediglich  auf  potittvem  Gesetze  beruhe;  Leo  XIII.  sagt,  dafi  sie  auf 
Natunrecht  beruhe  und  dafi  das  positive  Gesets,  indem  es  sie  mit 
Zwangsgewalt  schütze,  ledig^ch  das  Gebot  des  Naturrechts  rar  Geltung 
bringe.  Während  Clemens  von  Alexandrien  (Paedagog.  TI  c.  12  Migne, 
Patr.  graeca  Vm,  543)  schrieb:  „Gott  hat  uns  das  Recht  des  Genusses 
gegeben,  aber  nur  bis  zur  Grenze  der  Notwendigkeit  und  seinem  Willen 
nach  muß  der  Genuß  gemeinsam  sein.  Es  ist  nicht  in  der  Ordnung, 
daß  einer  im  Überfluß  sitzt,  wäiirend  mehrere  darben",  und  Ambrosius 
(De  od.  minisir.  I  c,  28  Migne,  Patr.  lat.  XVI,  67):  „Natura  ouuiia 
Omnibus  in  commune  proftidtt  Sic  enim  Deus  generari  jussit  omnia» 
ut  parttts  Omnibus  communis  esset,  et  terra  foret  omnium  quaedam  com- 
munio  possessio.  Natura  igitur  Jus  commune  generavit,  usurpatio  jus 
fecit  privatum",  bekämpft  Leo  Xm.  die  Sozialisten,  welche  ^Uicitata 
egentium  in  locupletes  invidia,  evertere  ]»ivatas  bonorum  possessiones 
contcndunt  oportere,  eanimque  loco  communia  universis  singulorum  bona 
facere",  mit  den  Worten:  „remedium  jiroponunt  cum  justitia aperte  pugnans, 
f^iiia  possidere  res  privatim  ut  suas,  jus  est  h  o  ni  i  n  i  a  n  a  t  u  r  a  d  a - 
1 11  in."  Wahrend  der  heilige  Basilius  wütend  über  den  iierzieht,  der  da 
sagt:  „Wem  tue  ich  unrecht,  wenn  idi  das  Meioige  behalte und  ihn 
als  einen  Räuber  hinstelle  der,  nachdem  er  einen  Plats  eingenommen 
hat,  alle  später  Kommenden  wegdrängt,  behauptend,  dafi  das,  was  allen 
zum  Gebrauche  gemeinsam  offen  steht,  ihm  besonders  angehöre,  be- 
zeichnet Leo  XIII.  urogekelut  die  als  Räuber  „qui  usum  quidem  soli, 
varios<]ue  praedionim  fructus  homini  private  concedunt:  ut  possideri  ab 
eo  et  domino  vel  solum,  in  ([uo  aedihcavit,  vel  praedium  (|Uod  excoluit, 
plane  jus  es.se  negant."  Ja,  wahrend  Basilius  den  einen  Dieb  nennt,  „der 
den  Nackten  nicht  bekleidet,  obgleich  er  es  tun  kann"  und  ausruft: 
„Dem  Hungrigen  gehört  das  Bro^  das  du  behältst,  dem  Nackten  der 
Mantel,  den  du  bewahrst,  dem  Unbeschuhten  der  Schuh,  der  bei  dir 
modert,  dem  Dürftigen  das  Silber,  das  du  ve^aben  hältst  Daher  tust 
du  so  vielen  Menschen  unrecht,  so  vielen  du  geben  könntest",  und 
Hieronymus  schreibt:  „Wenn  du  mehr  hast,  als  dir  zur  Nahrung  und 
Kleidung  nötig  ist,  so  gib  es  weg  tind  fiir  so  viel  erachte  dich  als 
Schuldner'',  sagt  die  Enzyklika:  „Nemo  jubetur  .  .  .  fradcre  alüs  (]uo  ipse 
egeat  ad  id  servandum  <juud  personae  conveniat,  quodque  deceat:  nuilus 
enim  inconvenienter  vivere  debet.** 

Indes  wo  bin  ich  angelangt?  Ich  wollte  eine  Anzeige  der 
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Sduift  Glaseis  schreiben  und  der  von  ihm  behandelten  Bewegung  ihre 
Sidlting^  IQ  der  Entwiddung  der  Anschauungen  Über  das  Eigentum  an- 
weisen und  bin  darüber  ai  einer  Abhandlung  über  die  Entwicklung  der 
Aoffifk  auf  das  Eigentum,  die  Stellung,  welche  die  kirchliche  Lehre  in 
dieser  Entwicklung  einnimroti  und  die  Wandlung,  welche  diese  kirchliche 
Ldire  erfahren  hat,  gekommen.    Dabei  sei  bemerkt,  daß  sowohl  Glaser 
wie  auch  ich  selbst  keinerlei  Tadel  gegen  die  Kirche  wegen  dieser 
Wandlung  auszusprechen  benbsirhtif^en.    Wir  finden  sie  völlig  in  der 
Natur  der  Dinge   begründet.     Nur  erheischt  e^  die  wissenschaftliche 
Wahrhaftigkeit ,  daß  diese  Wandlung  gegenüber  der  Behauptung  einer 
Unwandelbar keit  in  der  kirclilichen  T,ehrc  festgestellt  werde.    I^o  XIII. 
wir  ein  eifriger  Verehrer  des  Thoiaas  v.  Aquin.    Er  hat  ihn  auch  in 
seiner  Enzyklika  wiederholt  aitierL  AUein  wenn  er  sich  ab  seinen  Schüler 
belmm^  so  ist  er  dies  oich^  indem  er  dessen  Eigentumstehre  wieder- 
gibt, denn  die  ^j^tumslehre  Leos  XUL  ist  weit  moderner  als  die 
des  Tliomas;  sie  verhält  sich  zu  dieser,  wie  die  thomistisdie  sich  etwa 
ZD  der  der  Kirchenväter  verhält.   Leo  XIII.  ist  der  Schüler  des  Thomas 
vielmehr  eben  in  der  Art  und  Weise,  wie  er  gleich  diesem  seine 
Eigentumslehre  mit  den  vorgeschritteneren  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
in  Einklanjj  zu  bringen  bemüht  ist.    Gla.ser  ist  bei  allem  dem  Fleiße, 
den  er  dem  Studium  der  franziskanischen  Bewegung  gewidmet  hat,  doch 
stets  bereit,  die  weltliche  Haltung  der  Kirche  ihr  gegenüber  zu  ent- 
schuldigen; vielleicht,  daii  er  hier  und  da  sogar  zu  viel  entschuldigt. 
Was  das  Eigentum  angch^  so  scheint  er  dessen  Rechtfertigung  nicht 
in  den  Gründen  zu  sehen,  welche  sät  Locke,  wie  eben  dargelegt  wurde, 
für  dasselbe  geltrad  gemacht  wordm  sind,  und  die  alle  an  dem  Fehler 
leiden,  daß  sie  das  Eigentum  swar  in  den  Augen  derjenigen,  die  etwas 
besitzen,  zu  rechtfertigen  vermögen,  auf  die  Nichtbesitzenden  aber  völlig 
eindrucklos  bleiben.    Er  scheint  sie  vielmehr  in  dem  zu  sehen,  worin 
bereits  Grotius  die  Berechtigung  für  jene  Anerkennung  erblickt,  welche 
das  Eigentum  nach  seiner  Meinung  im  Urvcrtrag,  sei  es  ansdrtirklirh, 
sei  es  stillschweigend,  gefunden  habe,    nämlich   in   sfii-cn  Wirkungen, 
und  zwar  in  seinen  Wirkungen  nicht  tür  die  eini^elnen,  sondern  für  die 
Gesamtheit.     Diese  Wirkungen  des  Eigentums,  und  zwar  seine  wirt- 
schalUichen,  gesellschaftlichen  und  staatlichen,  zu  erörtern,  würde  diese 
Anzeige  aber  noch  ungebührlicher  ausdehnen,  als  dies  schon  geschehen  ist. 

LUJO  BRENTANO. 
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Der  Zusammenbruch 
der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  im  Lrichte 
der  nationaiöko&omischen  Theorie. 

Von 

MICHAEL  TÜGAN-BARANOWSKY. 

I. 

Vom  Standtninkte  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
wird  die  gesamte  soziale  KntwirkUm^  durch  die  wirtschaftliche  be- 
stimmt. Es  ist  nicht  das  Bcw  ul.ksein  der  Menschen,  das  soziale 
Revolutiunen  hervorruft,  sondern  die  Widersprüche  des  materiellen 
Lebens,  die  Konflikte  zwischen  gesellschaftUchcn  Produktivkräften 
und  Produktionsverhältnissen,  Um  die  Notwendigkeit  des  Zusammen- 
bruchs der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  und  die  Unvermeidlich- 
keit ihrer  Umwandlung  in  die  sozialistische  nachzuweisen,  dazu  ist 
vor  allem  erforderlich,  einen  strengen  Beweis  zu  liefern  für  die 
ökonomische  Unmöglichkeit  des  Fortbestehens  des  Kapitalismus 
auf  einer  bestimmten  Stufe.  Ist  einmal  eine  solche  Unmöglichkeit 
festgestellt ,  so  ist  damit  die  Notwendigkeit  der  Verwandlung  des 
Kapitalismus  in  sein  Gegenteil  bewiesen  und  der  Sozialismus  aus 
dem  Reiche  der  Utopie  in  das  der  Wissenschaft  glücklich  hinüber* 
geführt. 

Das  war  der  ganz  natürliche  Gedankengang  von  Marx  und 
Engels,  indem  sie  vom  Standpunkte  ihrer  geschichtsphilosophischen 
Ansichten  ihre  sozialistischen  Uberzeugungen  zu  begründen  suchten. 
Die  rein  ökonomische  Unmöglichkeit  des  Fortbcstehens  des  Kapita- 
lismus an  den  Tag  zu  legen  —  das  müßte  fiir  sie  flic  Hauptsache 
sein.  Denn  widerspricht  etwa  das  weitere  Bestehen  des  Kapita- 
hsmus    nicht  den   Gesetzen  der   Wirtschaftsentwicklung,  sondern 
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unserem  moralischen  Bewußtsein  oder  den  bewußten  Interessen  der 
Voiksmassen,  so  ist  damit  der  streng  materialistische  Reweis  der 
Notwendigkeit  des  Sozialismus  nicht  geliefert,  da  vom  Standpunkte 
des  historischen  Materialismus  nicht  die  Moral  und  nicht  die  In- 
teressen der  Mehrzahl  der  Bevölkerung,  sondern  die  Entwicklung 
der  Produktivkräfte  und  die  auf  ihr  beruhende  Entwicklung  der  Wirt- 
schaftsweise den  sozialen  Lebensprozeß  bestimmt.  Wird  der  Schwer- 
punkt der  ganzen  Ar«^umentation  aus  dem  Gebiete  der  Ökonomie 
in  das  des  Bewußtseins  übertragen,  so  wird  damit  der  materia- 
listischen Geschichtsauffassung  zwar  nicht  Abbruch  getan,  da  diese 
den  Einfluß  der  bewußten  Motive  auf  den  Lauf  der  Geschichte 
nicht  leugnet,  aber  allerdings  die  Bedeutung  derjenigen  Mrrucnte 
betont,  welche  diese  Auffassung  als  abgeleitete,  sekundäre  betrachtet. 
Wenn  also  Kautsky  die  Berechtigung  seiner  sozialistischen  Erwar- 
tungen vor  allem  darin  erblickt,  daß  das  Proletariat  „an  Zahl, 
Geschlossenheit,  Intelligenz,  Selbstbewußtsein,  politischer  Reife" 
zunimmt,  so  gerät  er  damit  nicht  in  direkten  Widerspruch  mit  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung;  doch  entspräche  es  viel  mehr 
dem  Geiste  derselben,  würde  der  Nachdruck  nicht  auf  Selbstbewußt- 
sein des  Proletariats,  sondern  auf  elementare,  unbewußte  Gesetze  der 
Entwickluni(  des  Kapitalismus  gelegt.  So  sagt  Engels:  „Marx  hat  nie 
seine  komuiumsiisclien  Porderungen  hierauf  (sc.  daß  die  Aneignung 
der  unbezahlten  Arbeit  unserem  sittlichen  Gefühl  widerspricht)  be- 
gründet, sondern  auf  den  notwendigen,  sich  vor  unseren  Augen 
täglich  mehr  und  mehr  vollziehenden  Zusauiincnbruch  der  kapita- 
listischen Produktionsweise".  Ob  die  Bemerkung  von  Kni^els  richtig 
ist,  können  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Ich  betone  nur,  daß  man, 
nach  der  Mcaiung  von  Engels,  die  sozialistischen  Forderungen 
durch  den  Nachweis  des  sich  vollzie!;cridcn  ZusammenU  uciis  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  be^^ruuden  soll. 

Ist  es  aber  Marx  und  Engels,  und  überhaupt  dem  Marxismus, 
gelungen,  eine  solche  Begründung  des  Sozialismus  zu  geben? 
Allerdings  steht  es  fest,  daß  diese  beiden  großen  .Sozialisten  viele 
\'crsuche  gemacht  haben,  etwas  derartiges  zu  leisten.  Schälen 
wir  aus  den  zahlreichen  bezüglichen  Ausführungen  von  Marx 
und  Engels  den  theoretischen  Kern  heraus ,  so  gelangen  wir 
nicht  zu  einer,  sondern  zu  zwei  theoretischen  Konstruktionen,  die 
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in  gewissem  Zusämmehhange  miteinander  stehen,  aber  aoch  'selb-» 
standige  £lemente  besitzen  und  darum  nicht  äls  unzertrennliches 
Ganze  betracbtiet  werden  können.  Die  eine  von  diesen  Xon^mk-.' 

tionen  mag  man  als  Theorie  des  mangelnden  Absatzes  lur  die 
ka|Mtalistische  Produktion  bezeichnen,  die  andere  ails  Theorie  der 
fallenden  Profitrate. 

Was  die  erste  Theorie  betri0k,  so  ist  sie  schon  in  einigen 
älteren  Veröffentlichungen  von  Engels  ganz  klar  ausgeführt  und  be- 
gründet, narhentlich  in  einer  seiner  Elberfelder  Reden  (1845),  ^ic  in 
den  „Rheinischen  Jahrbüchern"  gedruckt  wurde  und  in  dem  Aufsatz- 
„Die  englische  Zchnstundenbill"  (Neue  Rheinische  Revue  1850), 

In  der  Klberfclder  Rede  stellt  sich  Engels  die  Aufgabe  „zu  be- 
weisen, daß  der  Kommunismus  für  Deutschland  —  wenn  keine  histo- 
rische, doch  eine  ökonomische  Notwendigkeit  ist".  Der  Beweis 
wird  folgendermaßen  i:^eführt.  Deutschland  hat  zwischen  Freihandel 
und  Protektionismus  zu  wählen.  Zieht  es  das  erste  vor,  so  wird 
die  deutsche  Industrie  durch  die  englische  ruiniert  und  die  massen- 
h.ifle  ArbeitslosiLjkeit  eine  soziale  Revolution  hervorrufen.  Geht  aber 
Deutschland  der.  anderen  Weg  und  führt  hohe  Schutzzölle  ein,  so 
wird  das  eine  rasche  Entwicklung  der  clciitsclicn  Industrie  zur  i  olgc 
haben.  Der  heimische  Markt  wird  bald  iur  die  zunehmende  Masse 
der  industriellen  Produkte  zu  eng  und  Deutschland  wird  genötigt 
sein,  auswärtige  Märkte  für  seine  Industrie  zu  suchen,  was  zum 
Kampf  auf  Tod  und  Leben  zwischen  deutscher  und  englische  In- 
dustrie fuhren  wird.  „Eine  jede  Industrie  muß  fortschreiten,  um 
nicht  zurückzubleiben  und  unterzugehen,  sie  muß  sich  ausdehnen, 
neue  Märkte  erobern,  fortwährend  durch  neue  Etablissements  ver- 
gröfiert  werden,  um  fortschreiten  zu  können.  Da  aber,  seitdem 
China  offen  steht;  kdne  neuen  Märkte  mehr  erobert  werden,  sondern 
nur  die  bestehenden  besser  ausgebeutet  werden  können,  da  also 
die  Ausdehnung  der  Industrie  in  Zukunft  langsamer  gehen  wird  als 
bisher,  so  kann  England  jetzt  noch  viel  weniger  eine  Konkurrenz 
dulden,  als  dies  bisher  der  Fall  war".  Dieser  Todeskampf  der 
deutschen  und  der  englischen  Industrie  kann  nur  ein  Ende  haben  — 
den  Ruin  des  schwächeren  Konkurrenten.  Ist  aber  der  Kapitalismus 
in  einem  Lande  zusammengebrochen,  so  wird  das  eine  massenhafte 
Erhebung  des  Proletariats  auch  in  anderen  Ländern  hervorrufen. 

Die  ganze  Aigumentation  scheint  Engels  in  hohem  Grade 

zwingend  zu  sein.    „Mit  derselben  Sicherheit,"  sagt  er,  „mit  der  wir 

aus  gegebenen  mathematischen  Grundsätzen  einen  neuen  Satz 
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entwickeln  können,  mit  derselben  Sicherheit  können  wir  aus 
den  bestehenden  ökonomischen  Verhältnissen  und  den  Prinzipien 
der  Nationalökonomie  auf  eine  bevorstehende  soziale  Revolution 
schließen/'  ^) 

Diese  Ansichten  waren  von  Engels  auch  in  seinem  späteren 
Aufsatze  (aus  dem  Jahre  1850)  in  bezug  auf  England  entwickelt 
Den  Kern  der  ganzen  Argumentation  bildet  der  Grundsatz,  daß  „die 
Industrie  auf  ihrer  heutigen  Höhe  der  £ntwicklung  ihre  Produktiv' 
kräfte  unverhältnismäßig  rascher  vermehrt,  als  sie  ihre  Märkte 
vermehren  kann".  So  kommt  Engels  zu  dem  Schluß,  daß 
„englische  Industrielle,  deren  Produktionsmittel  eine  ungleich 
höhere  Expansivkraft  besitzen,  als  ihre  Debourhc>,  mit  raschen 
Schritten  dem  Punkt  entgegengehen,  wo  ihre  Hilfsmittel  erschöpft 
sind",  wo  die  Übcrj^roduktion  chronisch  wird,  wo  „die  ganze  moderne 
Gesellschaft  an  Überfülle  unverwendbarer  Lebenskraft  auf  der 
einen  Seite,  und  an  gänzlicher  Abzehrimg  auf  der  anderen  zu- 
grunde gehen  müßte",  *)  wäre  nirht  die  soziale  Revolution  die  Madit, 
welche  die  Menschheit  aus  der  Sacl^asse  des  Kapitalismus  hinam- 
fiihren  wird. 

Dieselbe  Theorie  des  mangelnden  Absatzes  für  die  Produkte 
der  sich  rasch  ausdehnenden  kapitalistischen  Industrie  bildet  die 
theoretische  Grundlage  der  Ausführungen  über  die  Notwendigkeit 
des  Zusammenbruchs  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  in 
anderen  Schriften  von  Engels  und  Marx,  so  im  „kommunistischen 
Manifeste"  und  in  der  Streitschrift  Engels  gegen  Dühring.  In  dieser 
letzten  Schrift  weist  Engels  auf  das  Ausdehnungsbedürfnis  der 
kapitalistischen  Industrie,  „das  jedes  Gegendruckes  spottet  Der 
Gegendruck  wird  gebildet  durch  die  Konsumtion,  den  Absatz,  die 
Märkte  fiir  die  Produkte  der  großen  Industrie.  Aber  die  Aus- 
dehnungsfähigkeit der  Märkte,  extensive  wie  intensive,  wird  be- 
herrscht zunächst  durch  ganz  andere,  weit  weniger  energisch 
wirkende  Gesetze.  Die  Ausdehnung  der  Markte  kann  nicht  Schritt 
halten  mit  der  Ausdehnung  der  Produktion.  Die  Kollision  wird 
unvermeidlich,  und  da  sie  keinf  Lösung  eizeugen  kann,  solange 
sie  nkÜA  die  kapitalistische  Produktionsweise  selbst  sprengt,  wird 
sie  periodisch".^)   Der  Kreislauf  der  kapitalistischen  Industrie  ist 

*)  Gesammelte  Schriften  von  Karl  Man  und  Friedrid»  Engdi.  Zweiter  Band. 
19c».  S.  393-^399- 

•)  Gesammelte  Schriften  von  Marx  und  Engels.    III.  Band.  S.  389 — 394. 
*)  Herra  Ei^ea  Dühring»  Umwilsung  der  WtssenichafL  DriUe  Aufl.  1894.  S.  996. 
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eiDC  sich  verengende  Spirale,  die  mit  der  chronischen  Überproduktion 
und  der  ünm^Uchkeit  der  weiteren  Entwicklung  der  kapitalistischen 
Industrie  —  also  mit  der  sozialen  Revolution  —  enden  muß. 

Im  dritten  Bande  des  „Kapitals"  führt  Marx  aus,  daß  mit 
der  unmittelbaren  Produktion  nur  der  erste  Akt  des  kapitalistischen 
Wirtschaftsprozesses  zum  Abschluß  gebracht  wird.  Ks  bleibt  der 
zweite  und  der  schwierigere  Akt  —  die  Realisation,  die  Verwertung 
des  erzeugten  Produktes.  Die  Gesetze  der  kapitalistischen  Pro- 
duktion und  die  der  Realisation  sind  aber  nicht  nur  nicht  identisch, 
sondern  sie  befinden  sich  sogar  in  Widerstreit.  Die  kapitalistische 
Produktion  ist  bescliränkt  durch  die  Produktivkraft  der  Gesellschaft, 
die  Realisation  aber  durch  „die  Proportionalität  der  verschiedenen 
Produktionszweige  und  durch  die  Konsumtionskraft  der  (iesell- 
schaft-  Diese  letztere  ist  aber  bestimmt  weder  durch  die  ab.-.üluLc 
Produktionskraft  noch  durch  die  absolute  Konsumtionskraft,  sondern 
durch  die  Konsumtionskraft  auf  Basis  antagonistischer  Distributions- 
verbältnisse,  welche  die  Konsumtion  der  großen  Volksmasse  auf 
ein,  nur  innerhalb  mehr  oder  minder  enger  Grenzen  veiänderliches 
Minimum  reduziert  Sie  ist  femer  beschränkt  durch  den  Akku* 
mulationstrieb,  den  Trieb  nach  Vergrößerung  des  Kapitals."  Der 
auf  diese  Weise  entstehende  Jtmert  Widerspruch  sucht  sich  aus- 
zugleichen durch  Ausdehnung  des  äuBeren  Feldes  der  Produktion. 
Je  mehr  sich  aber  die  Produktivkraft  entwickelt,  um  so  mehr  ge> 
rat  sie  in  Widerstreit  mit  der  engen  Basis»  worauf  die  Konsumtions- 
verhältnisse beruhen".  ^ 

Als  Schluflergebnis  der  Marxschen  Anal3^e  der  Bedingungen 
der  Realisation  des  kapitalistischen  Produkts  erscheint  der  Satz» 
daß  „die  wahre  Schranke  der  kapitalistischen  Produktion  das 
Kapital  selbst  ist",  das  ist,  „daß  die  Produktion  nur  Produktion  fiir 
das  Kapital  und  nicht  umgekehrt  die  Produktionsmittel  blofie  Mittel 
fiir  eine  stets  sich  erweiternde  Gestaltung  des  Lebensprozesses  fiir 
die  Gesellschaft  der  Produzenten  sind."  Die  Schranken  der  kapita- 
listischen Produktion  (die  mangelnde  Ausdehnungskraft  der  Märkte 
fiir  die  kapitalistische  Industrie)  treten  beständig  in  Widerstreit  mit 
dem  .'\usdehnungsbedürfnis  des  Kapitals.  „Das  Mittel  —  unbe- 
dingte Entwicklung  der  gcsellschaitlichen  Produktivkräfte  —  gerät 
in  fortwährenden  Konflikt  mit  dem  beschränkten  Zweck,  der  Ver- 
wertung des  vorhandenen  Kapitals."  ^) 

■}  Das  Kapital.  Uli  s.  225—232. 
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Die  allen  diesen  Ausführungen  zu  Grunde  liegende  Theorie  mag 
folgendermaßen  resümiert  werden.  Der  Umfang  des  Marktes  für 
die  kapitalistische  Produktion  wird  durch  den  Umfang  der  gesell- 
schaftlichen Konsumtion  bestimmt.  Vermehrt  sich  die  Produktenniasse 
rascher  als  die  gesellschaftliche  Konsumtion,  so  muß  ein  Teil  der 
hergestellten  Produkte  unveräußert  und  ein  Teil  des  Kapitals  un- 
verwertet  bleiben.  Ein  Zustand  der  Überproduktion  tritt  ein  und 
das  Kapital  liegt  brach.  Die  EntwickluDg  der  kapitalistischen  Pro- 
duktion muß  diese  I  berproduktion  immer  andauernder  machen,  da 
die  gesellschaftliche  Konsumtion  bei  dieser  Entwicklung  eine  nur 
sehr  langsame  Ausdehnung  erfahrt,  während  die  Produktion  sich  in 
immer  rascherem  Tempo  vermehrt.  Es  muß  also  eine  Zeit  kommen, 
wo  die  Uberproduktion  chronisch  und  die  kapitalistische  Wirt- 
schaftsordnung durch  die  Unmöglichkeit  der  weiteren  Verwertung 
des  sich  immer  neu  akkumulierenden  Kapitals  zusammenbrechen 
wird. 

Diese  Ansichten  beherrschen  das  sozialistische  Denken  bis  auf 
den  heutigen  Tag.  Der  scharfsinnige  Vertreter  des  modernen 
Marxismus  —  Karl  Kautsky  —  ist  ebenso  fest  wie  seine  Meister 
überzeugt,  daß  die  kapitalistische  Wirtschaft  einer  chronischen  Über- 
produktion entgegengeht,  welche  er  als  „eine  Zwangslage,  die,  wenn 
sie  eintritt,  unvermeidlich  den  Sozialismus  erzwingt",  bezeichnet 
„Zu  einem  solchen  Zustand,"  führt  Kautsky  weiter  aus,  „muß  es 
aber  kommen,  wenn  die  ökonomische  Entwicklung  in  derselben 
Weise  wie  bisher  vor  sich  geht,  denn  der  äußere  wie  der  innere 
Markt  liat  seine  Grenzen,  indessen  die  Ausdehnung  der  Produktion 
praktiscli  grenzenlos  ist  .  .  .  Die  kapitalistische  Produktionsweise 
wird  von  dem  historischen  Momente  an  zur  Unmöglichkeit,  in  dem 
CS  sirh  herausstellt,  daß  der  Markt  nicht  mehr  in  demselben  Tempo 
sich  ausdehnen  kann,  wie  die  Produktion,  das  heißt,  sobald  die 
Uberproduktion  chronisch  wird." ' )  Und  bis  auf  diesen  Moment 
haben  wir  nicht  lange  zu  warten.  Die.  unheilbar  chronische  Über- 
])roduktion  bildet  „die  äußerste  Grenze  der  Lebensfähigkeit  der 
heutigen  (Tcscllscliaff  '.  M 

Es  ist  übrigens  i;aiiz  naliirlich,  daLi  Kautsk)-  den  Lehren  seiner 
Meister  treu  ist.  Interessanter  ist  es,  daß  der  feine  Theoretiker  der 
„Revisionisten"  —  Konrad  Schmidt  —  ebenso  fest  wie  Kautsky  an 
die  Möglichkeit  einer  chronischen  Überproduktion  infolge  der  ge- 


Benutein  und  das  soziAld«mokr»Usche  Programm.  S>  14a — 145. 


Der  Zattmineabrach  der  kapitaliatischen  Wirtscliftftaordawig  usw. 


ringen  Ausdehnungsfähigkeit  des  kapital istischea  Marktes  glaubt. 
„Es  ist  dies  der  Gesichtspunkt,"  gesteht  er  zu,  „von  dem  aus  die 
Auffassung,  daß  die  kapitalistische  Entwicklung  mit  unentrinnbarer 
Notwendigkeit  einer  allgemeinen  ökonomischen  Katastrophe  ent- 
gegrengeht,  sich  am  anschaulichsten  und  einfachsten  entwickeln 
läßf ' ') 

Freilich  betrachtet  Schmidt  eine  solche  Entwicklungsrichtung 
des  Kapitalismus  nur  als  eine  Tendenz,  die  durch  andere  Gegen- 
tendenzen gekreuzt  wird.  Trotzalledem  ist  es  klar,  daß  Schmidt 
in  bezug  auf  diesen  Punkt  auf  demselben  theoretischen  Boden 
steht  wie  Kautsky.  „Revisionisten"  und  „Orthodoxe"  sind  in 
diesem  Punkte  einig. 

Aber  auch  „bürgerliche"  Ökonomen  (Lexis,  Herkner,  Hobson  u.  a.) 
huldif^cn  der  Theorie,  daß  der  Umfann;  der  ka|)italistischen  Produk- 
tion durch  den  Umfang  der  gcsclls^chaftlichen  Konsumtion  be- 
schränkt wird  und  daß  die  kapitalistische  i'roduktion  nicht  imstande 
ist,  ohne  eine  Überproduktion  hcn'orzurufen,  in  rascherem  Tempo 
als  die  gesellschaftliche  Konsumtion  —  geschweige  denn  bei  dem 
Rückganc^  dieser  —  sich  auszudehnen. 

Teil  möchte  so^^ar  sagen,  datJ  so  etwas  fast  ein  all_L^emeiner 
Glaube  der  Vertreter  der  hcutii^en  ökonomischen  Wissenschaft  ist, 
welcher  seinen  prägnantesten  Ausdruck  findet  in  der  Anerkennung 
der  Unterkonsumtion  der  \'olksmassen  als  der  wichtigste  Ursache 
der  Wirtschaftskrisen.  Ks  wird  bestritten,  daß  der  Kapitalismu«? 
zur  Einschränkung^  der  gesellschaftlichen  Konsumtion  führt,  aber 
es  scheint  unbestreitbar  zu  sein,  daß,  wenn  dies  der  Fall  ist,  die 
gesellschaftliche  Produktion  sich  nicht  ausdehnen  kann,  ohne  eine 
Überproduktion  hervorzurufen. 

Angesichts  dieser  erdrückenden  Masse  von  wissenschaftlicher 
Autorität  zugunsten  einer  Theorie  ist  es  vielleicht  eine  gewagte 
Unternehmung,  diese  Theorie  als  grundfalsch  beweisen  zu  wollen. 
Die  Aufgabe  des  folgenden  wird  jedoch  in  nichts  anderem  be- 
stehen. 

Es  ist  nicht  allzu  schwer  zu  verstehen,  was  die  Xationalöko- 
nomen  der  verschiedensten,  ja  entgegengesetzten  Richtungen  zur  ein- 
stimmigen Anerkennung  der  zu  kritisierenden  Theorie  bewogen  hat. 
Die  Sache  scheint  höchst  einfach  zu  sein  und  keinen  Streit  zuzu- 


')  Zur  Theorie  der  HandeUkrisen  und  der  Überproduktion.  Soxialistiscbe 
MoiuitsheAe.  1901.  S.  675^ 
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lassen.  Wirtschaftliche  Tätigkeit  kann  keinen  anderen  Zweck,  als 
die  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  haben.  Ciesellschaftliche 
Produktion  ist  eine  wirtschaftliche  Tätigkeit  —  also  kann  sie  zu 
nichts,  wenn  nicht  zur  Deckung  des  gesellschaftlichen  Bedarfs  nach 
Konsumtionsmitteln  dienen.  Der  Zweck  der  Produktion  —  die 
Konsumtion  • —  mag  durch  lange  Unnvege  erreicht  werden,  immer 
bleibt  diese  der  einzig  mögliche  Zweck  der  1  rcKhiktion. 

„Ist  nicht  jede  Produktionsnachfrage  der  Naiur  der  Sache  nach 
eine  relative,  d,  h.  eine  Nachfrage,  bei  der  der  nachfragende  Kapi- 
talist damit  reciinet,  daß  er  die  mit  Hilfe  diese  r  Produktionsmittel 
erzeugten  Waren  w*citer  veräußern  kann,  während  die  Konsumnach- 
frage sich  als  definitive  und  absolute  Nachfrage  darstellt,  bei  der 
es,  wie  der  Name  sagt,  auf  den  \''erzehr,  nicht  aber  auf  irgend 
welche  weitere  Veräußerung  von  gekauften  Waren  abgesehen  ist?" 

„Nur  auf  der  Basis  und  im  engen  Zusammenhang  mit  dieser 
dtlmitiven  Nachfrage  kann  die  relative  Nachfrage  nach  Produktions- 
mitteln sich  entfalten.  Die  Nachfrage  nach  Produktionsmitteln  ist 
fürs  erste  doch  einmal  die  Nachfrage  nach  Rohstoffen,  Hilfsstoffen 
und  Maschinen  in  den  Branchen,  die  die  genußfertigen  Produkte 
für  den  Konsum  herstellen."  Darum  kann,  wie  es  scheint,  kein 
Zweifel  obwalten,  daß  ,,die  definitive  oder  Konsumnachfrage  die  be- 
lebende Kraft  ist,  welche  durch  alle  Stockwerke  der  V^olks Wirtschaft 
hindurch  das  unL:('hci](  re  Räderwerk  der  Produktion  im  Gnng  hält".') 

Soweit  Schmidt.  Die  Argumente  \on  Kautsky  scheinen  nicht 
minder  überzeugend  zu  sein.  „Die  Produktion  ist  und  bleibt  Produktion 
für  den  menschlichen  Konsum."  Zwar  führt  die  Arbeitsteilung  zur 
Verselbständigung  der  Produktion  der  Ai  1  u  ilsmiiiel,  zur  Entstchun«:; 
der  Produktionswerkstättc ,  die  ausschlielilich  Werkzeuge,  Roh- 
material usw.  herstellen,  aber  trotz  alledem  „dienen  sie  alle  nur 
dem  letzten  Zwecke  der  Herstellung  von  Mitteln  des  menschlichen 
Konsums  und  geraten  alle  in  ihrer  Tätigkeit  ins  Stocken,  sobald 
dieser  letzte  Zweck  niclit  ausreichend  betätigt  wird".  „Produzieren," 
schließt  der  Autor,  „heißt  Konsumtionsmittel  für  den  menschlichen 
Gebrauch  herstellen.  Diese  Tatsache  kann  durch  die  fortschreitende 
Arbeitsteilung  nur  verschleiert,  aber  nicht  aufgehoben  oder  auch 
nur  eingeschränkt  werden."  ^) 


Schmidt,  Zur  Theorie  der  Obcrproduktioi).   Soztaiist.  Monatshefte  1901. 

S.  673. 

•)  Kautsky,  Kriscnthcoricn.  4.    Neue  Zeil  1902.   S.  117,  118. 
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£s  sei  also  höchst  ungereimt,  etwa  anzunehmen,  daß  dns  :\l:ku- 
mulierendc  Kapital  sich  bei  der  relativen  oder,  noch  mehr»  einer 
absoluten  Verringerung  der  gesellschaftlichen  Konsumtion,  verwerten 
könnte.  Die  Frage  bedürfe  keiner  speziellen  ökonomischen  Unter- 
suchung, da  sie  durch  den  logischen  Begriff  der  Produktion  end- 
gültig gelöst  sei. 

Nun  scheint  mir  diese  ganze  Argumentation  nicht  zwingend 
zu  sein.  Zunächst  muß  ich  entschieden  protestieren  gegen  die 
unhistoriscbe  Auflassung  der  Wirtschaft  als  einer  nicht  geschicht- 
lichen, sondern  logischen  Kategorie.  Es  ist  höchst  irreführend, 
von  Wirtschaft  überhaupt  - —  als  ob  sie  dieselbe  in  allen  ihren  ge- 
schichtlichen Gestaltungen  bliebe  —  zu  ^rechen.  Es  gibt  Wirtschaft 
und  Wirtschaft.  Von  dem  uns  interessierenden  Gesichtspunkte  aus 
müssen  wir  zwei  Gruppen  der  Wirtschaftssy'stemc  unterscheiden. 
Die  erste  Grruppe,  deren  Charakteristikum  das  Zusammenfallen  der 
Personen  des  Wirtschaftssubjektes  und  des  wirtschaftlichen  Ar- 
beiters  in  einer  Person  bildet,  mochte  ich  als  harmonische 
Wirtschaft  bezeichnen.  Als  besondere  Wirtschaftssysteme,  die  diese 
Gruppe  ausmachen,  hebe  ich  hervor:  i.  die  Eigenproduktion,  Pro- 
duktion für  den  Selbstgebrauch  des  Produzenten,  2.  die  auf  der 
gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  beruhende  Tauschwirtschaft  der 
kleinen  selbständigen  Produzenten  und  3.  die  sozialistische  Produk- 
tion der  Zukunft,  wo  die  Leitung  der  Produktion  der  Gesamtheit 
der  Produzenten  gehören  wird.  Für  alle  diese  Wirtschaftssysteme 
ist  es  wesentlich,  daß  die  unmittelbaren  Produzenten  über  die  Pro- 
duktionsmittel verfugen  und  die  Richtung  der  Produktion  (d.  h.  die 
Art  der  herzustellenden  Produkte)  bestimmen.  Diese  Wirtschafts- 
systeme nenne  ich  harmonische  aus  dem  Grunde,  weil  sie 
keinen  Interessengegensatz  der  an  der  Wirtschaft  teilnehmenden 
Personen  notwendig  voraussetzen,  was  für  die  zweite  Wirtschafts- 
gruppe unbedingt  gilt. 

Die  zweite  Wirtschaftsgruppe  bezeichne  ich  als  an  ta^^on  is- 
tische. Ihr  entscheidendes  Charaktermcrkmal  besteht  darin,  daß  in 
diesen  Wirtschaftssystemen  die  Personen  des  Wirtschaftssubjektes  und 
des  wirtschaftlichen  Arbeiters  nicht  zusammenfallen.  Der  wirtschaft- 
liche Arbeiter  ist  in  eine  ihm  fremde  Wirtschaft  eingegliedert, 
deren  Subjekt  eine  andere,  an  der  wirtschaftlichen  Arbeit  nicht 
teilnehmende  Person  ist;  die  Produktionsmittel  gehören  nicht  dem 
Arbeiter  sondern  dem  Wirtschaftssubjekt,  welches  die  Leitung  der 
Produktion  besorgt  und  ihre  Richtung  bestimmt   Diese  Gruppe 
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wird  durch  t.  Sklaven%  2.  FeudaU  und  3.  kapitalbtische  Wirtschafts> 
Systeme  gebildet  Idi  nenne  sie  antagonistische,  weil  der  Interessen- 
gegensatz ihr  inneres  Wesen  ausmacht  Alle  setzen  ae  das  Vor« 
handensein  wenigstens  zweier  gesellschaftlicher  Gruppen  voraus,  von 
denen  die  eine  die  Macht  besitzt,  aus  der  anderen  ein  blödes  wirt- 
schaftliches Mittel  zu  machen.  Da  aber  diese  letzte,  als  wirtschaft- 
liches Mittel  fungierende  Gruppe,  sich  selbst  Zweck  bleibt  so  fuhrt 
dies  zum  Interessengegensatz  der  beiden  Gruppen. 

Nun  ist  es  Idar,  daS  wirtschaftliche  Tätigkeit  bei  harmonischer 
Wirtschaft  keinem  anderen  Zwecke  als  der  Bedarfsdeckung  der  Ge- 
sellschaft dienen  kann.  Anders  bei  antagonistischer  Wirtschaft  Am 
wirtschaftlichen  Prozeß  nehmen  hier  wenigstens  zwei  Personen  An- 
teil, deren  wirtschaftliche  RoUea  sehr  verschiedene  sind.  Die  eine 
Person  ist  Wirtschaftssubjekt  und  bestimmt  die  objektive  Richtung 
des  wirtschaftlichen  Prozesses.  Sie  befindet  sich  ofifenbar  in  der- 
.«clben  Lac^e,  wie  jede  wirtschaftende  Person  bei  harmonischer  Wirt- 
schaft. Aber  auLJcr  dieser  Person  -  des  Sklavenherrn,  des  feudalen 
Grundherrn,  d^  Kapitalisten  —  nimmt  auch  die  Person  des  als 
bloßes  Produktionsmittel  fun<^ierendcn  Arljcitcrs  mit  seiner  Arbeit 
einen  Anteil  an  der  Wirtschaft.  Seine  Rolle  ist  eine  ganz  andere, 
als  die  seines  Herrn.  Er  ist  ein  Glied  des  wirtschaftlichen  Mecha- 
nismus, der  nicht  seinen  Zwecken  dient,  sondern  den  Zwecken 
einer  anderen  Person.  Kurz,  der  Arbeiter  ist  kein  Subjekt,  sondern 
ein  Objekt  dieser  Wirtschaft,  wie  Arbeitsvieh,  Werkzeuge  und  Roh- 
material. 

Das  gilt  z.  B.  olVenbar  für  den  Sklaven.  Bleibt  der  Sklave 
sich  selbst  ein  Selbstzweck,  so  übt  das  keinen  Einfluß  auf  die  ob» 
jektive  Richtung  des  wirtschaftlichen  Prozesses,  da  nicht  der  Sklave, 
sondern  der  Sldavenherr  diese  Richtung  bestimmt  Für  den  Sklaven* 
herrn  —  und  also  objektiv  fiir  die  Sklavenwirtschaft  —  ist  die 
Konsumtion  des  Sklaven  von  der  sogenannten  produktiven  Kon- 
sumtion —  von  dem  Verbrauch  der  Produktionsmittel  im  Prozesse 
der  Produktion  —  nicht  zu  unterscheiden.  Die  Sklavenwirtschaft 
ist  nur  in  so  weit  von  der  Konsumtion  des  Sklaven  abhängig,  als 
diese  ein  notwendiges  Moment  der  Produktion  ist 

Der  Sldavenherr  mu8  seine  Sklaven  ernähren,  und  der  kluge 
Sklavenherr  wird  sie,  wie  sein  Arbeitsvieh,  gut  ernähren,  aber  nur 
aus  dem  Grunde,  weil  gute  Nahrung  die  Arbeitsfähigkeit  des 
Menschen  wie  des  Viehs  steigert. 

Die  wirtschaftliche  Eigenschaft  des  Sklaven,  als  eines  bloöen 
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wirtschaftlichen  Mittels,  wird  dadurch  am  prägnantesten  L^ckennr 
zeichnet,  daß  der  Sklave  durch  andere  Produktionsmittel,  ohne 
jegliche  Beeinträchti(:;^iinj:j  des  obersten  Zwecks  der  Sklavenwirt- 
schaft, ersetzt  werden  kann.  „Der  altperuanisch c  P(\u<^  war  nichts 
als  ein  Pfahl  mit  einem  Querholz  am  hint*"rn  Ende,  welchen  Pfahl 
6  bis  8  Menschen  über  das  Feld  zogen,"  Unser  ima*xinärcr 
Sklavenherr  kann  zur  Einsicht  kommen,  daß  Pferde  diese  Arbeit 
viel  wirksamer  verrichten  können;  er  wird  einen  Teil  seiner 
Sklaven  durch  Pferde  ersetzen.  Ein  Teil  seines  Bodens  wird  den 
Hafer  fiir  die  Pferde  anstatt  den  Roggen  für  die  Menschen  erzeugen. 
Die  Sklavenwirtschaft  wird  eine  kleinere  Zahl  von  Menschen, 
aber  mehr  Pferde  ernähren.  Der  Sklavcnherr  wird  darum  nicht 
ärmer,  sondern  i  ck  her,  da  die  Bebauung  seiner  I  eider  erfolgreicher 
und  das  zu  seiner  Verfügung  iibrig  bleibende  Mehrprodukt  eine 
größere  Masse  der  Konsumtionsmittel  ausmachen  wird.  Also  Zu- 
nahme des  Konsums  des  Whtschaftssubjekts  gleichzeitig  mit  der 
Verringerung  des  Konsums  der  als  Produktionsmittel  fungierenden 
Meuchen.  I^ese  letzte  Verringerung  kann  so  bedeutend  sein, 
daß  die  gesamte  Summe  des  menschlichen  Konsums  in  unserer 
Wirtschaft  (d.  h.  der  Konsum  des  Sklavenherm  und  der  der  Sklaven) 
eine  absolute  Abnahme  er&faren  wird.  Die  Wirtschaft  wird  ihr 
objektives  Ziel  —  die  Bedarfsdeckung  ihres  Subjekts,  des  Sklaven- 
herm, —  ebensc^t  oder  noch  besser  mit  der  Hilfe  anderer  Pro- 
duktionsmittel als  Menschenkraft  erreichen.  Die  Masse  des  er- 
zeugten Produktes  wird  zunehmen»  sein  dem  Kapital  in  der 
kapitalistischen  Wirtschaft  entsprechender  Teil  wird  ohne  Rest 
verzehrt  und  produktiv  konsumiert  werden  (aber  auf  andere  Weise,  — 
teilweise  durch  Pferde  statt  wie  früher  durch  Menschen),  die  Masse 
des  Mehrprodukts  wird  wachsen.  Nur  der  Konsum  der  Menschen 
in  ihrer  Gesamtheit  wird  geringer,  was  das  Gleichgewicht  der 
Sklavenwirtschaft  in  keiner  Weise  stören  wird. 

Wir  wollen  nun  zur  kajntalistischen  Wirtschaft  übersehen. 
Kautsky  hat  gegen  meine  Schemata  der  Akkumulation  des  Kapitals 
(welche  übrij:,rcns  im  Anschluß  an  Marx  konstruiert  wurden),  die 
ich  in  meiner  Schrift  „Studien  zur  Theorie  und  Geschichte  der 
Handelskrisen  in  Kiv^land"  gegeben  habe,  nichts  einzuwenden. 
Aber  sie  beweisen,  nach  der  Mciuunf(  meines  Kritikers,  etwas  ganz 
anderes  als  das,  was  ich  aus  ihnen  deduziere.   „Tugans  Schemata," 

*)  Ljppert,  Die  Kulturgescbicbte.  1885.  L  S.  52. 
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saj{t  Kaulsky,  „zeigen  uns  nur  einen  einzigen  Fall,  in  dem  ein 
Ruckgang  des  Konsums  ohne  Krise  eintraten  kann :  bei  dem 
Ubergange  von  einfacher  zu  erweiterter  Produkiiun.  Dieser  einzige 
Fall  wird  bei  Tugan  zum  Typus  der  kapitalistischen  Wirklichkeit ^ 
und  doch  ist  es  einer,  der  in  dieser  Wirklichkeit  sich  so  gut  wie 
nie  ereignet".  ^) 

Nun  bildet  meines  Erachtens  das,  was  Kautsky  als  den  ein- 
zigen und  so  gut  wie  nie  vorkommenden  Fall  bezeichnet,  ein  im- 
manentes Gesetz  der  kapitalistischen  Entwicklung.  Ich  werde  den 
lur  meine  Theorie  scheinbar  ungünstigsten  Fall  untersuchen  — 
die  Akkumulation  des  Kapitals  bei  stetigem  und  bedeutenden 
Rückgang  der  Arbeitslöhne  und  keiner  Zunahme  im  Konsum  der 
Kapitalisten.  Im  nachstehenden  Schema  unterstdle  ich,  dafi  der 
Arbeitslohn,  seinem  Werte  nach,  jedes  Jahr  um  25  Proz.  sinkt  und 
der  Wert  des  Konsums  der  Kapitalisten,  trotz  der  Zunahme  der 
IVofitmasse,  eine  feste  unveränderliche  Größe  bildet.  Meiner  Vor- 
aussetzung gemafi  wird  ^4  des  gesamten  Profits  des  ersten  Jahres 
von  den  Kapitalisten  akkumuliert  (d.  h.  auf  die  Erweiterung  der 
Produktion  verwendet),  die  übrig  bleibenden  '/^  von  ihnen  un- 
produktiv konsumiert;  in  den  folgenden  Jahren  erfahrt  der  un- 
produktive Konsum  der  Kapitalisten  seinem  absoluten  Werte  nach 
keinen  Wechsel  —  abo  wird  ein  inuner  größerer  Teil  des  Profits 
akkumuliert 

Reproduktion  des  gesellschaftlichen  Kapitals  auf  erweitert»* 
Stufenleiter  bei  dem  Rückgang  der  Löhne  und  der  Unbeweglich» 
keit  des  unproduktiven  Konsums  der  Kapitalisten.^) 

Das  erste  Jahr. 
I.  Produktion  der  Produktionsmittel 
1632  p  +  544a  +  544  r  =  272a 


*)  KiiM&Üieorica.  4.  Neue  Zeit  1901.  S. 

*)  Bei  der  Konttmliüoii  diesei  Schemai  wkd  nntentdlt»  dafi  die  GescUschaft 

nur  aus  zwei  Klassen  —  Kapitalisten  und  Arbcilcrn  —  besteht.  Von  der  Ver- 
schif  cUnhcit  der  I':nschl:ipsperioden  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals  wird 
abgesehen  und  .inf,'cnomroen,  dafl  die  Umschlagszeit  des  gesellschafUichen  Kapitals 
gleich  einem  Jahre  ist.  Für  das  erste  Jahr  wird  vorausgesetzt,  daß  in  allen 
Abteilungen  dejr  gcsellscbaftlicbeo  Produktion  das  Sachkapital  —  Froduktiuos- 
mittel  (p)  —  »einem  Werte  aacb  dreimal  so  grofi  i«t  «It  du  Lohokapttal  —  die 
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n.  Produktion  der  Konsumtiotismktel  der  Arbeiter 

408  p -f  136a-}- i36r  =  68o. 

III.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten 
360p  +  I20a+  120  r  =  600. 

Das  zweite  Jahr. 

1.  Produktion  der  Produktionsmittel 
19874  p  +  496,8  a  4-  828,1  r  =  3312,3.  . 

DL  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Arbeiter 
372,6p+93.2a+  I55,2r  =  62i. 

m.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten 
360p -|- 90a ijor  — 600.. 

Das  dritte  Jahr. 

I.  Produktion  der  Produktionsmittel 
2585r4P  4- 484,6a  +  i239r  =  4309. 

U.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Arbeiter 
366,9p  +  68.9a  4-  175,5  r = 61 1,3. 
in.  Fl-oduktion  der  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten 

360  p  4- 67,5  a-f-  172,5  r  =  (3oo. 

Dies  Schema  soll  veranschaulichen,  auf  welche  Weise  die  ge- 
sellschaftliche Produktion  eingeteilt  werden  mu6,  damit  trotz  des 
Rückganges  des  gesellschaftlichen  Konsums  und  rascher  Ausdehnung 


Sanme  der  Arbcitolölme  (a)  — ^  der  Profit  (r)  aber  dem  Lohnkapilal  gleich  isL 
Im  «weiten  Jahr  indem  sieb  alle  diese  Verbiltoisce  aus  dem  Grunde,  weil  naeh  der 
Untentdlui^  der  Arbeitdohn  um  95  Pn».  sinkt  and  der  Profit  entsprechend  zunimmL 
Darum  sehen  wir,  dafi  im  zweiten  Jahre  das  Lohnkapital  in  der  ihrem  Werte  nach 
unverändert  gebliebenen  Produktion  der  Kon'sumtinn^tnittel  der  Kapitalisten  nicht  120 
fm-ie  im  ersten  J.tlirci,  sondern  nur  90  ausnuu-lil  (alx)  um  30  Werteinhoitcn,  o<ler 
unj  25  Froz.  abgenommen  hat);  der  Profit  aber  hat  um  dieselben  Werteinheilen  zu- 
genommen und  ist  gleich  150.  Der  Wert  des  Sacbkapitals  in  der  Produktion  der 
Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten  ist  unTcrSsdert  geblieben.  Im  dritten  Jahre  ist 
-der  Arbeitslohn  wieder  um  35  Ptoz^  also  m  der  III.  Abteilung  der  gesellschafl> 
lieben  Ptodoktion  um  32,5  Wertetnheiten  gesunken,  der  Profit  bat  entsprechend 
zugenommen,  der  Wert  des  Sachltapitals  in  dieser  Abteilung  ist  unyerfindert  ge- 
blieben. 
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der  gesellschaftlichen  Produktion  kein  überschüssiges,  nicht  zu  ver- 
äußerndes Produkt  sich  ergäbe.  Mit  p,  a,  r,  bezeichne  ich  respektive 
Produktionsmittel  (Sachkapital),  Arbeitslohn  (Lx)hnkapital) ,  Rente 
(Profit).  Die  Zahlen  sind  willkürlich  gewählt  und  drücken  in 
Millionen  Mark  die  Werte  der  entsprechenden.  Abteilungen  der 
gesellschaftlichen  Produktion  und  der  erzeugten  Produkte  aus. 
Der  im  ersten  Jahre  erzeugte  Proht  beträgt  8oo  Millionen  Mark 
(544+  136+  120).  25  Proz.  dieses  Profits  werden,  meiner  Voraus- 
setzung gemäß,  kapitalisiert.  Darum  bleibt  für  den  Konsum  der 
Kapitalisten  im  zweiten  Jahre  nur  600  Millionen  Mark  übrig.  Die- 
selbe Summe  beträgt  der  Konsum  der  Kapitalisten  auch  in  den 
folgenden  Jahren. 

Am  Ende  des  ersten  Jahres  werden  für  2720  Millionen  Mark 
Produktionsmittel  herTycstclh.  Dic^c  wrrdcn  alle  durch  die  erweiterte 
Produktion  des  /wciit  n  Jahres  verbraucht,  da  diese  an  Produktions- 
mitteln die  Summe  von  ( 1987,4 -f- 3 72>6 -|-  3601  =  2720  Millionen 
Mark  erfordert.  Konsumtionsmittel  für  Arbeiter  werden  im  ersten 
Jahre  für  6S0  Millionen  Mark  hergestellt ;  ebenso  f^roß  ist  das  Lohn- 
kapital (also  die  Nachfrage  der  Arl)eiter  nach  den  Konsumtions- 
mittelu)  des  zweiten  Jahres  (496,8 -p  93,2 -}- 90).  Die  im  ersten 
Jahre  erzeugten  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten  in  Höhe  von 
600  Millionen  Mark  werden  durch  diese  im  zweiten  Jahre  verzehrt 
Also  wird  das  si^esamte  gesellschaftliche  Produkt  des  ersten  Jahres 
durch  die  Produktion  und  Konsumtion  des  zweiten  Jahres  ohne 
Rest  verbraucht. 

Das  Lohnkapital  des  ersten  Jahres  ist  (544 -f- 136 -f- l2o),  also 
—  800  Millionen  Mark,  das  des  zweiten  ==  680  Millionen  Marie 
Die  Konsumtion  der  Arbeiter  ist  folglich  um  120  Millionen  Mark 
oder  um  1$  Proz.  zurückgegangen,  die  der  Kapitalisten,  nadi  der 
Annahme,  unverändert  geblieben.  Das  gesamte  gesellsdiaftfiche 
Produkt  des  ersten  Jahres  ist  (2720  -f-  680  -\-  600),  also  4000  Müli- 
onen  Mark,  das  des  zweiten  (3312,3 -f  621 -|- 600),  also  4533j3 
Millionen  Mark.  Der  Wert  der  hergestellten  Produkte  hat  folglich 
um  13  Proz.  zugenommen. 

Die  Erweiterung  der  gesdlschaftlichen  Produktion  geht  mit  dem 
Rückgang  des  gesellschaftlichen  Konsums  Hand  in  Hand^  das  An- 
gebot  der  Produkte  und  die  Nachfrage  nach  ihnen  bleiben  aber  in 
einem  vollkommenen  Gleichgewicht^)  Im  dritten  Jahre  sinkt  das 


>)  E«  fcAim  lebelneii,  dmfl  das  Gldehgewieht  zwiKhcn  Angebot  und  Naehfiage 
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Lohnkapital  auf  {4S4J6'^ 6^,9-^67,$)  — 621  Millionen  Mark  herab, 
im  vierten  auf  611,3  Millionen  Mark  usw.,  während  der  Wert  der 
Konsumtion  der  Kapitalisten  unverändert  bleibt  und  der  Wert  des 
gesamten  gesellschaftlichen  Produktes  in  immer  raschcrem  Tempo 
zunimmt.  Der  stetige  Rückgang  der  gesellschaftlichen  Konsumtion 
bei  der  stetigen  Ausdehnung  der  gesellschaftlichen  Produktion  ist 
nicht  imstande,  die  leiseste  Störung  des  Verwertungsprozesses  des 
Kapitals  herv  orzurufen. 

Also,  trotz  des  von  mir  unterstellten  ungeheuren,  in  der  Wirk- 
lichkeit nie  vorkommenden,  Rückganges  der  Arbeitslöhne,  trotz  der 
absoluten  Verringerung  der  gesellschaftlichen  Konsumtion,  findet 
das  Kapital  keine  Schwierigkeit,  eine  immer  größere  Produkten- 
!nas.>e  zu  verwerten.  Die  Erweiterung  der  Produktion,  also  produk- 
tive Konsunition  der  Produktionsmittel,  tritt  an  Stelle  des  mensch- 
lichen Konsums  und  alles  geht  ebenso  glatt,  als  ob  nicht  die 


in  meinem  Srhenaa  nichl  erreicht  ist.  So  werden  im  ersten  Jahre  an  I'roduklions- 
mittcln  tür  2720  Mill.  Mk.  licrgcstclH.  Für  die  I'roduktion  der  Produklionsmiitcl  des 
zweiten  Jahres  ist  die  Summe  von  1987,4  Mill.  Mk.  erforderlich.  Es  werden  also 
die  Produktioiitffiittel  für  die  Samme  ajoo  —  1987,4  =  733,6  Mill.  Mk.  ia  den  Au- 
tausdi  nüt  den  Produkten  der  IL  und  IIL  Abteilnng  eingehen.  Zuglddi  wird  sich 
im  twdten  Jahr  in  dersdhoi  I.  Abteilung  der  geacllacbafilicben  Produktion  die 
Nachfrage  erheben  nach  Produkten  der  IL  und  IIL  Abteilungen  fllr  die  Summe  von 
904,8  Mill.  Mk.  (iür  496,8  Mill.  Mk.  —  nacb  den  Koosumtionsmitteln  der  Arbeiter 
der  ersten  Abteilung,  für  40S  Mill.  Mk.  —  narh  den  Konsunitionsniittcln  der  Kapi- 
talisten derselben  Abteilung;,  da  diese  unserer  Vorausstt/iinfj  ^cniäü  ^'^  ihres  Profils 
des  ersten  Jahres  {544  Mill.  Mk.j  .selbst  konsumieren).  F.s  werden  also  von  den 
Kapitalisten  und  Arbeitern  der  1.  Abteilung  für  172,2  Mill.  .Mk.  Produkte  mehr  ge- 
kauft, ab  vctfcauft  (904,8—731,6  ^  172,2).  Wk  tit  dieses  Defizil  im  Betrage  von 
17*^  Mill.  Uk,  ztt  decken! 

Die  Sdiwierigkcit  ist  nur  eine  scheinbare.  Der  RQckgang  der  Löhne  und  der 
Stülrtaad  der  Konsumtion  der  Kapitalistca  haben  sur  Folge,  dafl  die  in  der  Pro« 
dttktion  der  zwei  letzten  Abteilungen  angelegten  Kapitalien  eine  Abnahme  er* 
fahren  —  und  in  die  I.  Abteilung,  die  eine  bedeutende  Ausdehnung  erfahrt,  Uber- 
geben. So  itt  im  zweiten  Jahre  das  Saeh-  und  Lohnkapital  der  II.  Abceilunj^  um 
78,2  Mill.  Mk.  kleiner  als  dusjenij^e  des  ersten  Jahres,  das  Her  III.  Abteilung  im 
zweiten  Jahre  um  30  Mill.  Mk.  kleiner ;  außerdem  wird  durch  die  Ka^pit^üisten  der 
IL  Abteilnng  der  kapitalisierte  Profit  des  ersten  Jahres  im  B^rsge  von  34  MilL  Mk. 
und  durch  die  der  nL  im  BeInge  Ton  30  Mill.  Mk.  in  die  L  Abteilung  der  gesell« 
achaftlichen  Produktion  eingelegt  Die  Summe  (78,3 -|- 30 -f- 34 -[-30}  ergibt  173,3: 
daa  scheinbare  Defidt  in  der  L  Abteilung  wird  also  gedeckt  durch  die  Kapitalien, 
die  in  diese  Abteilung  ans  den  swei  letstcn  flbeigehcn. 
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Wirtschaft  dem  Menschen,  sondern  der  Mensch  der  Wirtschaft 
diente. 

Dies  ist  eben  das  fundamentale  Paradoxon  der  kapitalistischen 
(wie  übrigens,  aber  in  geringerem  Grade,  aller  antagonistischen) 
Wirtschaft:  da  nur  ein  Teil  der  Gesellschaft  zum  Wirtschaftssubjekt 
wird,  während  ein  anderer  und  größerer  Teil  nur  ein  Objekt  der 
Wirtschaft  ausmacht,  so  wird  es  möglich,  der  gesellschaftlichen 
W^irtschaft  eine  Richtung  zu  geben,  bei  der  sie  aus  einem  Mittel 
zur  Deckung  des  j:jesellschaftlirhen  Bedarfs  zum  Mittel  der  bloßen 
Ausdehnunp^  der  l'roduktion,  auf  Kosten  dieses  Bedarfs,  wird 
und  so  den  j^crechten  Zweck  aller  Wirtschaft  vereitelt.  Das  ist 
niclit  mein  kühnes  Paradoxon",  wie  es  Kautsky  bezeichnet,  sondern 
ein  iin  Wesen  der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  b^ründetes 
ökonomisches  Gesetz. 

Wir  sehen  also,  daß  sogar  bei  dem  bedeutenden  absoluten 
Rückgang  der  gesellschaftlichen  Konsumtion  die  kapitalistische 
Wirtschaft  nicht  zusammenbriclit.  Der  notwendige  Zusanm^enbruch 
der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung,  infolge  des  mangelnden 
Absatzes  —  diese  Glaubenssache  nicht  nur  der  orthodoxen" 
Marxisten,  sondern  wie  es  scheint,  auch  mancher  „Revisionisten"  — 
wird  durch  die  vorgehende  Analyse  als  Hirngespinst  nachgewiesen. 
Die  kapitalistische  Hülle  der  modernen  Gesellschaft  bricht  nicht 
zusammen,  sogar  bei  BedinFuno^en,  die  jeden  vernünftigen  Zweck 
der  Wirtschaft  zu  vereiteln  scheinen. 

Um  die  totale  l'nhaltbarkeit  der  Marxschen  Lehre  an  den  Tag 
zu  legen,  habe  ich  den  für  diese  Lehre  scheinbar  günstigsten  Fall 
untersucht.  Damit  will  ich  bei  weitem  nicht  sagen,  daß  die  von 
mir  unterstellte  Bedingung  —  der  Rückgang  der  Arbeitslöhne  — 
der  kapitalistischen  Wirklichkeit  entspricht.  Ich  bin  vielmehr  der 
Meinung,  daß  die  neueste  Phase  der  kapitalistischen  I  ntwirklung 
durch  das  bedeutende  Steigen  der  Reallöhne  gekennzeiclinci  wird. 
Es  kann  also  scheinen,  daß  meine  Analyse  die  Marxsche  Theorie 
zwar  widerlegt,  aber  zum  Verständnis  der  kapitalistischen  Wirklich- 
keit sehr  wenig  beigetragen  hat- 

Das  ist  jedoch  nicht  der  Fall.  Die  relative  Abnahme  der  ge- 
sellschaftlichen Konsumtion,  trotz  der  absoluten  Zunahme  der 
Arbeitslöhne,  bildet  vielmehr  das  Grundgesetz  der  kapitahstischcn 
Entwicklung.  Ich  habe  namentlich  bisher  von  dem  wichtigsten 
Momente  der  kapitalistischen  Akkumulation,  wie  sie  sich  in  der 
kapitalistischen   Wirklichkeit   vollzieht,   al^esehen   —  d.  i.  von 


Digiti-^cü  by  Google 


Der  Zusammenbruch  der  JkapitaUstischen  WirUcbaftsordnunf  usw. 


der  relativen  Ersetzung  der  lebendigen  Arbeitskraft  durch  die  Pro- 
dukt loiisniittel.  Der  technische  Fortschritt  besteht  eben  darin,  daß 
tMU  Werkzeuge,  Maschinen  und  andere  Produktionsmittel  an  Stelle 
des  Arbeiters  in  der  Produktion  treten.  Zwar  wächst  die  absolute 
Zahl  der  Arbeiter,  aber  in  viel  starkcrem  Grade  nimmt  die  Masse 
und  der  Wert  der  durch  die  Arbeiter  in  Bewegung  gesetzten  und 
verarbeiteten  Produktionsmittel  zu.  Die  Zusammensetzung  des  ge- 
sellschaftlichen Kapitals  —  um  in  Marx's  Terminologie  zu  sprechen  — 
wird  immer  höher.  Das  hat  zur  Folge,  daß  eine  immer  geringere 
Quote  des  gesellschaftlichen  Produktes  in  den  ijescllschaftlichen 
Konsum  eingeht.  Das  nicht  zu  konsumierende  PiXKkiki  —  Eisen, 
K  »lile,  Maschinen  usw.  —  vermehrt  sich  rascher  als  die  Konsum- 
tionsmittcl  —  Nahrung,  Kletdungstücke  u.  a.  Es  findet  also  eine 
relative  Abnahme  des  gesellschaftlichen  Konsums  statt  —  (Irr  rt 
der  Konsumtionsmittel  im  Vergleich  mit  dem  der  Produktionsmittel 
sinkt  (obwohl  er  absolut  wächst). 

Wird  aber  nicht  diese  relative  Ersetzung  des  menschliclien 
Konsums  durch  die  produktive  Konsumtion  der  Produktionsmittel 
zur  Bildung  eines  überschüssigen,  nicht  zu  veräußernden  Produktes 
fuhren?  Ich  glaube  nicht,  daß  nach  allem  Gesagten  solche 
Fragen  auftauchen  können.  Es  ist  sonnenklar,  daß  es  keine 
Schwierigkeit  bietet,  ein  neues  Schema  im  Anschluß  an  das 
vorige  zu  konstruieren,  und  einen  streng  mathematischen  Beweis 
zu  liefern ,  daß  die  größte  denkbare  Ersetzung  der  Arbeiter 
durch  Produktionsmittel  keine  einzige  Werteinheit  der  letzteren 
überschüssig  zu  machen  imstande  ist-  Sind  einmal  alle  Ar- 
beiter bis  auf  einen  einzigen  verschwunden  und  durch  Ma- 
schinen ersetzt,  so  wird  dieser  einzige  Arbeiter  die  ungeheure 
Masse  von  Maschinen  in  Bewegung  setzen  und  mit  ihrer  Hilfe 
neue  Maschinen  —  und  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten  — 
Iverstellen.  Die  Arbeiterklasse  wird  verschwinden,  was  nicht  im 
iiniulcsten  den  \'crwertungsprozcß  des  Kajntals  stören  wird.  Die 
Kapitalisten  weiden  keine  geringere  Masse  von  Konsumtionsnmtcln 
bekoriinicn,  das  gesamte  hergestellte  Produkt  eines  Jahres  wird 
durch  die  Produktion  und  Konsumtion  der  Kapitalisten  des  folgen- 
den Jahres  verwertet  und  verbraucht.  Wollen  etwa  die  Kapit.ilisten 
ihre  eigene  Konsumtion  einschriinkcn,  so  bildet  da>  keine  Schwierig- 
keit; in  diesem  I'alle  wird  auch  die  Produktion  der  Konsuintions- 
mittel  der  Kapitalisten  teilweise  aufhören  und  ein  noch  größerer 
Teil  des  gesellschaftlichen  Produktes  aus  Produktionsmitteln  be- 
Archiv  fiir  SorialwiMcasdiaft  u.  SMialpolitik.  I.  (A.  f.  soz.  G.  u.  St.  XIX.)  a.  19 
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Stehen,  welche  zur  v,  eiteren  Ausdehnung  der  Troduktion  dienen 
werden.  Es  wird  z.  i>.  hisca  und  Kohle  hergestellt,  die  zur  immer 
größerer  Vermehrunj^^  der  Produktion  von  Eisen  und  Kohle  dienen 
werden.  Die  erweiterte  Produktion  von  Eisen  und  Kol;',e  jedes 
folgenden  Jahres  wird  die  zuj^^enommene  Masse  der  im  abgelaulenen 
Jahre  hergestellten  i'ruduklc  \cibiauchen  und  so  ad  infinitum,  bis 
der  Vorrat  an  nötigen  Mineralien  erschöpft  wird. 

Das  alles  mag  sehr  seltsam  klingen,  ja  vielleicht  als  größter 
Widersinn  erscheinen.  Vielleicht  —  Wahrheit  ist  ja  nicht  immer 
eine  leicht  zu  verstehende  Sache;  trotzdem  bleibt  sie  Wahrheit. 
Als  Wahrheit  bezeichne  ich  natürlich  nicliL  die  ^anz  vviUkurliche 
und  der  Wirklichkeit  nicht  im  mindesten  entsprechende  Annahme, 
daß  die  Ersetzung  der  Handarbeit  durch  maschinelle  zur  gewaltigen 
absoluten  Abnahme  der  Arbeiterzahl  führt  (diese  Voraussetzung  hat 
mir  nur  gedient,  um  zu  zeigen,  daß  selbst  in  der  unsinnigsten 
Weise  auf  die  Spitze  getrieben,  meine  Theorie  nicht  abbricht), 
sondern  den  Satz,  daß  bei  der  proportionellen  Einteilung  der  ge- 
sellschaftlichen Produktion  kein  Rückgang  der  gesellsciiaftlichen 
Konsumtion  an  sich  imstande  ist,  ein  überschüssiges  Produkt  zu 
erzeugen.*)  Als  Grrundgesetz  der  kapitalistischen  Entwicklung  be- 
zeichne ich  die  ohne  bestimmte  Grenze  immer  weiter  gehende 
Verringerung  der  Quote  der  gesellschaftlichen  Konsumtion  in  der 
gesamten  gesellschaftlichen  Produktion,  was,  trotz  Marx,  kein  die 
Existenz  der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  gfefahrdendes  Moment 
in  sich  einschließt.  Der  relative  Rückgang  der  Nachfrage  nach 
Konsumtionsmilteln  stört  nicht  den  Verwertungsprozeß  des  Kapitals 
und  kann  also  in  keinem  Falle  den  Zusammenbruch  der  kapita- 
listischen Wirtschaftsordnung  und  ihren  Übergang  in  die  sozia- 
listische erzwingen. 

Die  hier  entwickelte  Theorie  des  Verwertungsprozesses  des 
Kapitals  stimmt  meines  Erachtens  überein  mit  den  Ergebnissen 
der  statistischen  Untersuchung  von  Werner  Sombart  über 
die  Bedeutung  des  inneren  Marktes  liir  die  kapitalistische  In- 
dustrie. Es  wird  nicht  nur  von  Marxisten,  sondern  auch  von 
viden  anderen  Nationalökonomen  fest  geglaubt,  daß  die  kapi- 
taliStische  Industrie  immer  mehr  der  äufieren  Bfärkte  lUr  die 


Oh  und  in  wf-lrh<  m  Maße  die  Proportionalität  der  grsrllsdiaftlichen  Pro- 
duktioa  durch  den  Kapitalismus  zu  erreichen  ist,  das  hl  nuluriich  eine  andere 
Frage,  die  ich  in  meinem  Kriscnbuch  zu  beantworten  versucht  habe. 


Digiti-^cü  by  Google 


Der  ZnnaiiMnbnidi  der  Iwpitaliiltscbcn  WirtscbafUordnung  usw. 


Verwertung  der  stets  anwachsenden  Masse  ihrer  Produkte  bedürfe. 
Der  innere  Markt  sei  nicht  imstande,  diese  steigende  Produktiv 
masse  zu  verwerten.   Nun  hat  Sombart  nachgewieseo»  daß  fiir 
ein  so  ausgeprägt  kapitalistisches  Land  wie  Deutschland,  gerade  das 
Gegenteil  richtig  ist  Eine  immer  geringere  Quote  der  Produkte 
der  deutschen  Industrie  wird  exportiert,  wahrend  ein  immer  steigender 
Teil  derselben  einen  lohnenden  Absatz  innerhalb  des  Landes  findet. 
Von  dem  hier  vertretenen  Standpunkt  ist  es  besonders  lehrreich, 
daß  der  Entwicklungsgang  verschiedener  Industrien  in  dieser  Hin- 
sieht  selir  unähnlich  ist   So  ist  die  Mehrausfuhr  von  Eisenfabrikaten 
in  dem  Zeitraum  1 880— 1900  von  29,3  Proz.  auf  7,8  Proz.  der  ge- 
samten respektiven  Produktion  Deutschlands  gesunken,  diö  der  Stein^ 
kohlen  von  11  Ptoz.  auf  7,3  Plroz.*)  Viel  unbedeutender  ist  das 
Fallen  der  Ausfuhrquote  in  der  Textilindustrie*  Der  innere  deutsche 
Markt  dehnt  sich  also  sehr  rasch  in  bezug  auf  Kohle  und  Eisen 
aus,  viel  langsamer  aber  in  bezug  auf  Kleidungsstüdce.  Warum? 
Weü  die  kapitalistische  Entwicklung  vorwiegend  die  Nachfrage 
nach  Produktionsmitteln,  nicht  aber  nach  Konsumtionsmitteln  er« 

Es  ist  übrigens  eine  allgemein  bekannte  Tatsache,  dafi  die 
neueste  kapitalistische  Entwicklung  durch  eine  höchst  rasche  Aus- 
dehnung solcher  Produktionszweige,  wie  die  Montanindustrie,  che* 
mische  Industrie^  Maschinenindustrie  u.  a.,  deren  Produkte  in  den 
menschlkhen  Konsum  nicht  eingehen,  gekennzeichnet  wird,  während 
Landwirtschaft,  Textilindustrie  u.  a.  unmittelbar  dem  menschlichen 
Konsum  dienende  IVoduktionsswe^e  &st  zu  einem  Stillstand  ge* 
langt  sind.  Früher  war  die  Baumwdl-,  heute  die  Eisenindustrie  die 
fiihrende  Industrie  der  kapitalistischen  Welt 

Darauf  wird  u.  a.  auch  von  Kautsky  in  seiner  Schrift 
gtgen  Bernstein  hingewiesen.  Aber  Kautsky  versteht  die  Ursache 
der  ungeheuren  Ausdehnung  der  Eisenindustrie  in  der  neuesten 
Zeit  nicht  und  äufiert  die  Meinung,  dafi  in  naher  Zeit  die  Eisen- 
industrie in  die  Lage  der  Textilindustrie,  welche  neuerdings  fast 
keine  Fortschritte  aufzuweisen  hat,  geraten  mufi  —  und  dann  würden 
wir  mit  dem  Kapitalismus  fertig^  sein.  Nun  beweist  das  hier  ausge- 
führte, daß  keine  chronische  Überproduktion  die  Eisenindustrie  be- 
droht und  dafi  in  der  künftigen  Entwicklung  der  kapitalistischen 


^)  Sombftrt,  Die  deutsche  VoUnwktsebaft  im  nenasehftlen  Jahrhwideit  1903* 
S.  43ß^4$u 
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Wirtschaft  die  Suprematie  der  Eisenindustrie  immer  mehr  hervor* 
treten  muß. 

K  o  n  r  a  d  S  c  Ii  m  i  d  t  unterscheidet  zwei  Arten  von  Va^-hfrage  — 
absolute  und  relative.  Die  üntcrschcidun}2^  ist  richtig,  aber  ihre 
Anwendung  bei  Schmidt  verfehlt.  Gewiß  bat  die  Nachfrage  des 
Kapitahsten  nach  Konsumtionsmitleln  für  seinen  Gebrauch  einen 
anderen  ökonomischen  Charakter,  als  die  nach  der  Kohle  fiir  seine 
Dampfmaschine.  Der  Unter5;chied  besteht  darin,  daß  die  unproduk- 
tive Konsumtion  des  Kapitalisten  eine  bloße  Wertvernichtunfr  ist 
und  den  abschließenden  Akt  des  Verwertungsprozesses  des  Kapiirds 
darstellt,  während  der  produktive  Verbrauch  der  Kohle  deren  W  en 
nicht  vernichtet  und  ein  VermittUmgsmoment  in  diesem  Prozesse 
bildet.  Darum  können  wir  die  erste  Nachfrage  als  dehnitive,  ab- 
solute, die  zweite  als  relative  bezeichnen,  da  die  erste  den  objek- 
tiven Zweck  der  bctrcilciiden  Wirtschaft  ausmacht,  wahrend  die 
zweite  ein  bloßes  Mittel  zu  diesem  Zwecke  i.st. 

Zu  welcher  Art  der  Nachfrage  müssen  wir  aber  die  Nachfrage 
des  Lohnarbeiters  nach  den  Gegenständen  seines  Konsums  zählen.^ 
Nach  Schmidt  ist  sie  eine  absolute  Nachfrage.  Es  ist  aber  klar» 
daÖ  die  Konsumtion  des  Arbeiters  ebensowen^  den  Verwertungs- 
prozeß des  Kapitals  zum  Abschluß  bringt,  wie  das  Verbrennen  der 
Kohle  im  Ofen  einer  Dampftnaschtn&  Zwar  verzdiren  die  Arbeiter 
ihre  Nahrung  —  aber  die  Kohle  wird  in  der  Dampfmaschine  nicht 
minder  veibraucht  Bezeidinen  wir  aber  die  Nachfrage  nach  Kohle 
als  eine  relative  Nachfrage  —  so  mu&  dasselbe  auch  für  die  Kach- 
firage  des  Arbeiters  nach  seinen  Konsumtionsmitteln  gelten,  da  die 
Konsumtion  des  Arbeiters  ein  Mittel  der  Verwertung  des  Kapitab 
bt,  nicht  aber  deren  objektiver  Zweck. 

Der  Schein  des  absoluten  Charakters  der  Nachfrage  der  Arbeiter 
nach  ihren  Konsumtionsmitteln  wird  dadurch  erzeugt,  dafi  diese 
von  den  Arbeitern  selbst,  auf  ihre  Rechnung  gekauft  werden,  während 
die  Produktionsmittel  der  Kapitalist  kauft  Es  ist  jedoch  vom  Stand- 
punkte des  Verwertungsprozesses  des  Kapitals  ganz  irrelevant,  wer 
—  der  Arbeiter  oder  der  Kapitalist  —  als  Kaufer  auf  dem  Markte 
erscheint.  Das  vom  Arbeiter  verausgabte  Geld  bekommt  er  aller* 
dincTs  vom  Kapitalisten.  Bei  dem  Naturallohn  verschwindet  sogar 
dieser  Schein  und  der  Arbeiter  wird  ganz  ebenso  auf  Rechnung 
des  Kapitalisten  ernährt  wie  das  Arbeitsvieh.  Es  ist  wahrlich  nicht 
zu  verstehen,  aus  welchem  Grunde  wir  den  Roggen,  den  der  kapita- 
listische Farmer  seinem  Arbeiter  gibt,  als  einen  Gregenstand  der 
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absoluten  Nachfrage  betrachten  sollen,  während  wir  den  Hafer, 
welchen  derselbe  Farmer  seinem  Pferde  gibt,  zu  den  Gegenstanden 
der  relativen  Nachfrage  zahlen. 

Kautsky  versichert  uns,  daß  „produzieren  heißt  Konsumtions- 
mittel ftir  den  menschlichen  Gebrauch  herstellen".  In  einem  gewissen 
Sinne  ist  das  richtig.  Die  Fm.'c  ist  nur,  ob  jeder  Mensch  in 
jedem  Wirtschaftssystem  als  Menscli,  d.  h.  als  Zweck  der  Wirtschaft 
fungiert.  Ich  habe  oben  darauf  hingewiesen,  daß  das  nur  für  die 
von  mir  als  harmonische  bezeichneten  Wirtschaftssysteme,  nicht 
aber  fiir  antagonistische  gilt.  In  einer  sozialistischen  Wirtschaft  ist 
es  unmöglich,  daß  gesellschaftliche  Wirtschaft  nicht  auf  die  Ver- 
mehrung, sondern  auf  die  Verminderung  der  Masse  der  Gegenstände 
der  menschlichen  Konsumtion  gerichtet  wird.  So  etwas  ist  aber 
möglich  —  und  unter  gewissen  Bedinp^unp^en  notwendig  —  bei  der 
kapitaltstiscben  Wirtschaft;  bildet  doch  nicht  der  Mensch  überhaupt^ 
sondern  nur  der  kapitalbesitzende  Mensch  das  Subjekt  dieses 
Wirtschaftssystems»  während  der  kapitallose,  arbeitende  Mensch  ein 
bloßes  Mittel  dieser  Wirtschaft,  eine  Form  des  gesellschaftlichen 
Kapitals  (variables  Kapital,  nach  der  Marxschcn  Terminologie)  ist 

Marx  hat  immer  den  bürgerlichen  Nationalökonomen  voi^e- 
worfcn,  daß  sie  die  kapitalistische  Wirtschaft  als  Wirtschaft  über- 
haupt betrachten.  Nun  ist  er  selbst  gerade  in  denselben  Fehler 
verfallen.  Wirtschaft  überhaupt  kann  keinen  anderen  Zweck  als 
die  Befriedigung  der  menschlichen  Bedürfnisse  verfolgen.  Kapita- 
listische Wirtschaft  vereitelt  aber,  bis  zu  einem  gewissen  Grade, 
diesen  Zweck.  Marx  hat  das  eingesehen  und  zog  den  Schluß,  daß 
ein  innerer  unlösbarer  ökonomischer  Widerspruch  —  ein  Wider- 
spruch mit  den  Gesetzen  der  kapitalistichen  Verwertung  selbst  — 
in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  verborgen  ist,  der  ihr  Be- 
stehen, als  eines  historischen  Wirtschaftssystems,  auf  einer  gewissen 
Stufe  unmöglich  machen  muß.  Diesen  ökonomischen  Widerspruch 
des  Kapitalismus  hat  aber  Marx  nur  darum  gefunden,  weil  er  dem 
kapitalistischen  Wirtschaftssystem  —  das  zu  der  antagonisti?^!if^n 
Wirtschaftsgfruppe  gehört  —  die  Ziele  der  harmonischen  Wirtschaft, 
die  gewöhnlich  als  Wirtschaft  überhaupt  gilt,  zuireschrieben  hat. 
Ist  aber  der  antagonistische  Charakter  der  kapitalistischen  Wirtschaft 
in  seinem  ganzen  Umfange  erkannt,  so  verschwindet  der  von  Marx 
auijgedeckte  Widerspruch,  da  die  kapitalistische  Produktion,  indem 
sie  nicht  auf  die  Vermehrung  der  menschlichen  Konsumtion,  sondern 
auf  die  Vermehrung  des  Kapitals  gerichtet  ist  (was  mit  einer 
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relativen  X'crringerung  der  menschlichen  Konsumtion  Hand  in  Hand 
geht),  in  keinen  Widerspruch  mit  ihrem  Prinzip  <^erät  und  keinen 
Schwierigkeiten  der  Verwertung  ihrer  Produkte  entgegengeht. 

Mit  der  ersten  Variante  der  Zusammenbruchstheorie  sind  wir 
fertig.  Gehen  wir  zur  anderen  Variante  —  zum  „Gesetz  des 
tendenziellen  Fallens  der  Profitrate"  —  über.  Das  Gesetz  selbst 
ist  höchst  einfach  und  scheint  mit  logischer  Notwendigkeit  aus  der 
Arbeitswerttheorie  m  folgen.  Der  Profit  wird  nach  dieser  Theocie 
nur  durch  einen  TeU  des  gesamten  Kapitals  —  durch  das  zur 
Lohnauszahlung  bestimmte  („variable")  Kapital  erzeugt,  da  der 
Profit  ja  nichts  anderes  als  die  vom  Kapitalisten  angeeignete 
Mehrarbeit  ist  Steigt  etwa  der  in  Produktionsmittdn  angelegte 
(.konstante")  Kapitalteil  schneller  als  sein  variabler  TeU,  so  mtifi 
bei  anderen  gleichbldbenden  Bedingungen  die  Profitrate  »nken, 
da  die  Masse  des  gesamten  Kapitals,  durch  welche  man  die  Profit^ 
masse  dividieren  mufi,  um  die  Profitrate  zu  bdcommen,  der 
Voraussetzung  gemäfi  rascher  wächst  als  die  Profitraasse  (deren 
Größe  nur  durch  den  variablen  Teil  des  Kapitals  bedingt  wird). 

Dieses  relativ  raschere  Tempo  des  Anwachsens  des  in  Pro- 
duktionsmitteln angelegten  Kapitäds  betrachtet  Marx  mit  vollem 
Recht  als  das  Grundgesetz  der  kapitalistischen  Entwicklung.  Die 
Tendenz  zum  Fallen  der  Profitrate  scheint  also  ebenfalls  mit  dieser 
Entwicklung  aufs  engste  verknüpft  zu  sein.  Auf  dem  Boden  dieses 
tendenziellen  Fallens  der  Profitrate  entwickeln  sich,  nacli  Marx* 
Meinung,  mannigfache  Störungen  der  kapitalistischen  Wirtschaft. 
Nimmt  etwa  die  Zahl  der  in  kapitalistischen  Unternehmungen  be- 
schäftigten Arbeiter  nicht*  zu  und  sind  die  Kapitalisten  nicht  im- 
Stande,  den  Ausbeutungsgrad  der  Arbeiter  zu  erhöhen,  so  vermag 
keine  Zunahme  des  Kapitals  die  Profitmasse  zu  steigern.  Es  gibt 
also  unter  diesen  Bedingungen  keinen  Platz  in  der  Produktion  für 
neue  Kapitalien.  Da  aber  die  Kapitalakkumulation  nicht  aufhören 
kann,  so  fiihrt  die  Anlegung^  neuer  Kapitalien,  bei  der  Unmöglich- 
keit, die  Masse  des  gesellschaftlichen  Profits  zu  heben,  /um  Hrach- 
licgcn  der  in  der  Produktion  schon  angelegten  Kapitalien  und  zur 
absoluten  I Überproduktion  von  Ka{)ital. 

Das  l'allcn  der  Profitrate  bildet  also  eine  Schranke  der  kapita- 
listischen Produktion ;  diese  eigentümliche  Schranke  bezeugt  die 
Beschränktheit  und  den  nur  historischen,  vorübergehenden  Charakter 
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der  kapitalistischen  Produktionsweise:  bezeugt,  da6  sie  keine  für 
die  Produktion  des  Retcbtums  absolute  Produktionsweise  ist,  viel- 
mehr mit  seiner  Fortentwicklung  auf  gewisser  Stufe  in  Kon- 
flikt tritt". ') 

In  der  ersten  Variante  der  Theorie  des  notwendigen  Zu- 
sammenbruchs der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  wird  der 
Nachdruck  auf  da?;  Mißverhältnis  der  kapitalistisrlien  Produktion 
und  der  L^esellschaftlichen  Konsumtion  fjelegt;  hier  aber  wird  das 
Mißverhältais  der  kapitalistischen  Produktion  und  der  Profitbildung 
betont.  Wir  wissen  schon,  wie  völlig  irreführend  die  erste  Variante 
ist^  dasselbe  gilt  auch  für  die  zweite. 

Es  wäre  leicht,  die  Unhaltbarkeit  des  vermeintlichen  Marxschen 
Gesetzes  vom  Standpunkte  einer  anderen,  als  der  Marxschen  Wert- 
theorie —  etwa  der  des  Grenznutzens  —  zu  beweisen.  Eine 
solche  Beweisführung  halte  ich  jedoch  in  diesem  Falle  nicht  für 
zweckmäßig.  Denn  bildet  das  Marxschc  Gesetz  eine  logische 
P'olge  der  Arbeitswerttheorie,  so  ist  c?,  weni^^stcns  als  Tendenz, 
als  ein  richti<::^es  Gesetz  anzuerkennen:  werden  doch  durch  jede 
Werttheorie  die  Arbeitskosten  der  Waren  aJs  ein  höchst  wichtiges 
Moment  der  realen  Preisbildung  anerkannt.  P"s  wird  bestritten, 
welches  Moment  —  etwa  Grcnznutzen  oder  Arbeitskosten  —  als 
ausschlaggebend  in  der  Wertbildung  zu  betrachten  ist.  Aber  kein 
ernsthafter  Xationalökonom  hat  je  bezweifelt,  daß  die  Zunahme  der 
Produktion>ku.sten  eitler  Ware  eine  Tcntlenz  zur  Stciireriincr  ihres 
F'reises,  deren  Abnahme  aber  die  Tendenz  zum  Fallen  des  Preises 
erzeugt. 

Ist  dem  so.  so  muß  alle  wirtschafthche  Gestaltung,  die  auf 
dem  Boden  der  Entwicklung  des  Arbeitswertes  notwendig  entsteht, 
wenigstens  als  Tendenz  auch  in  realer  i Vcisentwicklung  ihren  Aus- 
druck finden.  Darum  kann  das  Marxschc  Gesetz  des  tendenziellen 
Fallens  der  Profitiaie  nur  dadurch  auch  als  Tendenz  als  nicht 
existierendes  endgültig  nachgewiesen  werden,  daß  seine  Unverein- 
barkeit mit  der  Arbeitswerttheorie  festgestellt  wird 

Ich  glaube  das  in  meinem  Krisenbtich  schon  gdeistet  zu  haben. 
Da  aber  meine  Beweisführung  eine  mathematische  Form  hatte  und 
nur  sehr  wenige  Nationaldkonomen  für  die  Mathematik  eine  Neigung 
haben,  so  ist  es  natfixlichp  daß  meine  Ausführungen  von  meinen 
Kritikern  als  p^auflerordentlich  schwerfaltig  und  verworren"  bezeichnet 
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und  —  dns  mag  ich  hinzufügen  —  von  ihnen  gar  nicht  verstanden 
wurden.  Der  eine  von  meinen  Kritikern  —  K  o  n  r  a  d  Schmidt  — 
E^e<;teht  das  übri^^ens  selbst  zu.  An  diesem  Platz  werde  ich  ver- 
suchen, den  nötigen  Beweis  in  niu  r  anderen  Form  ;a:  liefern  und 
zugleich  das  richtige  Gesetz  der  iintwicklung  der  i:^rohtrate  auf- 
zudecken. 

Zunächst  ist  die  Aufgabestellung  von  Marx  falsch.  Man  kann 
nicht  sagen,  wel'^ben  Einfluß  auf  die  Profitrate  das  Fallen  der 
Lohnquote  des  Kapitals  haben  muß,  da  dasselbe  eine  verschiedene 
Wirkung  auf  die  Profitrate  ausübt,  je  nach  den  Ursachen  dieses 
Fallens-  Es  kann  namentlich  aus  zwei  Gründen  erfolgen:  i.  aus 
einer  Verringerung  der  Produkti\'ität  der  gesellschaftlichen  Arbeit 
und  2.  aus  deren  Erhöhuno;.  Beide  P'älle  sollen  besonders  unter- 
sucht werden,  damit  wir  zu  brauchbaren  Resultaten  j^^clangen. 

Wir  werden  dazu  dieselben  schcmatisclien  Konstruktionen  be- 
nutzen, deren  Gültigkeit  wir  schon  bei  der  Analyse  der  ersten 
Variante  der  Zusammenbruchstheorie  genügend  erkannt  haben. 
Marx  kommt  zu  seinem  Gesetz  auf  sehr  einfachem  Wege.  Er 
unterstellt,  dafi  das  konstante  Kapital  steigt,  während  das  variable 
unverändert  bleibt  und  die  Profitrate  mufi  sinken.  Auf  welche 
Weise  aber  die  Zunahme  des  konstanten  Kapitals  erfolgt  —  darüber 
schweigt  er  still,  als  ob  dies  zusätzlidie  Kapital  vom  Himmd 
herunterfiele.  Wir  werden  aber  den  zu  untersuchenden  Prozefi  in 
allen  seinen  Phasen,  vom  Anfang  bis  zum  Abschlufi  analyaeren. 
Seinen  Anfang  bildet  offenkundig  die  Herstellung  des  zusatzlichen 
Sachkapitals;  sein  Ende  —  die  gesellschaftliche  Flroduktion  auf  neuer 
technischer  Grundlage  und  unter  neuen  Verwertungsbedingungen. 

Das  nachfolgende  Schema  bezieht  sich  auf  den  ersten  Fall  der 
abnehmenden  Lohnquote  des  Kapitals  —  wenn  diese  Abnahme, 
welche  mit  der  relativen  Zunahme  des  Wertes  des  Sachkapitab 
gleichbedeutend  ist,  durch  die  Verringerung  der  Arbeitsproduktivität 
erfolgt  Ich  unterstelle,  dafi  etwa  infolge  einer  Erschöpfung  der 
Bergwerke  und  des  Bodens,  die  Arbeitskosten  der  Gewinnung  von 
Eisenerzen,  Steinkohlen,  Getreide  und  aller  Rohstofie  bedeutend 
steigen,  was  zur  Zunahme  des  Arbeitswerts  der  Produkteneinheit  um 
25  Proz.  führe.  Das  zwingt  die  Kapitalisten,  einen  Teil  ihres  Profits 
auf  die  Erzeugung  des  seinen  Produktionskosten  nach  angewachsenen 
Sach-  und  Lohnkapitals  zu  verwenden.  Um  der  kapitalistischen 
Wirklichkeit  näher  zu  treten,  setze  ich  weiter  voraus,  daß  die  Zu- 
nahme des  Arbeitswerts  jeder  Produkteneinheit  (also  auch  der 
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Konsumtioiismittel  der  Arbeiter)  zum  Rückgangs  der  realen  Löhne 
der  Arbeiter  (d.  h.  der  Masse  der  Konsumtionsmittel,  über  welche 
der  Arbeiter  ixx  verfugen  hat)  um  lO  Proz.  fuhrt  Die  Arbeiterzahl 
bleibt,  der  Voraussetzung  gemäß,  unverändert  Keine  Kapitalakku' 
mulation  findet  statt,  aufler  der  durch  die  Zunahme  des  Wertes  der 
Produktionsmittel  und  des  Arbeitslohns  erzwungenen.  Alle  Zahlen 
sind  andere  als  im  ersten  Schema  gewählt 

Reproduktion  des  gesellschafUichen  Kapitals  bei  Verringerung 
der  Produktivität  der  gesellschaftlichen  Arbeit 

Erste  rhase. 
I.  Produktion  der  Produktionsmittel 

250  p+  125  a-f-  125  r=  50a 

II.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Arbeiter. 
1 12 V,  p  -1-  56V«  a  +  56V*  r  =  225. 
m.  Fk'oduktion  der  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten. 
37V,pH-i8%a-f  i8»/4r  =  75. 

Zweite  Phase. 

L  Produktion  der  Produktionsmittel. 

277,8p+  125  a +  97,2  r  =  500. 

II.  Produktion  der  Konsumtionsraittel  der  Arbeiter. 
1 2S  p  +  56,3  a  +  43»7  r  =  225. 

in.  Pk'oduktion  der  Konsumtionsmittd  der  Kapitalisten. 

97,2  p  +  43,7  a  + 34,1  r=  175. 

Die  Einteilung  der  gesellschaftlichen  Produktion  ist  in  diesem 
Schema  proportionell  —  alle  hergestellten  Waren  finden  Absatz. 
Die  Verringerung  der  Arbeitsproduktivität  findet  in  der  ersten 
Phase  statt  Darum  sind  die  Kapitalisten  gezwungen,  von  200  MilL 
Mk.  ihres  gesamten  Profits  (125  +  56V4  +  iS*^)  nur  75  Mill.  Mk. 
auf  ihre  eigene  Konsumtion  zu  verwenden.  Die  übrigbleibenden 
125  Mill.  Mk.  werden  in  Kapital  verwandelt:  das  Steigen  der 
Arbeitskosten  der  Produktionsmittel  um  25  Proz.  erheischt  eine 
zusätzliche  Kapital  au  schabe  für  die  Herstellung  des  Sachkapitals  im 
Betrage  von  100  Mill.  Mk.  (in  der  Produktion  der  ersten  Phase 
waren  als  Sachkapital  250  -j-  112^«  +  37'/«  =  400  Mill.  Mk. 
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anfjeleL,'t),  und  das  ebenso  große  prozentuale  Steigen  des  Wertes 
der  Konsumtionsmittel  der  Arbeiter,  gleiclizeitig  mit  dem  Sinken 
der  Reallöhne  um  10  l'roz.,  führt  zur  Erhöhung  des  Lohnkapitals 
um  25  Mill.  Mk.  (das  Lohnkapital  der  ersten  Phase  ist  125 -|- S^^'« 
-\-  '^^/i  =  200  Mill.  Mk.;  hätten  die  Arbeiter  auch  nach  der  Zunahme 
des  Arbeitswertes  ihrer  Konsumtionsniittel  dieselbe  Masse  fla\ori 
erhalten,  so  wäre  das  Lohnkapital  bis  auf  250  Mill.  Mk.  gestiegen: 
da  aber  die  realen  Löhne  der  Arbeiter,  unserer  X'oraussetzung  ge- 
mäß, Uli!  10  Proz.  fallen,  so  beziffert  sich  das  Lohnkapital  in  der 
zweiten  Phase  aiii  225  Mill.  Mk.) 

Die  zweite  Phase  stellt  die  gesellschaftliche  Produktion  nach 
der  stattgefundenen  Verringerung  der  Arbeitsproduktivität  dar. 
Der  Wert  des  in  der  zweiten  Phase  hergesteilten  gesellschaftlichen 
Produktes  mufi  den  der  ersten  Phase  um  100  Mill.  Mk.  übersteigen, 
da  die  Zahl  der  in  der  zweiten  Phase  beschäftigten  Aibeiter  der  in 
der  ersten  gleich  ist.  aber  der  Wert  der  in  der  Produktion  der 
zweiten  Phase  angelegten  Produktionsmittel  um  100  Mill  Mk.  zu* 
genommen  hat  (dieser  Wert  muQ,  der  Arbeitswerttheorie  gemafip 
im  Werte  des  hergestellten  Produktes  unverändert  erscheinen).  Der 
gesamte  Produktenwert  der  zweiten  Phase  betragt  also  9C0  Mill.  Mk. 
(Soo  der  Wert  des  gesellschaftlichen  Produktes  der  ersten  Phase,  +  100 
die  Zunahme  des  Wertes  der  Produktionsmittel  der  zweiten  Phase^. 
Der  Wert  des  gesamten  Kapitals  derselben  Phase  ist  (277,84- 
125  +  97»2)  500  Mill.  Mk.  Sachkapital  4.  (i  25  +  56,3  +  43.7)  = 
225  MilL  Mk.  Lohnkapital  ^  725  Mill.  Mk.  Der  Profit  der  zweiten 
Phase  ist  900  —  725  =  175  Mill.  Mk. 
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Die  Profitrate  der  ersten  Phase  war       =  33,3  Proz.,  die  der 
175 

zweiten  ^  =  24,1  Proz.    Sie  ist  also,  trotz  des  Rückganges 

72s 

der  Reallöhne,  bedeutend  gesunken. 

Wir  haben  also  den  von  lularx  untersuchten  Fall  der  Ver- 
ringerung der  Profitrate  vor  uns.  Bin  ich  etwa  dazu  gelangt,  das 
Marxsche  Gesetz  begründet  zu  haben,  anstatt  es  zu  widerlegend 

Es  ist  gewiß  nicht  zu  bestreiten,  daß  unter  gewissen  Bedingungen 
die  Erhöhung  der  Zusammensetzung  des  gesellschaftlichen  Kapitals 
zum  Fallen  der  Profitrate  führen  muß.  Welche  sind  aber  diese  Be- 
dingungen? Das  untersuchte  Schema  bezieht  sich  auf  den  Fall  der 
Abnahme  der  Lohnquote  des  gesellschaftlichen  Kapitals  infolge 
Verringerung  der  Arbeitsproduktivität;  die  Erhöhung  der  Zusammen- 
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Setzung  des  geseUschaftUchen  Kapitals  kann  aber  auch  auf  anderem 
Wege  -rschehen  —  namentlich  durch  die  Erhöhung  der  Arbeits- 
produktivität. Die  Wrbesserung  der  Technik  fuhrt  zur  Vcrtyröße- 
rung  des  stehenden  Kapitals  (Maschinen,  Werkzeuge  u.  a.),  das  in 
der  Produktion  angelegt  wird;  da  aber  die  Erhöhung  der  Arbeits- 
produktivität in  der  Zunahme  der  Masse  des  durch  den  ein- 
zdnen  Arbeiter  verarbeiteten  Rohmaterials  ihren  Ausdruck  findet, 
so  wird  aus  diesem  Grunde  auch  das  umlaufende  Kapital  im  Ver- 
gleich mit  dem  Lohnkapital  wachsen  und  das  Lohnkapital  wird 
zu  einer  immer  kleinerer  Quote  des  gesamten  gesellschaftlichen 
Kapitals. 

Auch  di^en  zweiten  Fall  der  Erhöhung  der  Zusammensetzung 
des  gesellschaftHchen  Kapitals  werde  ich  mit  Hilfe  meiner  Schemata 
analysieren.  Der  Prozeß  beginnt  offenkundig  mit  der  Herstellung 
der  zusätzlichen  Produktionsmittel  Seine  zweite  Phase  (welche, 
übrigens  nur  theoretisch  von  der  dritten  abzusondern  ist,  in  der 
Wirklichkeit  aber  mit  dieser  letzten  zusammenfallt),  besteht  in  dem 
produktiven  Verbrauch  der  erzeugten  zusatzlichen  Produktionsmittel. 
In  der  dritten  Phase  kommt  der  Prozeß  zum  Abschluß:  die  hin- 
zugenommene Masse  der  hcrc^estellten  Produkte  ist  in  die  gesell- 
schaftliche Produktion  und  Konsumtion  eingegangen,  die  Produkten- 
werte sind  entsprechend  den  neuen  Produktionsbedingungen  ge- 
sunken und  die  ^gesellschaftliche  Produktion  gestaltet  sich  auf  einer 
neuen  technischen  Grundlage. 

Bei  der  Konstruktion  des  nachfolgenden  Schemas  habe  ich  an- 
genommen ,  daß  die  Kapitalisten  die  Hälfte  ihres  Profits  einmal 
auf  die  Herstellung  neuer  zusatzlicher  Produktionsmittel  verwendet 
haben,  dann  aber  wieder  ihren  gesamten  Profit  unproduktiv  kon- 
sumieren. Die  Arbeiterzahl  verändert  sich  nicht.  Es  wird  unter- 
stellt, daß  die  EinRihrung  neuer  Produktionsmethoden  die  Arbeits- 
produktivität um  25  Proz.  erhöht  (d.  h.  um  so  viel  nimmt  die 
lyfosse  des  gesellschaftlichen  Produktes  zu).  Zugleich  setze  ich 
voraus,  um  nicht  als  Anhänger  des  „ehernen  Lohngesetzes"  zu  er- 
scheinen, daß  aus  der  Zunahme  der  Arbeitsproduktivität  auch  die 
Arbeiter  profitieren:  ihre  realen  Löhne  steigen  um  10  Proz.  In 
seiner  Begründung  des  Gesetzes  der  fallenden  Profitrate  geht  Marx 
von  der  Voraussetzung  der  Unveränderlichkeit  der  realen  Löhne 
der  Arbeiter  aus.  Meine  Annahme  muß  also  das  Mantsche  Gesetz 
noch  schärfer  hervortreten  lassen. 
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Reproduktion  des  gesellschaftlichen  Kapitals  bei  P>höhung  der 
Produktivität  der  gesellschaftüchen  Arbeit 

Erste  Phase. 

I.  Produktion  der  Produktionsmittel. 
250p  4-  i^sa-f  125  r=«  500. 

H.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Arbeiter. 
1 00  p -f- 50  a -|- 50  r  =  200. 

III,  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten. 
50p  +  25a+  25  r=  100. 

Zweite  Phase. 

I.  Produktion  der  Prüduktionsmittel. 
222,2  p  -J-  88,9  a  +  88,9  r  Ä  400. 

n.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Arbeiter. 

97.B  P  +  39»  I  a  +  39, 1  r  =  1 76. 

m.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten. 
i8op  +  72a  +  72r  =  324. 

Dritte  Phase. 
I.  Produktion  der  Produktionsmittel. 
^77 P  +  7M a  -|-  I44r  =  40a 

n.  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Arbeiter. 

78,2  p  -I-  34.4  a  +  634  r  176. 

IIL  Produktion  der  Konsumtionsmittel  der  Kapitalisten. 
144p  +  63,4a -1-  I i6,6r=  324. 

Die  Einteilung  der  gesellschaftlichen  Produktion  ist  in  allen 
drei  Phasen  proportioneil.  Die  erste  Phase  schließt  mit  der  Her- 
stellung neuer  zusätzlicher  Produktionsmittel  für  den  Betrag  von 
100  Mill.  Mk.  (die  Hälfte  des  gesamten  Profits  dieser  Phase,  welcher 
125 -f- 50 -|- 25,  also  200  Mill.  Mk.  beträgt).  In  der  zweiten  Phase 
wird  die  auf  diese  Weise  um  den  Wert  von  lOO  Mill.  Mk.  er- 
höhte Masse  der  Produktionsmittel  in  der  Produktion  angelegt 
In  der  dritten  Phase  ändern  sich  die  Wertverhältnisse  des  Sach- 
und  Lohiikapilals  und  des  Profits  entsprechend  den  neuen  Produk- 
tionsbedingungen. 
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Am  Ende  der  zweiten  Phase  ist  eine  <^ro6ere  Produktenmasse  her- 
gestellt. Die  Erhöhung  der  Arbeitsproduktivität,  der  Voraussetzung 
gemäß  um  ist  gleichbedeutend  mit  einem  Fallen  des  Arbeits- 
werts der  Produkteneinheit  um  ^j^.  Die  Masse  der  am  Ende 
der  ersten  Phase  hergestellten  Produktionsmittel  bleibt  auch  in  der 
dritten  Phase  unverändert  (da  das  zusätzliche,  durch  die  Erhöhung 
der  Arbeitsproduktivität  erzciu^tc  Produkt  nicht  akkumuliert  wird, 
sondern  dem  Konsumtionsfonds  der  Gesellschaft  zufließt);  der  Wert 
dieser  Masse  in  der  zweiten  Phase  ist  gleich  500  Mill.  Mk.  Nun 
muß  dieser  Wert  in  der  dritten  Phase,  infolge  des  Fallens  des  Arbeits- 
werts einer  Einheit  des  Produktes  um  bis  auf  400  Mill.  Mk. 
sinken.  Der  Wert  des  Lohnkapitals  war  in  der  ersten  Phase  gleich 
200  Mill.  Mk.  In  der  dritten  Phase  ist  die  Arbeiterzahl  unver- 
ändert geblieben.  Verfügten  die  Arbeiter  über  dieselbe  Masse  der 
Konsumtionsmittel,  so  müfite  der  Wert  der  letzten  (also  das  Lohn- 
kapital) um  abnehmen  —  also  auf  160  Mill.  Mk.  sich  beziffera. 
Da  aber  die  Reallöhne  der  Arbeiter  in  der  dritten  Phase  um  10  Proz. 
gestiegen  sind,  so  beträgt  das  Lohnkapital  der  dritten  Phase 

160  =  176  MiU.  Mk. 

Der  Wert  des  gesamten  gesellschaftlichen  Produktes  der  dritten 
Phase  muß  um  100  Mill.  Mk.  denjenigen  der  ersten  überschreiten, 
da  diese  100  Mill.  den  Wert  der  zusätzlichen  Produktionsmittel 
darstellen,  und  wird  sich  folglich  auf  goo  Mill.  Mk.  beziffern. 

Das  Kapital  der  dritten  Phase  ist  400  (Sachkapital)  -j-  176 
{Lohnkapital),  also  576  Mill.  Mk.  Den  Profit  der  Kapitalisten 
bekommen  wir,  indem  wir  von  dem  Werte  des  gesamten  Pro- 
duktes den  des  Kapitals  abziehen.  Der  Profit  der  dritten  Phase 
beträgt  folglich  900  —  576  =  324  Mill.  Mk.  Die  Profitrate  vor 
der   Einführung   neuer  Produktionsmethoden   war  33  Prozent 

(öoo  ''  ^T<yi'  (^^5)  —  ^^^^  Steigens 

der  Reallöhne  der  Arbeiter,  bedeutend  zugenommen,  was  dadurch 
möglich  wurde ,  daß  die  Erhöhun<T  der  Arbeitsproduktivität  rwiu 
Sinken  des  Arbeitswerts  des  Sach-  und  Lohnkapitals  und  zum 
Steii^en  der  Mehrwertsrate  von  100  auf  184  Proz.  i^eführt  hat. 

Wir  sehen,  daii  das  ballen  der  Lohnquote  des  p^esellschaitlichen 
Kapitals  eine  cnt<T;e;^^enL^esetzte  Wirkun«:^  auf  die  l'rofitratc  ausübt, 
je  nach  der  Ursache  dieses  Fallens:  nimmt  der  Wert  des  in 
den  Produktionsmitteln   verkörperten  Kapitals  infolge  der  Ver- 
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ringcrung  der  Produktivität  der  gesellschaftlichen  Arbeit  zu.  so 
sinkt  die  Profitrate:  sie  steigt  aber,  falls  die  relative  Zunahme  des 
Sachkapitais  auf  Kosten  des  Lohnkapitals  durch  die  Erhöhung  der 
Produktivkraft  der  gesellschaftlichen  Arbeit  hervorgerufen  wird.  Es 
ist  übrigens  klar,  daß  es  gegen  alle  VVirtschaftsgesetze  wäre,  wenn 
solche  entgegengesetzte  wirtschaftliche  Momente,  wie  der  Rückgang 
und  die  Zunahme  der  Arbeitsproduktivität,  dieselbe  Wirkung  auf 
die  Profitrate  aubul  ten. 

Welchen  Fall  aber  —  den  der  \>rringcrung  oder  den  der  P,r- 
höhung  der  Arbeitsproduktivität  ■ — -  wollte  Marx  untersuchen  ?  Offen- 
bar den  zweiten,  da  nur  der  zweite  Fall  der  kapitalistischen  Wirk- 
lichkeit entspricht.  So  sagt  Marx,  daß  die  relative  Abnahme  des 
variablen  Kapitals  im  Verhältnis  zum  konstanten  „nur  ein  anderer 
Ausdruck  fUr  die  fortachreiteiide  Entwicklung  der  gesenschaftlicfaes 
Produktivkralt  der  Arbeit  ist,  die  sich  gerade  darin  zeigt,  daß  ver- 
mittels der  wachsenden  Anwendung  der  Maschinerie  und  fixem 
Kapital  überhaupt  mehr  Roh-  und  Hilfsstoffe  von  derselben  Aniahl 
Arbeitern  in  derselben  Zdt,  d.  h.  mit  weniger  Arbeit  in  F^rodukte 
verwandelt  werden."*)  Den  Einfluß  dieses  Momentes  auf  die 
Profitrate  wollte  Marx  bestimmen.  Es  ist  ihm  aber  ein  wunder- 
bares Qui  pro  quo  begegnet.  Statt  den  Einfluß  der  Erbaboog  der 
Arbeitsproduktivität  auf  die  Profitrate  einer  eiagdicnden  Analyse 
zu  unterwerfen,  hat  er  den  entgegengieseCMi  Fall  —  den  der  Ver« 
ringerung  der  Arbeitsproduktivität  —  untersudit  und  ist  auf  diese 
Weise  zu  seinem  Gesetz  der  fallenden  Profitrate  gelangt  Das 
hier  ausgeführte  beweist  aber,  daß  dies  nicht  nur  kein  wahres 
Gesetz  ist,  sondern  daß  sein  gerade^  GregenteÜ  wahr  ist:  „die  fort* 
schreitende  Entwicklung  der  gesellschaftlichen  Produktivkraft  der 
Arbeit"  erzeugt  eine  Tendenz  nicht  zum  Fallen,  sondern  zum  Steigen 
der  Profitrate. 

Dieses  letzte  Gesetz  ist  als  T  e  n  d  e  n  z  ein  nicht  zu  bestreitendes 
höchst  wichtiges  Moment  der  kapitalistischen  Entwicklung.  Aber 
nur  als  Tendenz,  deren  Wirkung  andere  Gegentendenzen  durch* 
kreuzen  und  aufheben. 

Unter  diesen  Gegentendenzen  mögen  folgende  hervorgehoben 
werden : 

I.  die  Verlängerung  der  Umschlagszeit  des  gesellschaftlichen 
Kapitals.  Alle  Ersetzung  der  Handarbeit  durch  maschinelle  hat  die 
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Tendenz  die  Ouotc  des  stehenden  Kapitals  auf  Kosien  des  um- 
laufenden zu  vergrößern  —  also  die  Umschlagbewc*:^ung  des  Ka- 
pitals zu  verlangsamen.  Andrerseits  haben  die  intensivere  Aus- 
nutzung des  stehenden  Kapitals,  Beschleunigung  des  Transports 
und  arbeitszeitersparende  Verbesserungen  der  Technik  die  Tendenz 
zur  Verkürzung  der  Umschlagszeit  des  gesellschaftlichen  Kapitals. 
Wir  haben  also  zwei  Momente  vor  un«?,  die  in  entgegengesetzter 
Richtung  die  Umsclilagsbcwegung  des  Kapitals  beeinflussen.  Ks 
scheint  jedoch,  daß  das  erste  Moment  eine  gröliere  Wirkung  aus- 
übt und  die  L'nischiagsbewegung  des  gesellschaftlichen  Kapitals 
im  großen  und  ganzen  länger  wird,  was  als  ein  mächtiges, 
dem  Steigen  der  Profitrate  entgegenwirkendes  Moment  zu  be- 
trachten idt; 

2.  die  Verkürzung  des  Arbeitstages; 

5.  das  Steigen  der  realen  Lohne  der  in  der  kapitaUstischen 
Industrie  beschäftigten  Arbeiter.  Wir  haben  gesehen,  dafi  dies 
Steigen  sehr  bedeutend  sein  mufi,  um  die  Tendenz  zum  Steigen 
der  Profitrate  aufzuheben.  £s  ist  aber  wahrscheinlich,  daß  das 
Steigen  der  realen  Löhne  der  Arbeiter,  die  in  den  kapitalistischen 
Großbetrieben  (wo  die  Erhöhung  der  Zusammensetzung  des  Kapitals 
am  schlagendsten  zum  Ausdruck  kommt)  beschäftigt  sind,  in  der 
neuesten  Zeit  stark  genug  war,  um  gegen  die  steigende  Tendenz 
der  Profitrate  wirksam  zu  reagieren; 

4.  das  Steigen  anderer  Formen  der  Rente  auf  Kosten  des 
Profits;  so  die  ungeheure  Zunahme  der  Rente  aus  dem  stadtischen 
Grundeigentum; 

5.  das  Steigen  der  Quote,  die  vom  Staate  aus  dem  Profit  der 
Kapitalisten  iur  seine  Bedürfnisse  durch  Vermittlung  der  Steuer 
weggenommen  wird. 

Alle  diese  Gegeotendenzen  heben  die  Tendenz  zur  Steigerung 
der  Profitrate  infolge  der  Erhöhung  der  Arbeitsproduktivität  ganz 
oder  teilweise  auf.  Die  Tendenz  selbst  aber  muß  bleiben,  da  ae 
nichts  ist  als  ein  spezifisch  kapitalistischer  Ausdruck  fiir  die  Ver- 
mehrung des  Mehrproduktes,  über  welches  die  Gesellschaft  verfugt 

in. 

Die  zweite  Variante  der  Zusammenbruchstheorie  hat  sich  also 
als  ebenso  unhaltbar  erwiesen  wie  die  erste.  Die  gesamte  Theorie 
ist  unbedingt  zu  verwerfen.   Die  kapitalistische  Wirtschaft  schließt 
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in  sich  keine  Momente,  welche  sie  auf  einer  gewissen  Stufe  etwa 
unmöglich  machen  könnten.  Engels  meinte  in  den  vierziger 
Jahren  des  abgelaufenen  Jahrhunderts,  daß  die  Grenzen  der  kapita- 
listischen Entwicklung,  wegen  Mangels  an  neuen  Märkten,  beinahe 
erreicht  seien  und  dafi  die  kapitalistische  Produktion  künftig  in 
langsamerem  Tempo  sidi  ausdehnen  müsse.  Das  war  offenkundig 
eine  höchst  unglückliche  Prophezeiung.  Die  kapitalistische  Produk- 
tion hat  seitdem  eine  ungeheure  Ausdehnung  erfahren  —  und  das 
hat  zu  keinen  neuen  Schwierigkeiten  im  Verwertungsprozesse  des 
Kapitals  geführt  Der  Markt  fiir  die  kolossal  angewachsene  Masse 
der  Produkte  der  kapltalölischen  Industrie  war  durch  diese  sdbst 
geschaffen. 

Trotzdem  versichert  uns  neustens  der  hervorragendste  lebende 
Theoretiker  der  Marxschen  Schale,  daß  wir  heute  von  der  letzten 
Grenze  der  Ausdehnung  der  kapitalistischen  Ftoduktion  nicht  ferne 
sind  und  dafi  es  bald  unmöglich  sein  wird,  das  Kapital  zu  ver- 
werten. Kann  der  geringste  Zweifel  obwalten,  da6  die  Prophe> 
zeiung  von  Kautsky  nicht  glüddicher  sich  erweisen  wird,  als  es 
mit  der  von  Engels  der  Fall  war?  Die  richtige  nationalökonomiscfae 
Theorie  kann  nur  eines  —  aber  mit  vollkommener  Sicherheit  — 
vorhersagen:  daß  der  Kapitalismus  allerdings  nicht  aus  Abngel  an 
Märkten  je  zusammenbrechen  wird. 

Damit  will  ich  nicht  behaupten,  dafi  der  Kapitalismus  auf 
unbeschränkte  Lebensdauer  rechnen  kann.  Die  sozialistische  Wirt- 
Schaftsordnung  scheint  mir  vielmehr  ein  legitimer  Erbe  der  kapita- 
listisdien  zu  sein.  Die  Voraussetzung  einer  ökonomischen  Zwangs- 
lage, die  den  Kapitalismus  sprengen  und  dem  neuen  Wirtschafts- 
system freien  Platz  machen  wird,  halte  ich  selbstverständlich  fiir 
ausgeschlossen.  Aber  ich  anerkenne  das  Vorandensein  im  kapita- 
listischen Wirtschaftssystem  eines  unlösbaren  inneren  Widerspruchs, 
an  dem  es  mit  eherner  (obschon  nicht  ökonomischer)  Notwendig- 
keit zugrunde  gehen  muß.  Dieser  Widerspruch  besteht  darin,  daß 
die  kapitalistische  Wirtschaft  aus  dem  arbeitenden  Menschen,  welcher 
ein  Selbstzweck  ist,  ein  bloßes  wirtschaftliches  Mittel  macht  Das 
ist  also  der  Widerspruch  des  fundamentalen  ökonomischen  Prin- 
zips des  Kapitalismus  mit  der  fundamentalen  ethischen  Norm, 
welche  lautet:  „der  Mensch  und  überhaupt  jedes  vernünftige  Wesen 
existiert  als  Zweck  an  sich  selbst,  nicht  bloß  als  Mittel  zum  be- 
liebigen Gebrauche  für  diesen  oder  jenen  Willen,  sondern  muß  in 
allen  seinen,  sowohl  auf  sich  selbst,  als  auf  andere  vernünftige  Wesen 
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gerichteten  Handlungen  zu^etch  als  Zweck  betrachtet  werden".^) 
Die  vorhergehenden  Ausführungen  haben  gezeigt,  dafi  der  Kapt- 
talismusr  seinem  innersten  Wesen  nach,  gegen  diese  höchste  ethische 
Nonn  verstößt  Die  Marxsche  Schule  beurteilte  den  Kapitalismus 
zu  günstig;  sie  glaubte,  daß  auch  die  kapitalistische  Wirtschaft  ge- 
zwungen sei,  den  arbeitenden  Menschen  und  seine  Konsumtion 
als  einen  ihrer  Zwecke  zu  betrachten.  Tut  sie  das  nicht,  so  bricht 
sie  zusammen  infolge  der  Unmöglichkeit  das  Kapital  zu  verx\  erten. 
Di^  Auübssung  beruht  aber  auf  völliger  Verkennung  der  wahren 
Verwertungsgesetze  des  Kapitals.  Der  Rückgang  der  gesellschaft 
liehen  Konsumtion  bei  der  gleichzeitigen  Ausdehnung  der  geseU- 
schaftUchen  Produktion  ist  vom  kapitalistischen  Standpunkte  kein 
ökonomischer  Widerspruch,  da  die  kapitalistische  Wirtschaft  nicht 
der  Deckung  des  gesellschaftlichen  Bedarfs,  sondern  der  Verwertung 
des  Kapitals,  welche  keiner  menschlichen  Konsumtiop.  bedarf,  un- 
mittelbar dient.  Das  Kapital  bedarf  des  Menschen  nicht  als  des 
einzigen  vernünftigen  Zwecks  der  Wirtschaft ,  sondern  als  des 
wicht ic:sten  Wirtschaftsmittels.  Die  mächtigste  vom  Menschen  in 
seinem  Streite  mit  der  Natur  (geschmiedete  wirtschaftliche  Waffe — 
das  Kapital  —  kehrt  sich  als;;  L;ec^en  den  Menschen  selbst. 

Die  ökonomische  Eniwicklun^'^  verbreitet  in  immer  weiteren 
Bevölkerungsschichten  das  Bewußtsein  dieser  Sachlage  und  schafft 
die  Mittel  zu  ihrer  Beseitigung.  Das  neue  soziale  Ideal  wird 
zu  einer  immer  größeren  gesellschaftlichen  Macht.  „Die  ,Idee' 
blamierte  sich  immer,  soweit  sie  von  dem  Interesse  unterschieden 
war"  —  hat  einii^d  Marx  gesagt.  Das  ist  richtig.  Aber  derselbe 
Marx  hat  sich  auch  anders  geäußert.  „Nur  iiu  Namen  der  all- 
gemeinen Rechte  der  Gesellschaft  kann  eine  besondere  Klasse  sich 
die  allgemeine  Herrschaft  vindizieren"  —  bemerkte  er  in  bezug  auf 
die  befreiende  Rolle  des  Proletariats  in  der  bevorstehenden  soaalen 
Umgestaltung.  Das  zwdte  ist  ebenso  richtig  wie  das  eiste.  Ein 
sosiaks  Ideal  kann  nur  dann  siegen,  wenn  es  zugleich  den  Interessen 
mächtiger  sozialer  Gruppen  und  dem  allgemeinen  moralischen 
Bewußtsein  entspricht  Dann  aber  mu6  es  siegen.  Nun  besitzt 
das  sozialistische  Ideal  diese  beiden  Eigenschaften.  Es  entspricht 
den  Interessen  der  Arbeiterklassen  —  der  grofien  Mehrzahl  der 
Bevölkerung  —  und  ist  zugleich  als  die  fundamentalste  Forde* 


')  Kant,  GnndlcguQg  der  Meuph);>ik  der  Sttcn.  Henuug.  von  KirchinaiuL. 
1897.  S.  52. 

Aittfair  Ar  SMUwÜHaKlialk  o.  Soiulpalitik.  L  (A.f. ioil  0. «. ScXIX.)  a.  » 
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rung  des  Naturrechts  zu  betrachten.   „Das  angeborene  Recht  ist 

nur  ein  einziges"  hat  der  größte  Denker  der  Neuzeit  gesagt,  und 
„Freiheit  (Unabhänf^ig^keit  von  eines  anderen  nötigender  Willkür), 
sofern  sie  mit  jedes  anderen  Freiheit  nach  einem  allf^cmeinen  Ge- 
setz zusammen  bestehen  kann,  ist  dieses  einzige,  ursprungliche, 
jedem  Menschen  kraft  seiner  Menschiieit  zu:^teliende  Recht" 
Der  Kapitalismus  vereitelt  dieses  Ursprung] ichste  Menschenrecht; 
drum  muß  er  einer  besseren  und  gerechteren  Gesellschaftsordnung 
Platz  machen.  Die  Menschheit  wird  aber  den  Sozialisnius  nie  als 
ein  Gre^henk  blinder,  elementarer  ökonomischer  Kräfte  erhalten, 
sondern  muß  die  neue  Gesellschaftsordnung  zielbewußt  erarbeiten  — 
und  erkämpfen. 

')  Kant,  MeUpbysik  der  Sitten.   Herausg.  von  Kircbmann.  1870.  S.  40. 
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Die  Bedeutung  der  Haushaltungsbudgets  für  die 
Beurteilung  des  Emährungsproblems. 

Von 

Dr.  FRITZ  KESTNER 
ia  HaUe  a.  S. 

Binleitiiiiif. 

Durch  £e  Aufiiahme  von  Haushaltungsbudgets  und  die  ädi 
daran  knüpfenden  umfangreichen  Erörterungen  ist  die  Lehre  von 
der  Konsumtion  und  Distribution  wesentlich  bereichert,  sind  unsere 
Kenntnisse  über  Ernährung,  Wohnung  und  sonstige  Lebenshaltung, 
Insbesondere  der  minderbemittelten  Klassen  erweitert»  sind  unserer 
sozialpolitischen  Gesetzgebung  wichtige  Unteriagen  gegeben  worden. 
Es  liegt  nahe,  weiter  zu  gehen  und  die  verschiedenen  Budgets  einer 
Vergleichung  zu  unterziehen,  um  auf  diese  Weise  Au&chluß  zu  er- 
halten über  die  Lebenshaltung  in  verschiedenen  Standen,  Berufs* 
Idassen  und  Vennögensschlchten.  Dies  ist,  besonders  in  letzter 
Zelt,  bezüglich  der  Ernährungsweise  vielfach  geschehen.  Die  Auf« 
gäbe  dieser  Abhandlung  soll  es  sem,  festzustellen,  was  wir  för  die 
Emähningsfragen  aus  den  Haushaltungsbudgets  erfahren  können, 
und,  was  vielleicht  wichtiger  Ist,  nach  der  negativen  Seite  hin  ab- 
zugrenzen, worüber  uns  dieselben  keinen  Aufechlufi  geben  können.^) 

')  Als  Grundlageo  der  Untersuchung  lind  dabei  im  wesentlichen  folgende 
HMsbaltungsbttdgeU  benutzt  worden: 

Von  lltcrea,  tnaScbst  die  von  Ducp^ticux  1853  inBclfien  aufgenornnwiieii 
Bnd(eit  too  Afbdtem  aller  Berufe  und  LohnUaisea  und  auch  cmiger  wohUiabender 
Famillfw,  m  der  Ar  die  ganw  Fcafe  gnuuUegcndeB  genialen  Bearbeitung  durch 
Emst  Engel  (Ztscbr.  des  Siebsischen  sUtist.  Bureaus  Nr.  8  u.  9,  22.  Nov.  1857), 
wieder  abgedruckt  und  erneut  bearbeitet  als  „Die  Lebenskosten  belgischer  Arbeiter- 
iuniücn  früher  und  jcUt"  (Dresden  C  Heinrich  1895).  (1.)  Sodann  die  berühmten 
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Ks  handelt  sich  bei  den  bisher  vorliegenden  brauchbaren  Budgets 
in  der  Mehrzahl  um  industrielle  städtische  Arbeiter.   Für  landwirt- 

FanülicsmoBographien  von  Le  Plfty  ud  sdncB  Scbttlera»  henusgegeboumter  dm 
N«mea  „Let  ooviiera  Europte»***)  und  „Lct  ouvrien  de  dei»  moodcs'*.**)  (a.) 
Wdler  MW  dem  leWen  Drittel  det  Jehrhondcili: 

Die  be]giiehe  ^iqiieie  vom  April  1S91  —  Fabrikafbciter  aller  Ait  —  b 
Engels  Beurbdtnng  tod  1895. 

Sieger,  Untersuchungen  über  die  sozialen  Zustünde  in  den  Fabrikbczirkco  des 
nördlichen  Böhmens:  Arbeiter  einer  BaomwoUtpinnem,  in  Gro^ahnt  Bearbeitnag. 
Ganz  schlecht  gelohnte  Arbeiter. 

B  a  1 1  i  n  ,  Der  Haushalt  der  arbeitenden  Klassen.  Berlin  1S83.  Mehrere  Familien 
des  Arbeiter-  und  des  Mittelstandes  in  Berlin.  (3.) 

Dehn,  Dettladie  Hauakaltungsbudgett.  Annalen  des  Dentichen  Rdd».  1S79 
bii  iSSt.  10  Httlhanaener  nnd  dnife  andere  aflddeutictae  vnd  Beritner  AriwHo^ 
flmUien.  (4.) 

Hampkei  Daa  Aasgabelnidget  der  Privatwirtichallen,  Jena  188S.  7  Bndfcti 
von  FamiUett  venehieden«  Einkoniinenahflhe  in  Halle  a.  S.  (5.) 

Scbnap  per- Arn  dt,  5  Dorfgemeinden  auf  dem  hohen  Tanmis.  Schmollers 
St.-  u.  sozialwisscnscb.  Forschungen.  Bd.  IV,  1883:  l  Cbausseearbeiter  und  I  Nagel- 
schmied. Derselbe,  I  UhrschiIHmacher  im  badischen  Schwarrwald  1878.  Ztscfar.  fitr 
die  ges.  Staatswisssch.,  1880.    Alle  drei  mit  sehr  geringem  Einkommen.  (6.) 

Landolt,  10  Baseler  Arbeiterhaushaltungen.  Ztschr.  ftlr  fcbweix.  Statistik 
1891.   Davon  5  arme,  3  mittel-  und  2  relativ  wohlsituierte.  (7.) 

Flesch,  Frankftirter  Arbeiterbndgets  (3)  1890.  (8.) 

Woertshoffer,  Die  aoriale  Lage  der  Sganenarbdter  im  GtoAberaogtoa 
Baden,  1889.   l$  Budgeü.  Ann.  (9>) 

W  oeriah  off  er«  Die  lodalc  Lage  der  Fabrikarbeiter  in  Mannheim  nad  deam 
niehater  Umgebung.   189S.   10  Arbeiter,  Nicht  gana  arm.  (lOw) 

V.  Reehenberg,  Die  Enilbnmg  der  Handweber  in  der  Amtihavplmannachaft 
Zittau.    1890.    28  Weber.    Ganz  arm.  (ii). 

Kuhna,  Die  Fmährungsverhältnissc  der  industriellen  Arbeiterbevölkerung  ia 
OberschlesicQ  1891  — 1892.    100  Arbeiter  verschiedenster  Lohnschichten.  (I2.) 

Fuchs,  Die  soziale  Lage  der  Pforzheimer  Bijouteriearbeiter.  1901.  I  Kabinette 
roeister  und  16  meist  besser  situierte  Arbeiter.  (13.) 

Hof  mann,  Zwei  Haushaltungsbudgets  aus  dem  Kanton  Tbttrgaa.  Zeitschr. 
flr  achweic.  Statistik  1892.   9  Ifittelstandsfamilien.  (14.) 

M.  May,  Wie  der  Arbeiter  lebt  Berlin  1897.  20  sadwestdeutsche  Arbeiter 
fiunilien  ans  versdiiedenen  Sckichtcn.  (i$.) 

Aibdtefselaretariat  Nttraberg:  Havsbaltungtredinaigen  NOnberger  Arbciler 
(44)  herausgegeben  von  Adolf  Bnuu,  Nürnberg.  1901.  Gnt  gdolmte  Atbesler.  (161) 
Ferner  auch  noch: 

*)  Im  folgi»den  immer  al^elrOrst  nut  O.  E. 
••)  Abgekllrst  mit  o,  d.  d.  m. 
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schaftUche  Arbeiter  und  wohlhabendere  Personen  fliefien  die  Quellen 
spärlicher.  Es  ist  aus  verschiedenen  Gründen  äußerst  schwer, 
genaue  Budgets  der  ländlichen  Bevölkerung  au&unehmen,  die 

sich  zur  Verglcirhung  mit  städtischen  eigneten.  Sie  stehen  größten- 
teils unter  dem  Zeichen  wirtschaftlicher  Grebundcnheit.  Ausgaben 
für  Wohnung  kann  man  meißtenteils  nur  mit  Schätzungen  ein- 
setzen; denn  die  Wohnung  ist  entweder  Eigentum  oder  wird  vom 
Art>eitgeber  geliefert.  Die  verzehrten  Nahrungsmittel  nVhtig  zu  be- 
messen bietet  große  Schwierigkeiten,  wo  dieselben  selbst  gewonnen 
oder  als  Teil  des  Lohnes  geliefert,  jedenfalls  nicht  gekauft  werden. 
Ebenso  fehlt  es  sehr  an  brauchbaren  Budgets  der  wohlhabenden 
Klassen.  Die  Führer  der  Haushaltsbücher  gestatten  nur  ungern  die 
Veröffentlichung,  weil  sie  befürchten,  an  der  Individualität  ihrer 
Ausgaben  von  anderen  erkannt  711  werden,  so  daß  der  Schleier  der 
Anonymität  zerrisse.  Vor  allem  aber  friüt  es  äußerst  schwer, 
typische  Budgets  zu  erhalten,  um  so  srhwerer,  je  wmtcren  Spiel- 
raum das  freie  Einkommen  den  Neigungen  seiner  Besjt/cr  läßt 

Will  man  nun  eine  Vergleichung  dieser  verschiedenen  Budgets 
aufstellen,  so  muß  zunächst  betont  werden,  daß  dies  vom  Stand- 

T.  d.  Golts,  Die  Loge  der  UndUefaen  Aibeiter  im  Deulachea  Reich,  Berieht  usw. 
1S75.  S.  486.  DeUüllierbare  Badgeti  von  lindlichen  Arbdterfainflien  in  Oft* 
prevflCB  «ild  AVemigerode. 

Femer  eine  Reihe  anderer,  jedesmal  aufzuführender  Einzelbudgcts. 

Von  den  Bcarbeihmgen  dieser  i3udgcts  sind  hervorzuheben,  aufier  dea  bereits 
angelührtcn  Abbandlungen,  folgende  Aufaiuzc  und  Vortrüge  Kngels; 

Engel,  Der  Kosteowcrt  des  Menschen.  Volkswirlscfa.  Zeitsch.,  Heft 

37,  38- 

Engel,  Dw  ReeiuMing^biidi  der  deutfchen  HatisfifmL  VolktwIrtMh.  Ztichr. 
Heft  34. 

Engel,  Ficif  dw  Ariieit  bei  den  preuffiseben  Eisenbnbncn.  ZIsebr.  des  pr. 
*tnL  Bnicuii.    1874.  I. 

Ferner  die  schon  zitierte  Arbeit  Hampkes,  dann  „Die  Haushaltung  der 
arbeitenden  Klassen"  von  Gruber,  Jena  1887  und  vor  allem  Grotjahn,  „Über 
Wandlungen  in  der  VolksemShrung" ,  Schmollers  Staats-  und  sozialwiss.  For- 
schungen XX,  2.  1902,  dcä&cu  vergleichende  ZuäammcaätcUuog  erst  diese  Arbeit 
ermöglicht  hat,  dessen  Scblofifolgerungen  jedoch  auch  den  Anlafl  zu  der  im  zweiten 
Teil  diese«  Avftslies  gettbtcn  Kritik  gegeben  haben. 

bdUeh  habe  ich  anch  an  einigen  Ponktcn  Hanahaltnngsbndgett  *)  benntsen 
kunnen«  die  ich  seit  */4  Jahren  in  Leipsig^Oftbcim  (einem  Komplex  von  Arbeiter» 
Wohnungen)  anfisahm. 

*)  Im  folgenden  wird  HaosbaltangslMidgets  immer  mit  HHB.  abgekItrtL 
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punkt  strenger  Methodik  ein  Unding  ist.  Denn  die  HHB.  sind  alle 
auf  ganz  verschiedene  Weise  zu  stände  gekommen :  die  einen  aus 
ein-  oder  mehrjähric^  cfefiihrten  Aiif/eirhnungen  (so  die  von 
Ducp^tiaux,  Landoit,  Mnv,  Hofmann,  Braun,  Hampke,  teilweise  auch 
von  Le  Play  und  sciru  n  Schülern),  die  anderen  auf  Grund  von 
Budgets,  die  kurze  Zeit  geführt  und  dann  multipliziert  worden  sind 
(so  von  Dehn,  Rallin,  v.  d.  Gollz,  Singer,  sowie  die  belgische 
Enquete  von  1891),  die  dritten  wieder  nicht  auf  Grund  von  Haus- 
haltsbüchern, sondern  auf  Grund  eigener  Erhebungen  (so  Kuhna, 
Schnapper  -  Arndt).  —  Wie  HHB.  am  besten  aufzustellen  und 
zu  berechnen  sind,  darüber  besteht  eine  besondere  methodische 
Literatur. 

Wollte  man  nun  nur  die  Budgets  vergleichen,  die  auf  Grund 
derselben  Methode  zustande  gekuimnen  sind,  so  müßte  von  vorn- 
herein jeder  X'crsuch  aufgegeben  werden.  Will  man  einen  solchen 
aber  wagen,  so  muß  man  die  methodischen  Widrigkeiten  mit  in 
Kauf  nehmen  und  nur  die  oflfenbar  unrichtigen  HHB.  ausschalten. 
Betont  sei  nur,  daß  die  Erhebungen  für  kürzere  Zeit,  speziell  bd 
der  Nahrung,  geringeren  Bedenken  nnterliegen,  als  etwa  bei  Kleidung, 
Wohnung,  Beleuchtting,  ^  Ausgaben,  die  weniger  regdmäßig  wieder* 
kehren  und  auch  von  der  Jahreszeit  abhangiger  sind. 

Aber  selbst  innerhalb  dieser  weitgezogenen  Grenzen  stdfit  die 
Vergleichung  auf  grofie  Schwierigkeiten,  weil  gemeinsame  Mafle 
fehlen.  Man  kann  nicht  eine  Familie  mit  6  Kindern  vergleichen 
einer  mit  2,  Unverheiratete  nicht  mit  Eheleuten.  Daher  dürfte 
man  eigentlich  nur  Familien  mit  ähnlicher,  wenn  nicht  gleicher, 
Kopfzahl  und  Alterszusammensetzung  gegenüberstdlen.  Dann 
würden  aber  die  ohnehin  spärlichen  Budgets  auf  ein  Minimum 
zusammenschrumpfen  und  „Typen"  ließen  sich  gar  nicht  mehr 
herausfinden.  Um  dieVergldche  weiter  ausdehnen  zu  können,  hat 
Engel  einen  Notbehelf  angegeben.  Er  nahm  an,  daß  ein  neu- 
gdtx>renes  Kind  i  brauche,  dann  jedes  Jahr  um  0,1  mehr,  bis  der 
Mann  mit  25  Jahren  das  Maximum  «  3,5,  die  Frau  mit  20  Jahren 
=  3,0  erreiche.  Die  i  wird  (nach  Quetdet)  Quet  genannt^ 
Kennt  man  das  Alter  der  einzelnen  Glieder,  so  kann  man  jede 
Familie  in  Quets  umrechnen. 

Am  iiutniktiTSten  die  AbbandlungeiL  von  Landolt  in  d«r  Zitcbr.  fllr  schweif. 
Stetisük  1S94,  473  (Koagrefl-Debatte)  aad  Sdmapper-Amdt,  rar  Geschichte  nad 
Kritik  der  PriTatwirUchaftsstatistik.  Bull,  de  Tinstitat  iatemat  de  statistique  Ed.  2, 
')  Die  nShere  Beerttndttns  dieser  Rechnnng  bei  Eagd  (s.  S.  469V 
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Diese  Methode  ist  im  allgemeinen  anerkannt  worden,  wenn 
auch  vereinzelt  mit  Modifikationen.  Engel  selbst  hat  sie  für  die 
belgischen  Erhebungen  von  1853  und  1891  angewandt  und  neuer- 
dings hat  sich  Gr  ot  Jahn  der  Mühe  unterzogen,  diejenigen  zu- 
verlässigen Budike ts,  die  Gewichtsangaben  fiir  Nahrung  enthalten,  auf 
dasselbe  gemeinsame  Maß  zu  bringen.  Als  solches  wählt  er 
3,5  Quets,  das  sind  die  Einheiten  des  ausgewac  hsenen  Mannes.  Ich 
berücksichtige  daneben  auch  die  Budgets,  die  nur  die  Ausgaben 
enthalten,  da  sich  aus  diesen  wenigstens  das  Verhältnis  der  einzelnen 
Klassen  schon  erkennen  läßt  ^  auch  ist  auf  die  Quantitäten  allein 
nicht  der  Haupiwert  zu  legen.  Die  Nürnberger  HHB.  habe  ich  auf 
Grund  der  mir  von  Dr.  Adolf  Braun  freundlichst  zur  Verfügung  ge- 
stellten Angaben  über  das  Alter  der  Kinder  in  Quets  umgerechnet.^) 
Dabei  ist  aber  zu  betonen,  dal3  es  sich  bei  diesen  MaÜen  immer 
nur  um  einen  Notbehelf  handelt  und  daß  man  wirklich  exakte  Ver- 
gleiche weder  aus  dieser,  noch  aus  anderen  Methoden  gewinnen  kann. 

L  Abselmitt 

Von  den  beiden  Nahrungsmittelgruppen,  die  wir  unterscheiden, 
wende  ich  mich  zunächst  den  animalischen,  und  zwar  dem 
Fleisch  zu: 

I.  Grotjahn  hat  in  der  oben  angegebenen  Weise  den 
Fleischverbrauch  berechnet  bei  den  in  der  Anm.  auf  Seite  i 
unter  a  uimI  6 — 13  angegebenen  Gruppen.  Zieht  man  die  Angaben 
zusammen,  so  erhält  man  folgende  Resultate: 

Der  Fleischverbrauch  war  ganz  minimal  bei  den  Zittauer 
Webern,  von  denen  unter  10  kg  jährlichen  Verbrauch  auf  die 
erwachsene  männliche  Person  hatten  und  keine  Familie  über  20  kg; 
bei  den  böhmischen  Spinnern,  dem  Chausseearbeiter  und  dem 
ländlichen  Schmied  von  Schnapper -Arndt,  durchgängig  unter 
10  kg.  Ebenfalls  sehr  niedrig  bei  den  1$  Familien  badiacher 
Tabaksarbeiter,  von  denen  12  unter  30  kg,  4  unter  10  kg  brauchten. 
Von  den  176  Arbeiterfamilien  der  belgischen  Enquete  verbrauchten 
118  weniger  als  30  kg,  nur  15  mehr  als  50  kg.  Von  den  Baseler 
Haushaltungen  (Landolt)  hat  die  Mehrzahl  ebenfalls  weniger  als 


')  Dm  Alter  war  nieht  tu  erftbren  bei  7  FainUiea  mit  Gfwmhiiwg»bctt  von 
111547-1378.S8— 1410,67— 1584,77— 1636,4a— 1714,93— 1940»^  Mk.  DicK  äad 
daher  bei  allen  folgeoden  Geldbereclwiuigen  fangebMcn  worden. 
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30  kg.  Ganz  vetschieden  Ist  der  Verbrauch  scblesischer  Arbeiter 
nach  den  multiplnserten  und  wenig  zuverUlss^en  Angaben  Kuduus. 
Bei  den  Mannheimer  Fabrik-  und  den  Fforzheimer  Goldarbeiteni 
ist  der  Verbrauch  gröfier,  meist  Aber  20  kg,  wenn  auch  nur  selten 
über  50  kg.  In  den  stadtischen  und  ländlichen  Angaben  der  O.E. 
und  o.  d.  d.  m.  —  aus  allen  Tdlen  Europas  —  finden  sich  die  vtx- 
schiedensten  Angaben}  in  Stadt  und  Land  kommen  hohe  und 
ganz  niedrige  Ziffern  vor.  »  Ganz  anders  ist  der  Fleisch' 
verbrauch  bei  den  Wohlhabenden,  sowohl  bei  den  von  Ducp^tiaux 
1855  für  Belgien  beobachteten  6  Familien,  als  auch  bei  6  wohl» 
habenderen  aus  jüngerer  Zeit,  3  Berliner  Kaufleuten  (Ballin  und 
Dehn),  einem  Berliner  Arzt  (Grotjahn),  einem  Thurgauer  Beamten 
(Hofinann)  und  einem  kaufmännischen  Angestellten  der  Charente 
(o.  d.  d.  m.).  Ihr  Fleischverbrauch  ist  durchgängig  zwischen  80  und 
150  kg. 

Erkennbar  ist  der  ZusammenhaiiL;  zwischen  Einkuainicii  und 
Fleischverbrauch;  dieser  ist  de.^to  hölnr,  je  besser  gelohnt  die 
Schicht  ist.  Zwischen  b^mdlicher  und  industiicller  ÜevÖlkerung  ist 
ein  prinzipieller  üntersclued  luchL  zu  erkennen. 

Grotjahn  stellt  besonders  fest,  daß  je  kümmerlicher  das 
Budget  im  allgemeinen,  desto  geringer  auch  der  Fleischverbrauch 
sei,  und  daß  er  bei  den  unteren  Klassen  hinreichend  nur  dort  sei, 
wo  ein  Schwein  gemästet  würde.  Die  Vorliebe  für  Fleisch  sei  im 
Wachsen  begriffen. 

Die  anderen  Budgets,  die  nur  Ausgaben  enthalten,  bestätigen 
die  obige,  an  sich  selbstverständliche  Behauptung,  daß  Höhe  des 
Einkommens  und  Fleischverbrauch  proportional  sind.  Zunächst 
handelt  es  sich  bei  diesen  um  die  Arbeit  von  Engel  (i)  über  die 
Lebenskosten  belgischer  Arbeiter  1853  und  1891.  Auf  i  Quet 
kamen  1853  jährliche  Ausgaben  in  Mark  für  Fleisch  bei  Gesamt- 
ausgaben^) von 

—600  fr.      -^900  fr.      — IMD  fr.  — aooo  fr.  Uber  aooo  fr.  «ittiiuiMa 
0,34  ifii  3,9  4^1  7,97  3,15 

Der  Jahreskonsum  einer  erwachsenen  mannlichen  Person  betrug 
im  Durchschnitt  bei 


*)  Man  kann  zweifeln,  ob  cioe  Vergleichung  mit  dem  iLmkommcn  oder  Gesamt* 
ausgaben  prinzipiell  richtiger  ist.  Für  beides  sprechen  Grflnde.  Idi  folge  der  all* 
gemdnflblicben  Metbede.  Sebr  crheblicb  iit  der  Unterschied  aiebt. 
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dürftigen     antkommfnden     tpArfähigen  Familien 
Stadt  1,46  9,77  18,60 

Laad  0,73  8,95  17,76 

Die  Familien  in  der  belgischen  Enquete  von  1891  teilt  er  nach 
der  Höhe  der  Gesamtausgaben  in  neun  Sozialklasscn  ein ;  es  gaben 
jährlich  pro  Quet  för  Rind-  und  Schweinefleisch  aus  die  Familien 
mit  Gesamtausgaben  von 

«70 fr.  'tofr.  —90 fr.  —100 fr.  —1 10  fr.  — xaofr. — 1 30  fr. — 140fr.  IIb.  140fr.  pro  Quet 
3>5o     S«o&    7it6     9M     10.01     11,31      14,88     15,71  19.43 

Aus  diesen  Zahlen  kann  man  mit  Engel  folgende  Schlüsse 
zidien: 

t.  Bei  dürftigen  Famifien  war  der  Jabreskonsum  1S53  ganz 
minimal,  sowohl  auf  dem  Lande,  wie  in  der  StadL  Auch  bei  aus- 
kommenden und  sogenannten  spariahigen  Familien  ist  er  noch  sehr 
gering.  Bd  den  Wohlhabenden  in  Lcelks  —  in  der  Tabelle  auf- 
geführt —  ist  er  beträchtlich. 

2.  Mit  wadisendem  Einkommen  steigt  1853  sofort  und  an- 
dauernd der  Fleischverbrauch  sehr  stark,  von  unter  600  bis  über 
1200  Fr.  auf  das  zehnfache  und  darüber  hinaus  auf  das  zwanzigfache. 

3.  1853  war  der  Reischverbrauch  auf  dem  Lande  durchgängig 
niedriger  als  in  der  Stadt 

4.  1891  sind  die  für  Fleischnahrung  verwandten  Summen  in 
den  untersten  Schichten  sehr  gering;  auch  hier  steigen  sie  ganz 
r^lmaßig  und  rasch  bei  steigendem  Einkommen.  —  Ober  die 
Veränderungen  von  1853— 1 891  s.  später  S.  334. 

Engel  bemerkt  daher:  Der  Verbrauch  tierischen  Eiweifies  ist 
ein  Mafistab  des  Wohlstandes.  — 

Hampke  unterscheidet  bei  seiner  Aufnahme  in  Halle  vier 
Wohlhabenheitsstufen:  in  der  ersten  je  ein  Weichensteller,  Schneider 
und  Maler  mit  durchschnittlich  1094  Mk.  Gesamtausgaben,  in  der 
2.  ein  Rentier  mit  3043  Mk.,  in  der  3.  ein  Fabrikant  mit  7945  Mk., 
in  der  4*  dn  hoher  Beamter  mit  18206  Mk.  Gesamtausgaben.  Es 
betrug  der  Verbrauch  jährlich  in  Mk.  in  der  Klasse 

I.  II.  IIL  IV. 

flir  Fleiscfa  72,45  3JS.50  837.60  1188  Mk. 

Wont  und  Schinken  25,94  85,0  12240  ^24  „ 

oder  es  stieg  der  Verbrauch  von  Stufe  zu  Stufe  von 

Fleisck  I       anf       4,3  11,6  164 

Wnnt  und  Schinken     l        „        3,3  4,8  8,6 
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Viel  beweisen  so  wenige  Fälle  natürlich  nicht.   Sie  bestätigen 

die  En  gel  sehen  Angaben.  — 

Auch  nach  den  Nürnberger  Erhebungen  von  1899  steigen  die 
Ausf^raben  für  Fleisch  bis  zu  der  Stufe  von  1500  Mk.  Gesamtaus- 
gaben ;  in  den  höheren  Stufen  sind  sie  prozentual  gleich. 

Über  den  Verbrauch  der  einzelnen  Fleischsorten  wird  die  An- 
gabe gemacht,  daß  das  Verhältnis  von  Rind-,  Schwein-,  Kalb-  und 
Hammelfleisch  wäre  wie  235:82:39:8.  Durchschnittlich  verzehre 
eine  Familie  251  gr.  Fleisch,  das  sei  so  viel,  als  man  in  bürger- 
lichen Familien  auf  den  Kopf  rechne. 

II.  Der  Fettverbrauch  ist  bei  allen  beobachteten  Gruppen 
sehr  gleirhmäßig.  Bei  der  ganz  überwiegenden  Mehrzahl  aller  be- 
trägt er  10 — 20  kg  jährlich  fiir  die  erwachsene  männliche  Person. 

Unter  10  kg  sinkt  der  Fettverbrauch  bei  dem  Chausseearbeiter 
und  dem  Schmied  Schnapper-Arndts,  sowie  erheblichen  Teilen  der 
Mannheimer,  Pforzheimer  und  badischen  Tabaks-  und  Baseler  Ar- 
beiter, der  böhmischen  Spinner,  der  belgischen  und  der  industriellen 
Arbeiter  der  o.  d.  d.  m. ;  und  einem  noch  größeren  Teil  der  Land- 
arbeiter der  o.  d.  d.  m.  —  Dagegen  steigt  er  bis  zu  30  kg  bei 
den  wohlhabenden,  sowie  einem  Teil  der  gut  gelohnten  Arbeiter, 
der  ländlichen  Bevölkerung,  industriellen  Arbeiter  aus  dem  0.  E. 
und  der  o.  d.  d.  m.,  der  schlesischen  Arbeiter  und  Zitta'-ev 
Weber.  Uber  30  kg  kommen  nur  in  vereinzelten  Fällen  vor.  Im 
allgemeinen  ist  also  der  Fettverbrauch  bei  den  Wohlhabenden  etwas 
höher,  aber  keincs\ve<^s  durchgängig.  Zwischen  Stadt  und  Land 
ist  ein  allgemeiner  Unterschied  nicht  zu  erkennen. 

Auch  Grotjahn  konstatiert,  daß  sich  die  geringen  Schwan- 
kungen in  verhältnismäßig  engen  Grenzen  hielten.  Genügend  sc: 
der  hettverbrauch  bei  den  Minderbemittelten  nur,  soweit  sie  ein 
Schwein  hielten.  Kr  hebt  ferner  die  zunehmende  \'erdrängunp; 
der  pflanzlichen  durch  tierische  I*'ctte  und  die  hohe  Wertschätzung 
der  Butter  hervor,  die  bei  den  Wohlhabeaden  fast  identisch  mit 
Fett  wird.  — 

In  der  En  gelschen  Lebenskosten  belgischer  Arbeiter  finden 
sich  wesentliche  Differenzen  zwischen  1853  und  1891. 

Der  Fettverbrauch  nahm  1853  von  Klasse  zu  Kl  i'^'^e  erheblich 
zu,  von  1,92  Mk.  pro  Quet  bei  Gesamtausgaben  von  iiiilcr  (xx>  Frcs. 
bis  auf  10,65  Mk.  pro  Ouet  bei  .-Xusgaben  über  2000  i-  rcs.,  stieg  also 
fast  auf  das  10  fache.  Er  war  auf  dem  Lande  etwas  größer  als  m 
der  Stadt.   Bis  1891  ist  er  so  stark  gestiegen,  daß  er  jetzt  auf  der 
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niedrigsten  Einkoimnenstufe  so  hoch  ist,  wie  damals  auf  den  höchsten. 
Auch  1891  steigen  mit  wachsendem  Einkommen  die  Ausgaben  lur 
Fett,  aber  nur  bis  zu  einer  gewissen  mittleren  Graze;  von  da  an 
bleiben  sie  stabil.  Bei  Gesamtausgaben  bis  70  Frcs.  betragen  sie 
8,16  Mlc  pro  Quet,  bei  Ausgaben  von  100 — iio  Frcs.  15,16  Mk^ 
bei  Ausgaben  von  130—140  Frcs.  15,70  Mk.  — 

In  den  7  Hallenser  Budgets  von  Hampke  wuiden  ausgegeben 
in  der  Wohlhabenheitsstufe 

I.  II.  III.  IV. 

für  Butter  55,77  98,50  ^B^iSO  48s  Mk. 

„  Fette  26,93  49.8o  50,90  40  „ 

oder  es  stiegen  die  Ausgaben  von  Stufe  zu  Stufe  wie 

bei 

Butter  von  I  :  1,8  :  4,3  :  8.6 
Fetten  „        l       :       1,8      :       i,S      :  1,5 

Der  Butterverbrauch  steigt  also  mit  wachsendem  Einkommen 
wesentlich,  der  von  Fetten  unwesentlich.  — 

Nach  den  Nürnberger  Aufnahmen  war  der  Verbrauch  auf 
I  Quet  in  Mark  bei  Gesamtausgaben  bis 

bei  — loooMk.  — i2  5oMk.  —  i50oMk.  — i75oMk.  —  2000  Mk.  üb.  2000  Mk. 

Butter  0,92  0,75  1,03  1,63  1,60  1,48 

•■deren  Fetten      1,7  1,1  2,3  2,7  2,8  3,4 

Doch  sind  unter  looo  Mk.  nur  eine  und  über  2000  Mk.  nur 
zwei  Familien  dargestellt. 

Die  Angilben  lassen  auf  einen  sehr  geringen  und  besonders  in 
den  unteren  Klassen  unbefriedigenden  Fettverbrauch  schliefen. 

Das  Ergebnis  ist  darnach  im  ganzen  folgendes: 

1.  Der  Fetlverbrauch  steigt  zwar  mit  wachsendem  Einkommen 
bis  zu  einer  gewissen  Grrenze,  ist  aber  im  ganzen  nicht  sehr  ver- 
schieden ;  er  sinkt  selten  unter  ein  gewisses  Maß,  da  er  sicli  weniger 
einschränken  läßt,  als  der  Fleischkonsum  iind  bei  geringem  Eün- 
kommen  oft  das  Fleisch  ergänzen  muß. 

2.  Die  Hauptunterschiede  liet^en  hier  in  der  Qualität;  mit  zu- 
nehmender \\  olilhabenheit  überwiegt  die  Butter. 

3.  Zwisclicii  Stadl  und  Land  ist  ein  prinzipieller  Unterschied 
in  der  Quantität  nicht  festzustellen. 

4.  Soweit  erkennbar,  ist  der  Fettverbrauch  gestiegen. 
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5.  Zu  bemerken  ist  noch,  daß  Fett  wegen  seiner  Eigenschaft 
als  Heizmittel  ^)  im  Norden  mehr  konsumiert  wird,  als  im  Süden. 

III.  Von  andern  animalischen  Nahrungsmitteln,  außer  Fleisch 
und  den  tierischen  Fetten,  kommen  noch  Milch  und  Käse  in  Be- 
tracht. Es  muß  darauf  verzichtet  werden,  eine  Vcrgleichung  des  Milch- 
verbrauchs vorzunehmen,  so  wichtig  auch  seine  genaue  Feststellung 
wäre.  Aber  einmal  sind  unsere  Kenntnisse  über  diesen  Punkt  zu 
lückenhaft  und  sodann  hängt  der  Milchverbrauch  in  erster  Linie 
von  der  Kinderzahl  ab.  Darum  versagt  hier  völlig  die  Um- 
rechnung auf  Engeische  Einheiten.  Bei  den  Erwachsenen  aber 
wird  der  Verbrauch,  in  viel  höherem  Maße  als  bei  Fleisch  und 
Zerealien,  von  der  Geschmacksrichtung^  beeinflufit.  Bei  meinen 
eigenen  Aufnahmen  in  Leipzig-Ostheim  fand  ich  zwei  Familien  mit 
fast  gleichem  Einkommen  und  Kinderzahl,  von  denen  die  eine 
wöchentlich  1,20,  die  andere  0,20  Mk.  iur  Milch  ausgab.  Die 
erstere  Familie  erklärte  Milch  für  das  einzig  wirklich  gute  N  ihrungs- 
mittel,  die  andere  für  „schlampk^"  und  ungesund.  Die  Nürnberger 
Erhebungen  scheinen  diese  Erlaiiruni^  zu  bestätigen.  Die  jähr- 
lichen Ausgaben  schwanken  zwischen  1 7  und  163  Mk.,  zwischen 
1,29  und  8.32  Proz.  der  (jesamtausgaben. 

Ad.  Braun  selbst  findet,  daß  die  Ausgaben  für  Milch  bei 
größerer  Wohlhabenheit  steigen.  Dnsselbe  findet  Engel  für  die 
belgischen  Arbeiter  von  1891  und  Hampke  für  die  Hallenser 
Familien. 

Der  Milchverbrauch  war  ferner  sehr  iioch  bei  den  Baseler  Ar- 
beitern, durchschnittlich  400  Liter  jährlich  für  die  erwachsene  männ- 
liche Person,  sehr  niedrig  andererseits  bei  den  Zittauer  Webern. 

Grotjahn  selbst  konstatiert,  daß  die  Milch  in  steigendem 
Maße  von  erwachsenen  Personen  gemieden  werde. 

Es  läßt  sich  also  auf  Grund  der  HHB.  wenig  über  den  Ver- 
brauch an  Milch  —  und  ebenso  von  Käse  —  sagen.  Wahrschein- 
lich ist  —  auch  nach  sonstigen  Angaben  — ,  daß  mit  wachsendem 
Einkommen  der  Milchverbrauch  steifest.  Die  Qualität  spielt  dabei 
eine  große  Rolle.  Daß  das  Land  Ijrrin  und  wohl  auch  in 
der  Quantität  die  .Stadt  übertrifft,  ist  sehr  wahrscheinlich.  —  Der 
Milchverbrauch  wird  bei  den  .Angaben  über  aninudische  Nahrung 
im  ganzen  nochmals  berücksichtigt. 

IV.  Der  Verbrauch  an  Zerealien  hält  sich  ziemhch  gleich- 


)  Dies  Ul  nicht  unbestritten. 
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mäfiig  zwischen  loo  und  300  kg  auf  den  erwachsenen  Mann,  nur 

granz  ausnahmsweise  sinkt  er  unter  icx^  kg;  andererseits  steigt  er 

in  der  städtischen  Bevölkerung  selten  über  300  kg.  Etwas  unter 
dem  Durchschnitt  stehen  die  badischen  Tabaksarbeiter  und  durch- 
gängig die  Wohlhabenden;  etwas  darüber  die  Zittauer  Weber,  die 
Pforzheimer  Goldarbeiter,  die  belgischen  Arbeiter  und  g^nz  erheb- 
lich die  ländliche  Bevölkerung  der  O.E.  und  der  o.  d.  d.  m.;  31 
HHR.  von  4$  weisen  hier  einen  Verbrauch  von  mehr  als  300  kg 
auf,  6  sogar  über  500,  Mengen,  die  die  städtische  Bevölkerung  nie- 
mals  erreicht. 

Grotjahn  konstatiert  besonders,  daß  bei  Bauern,  Land- 
arbeitern, Gesinde  und  ländlichen  Handwerkern  die  Zercai  cn  über- 
wiegen, sowie  daß  die  Wertschätzung  des  Weißbrotes  gegenüber 
dem  Roggenbrot  stiege. 

Letzteres  stellt  auch  Engel  für  die  belgischen  Arbeiter  fest; 
während  der  Weißbrotkonsum  wesentlich  gestiegen  ist,  ist  der  von 
Kü^^genhrot  stark  zurückgegangen.  1853  wuchs  der  Verbrauch  an 
W  ci/ciibrot  mit  steigendem  Einkommen.  Diese  Tendenz  besteht 
zwar  1891  noch,  aber  längst  nicht  so  stark.  Von  einer  mittleren 
Stufe  —  etwa  1 10  fr.  Gesamtausgaben  pro  Quet  —  bleiben  die 
Ausgaben  für  Weißbrot  und  Brot  überhaupt  stabil,  während  sie  1853 
andauernd  stiegen.  1853  vcr/chrtc  das  Land  an  Roggenbrot  das 
3 — 4  fache,  an  Weizenbrot  dagegen  ein  Drittel  des  städtischen 
Konstuns.   Für  1891  fehlen  getrennte  Angaben  in  Stadt  und  Land. 

In  den  7  Hallenser  Budgets  Hampkes  gaben  aus: 

Wohlhabenhcitsstufc        l.  II.  III.  IV. 

fÜT  Wrizcnbrot  22,58  66,00  87,00  277,00 

„   Roggeabrot  117,07  92,55  l54.ot>  187,00 

oder  es  stiegen  die  Ausgaben  wie  von 

bei  Weisenbrot  1:3  3,9  12,3 

„  RoggeplNrot  1  0,8  t,4  1,7 

Hier  bleiben  also  die  Ausgaben  fiir  Roggenbrot  konstant» 
während  die  von  Weizenbrot  sehr  stark  steigen.  — 

In  den  Nürnberger  Erhebungen  ist  der  Brotverbrauch  in 
den  einzelnen  Klassen  nicht  sehr  verschieden;  er  steigt  bei  allen 
Brotsorten,  sowie  auch  bei  Kuchen  (der  hier  in  Weifibrot  ein- 
gereöhnet  ist),  etwas  mit  wachsendem  Einkommen  —  von  13^ 
bezw.  ii,i  Mk,  pro  Quet  bei  Gesamtausgaben  unter  tooo  bzw. 
1250  Mk.  auf  17,5  bzw.  17,7  Mlc  bei  Ausgaben  über  1750  bzw. 
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2000  Mk.  —  Die  Kinderzahl  spielt  natürlich  eine  sehr  große  Rolle. 
Der  Konsum  von  Weiß-  und  Schwarzbrot  war  ungefähr  gleich, 
ander«;  als  in  Xorddeutschland.  In  meinen  Erhebungen  wird  ziem- 
lich durchgängig  für  Schwarzbrot  S — 6 mal  soviel  ausgegeben,  als 
für  Weißbrot. 

Im  ganzen  dürfte  etwa  folgendes  festzustellen  sein: 

1.  Der  Verbrauch  von  Zerealien  zusammen  ist  in  den  ^linde^ 
bemittelten  Klassen  ziemlich  gleichmäßig,  erleidet  nur  bei  sehr  ge* 
ringem  Einkommen  Öfters  erhebliche  Einschränkungen.  Uns  fehleo 
aber  die  Budgets  der  ganz  armen  Bevölkerung.  —  Bei  größerer 
Wohlhabenheit  sinkt  der  Verbrauch  im  ganzen,  bleibt  aber  noch 
immer  ziemlich  beträchtlich. 

2.  Mit  gröfierer  Wohlhabenhdt  steigt  der  Konsum  von  Wetfi- 
brot  auf  Kosten  des  Roggenbrotes.  Doch  spielen  lokale  Veriialtnisse 
eine  Rolle.  Der  Verbrauch  von  Weizenbrot  hat  im  ganzen  mehr 
zugenommen,  als  der  von  Roggenbrot 

3.  Der  Zerealienkonsum  ist  in  der  landlichen  Bevölkerung 
gröfier  als  in  der  stadtischen. 

V.  Der  Kartoffel  verbrauch  weist  sehr  große  Schwankungen 
auf;  er  ist  sehr  hoch,  d.  Ii,  durchschnittlich  über  300  kg  auf  den  er- 
wachsenen Mann  bei  den  schlesischen  Berg-,  den  badischen  Tabaks- 
arbeitern, den  böhmischen  Spinnern  und  den  Zittaucr  Webern,  auch 
dem  (  hausseearbeiter  und  Schmied  bei  Schnapper- Arndt.  Die 
Wüli  Ii  labenden  stehen  mii  durchschnittlich  200  kg  etwa  in  der 
Mitte.  Der  Verbrauch  ist  gering,  d.  h.  überwiegend  unter  200  kg. 
bei  den  gut  bezahlten  städtischen  Arbeitern  der  o.  d.  d.  m.  und 
den  Pforzhc  iincr  Goldarbeitern.  Die  anderen  industriellen  Arbeiter 
der  o.  d.  d.  in.,  sowie  die  ländliche  Bevölkerung  weisen  die  ver- 
schiedensten Zittern  auf,  entsprechend  den  verschiedenen  Herkunfts- 
ländern. 

Grotjahn  stellt  fest: 

1.  Der  Kartoffelkonsum  sei  unter  den  rein  geldwirtschaftlich 
gelohnten  Industriearbeitern  am  weitesten  gediehen,  steige  auch  bei 
den  ländlichen  Arbeitern. 

2.  Mit  wachsender  Wohlhabenheit  verschwinde  die  Kartoffel 
nicht;  sie  trete  neben  die  Zerealien  (Korrelation).  — 

Aus  Engels  Angaben  über  die  belgischen  Arbeiter  geht  her- 
vor, daß  der  Konsum  1891  sehr  gleichmäßig  durch  alle  Schichten 
war  und  g^enüber  1853  etwas  gestiegen  ist,  besonders  ia  den 
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unteren  Schichten.  1855  war  der  Konsum  auf  dem  Lande  wesent- 
lich gröfier  als  in  der  Stadt 

In  der  Nürnberger  Erhebung  besteht  keine  besondere  Rubrik 
fiir  Kartoffeln,  sondern  nur  fiir  alle  Wurzelgewächse  zusammen.  Die 
Quetbetrage  sind  in  den  Stufen 

— 1000    — 1250    — 1500    — 1750    — 2000    über  2000  Mk.  gC8.  Ausgaben 
2.23         2,1  1.8  1,7         2,2  1,9 

Die  Aus'-nhen  fallen  bis  etwa  1 500  Mk.  und  bleiben  von  da  an  stabil. 
Ad.  Braun  konstatiert,  daß  eine  Familie  durchschnittlich  18  —  igMk. 
für  Kartoffeln  ausgebe  und  zwar  die  ärmsten  2 — 3  mal  soviel  als  die 
besser  situierten  Arbeiter.  Uberhaupt  spielt  die  Kartoffel  eine  sehr 
große  Rolle.    Vgl.  die  hohen  Gewichtsziffern  auf  S.  74  Hortsclbst. 

Eine  vergleichende  Betrachtung  des  Kartoffelverbrauchs  wird 
aufs  äußerste  bee!nträchtii:^t  durch  den  Mangel  an  Angaben  für  die 
Arbeiter  mit  ganz  niedrigem  Einkommen.  Von  diesen  besitzen  wir 
eic^cntlich  nur  die  Budgets  der  Zittauer  Weber,  sowie  von  einigen 
schiesischen,  belgischen  und  Frankfurter  Arbeitern.  Vor  allem  ver- 
sagt, hier  völlig  die  Nürnberger  Statistik,  wo  nur  ein  Budget  ge- 
ringere Ausgaben  als  lOOO  Mk.  aufweist.  Die  Angaben  der  O.  E. 
und  der  o.  d.  d.  m.  kommen  andererseits  uu:  teilweise  in  Betracht; 
eine  ganze  Reihe  sind  in  Ländern  aufgenommen,  wo  die  Kartoflfel- 
nahrung  gar  keine  Rolle  spielt.  —  Daher  ist  über  die  wichtigste 
Frage,  inwiefern  tritt  bei  niedrigem  Hinkommen  die  Kartoffel  an 
Stelle  der  Zerealien,  nur  wenig  zu  sagen.  Andere  Bcobarlii  KiL^en 
ergeben,  daL^  dies  der  Fall  war,  ebenso  auch  die  wcniL^on  .\rbeiter- 
budgets,  die  wir  aus  ganz  armen  Schichten  haben  Hatten  wir 
mehr,  so  würde  sich  dasselbe  Ergebnis  sicherlich  noch  schärfer 
herausstellen. 

Abgesehen  davon  ergibt  sich  weiter: 

1.  Von  einer  gewissen  Einkommenshöhe  ab  bleibt  der  Kartoffel- 
konsum stabil  und  nimmt  mit  steigender  Wohlhabenheit  nicht  mehr 
ab.  Es  kann  sein,  daß  diese  von  Grotjahn  beobachtete  Er- 
scheinung allgemein  stimmt,  obgleich  es  nicht  feststeht.  Ist  die 
Stufe  erreicht I  auf  der  es  möglich  wird  so  viele  Zerealien  zu 
kaufen  als  es  gewünscht  ist,  so  liegt  keine  Veranlassung  für  odac 
gegen  Beschränkung  des  Kartoffelverbrauchs  mehr  vor.  Es  ent- 
scheiden vielmehr  nun  zwischen  21erealien  und  Kartoffeln  individuelle 
Neigungen. 

2.  Ob  der  Kartoffelkonsum  im  allgemeinen  auf  dem  Lande 
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oder  in  der  Stadt  gröfier,  ist  schwer  zu  sagen.  Grotjahn  b^ 
bauptet  das  letztere;  die  bauerliche  Bevölkerung  verwende  dagegen 
die  Kartoffel  zur  Schweinemast  Er  zitiert  femer  Max  Webers 
Untersuchungen!  wonach  auch  unter  den  ostelbischen  Landarbeitern 
die  Kartofielnahrung  ^e  von  Zerealten  verdrangt,  je  mehr  an 
Stelle  der  natural-gelohnten  Insten  die  gdd-gelohnten  Tagelöhner 
treten. 

Die  letztere  Behauptungen  dürfte  richtig  sein.  Ob  sich  aber  (fie 
Kartoffelnahrung  bei  den  industriellen  Arbeitern  wirklich  mehraus^ 
dehnt  als  bei  den  ländlichen,  ist  schwer  zu  sagen.  Aus  dem  vor* 
liegenden  Material  ergibt  sich  ein  allgemeiner  Gegensatz  zwischen 
Stadt  und  Land  nicht,  vielmehr  wohl  nur  ein  Zusammenhang 
mit  dem  Einkommen.  —  Ich  gehe  hierauf  spater  nochmals  ein. 

3.  Inwieweit  endlich  die  Kartoffelnahning  zugenommen  hat, 
—  daß  sie  zunimmt,  weiß  man  aus  anderen  Quellen,  —  darüber 
läßt  sich  aus  den  HHB.  eigentlich  nur  sagen,  was  die  Engeische 
Vergleichung  zwischen  1853  und  1891  ergibt  Darnach  sind  die 
Quetbeträge  auf  den  unteren  Stufen  gestiegen,  auf  den  höheren 
ziemlich  gleich  geblieben.  Andererseits  ist  aber  zu  beachten,  dafi 
nach  Engel  S.  87  die  Detailpreise  1891  etwa  um  ein  Viertel  höher 
waren  als  1853. 

VI.  Auch  bei  den  übrigen  Vegetabilien,  so  sehr  sie  bei 
der  Ernährung  ins  Gewicht  fallen,  ist  die  Vergleichung  fruchtlos. 
Grotjahn  stellt  fest,  daß  „Hafer,  Gerste,  getrocknete  Linsen, 
Bohnen  und  Erbsen  ganz  aus  der  Volksnahrung  zu  verschwinden 
drohen".  —  In  den  Nürnberger  Erhebungen  wird  konstatiert,  daß 
der  Verbrauch  von  grünen  Gemüsen  und  Salaten  bei  wachsender 
Wohlhabenheit  stiege,  der  anderer  vegetabilischer  N^rungsmittel 
fiele.  Eine  eigentliche  Regelmäßigkeit  läßt  sich  at>er  nicht  fest- 
stellen. 

VH.  Schließlich  wäre  noch  eins  der  wichtigsten  Nahrungsmittel 
7.U  erwähnen,  der  Zucker,  der  sich  aber  durchaus  nicht  in  allen 
HHB.  findet  und  nur  bei  den  aus  letzter  Zeit  stammenden  ver- 
gleichen läßt  In  den  O.  E.  und  o.  d.  d.  m.,  wie  in  den  Ducp^tiaox- 
sehen  Erhebungen  von  1853  spielt  der  Zuckerverbrauch  erst  doe 
ganz  verschwindende  Rolle.  Die  Angaben  Kuhnas  sind  sehr  un- 
sicher. Bei  den  Zittauer  Webern  fehlt  er  fast  völlig,  bei  den  Baseler 
Arbeitern  ist  er  sehr  gering,  niemals  über  13  kg.  Dagegen  betiä(i^ 
er  bei  den  wohlhabenden  etwa  gegen  25  kg.  Die  Budgets  aus 
England  weisen  durchgangig  höhere  Ziffern  auü  Grotjahn  be- 
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merkt,  daß  der  höchst  wünschenswerte  Zuckerverbrauch  sich  re- 
spektabel nur  in  den  Budgets  der  wohlhabenden  und  besser  gelohnten 
Arbeiter  fände,  falls  letztere,  wie  in  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  den  Zucker  billig  erhielten. 

Engel  berechnet  für  den  belgischen  Arbeiter  1891  ein  ziemlich 
stand if^es  Anwaciisen  des  Zuckerverbrauchs  von  Stufe  zu  Stufe. 
Ebenso  steigen  in  den  liallenser  Budgets  Hampkes  die  Ausgaben 
in  den  Wohlhabenheitsstufen 

I.  II.  m.  nr. 

wie     I   :  4  14  19 

Für  die  Nürnberger  Arbeiter  ergeben  sich  folgende  Quet- 
beträge: 

—1000  -  1250  —1500  — ^1750  —aoao  Aber  sooo  tfk.  GenuntKusgaben 
i»67       1,70       M        a»3  9,5 

Die  Ausgaben  sind  sehr  verschieden,  aber  ziemlich  durch:;arvj;ig 
höher  bei  kinderarmen  als  bei  kinderreichen  und  bei  bc:>ocr  situiciicii 

bei  ärmeren  Arbeitern.  Als  Jahreskonsum  werden  pro  Kopf 
10  \:,  kg  berechnet. 

Im  allgemeinen  steht  fest,  daß  der  Zuckerkunsuiu 

1.  stark  im  Wachsen  begriffen  ist, 

2.  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  mit  dem  Einkonunca  wächst, 
soweit  nicht  individuelle  Gewohnheiten  Abweichungen  bedingen. 

VIII.  Die  übrigen  Nahrungs-  und  Genußmittcl  sind  nicht  so 
allgemein  verbreitet,  daß  es  möglich  wäre,  durchaus  gültige  Er- 
scheinungen herauszufinden.  Dies  könnte  höchstens  für  Salz  und 
Kaffee  geschehen,  der  ja  in  Deutschland  überall  konsumiert  wird. 
Wir  besitzen  aber  für  beide,  wie  für  viele  andere  Stoffe,  ein  besseres 
und  zuverlässigeres  Material  in  den  Ve rbrauchsberechnungen 
auf  Grund  der  Produktions-  und  Außenhandelstatistik.  Von  Inter- 
esse wäre  daher  nur,  den  Verbrauch  des  gesamten  Durchschnitts 
der  Bevölkerung  zu  vergleichen  mit  dem  des  Arbeiterstandes;  da- 
rüber vgl.  später  S.  347. 

Nach  Engels  Berechnungen  steigen  die  Ausgaben  belgischer 
Arbeiter  für  Kaffee  ganz  regelmäßig  mit  wachsendem  Einkommen 
von  1,49  Mk.  pro  Quet  auf  der  niedrigsten,  auf  4,62  Mk.  auf  der 
höchsten  Stufe  1853  und  ebenso  1891  von  2,89  Mk.  auf  6,20  Mk. 
Ebenso  steigen  bei  Hampke  die  Ausgaben  in  den  4  Wohlhabenbeits- 
stufen  von  i  :  1,7  :  6,6  :  g,6.  Dagegen  ist  in  Nürnberg  kein  Zu- 
sammenhang  mit  dem  Einkommen  ersichtlich. 

ArcMv  Ahr  SodidiriKMMcliaft  o.  S»iMlpo1itik.  L  (iLf.  101.0.11.  St.  XIX.)  9.  21 
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Feststehen  dürfte  wohl,  daß  der  Kaffeekonsum  im  allgemeinen 
'bei  ^ro''crcr  Wohlhabenheit  zunimmt;  der  Hauptunterschied  h^t 
aber  ui  der  Qualität. 

Der  Salzvcrbrauch  ist  dagegen,  wie  aus  anderen  Angaben  be- 
kannt, in  den  niederen  Einkommensschichten  höher. 

DC.  Aulierst  wichtig  wäre  es,  auf  dem  Wege  des  HUB.  den 
Einflüssen  des  Alkohols  näher  zu  kommen.  Aber  hier  versagen 
sie  m.  E.  fast  völlig.  Man  erfahrt,  wieviel  Bier  die  Familie  zu 
Hause  trinkt,  aber  fast  niemals,  \'/icviel  der  Mann  aai'cr  Hauses 
bruuch.t.  Auch  die  iingelschcn  Angaben  versagen  hier,  Ja  in  den 
Wirtshausausgaben  Speisen  und  Getränke  zusammengerechnet  sind. 
Eine  Ausnahme  scheint  nur  die  Nürnberger  Erhebung  zu 
machen,  einmal  wohl,  weil  sie  vom  Arbeitersekretariat  aufgeaonunen 
ist,  sodann  auch»  weil  dort  die  Antialkoholbewegung  die  Menschen 
noch  nicht  scheu  gemacht  hat  in  der  Angabe  ihres  Alkoholver- 
brauchs. 

In  den  Nürnberger  Haushalten  wurden  nun  9»2I%  der  Ge- 
samtausgaben auf  Bier  verwamlt.  Andere  Cietränke  kommen  für 
Nürnberg  nicht  in  Betiachti  auch  Branntwein  nicht  (o,ii%  der 
Gresamtausgaben).  Die  Ausgaben  sind  in  den  einzdnen  Familien 
sehr  verschieden;  mit  wachsendem  Einkommen  steigen  sie  absolut, 
aber  nicht  relativ.  Es  machten  die  Ausgaben  für  Getränke  aus 

von  GcsamUusgabco    — looo    — 1250    — 1500    — 1750    — 2000  über  2000  Mk. 
in  %  ".25       "0.55       9,44       »o.4*       8.95  6,74 

Bedauerlich  ist  auch  hier  der  Mangel  an  Budgets  der  schlecht 

bezahlten  Arbeiter. 

Die  Maxima  betragen  324,38  Mk.  =  22%  der  Gesamtausgaben 
bei  einem  verheirateten,  kinderlosen  Former,  294,11  Mk.  —  24% 
und  285  Mk.  =  22  „  (  verheirateter  Posamentierer).  Andererseits 
kommen  Minima  bis  herab  zu  45j4I  Mk.  und  33,34  Mk.  vor  (d.  S. 
II  bzw.  9  Pf.  pro  Tag). 

Dabei  sind  die  Brauer  noch  nicht  mit  inbegriffen.  Ad.  Braun 
hebt  hervor,  daÜ  die  obigen  Maxima  —  3*4 — 3*^4  1  —  noch  auf  keine 
Unmäßigkeit  schließen  lassen;  in  Nürnberg  sei  eine  tägliche  Na- 
turalleistung  von  7  1  für  den  gelernten  und  5  1  für  den  ungelernten 
Brauer  üblich  1  Er  macht  ferner  in  interessanter  Weise  darauf  auf- 
merksam, daß  es  sich  bei  dem  im  Wirtshaus  getrunkenen  Bier  sehr 
oft  um  Begleiterscheinungen  (Geselligkeit,  politische,  gewerkschaft- 
liche Interessen)  handele. 
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Natürfich  sind  diese  Nürnberger  Angaben  aber  keineswegs 
typisch  fiir  Deutschland 

Für  Tabak  endlich  sind  die  individuellen  Neigungen  zu  ver« 
schieden,  um  allgemeine  Resultate  ergeben  zu  können.  Auch  hier 
ist  auf  die  allgemeine  Verbrauchsberechnung  zu  verweisen.  — 


Aus  den  oben  gegebenen  Zusammenstellungen  des  Verbrauchs 
der  einzelnen  Gruppen  von  Nahrungsmitteln  (I — IX)  ergeben  sich 
von  selbst  die  Zusumnenfaange»  die  zwischen  den  einzekien  be- 
stehen. 

A.  Für  die  Stadtbevölkerung  ist  im  allgemeinen  folgendes 
zu  konstatieren:  der  Konsum  von  Fleisch  und  Zucker,  auch  wohl 
von  Milch,  nimmt  mit  steigender  Wohlhabenheit  zu,  —  immer  bis 
zu  einer  gewissen  Grenze.  Der  Fettkonsum  ist  ziemlich  gleichmäßig, 
geht  selten  über  ein  gewisses  Maß  hinaus  oder  unter  ein  solches 
hinab;  bei  größerer  Wohlhabenheit  überwiegt  die  Butter.  Der  Konsum 
von  ZereaUen  steigt  in  den  untersten  Schichten,  bleibt  dann  lange 
stationär  und  sinkt  bei  wachsender  Wohlhabenheit;  der  von  Kar* 
toflfeln  sinkt  von  der  untersten  Schicht  an  bis  zu  einem  gewissen 
Punkte  und  bleibt  von  da  an  ziemUch  stationär.  Soweit  erkennbar, 
wächst  der  Verbrauch  nn  r^rünen  Gemüsen  und  fallt  der  von  anderen 
Leguminosen  mit  dem  Einkommen.  Der  Kaffeeverbrauch  wächst 
entsprechend.  Über  Alkohol  und  andere  Genußmittel  ist  allgemein- 
gültiges nicht  festzustellen. 

Enj:^cl  (i)  hat  zuerst  mit  voller  Schärfe  den  Satz  aufgestellt, 
daß  die  Größe  der  animalischen  Nahrung  ein  Maßstab  des  Wohl- 
standes sei.  Er  Uefert  speziell  für  seine  belgischen  Verhältnisse 
eine  ganz  überzeugende  Statistik. 

£s  kamen  1853  auf  i  Quet  bei  Gesamtausgaben 

— 600    —900  — taoo  — 2000    mehr  ds  acxio  Fret. 
ßSr  tierische  Nabfong  3,22      5,37       9,77      I4,aa  ai,8a  Mk. 

„  p&Atliche  „  i6a»     12^     ss»78     3S,39  50*55  » 

oder  es  stiegen  die  Lebenskosten  bei 

—600     —900  — laoo  — aooo  mehrtlifloooFrca. 

tierudier  Nahmiig  von      i  auf  1,67  3^1  4,91  6,77 

pflaailiclicr    „       „        i  „     1.37  1,57  1,98  3,08 

oder  von  den  Gesamtausgaben  entfielen  auf 

tierische  Nabnug  11,39  13,$  17,11  17,75  I7i^5*/« 
pflansUcbe      „         58,01      52,3a     45.«7      3«i«o  39i9S% 

21* 
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Auch  fiir  1891  stimmt  das  im  wesentlichen  noch,  wenn  auch 
nicht  so  scharf  pointiert. 

£s  kamen  auf  i  Quet  bei  Gesamtausgaben 

—80      —100      — tao      —900  Mk.  pro  Qaet 
ticriKbe    Nvlmtag     15,79      93,63      99,90      36,45  „ 
pflaadkhc      „         38,39      30,91      3Si3('      34.70  *. 

oder  es  stiegen  die  Lebenskosten  bei 

tierischer  Nahnmg  tron  i  auf  i,$  i>9  .  ^3 
pflantUcber      „       „   1  „     1,1         t,9  1,9 

oder  von  den  Gesamtausgaben  entfielen  auf 

tierische  NAbrong  93,12  26,30  27,32  36,45*^,0 
pflanzliche      „       .  39,98      34,43      32,31  34.70% 

Diese  Feststellung  Engels  findet  in  allen  anderen  Budgets  ihre 
Bestätigung,  natürlich  nicht  überall,  vor  allem  nicht  bei  knapperem 
Material,  mit  derselben  Scharfe.  In  den  Nürnberger  Erhebungea 
sind  die  Quetausgaben  bei  Gesamtausgaben 

—1000   —1950   —1500   —1750  —2000  Aber  300O 
ftr  animalische    Nahrung   9,31       29.90      26,09      33.14      4S,20  36,57 
„  Tegetabiliache       „      31,14      ««.»S      »3.3»      27i<H      33t70  3»»53 

Landolt  hat  für  seine  Baseler  Familien  berechnet,  daß  6, 
deren  Nahrung  unbefriedigend  ist,  5 1  ^/q,  die  besser  situierteo  da* 
gegen  nur  29,7  %  Eiweifies  in  vegetabilischer  Form  zu  sich 
nahmen. 

NatÜrlidi  spielen  auch  individuelle  Gewohnhdten  lünein  und 
zu  betonen  ist  ferner,  daß  diese  Feststellungen  immer  nur  bis  zu 
einer  gewissen  oberen  Grenze  richtig  sind.  Ist  eine  Einkommens* 
läge  erreicht,  die  eine  befriedigende  Ernährung  ermöglicht,  so  ist 
das  was  darüber  hinausgeht,  als  freies  Einkommen  bdid>ig  ver- 
wendbar. 

B.  Für  die  ländliche  Bevölkerung  sind  so  allgemeine  Resul- 
tate nicht  festzustellen.  Dies  wäre,  infolge  der  Bedeutung  lokaler 
Gewohnheiten,  höchstens  innerhalb  bestimmter  Gebiete  möglich. 

Vor  allem  ist  wichtif^,  wie  Grotjahn  hervorhebt,  ob  ein  Schwein 
r^chaltcn  wiiü.  Zu  beachten  ist  schheßHch,  daß  uns  für  ländliche 
Arbeiter  nicht  ein  Massenmalerial  zur  Verfügung  steht,  wie  bei 
einer  Reihe  städtischer  Arbeitergruppen. 
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Unter  Berücksichtigung  dieser  Umstände  ist  folgendes  zu  kon- 
statieren :  Der  Fleischverbrauch  ist  bei  der  selbständigen  und  wohl- 
habenden ländlichen  Bevölkerung  hoch,  bei  der  unselbständigen  und 
ärmeren,  besonders  den  meisten  Arbeitern,  sehr  niedrig,  ja  erheblich 
niedriger  als  in  der  Stadt;  der  Fettkonsum  schwankt  etwas  mehr 
als  der  städtische,  ist  insbesondere  da,  wo  kein  Schwein  gehalten 
wird,  sehr  niedrig.  Der  Zerealienverbrauch  ist  durchschnittlich 
höher  als  in  der  Stadt;  der  von  Kartoffeln  ist  bei  der  wohlhabenden 
ländlichen  Bevölkerung  etwa  so  groß,  wie  bei  der  wohlhabenden 
städtischen,  der  Konsum  der  armen  Bevölkerung,  insbesondere  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter,  in  Gegenden,  wo  die  Kartoffelnahrung 
überhaupt  üblich  ist,  so  hoch,  teilweise  höher,  als  bei  der  armen 
städtischen  Bevölkerung.  Da  bei  sonst  etwa  «:^leichcr  Nahrun«^  der 
Zerealienkonsum  auf  dem  Lande  diirchsrhnittlich  höher  ist,  so  ist 
überhaupt  die  Nahrungsmenj^c  dem  Volumen  nach  bei  der  länd- 
lichen Bevölkerung^  größer  als  bei  der  industriellen. 

Diese  Feststellung  unterscheidet  sich  von  der  Grotjahns  in 
wesentlichen  Punkten.  Grotjahn  trennt  nämlich  die  wohlhabende 
und  die  ärmere  ländliche  Bevölkerung  nicht,  sondern  trägt  der  all- 
gemeinen V^ermögenslage  prinzipiell  nur  bei  der  städtischen  Rech- 
nung. Das  halte  ich  aber  schon  auf  Grund  seines  Materials  für 
falsch.    \"ergleiche  darüber  im  folgenden  Abschnitt. 

Ebendort  siehe  auch,  welchen  Veränderungen  die  Nahrung 
unterworfen  worden  ist 

II.  Abachnitt. 

Es  erhebt  sich  nun  die  Frage :  Inwieweit  ist  diese  Nahrung  ge- 
nügend und  rationell  r  Um  dies  festzustellen,  bedcU^  es  eines  sicheren 
Maßstabes,  was  genügend  und  rationell  ist 

1.  Dieser  läßt  sich  zunächst  finden  in  allgemeiner  Anschauung. 
Man  hat  ja  ungefähr  einen  Begriff,  welche  Nahrung  genügend  ist 
und  nach  diesem  allgemeinen  Begriff  wird  dann  der  betreffende 
Fall  beurteilt.  Ein  Beispiel  dieser  Art  ist  die  Zusammenstellung, 
die  Röhmert')  auf  Grund  einer  Anfrage  bei  106  deutschen 
Großbetrieben  mit  IQ4CXX>  Arbeitern  im  Jahre  1S74  gemacht 
hatte. 


')  In^    Arbeiterfrcund'' 1874  reproduziert.   Derselbe  bescbifügt  sich  überhaupt 
vielfach  mit  dem  Thema. 
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Es  waren  ernährt 

von  lOO  Munaera     von  lOO  Frauen 

ungenügend  (KartofTcln,  Butterbrot,  Kaifee)  8  26 

annabcrad  geaügend  [z.  T.  Fleisch)  26  23 

gut  (Fleisch  bei  den  Hauptmahlzeiten)  55  40 

sehr  gut  (Fleisch  avch  bei  anderen  MbUseiten)  ai  11 

Die  schlechte  £rnähruQg  der  Frauen  rühre  von  ihrer  Putz- 
sucht herl 

n.  War  diese  Methode  nur  auf  „Praxis"  und  gar  nicht  auf 
Wissenschaft  aufgebaut,  so  ist  die  nächste  dalur  zu  theoretisch. 
Es  ist  die  auch  von  Engel  zum  Teil  befolgt^  ein  festes  Ma6  not- 
wendiger Kalorieneinheiten  aufzustellen  —  „Kostmad"  — ,  dann  (fie 
Budgets  in  Kalorien  (Eiweifi,  Fett,  Kohlehydrate)  umzurechnen  und 
diese  ,,Ko8tsatze"  mit  den  Kostmaßen  zu  vergleichen.  Diese 
Methode  ist  aber,  —  auch  abgesehen  von  der  noch  zu  erwähnenden 
Schwierigkeit,  ein  festes  Mafi  von  Kalorien  zu  finden,  —  um  des- 
willen in  praxi  unbrauchbar,  weil  sich  niemals  auch  nur  mit  an- 
nähernder Sicherheit  feststellen  läßt,  wieviel  Kalorien  in  dem  be- 
treffenden Nahrungsmittel  enthalten  sind.  Das  ist,  wie  Grotjahn 
treffend  bemerkt,  nur  bei  Laboratoriumsversuchen  durchzuführen. 
Um  aber  zu  erkennen,  wieviel  Kalorien  in  „für  15  Fig.  Wurst"  ent- 
halten sind,  müfite  man  ihre  Art,  ihren  Fettgehalt,  ihre  Zubereitung 
kennen,  i  Pfii  Rindfleisch  kann  —  mager  —  475  Kalorien  oder 
—  fett  —  1180  Kalorien  enthalten. 

TU  Aus  diesen  Gründen  ist  auch  Grotjahn  von  der  Methode 
abgegangen.  Er  meint  (S.  4),  ob  dne  Nahrung  rationell  ist,  ließe 
sich  auch  entscheiden,  wenn  der  jährliche  Konsum  von  Zerealien, 
Molkereiprodukten,  Fett  und  Fleisch  in  Kilogramm  angegeben 
wird.  . . .  „Es  genüge  daher,  die  Nährwerte  von  einigen  Normal- 
budgets  anzugeben,  mit  denen  dann  die  übrigen  Budgets  ver- 
glichen werden  können."  Als  solche  Normalbudgets  führt  er  zu- 
nächst eine  Aufteilung  des  Reichsgesundheitsamtes')  an,  wonach 
f&r  einen  erwachsenen  männlichen  Arbeiter,  der  keine  besonders 
strenge  körperliche  Ari>eit  leistet,  auf  das  Jahr  umgerechnet  ge- 
fordert werden:  24$  kg  Zerealien,  150  kg  Kartoffeln,  55  kg 
Leguminosen,  180  kg  Magermilch,  7  kg  Magerioise,  13  kg  Schmalz, 
5S  kg  Fleisch.  Deren  djmamischer  Wert  ist  3125  Kai.  (2930  Rem 


*)  Genmdheitsbficlilein.  Bearbeitet  vom  Kaiserl.  Gesundlieittamte 
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Kai.).  —  Dann  fuhrt  Grotjahn  ferner  an  die  Untcrsuchun^i^  der 
srhwedischcn  Ärzte  Hultgrecn  und  Lander^recn  ^)  für  täglich 
mindestens  12  Stunden  körperlich  sehr  angestrerv^t  arbeitende 
Küstenbewohner.  Der  (l\  namische  Wert  ihrer  Nalirung  beträgt 
4592  Kai.,  sie  setzt  sicii  zusammen  aus  271  kg  Brot,  191  kg  Kar* 
toffeln,  354  1  Milch,  31  kg  Butter  und  Speck,  50  kg  Fleisch. 

Die  Menge  der  Knlorien  sowohl  wie  der  einzelnen  Nahrungs- 
mittel ist  also  bei  dem  zweiten  sehr  viel  c^rößer  als  bei  dem  ersten 
„Normalbudget".  Die  Fleis«  hn  iiirung  ist  etwas  geringer,  dat^cgen 
Fett,  Brot,  Milch  und  Kartoffeln  wesentlii  Ii  höher.  Nun  meint 
Grrotjahn,  die  erst  angegebene  Nahrung  würde  schwerlich  für  einen 
muskelstarken,  schwer  arbeitenden  Mann  genügen,  da  sie  zu  wenig 
Fett  enthalte,  die  zweite  habe  dagegen  als  normal  zu  gelten.  Kr 
fordert  daher  als  Kostmaß  für  den  erwachsenen  Arbeiter  unserer 
Breiten  jährlich  in  Kilogramm  (S.  6): 

mindeitent  bb  aormaliter 


Zerealien 

350 

875 

Kartoffeln 

150 

200 

Legumin<»«ii 

30 

40 

Milch 

180 

350 

Fett 

15 

30 

Fleisch 

50 

60 

Mit  dieser  Sollnahrung  vergleicht  Grotjahn  dann  in  der 
späteren  Arbeit  die  sämtlichen  Budgets,  die  Istrechnungen,  und  wo 
jene  nicht  erreicht  wird,  findet  er  den  Verbrauch  unzureichend,  wo 
sie  erreicht  wird,  genügend.  Kr  kommt,  um  es  vorwegzunehmen, 
zu  dem  Resultat,  daß  die  ländliche  Bevölkerung,  soweit  sie  an  der 
ausgeprägt  lokalen  Kost  festhalte,  sich  noch  hinreichend  nähre, 
daß  dagegen  die  Kost  der  Industriearbeiter  zwar  qualitativ  rationell 
sei,  indem  sie  die  Kost  der  Wohlhabenden  nachahme,  quantitativ 
dagegen  nur  bei  de  11  hochbezahlten  Arbeiterkategorieen.  Bei  den 
anderen  herrsche  Unten  rnahrung,  ein  Reitrag  zur  Entartungslehre. 

Aber  auch  diese  Methode  ist  nicht  richtig. 

Der  große  Fehler  liegt  darin,  daß  das  aus  dem  Verbrauch 
körperlich  sehr  stark  arbeitender  Menschen  abstr;i}iierte  Maß  auch 
auf  die  Krnährungsbudgets  industrieller  Arbeiter  unterschiedslos 
angewandt  wird  Einer  solchen  Nahrungsmenge  bedarf  aber  nur  der, 


')  Uotersucbuog  über  die  Emäbruog  schwedischer  Arbeiter  bei  freigewsUüter 
Kost  1891. 
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der  körperlich  sehr  stark  arbeitet  Wer  körperlich  schwach  ar- 
beitet, bedarf  viel  weniger  Wärmeeinheiten,  braucht  daher  auch 
quantitativ  viel  weniger  Nahrung.  Diese  Tatsache  kann  gar 
nicht  besser  belegt  werden,  als  durch  die  von  R  u  b  n  e  r  ^)  gegebene 
Tabelle,  die  ich  hier  aus  Grotjahn,  S.  3,  reproduziere. 


in 

gr  und 

pro  die 

Beruf 

Bwdft 

Fett  KoUenbydmte 

Kalorien  Beobachter 

Arbeiter  rohokd 

137 

7« 

2675 

Voit 

Arzt 

134 

loa 

292 

2695 

Forster 

Arzt 

ia7 

89 

2422 

Forster 

Hausmeister 

116 

68 

345 

2522 

Forster 

T#if»n     m  :i  nn 

133 

95 

422 

3158 

Förster 

Schreiner 

131 

d8 

494 

3194 

Fonter 

Arbeiter 

137 

173 

35s 

3614 

Voit 

Stuke  Arbeit 

156 

71 

567 

36*5 

PUjrfidr 

Angestrengte  Arbeit 

184 

71 

567 

3739 

Pkyfiür 

Bergleute 

133 

113 

534 

4196 

Steinhdl 

Ziegelarbeher 

167 

107 

«75 

4528 

Ranke 

Bauernknecht 

143 

108 

788 

4811 

Ranke 

türk.  Bauernknecht 

18a 

93 

968 

557  t 

Ohlnmller 

Holzknechtc 

113 

309 

691 

6135 

V.  Liebig 

Uolzknechte 

*35 

ao8 

876 

6038 

V.  Liebig 

Der  Uebigsche 

Holzknecfat 

verbraucht 

also 

mehr  als  das 

doppelte  an  Kalorien  als  der  Arzt,  der  21iegelaibeiter  1300  Kalorien 
mehr  als  der  Schreiner  und  so  fort  Dabei  ist  der  Eiweifiverbraucb 
ziemUch  konstant;  er  ist  bei  dem  nicht  körperlich  arbeitenden Ant 
80  hoch  wie  bei  dem  Holzknecht.  Griifier  ist  dagegen  meist  der 
Verbrauch  an  Fett,  und  sehr  viel  gröfier,  das  2^3  fache,  der  von 
Kohlehydraten  (d.  h.  Brot,  Kartoffeln,  Leguminosen). 

Daraus  folgt,  daß  es  ein  allgemeines  Kostmaß  för  Aibetter 
schlechthin  nicht  gibt,  was  ja  auch  Grotjahn  niemals  bestreitet, 
vielmehr  ist  dasselbe  ganz  verschieden  nadi  dem  Mafie  der 
geleisteten  körperlichen  Arbeit  Bemerkt  sei,  daß  nur  körperliche^ 
nicht  auch  geistige  Arbeit  von  Einflufi  auf  den  Stofiwecbsel  ist; 
dieser  ist  genau  gleich,  ob  man  quadratische  Gleichungen  rechnet 
oder  jyvt  Woche"  liest  Je  weniger  stark  die  körperliche  Ari)eit 
aber  ist,  desto  weniger  Fett  und  vor  allem  desto  weniger  Kohl^ 
hydrate  bedarf  der  Arbeiter. 

Untersucht  man  nun,  welche  Arbeit  die  Arbeiter  verrichten, 

')  Rubner,  Kalorimetriacbe  Untersuchungen  1885. 
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aus  deren  Budgets  Grotjahn  seine  Schlüsse  gleichmäßig  gezogen 
hat,  so  findet  man  nebeneinander :  in  den  O.  E.  und  den  o.  d.  d.  m. 
Bergleute,  Weber,  Tischler,  Lumpensammler,  Schmiede,  Typographen, 
Metallarbeiter,  Töpfer,  Laternenanzünder,  Holzfäller,  Steinbruch- 
arbeiter, Schuhmacher.  Dann  unter  den  deutschen:  Uhrschild- 
macher, Schlosser,  Spinner,  die  verschiedensten  Fabrikarbeiter, 
Schneidergesellen,  Maurer,  Zigarrenarbeiter  und  -Sortierer,  Former, 
Weber,  Eisendreher,  Bergarbeiter,  verschiedene  Arten  von  Gold- 
arbeitern und  aus  Belgien  ein  Bukett  der  mannirhfaltigstcn  Berufe. 

Nun  weiß  jeder,  daß  die  körperliche  Arbeit  dieser  Personen 
ganz  verschieden  ist,  etwa  dicjcnioj'c  eines  Webers  und  eines  Stein- 
brucharbeiters, eines  Schmiedes  und  eines  Zigarrensortierers.  Dem- 
entsprechend ist  auch  der  Nahrung^sbedarf  völlig  verschieden. 

Für  den  größten  Teil  der  industriellen  Arbeiter  ist  aber 
zweifellos,  daß  sie  geringere  körperliche  Arbeit  verrichten,  als  die 
Landarbeiter;  nur  bei  wenigen  Berufen,  wie  etwa  Schmieden,  Stein- 
bruchsarbeitern, ist  sie  gleich  schwer.  Der  normale  Fabrikarbeiter 
bedarf  in  sehr  vielen  Phallen  mehr  Geschicklichkeit,  mehr  Aufmerk- 
samkeit, mehr  Gewandtheit,  aber  er  braucht  in  der  Regel  weniger 
körperliche  Kraft  als  der  Landarbeiter. 

Damit  fallen  aber  ]:)rinzipicll  sämtliche  Schlußfolgerungen  Grot- 
jahns  in  sich  zusammen.  Leistet  der  industrielle  Arbeiter  weniger 
körperliche  Arbeit,  so  braucht  er  auch  weniger  Kalorien  gebende 
Nahrung,  vor  allem  weniger  Kohlehydrate,  aber  auch  wrni;:^cr  Fett, 
und  damit  ist  die  „quantitative  Unterernährung"  verscliwunden. 
Gleichzeitig  sind  aber  nuch  nllc  Folgerungen  aus  dieser  vermeint- 
lichen Verschlechterung  der  hrnährung  bei  wachsender  Industriali- 
sierung falsch  oder  doch  sicher  unbeweisbar;  so  die  von  Grotjahn 
behaufitete  Entartung,  so  aucli  alle  auf  ähnliches  Material  ge- 
gründeten Argumente  in  dem  Streit  über  Agrar-  und  Industriestaat. 

IV.  Es  ist  also  prinzipiell  unrichtig,  ein  allgemein  gültiges 
Normal kostmati  festzustellen.  Es  fragt  sich  nunmehr,  ob  eine 
richtige  Methode  vorhanden  ist. 

Nach  obigem  möchte  es  als  das  richtigste  scheinen,  getrennte 
Normalkostmaße  für  die  einzelnen  .A.rbeiterkategürieu  lestzustellen 
und  sie  mit  den  Budgets  dann  zu  vergleichen.  Aber  auch  ab- 
gesehen davon,  daß  es  praktisch  schwer  durchflihrbar  wäre,  hätte 
dies  auch  den  Nachteil,  daß  eines  der  wesentlichsten  .Momente  un- 
berücksichtigt bliebe :  die  Qualität  und  die  Zubereitung,  zusammen 
die  Schmackhaftigkeit  der  Nahrung. 
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Was  Ernst  E  n  c  I  s  scharfer  Blick  vorausgesehen  hatte,  das  wird 
von  Jahr  zu  Jahr  mehr  durch  die  Forschungen  der  Physiologie  be- 
stätigt: ^)  Die  Wichtigkeit,  die  die  Verdauunt,'^  für  die  Ernährung  hat 
und  ferner  die  starken  nervösen  Einflüsse  auf  die  Verdauung.  Es 
kann  sehr  wohl  sein,  daß  eine  quantitativ  an  sich  reichHche  Nahrung, 
weil  nicht  schmackhaft  und  daher  schlecht  zu  veidaucn,  auf  die 
Dauer  weniger  zur  Ernährunjr  beitragen  kann,  als  eine  quantitativ 
geringere,  aber  sehr  schmackhafte  Nahrung.  Daraus  folgt  aber, 
daß  wir  mit  selbst  noch  so  genauen  Quantitätsangaben  in  den 
HfLR  nicht  genügend  Auf^blufi  darüber  erhalten,  ob  die  Nahrung 
ausreichend  und  rationell  ist  Wenn  auch  geprüft  werden  kann, 
ob  gewisse  allgemeine  Postulate;,  wie  das  Minimum  der  Kalorien- 
menge  und  des  Fettverbrauchs  erf&llt  sind,  so  ist  doch  im  übrigen 
der  Vergleich  von  Kostsätzen  und  Kostmafien  keineswegs  er* 
schöpfend.  —  Dazu  kommt  noch,  dafi  man  mit  der  Menge  der  ein- 
gekauften Nahrungsmittel  ja  noch  gar  nicht  weiß,  ^eviel  davon 
tatsachlich  in  die  Nahrung  ttbeigegangen  ist  Denn  wird  das 
Essen  von  einer  Hausfrau  besorgt,  die  nichts  davon  versteht,  so 
werden  die  Nahrungsmittel  schlecht  ausgenutzt  und  es  kann  sein, 
daß  höhere  Ausgaben  fiir  Nahrung  kein  Beweb  besserer  Ernährung, 
sondern  ungewandter  Haushaltsführung  sind. 

V,  Daraus  folgt  nun  aber  noch  nicht,  daß  uns  die  HHR  ganz 
im  Stiche  ließen.  Denn  wir  wissen  doch  immerhin  durch  die 
Phj^ologie  ungefähr,  welche  Anforderungen  man  an  die  Ernährung 
bestimmter  Personenkreise  stellen  muß  und  welche  Zusammensetzui^r 
der  Nahrung  diesen  Anforderungen  entspricht 

Für  die  Kost  des  normalen  Industriearbeiters,  der  nicht  zu 
schwere  körperliche  Arbeit  leistet,  ist  mit  einigen  Modifilcationen 
dasselbe  bezüglich  der  Zusammensetzung  der  Nahrung  zu  verlangen, 
wie  von  der  „frei  gewählten  Kost"  der  Wohlhabenden.  Nicht  ein 
hoher  „Nährwert"  ist  erforderlich,  sondern  Eiweißreichtum  und 
Wohlgeschmack  (der  Mensch  braucht  eine  wechselnde  Menge  Grc- 
samtnahrung,  je  nach  der  Arbeit,  dat^^cpjen  immer  etwa  loo  gr  Ei- 
weiß). Es  müssen  dalier  in  erster  Linie  eiw^eißreiche  Speisen, 
d.  h.  vorzüglich  Fleisch,  vorhanden  sein.  Weizenbrot  enthält  etw^as 
mehr  Eiweiß  Proz.),  als  Roggenbrot  (6  Proz.)  und  erheblich 
mehr  als  Kartoffeln  (2  Proz.).    Des  Wohlgeschmacks  wegen  ist 


Vgl.  J.  P.  Pa  wlo  w,  Die  Arbeit  der  VerdaaungidrUsen,  deutsch  von  A.  Walter. 
Wictbaden  1898. 
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von  den  Kohlehydraten  besonders  Zucker  sehr  erwünscht.  Fett, 
wegen  seiner  hohen  W^brennungswärme  das  wertvollste  N'ahruni^s- 
mittel,  muß  unter  allen  Umständen  in  gewissem  Maße  vorhanden 
sein.  Im  übrigen  richtet  sich  der  Fettverbrauch  nach  der  körper- 
lichen Arbeit  Des  Wohlgeschmacks  wegen  ist  gute  Qualität  des 
Fettes  sehr  wichtig. 

Die  Nahrung  muß  ferner  leicht  verdaulich  sein,  weil  sie  sonst 
überflüssige  Arbeit  erfordert.  Der  Verlust  bei  der  Verdauung  ist 
sehr  gering  bei  Fleisch,  Fett,  Milch,  Käse;  größer  bei  Erbsen, 
Weizenbrot  und  Kartoffeln,  am  stärksten  bei  Rüben  und  Roggen- 
broL  Weizenbrot  ist  also  sehr  viel  leichter  ausnutzbar  als  Roggen- 
brot Sie  darf  andererseits  nicht  zu  leicht  verdaulich  sein,  weil 
sonst  die  Damunaskeln  erschlaffen.  (Mögliche  Folge:  Obstipation 
und  deren  Folgen.) 

100  gr  Eiweiß  täglich  sind  unter  aUen  Umständen  erforder- 
lich, ein  höheres  Mafi  Eiweiß  und  viel  Zucker  sind  sehr  erwünscht, 
fiir  Fette  und  Kohlehydrate  lassen  sich,  eben  wegen  der  ver- 
schiedenen körperlichen  Anstrengung,  bestimmte  Mafle  nicht  fest- 
setzea  Unter  den  letetcren  ist  im  allgemeinen  Weizen-  dem 
Roggenbrot  und  dieses  den  Kartoffeln  vorzuziehen.  Im  übr^en 
entscheidet  eine  proportionale  Zusammensetzung  und  eine  Zu- 
bereitung, die  die  Nahrung  schmackhaft  macht 

VL  Siebt  man  sich  nach  diesen  allgemein  gehaltenen  Regeln 
nun  die  in  Abschnitt  I  zusammengestellten  Budgets  an,  so  er- 
gibt sich: 

I.  Der  Eiweißgehalt  ist  völlig  hinreichend  bei  den  Wohl- 
habenden, bei  den  beuer  bezahlten  Arbeitern,  bei  einem  Teil  der 
landlichen  Bevölkerung,  einem  erheblichen  Teil  der  Fforzheimer, 
einem  geringeren  Teil  der  schlesischen  und  belgischen  und  einem 
kleinen  der  Mannheimer  Fabrikarbeiter.  Sie  ist  nicht  mehr  aus- 
reichend bei  einem  Teil  der  schlesischen,  Mannheimer  und  Pforz- 
heimer Arbeiter,  einem  erheblichen  Teil  der  belgischen  und  Baseler 
sowie  der  industriellen  Arbeiter  und  der  ländlichen  Bevölkerung 
der  O.  E.  und  der  o.  d.  d.  m.  Er  ist  endlich  völlig  ungenügend 
bei  den  Zittauer  Webern,  den  badischen  Tabaksarbeitern,  den 
böhmischen  Baumwollsptnnern  und  einem  Teil  der  belgischen  Ar- 
beiter. 

Vgl.  zum  vorbeifebcaden  die  Inhaltsangabe  der  Vorträge  ia  dea  Lttdw^^ 
bafcnrr  Volks-icliulkursrn  1902  von  Prof.  Cohnbetm  (Heidelberg),  der  auch  diese 
Azbcit  CreimdlicJut  durchgesehen  haL 
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3.  Der  Fettverbrauch  deckt  meist  die  betreffenden  An- 
spräche der  körperlichen  Arbelt  Er  erscheiat  aber  ungenügend 
bei  einem  erheblichen  Teil  der  ländlichen  Bevölkerungp  wo  gegen- 
über der  schweren  körperlichen  Arbeit  direkte  Unterernährung  an 
Fett  zu  konstatieren  ist,  sowie  bei  einigen  der  belgischen  und 
Pforzheimer  Arbeiter. 

3.  Der  Zerealienkonsum  ist  im  wesentlichen  den  An- 
forderungen entsprechend*  Nicht  geniigend  erscheint  er  bei  einem 
Teil  der  landlichen  und  industriellen  Arbeiter  der  o.  d.  d.  m.»  scywie 
erheblichen  Teilen  der  Baseler  und  badischen  Tabaksarbdter. 
Letztere  sind  dieselben,  bei  denen  der  Kartoffdkonsum  sehr  stark 
ist  Im  Verhältnis  vom  Roggen»  zum  Weizenbrot  tritt  letzteres^ 
wie  auch  aus  einem  Tal  der  HHB.  ersichtlidi,  in  mcht  erwünschter 
Weise  vielfach  zurück. 

4.  Der  Kartoffelkonsum  ist  überall  ausreichend.  Er  nimmt 
aber  andererseits  eine  unerwünscht  hohe  Stellung  ein  bei  sehr  er- 
heblichen Teilen  der  schlesischen,  belgischen  und  der  badischen 
Tabaksarbeiter  und  den  Zittauer  Webern,  sowie  bei  mehreren  der 
industriellen  Ari)eiter  der  o.  d.  d.  m.,  femer  sowohl  bei  den  von 
Schnapper-Arndt  auf  dem  Lande»  wie  unter  Flesch  in  der  Stadt 
beobachteten  Arbeitern. 

5.  Der  Zuck  er  verbrauch  ist  am  größten  bei  den  Wohl- 
habenden und  den  englisclicn  Arbeitern.  Er  ist  ganz  mangelhaft 
bei  Zittauer  Webern  und  bei  Baseler  Arbeitern,  also  den  armen. 
Die  Nachrichten  der  o.  d.  d.  m.  stammen  aus  zu  alter  Zeit,  um  be^ 
weiskräftig  zu  sein. 

Das  Resultat  ist  im  allgemeinen  für  die  vcrj:fleichende  Be- 
trachtunf^  kein  g^roßcs.  Wir  können  aus  den  HHB.  feststellen,  in- 
wiefern die  einzelne  untersuchte  Schicht  rationell  ernährt  ist.  Fijr 
die  Gesamtheit  cr^^ibt  sich  nur  die  Bestätii^ung  des  eigentlich 
selbstverständlichen  Axioms,  das  aber  von  neuem  zu  betonen  nicht 
unwichtic^  ist:  Je  wohlhabender  die  Familie,  desto  rationeller  und 
ausreichender  ist  die  XahrunL;.  Innerhalb  der  (ircnzen,  die  durch 
die  verschiedenen  Erfordernisse  körperlicher  Arbeit  ^jv/oix^n  sind, 
entscheidet  in  Stadt  und  Land  allein  das  Einkommen 
darüber,  ob  die  Ernährung  den  physiologischen  Geboten  entspricht 
oder  nicht. 

VII.  Eines  besonderen  Eingehens  aber  bedarf  die  Frage,  ob 
die  Ernähruner  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  eine  prinzipiell 
bessere  ist,  als  die  der  städtischen  und  ob  sich  daher  nut  zu- 
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nehmender  Industrialiening  prinzi[)Ic]1  die  Ernährung  verschlechtert 
Das  ließe  sich  beantworten  durch  die  Führung  von  zwei  ver* 
schiedenen  Beweisen: 

a)  Die  ländliche  Bevölkerung  ist  durchschnittlich  besser  er- 
nährt als  die  industrielle. 

b)  Die  tatsächlich  industrialisierten  Schichten  waren »  als  sie 
noch  auf  dem  Lande  saflen,  besser  ernährt 

Beide  Behauptungen  lassen  sich  aus  den  HHB.  nicht  er- 
weisen. 

a)  Die  Ernährunfj  ist  eine  andere;  die  ländliche  Bevölkerung 
nimmt,  soweit  erkennbar,  mehr  Zerealien  zu  sich  als  die  städtische, 
wahrscheinlich  auch  mehr  Milch.  Daraus  zieht  Grotjahn  den 
Schluß,  dafi  die  letztere  quantitativ  unterernährt  ist  £s  beruht 
dies  aber  nicht  darauf,  <Ja&  die  städtische  Bevölkerung  zu  wenig 
Zerealien  zu  sich  nimmt,  sondern  darauf,  daß  sie  infolge  geringerer 
körperlicher  Arbeit  weniger  bedarf.  Es  gibt  vielmehr  schlecht  er- 
nährte städtische  und  schlecht  ernährte  ländliche  Schicliten. 

b)  Man  darf  nicht  gegenüberstellen  die  landwirtschaftlich 
Selbständigen,  die  Bauern,  den  schlecht  gelohnten  Fabrikarbeitern. 
Nicht  aus  jenen  rekrutiert  sich  die  industrielle  Reservearmee, 
sondern  im  wesentlichen  aus  den  Unselbständigen,  den  landwirt- 
schafthchen  Knechten  und  Landarbeitern.  Ob  diese  besser  ernährt 
werden,  solange  sie  auf  dem  Lande  leben  oder  sobald  sie  in  die 
Stadt  kommen,  ist  eine  offene  Frage.  Aus  den  HHB.  ist  bisher 
nichts  dafür  zu  beweisen.  Denn  auch  unter  der  ländlichen  Be- 
völkerung der  O.  E.  und  der  o.  d.  d.  m.  sind  gut  ernährt  nur  die, 
die  ein  reichliches  Einkommen  haben,  nicht  dagegen*)  die  mit 
niedrigerem  Einkommen,  wie  die  meisten  Arbeiter. 

Es  bleiben  schließlich  noch  zwei  Fragen  zu  beantworten : 
Vin.  Besteht  innerhalb  der  industriellen  Arbeiter  ein  Unter- 
schied in  der  Ernährung  zwischen  den  einzelnen  Berufen  r  Darauf 
ist  zu  erwidern:  Nur  der,  der  durch  die  verschiedene  körperliche 

Dies  im  dnxelneit  mdMuwdsea,  wflrde  hier  su  weit  flOireii.  Ab  Beispiel 
m»g  aber  angeflttiix  scia,  daft  die  bei  Grotjahn  Nr.  40—43  angefahrten  baskischen, 
holUadisdien  Fisdier,  sdiwediseher  Schmied  und  norweglstihcr  Giefler,  deren  Nahrung 
besonders  gut  und  reichhaltig  ist,  ein  Natural-  und  Geldeinkommen  haben  von 

2453  fr.,  5364  fr.,  1264  fr.,  III5  fr.  in  den  50er  Jahren.  Dagegen  haben  z.  B.  die 
schlecht  genährten  Landarbeiter  aus  der  Breta^e  und  dem  Dcp.  de  l'Aisne  (bei 
Grotjahn  Nr.  62  u  67)  ein  FinkoDunen  von  nur  460  und  968  fr.  Die  Parallelen 
ließen  sich  leicht  weiter  führen. 
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Arbeit  bedingt  wird.  Im  übrigen  entscheidet  nur  die  Höbe  des 
£inkomniens. 

£$  ergibt  sich  das  am  besten  aus  Engels  Untersuchungen  über 
die  belgischen  Arbdter  1891  (S.  104).  Danach  kamen  von  je  100  Mk 
Ausgabe  in  den  Budgets  der 

« 

auf        Koblenbei^»  Eisenhlltt-  Mascbinen»  Glas-  Spinnern.  Sdiriftiitt. 

leate  lente  bnuer  macher  Vfttbtr  Bodidr. 

tier.  Nabnug     34,18  19,44  ^fi^  $h3l^  ^»67  31.85 

pfland.  „         31,8s  28,33  33,17  3*,a7  31.49  a?.«« 

während  die  jährlichen  Ausgabebeträge  iur  i  Quet  waren 

93.57        84.71        98.67       103.03        89,2t  in.sSia 

Demnach  haben  den  höchsten  Verbrauch  an  tierischer  Xahruncr 
die  Schriftsetzer  und  Glasmacher,  die  das  größte  Einkommen  und 
von  denen  die  Schriftsetzer  die  leichteste  körperliche  Arbeit  haben. 
Dagegen  ist  der  Zerealieiikonsum  bei  den  körperlich  stark  arbeitenden 
Kohlenbergleuten,  Maschinenbauern  und  auch  Glasmachern  hoch. 
Bei  den  Spinnern  und  Eisenhüttenleuten  erklärt  sich  wieder  der 
nicdrifjc  Fleischverbrauch  aus  ihrem  —  in  diesem  Fall  geringen  — 
Einkommen. 

Auch  in  der  sonstigen  Literatur  sind  keine  Differenzen  der 
Ernährung  in  den  einzelnen  Berufsz weisen  zu  finden,  die  sich  nicht 
durch  die  zwei  Momente:  Höhe  des  Einkommens  und  Schwere  der 
körperlichen  Arbeit  erklären  ließen.  Damit  soll  natürlich  nicht 
geleugnet  werden,  daß  sich  lokale  und  territoriale  Konsumi:;^e\vohn- 
heiten  herausbilden  könnten.  —  Letzteres  ist  besonders  innerhalb 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  der  Fall. 

IX.  Von  dem  höchsten  Interesse  wäre  es  endlich,  könnte  man 
mit  Sicherheit  die  .Änderungen  feststellen,  die  innerhalb  der  beob- 
achteten Zeit  in  der  lirnährung  vor  sich  gegangen  sind.  Zur 
Lösung  dieser  vielumstrittenen  FVagc  können  aber  die  HUB.  nur 
wenig  beitragen,  weil  die  Zeit  ihrer  Aufnahme  nicht  weit  genug 
zurück  liegt,  und  wir  andererseits  gegenüber  den  Budgets  Le  Plays 
aus  den  50er  Jahren  keine  nc  ic;  cn  Vergleichspunkte  haben.  Deshalb 
soll  die  wichtige  Frage  hier  ui  Ii  nur  kurz  gestreift  werden. 

Für  die  industriellen  Arbeiter  ist  das  einzi^j  vorhandene  Material 
die  belgischen  Erhebungen  von  1853  und  1S91.  E:n-rl  fS.  84) 
stellte  bei  ihrer  Vcrgleichung  fest,  daß  die  L<  In  iisli.LltunL;  in  phy- 
sischer Hinsicht  sehr  erheblich  gestiegen  ist.  Insbcsündcre  hat  der 
Verbrauch  animalischer  Nahrung  sehr  zugenommen,  weniger  der 
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vegetabilischer.  Es  wurden  jährlich  in  Mk.  auf  i  Quet  verwandt 
für  tierische  Nahrung  1853:  8,0  und  1891:  27,06,  für  pflanzliche 
Nahrung  1853:  25,60  und  1891:  33,02.  Die  Ausgaben  für  tierische 
Nahrungf  stiec^en  von  i  auf  3,40,  die  für  pflanzliche  von  i  auf  1,29^ 
Von  100  Mk.  Gcsamt^iustynben  entfielen  auf  tierische  Nahrung 
1^53:  I5i22%,  1891:  26,67%,  auf  pflanzliche  1853  ;  48»;6<*/o,  1891: 
32*54  % 

Diese  Engeischen  Angaben  bestätigen  die  uns  auch  sonst  be- 
kannte Tatsache,  daß  die  Lebenshaltung^  der  städtischen  Bevölkerung 
gestiegen  ist,  insbesondere  der  Fleisch-  und  Zuckcrverbrauch.  — 
Die  in  der  sonstif^en  Rudgctliteratur  vorkommenden  zeitlichen  V'er- 
gleichiinfjen  haben  meist  einem  anderen  Zweck  |:^pdient,  nämlich 
dem,  die  Lebensverteuerun^  festzustellen,  so  die  von  C  h  a  t  e  1  e  n  a  t , 
S c  h  \v  e d  1  e  r ,  K  o  1 1  m a  n  n ,  auch  II  a m p k e ,  der  den  naiven  Ver- 
such macht,  eine  besondere  Belastung  des  „Mittelstandes"  heraus- 
zurechnen. — 

Für  die  ländliche  Bevölkerung  liegen  gar  keine  Möglictikcitcii 
einer  Verglcichunc^  vor.  Grotjahn  meint  fS. 66),  daß  die  zunchnu  ndr 
Merkantilisierung  der  Verkehrsmittel  cino  Verschlechterung  der 
bäiicrlirhen  Lebenshaltung  bewirke.  Er  exemplifiziert  auf  die  in  der 
Schweiz  von  Schul  er  beobachtete  Erscheinung,  daß  die  Bauern 
die  gute  Milch  in  Butter  und  Käse  umgewandelt  verkaufen,  nur 
die  magere  und  schlechtere  zuriickbchalten.  Ähnliche  Erscheinungen 
waren  bei  uns  der  forcierte  Zuckerexport  und  die  Verwendung 
der  Kartoffel  zur  Herstellung  von  gewcrblü  lirm  S})iritus,  statt  7Air 
Schweinemästung.  Die  beiden  letzteren  Beispiele  stimmen  nicht;  denn 
der  Zuckerrübenbau  entzieht  dem  Landwirt  keinesfalls  bis  dahin  vor- 
handene Nährstoffe  —  unterstützt  er  doch  die  Viehhaltung!  —  imd 
die  iiiangclnde  Schweineaufzucht  liegt  sicher  tiicht  an  dem  Knapp- 
werden der  Kartoffeln.  Das  Schweizer  Beispiel  dürfte  richtig  sein. 
Ob  es  mehr  als  vereinzelte  Bedeutung  hat,  ist  zu  bezweifeln.  Wenn, 
dann  spräche  es  dagegen,  in  hohen  Preisen  der  Produkte  allein  das 
Heil  zu  suchen,  denn  nur  in  solchen  Fällen  wird  sie  der  Landwirt 
ja  verkaufen. 

III.  Abschnitt. 

Es  liegt  sehr  nahe,  allgemeine  Zusammenhänge  zwischen  dem 
Familienstand  und  der  Ernährung  aufzustellen. 

Da  ist  zunächst  ohne  weiteres  klar,  daß  jede  Faniilie  mit 
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einem  begrenzten  Einkommen  es  schwerer  hat,  eine  groüe  Zahl 
Kinder  aufzuziehen,  als  wenigre.  Ein  Arbeiter  mit  lOOO  Mk.  I.ohn- 
einkommen  und  150 —  200  Mk.  Xebeneinkommen  durch  Verdienst 
der  Frau  und  Aftervermietung,  —  die  Bedeutung  des  Neben- 
einkommens in  das  rechte  Licht  gesetzt  zu  haben,  ist  eines  der 
Hauj)tverdienste  der  HHB.-Literatur,  —  kann  sich,  seine  Frau  und 
ein  Kind  sehr  wohl  rationell  ernähren,  nicht  aber  8  oder  10  Kinder. 
Um  dies  festzustellen,  beduifte  es  nicht  erst  des  zahlenmäßigen 
Beweises.  Immerhin  sind  die  in  dieser  Hinsicht  vorlicFenden  An- 
gaben nicht  uninteressant.  Ad.  Braun  (16,  S.  64)  stellt  fest,  da^, 
je  größer  die  Kopfzahl  der  Familie  ist,  desto  mehr  die  animalischen 
hinter  die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  zurücktreten.  Ebenso 
ist  bei  Landolt  der  Fleischverbrauch  bei  den  4  kinderlosen 
Familien  in  Basel  auf  den  erwachsenen  Mann  93 — 66 — 43 — 45,  bei 
den  fünf  kinderreichen  22 — 26 — 22 — 18 — 16  kg.  Bei  den  Zittauer 
Webern  kamen  auf  den  erwachsenen  Mann  der  kinderlosen  Familien 
doch  noch  1 1  kg  Fleisch,  der  kinderreichen  dagegen  nur  5  kg.  Es 
ließen  sich  noch  zahlreiche  ähnliche  Beispiele  anführen,  stände  die 
Tatsache  nicht  an  sich  schon  fest. 

Grotjahn  (S.  45)  meint,  die  Kinderzahl  sei  von  ausschlag- 
gebender Wichtigkeit  nur  für  die  geldentlohnte  Arbeiterschaft.  s})iek 
aber  keine  Rolle  bei  der  in  Naturalwirtschaft  lebenden  Bevölkerung. 
Das  ist  doch  nur  in  enger  Beschränkung  richtig.  Eis  gilt  nur  fui 
diejenige  selbständige  und  auskömmlich  lebende  ländliche  Bevöl- 
kerung, die  mit  ihren  Produkten  noch  gar  nicht  in  die  Verkehrs- 
wirtschaft einbezogen  ist  Ks  gilt  also  weder  für  diejenige,  die 
einen  wesentlichen  Teil  ihrer  Produkte  zum  Austausch  bringt,  — 
worin  Grotjahn  einstimmen  wird,  —  noch  auch  für  die  an  sich  aus- 
kömmlich lebenden  landwirtschaftlichen  Schichten,  die  zu  arm  sir.d 
sich  genügend  Vieh  zu  halten,  und  auch  kaum  fiir  die,  die  einer. 
Naturallohn  empfangen.  Dal)  m  den  ärmeren  Schichten  die  Kii.dt;- 
zahl  auf  dem  Lande  eine  ^roße  Rolle  spielt,  geht  gerade  au:>  den 
Budget  der  O.  K.  und  den  o.  d.  d.  m.  hervor.  Nur  da  kann  ja  die 
Zahl  der  Familienmitglieder  gleichgültig  sein,  wo  die  von  Kmdeni 
nicht  verzehrten  Produkte  gar  nicht  verwertet  werden.  Ein  ])rinz!pieller 
Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  n  dci  Schwierigkeit,  Kinder 
aufzuziehen,  scheint  mir,  wenn  übcrhiiuiji  bestehend,  eher  vorzulic^ren 
zwischen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  und  den  entsprechenden 
Einkommensschichten  der  Stadt,  also  etwa  kleinen  Beamten  und 
Lehrern,  als  zwischen   der  arbeitenden  Bevölkerung.    In  Deuiscii 
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land  dfixfte  es  allerdings  kaum  noch  in  größerem  Mafie  Schichten 
geben,  die  noch  gar  nicht  in  die  Verkehrswirtschaft  einbezogen 
wären*  — 

Von  größerer  Bedeutunf^  wäre  es,  die  Zusammenhänge  klar- 
zulegen, die  zwischen  der£mährung  einerseits  und  der  Tätigkeit 
der  Frau  und  Mutter  andererseits  bestehen,  ob  diese  nämlich 
außer  Hnuse  arbeitet  und  die  Wirtsdiaft  daher  kaum  oder  gar  nicht 
ftihrt,  oder  ob  sie  wirtschaftet  und  nur  geltend  ich  dem  Lohnerwerb 
nachgeht.  Daß  beides  in  einem  ursächlichen  Zusammenhang  stehen 
muß,  ist  ja  zweifellos,  soviel  auch  durch  andere  Umstände  —  z.  B. 
das  Wirtschaften  einer  ins  Haus  genommenen  Verwandten  —  die 
Sachlage  sich  ändern  kann.  Der  Beweis,  daß  die  Außerhausarbeit 
der  I'Vau  einen  nachteiligen  Einfluß  nicht  nur  auf  die  Sdzinlen  Ver- 
hältnisse der  Familie,  wovon  hier  nicht  die  Rede  ist,  sondern  gerade 
auch  auf  die  wirtschaftliche  Lage  ausübt,  ist  für  andere  Gebiete  der 
Lebenshaltung  durch  interessante  Beispiele  in  der  Budgetliteratur 
erbracht  worden.  So  macht  G  r  u  b  e  r  darauf  aufmerksam,  daß  der 
von  Schnapper- Arndt  beschriebene  Uhrschildmaler,  dessen  hVau  fast 
ein  Drittel  der  Gesamteinnahmen  liefert,  unverhältnismäßig  viel 
—  93.36  Mk,  —  für  Wäsche  und  Reinigung  ausgibt.  Auch 
Mehnert*)  und  Fuchs  (13,  S.  207)  konstatieren  die  Lebensver- 
teuerung durch  Aul3erhausarbeit  der  Frau.  (Engel  weist  gelegent- 
lich auf  vereinzelte  l'ällc  hin,  wo  die  h'rau  auswärts  verdient  und 
der  Mann  den  Haushalt  fuhrt). ^)  Natürlich  muß  immer  für  die  pe- 
kumaic  Seite  bedacht  werden,  ob  die  Frau  nicht  andererseits  viel 
mehr  verdient. 

Aber  gerade  für  die  Ernährung,  das  wichtigste,  ist  es  un- 
möglich, zahlenmäßig  dem  Problem  näher  zu  kommen.  Denn  die 
Unwirtschafüichkeit  äußert  sich  ja  nicht  im  Mangel  der  Quantität, 
sondern  der  Qualität,  Die  Quantität  wird  sogar  eher  gröfier  sein, 
weil  sie  schlecht  ausgenützt  wird,  und  demnach  die  Ausgaben 
höber  (vgl.  S.  25).  Hier  liegt  denn  auch  der  Kardinalpunkt  för  die 
Kritik  der  Beurteilung  aller  solcher  Budgets.  Wo  aufierdem 
Wirtshausbesuch  an  die  Stelle  hauslicher  Ernährung  tritt,  fehlt  jede 


*)  Armee-  «ad  Volksemährung  1880.    S.  334. 

')  Ein  interessantes  Beispiel  ist  übrigens  auch  das  Ahrcnlul  in  Tirol,  wo  die 
Minner  dofcb  Eäaitelfaug  dnet  Kapferbogwerket  ^rbdtslos  geworden  dad  und 
wirtschaften,  wihrend  die  Fim«  dwdi  Stricken  und  Klöppeln  den  Unterhalt 
erwirbt. 

Atchir  für  SodalwlMMwdwII  tt.  Sotbilpolitik.  I.  (A.  f.  loi.  G.  a.  St.  XIX.)  t,  «3 
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Mögiichkeit  der  Analyse.  Auskunft  können  wir  nur  bekommen, 
wenn  wir  gleichzeitig  erfahren,  wie  sich  die  Nahrung  verschlechtert 
bat;  d.  h.  also  nicht  aus  dem  Budget  selbst,  sondern  höchstens  aus 
den  sie  begleitenden  Schilderungen.  Dafür  ist  vor  allem  auf 
Fuchs  (13),  Landolt  (7)  und  Meinert  (a.  a.  O.)  zu  verweisen. 

IV.  Abschnitt. 

Die  in  Abschnitt  1  und  II  getroffene  Fcststellun<^,  welche  Be- 
deutung dem  einzelnen  Nahrungsmittel  innerhalb  der  Gesamt- 
emährung  zukoxxunt,  bedarf  nun  noch  einer  Ergänzung  in  zwei 
Richtungen :  • 

1.  Welchen  Anteil  hat  die  einzelne  Gruppe  von  Nahrungs* 
mittein  an  den  Gesamtausgaben? 

2.  Welche  Bedeulun<^^  haben  die  Ausgaben  für  Ernährung  ins- 
gesamt an  den  Gesamtausgaben? 

L  Allgemein  läßt  sich  das  leicht  beantworten :  Je  geringer  das 
Einkommen  ist,  desto  größer  ist  die  Bedeutung  der  Ausgaben  für 
das  einzelne  Nahrungsmittel.  Brauchen  ^Itf  i  Familien  je  für 
200  Mk-  Brot,  so  bedeutet  das  für  eine  mit  20000  Mk,  Einkommon 
I  Proz.,  für  eine  mit  2000  Mk.  Einkommen  10  Proz.  und  mit 
1000  Mk.  20  Froz. 

Tatsächlich  ist  allerdings  der  Unterschied  ein  noch  schärferer, 
weil  jede  Angabe,  die  mit  dem  bestritten  wird,  was  zur  physischen 
Erhaltung  nötig  ist,  sehr  viel  schwerer  ins  Gewicht  fallt,  als  die, 
zu  deren  Bestreitung  auch  freies  Einkommen  hcran<Tezogcn  werden 
kann.  Nehmen  wir  an,  alle  drei  Familien  wären  gleich  stark,  und 
setzen  ihr  Kxistenzminimum  aufiOOOMk.  fest,  so  trifft  eine  weitere 
notwendir_^c  Ausgabe  von  lO  Mk.  die  Familie  mit  1000  Mk.  Ein- 
kommen lOOmal  stärker  als  die  von  2000  Mk.  —  denn  hier  tnfti 
sie  nur  l  Proz.  des  freien  Einkommens  —  und  diese  wieder 
T  90  mal  stärker,  als  die  mit  20000  Mk.  Einkommen,  denn  hier 
nimmt  sie  nur       000  ^^'^f?- 

"Diese  Berechnun;:^  läßt  sich  aber  nicht  durchführen,  weil  wir 
die  Existenzminima  fast  niemals  genau  bestimmen  können.  Ich 
will  daher  in  prax'i  die  Prozentberechnung  der  wichtigsten  Nahrungs- 
mittel fiir  das  Roheinkommen  zusammenstellen,  unter  Betonung 
der  obigen  Ausführung.  Es  ist  dies  natürlich  vor  allem  von 
Wichtigkeit  für  die  Einwirkung  von  Preisänderungen.  —  Vergleichen 
lassen  sich  aber  immer  nur  die  zur  selben  Zeit  und  auch  im  selbeo 


Die  BcdeatnDg  d.  Hmiulialliiiigkbiidgets  f.  d.  BettlteUung  d.  Etnlhrangiproblciiii. 

Gebiet  aufgenommenen  Budgets.  Das  läßt  sich  nach  unserem 
Material  in  fünf  verschiedenen  Gruppen  durchfuhren. 

1.  Nach  Engel  (i,  S.  96)  entfielen  von  100  Mk.  jährlicher  Aus- 
gabe auf  I  Quet  bei  Gesamtausgaben  bis 

auf  — 80  — 100  — >iao  — 300  Mk.  pro  QueL 

tierische  Nahrung   22,12  36,30  27,32  29,00 

pflMuliche   „        39,98  34,42  32,31  27,62 

Darnach  werden  die  besser  situierten  Arbeiter  durch  Erhöhung 
der  Fleischpreise  —  um  diese  handelt  es  sich  ja  wesentlich  bei 
der  tierischen  Nahrung  —  um  ein  Drittel  mehr,  durch  Erhöhung 

der  Preise  von  Kartoffeln,  Bröl  und  anderen  Ve{:jctabilien  um  ein 
Drittel  weniger  betroffen  als  die  schlecht  gelohnten  Arbeiter. 

2.  Für  die  Nürnberger  Angaben  ist  das  Resultat  nicht  un- 
bestreitbar, da  wir  von  schlecht  situierten  Arbeitern  nur  eine  Familie 
haben,  also  nicht  wissen  können,  ob  sie  typisch  ist.  Danach  ver- 
wandten in  Prozenten  ihrer  Gesamtausgaben  die  F'amilicn  mit 

auf  — 1000  —1250  —1500  —1750  —2000  ob.  2000  Mk.  Attigaben 


Fleisch  5,78 

15.18 

16,00 

15.61 

»5.57 

14.74 

Butter                      1 ,40 

0,59 

0,59 

0,91 

1,50 

i.»3 

andere  Fette  a,6o 

o.»5 

1,40 

1.64 

3.71 

2.38 

Brot  21,44 

9,80 

7.9s 

«.59 

9M 

12,46 

KarU)Cii.Wttne1gew,  3,12 

».57 

».»7 

1,22 

1,21 

>.I9 

Zocker  2,54 

ii53 

if3S 

Wenn  diese  Angaben  typisch  sind,  dann  spielen  bei  den 
annefeil  Familien  die  Ausgaben  för  Kartofleln  und  für  Brot  die 
zwei*  bis  dreifache  Rolle  als  bei  den  besser  situierten,  die  för 
Butter  und  Fett  eine  etwas  grofiere»  die  för  Fleisch  eine  fest  drei- 
mal so  geringe. 

Sehr  viel  Starker  treten  die  Unterschiede  hervor,  vergleicht 
man  die  ärmeren  mit  den  wohlhabenden  Familien. 

3.  Bei  den  7  Hallenser  Budgets  von  Hampke  verwandten 
von  100  Mk.  ihrer  Ausgaben  die  Familien  der  4  erwähnten 


WobUmbenlieilnnifen 

I. 

n. 

m. 

IV. 

anf  Fkiieb 

7iOP 

10,30 

10,50 

6,so 

Bauer 

5>3o 

3,20 

290 

a,70 

andere  Kette 

2.50 

1,30 

0,63 

0,24 

Roggenbrot 

10,60 

1,90 

1,00 

Wcißbrol 

2,10 

2,2U 

1,10 

1,50 

Kartoffeln 

2,70 

0^90 

0,46 

0,50 

WuTSt,  SeUaken 

2,40 

1.50 

1,20 

Zucker 

0,80 

1,10 

1.S0 

0.88 

22* 
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Die  ärmeren  Familien  verwenden  also  gegenüber  den  wohl- 
habenden das  5-  und  lofache  auf  Roggenbrot,  das  5  fache  auf 
Kartoffeln,  das  4  fache  bei  Fetten,  das  doppelte  auf  Butter,  Wurst 
und  Schinken,  dagegen  kaum  mehr  aufWeif3biot  und  eher  weniger 
auf  Fleisch  und  Zucker.  Dementsprechend  sind  auch  die  Preis- 
einwirkungen. 

4.  Finc  solche  Vergleichung  ermöglichen  ferner,  allerdings 
auch  nur  lü:-  eine  geringe  Zahl  von  Budgets,  die  Erhebungen 
Ball  ins  in  Berlin  und  Charlottenburg,  rlercn  absolute  Ziffern  ich 
in  Prozcntzahlen  iimr^erechnet  habe.  Es  verwandten  darnach  in 
Prozenten  ihrer  Gesamtausgabe 


Beruf 

Markt- 

belfer 

Garten- 
arbeiter 

Garten- 
arbeiter 

Arbeiter  in 
ein.  Äpoth. 

Beamter  Kaiifin. 

Gesau&g.  in  Mk. 

87a 

890 

1041 

1266 

5749 

4406,50 

6000 

Fleisch 

II 

6 

5 

9 

10 

II — 13 

9—10 

iakL  Speck  (obae  Wunt) 

Milcbwaren 

4 

5.3 

3 

4»7 

5 

(mit  Eiero) 

M 

Fettmren 

7 

9—10 

10 

14 

4 

3 

4 

Weißbrot 

4 

? 

7 

6 

a»5 

24 

Schwarzbrot 

6 

18 

»5 

9 

«.I 

1  ■ 

3 

Kartoffeln 

6 

5 

4 

0,9 

0,6 

1.5 

Zucker 

^3 

3,2 

3,6 

1,6 

1.6 

0,6 

Hieraus  ergäbe  sich,  daß  bei  den  Ärmeren  die  Ausgaben  bei 
allen  animalischen  Produkten  ungefähr  gleich  stark  ins  Gewicht 
fallen  wie  bei  denen  der  Wohlhabenden,  bei  Zucker  etwas  mehr, 
bei  Weißbrot  und  Fettwaren  um  etwa  das  doppelte,  bei  Schwarz- 
brot und  Kartoffeln  dagegen  vtm  das  4 — 5  fache. 

5.  Endlich  lassen  sich  noch  vergleichen  die  Angaben  LandoUs 
über  die  Baseler  Arbeiter  und  niederen  Angestellten  um  /.wel  von 
Pfarrer  Ilofmann  in  Tluirgau  zur  ungefähr  gleichen  Zeil  um- 
genommenen Budgets.  Allerdings  können  hier  nun  schon  lokale 
Verschiedenheiten  eine  Rolle  spielen. 

(Siehe  die  Tabclk-  auf  S.  341.1 

Das  Bild  erscheint  infolge  des  hohen  Milchverbrauchs  sehr 
anders  als  in  den  deutschen  Budgets.  Immerhin  laßt  sich  soviel 
auch  hieraus  erkennen,  dati  die  Ausgaben  lur  Brot  und  KaiiotTcln 
bei  dem  Wohlhabenden  eine  sehr  viel  geringere  Rolle  spielen  als 
in  den  Häusern  der  Armeren,  wahrend  andererseits  für  Fleisch 
mindestens  die  gleichen  Prozente,  meist  höhere,  verwandt  werden. 
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Von  den  Gesamtausgaben  entfielen  in  Prozenten  auf: 


4) 

*> 

X 

u 

Bernf 

w 

"C 
a 

-e 

;j 

ncidcrgcs( 

:xtilarbeiU 

T 

M 

s* 

U 

9 
e« 

arrenmacl 

M 

U 

M 
w 

bc 
c 

'i 

irrensortie 

Kommis 

andarbeitc 

w 

6 

W 

^ 

0« 

n5 

& 

•/^ 

Gemotamg,  io  Frcs. 

1  185 

1347 

«365 

1404 

1488 

»736 

1840 

1950 

2109 

2491 

3941 

47Ä> 

Fleisch 

1,7 

10,7 

4,6 

4t4 

11,3 

1^,5 

7,7 

6,6 

9.2 

5.» 

1 1,t 

11.7 

Ii 

Speck 

1.7 

0,4 

0,1 

0,3 

0,5 

0,4 

0,7 

Brot 

8.7 

4.1 

17,5 

17,0 

»4,7 

3,1 

6,3 

11,4 

2,2 

13.0 

2,6 

2,9 

Bfilch 

13,2 

9.4 

12,1 

23.2 

16,1 

9.i 

8,1 

12,9 

6,6 

12,4 

1.6 

2.S 

KAse 

2.5 

1.2 

0,2 

0,1 

0,2 

0,8 

0,5 

0,4 

1.7 

0,9 

0,7 

Fette  u.  Bvtler 

2.4 

2,8 

4i3 

3.4 

3.7 

3,0 

2,5 

1,8 

4.0 

5.3 

2,2 

0.3 

Kartoffdo 

1,1 

1.7 

2,5 

1.6 

3,0 

0.5 

0,6 

0,9 

0,6 

1,7 

0.7 

Zocker 

0,9 

1.4 

1,0 

<N7 

0,8 

1.5 

0^ 

0.4 

Ks  sind  also  ungefähr  überall  dieselben  Ergebnisse:  Auf 
Fleisch  und  Zucker  verwenden  die  Armen  prozentual  ungefähr 
dasselbe  wie  die  Reichen,  wenn  nicht  etwas  weniger;  auf  Weiß- 
brot etwas  mehr;  auf  Ivette  etwa  das  doppelte,  natürlich  ver- 
schieden nach  den  Sorten;  dagegen  sehr  viel  mehr  auf  Roggenbrot 
und  Kartoffeln,  nach  den  gegebenen  Beispielen  etwa  5 — lOmal  so 
viel.  Das  würde  sich  noch  verschärfen,  hätten  wir  Budgets  von 
ganz  Armen. 

Diese  Erkenntnis  ist  für  die  Einwirkung  von  Preisverschiebungen 
nicht  unwichtig.  Sie  zeigt  die  unmittelbaren  Wirkungen,  die 
ein  Steigen  oder  Fallen  der  Preise  auf  die  Familie  der  betreffenden 
Einkommensschicht  hat  Damit  ist  natürlich  der  Einfluß  von 
Preisanderungen  noch  nicht  erschö{)ft.  Aber  die  mittelbaren 
Wirkungen,  inwieweit  ein  Steigen  oder  Fallen  der  Preise  den  Ver- 
brauch des  beti(  (frnden  Nahnmgsmittels  beschränkt  oder  erweitert, 
lassen  sich  aus  den  Zihern  der  IIHB,  allein  noch  nicht  erkennen. 

IL  Für  die  Bedeutung  der  Nahrungsausgaben  überhaupt  inner- 
halb der  Gesamtausgaben  wird  zu  gelten  haben :  Je  kleiner  das 
Einkommen,  desto  größer  ist  der  Anteil  der  Ausgaben  für  Nahrung. 

Bekanntlich  hat  nun  die  regelmäßige  Wiederkehr  dieser  Beob- 
aditung,  daß  mit  wachsendem  Einkommen  der  Prozentsatz  (iir 
Nahningsausgaben  hele,  Ernst  Engel |i8S7  dazu  geführt,  eine 
Gesetzmäßigkeit  anzunehmen.     Um  dies  zu  verdeutlichen, 


342  Frits  Kettaer, 

nicht  um  eine  mathematische  Regel  aufzustellen,  sagt  er:  Bei 
wachsendem  Hinkuinnica  sänke  der  Prozentsatz  der  Nahrungs- 
ausgaben in  geometrischer  Progression. 

Die  grundl^ende  Tabelle  Engels  (1857,  S.  31)  lautete: 


Wenn  das  gesanle  jihiliehe  Kintrnnnwn 
einer  FkniUe  betilgt, 
Fiaact: 
200 
300 
400 
500 
600 
700 
Soo 
900 
1000 
tioo 
1500 

2000 
3000 


so  oehmen  die  Auagaben  Ar  Nahrung 
dtvoa  in  Aittpnid 
Proecnt: 

72,96 

70,11 

68,85 
67,70 

66,65 
65,69 
64.8t 
64,00 

60,75 

58,65 

56,90  und  so  fort. 


Engel  hat  dieses  Gesetz  dann  noch  mehrere  Male  wieder- 
holt.^) Dann  wurde  es  1873  von  v.  d.  Golts  Ar  die  ländlicfaen 
Arbeiter  bestritten,*)  während  es  Laspeyres*)  bei  den  Budgets 
Le  Pla3r8  bestätigt  &nd  und  ihm  die  Form  gab:  Mit  wachsendem 
Einkommen  steigen  die  Ausgaben  iür  Nahrung  absolut,  aber  Cedlen 
relativ.  Frief^)  bezweifelte  die  Richtigkeit  für  die  schlesischen 
Arbeiter;  hier  gelte  es  erst,  nachdem  Wohnung  und  Heizung  be- 
friedigend gedeckt  wären.  Hampke  (a.  a.  O.  S.  SOfll,  wo  auch 
weitere  Literatur)  unternahm  dann  1885  ausfuhrlich  den  Versuch 
an  der  Hand  der  Budgets  von  Zittauer  Gamwebem,  von  Konigs- 
berger  Arbeitern  ßamter)  und  Mühlhausener  Affoeitem  (Dehn)  fest- 
zustellen, daß  es  wenigstens  gruppenweise  stinune;  aber  nur  mit 
Einschränkungen  nach  unten :  erst  müsse  der  standesgemäße  Bedarf 
an  Wohnung  und  Kleidung  erfüllt  seini  nach  oben:  nur  bis  zu 


^)  la  den  S.  309  angcfOhrten  Scliiifteii. 

*)  In  Tendiied.  Nummeni  der  Zeitsehr.  Concordk  1875. 

•)  Ebenda  1875. 

*)  Frief,  Die  winschatUiche  Lage  der  Fabnkarl>eiter  ia  Sdilesien,  focsJan 

1876. 
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einer  mittleren  Einkoaunrnsschicht.  v.  d,  Goltz'  Widerspruch  be- 
weise nichts,  da  das  Gesetz  immer  nur  örtliche  Geltung  habe. 

Das  Gesetz  ist  in  die  Lehrbücher  überi^e^^angen.  Ich  will  hier 
nur  hervorheben,  daß  es  teilweise  —  wenn  auch  unter  Ablehnung 
der  mathematischen  Form  —  anerkannt  wird  von  P  h  i  1  i  p  p  o  v  i  c  h 
Lexis. -j  Ball  in  (3  S.  78),  Gruber  a.  a.  O.  S.  89— 03  und  Litera- 
turnachweis S.  149),*)  dagegen  die  Gesetzmäßij^keit  im  wesent- 
lichen bestritten  wird  von  Nasse*)  und  neuerdin^^  von  Ad. 
Braun  in  den  Nürnber«Ter  Erhebungen*)  (16,  S.  32  fif.). 

Tatsächlich  ist  auch  in  der  dort  gegebenen  Tabelle  nichts  zu 
finden,  was  Tür  das  Engeische  Gesetz  spräche,  und  das  würde  auch 
nicht  der  Fall  sein,  wenn  man  sie  in  Quets  umrechnete.  Nun  ist 
die  Nürnberger  ja  zwar  keine  Massenerhebung,  aber  sie  berücksichtigt 
immerhin  doch  44  Budgets,  und  Laspeyres  hat  1873  behauptet,  es 
müsse  auch  schon  bei  einer  kleinen  Zahl  —  bei  40  —  stimmen. 

Das  Ergebnis  ist  also,  daß  spätere  Beobachtungen  z.  T.  die 
jRichtigkeit  ergeben  haben,  z.  T.  nicht  Es  ist  also  kein  Gesetz, 
enthält  aber  doch  richtiges.  Um  zu  erkennen,  inwieweit»  muß  man 
auf  die  Ursachen  des  Gesetzes  eingehen: 

Dem  „Gesetz"  liegt  zu  Grunde  die  ökonomisch-psychologische 
Erkenntnis  von  der  Rangordnung  der  Bedürfnisse.  Die  unentbehr- 
lichsten Bedürfnisse,  das  sind  in  unserem  Klima:  Wohnung,  Kleidung, 
Nahrung,  in  gewissem  Grade  auch  Heizung  und  Beleuchtung^ 
müssen  vor  allen  andern  befriedigt  werden.  Daß  eines  von  jenen 
entbehrlicher  wäre  als  das  andere,  kann  man  nicht  sagen.  Sie 
müssen  alle  gedeckt  sein,  bevor  andere  Bedürfnisse  befriedigt 
werden  können.  Da  sie  sich  nun  aber  heute  alle  nur  gegen  Ent- 
gelt beschaffen  lassen,  so  muß  ein  desto  größerer  Tefl  des  Ein- 
kommens auf  sie  verwandt  werden,  je  kleiner  dasselbe  ist  Sie 


*)  Gmndrifl  I.  3.  Aafl.   S.  338. 

*)  In  Sehönberg»  H«ndbach  Bd.  I.  3.  Aufl.  S.  711. 

•)  Roseber,  I.  Bd.  22.  Aufl.  S.  643  sagt    -  -vr!  niich". 

*)  In  den  Jahrb.  Hir  Nat.  Ökon.  u.  Sutislik  HI  F.  Ii,  S.  398  ff.  auf  Grand 
eioes  Vergleiches  zwischen  englischen  und  Saarbrückcr  Bergarbeitern. 

*)  Es  wird  dort  die  Möglichkeit  utfen  ;^cl;is.sen,  ob  sich  bei  einer  grolica  Zahl 
von  Erhebungen  eine  Gesetzmäßigkeit  einstellte.  An  derselben  Stelle  und  in  der 
Einleitung  wird  ia  sehr  instruktiver  Weise  dargelegt,  wie  sich  die  Auigabenverbält- 
lüite  verSadem,  wenn  man  nur  einen  Monat  oder  wenn  man  ein  ganzes  Jahr  bin- 
dweh die  Budgets  «nfoimmt 
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zusammen  bilden  das,  was  man  physische  Erhaltung  nennt  Der 
Prozentsatz  der  Ausgaben  für  physische  Erhaltung 
fälltalso  regelmäßig  mit  wachsendem  £  i  n  k  o  m  m  e  n.^) 
Aber  nur  so  lange,  als  der  Einkommenspunkt  noch  nicht  erreicht 
ist,  an  dem  die  physische  Erhaltung  wirUidi  möglich  geworden 
ist  und  die  unentbdirlichen  Bedürfiusse  befriedigend  gedeckt 
sind.  Von  diesem  Augenblick  an  hört  jede  Regelmäßigkeit  auf — 
die  individuellen,  eventl.  auch  die  Standesneigungen  bestimmen, 
für  was  die  weiter  vorhandenen  Teile  des  Einkommens  verwandt 
werden.  Eine  weitere  Regelmäßigkeit  ist  dann  nur  noch  schein- 
bar, weil  auch  in  Nahrung,  Kleidung,  Wohnung  sich  Bestandteile 
finden,  die  zur  physischen  Erhaltung  und  solche,  die  zum  Komfort 
dienen.  —  Mehr  als  das  obige  kann  man  nicht  feststellen.*) 

Zu  bemerken  ist  noch,  daß  selbst  das  wenige,  was  sich  be- 
haupten läßt,  nicht  überall  ausnahmslos  stimmt  Es  ist  möglich, 
daß,  wie  das  bei  Beamtenfamilien  berichtet  wird,  Entbehrungen 
selbst  innerhalb  der  Sphäre  physischer  Erhaltung  vorkommen,  um 
die  Befriedigung  des  anderen  großen  Bedürfiiisses,  das  nach  An* 
erkennung,  zu  ermöglichen. 

Auch  hier  also  zeigt  sich  wieder  die  Grenze,  die  allen 
Folgerungen  aus  den  HHB.  inrnier  gezogen  ist  Daß  das  vor- 
handene Material  manche  Aufschlüsse  bietet  und  in  einigen  Be- 
ziehungen auch  noch  weiter  durchforscht  werden  kann,  ist  zweifel- 
los. Auf  der  anderen  Seite  aber  kann  nicht  scharf  genug  hervor* 
gehoben  werden,  daß  wirklich  exakte  Veigleiche  bisher  nicht 
möglich  sind  und  daß  man  ein  System  nicht  darauf  aufbauen 
kann.  Die  Versuche,  die  jene  Grenze  übeischritten,  sind  gescheitert 
Bevor  sie  mit  Erfolg  unternommen  werden  konnten,  bedürfte 
es  einer  großen  Zahl  neuer  HHB.,  besonders  aus  den  Kreisen  der 
wohlhabenden  und  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung. 


')  In  die$er  Fotm  ebeufiük  viedcrhoh  tod  Engel  aiUfeiprochen. 

*)  Dgfl  Ettgil  eine  «olche  Gcsetinüttiglieit  «malim,  Ulflt  tich  Tielieicht  duwu 
erldSreii,  daü  die  FlrclM  von  Wohnung  und  Kleidung  damab  nodi  siemlteh  gleidi» 
müOif^e  waren  und  keine  grofie  Rolle  fUr  den  Beobachter  spielten,  als  er  das  „Gesetz** 
aufstellte;  die  Verschiedenheit  der  Lebensiioltung  drttckte  lieh  überwi^end  in  dea 
Ausgaben  ftir  Nahrung  aus. 
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V.  Abschnitt. 

Zum  Sdüufi  noch  einige  Betrachtungen  über  die  Polgen  fiir 
Privat-  und  Volkswirtschaft,  die  sich  aus  vorstehendem  ergeben: 

L  Die  wachsende  Bedeutung,  die  die  moderne  Physiologie 
der  Schmackhaitigkeit  der  Speisen  beilegt,  macht  es,  in  Verbindung 
mit  sonstigen  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen,  immer  dringender 
notwend^,  fiir  eine  wirtschaftliche  Ausbildung  derjenigen  Sorge  zu 
tragen,  die  dem  Arbeiter  und  seiner  Familie  das  Essen  bereiten* 
Ob  dies  zu  geschehen  hat  durch  obligatorischen  Kochunterricht  in 
Volksschulen  und  Fortbildungsschulen  (ur  Fabrikmädchen,  oder 
etwa  durch  Einrichtut^en,  wodurch  ftir  eine  Reihe  von  Familien 
zusammen  von  einer  „sachverstand^en"  Kraft  das  Essen  bereitet 
wird,  darüber  können  die  HHR  natürlich  keinen  Aufechluß  geben. 
Für  jetzt  wird  wohl  das  erstere  noch  im  Vordergrund  zu  stehen 
haben.  Jedenfalls  aber  mufi  vorgesorgt  werden,  daß  bei  der 
Speisenbereitung  im  Arbeiterhaushalt  größere  Sach- 
kunde zur  Anwendung  kommt 

II.  Iiir  die  Politik  der  Steuern  und  Zölle  auf  Nalu uues- 
mittel  ergibt  sich  das  Notwendige  bereits  aus  dem,  was  über  den 
Einfluß  von  Preisverschiebungen  im  IV.  Abschnitt  gesag^t  worden 
ist-  Wenn  eine  Sicucr  oder  ein  Zoll  das  betreffende  \  iluuiigs- 
mittel  verteuert,  treten  alle  die  dort  beschriebenen  \Vii  kLui<^en  der 
Preiserhöhung  auf  und  gelten  alle  die  Berechnungen  über  die  Be- 
lastung des  Einkommens  der  einzelnen  \''crmögensklassen. 

Steuer  und  Zoll  brauchen  ja  eine  Verteuerung  nicht  zu  ver- 
anlassen. Sie  können  auf  dem  Produzenten  licf^en  bleiben  oder 
von  ihm  durch  Betriebsverbesscrunn^en  ausr^ep;lichcn  werden.  Letzterer 
kaiiii  unter  gewissen  bestimmten  Umständen  vom  Ausland  getrai^ani 
werden,  er  kann  auch  die  Produktion  vcri^rößcrn  und  dadurch  bei 
freier  Konkurrenz  die  Preise  wieder  herabsetzen.  Beide  können 
aber  auch  den  Konsumenten  treffen,  besonders  wenn  es  sich  um 
uru  ntbehrlichc,  im  Inlande  nicht  ausreichend  hergestellte  Gegen- 
staude handelt.  Wann  einer  dieser  Fälle  zutrifft,  ist  Sache  jedes- 
maliger Feststellung. 

Es  ist  bisher  erst  selten  versucht  worden,  direkt  die  Einflüsse 
einer  bestimmten  Zoll-  oder  Steuerpolitik  aus  den  Veränderungen 
in  den  Ziffern  der  HHB.  herauszulesen.  Das  ist  natürlich  nur 
möglich,  wenn  man  denselben  Haushalt  eine  längere  Zeit  vor  und 
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nach  der  Einführung  eines  neuen  Zolls  beobachtet,  obgleich  selbst 
dann  noch  große  Schwierigkeiten  entstehen  können,  da  aufier  dem 
Zoll  immer  noch  veischiedene  andere  Ursachen  der  Preisbildung 
tätig  sein  können.  Bei  Einführung  der  Sdiutzzollgesetzgebung 
von  1879  wurden  in  Berlin  einige  HHB.  aufgenommen,  aus  denen 
die  Gegner  derselben  einen  starken  EinfluÖ  des  Zolls  herauslesen. 
Die  Anhänger  des  Schutzzolls  zweifelten  andereiseits  die  Richtig- 
keit an. 

Es  ist  Übrigens  zur  Führung  solcher  Beweise  die  Aufnahme 
von  Budgets  nicht  unbedingt  nötig.  Kennt  mati  den  durchschnitt* 
liehen  Verbrauch  und  die  Detailpreise  am  betrefTenden  Ort,  so 
l&fit  sich  die  Belastung  bei  g^ebenem  Verbrauch  einwandsfrei  er- 
mitteln. Von  Bedeutung  wäre  vielmehr  nur,  festzustellen,  ob  die 
Belastung  eine  Änderung  in  der  Richtung  des  Konsums  hervor- 
gerufen hat  Zur  Feststellung  in  dieser  Hinsicht  genügt  unser 
Material  bisher  nirgends. 

Die  Arbeiterbudgets  haben  aber  trotzdem  in  der  volkswirt- 
schaftlichen Literatur  vielfiaurh  dazu  gedient,  den  Einfluß  der  Gesetz- 
gebung in  Zoll-  und  Steuersachen  auf  den  Privathaushalt  zu  er- 
hellen, im  wesentlichen  um  Zölle  und  Steuern  auf  Nahrun«^smittel, 
zuweilen  auch  indirekte  Steuern  überhaupt  zu  bekämpfen.  £s  seien 
als  Beispiele  unter  der  grollen  Literatur  hervorgehoben  zunächst 
Engel,')  ferner  Conrad,'')  Landolt(7),  Mombert,')  dem 
sich  Grotjahn  (S.  67)  anschließt,  Ad.  Braun  (16). 

Von  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  ist  fernerhin,  wie  hinzu- 
gefugt werden  mag,  die  durch  die  HHB.  ermöglichte  Feststellung 
des  durchschnittlichen  Konsums  in  einzelnen  Klassen,  vor  allem 
wichti<^  für  die  Produzenten,  die  dadurch  über  die  Ausdehnungs- 
fähigkeit im  Konsum  ihrer  Produkte  vieles  erfahren 
könnten.  Man  kann  dies  feststellen,  indem  man  den  durchschnitt- 
lichen Verbrauch  in  der  beobachteten  Schicht  vergleicht  mit  dem 
Durchschnittskonsum  der  Bevölkerung.  Die  BerechnunL:  ist  natür- 
lich nur  dann  möglich,  wenn,  wie  bei  Zucker,  Bier,  Braimtwein, 
Salz,  Tabak,  Kaffee  (durch  den  Zoll)  allgemeine  Verbrauchs- 
berechnungen vorliegen.  Auläerdem  muß  die  beobachtete  Schicht 
typisch  sein. 


')  Z.  B.  in  der  Abhandlung  von  1857,  S,  31. 

')  Jahrb.  für  Nat.-OkoH.  und  Statistik  1873.    XVI,  S.  242  ff. 

Die  Belastung  des  Arbeitereinkommens  durch  KorxuöUe.   Jena  1901. 
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So  war  z.  B.  der  Zuckerverbrauch  der  Nürnberger  Arbeiter 
^^^U  ^1»  Kopf,  d.  h.  1901  so  hoch  wie  der  der  ganzen  Be- 
völkerung im  Betriebsjabre  1893/94.  Dabei  stellen  die  Nürnberger 
Zahlen  nicht  den  durchschnittlich,  sondern  den  hochgelohnten 
Arbeiter  dar.  Bei  Kaffee  ist  der  Durchschnitt  für  den  Nürnberger 
1V2  kg  jährlich,  für  den  Deutschen  4  kg.  Allerdini^s  ist  wahr- 
scheinlich der  Kaffeeverbrauch  in  Nürnberg  —  infolge  hohen  Bier- 
konsums —  niedriger  als  in  anderen  Gegenden. 

Eine  Vermehrung  des  Konsums  kann  herbeigeführt  werden 

1.  durch  Erhöhung  des  Einkommens  einer  Bevölkerungsschicht, 

2.  durch  ein  Herabgehen  der  Preise.  Wie  das  erstere  wirkt,  ließe 
sich  bei  mehrjähriger  Betrachtung  des  Haushalts  konstatieren,  falls 
sich  das  Einkommen  der  Familie  aufwärts  bewegt  Wie  das 
zweite,  durch  eine  Vergleichung  der  verzehrten  Summen  bei  gleich- 
bleibendem Einkommen  mit  den  Detailpreisen.  Das  letztere  ließe 
sich  aber  wohl  viel  allgemeingültiger  und  leichter  aus  den  Greschafts- 
berichtcn  der  größeren  Konsumvereine  entnehmen. 

Eine  vcrtylcichcndc  Betrachtunj^  zwischen  der  Tätigkeit  der 
letzteren  und  den  HHB.  ist  von  Kuh  na  angestellt  worden.  Die 
schwierii^e  Untersuchung,  inwieweit  sich  der  Einfluß  derselben  auf 
die  Ernährung  der  Minderbemittelten  bereits  geäußert  hat,  wäre 
eine  Aiif<^abc  für  sich. 

IV.  Über  das  viel  erörterte  Problem  vom  .X  r  a  r  -  und 
Industriestaat  könnten  die  IIHB.  an  sich  wohl  manchen  Auf- 
schluß lieben,  wenn  es  gelän[:(e,  dieselben  Leute,  deren  Nahrung 
man  auf  dem  Lande  untersucht  hat,  nachher  in  der  Stadt  von 
neuem  zu  erforschen.  Bisher  er<.]^cbcn  die  HHB.  in  dieser  Be- 
ziehung gar  nichts.  Der  von  Grotjahn  unternommene  \' ersuch,  eine 
prinzipielle  Verschlechterung  der  Ernährung  durch  die  Industriali- 
sierung nachzuweisen,  muß  als  durchaus  gescheitert  angeschen 
werden.  Auch  im  iibn^^en  ist  die  ßudgetliteratur,  namentlich  für 
die  ländliche  Bevölkerung,  zu  Ebering,  um  AufsrhUissc  über  die 
ge<^enwärtigen  Unterschiede  der  Ernährung  im  allgemeinen  zu 
geben.  —  Ebensowenig  ist  für  das  Entartungsproblem  bisher 
irgend  etwas  erwiesen  worden. 
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GESETZGEBUNG. 

Die  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  in  Frankreich.  ^} 
(Das  Gesetz  vom  ii.  Juli  1903.) 

Von 

Dr.  JULIUS  LANDMANN 
«  in  BaseL 

L 

In  Obereinstimmung  mit  den  Entwicklungstendenzen,  die  in 
der  Gesdiichte  des  Arbeiterschutzes  in  alleti  Ländern  zum  Aus- 

')  Quellen:  Rapport  rar  Ics  conditiaiii  du  travail  des  penonnei  non  pio> 
t^g^es  par  la  legislation  actuclle,  prescnte  au  nom  de  la  commission  permanente 
[du  conseil  superieur  du  travail]  par  M.  Victor  Dalle.  Rapport  special  sur  les 
industries  de  l'alimentation  par  M.  Jules  Bar  a  fort.  LIX  S.  4*  Paris.  Impri- 
meric  nationale.  1901.  —  Conseil  su{>crieur  du  iravail.  DocumenU>  aoncxca  nux 
rappoits  de  M.  M.  Dalle  et  Barafort  sur  la  reglementation  du  travail  dans  les  bu> 
reaux  et  mafios  et  dans  les  petttes  industries  de  rallmeiuatioii.  261  S.  4*.  Fluis, 
Imprimerie*  natioiiale.  1901.  —  La  lesiion  du  conseil  supiiicur  du  tiavaiL  3  au 
13  join  1901,  Bericht  im  „BuUetiii  de  l'Office  du  TFaT•3^  1901,  S.  391  £  —  Projet 
de  loi  (et  expos€  de  rootifs}  portaot  modifieatioii  de  la  loi  du  la  juin  1893  (docomeat 
parlamenL  No.  2875).  —  Rapport  fnit  au  nom  de  la  commission  du  travail  dbaxgte 
d'examiner  le  projct  de  loi  portant  modification  de  la  loi  du  12  juin  1893...  par 
M.  Arthur  Groussicr,  d6p«tc  (doc.  pari.  Xo.  2931).  —  Troces-vcrhal  de  la 
seance  [de  la  chainbre  des  dcjjulcsj  du  6  luvrier  1902.  —  Kapport  fail  au  nom 
de  la  commission  cbarge  d  cxaminer  le  projet  de  loi,  adopte  par  la  chambre  des 
depulcs,  portant  roodificatum  de  la  loi  du  12  juin  1893...  par  If.  Paul  StrauS« 
s^nateur  (doc.  pari.  No.  toi).  —  Ptocis-vcrbal  de  la  s^ee  [du  scnat]  da  3  fifcmer 
1903.  ~  Rapport  Buppl^entaire  fait  au  nom  de  la  commission  ebargie  d'examiner 
le  projet  de  toi  adopt6  par  la  chambre  des  d6pu^  portant  modification  de  la 
loi  du  12  juin  1893..  •  P^^  l^aul  Straufi,  s^nateur  (doc.  pari.  No.  II5).  — ■ 
Proc^-verbal  de  la  seance  [du  seoatj  du  t6  juin  1903.  —  Rapport  fiait  au  nom  de 
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druck  kommen,  weist  auch  die  Arbeiterschutzgesetzg^ebung  Frank* 
reichs  in  ihrem  historischen  Werden  die  Tendenz  auf,  ihr  Geltungs- 
gebiet nach  zwei  Richtungen  hin  auszudehnen:  es  erweitert  sich 
der  Kreis  der  geschützten  Arbeiterkategorien  und  gleichzeitig  der 
Kreis  der  den  Arbeiterschutzgesetzen  unterstehenden  Berufszweige. 

Das  Gesetz  vom  22.  März  1841,  mit  welchem  der  moderne 
Arbeiterschutz  in  Frankreich  einsetzt,  ist  ein  Gesetz  zum  Schutze 
der  Kinder  in  Fabriken  und  Werkstätten ;  es  folgte  das  Gesetz  vom 
19.  Mai  1874,  das  zwar  ebenfalls  auf  Fabriken  und  Werkstätten 
beschränkt  blieb,  dagegen  den  Kreis  der  geschützten  Arbeiter« 
kategorien  erweiterte,  indem  es  neben  den  Kindern  noch  die  jugend- 
lichen Arbeiter  und  Arbeiterinnen  mit  in  sein  Geltungsgebiet  ein- 
bezog. Das  Gesetz  vom  2.  November  1892,  betr.  die  Arbeit  von 
Kindern,  minderjährigen  Mädchen  und  Frauen  in  gewerblichen  Be- 
trieben, unterwarf  auch  die  Arbeit  erwachsener  Frauen  der  gesetz- 
lichen Regehmg  und  endlich  zog  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1893, 
betr.  den  Schutz  der  Gesundheit  und  die  Sicherung  der  Arbeiter, 
nach  dieser  Seite  hin  die  äußerste  Konsequenz,  da  es  sich  auf  alle 
Betriebe  ohne  Ausnahme  erstreckt,  mithin  auch  auf  solche,  die 
ausschließlich  erwachsene  Männer  beschäftigen. 

Für  den  Rechtszustand  vor  Erlaß  des  Gesetzes  vom 
II.  Juli  1903,  das  den  Gegenstand  der  nachfolgenden  Seiten 
bildet,  sind  die  nachfolgenden  fünf  Gesetze  von  ausschlaggebender 
Bedeutung : 

1  Gesetz  vom  9.  September  1848,  betr.  die  Arbeitsdauer  in 
Manufakturen  und  Fabriken ; 

2.  Gesetz  vom  2.  November  1S92,  betr.  die  Arbeit  der  Kinder, 
minderjährigen  Mädchen  und  Frauen  in  gewerbUchcn  Betrieben, 
nebst 

3.  Novelle  zu  diesem  Gesetze,  vom  3a  März  1900  (loi  Mille- 
rand) ; 

la  commission  du  travail  charg^c  d'cxanainer  le  projet  de  loi  adopic  par  la  chambre 
d«s  dornte«,  adopti  ftvec  modificitfoB  par  le  S^t,  portant  la  modifiealion  de  la 
loi  du  IS  juio  1893 . . .  par  M.  Luden  Coniet,  d^pat6  (doc.  pari.  No.  1 144).  — 
Procte-Tcrbal  de  la.  fiaoce  [de  la  chambre  de«  dentis]  du  3  jutUet  1903.  —  Qrcn- 
laire  [du  nniiisiire  du  commerce  et  de  rindustrie]  du  15  septembre  1903.  concer* 
nant  Vapplication  de  la  loi  du  ii  juQlet  1903  moditiant  la  loi  du  13  juin  1893, 
tJBnlletin  de  l'inspcctioo  du  Iravail"  1903,  Nr.  3.  4,  S.  96  ff.  —  Vgl.  auch  C  h  a  ill  ey- 
Bcrt  et  Arthur  Fontaine,  Lois  sociales,  Paris,  1896,  S.  96  ff.  —  „Bulletin  des 
internationalen  Arbeitsamtes",  Bd.  II,  1903,  S.  LXVlll  S.  und  S.  373.) 
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4.  Gesetz  vom  12.  Juni  1893,  betr.  den  Schutz  der  Gesundheit 
uod  die  Sicherung  der  Arbeiter  in  gewerbUchen  Betrieben; 

5.  Gesetz  vom  29.  Dezember  1^00,  betr.  die  Arbeitsbedingungen 
der  in  Magazinen,  Kramläden  usw.  beschäftigten  weiblichen  Per- 
sonen. 

Außer  diesen  fiinf  Gesetzen,  deren  Durchfuhrung  der  Gewerbe- 
inspektion obHegt,  wäre  noch  6.  das  Gesetz  vom  22.  Februar  1851, 
betr.  den  Lehrvertrag,  zu  erwähnen,  mit  dessen  Durchfuhrung  die 
Poiizeibeamten  betraut  sind. 

1.  Das  Gesetz  vom  9.  September  1848  ist  nur  auf 
„Manufakturen  und  Fabriken"  (manufactures  et  usines)  anwendbar. 
Die  beiden  Begriffe  sind  gesetzlich  nicht  definiert  und  aucli  die 
Praxis  der  Gerichte  war  längere  Zeit  hindurch  schwankend  Durch 
einen  Ministerialerlafi  vom  28.  November  1885  wurden  endlich  die 
Gcwerbebspektoren  angewiesen,  als  „Manufaktur  oder  Fabrik"  an* 
zusehen:  a)  alle  Betriebe  mit  motorischer  Kraft  oder  mit  ununter- 
brochenem Feuer;  b)  alle  gewerblichen  fietriebe,  die  mehr  als 
20  Arbeiter  beschäftigen. 

Dem  Gesetze  vom  9.  September  1848  unteistehen,  seit  dem 
Erlaß  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892  nur  erwachsene  mann- 
liche Arbeiter  im  Alter  von  über  18  Jahren  und  auch  von  diesen, 
seit  dem  £riaß  der  Novelle  vom  30.  März  1900,  nur  diejenigen,  die 
nicht  zusammen  mit  Kindern,  Jugendlichen  oder  Frauen  beschäftigt 
sind.  Der  Art  i,  Abs.  i  des  Gesetzes  von  1848  beschrankt  die 
Höchstdauer  der  täglichen  Arbeitszeit  auf  12  Stunden;  Art.  2  des 
Gesetzes,  zu  dessen  Ausführung  der  seither  mehrmals  abgeänderte 
Erlaß  vom  17.  Mai  1851  erfloß,^)  sieht  die  Ausnahmen  von  dem 
im  Art  i  aufgestellten  Grundsatze  vor. 

2.  Das  Gesetz  vom  2.  November  1892*)  regelt  die 
Arbeitsbedingungen  der  Kinder  ^  minderjährigen  Mädchen  und 
Frauen  in  Manufakturen,  Fabriken,  Bergwerken,  Steinbrüchen,  Bau- 
platzen, Werkstätten  aller  Art  Es  enthält  im  wesentlichen  die 
nachfolgenden  Bestimmungen: 

a)  Zulassungsalter.  In  den  dem  Gesetze  unterstehenden 
Betrieben  dürfen  Kinder  grundsätzlich  nicht  vor  dem  zurückgelegten 


Ztitetxt  Abgeändert  tud  kodifisert  dordi  ErkJ  tob  S8.  Min  tsoti,  «gL 
nBolletio  des  intenuitbnalea  Arbeiuamtcs**,  Bd.  I,  igoa,  &  «77-^79  vnd  S.  XLV 

und  513—520. 

*)  Vgl.  „Archiv  flir  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik*'.  Bd.  VI,  S.  116  ff. 
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13.  Altersjahre  beschäftigt  werden;  ausnahmsweise  ist  die  Be* 
schäftigung  von  Kindern  im  Alter  von  über  12  Jahren  fi^estattet, 
ialls  diese  ihrer  Schulpflicht  nachkamen  und  im  Besitze  eines  ärzt- 
lichen Tauglichkeitsattestes  sind. 

b)  Arbeitsdauer  und  Pausen.  Die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  von  1892  über  Arbeitsdauer  und  Arbeitspausen  wurden 
durch  die  Novelle  von  1900  einer  vollständigen  Änderung  unter- 
worfen. Die  Bedingungen  för  die  Gewährung  der  im  Gesetze  vom 
2.  November  1892  vorgesehenen  Ausnahmen  wurden  durch  Erlafi 
vom  1$.  Juli  1893,  Art  i  und  5,  genau  festgesetzt. 

c)  Nachtarbeit.  Jede  Arbeit  zwischen  9  Uhr  abends  und 
5  Uhr  morgens  ist  Kindern,  Jugendlichen  und  Frauen  verboten; 
(ur  eine  Reihe  von  Industrien,  indsesondere  solche  mit  ununter* 
brocfaenem  Feuer,  sind  Ausnahmen  von  diesem  grundsätzlichen 
Verbote  vorgesehen,  zu  deren  näheren  Ausführung  die  Art  i,  2,  3 
und  4  des  Erlasses  vom  15.  Juli  1893  dienen. 

d)  R  u  h  e  t  a  g  e.  An  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  wöchent- 
lichen Ruhetage  und  an  den  sonstigen  gesetzlichen  Feiertagen 
dürfen  Kinder,  Jugendliche  unter  iB  Jahren  und  Frauen  nicht  be- 
schäftigt werden;  die  zulässigen  Ausnahmen  sind  durch  Art  5  des 
Erlasses  vom  15.  Juli  1893  geregelt 

e)  Gefährliche,  gesundheitsschädliche  und  sitt- 
lichkeltsgefährdende  Arbeiten  sind  für  Kinder,  Jugendliche 
und  Frauen  verboten;  das  Verzeichnis  dieser  Arbeiten  ist  im  Er« 
lasse  vom  13.  Mal  1893  enthalten;  ebenda  sind  auch  diejenigen 
gefährlichen  und  gesundheitsschädlichen  Arbettsarten  au%efuhrt,  bei 
welchen  die  Verwendung  der  vorerwähnten  Arbeiterkategorien  zwar 
nicht  verboten,  jedoch  von  der  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  ab- 
hängig gemacht  ist 

f)  Durchführung  und  Kontrolle.  Kinder  und  Jugend- 
liche im  Alter  unter  18  Jahren  dürfen  nicht  beschäftigt  werden, 
wenn  sie  sich  tücht  im  Besitze  eines  Arbeitsbuches  befinden,  aus 
dem  zu  ersehen  ist,  dafi  sie  den  Bedingungen  nachgekommen  sind, 
unter  denen  das  Gesetz  die  Beschäftigung  dieser  Arbeiterkategorien 
gestattet  Die  Unternehmer  sind  verpflichtet:  i.  ein  Verzeichnis 
der  in  ihren  Betrieben  beschäftigten  Kinder  und  Jugendlichen  zu 
fiifaren;  2.  das  Gesetz  und  die  auf  Grund  des  Gesetzes  erlassenen 
Verordnungen  im  Betriebe  anzuschlagen;  3.  einen  Anschlag  über 
die  Arbeitsstunden,  die  Zeit  und  die  Dauer  der  Ruhepausen  und 
über  den  für  Kinder,  Jugendliche  und  Frauen  vorgeschriebenen 
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wöchentlichen  Ruhetag;  im  Betriebe  anzubringen.  —  Die  Kontrolle 
über  die  Durchführung  des  Gesetzes  liegt  in  den  Händen  der  Ge- 
werbeinspektion. 

3.  Das  Gesetz  vom  3a  März  1900  Ist  auf  alle  Betriebe 
anwendbar«  die  dem  Gesetze  vom  2.  November  1892  unterstehen. 
Es  schützt:  a)  Kinder,  Jugendliche  im  Alter  unter  18  Jahren  und 
erwachsene  Frauen;  b)  diejenigen  erwachsenen  mannlichen  Arbeiter, 
die  zusammen  mit  den  vorerwähnten  Arbeiterkat^orioi  beschäftigt 
werden.   Es  bestimmt: 

a)  daß  die  Arbeitsdauer  in  den  dem  Gesetze  unterstehen- 
den Betrieben  bis  zum  31.  März  1902  elf  Stunden,  vom  i.  April 
1902  bis  zum  31.  März  1904  zehn  und  eine  halbe  Stunde  und  vom 
I,  April  1904  an  zehn  Stunden  täglich  betragen  soll; 

b)  dafi  die  Arbeitszeit  durch  eine  oder  mehrere  Pausen  unter- 
brochen werden  muß,  die  zusammen  mindestens  eine  Stunde  daueni 
sollen;  während  der  Pause  ist  jede  Arbeit  verboten;  die  Zeit,  in 
welche  die  Pausen  fallen,  ebenso  der  Beginn  und  der  Schluß  der 
Arbeitszeit  müssen  für  alle  Arbeiter  des  Betriebes  gleichmäßig  ^e- 
regelt  sein.')  Nach  einer  Entscheidung  des  Kassationsgerichtshofes 
vorn  26.  Januar  1901  sind  diese  Bestimmungen  über  die  Pausen 
auch  .luf  die  in  den  dem  Gesetze  unterstellten  Betrieben  beschäf* 
tigten  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  anwendbar. 

4.  Dem  Gesetze  vom  12.  Juni  1893  unterstehen  Manu« 
fakturen,  Fabriken,  Hüttenwerke,  Bauplätze,  Werkstätten  usw.,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Kategorie  der  darin  beschäftigten  Arbeiter.  Ein- 
zelne Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  auch  auf  Theater-  und 
Zirkusunternehmungen  und  sonstige  nicht  gewerbHche  Betriebe,  in 
welchen  Maschinen  verwendet  werden,  anwendbar. 

Wie  der  Titel  des  Gesetzes  besagt,  bezweckt  es  ausschließlich 
die  Sicherung  des  Lebens  und  der  Gesundheit  durch  hygienische 
Maßregeln.  Die  Ausführungsdetaiis  sind  in  einem  Erlasse  vom 
10.  März  1894  enthalten. 

5.  Das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1900  ist  auf  Magazine 
und  Kramläden  anwendbar,  jedoch  nur  so  weit,  als  darin  weibUches 

*)  Eine  Entscheidung  des  Kassalionshofcs  vom  30.  November  1901  sprach 
■ich  gcgco  die  AufTiusuog  aus,  als  mflBtcn  die  Pknaeo  fltr  alle  KAtcgofien  (leid* 
mäfiig  geregelt  sein.  Folge  dieter  Eatacheidnag  war  und  i»t  eine  &it  abcolttte  Ub* 
nöglichkeit  der  Kontrolle  der  Arbeitsdaiiar  der  erwachsenen  Mftimer;  vgL  Rapports 
snr  rappltcation  pendant  l'ann^e  190»  des  lois  r^lemenlants  le  travail. 
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X^erkaufspersoaal  beschäftigt  ist ;  es  kann  als  eine  kleine  Ergänzung^ 
des  (lesctzes  vom  12.  Juni  1S93  angesehen  werden,  indem  es 
wesentlich  einen  hygienischen  Zweck  verfoli^t.  Seine  einzige  Be- 
stimmung betrifft  die  Gewährung  von  Sitzgelegenheit  für  das  weib- 
liche X'erkaufspcrsonal. 

6.  Das  Gesetz  vom  22.  Februar  185 1  hat  einen  äußerst 
engen  Geltungskreis.  Es  ist  nur  dann  anwendbar,  wenn:  l.  ein 
Lchrvertrag  mit  einem  Fabrikanten  oder  Werkslättenbesitzer  (nicht 
mit  dem  Besitzer  eines  kaufmännischen  Betriel)es)  abgeschlossen 
wurde,  und  wenn  2.  der  Lehrling  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  2.  November  1892  nicht  untersteht.  Infolge  der  seither  er- 
folgten Entwickiung  der  Gesetzgebung  ist  demnach  dieses  Gesetz 
gegenwärtig^  nur  noch  auf  die  Lehrlinge  der  Kleinindustric  der 
Nahrungs   un  l  denußmittel  anwendbar. 

Soweit  liie  Übertretung  der  Bestimmungen  dieses  (lesetzes 
unter  Strafandrohung  gestellt  ist,  und  somit  für  die  Durchführung 
eine  Handhabe  geboten  ist,  besagen  sie: 

a)  die  effektive  Arbeitsdauci  tler  Lehrlinge  im  Alter  unter 
14  Jahren  darf  10  Stunden,  der  im  Alter  unter  16  Jahren  12  Stunden 
täglich  nicht  überschreiten; 

b)  Lehrimge  im  Alter  unter  16  Jahren  dürfen  zur  Nachtarbeit 
nicht  herangezogen  werden; 

c)  zur  Arbeit  an  Festtagen  dürfen  Lehrlinge  unter  16  Jahren 
nur  bei  \Verkstättenreinigun<::;sarbciten  verwendet  werden; 

d)  den  Lelu  liugen,  die  noch  zum  Ik'suche  des  Li j^aii/.ungs- 
unterrichtes  verpflichtet  sind,  mij>sen  täglich  zu  diesem  Zwecke 
zwei  Stunden  freigegeben  werden,  die  von  der  eflektiven  Arbeits- 
ciauer  m  Abzug  zu  bringen  sind. 

Aus  der  vorstehenden  Analyse  der  sechs  wichtigsten  französi- 
schen Arbeiterschutzgesetze  ist  ersichtlich,  daß  diese  Gesetzgebung 
hinsichtlich  des  Umfanges  der  geschützten  Arbeiterkategorien  ins- 
besondere aber  hinsichtlich  des  Kreises  der  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen unterstellten  (icwerlxvwcigc  bisher  manchen  derjenigen 
Anforderungen  nicht  entsprach,  deren  lüfüUung  heute  überall  von 
einer  vorgeschrittenen  Sozialgesetzgebung  verlangt  wird,  und  denen 
auch  die  Gesetzgebung  einiger  europäischer  Industriestaaten  bereits 
nachgekommen  ist. 

Wir  sehen  in  Frankreich ,  außer  den  gesetzlich  geschützten 
Arbeiterkategorien;  i.  gesetzlich  absolut  ungeschützte  und  2.  ge- 
setzlich nur  teilweise  und  mangelhaft  geschützte  Kategorien. 

Archiv  für  SottalmriHciiScbaft  u.  Socialpolitik.  I*  (A.  f.  wt.  G.  u.     XIX.)  9.  33 
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L  Zax  den  gesetzlich  absolut  nicht  geschützten  Kategorien  ge- 
hören: 

a)  die  land  wirtschaftlichen  Arbeiter ; 

b)  das  Hausgesinde; 

c)  die  Arbeiter  unckAngestellten  der  Transportuntemehmungea 
zu  Wasser  und  zu  Lande.  Immerhin  bestellen  fiir  einen  Teil  der 
Angehörigen  dieser  Berufsgruppen  (insbesondere  für  die  lubschi- 
oisten,  Heizer,  das  Zugpersonal  und  das  Personal  der  Bahnhöfe) 
in  den  Erlassen  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  Ansätze  zu 
einem  Schutze; 

d)  die  Angestellten  in  Bureaus»  Kontoren  usw.,  jeden  Alters 
und  beider  Geschlechter^); 

e)  Handelsangestellte  und  sämtliche  Angestellten  in  kaufmanni* 
sehen  Betrieben'); 

f)  sämtliche  Arbeiter  und  Angestellte  (mit  Ausnahme  der  Lehr- 
linge) in  der  Kleinindustrie  der  Nahrungs-  und  Genufimittel  (Brot* 
und  Zuckerbackereien,  Schlächtereien,  Wurstereien)  und  im  Be- 
herbergungS'  und  Erquickungsgewerbe    ^) ; 

g)  die  Arbeiter  der  Hausindustrie. 

II.  Innerhalb  der  zweiten  nicht  geschützten  Kategorie  könnea 
wir  zwei  Unterabteilungen  konstatieren: 

A.  Arbeiterkategorien,  die  keinen  Schutzgesetzen  unterstehen, 
mit  Ausnahme  jener  über  Hygiene  und  Sicherheit^  dies  sind: 


')  Nunmehr  durch  die  Kovelle  vom  II.  Juli  1903  dem  Gesetze  vom  12.  Juai 

1893  unlcrstcllt. 

')  Die  Klcininduslric  der  Mabruogs*  und  GcoußmiUcl  unterstand  bis  Anfang 
der  90  er  Jahre  den  Normen  der  ArbeiterscbuUgesetze,  insbesondere  des  Gesetxet 
▼4Ni  1874  und  der  Koatrolle  der  Inipektorea;  die  Gneise  Tom  a.  November  1891 
«ad  Tom  lau  Jvm  1S95  worden  «aflüiclicb  Mich  auf  dieee  Indostrie  angewcadcL 
Die  Darchftlinuic  des  Gcietiet  von  189s  (Aibdlncit)  Terudatte  eine  Reihe  von 
Rekunen  imd  einander  widerspiedienden  gcrichdidien  EnlKheidnacen,  die  in  lefertcr 
Instans  cur  Abgabe  cinei  Gutaebten*  durch  den  StMlnat  Ilibiten,  voaach  die  Kkü- 
industrie  der  Nahrungs-  und  Genufimittel  eis  dem  Gesetze  von  iS^a  nicht  unter- 
stehend zu  behandeln  sei,  da  sie  keinen  gewerblichen  Charakter  trag^,  steh  vielmdr 
als  eine  Art  von  häuslicher  Arbeit  dasstelle.  Da  nun  der  Art.  I  des  Gesetzes  von  iSoj, 
in  welchem  die  dem  Cjesjctic  unterslclundea  Betriebsarten  aufgezählt  sind,  eine  fast 
wörtliche  Kopie,  mit  Auslassung  der  Bergwerke  und  Steinbrüche,  der  Art.  l  des  Ge- 
setzes vom  Jähre  1892  ist,  so  hatte  die  Stellungnahme  des  Staatsrates  zur  Folge,  dafi 
aneh  das  GeseU  von  1893  anf  die  KlemindusUie  der  Nahnmgs-  und  Genuflnüttel 
nidit  weiter  angewendet  werden  durfte. 
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a)  erwachsene  Männer »  welche  nicht  zusammen  mit  Frauen 
oder  Kindern  in  Betrieben  afbeiten,  die  nicht  »Manuiskturefl  oder 
Werkstätten"  sind,  d.  h.  in  Betrieben,  die  weniger  als  30  Arbeiter 
beschäftigen  und  keine  motorische  Kraft  verwenden;  diese  Manner 
werden  lediglich  durch  das  Gesetz  vom  13.  Juni  1893  ge- 
schützt; 

b)  Arbeiter  der  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genußmittel,  wenn 
sie  in  Betrieben  mit  motorischer  Kraft  beschäftigt  sind  Diese  Be- 
triebe  unterstehen  lediglich  den  Bestimmungen  des  Art  3  des  Ge- 
setzes vom  13.  Juni  1893; 

c)  das  weibliche  Verkaufepersonal  der  Magazine  und  Kram* 
laden  nach  Mafigabe  des  Gesetzes  vom  29.  Dezember  190a 

Bw  Arbeiterkategorien,  die  keinen  Schutzgesetzen  unterstehen, 
mit  Ausnahme  der  Vorschriften  über  die  Arbeitsdauer: 

a)  erwachsene  Männer  im  Alter  über  iS  Jahren,  die  in  »Manu- 
fakturen und  Fabriken"  beschäftigt  sind  und  nicht  zusammen  mit 
Frauen  oder  Kindern  arbeiten;  gesetzliches  Maximum  der  Arbeits- 
dauer: 12  Stunden; 

b)  erwachsene  Männer  in  Betriet>en,  die  dem  Gesetze  von 
1893/1900  unterstehen,  und  die  zusammen  mit  Kindern  und  Frauen 
arbeiten;  dabei  ist  zu  bemerken,  dafi  wohl  die  Bestimmungen  der 
Gesetzgebung  von  1 892/1 900  über  die  Dauer  der  taglichen  Arbeits- 
zeit, nicht  aber  die  über  das  Veri>ot  der  Nachtarbeit  und  über  die 
wochentUcfaen  Ruhetagen  auf  die  in  diesen  Betrieben  zusammen 
mit  Frauen  arbeitenden  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  anwend- 
bar sind; 

c)  endlich  genießen  die  Lehrlinge  in  der  Kleinindustrie  der 
Nahrungs-  und  Genußmittel  den  Schutz  des  Gesetzes  vom 
23.  Februar  1851. 

n. 

Die  parlamentarische  Geschichte  des  französischen  Arbeiter- 
schutzes weist  eine  lange  Reihe  von  Versuchen  auf,  die  Geltung 
der  Schutzgesetzgebung  auf  bisher  ungeschützte  Kreise  auszu- 
dehfleo« 

Schon  im  Jahre  1887  hat  Herr  Richard  Waddington,  damals 
Deputierter,  jetzt  Senator  und  Präsident  der  Commission  sup^rieure 
du  travail,  in  seinem,  im  Namen  der  Arbeitskommission  der  Depu- 
tiertenkammer  erstatteten  Berichte  über  die  Entwürfe,  die  5  Jahre 
spater  zum  Gesetze  vom  2.  November  1892  führten,  die  Ausdehnung 
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der  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  die  in  der  Industrie  der  Nah- 
nings*  und  Genußmittel  uad  im  Handeisgewerbe  beschäftigten 
Frauen  und  Kinder  verlangt. 

Dieser  Antrag  des  Herrn  VVaddington  ist  in  der  Kammer  nicht 
durchgedrungen;  auch  die  analogen,  im  Laufe  der  Debatten  ge- 
stellten Anträge  des  Herrn  Dumay  haben  keine  Majorität  ge- 
funden. 

Nach  der  Promulgation  des  (icsctzes  von  1S92  hnt  die  Frage 
der  Ausweitung  des  j^cschützten  Kreises,  insbesondere  iiinsichtlich 
der  Magazine,  Kramladen  usw.,  die  Kammer  zu  wiederholten  Malen 
beschäftigt.     In  der  Sitzung   vom   8.  Mai  hat  Herr  Baron 

Pierard  im  Namen  der  Arbeitskommission  einen  Bericiit  über  einen 
von  ihm  eingebrachten  Gesetzentwurf  erstattet.  „Die  Kommission 
kann  nicht  einsehen,  warum  den  im  Handelsgewerbe  beschäfiii^ten 
Frauen  der  Schutz  vorenthalten  werden  soll,  den  das  Parlament 
soeben  den  gcwciblich  tätigen  Arbeiterinnen  {gewährte"  und  stellte 
den  Antrag,  es  sei  für  das  Handelsgewerhe  das  Zula-ssungsalter  mit 
13  Jahren  zu  fixieren,  die  tägliche  Arbeitsdauer  auf  11  Stunden 
einzuschränken,  ein  X'erbot  der  Xachiaihcii  auszusprechen  und  hin- 
sichtlich der  Überzeitarbcit  der  Grundsatz  aufzustellen,  daß  diese 
nur  an  60  Tagen  im  Jahre  und  nur  bis  spätestens  1 1  Uhr  abends 
zulässig  seu 

Der  herannahende  SchlulB  der  Legislaturperiode  verhinderte  die 
Setzung  dicMS  Antrages  auf  die  Tagesordnung  der  Kammer- 
debatten. 

Zwei  Jahre  später  hatte  sich  die  Kammer  abennab  mit  dieser 
Frage  zu  beschäftigen;  diesmal  war  es  die  Industrie  derNahrungs« 
und  Genu0mittel,  die  hierzu  die  Veranlassung  gab;  es  war  dies  un- 
mittelbar nach  Erlaß  des  durch  die  bereits  erwähnte  Entscheidung 
des  Staatsrates  veranlaßten  Rundschreibens  des  Handelsministeriums, 
durch  welches  die  Arbeiter  dieser  Industrie  des  Schutzes  verlustig 
gingen,  den  sie  seit  dem  Jahre  1874  genossen. 

Die  Arbeitskommission  der  Kammer  war  damals  mit  dem 
Studium  der  Entwürfe  beschäftigt,  die  später  zu  der  Novelle  vom 
Jahre  igoo  fährten,  und  beantragte  durch  ihren  Berichterstatter, 
Herrn  Gustave  Dron,  es  sei  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1892  auf  die  Industrie  der  Nahrungs-  und  Genufimittd  gesetz* 
lieh  festzulegen. 

Der  Bericht  des  Herrn  Dron  kam  im  Jahre  1896  zur  Beratung; 
bei  diesem  Anla0  stellten  die  Herren  Lavy  und  Prudent*Dervillers 
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am  l6.  Juli  1896  den  weiteren  llr^änzu^f^s^lntral,^  daß  auch  die 
Magazine,  Kramläden  und  kaufmännischen  Hureaus  in  den  Geltungs- 
bereich des  Gesetzes  von  189J  einzubeziehen  seien.  Auf  Wunsch  des 
Berichterstatters  sind  indessen  diese  Anträge  vtjn  dm  Antrai;stellern 
selbst  zurückj^ezogen  worden;  docii  betonte  Herr  Dron,  er  wünsche 
die  Zurückzichuir^  der  Anträ^^e  durchaus  nicht  aus  sachhchen  oder 
^runclsätzlichen  Gründen,  sondern  lediLjhch  aus  ( irunden  der  Oppor- 
tunität und  der  Methode  der  [)arlamentarischen  Arbeit. 

Die  Kanimerdebatten  über  den  Antrag  des  Herrn  Dron  (16.  bis 
22.  Juni  1896),  fiüirten  zu  folgenden  ii.r<;ebnissen :  Es  seien  auf  che 
Industrie  der  Nahrungs-  und  Genubmittel  anzuwenden :  die  Be- 
stiaimungen  des  Gesetzes  von  T892,  betr.  das  Zulassungsalter  der 
Lehrlin;^'e  (Art.  2>,  die  Hyj^nene  und  Sicherheit  (Art.  12  und  14), 
ferner,  auf  .Antrag'  des  Herrn  Dutreix,  auf  die  in  dieser  Industrie  be- 
schäfti<^'ten  Kinder  die  Bestimmungen  über  die  Nachtarbeit  (Art.  4) 
und  die  über  den  wöchentlichen  Ruhetag  (.\rt.  5). 

Leider  wurde  infolge  der  Lage  der  parlamentarischen  Arbeiten 
diese  Debatte  unterbrochen  und  ihr  Gegenstand  ist  nie  wieder  auf 
die  Tagesordnung  gesetzt  worden.  Denn  die  Debatten,  die  dem  Er- 
lasse des  Gesetzes  vom  30.  März  1900  vorausgingen,  stehen  im 
Resultate  in  keiner  Beziehung  zu  den  Anträgen  des  Herrn  Dron. 

Um  die  Majorität  des  I'arlamentes  leichter  zu  gewinnen  und 
gleichzeitig  den  .Angestellten,  weiügstens  im  dringcnd.-.ien  Punkte 
ihrer  Wünsche  iieiu;L:U;ung  zu  geben,  hat  Herr  Alexandre  Zevaes  in 
der  Sitzung  der  Kammer  vom  6.  November  1900  einen  Initiativ- 
antrag eingebracht,  betr.  den  wöchentlichen  Ruhetag  im  Handels- 
crewerbe.  Dieser  Antra*:  wurde  der  Arbeitskonnni.ssion  unterbreitet, 
die  durch  Herrn  Georges  Berry  am  16.  Januar  1902  ihren  zu- 
stimmenden Bericht  abgab.  Xa^^fi  einer  kurzen  Debatte  wurde  der 
Antrag  des  Herrn  Zevaes  von  der  Kammer  in  der  Sitzung  vom 
27.  März  1902  angenommen  und  dem  Senate  überwiesen,  wo  er 
bisher  noch  seiner  Lrledigung  iiarit. 

Fast  zur  gleichen  Zeit  hat  Herr  Arthur  (iroussirr  rinr  i:  Gr- 
setzesentwurf  eingebracht,  betr.  die  .-Xusdehnung  des  Geliung?>gLljiL'.!  s 
der  Gesetze  vom  12.  Juni  1893,  vom  22.  November  1892  und 
30.  März  1900  auf  alle  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  ohne  Untere  f-!iied 
des  Alters,  in  allen  gewerblichen  und  kaufmännischen  Betriel)cn. 
Der  Entwurf  wurde  der  Arbeitskommission  überwiesen,  und  diese 
hat,  um  eher  zu  einem  positiven  Resultate  zu  gelangen,  in  ihren 
Vorschlägen  von  einer  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  der  Ge- 
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setze  von  1892' 1900,  welche  beide  die  Arbeitszeit,  Arbeitspausen, 
Ruhetage  usw.  betreffen,  abgesehen,  und  lediglich  die  Ausdehnung 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1893  beantragt,  welches  gewerbehygienische 
Maßregeln  zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter 
enthalt.  Es  war  dabei  mit  die  I.i  w^igung  entscheidend,  daß  die 
Ausdehnung  der  Bestimmungen  über  Arbeitszeit,  Ruhepausen  und 
Ruhetage  auf  bisher  gar  nicht  reglementierte  Gcwerbczwcigc  einer 
größeren  Opposition  begegnen  würde,  als  die  bloße  Erweiterung 
des  Geltungsgebietes  der  gewerbehygienischen  Gesetzgebung. 

In  der  Junmessdcm  dessdben  Jahres  1900,  in  det  die  Arbeits' 
komnussion  den  Beriebt  äber  den  Antrag  Groussier  abgab,  hat  sich 
auch  der  Conseil  sup^eur  du  travail  mit  der  Frage  beschäftigt. 
Er  fafite  die  Resolution:  „Der  Conseil  sup^rieur  du  travail  drückt 
den  Wunsch  aus,  dafi  die  Köche,  Pastetenbacker,  Brot-  und  Zucker« 
backer,  Fleischer,  Metzger  usw.,  nicht  langer  von  den  Wohltaten 
ausgenommen  sdn  sollen,  die  das  Gesetz  vom  3.  November  1892 
und  vom  12.  Juni  1893  den  Arbeitern  und  Angestellten  bietet,  und 
daß  sie,  wie  lüle  anderen  Industriearbeiter,  den  Schutz  des  Gesetzes 
geniefien  sollen'',  und  beschloß,  auf  Antrag  seines  damaligen  Präsi* 
denten,  des  Handelsministers  Millerand,  in  der  Sitzung  vom  18.  Juni 
1900,  es  sei  die  Commission  permanente  mit  der  Veranstaltung 
einer  Erhebung  über  die  Arbeitsbedingungen  der  gesetzlich  nicht 
geschützten  Arbeiterkategorien  zu  beauftragen. 

Die  Kommission  permanente  hat  in  der  Sitzung  vom  9.  August 
1900  die  Organisation  dieser  Erhebung  durchberaten;  sie  wurde  in  zwei 
Zweige  getrennt:  fiir  die  Provinz  wurden  die  Erhebungen  durch  Frage- 
bogen vorgenommen,  die  durch  die  Kommission,  mit  Mitwirkung 
des  französischen  Arbeitsamtes,  ausgearbeitet  und  samtlichen  Organi- 
sationen der  Arbeiter  und  Unternehmer  zugestellt  wurden ;  fiir  Paris 
wurde  der  Weg  der  mündlichen  Einvernahme  von  Auskunftspersonen 
aus  dem  Stande  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer  vorgezogen. 
Die  Kommission  hat  am  21.  Januar,  4.,  II,  und  25.  Februar,  4.  und 
8.  März  1901  sechs  Sitzungen  abgehalten  und  im  Mai  190 1  durch 
die  Herren  Dalle  und  Barafort  ihren  Bericht  erstattet.  In  den  Bei- 
lagen zu  diesem  Bericine  hat  das  sehr  wertvolle  Material,  welches 
die  Erhebungen  zutage  förderten,  seinen  Platz  gefunden. 

Der  Bericht  gelangte  zu  folgenden  Vorschlägen:  es  sei  das 
Gesetz  vom  12.  Juni  1H93,  vom  2.  No\'ember  1892  und  vom 
30.  März  1900,  das  Gesetz  vom  22.  Februar  185 1  und  das  Gesetz 
vom  9.  September  1848  auf  sämtliche  bisher  noch  nicht  regle- 
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mentierten  Berufegruppen  und  Betriebskategorien  auszudehnen  und 
die  Arbeiter  aller  Kategorien  unter  den  Schutz  der  für  sie  in 
Betlacht  kommenden  Bestimmungen  dieser  Gesetze  zu  stellen. 
Diesen  AotrSgen  seiner  Permanenzkommission  stimmte  das  Plenum 
des  Conseil  sup^eur  du  travail  in  der  Junisession  1901  bei 

Es  lagen  nunmehr  zwei  Vorlagen  vor:  der  aus  ,dem  Gesetzes* 
entwürfe  des  Herrn  Groussier  hervorg^angene  Entwurf  der  Ar* 
beitskommission  der  Deputiertenkammer  und  die  Entwjlirfe  des 
Conseil  supdrienr  du  travail.  Der  damal^e  Handelsmintster  gab 
den  beiden  Vorlagen  teilweise  Folge,  indem  er,  in  Anlehnung  an 
den  Entwurf  der  Arbeitskommission,  den  Kammern  unter  dem 
16^  Januar  1902  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1893  vorlegte. 


Wortlaut  des  Gesetses 
vom  la.  Juni  i89> 

Art  I,  Abs.  I.  Den  Bestinrnungen 
dieses  Gesätes  unterstehen  Mnnuftktoxcn, 

Fabriken,  HUtteDwerke,  WcrksttttCn  «Her 
Art,  nebst  ihren  Nebcabctiieben. 


Art  2,  Abs.  4.  Die  vorstehenden 
Bestimmungen  sind  auch  auf  Theater,  Zir* 
küsse,  LadcngescfaXfte  und  ähnliche  Unter» 
nehnnngen.  In  welchen  Mascbtnen  ver« 
wendet  werden,  anwendbar. 

Art.  5.  Die  Verwaltungsbehörden 
•oUen,  gestatst  auf  CSutachten  des  Ge> 
wcibcbciralei,  im  Veror<fa»ungswege  fol'- 
gendc  Vofsdirilten  erlassen: 


Wortlaut  des  Regierungs- 
entwurfes  vom  i6.  Januar  1902. 

Art  1.  Die  Art  t,  Abs.  1,  Art  n, 
Abs.  4  und  Art  3  des  Gesetses  vom 
12.  Juni  1893  werden  abgelndert  und 
erginst  und  lauten  wie  folgt: 

Art  I,  Abs.  I.  Den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  unterstehen  Manulaktnren, 

Fabrikrn,  Hüttenwerke,  Bauplitxe,  Werk- 
stätten, Laboratorien,  Küchen,  Kellereien, 
Wemniederlagen  ,  Magazine  ,  Kramläden, 
Bureaus,  I^de-  und  Lüschunlcrnchniunijen, 
welcher  Art  sie  auch  iiumer  seien,  ütTent- 
lichen  oder  privaten,  weltlichen  oder 
religiösen  Charakters,  selbst  dann,  wenn 
sie  der  Berufslehre  dienen  oder  Wohl- 
tSttgkeitsanstaltcn  sind. 

Art  2,  Abs.  4.  Die  vorslehcuUen 
Bestimmungen  sind  auch  auf  Theater, 
Zirkusse  und  Umliche  Unternehmungen, 
in  welchen  lifaschinen  verwendet  werden, 
anwendbar.  * 


Unverindert 
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Bei  dieser  Einschränkung  auf  ein  Gesetz,  statt  der  von  dem 
Conseil  supcriciir  ^gewünschten  Revision  von  5  Gesetzen,  war  die 
Erwägung  entscheidend,  daß  die  vom  Conseil  sup(5rieur  gewünschte 
Erweiterung  des  Gehungsgebietcs  der  französischen  Arbeiterschutr- 
gesetzgebung  zwar  durchgeführt  werden  soll,  und  daß  diese  Durch- 
führung die  Aufgabe  der  französischen  Sozialpolitik  im  Laufe  der 
nächsten  Jahre  darstellt,  daß  aber  diese  Durchführung  sicherer  in 
absehbarer  Zeit  zu  erwarten  ist,  wenn  der  vom  Conseil  supeneur 
gestellte  Komplex  von  Aufgaben  in  seine  einzelnen  Bestandteile 
aufgelöst  wird  und  die  parlamentarische  Behandlung  der  Novellen 
zu  den  revisionsbedürftigen  fünf  Gesetzen  für  jedes  einzelne  Gesetz 
besonders  und  für  sich  getrennt  erfolgt. 

Wie  die  Arbeitskonimission  der  Kammer  hat  auch  das  Handels- 
ministerium das  Gesetz  vom  Jahre  1S93  als  dasjenige  angesehen, 
das  die  meisten  Chancen  bietet,  in  einer  erweiterten  Fassung  von 
den  Kammern  angenommen  zu  werden,  da  auch  ihm  das  Gebiet 
der  Gewerbehygiene  lange  nicht  mehr  so  strittig  erschien,  wie  das 
der  Arbeitszeit  oder  der  Ruhetage.  Die  parlamentarische  Behand« 
lung  und  Verabschiedung  des  Gesetzes  ist  denn  auch  tatsadilich 
ohne  nennenswerte  Schwierigkdten  vor  sich  gegangen.  Nachdem 
die  Arbeitskommission  der  Kammer  ihren  zustimmenden  Bericht 
zum  Entwürfe  abgab,  wurde  er  von  der  Kammer  ohne  Debatte  in 
der  Sitzung  vom  6.  Februar  1902  angenommen  und  daraulhin  an 


1.  Drei  Monate  nach  der  Promulgalion 
dieses  Gesetzes:  Vorschriften  Ober  die 
SebuU-  ttttd  S«nitäUiiiaflr«g«lii  fllr  «Ue 
dem  Gesetze  unteistellten  Betriebe,  iiu> 
besondere  Aber  Beleucbtung,  Lfifltmg  und 
Ventilation,  trinkbares  Wasser,  Abtritte 
und  Abtrittsgruben,  die  Rauch-  und  Dampf- 
ab(iihrun^,dicSiche  r  beitsmaOnahmen  scgen 
Feuersgcfiihr  etc. 

2.  Nach  Maßgabe  der  festj^cstelUcn 
Notvvcndigkcit  Spezialvorschritlcn,  sei  c> 
tür  bestimmte  Industriezweige,  sei  es  lür 
bestimmle  Arbeitsverfahren. 

Ober  die  im  Abs.  9  dieses  Axt.  vor- 
gcsebcncn  Spczialreglements  wird  der  Bei« 
rat  für  üSentlicbe  Hygiene  seine  Gutachten 
abntgeben  haben. 


Unveriadert 


2.  Nnrh  Maßgabe  der  festgcstclilcn 
Xotwrndi^kf it  Sjiezialrcglements ,  sri  « 
lür  bcslitnmlc  Ücrulskalcgorien,  sei  es  tür 
bestimmte  Arbeitsverfahren. 

Ober  die  im  Abs.  i  dieses  Ait.  mt* 
gesehenen  Spestalreglements  wird  dcrBei> 
rat  für  dfleatUcbe  Hygiene  seine  GutediUB 
absogeben  haben. 
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den  Senat  überwiesen.  Auch  die  Senatskommission  äußerte  sich 
zustimmend  und  der  Entwurf  hätte  vom  Senate  schon  in  der 
Sitzung  vom  3.  Februar  1905  angenommen  werden  können,  wenn 
nicht  sdtens  einiger  Regierungsvertreter  seine  neuerliche  Über- 
weisung an  die  Kommission  verlangt  worden  wäre,  zum  Zweck 
einer  Abänderung  des  X'erhältnisses  der  durch  den  Entwurf  unter 
das  f:;cwcrbeln'f^ienischc  Gesetz  gestellten  Staatsbetriebe  zu  den 
Gewerbeinspektoren.  Die  Kommission  trug  in  einem  zweiten  Er- 
gänzungsberichte  diesen  Wünschen  Rechnung,  änderte  entsprechend 
den  Text  des  Entwurfes,  der  in  dieser  abgeätiderten  I'\T^sung  vom 
Senate  in  der  Sitzung  vom  i(».  Juni  1903  angenommen  wurde. 
Der  neuen  h'assung  erteilte  auch  die  Kammer  in  der  Sit/unc^  vom 
3.  Juli  1903  ihre  Zustimmung  und  am  9.  Juli  1903  wurde  (ias  Gesetz 
promulgiert  und  als  „Geset/  vom  Ii.  Juli  1903,  betr.  die  Gesund- 
hcits-  und  Sichcrhcitsmal^nahmen  für  die  Arbeiter  in  kauhiiännischen 
und  staatlichen  Betriebe  "  kundgemacht.  Wortlaut  des  Gesetzes,  vgl. 
»Jiuiletin  des  internationalen  Arbeitsamtes",  Bd.  IL  1903,  S.  373. 

m. 

Der  Gesetzesentwurf,  den  das  1  fandelsministerium  den  Kam- 
mern vorlegte,  ging  weniger  weit,  al.s  der  aus  den  Beratungen  des 
P^ntwurfes  des  Herrn  Groussicr  hervorgegangene  Antrag  der  Arbeits- 
komniission.  Dieser  erstrebte  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  vom 
12.  Juni  1893  auf  „Manufakturen,  Fabriken,  Werkstätten,  Magazine, 
Kramläden,  Boreaux,  Bergwerke,  Steinbrüche,  Bauplätze,  Transport- 
unternehmungen zu  Wasser  und  zu  Lande,  die  Arbeiten  des  Ver- 
ladens  und  des  Loschens,  auf  die  öffentlichen  Lagerhäuser  und  alle 
sonstigen  gewerblichen  und  kaufmännischen  Betriebe".  Der  Re- 
gierungsentwurf  liefi  die  ,3ergwerke,  Steinbrüche  und  Transport- 
Unternehmungen"  aus,  „weil  die  Regierung  zuerst  den  dringendsten 
Teil  der  Reform  realisieren  will". 

Zur  sachlichen  Rechtfertigung  dieser  Auslassung  ließen  sich 
folgende  Argumente  anführen: 

I.  Die  Bergwerke  und  Steinbrüche  unterstehen  einer 
Spezialgesetzgebung,  die  im  Art  50  des  durch  Gesetz  vom  27.  Juli 
1880  abgeänderten  Gesetzes  vom  21.  April  1810,  im  Dekret  vom 
3.  Januar  18 13,  in  der  durch  Verordnung  vom  25.  September  1882 
abgeänderten  Verordnung  vom  26.  Marz  1843,  endlich  in  der  Ver* 
Ordnung  vom  8.  Juli  1890  enthalten  ist  Außerdem  sind  mehr  ins 
Detail  gehende  Vorschriften  zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Ge- 
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sundheit  der  Berj^arbelter  in  unzähligen  Rundschi cilK  H  des  Ministe- 
riums der  öffentlichen  Arbeiten  und  für  jedes  einzelne  Bergwerk 
in  den  Erlassen  der  IVefekten  enthalten.  Es  existiert  gegenwärtig; 
in  Frankreich  kaum  ein  Bergwerk  oder  ein  Steinbruch,  dessen 
Arbeitsbedingungen  nicht  Gegenstand  eines  oder  mehrerer  Prcfektur- 
criasse  wären. 

Die  Durchführung  dieser  gesetzlichen  und  administrativen  Be- 
stimmungen ist  Sache  der  Bergwerksingenieure,  die  in  dieser  ihrer 
Tätigkeit  durch  die  Delegierten  der  Bergarbeiter')  unterstutzt  werden. 
Durch  ein  Ministenalrundschreiben  vom  5.  Juli  1894  wurden  die 
Bergwerksingenieure  auch  beauftragt,  das  Gesetz  vom  12.  Juni  18^3 
in  allen,  mit  den  Bergwerken  verbundenen,  über  Tage  gelegenen 
Betrieben  und  Arbeitsstätten  durchzufuhren. 

Es  war  nun  die  Frage,  ob  es  sich  empfehlen  würde,  diese 
Sondergesetzgebung  für  Bergwerke  und  Steinbrüche  aufzuheben, 
um  an  deren  Stdle  dne  allgemdae  Gesetzgebung  sa  setzen,  die 
im  Gesetze  vom  12.  Juni  1893  und  in  den  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes erlassenen  Ausföhrungsverordnungen  enthalten  ist  Die  gegen- 
wärtig geltenden  Normen  sind  von  Bergwerk  zu  Bergwerk  ver* 
schieden,  sie  sind  den  speziellen  technischen  Verhaltnissen  jeder 
einzelnen  Grube  angepaßt  und  können  auch  sehr  leicht,  auf  blofien  An* 
trag  des  Bergwerksingenieurs,  durch  einen  Brefekturerlafi  abgeändert 
werden«  Sie  schlieflen  sich  somit  nicht  allein  der  Sonderart  des 
Bergwerksbetriebes  an  sich  an,  sondern  können  auch  allen  Ver- 
änderungen und  Verschiebungen  innerhalb  der  einzelnen  Grrube 
folgen.  Dagegen  ist  das  Gesetz  von  1893  speziell  mit  Hinblick 
auf  die  gewerblichen  Betriebe  über  Tage  ausgearbeitet  und  könnte 
auf  Bergwerke  kaum  zweckmäßig  angewendet  werden. 

Nun  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  gegenwärtige 
französische  Berggesetagebung  die  Arbdter  selbst  keineswegs  be- 
friedigt ;  die  unzahligen  Berggesetzentwürfe,  die  von  den  Vertretern 
der  Bergarbeiter  in  jeder  Legislaturperiode  eingebracht  werden  und 
die  Resolutionen  der  Bergarbeiterkongresse  beweisen,  daß  eine  Än- 
derung gewünscht  wird.  £s  sind  dies  aber  nicht  in  erster  Linie 
die  Bestimmungen  über  Hygiene  und  Sicherheit,  die  Anlass  zur 
Unzufriedenheit  mit  dem  gegenwärtigen  Bergrechte  gaben;  vielmehr 
sind  die  Wünsche  der  Bergarbeiter  auf  eine  gesetzliche  R^^lung 


')  Gesetz  vom  8.  JiiU  1890^  vgl.  „Arebiv  för  sodtle  GeietEgebiiiig  und  Sutiatlk**, 
Bd.  V,  &  188. 
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der  Arbeitsdauer  und  auf  eine  zufriedenstellende  Unfallversicherui^ 
gerichtet.  Diese  Wünsche  wären  durch  die  Ausdehn ung^  des  Ge- 
setzes von  1893  auf  die  Bergwerke  der  Verwirklichung  kaum  näher 
gerückt  worden ;  sie  müssen  ihrer  Erfiülung  auf  dem  Wege  der 
Spezialgesetzgebung  harren. 

2.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Schutze  der  Arbeiter  und 
Angestellten  der  Transportunternehmungen.  Auch  diese 
Arbeiterkategorien  unterstehen  einer  Sondergesetzgebung,  die  in  der 

durch  Novelle  vom  i.  März  190 1  abgeänderten  Verordnuf^  vom 
15.  November  1846  enthalten  ist.  Diese  Verordnung  ist  auf  alle 
Eisenbahnen  anwendbar  und  enthält  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Angestellten, 
insbesondere  der  Heizer,  Maschinisten  und  des  Zugs-  und  Bahn- 
hofspersonals.  AiißerHcrn  wirken  die  Transportre^x^emente,  deren 
llnuptzweckc  in  der  Sicherung  des  reisenden  Publikums  liegt,  in- 
direkt auch  zum  Schutz  des  Verkehrspersonals. 

Es  wird  nicht  geleugnet,  daß  dieser  Schutz  unzureichend  ist 
Seine  Vervollkommnung  und  Erweiterung  bildete  den  Gegenstand 

von  Erhebungen,  die  die  Commission  permanente  du  Conseil  sup^ 

rieur  du  travail  im  Laufe  des  Jahres  1903  veranstaltete;  der  Bericht 
ist  im  Oktober  1903  erschienen  (Rc!Tlcmentation  du  tra\ail  dans 
les  entrepriscs  de  Transport,  Paris,  Imprlmcrie  nationale)  und  bildete 
die  Basis  der  Beratung  der  Novembersession  1903  des  Conseil 
SLipericur  du  travail.  Die  Beschlüsse,  zu  welchen  dieser  Beirat  ge- 
langte ,  erwiesen  aber ,  daß  die  Wünsche  des  Verkehrspersonals 
durch  eine  Ausdehnung  des  Geltungsgebietes  des  Gesetzes  von 
1893  auf  das  Verkehrsgewerbe  kaum  befriedigt  worden  wären,  da 
sie  im  wesentlichen  eine  Regelung  der  Arbeitsdauer,  der  Ruhe- 
pausen und  der  Ruhetage  erstreben. 

Der  Zweck  des  Entwurfes  sollte,  nach  den  Ausführungen  des 
Moti\cnbericbtes,  in  der  Verwirklichung  folgender  zwei  Zielpunkte 
bestehen ; 

I.  Unterstellung  unter  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  bis- 
her noch  nicht  unterstellten  Betriebe  der  Kleinindustrie  der  Nahrungs- 
und Genufimittel,  der  Magazine^  Kramladen,  kaufmannischen  Bureaus 
und  analoger  Betriebe. 

Die  beruflichen  Organisationen  der  Arbeiter  \ind  AngesteUten 
dieser  Gewerbegruppen  haben  in  den  letzten  Jahren  am  lautesten 
die  Unterstellung  unter  die  gesetzlichen  Schutzbestimmungen  ver- 
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langt,  und  die  großen  Berufegefahren,  unter  denen  sie  leiden,  er- 
klären hinreichend  die  Intensität  ihrer  Wünsche.  ^) 

2.  Klarstclking  der  Nomenklatur  der  dein  Gesetze  unter- 
stehenden Betriebskategorien  und  dadurch  definitive  Beilegung  der 
Streitfragen,  (He  über  die  Anwendbarkeit  oder  Nichtaiuvendbarkeit 
der  gesct/.Hchen  Ikstimmungen  auf  einzelne  Betriebskategorien  seit 
langem  obschwebten. 

IV. 

I.  Die  Kleinindustrie  der  Nahrungs-  und  Genußmittcl,  die,  wie 
vorhin  bereits  ausgeführt,  durch  ein  Gutachten  de«;  Staatsrates  des 
gesetzlichen  Schutzes  verlustig  ging,  ist  seit  langem  schon  als  die- 
jenige Industrie  bekannt,  die  in  erster  Linie  der  Aufmerksamkeit 
der  öffentlichen  Hygienepflege  bedarf.  Schon  im  Jahre  iSSS  hat 
die  Pariser  Wohnungskommission  in  einem  Berichte  der  Herren 
Hudelo  und  Napias  auf  die  schweren  Liclahren  hingewiesen,  denen 
der  Beruf  der  Restaurationsköche  ausgesetzt  ist.  Die  im  Jalirc  1886 
durchgeführte  Krhcbung  der  (ie Werbeinspektoren  über  die  Schlaf- 
räume der  Lehrlinge  im  Pariser  ikickcrgcwerbe  hat  zu  erschreckenden 
Resultaten  geführt,  und  die  I^rhcbung  des  französischen  Arbeits- 
amtes vom  Jahre  1892-)  hat  den  Beweis  erbracht,  daß  diese  Ver- 
hältnisse nicht  allein  auf  das  Bäckergewerbe  beschränkt  sind,  daii 
sie  vielmehr  eine  Eigentümlichkeit  eines  sehr  großen  Teiles  der 
französischen  Kieinindustrie  der  Nahruncrs-  und  Genußmittel  bilden. 

Bestätigt  wurden  diese  Wahniehniungen  durch  die  Berichte 
der  Gewerbeinspektoren  für  das  Jahr  1899,  die  abgegeben  wurden 
aus  Anlaß  eines  ihnen  vom  Handelsministerium  erteilten  Auftrage^, 
sich  über  die  Zweckmäßigkeit  einer  Unterstellung  der  Kleinindustric 
der  Nahrungs-  und  Genußmittei  unter  die  Bestimmungen  des  Ge- 


')  Nach  Her  MurUlitätsstatistik  des  Stadlkrciacs  von  Paris  sterben  von  siunt- 
liehen  Bcrufst;«ii^i.ti  (Arbeitern  und  Unternehmern)  im  Aller  von  20  —  39  Jabreo: 

29,89  Proz.  im  Baugewerbe, 

33  „    in  der  MeUllindiistriei 

34  „    der  chemiKhcn  I&diutrie, 
39       „    im  Gastwirtagewerbe, 
40,29    „     „  Kochgewerbe, 

40,61     „     „  Bäckergewerbe, 
44i36     I.  Mandelsgcwerbc. 
^)  Vgl.  la  pctite  industrie,  salairrs,  durce  du  Uaraili  tome  1-er,  ralimcaUÜoo 
u  Paris,  1  vol.  a  S*^  de  300  p.,  Paris  1893. 
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setzes  von  1893  zu  äufiern.  Wir  wollen  an  dieser  Stelle  aus  dieser 
reichen  Quelle  nur  zwei  Auslassungen  registrieren. 

Der  Inspektor  des  ersten  Kreises,  Paris,  erklärt,  daß  „in  den 
Bädcereien  und  Schweinemets^erden  die  Küdien  und  Arbeitsräume 
häufig  vom  hygienischen  Gesichtspunkte  aus  äußerst  ungünstig  ein- 
gerichtet sind,  dafi  insbesondere  die  Ventilation  nicht  hinreichend 
ist  und  daß  keine  Sicherheitsvorkehrungen  für  den  Fall  einer  Feuers- 
brunst vorhanden  sind". 

Im  8.  Kreise  (Bordeaux)  haben  die  Injektoren  eine  Spezial- 
erhebung  über  die  hygienischen  Zustände  in  den  Bäckereien  ver- 
anstaltet. Der  Bericht  über  diese  Erhebung  stellt  fest,  daß  „fast 
alle  Bäckereien  in  Kellerräumen  untergebracht  und  schlecht  venti- 
liert sind.  Viele  Bäckereien  haben  keine  Aborte  und  es  müssen 
infolgedessen  die  Exkremente  auf  den  Fußboden  abgelagert  werden* 
Die  Lehrlinge  der  Bäckereien  und  der  Gastwirtschaften  müssen  ihr 
Bett  in  der  Regel  mit  einem  zweiten  Lehrling  oder  einem  Arbeiter 
teilen.  Die  Schlafräume  sind  meistens  sehr  klein.  Wir  fanden", 
heißt  es  im  Berichte,  „Schlafräume,  die  nur  6 — 7  m  Fläche  und 
einen  Luftraum  von  10  qm  aufwiesen". 

In  den  Berichten  einig^cr  Inspektoren  kommen  zwar  hie  und 
da  Bedenken  gcj^en  die  Unlerstclliini;^  der  Kleinbetriebe  der  Industrie 
der  N'ahrun<:,^s-  untl  Genußmittcl  unter  das  Gesetz  vom  Jahre  1892 
zum  Ausdruck,  alle  sprechen  sich  aber  uneingeschränkt  für  die 
Unterstellung  dieser  Betriebe  unter  das  Gesetz  von  1893  aus. 

Im  Auftrai^'c  des  damaliL^en  I  landelsministers,  Herrn  Millerand, 
hat  £^cgcn  Ende  des  Jahres  1900  auch  der  Consell  d'hygiene  der 
(ürondc  einige  Bäckereibetriebc  besichtigt  und  konstatiert,  daß  „ihr 
Zustand,  insbesondere  hinsichtlich  der  Reinlichkeit,  meistens  sehr 
viel  zu  wünschen  übrig  läßt 

Dieselben  Ergebnisse  zeitigten  die  Erhebungen  der  ständigen 
Kommission  des  Conseil  supcricur  du  travail. 

Die  Aussagen  aller  Beteiligten,  und  zwar  ebenso  der  Arbeiter 
als  auch  der  Unternehmer,  haben  im  Laufe  der  Enquete  den  Be- 
weis erbracht,  daß  die  Arbeitsbedingungen  in  der  Klcinindustrie 
der  Nahrungs-  und  Genußmittel  dringend  einer  Reform  bedürfen. 
Wir  verweisen  auf  die  bcüiegendc  synoptische  Darstellung  (s.  S.  366) 
der  Resultate  der  Erhebung  über  einige  der  wichtigsten  Fragepunkte 
und  rekapitulieren  im  nachfolgenden  die  drei  dringendsten  Postulate 
der  Arbeiterschaft  dieser  Betriebe: 

a)  Regelung  der  Arbeitsdauer  und  der  Ruhepausen,  und  zwar 
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nicht  allein  inr  [  i auen  und  Kiader,  sondern  auch  für  erwachsene 
männliche  Arbeiter; 

b)  Aufstellung^  von  Malire^^feln  zum  Schutze  des  Lebens  und 
der  Gesundheit  der  Arbeiter.  Unter  den  Lye-cnwärtigen  ungünstigen 
hygienischen  Verluiltnissen  werden  besonders  hervorgehoben:  die 
Hitze,  die  durch  die  Herdfeuer  verursacht,  und  durch  die  immer 
abends,  manchmal  auch  den  ganzen  Tag  brennenden  GaslicliLer 
erhöht  wird;  die  unzureichende  Größe  der  Räume;  die  schlechte 
Ventilation,  Feuchtigkeit  in  den  Arbeitsräumen  und  dumpfe  Luft; 

c)  Besserung  der  Nahrungsverhältnissc  und  der  Schlafräume 
der  Arbeiter,  insbesondere  der  Lehrlinge,  die  beim  Unternehmer 
Kost  und  Logis  haben. 

Die  Gesetzgebung  wendete  ihre  erste  Aufmerksanikcil  zuerst 
dem  zweiten  dieser  Postulate  zu,  da  dieses  sozusagen  gar  keiner 
Opposition  mehr  begegnete.  Nach  Bekanntgabe  des  Entwurfes  hat 
z.  R  die  Pariser  Handels-  und  Gewerbekammer  erklärt:  „Wir  können 
uns  zu  dieser  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  des  Gesetzes  vom 
12.  Juni  1893  nur  zustimmend  äuitem.  Sie  ist  dbenso  notwendig 
zum  Schutze  der  Arbeiter  und  Angestellten  gegen  Krankheiten  als 
auch  gegen  Unialle.  IMe  berufensten  Vertreter  der  Industrie  der 
NahrungS'  und  Genufimittel  sind  mit  dieser  Erweiterung  des  Gdtungs* 
gebietes  des  Gesetzes  auf  ihre  Industrie  einverstanden." 

Auch  in  den  Kammern  sind  keine  Bedenken  laut  geworden 
und  ohne  irgendwelche  Opposition  wurde  die  Unterstellung  der 
Industrie  der  Nahrungs-  und  Genuflmittel  unter  das  gewerbliche 
Hygienegesetz  beschlossen. 

2.  Der  Schutz  der  Angestellten  in  kaufinannischen  Betrieben 
ist  in  Franl^ich  lange  Jahre  hindurch  wesentlich  hinter  den  Er> 
rungenschaften  anderer  Lander  auf  diesem  Get^ete  zurückgeblieben. 
Im  Deutschen  Reiche,  in  Österreich,  Belgien,  in  der  Schweiz,  in 
Großbritannien  und  in  den  Vereinigten  Staaten  wurden  überall 
die  kaufmännischen  Betriebe  mindestens  der  Gesetzgebung  zur 
Sicherung  des  Lebens  und  der  Gesundheit  unterstellt,  in  einigen 
dieser  Staaten,  so  im  Deutschen  Reiche,  Großbritannien  und  in 
der  Schwdz  drang  die  Gesetzgebung  auch  auf  diesem  Gebiete  bis 
zum  Erlasse  von  Bestimmungen  über  Arbeltsdauer,  Ruhepausen  und 
Ruhetage  vor.  Dagegen  unterstanden  die  französischen  kaufmänni- 
schen Betriebe  bis  zum  Jahre  1900  keinerlei  Regelung,  weder  einer 
gewerbehygienischen  noch  einer  über  Arbeitszeit  und  Arbeitsdauer, 
und  das  erste  Gesetz  dieser  Art,  das  in  Frankreich  erüoQ,  das  vom 
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29.  Dezember  1900  (Gewährung  von  Sitzgelegenheit  an  das  weib- 
liche VerkaufspersonaJ)  hat  seine  Bedeutung  weniger  in  seinen  posi- 
tiven Dispositionen,  als  in  der  Tatsache,  daß  mit  dem  Erlasse  dieses 
Gesetzes  der  Bann  gebrochen  wurde  und  der  Gewerbeinspektor  in 
den  kaufmännischen  Betrieb  eingezogen  ist 

Die  Berufsorganisationen  der  Handelsangestellten  haben  seit 
langen  Jahren  eine  Unterstellung  unter  die  gesetzlichen  Arbetter- 
schutzbestimmungen  verlangt,  und  die  Ergebnisse  der  Erbebung, 
die  die  ständige  Kommission  des  Conseil  supärieur  du  travaU  über 
die  Arbeitsbedingungen  im  Handelsgeweibe  durchführte,  und  die 
wir  in  ihren  wichtigsten  Teilen  in  den  beiliegenden  zwei  synopti- 
schen Übersichten  zur  Darstellung  bringen  (s.  S.  570 — ^373)  haben 
den  Beweis  eibracht,  daß  diese  Wünsche  mehr  als  gerechtfertigt  ge- 
wesen waren.  Sie  bewiesen,  daß  im  Handelsgewerbe  dieselben  Miß- 
stände, die  in  der  Industrie  zur  Arbeiterschutzgesetzgebung  führten, 
in  einem  sehr  hohen  Grade  entwickelt  sind. 

Hinsichtlich  der  hygienischen  Beschaffenheiten  der  Arbeits- 
und der  Schlafräume  haben  die  im  Laufe  der  Erhebui^  befragten 
Unternehmer  stets  das  Vorhandensein  von  Mißständen  in  Abrede 
gestellt,  während  die  Ai^estellten  gerade  über  diese  Mißstände 
lebhafte  Klage  führten,  und  vor  allem  die  Verhältnisse  in  den  kauf- 
männischen Büreaus  als  unerträglich  hinstellten.  Femer  führten  die 
Angestellten  darüber  Klage,  daß  sie  in  manchen,  nicht  mit  offenen 
Verkaufsräumen  verbundenen  kaufmännischen  Betrieben  allen  Un- 
bilden der  Witterung  ausgesetzt  sind,  daß  die  Schlafräume,  insbe- 
sondere die  Schlafräume  der  Lehrlinge,  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig  lassen,  und  daß  in  manchen  Betrieben  noch  die  Gcpfl<).^en- 
heit  besteht,  die  I^gerräume  und  die  Büreaulokaütaten  nachts  als 
Schlafräume  zu  verwenden. 

Die  Arbeitsdauer  stellt,  auch  wenn  man  sich  dabei  auf  die  Aus- 
sagen der  Chefs  stützt,  schwere  Mißstände  dar.  hi  Paris  wird  tias 
j^anzc  Personal  (mit  Hinschluß  der  weiblichen  Ani^estellten  und  der 
Kinder)  in  Detailgcschäftcn  10—11  Stunden,  in  Modc\vareiii;eschälteti 
II — 12  Stunden,  manchmal  auch  13  Stunden,  in  Warenhäusern 
13 — 14  Stunden  täglich,  in  Kolonialwaren^eschäften  mindestens 
1 1  Stunden  besrhäftii;t.  Die  Arbeitsdauer  der  Ausläufer  und  Ver- 
träger ist  meistens  um  eine  Stunde  länger. 

In  der  Provinz  bctnigt  die  Arbeitsdauer  sämtlicher  Angestellten 
II '4 — 12  Stunden  täglich,  in  manchen  Städten  auch  darüber;  so 
wird  in  den  Modewarengeschäften  von  Lyon  12*  4  Stunden  taglich, 
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in  Havre  12^,  Stunden,  in  Toulon  12  Stunden«  in  Algier  ebenfalls 
12  Stunden,  in  den  Warenhäusern  von  Algier  13 — 14  Stunden  täg- 
lich gearbeitet  und  auch  hier  werden  die  Ausläufer  und  Verträger 
eine  Stunde  täglich  länger  beschäftigL 

Im  allgemeinen  besteht  in  den  kaufmännischen  Betrieben  in 
Frankreich  überhaupt  kein  Ruhetag.  In  F^s  halten  einige  Ge- 
Schäfte  Sonntag  zu,  sonst  aber  ist  es  üblich,  den  Angestellten  je 
einen  Tag  in  zwei  Wochen,  manchmal  auch  einen  Tag  in  drei 
Wochen  freizugeben.  Noch  ungünstiger  liegen  in  dieser  Hinsidit 
die  Verhältnisse  der  Büreauangestellten,  die  manchmal  das  ganze 
Jahr  über  überhaupt  keinen  ganzen'  freien  Tag  haben.  In  der 
Fkovlnz  sind  die  Verhältnisse  noch  ungünstiger  als  in  Paris.  In 
Marseüle  sind  die  Modewarengeschäfte  am  Sonntag  nachmittags 
geschlossen,  alle  übrigen  Geschäfte  stets  offen.  In  Lyon  ist  es  ein> 
geführt,  den  Angestellten  der  Modewarengeschäfie  vier  freie  Tage 
im  Jahre  zu  gewähren.  Li  Havre,  Ronen,  Amiens,  Toulon,  Avignon 
und  Algier  haben  die  Angestellten  überhaupt  keinen  freien  Tag,  in 
Versailles  einen  freien  T^  im  Monat 

Auch  hin^chtlich  der  Unterstellung  der  Handelsangestellten 
und  des  Büreaupersonals  unter  das  Gesetz  von  1S93  machte  sich 
in  den  Kammern  ledne  Opposition  geltend;  manche  Mißstände 
werden  mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  in  den  Betrieben 
des  Handelsgewerbes  beseitigt  werden  können;  eine  durchgreifende 
Besserung  der  Verhältnisse  wird  auf  diesem  Gebiete  auch  in  Frank- 
reich erst  durdi  Eingriff  der  Geset^ebung  in  die  Regelung  der 
Arbeitsdauer  und  der  Ruhetage  erzielt  werden  konneiu 

V. 

Die  beiden  bisher  behandelten  Punkte  des  neuen  Gesetzes,  die 
Erweiterung  des  Geltungsgebietes  der  gewerbehygienischen  Gesetz- 
gebung auf  die  Kleinindustrie  der  Nahrungs-  und  Grenufimittel  und 
auf  das  Handelsgewerbe,  stellten  die  Eroberung  neuer  Gebiete  für 
den  Arbeiterschutz  dar.  Die  übrigen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
haben  nicht  diese  grofie  Bedeutung.  Es  wird  hier  nicht  mehr  Neu- 
land für  den  Arbeiterschutz  erschlossen,  es  handelt  sich  um  Gre- 
biete,  die  bisher  schon  unter  den  Bestimmungen  der  Gesetzgebung 
standen,  und  Aufgabe  des  neuen  Gesetzes  war  nur  eine  gesetzliche 
Schlichtung  und  KlarsteUung  einiger  Streitpunkte,  die  sich  bei  der 
Durchführung  des  Gesetzes  von  1 893  ergaben.  Es  handelt  sich  um 
die  Durchführung  der  gewerbehygienischen  Gesetzgebung  in  den 

Arduv  für  Sovlalwitieatduift  a.  Soiiatpolitik.  I.  (A.  f.  sot,  G.  n.  St  XK).  i.  H 
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Arbeitsbedingungen  in 
A»      Aussage  eines  Verbaadei  der  AafcsteUla 


Betrieb 

Zulassung- 
alter 

K  ffektivc 
Arbeitsdauer 

Maximale  Präsens» 
zeit 

1  Nachtarbeit 

Bureaus 

A.  Banken  and 

Versichcrungs- 
gescllschaflen : 
13  u.  14  Jahre 

A.  Steno- 
typistinnen ; 

16  Jahre. 

A.  Banken  und  Ver- 
sicherungsgesell- 
schaften : 

5Vt-7',.  St.  ge- 
wöhnlich 7  St. 

7  St.,  in  einigen 
Häusern  u  St. 

A.  Banken  und  Vcrsiche- 
rungsgrscllschaAcn  ö'/«  bis 
8'/4  St,  gewöhnlich  8  St 
A,  Handel  und  Industrie: 
8,  10  und  12  St 

Keine. 

Eagros- 
geachSAe') 

A.  14  Jahre) 
t6  Jahre.* 

A.  8'  ,  und  9'  ,  St. 
in  Mcrceriegeschiiltcn 

10  Sl 
V.  8»/«-9V4  St. 

A.  9  und  10  St 
(/,  to  und  II  St 

A.  Einige  XtcJii- 
wachcn. 

Drtail- 
gcschäfte') 

Jedes  Alter. 

U.  1 0  u.  11  St  mit 
Au.snahmc  außerge- 
wöhnlicher Perioden. 
—  KJeiderverkäufe- 
rinncn:  9  St.  — 
Ilemdengeschäfte : 
10  St. 

U.  Hemdcngcschäftc  1 1  ','2  St. 
Man  schließt  nicht  einheit- 
lieh  um  7  Uhr.  — 

Mercericgeschäf  tc :  Man 
zögert  mit  dem  Schließen 
wegen  der  Arbeiter-  und 

AngestcUtcnkundscbaft. 

t 

Kerne. 

f 

Mode- 
waren« 
maffsuine 

A.  Paris:  iS 

manchmal 
17  Jahre; 
Grooms; 

13  Jahre ; 
V^orslädte :  jede^ 

Alter. 
U.  16  — iS  Jahre, 

nie  unter  15 
Jahren;  in  der 
Provinz : 

14  Jahre. 

A.  .Angestellte:  9' j, 
10,  io'/j,  lo'/i  St. 
Aufler  den  Vor« 
.ihtndrn  \or  Aus- 
stellungen usw.. 
Ladendiener:  l'/«u. 
2,  manchmal  3  St. 
mehr. 
II,  12,  manchmal 
13  St. 

A.  Angestellte :   Ii,   1 1 
12  und  12  Vt  St,  noch  mehr 
an  Vorabenden  von  Aus* 

Stellungen  usw. 
Ladendiener:  bis  zu  15  St, 
in  der  Provinz:   13  oder 
14  St 

l/,  II — 11  St  mit  Einschluß 
der  Mahheiten.  In  Maga- 

zincn  mit  .\rbeitcrknnd- 
schaft  muß  der  Beginn  und 
Schlttfi  der  Arbeit  stets  sdir 
varüereo. 

A.  Naditwicbent 

bis.  Oktober,  No- 
vember u.  DctciBbe; 
vor  jeder  Adattt 

liin^,  .in  Wdt- 
nachten    und  Xfa- 
jähr.    Mootsf  vA 
Sonnabend  in  <löi 
Vors  lad  ICB. 

Warcn- 
hänier 

A.  i6,  17,18 
Jahre. 

A.  12,  13  u.  14  St. 

Lark-nciirncr.  .Aus- 
läulcr:   1  Sl.  mehr. 

//.    13  und  14  St 
Ladendiener;  15  n.  16  St 

A.  Bis  10 and  it  k. 

liehen  Zeiten.  Voi> 
abende  von  Festfs 
bis  I  u.  2  h. 
morgens. 

! 

Spczcrei- 
hand* 
Itiagea 

i\  13  u.  ]4 
Jabrc. 

U,  11  St 

U.  Beginn;  im  Winter:  7, 
8'/x  h. ;  im  Sommer:  6Vti 
7  h.   Schlufi:  9  h.. 
Präscn/,  13",— 14''.  St 
U.  \'on  8  h.  morgens  bis 
9  b.  abends  mit  EinscMufl 
von  2  St.  Mahlzeitspavse, 
d.  b.  13  St 

U.   X.irhtwachäl  «s 
Sonnabeodca  sac 
Vorabenden  *or 

Festen  in  besümni'.'fl 
Geschäftea. 

Mit  Ausnahme  der  Warenhäuser,  Modewarenmagazine  und  Spezercibandlungen. 
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kaufmännischen  Betrieben. 

C.  =  Aussagr  rincs  Verbandes  der  Lnlernehnur. 


Mahlzeitea 


Hygiene  der 
Arbeitsloknle 


Schlafstätten 


Wöchentliche  Ruhe 


A  Banken:  I  SU  aus- 
wirts. 

A.  Sleriuty  [MSlinncn ; 
2  Sl  aufwärts. 


A.  i  n.  iVt  St  aus- 
wärts. 


St  in  der 
RegeL 


A.  Oft  mhtelmSQig, 

Banken  :  Oft  unj,'c- 
nügcnde  Ventilation, 

Ranch,  Auswurf. 
/^.  Stenotypistinnen: 
Ungenügende  \  ciuila- 
lioik  in  einigen  Ge- 
schSiteo. 


Keine. 


A.  Gut  bis  aufBureau- 

angcslplltc  in  einigen 
Falicn. 

a  GuL 


U.  Kleiderverkaufcrinnen 
haben  Kost  beim  Unter- 
nehiner.  —  Mercerw: 
das  Personal    iflt  mit 
dem  Unternehmer.  — 

Hrtndenj^rschätlc : 
Keine  Kost  beim  Unter- 
nchmer,  dahin  seht  auch 
die  allgeneiae  Tendenz. 


A.  Im  allg 

gUL 


A.  35  Min.  —  I  h.  je 
nach  dem  Geschäft.  Eine 
Mahlzeit  gewöhnlich  im 
Geschäft,  meist  beide. 

^«ahrting'  f^nnr.  jjut,  we- 
nig Abwechslung. 
^-  35i  45  Min.,  j.^  I  St. 
10  Min.  /u  jeder  Mahl- 
zoL     in    der  I'roviui 
idten  Kost  beim  Unter-  I 
nehmer:  45  Min.  —  I  h.  | 
Gesunde  Nahrung,  über-  j 
genug,  I.  Qualität.  I 


A.  2  Mahlzeiten  mit 
höchstens  je  l  St. 


A.    ÜLcrlillztc  I.uft, 
Staub,  unj^t'sundc 
Suutcrrains. 
C\  fiutc  hygicnisi"he 
Bedingungen  ,  genü- 
gende Ventilation, 
keine  schlechten 
Gerüche. 


Auswärts. 


L'.  Man  kuninit  immer 
mehr  davon  ab. 


A.  Banken.  Versichcrungs» 
gesellschaffen  und  einige 
Magazine:  Sonn-  u.  Feier- 
tage. —  Handel  und  In* 
dustrie:  i,  '/»  oder  keinen 
Tag  in  einigen  GcscbiiAen. 


A.  Sonn-  und  Feiertage. 
U.  Sonn-  und  Feiertage. 


Vi  In  der  Regel  Sonn-  und 
Feiertage,  in  den  Vorstädten 
ein  anderer  Tag  nach  der 
Reihe.  —  In  Merccrie-, 
Ilcmdcngeschäften  ist  der 
Sonntag  nicht  durchweg 
frei;  man  versuchte  ilm  ein- 
xufilhren,  verzichtete  aber 
darauf  in  Hemden- 
gcschäftcn. 


A.  In  großen  GesehSitea: 

.1.  (Icwöhnlich  gut  Sonn-  und  Feiertage  außer 
lür  die  Angestellten,  vor  AuislcUungen.  Laden- 
Mittelmäßig  für  die  '  diener  1  von  2  oder  4 
Ludendiener  —  in  den  Sonntagen.  In  der  Regel 
Zimuicni  und  auf  den    1   Tag  pro  Monat,  manche 


Ladcntisrhcii. 
C'.   Im  allgemeinen 
genügend. 


A.  &Ian  friert  im 
Winter,  schwitzt  im 

Sonimer.  Hygiene 
könnte  verbessert 
werden. 


1 


A.  Logis  beim  Unter- 
nehmer in  der  Pro- 
vinz, nicht  in  Parts. 

Ladendiener  und 
Kutscher  schlafen  in 
Paris  auf  den  Laden- 
tischen. 


I  Tag  pro  14  oder  8  Tage. 

U.    l  Tag  pro  8  oder  14 
Tage;  jährlicher  Urlaub 
von  8— >I4  Tagen. 


C.  Beinahe  durchweg 
Kost  beim  Unternehmer. 
3  Mahlzeiten:  2  St.  20 
Afin.  Gute  Nahrung  in 
der  Regel. 


A.  Ununterbrochene  Rübe; 

I  Tag  von   14  und  [  Tag 
pro  Monat. 


0\  Ausgezeichnet. 


U.   Saubere  Zimmer, 
wenn  auch  nicht  so  ; 
groß  wie  es  in  Paris  1 
gewünscht  wird. 
Logis  beim  Unter- 
nehmer kommt  selten 
vor. 


[/.  Vom  I.  Mai  bi.^  I.  Okt. 
schliefen  beinahe  alle  (ic- 
schäfte  an  Sonntagnach- 
mittagen. Tni  Winttf 
Tag  pro  Woche  n.icli  der 
Reihe.    Jährlicher  Urlaub: 

4 — 10  bezahlte  Tage. 
C\  2  2Sachmittage  pro  Mo- 
nat im  Winter. 

44* 
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Arbeitsbedingungen  der  Angestellten 


Betriebe 

Anstellungs- 
alter 

Präscnszcit 

t        .M  a  n  !  z  ^  1 1  p  a  u  s  n 

Bon  Marclrf. 

18—30  Jehie^ 

Von8h.-7V»h.  (u«,St) 
während  4  Monaten. 
VonSh. — 8  b.  Uz  St.) 
^rithrend  8  Monaten. 
In  Wirklichkeit  werden 
durchschnittlich  300  uabe- 
sahlte  Überstunden  geldstet 

St. 

samt  der  Zeit  zum  Hinauf- 
gehen ,  Herunterkonunen 
und  laempfangnehaea  der 

Srifiscn. 
Vormitta.:   j  ,  h.— 10'  ,b. 

-  u'.h. 

Abend:  5h.-^h. — 7b. 

I^uvre. 

18 — ^jo  Jahre. 

Von  8h.— 7'»  h.  (II  St 
10  Min.) 
Das  Mittagessen,   weil  fa- 
kultativ, nicht  eingerechnet 

1  St. 

•  ui  uxifci4ti^  .    1 W      D."-  \  \  II* 

-  12*»h. 

Abend  :  7  h. 

Pkjiitieiii|M« 

18  Jahre. 
Die  Grooms  werden 
im  Alter  von  1 3  bis 
14  Jahren  angestellt 

Von  8  h.  oder  8 '/«  h. — 7  h. 

(II  St) 
Das  Mittagessen,  weil  fa- 
kultativ, nicht  eingerechnet 
Die  Ladendiener  fangen 
um  7  h.  au. 

I  Sl 

Vormittag :  1 0  ^ ,  h . — 1 1 1/1  b. 
-uVsb. 
Abend;  7  b. 
Die  Ladendiener  essen  nxa 
8'/t  b.  u.  4  h. 

Belle  Jardioiire. 

18  Jahre. 

Angestellte : 
Von  8h.— 7  h.  (II  Stl 

Ladendiener : 
Von6V,  h.-7h.(iaV,St.). 

I  >/,  St.  filr  die  AoeesteUicn.  | 
I  St  flr  die  Ladendteacr. ' 

Nouvellee 

Geleries 
(Avenue  de  Clicby.) 

In  jedem  Alter. 
Doch  besteht  ca 
Hfilftc  des  Personals 
aus  jungeu   I, tuten 
von  16  —  18  Jalin  n, 
die  Kosl  und  Logis 
usw.,  aber  keine  Be- 

lahlung  haben. 

Von  7«  ,h.— 8  h.  od.8V4h. 

(12V«— 12»,^  St). 

Montag  und  Sonnabend 
Ladenschlufl: 

8*  4  ndcr  g' h. 
Um  Neujahr  wird  dreimal 
wödientlich  um  tob.  ge- 
schlossen. 
.Am  Tage  vor  Weihnachten 
und  vor  Neujahr  wird  um 

I  h.  nachts  gesehlossen. 
Die  Angestellten   für  die 
Etiketticrung  arbeiten  im 
Nov.  und  r)c/  bis  lo  und 
1 1  b.  abends. 

Vormittag:  4^  Min, 
loV,  h.-  -:; ij'jh. 
Abend :  35  Min. 
5Vtb.-6V4b,-7b. 

Trois  Quartiere. 

17  und  i8  Jahre. 

Von  8  h.  oder  8V«  h.— 8  b. 
(12  oder  II  Vi  St.). 

Vormittag:      St  um 

11%  h. 
Abend :   3s   Min.   vom  j 
6h.-7^  h, 

Old  Bngieiid. 

Keine  Altersgrenzen. 

1 

Angestellte:  12  St  j 
Ladendiener:  14  u.  15  St  1 

Frilhsttfck:  50  Min.  i 
Mittagessen :  40  Min. 
samt  der  Zeit  zum  Gchca 
und  Kommen.  1 

Bo^rosgeachäfte. 
(Quartier  du 
Sentier). 

1 

14  und  J5  Jahre.  | 
1 

Von  Sh.  — 6  h.  oder  7  b. 

(9  oder  10  St) 
In  einzelnen  Häusern  wird 
während   der   Saison  die 
ganze  Nacht  gearbeitet 

I  St  und  1%  St  ^ 

\ 
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der  Pariser  Modewarenmagazine. 


Soan«  und  Feiertags* 
ruhe 

Hygiene  —  Nahrung 

Bcmerkangen. 

Sonn-  ttod  Festtage  aufier 
d«  Tagen  Tor  Ansstetlnn- 

prn  f7  —  S  iäVirlirhl  bis  2  h 

Ferien:    %  Tage  jährUcb 
obttptoTisch  o&te  Bezah« 

lonj;.       Die  Ladcndicnfr 

haben  nur  jeden  2.  Sonn-  ^ 
tag  frei.  1 

ÜbcrhiUtc  Luft. 

Staub. 
Gute  Nahrung,  '1 
Schlafräuroe   gut,   an  der 
me  du  Bac.    Die  Laden- 
diener schlafen  im  Laden 
mit  je  nur  einer  Matratze 
auf  dem  Ladentisch. 

'1  Frühstück  und  Mittagessen  im  Laden 

sind  obligatorisch. 

(aeit  unseren  Vorstetlattgen  neim  nonc- 
ren  Arbeitsbeirat  (Conscil  sup.  du  trav.) 
sind  verschiedene  Verbesscr\mgcn  einge- 
treten, so  trat  z.  B.  an  Stelle  des  Mittag- 
essens eine  Entschädigung  von  frs.  1,35. 

Sonn-   und  Festtage  außer 
an  Tagen  vor  Ausstellungen 
(7— S  j&hrUch). 
Ferien  ohne  Bocahlung. 

Cberhilztc  Luft. 

Staub. 
Gute  Nahrung. ') 

Urißesundfs  Snutcrrain, 
Tcmperalurwechscl. 

^)  Das  Mittagessen  im  I^den  steht 
frei;  es  kann  durch  eine  Entschädigung 
von  frs.  i,ao  ersetzt  werden. 

Sellin-    und    Pf*^tla.0i*  ;iuLirr 

an  Tagen  vor  Ausstellungen 
(y^-S   jährlich)  bis  lo  h. 

oder  12  h. 
Die  Ladendiener  arbeiten 
jeden  4.  Sonntag.  Ferien 
ohne  Bezahlung. 

Staub. 
Gute  Nahrung.  ^) 
Die  Ladendiener  schlafen 
ru  20  in  einem  Zimmer.  — 
Schlechte  Luft 

^)  Das  Mittagessen  im  Laden  steht 
frei;  et  kann  durch  eine  Entsehüdigung 
von  frs.  1,05  enetxt  werden. 

Ladendiener;  1  Ton 

14  Tajjen. 
Von  1.  Januar  bis  1 5.  Min 
I  Tag  pro  Woche. 

1  von  14  Tagen  auäer  in 
ReUamewoehen,  die  ca.  alle 

6  Wiichcn  st.^ttfinden. 
Vom  15.  Nov.  bis  8.  Jan. 
kein  Ausgang. 

Ruhetage  jährlich. 

Gute  Laft 

Das  2.  Souterrain  ist  feucht ; 

QOll   oinu   UIC  /\UgC>vL  lilCU  • 

der  Etikettierung,  Expedi- 
tion,   des  Provinzdicnslcs, 
Guterempfangs ,    des  Ke- 

servelagerdienstes. 
Die  Ladendiener  schlafen 

im  Laden. 
Die  Nahrung  läSt  etwas  in 

wünschen. 

Diese  ncnierkuni::cn  treffen  für  die 
Menagere  und  für  die  derselben  Verwal- 
tung unterstehenden  großen  Bazare  zu, 
deren  Zentralsiu  66,  rue  des  Archivs  isL 
Die  Angestellten  bleiben  nicht  in  diesem 
Unteznebmen. 

Sonn-  und  FP5ttage. 
Ferien  oime  Bezahlung. 

r.utr  Luft. 
20  Ladcodiencr  schlafen  im 
Laden  mit  je  2  Matratzen 
auf  ilcm  Ludciitiseh. 
Gute  Nahrung. 

Angestellte:  I  Tag 
pro  Woche. 
Ladcndleaer:  Vi  ^oi^ 
14  Tagen. 

Die  Sottterraias  haben  an 
wenig  Luft. 

Sonn»  und  Festtage. 
J^ihrlicber  Urlaub  von  in 
der  Kegel  S  Tagen. 

Im  ganzen  gut  mit 
Ausnahme  der  Bureau- 
angestellten. 

Die  Arbeitslicdingungrn  sind  gut  im 
ganzen;  dafür  sind  die  BezaMungcn  un« 
genügend  und  betrichüidi  niedriger  ab 
in  den  Detailgeschfiften. 
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staatlichen  Betrieben  und  bei  staatlichen  Bauten,  beim  Verladen  und 
Löschen  der  Schiffe  und  um  einige  Änderungen  mehr  verwaltuogs- 

technischer  Natur. 

I.  Hinsichtlich  der  Anwendung  des  Gesetzes  von  1893  auf  die 
staathchen  Betriebe  und  auf  die  öfientHchcn  Bauten  entstand  die 
Möfifüchkeit  einer  Kontroverse  IcdiHirh  infolge  der  Tatsache,  daß 
der  Art.  i  des  Gesetzes  von  1893,  im  Gegensatze  zum  Art.  i  'les 
Gesetzes  1892,  nach  den  Worten  „chantiers  et  ctabllsscmcnts 
industriels"  nicht  ausdrücklich  die  Worte  „publics  et  privcs" 
enthielt. 

Für  die  Bauarbeiten,  die  im  Auftrage  des  Staates,  der  Departe- 
mente und  der  Gemeinden  ausc:efiihrt  werden,  wurde  die  Streit  fraise 
durch  ein  Kun(lsclircil)en  des  i  iandclsministcriums  vom  16.  Mai  1900 
dadurcli  erledigt,  dali  das  Ministeriuni  die  Gevverbcinsj)ektorcn  be- 
auftragte, bei  allen  diesen  Bauarbeiten  für  die  Durchfuhruni;^  des 
Gesetzes  von  1893  Sorf^a-  zu  tragen.  ,,Das  Gesetz",  führte  dieses 
Rundschreiben  aus,  erstreckt  sich  auf  Werkstätten  und  Bauplätze 
aller  Art",  und  wenn  auch  die  Worte  „public  et  privös"  darinnen 
nicht  ausdrücklich  enthalten  sind,  so  genügen  doch  die  Worte  „aller 
Art"  um  zu  ersehen,  daß  es  dem  Willen  des  Gesetzgebers  entsprach, 
das  Gesetz  auch  auf  öffentliche  Bauten  anzuwenden,  insbesondere, 
da  diese  Bauten  hinsichtlich  der  Arbeitsbedingungen,  und  der  Ge- 
fahren, die  dabei  das  Leben  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  be- 
drohen, sich  in  keinerlei  Weise  von  privaten  Bauten  unterscheiden. 
„Es  wäre",  fahrt  das  Rundschreiben  fort,  „eine  einzigartige  Anomalie, 
wenn  der  Staat,  die  Departemente  und  die  Gemdnden,  die  mit  der 
Durchfährung  der  Arbeiterschutzgesetze  betraut  sind,  bei  ihren 
eigenen  Bauten  diese  aufier  acht  lassen  würden". 

Dem  Vorgehen  des  Handelsministeriums  schloß  sich  das  Kriegs- 
ministerium  an,  das  durch  Rundschreiben  vom  11.  März  1901  die 
Direktoren  und  Betriebsleiter  der  dem  Kriegsministerium  unter- 
stehenden staatlichen  Betriebe  angewiesen  hat,  in  diesen  Be- 
trieben fiir  die  strikte  Durchführung  des  Gesetzes  von  1893  Sorge 
zu  tragen. 

Daß  aber  diese  Schritte  der  Verwaltung  nicht  genügten,  um 
wirklich  in  allen  staatlichen  Betrieben  dem  Gesetze  Geltung  zu  ver- 
schaffen, dies  beweisen  die  Klagen,  die  über  die  Arbeitsbedingungen 
in  der  staatlichen  Zündhölzchenmanufaktur  in  AubervUliers  und  in 
der  Imprimeric  Nationale  laut  geworden  sind. 

Aus  diesem  Grunde,  und  auch  um  den  Text  des  Art  i  des 
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licsetzcs  von  1893  mit  dem  des  Art.  T  des  Gesetzes  von  1892  in 
wörtliche  Ubereinstimmung  zu  brin*^en,  sah  der  vom  Ministerium 
eingebrachte  Hntwurf  die  Aufnahme  der  Worte  „pubh'c  et  priv^s" 
in  den  Gesetzestext  v^or,  was  zur  Folge  gehabt  hätte,  daß  die 
staatlichen  betriebe  nicht  allein  dem  Gesetze  unterstellt,  sondern 
auch,  daß  die  Kontrolle  über  die  Durchführung  des  Gesetzes  in 
diesen  Betrieben  in  den  Kreis  der  Obliegenheit  der  Grewerbeinspek* 
toren  einbezogen  worden  wären. 

Gegen  diesen  Vorschlag  des  Repjieruncrsentwurfes  machte  sich 
in  der  Arbeitskommission  der  Kammer  keine  Opposition  geltend 
und  diese  Bestimmung  des  Entwurfes  wurde  denn  auch  von  der 
Kammer  debattenlos  und  mit  stillschweigender  Zustimmun<:^  der 
anwesenden  Regierungsvertreter  angenommen.  Dagegen  machte 
die  Behandlung  des  von  der  Kammer  angenommenen  Entwurfes 
in  der  Kommission  des  Senates  Schwierigkeiten. 

Die  Vertreter  verschiedener  Departemente  machten  ihre  Be- 
denken geltend.  Der  Kriegsminister  und  der  Marineminister  wandten 
ein,  daß  wenn  sie  auch  keinen  Widerspruch  gegen  die  Unterstellung 
sämtlicher,  ihnen  unterstehenden  Betriebe  unter  das  Gesetz  von  1893 
erheben  wollten,  sie  doch  verlangen  müßten,  daß  für  eine  Reihe 
dieser  Betriebe  die  Kontrolle  über  die  Durchfuhrung  des  Gesetzes 
ihnen,  und  nicht  den  Gewerbeinspektoren,  überlassen  bleibe,  da 
Gründe  der  Landesverteidigung  gegen  den  Eintritt  der  Inspektoren 
in  diese  Betriebe  sprächen.  Nachdem  seitens  der  Vertreter  dieser 
Ministerien  die  Zusicherung  gegeben  wurde,  daß  zu  Kontrollzwecken 
in  den  Ministerien  ein  besonderes  Inspektionsdepartement  errichtet 
werden  solle,  wurde  dem  Gesetzentwurfe  ein  neuer  Artikel  ange- 
fügt, des  Inhalts,  daß  für  diejenigen  Betriebe,  für  die  diese  Aus- 
nahmcbehandlung  aus  Gründen  der  nationalen  Sicherheit  geboten 
erscheint,  und  die  in  einer  noch  zu  erlassenden  Verordnung  auf- 
geführt werden  sollen,  die  Überwachung  der  Durchführung  des  Ge- 
setzes nicht  den  Gewerbeinspektoren,  sondern  besonderen  Kontroll- 
organen des  Kriegs-  und  des  Marineministeriums  obliegt. 

Eine  zweite  Reihe  von  Bedenken  wurde  für  diejenigen  staat- 
lichen Betriebe  geltend  gemacht,  für  die  die  vorstehenden  Kr- 
wägungen  nicht  zutreffen  und  die  infolgedessen  der  Kontrolle  durch 
die  Gewerbeinspektoren  unterstehen  sollen.  Es  wurde  hervorgehoben, 
daß  die  Leitung  eines  staatlichen  Betriebes  denjenigen  Anordnungen 
des  Gewerbeinspektors,  deren  Durchführung  mit  Geldausgaben  ver- 
bunden ist,  nicht  eher  Folge  leisten  könne,  als  bis  sie  hierzu  einen 
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erfurdiL'i  HcliL  II  Kredit  von  den  Kammern  votiert  erhielte.  Auch 
(iirs  ii  l>(  ( i<  !ikt  ri  trug  die  Kommission  dcs  Senates  RechnunjT,  indem 
sie  die  iicstmimungen  der  §§  5,  6,  7,  8,  9,  12  und  14  des  Gesetzes 
von  1S93,  die  den  Gang  des  Verfahrens  bei  Feststellung  von  Über- 
tretungen und  beim  Treffen  von  Anordnungen  seitens  des  Gewerbe- 
inspektors regeln  (Aufnahme  eines  Protokolls,  Zustellung  einer  Moti- 
vierung, Anordnung  durch  den  Inspektor  an  den  Betriebsleiter  mit 
Angabe  der  Frist,  bis  zu  welcher  die  Anordnung  ausgeführt  werden 
kann,  und  Schließung  des  Betriebes,  wenn  die  Anordnung  bis  zum 
angegebenen  Zeitpunkte  nicht  durchgeführt  ist),  für  die  der  Kon- 
trolle der  Gewerbeinspektoren  unterstehenden  ^taailiv  hcn  Betriebe 
aufliob,  und  einer  zu  erlassenden  X'crordnung  es  vorbehieli,  den- 
jenigen Gang  des  V  ciiahiens  lu;  diese  Betriebe  festzusetzen,  der 
durch  ihre  Abhängigkeit  vom  Budgetbcwilligungsrecht  der  Kammern 
geboten  erscheint. 

Die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  lauten  nunmehr: 

Art.  4,  Abs.  2.  Bri  Staatswerkstnttcn,  bei  denen  sich  im  Interesse  der  na- 
tionalen Sicherheit  die  Zulassung  von  Beamten,  welche  dem  bclrvttcnden  Dienst- 
zweige uichl  aogcliürcB,  verbietet,  ist  die  Kontrolle  über  die  Durchführung  der  ge- 
setzlichen BesUminiugen  ausscblicSlicb  denjenigen  Beamten  fibertragen,  weiche  vom 
Krieg!-  bsw.  Marineminiater  dasu  enuniit  werden;  das  Veneicbnis  dieser  Betriebe 
wird  durcii  ciue  von  der  öffentlielien  Vcrwaltans  su  erluaeade  Verordnuiig  bekannt 
g^sgeben» 

Art  IS,  Abi.  3.  Die  Art  5,  6.  7,  8,  9,  19  Abs.  I  nnd  a,  und  Art.  14 
dieses  Gesetces  finden  avf  SUatswerlistitten  keine  Anwendung.   Eine  Verordnung 

der  öffentlichen  Verwaltung  wird  über  die  Bedingungen  Bestimmungen  treffen,  unter 
welchen  die  seitens  der  Inspektoren  in  diesen  Betrieben  gemachten  Feststellungen 
durch  den  Handelsmtnister  xtur  Kenntnis  der  beteiligten  Verwaltungsstelle  ra 
bringen  sind. 

2.  Hinsichtlich  der  Lade-  und  Loscharbeiten  bei  Schiffen,  die 
in  der  Nomenldatur  des  Art  i  des  Gesetzes  von  1893  nicht  ein- 
begriffen waren,  bestand  keine  Streitfrage  darüber,  daß  es  den  Ab- 
sichten des  Gesetzgebers  entsprach,  die  Arbeiter  dieses  Berufes 
aoidi  des  Schutzes  der  gewerbehygienischen  Gesetzgebung  teilhaftig 
werden  zu  lassen,  und  ein  Ministerialerlaß,  der  diesen  Standpunkt 
txur  Kenntnis  der  Gewerbdni^ektoren  brachte,  hat  keinerlei  Oppo- 
sition gefunden.  Um  aber  eventuellen  in  der  Zukunft  möglichen 
Kontroversen  vorzubeugen,  wurde  dies  nunmehr  auch  gesetzhch 
festgele^^^t  und  die  „Lade-  und  Löscharbeiten"  in  die  Nomenklatur 
des  Art.  i  au%eaommen. 


Digitized  by  Google 


Jttlius  Laodmaan,  Die  Ausdebaung  des  Arbeitenchutxes  ia  Fraakreich.  y^^ 

3.  Um  ferner  für  die  Zukunft  Kontroversen  vorzubeugen,  die 
sich  ans  einer  Unklarheit  des  Art  i  des  Gesetzes  darüber  ergeben 
könnten,  ob  ein  Betrieb  oder  eine  bestimmte  Kategorie  von  Ik- 
trieben  dem  Gesetze  untersteht  oder  nicht,  wurde  an  den  Schluß 
des  Artikels  noch  eine  zur  Sicherung  dieses  Zwecks  dienende  all- 
gemeine Formel  gestellt. 

Art.  I  des  Gesetzes  lautet  nunmehr: 

Art.  I,  Abs.  1.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  tindcn  Anwendung  auf 
Manufakturen,  Fabriken,  HüUcnwerkr,  Bauplätze,  Werkstätten,  I,aboratnricn,  Küchen, 
Keller,  (icwolbe,  Maf^azine,  Kramladen,  P.ureaus,  Lade-  und  Loscharbcilcn  und  die 
zugehörigen  Anlagen,  gleichviel  ob  es  sich  um  Betriebe  oÜ'cnllicher  oder  privau-r, 
weltlicher  oder  religiöser  Natur  bandelt,  und  «war  auch  dann,  wenn  sie  lediglich 
der  Bernfsldu«  dienen  oder  einen  Wobltiügkeitsehankter  haben. 

4.  Endlich  enthält  die  Novelle  zwei  Änderungen  hinsichtlich 
der  im  Art.  3  des  Gesetzes  vorgesehenen,  von  der  öffentlichen 
Verw^altung  zu  erlassenen  Si)ezialvcrordnunfjen,  die  etwa  den  auf 
Grund  des  §  I20e  der  deutschen  Gewerbeordnung  erlassenen  Be- 
kanntmachunfjen  des  Bundesrates  entsprechen.  Die  Ermächtigung 
zum  Erlal3  dieser  Spezialverordnunp^en  wurde  dahin  erweitert,  daß 
solche  nunmehr  auch  hinsichtlich  der  Jit  s*  haffenheit  der  Schlafräume 
erlassen  werden,  und  daß  sie  sich  auch  auf  einzelne  lierufskategorien 
(bisher  nur  auf  einzelne  Industriezweige)  erstrecken  dürfen. 

Das  Gesetz  vom  9.  Juli  1903,  dessen  Werden  und  Inhalt  wir 
vorstehend  sldzziert  haben,  ist  die  erste  Frucht  der  lai^ährigen 
Arbeiten  der  französischen  Sozialpolitiker  an  einer  Ausdehnung  und 
Ausweitung  des  Arbeitersdiutzes.  Seine  große  Bedeutung  liegt  im 
Umfange  des  dem  Arbeiterschutze  neugewonnenen  Gelandel  be- 
gründet und  in  der  Tatsache,  daß  durch  das  Gesetz  auch  fiir 
dessen  Durchfuhrung  gesorgt  wurde.  Die  Ansätze  aber  zu  neuen 
Novellen,  die  wir  vorhin  angedeutet  haben,  läfit  ^e  Hoffnung  ge* 
rechtfertigt  erscheinen,  daß  vielleicht  in  nicht  aOzu  femer  Zeit 
auch  weitere  Berufsgruppen  der  bisher  entbehrten  Vorteile  des 
gesetzlichen  Schutzes  teilhaftig  werden. 


^  kj  i^uo  i.y  Google 


378 


Die  staatliche  Pensionsversicherung  der 
PxivatangesteUten. 

(Mit  besonderer  Berücksichtigung  des  österreichischen  Gesetzentwurfs.) 

Von 

WTIJIEf.M  ARENS 

Lankwitz-Berlin. 

Ein  von  den  Organisationen  der  Privatangestellten  gebildeter 
„Ausschuß  zur  HerbeHuhning  einer  staatlichen  Pensions-  und  Hinter- 
bliebenenversichening  der  Privatangestellten"  hat  am  1 5.  Oktober  1905 
und  in  den  folgenden  Wochen  auf  privatem  Wege  eine  Erhebung 
über  die  Standesverhältnisse  der  Privatangestellten  in  ganz  Deutsch- 
land veranstaltet,  um  der  Regierung  das  Material  zu  liefern,  dessen 
diese  zur  Einleitung  gesetzgeberischer  Arbeiten  auf  diesem  ganz 
neuen  Gebiete  der  sozialen  Fürsorge  bedarf.  Das  Resultat  dieser 
Erhebungen  ist  sehr  zufriedenstellend;  was  kaum  einer  der  Beteiligten 
erwartet  hatte,  wurde  erreicht :  es  sind  sehr  viel  mehr  als  Hundert* 
tausend  Fragebogen  ausgefüllt  worden.  Die  Regierung  wird  an- 
gesichts dessen  den  Bestrebungen  der  Privatangestellten  nähertreten 
müssen,  das  um  so  mehr,  als  seitens  verschiedener  Parteien  im  Reichs- 
tac^c  bereits  drei  bezügliche  Anträge  gestellt  worden  sind.  Der 
weitgehendste  Antrag,  der  anfangs  die  meiste  Aussicht  hatte,  unter 
den  99  dem  Reichstage  bei  seiner  Eröffnung  im  Dezember  I903 
zugegangenen  Anträgen  mit  in  erster  Reihe  zur  Beratung  zu  gelangen, 
ist  der  der  Konservativen.  Trhr.  v.  Richthofen-Damsdorf  und  Ge- 
nossen beantragen  einen  Beschluß  des  Reichstages  dahingehend: 

die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  die  Vorarbeiten 
zu  einem  Gesetzentwurf,  betr.  die  Pensionsversicherung  der 
rrivatbcanilen,  derma(3en  zu  fijrdcrn,  daß  er  bei  Beginn 
der  nächsten  Keicbstagssession  zur  Vorlage  gelangen  kann. 
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Frhr.  v.  Richthofen  ist  derjenige  Reichstagsabgeordnete,  der  die 
Frage  der  Privatbcamtenversicherung  zuerst  im  Reichstage  zur  Sprache 
gebracht  hat  Der  energischste  Verfechter  der  Frivatbeamten- 
Interessen  im  Reichstage  war  infolge  der  starken  Anregungen,  die 
aus  seinem  Wahlkreis  Aachen  hervorgingen,  derRcichtagsabgeordnete 
Lehrer  Sittart.  Auch  von  ihm  und  mehreren  anderen  Mitgliedern  des 
Zentrums  liegt  dem  Reichstage  ein  Antrag  vor  und  zwar  dahin- 
gehend,  das  Haus  wolle  beschliefien: 

die  verbündeten  Regierungen  zu  eisuchen,  in  eine  Prüfung 
der  am  15.  Oktober  1903  von  privater  Seite  veranstalteten 
und  von  den  Interessenten  in  weitem  Umfange  unter- 
stützten Erhebungen  über  die  Lage  der  ,J*rivatbeamten" 
einzutreten  und  von  den  Ergebnissen  dieser  Prüfung  dem 
Reichstage  baldmöglichst  in  geeigneter  Form  Mitteilung  zu 
machen. 

Endlich  ist  dem  Reichstage  noch  von  nationalliberaler  Seite 
folgender  Antrag  zugegangen: 

„Der  Reichstag  wolle  beschließen,  die  verbündeten  Re- 
gierungen zu  ersuchen:  l)  Zur  V oibcrcitunj^  einer  den 
eigenartigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Privatbeamten 
(Privataiii^cstellten)  entsprechenden  aligemeinen  obligato- 
rischen Alters-  und  Invalulitati-,  Witwen-  und  Waisen- 
versichcrung  durch  eine  besondere  Kommission,  /.u  welcher 
neben  den  Vertretern  der  verbündeten  Ret,M"erunL,fen  auch 
Vertreter  des  Reichsta;4>,  sowie  der  beteiligten  Frivatbeamten 
und  Privatbetriebe  und  Vertreter  der  Privatversicherungs- 
gesellschaften hinzuzuziehen  sind,  Erhebungen  in  die  Wege 
zu  leiten  und  die  hierfür  erforderlichen  Mittel  noch  durch 
caien  Xachtragsetat  für  1904  anzufordern.  2;  Bei  der  im 
Jahre  1905  erfolgenden  Ge\verbezäiilü;ifj^  eine  sorgfaltige 
I- eststelluag  der  verschiedenen  Kategorien  der  Privatbeaniten 
anzuordnen." 

Da  die  Geschäftslaf:^e  des  Reichstages  wenig  Aussicht  bot, 
daü  diese  Anträge  rechtzeitig  zur  Verhandlung  gestellt  werden 
konnten,  ist  der  Aritrag  des  Zentrums  in  Form  einer  Resolution 
zum  Etat  des  Reichsamts  des  Innern  eingebracht  worden. 
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I.  Die  Entwicklung  der  Bewegung  in  Deutschland. 

Es  ist  noch  allgemein  in  der  Erinnerung,  daB  s.  bei  der 
Einfuhrung  des  Invaliditäts  -  und  Altersversicherungsgesetzes  im 
Deutschen  Reiche  von  den  Privatangestellten  gegen  die  Ausdehnung 
dieser  Versicherung  auf  die  Handelsgehilfen,  Techniker,  Werkmeister 
etc.  mit  weniger  als  2000  Mk.  Gehalt  protestiert  wurde.  Nur  in 
ganz  vereinzelten  Fällen  fühlte  sich  ein  Angestellter  an  der  Gchalts- 
grenze  von  2CXX)  Mk.  veranlaßt,  sich  weiter  zu  versichern.  Damals 
hatte  man  die  Bedeutung  der  staatlichen  Versicherung  in  den  be- 
teiligten Kreisen  noch  nicht  erkannt.  Erst  um  die  Mitte  der  90  er 
Jahre  wurden  Stimmen  laut,  die  von  der  Selbsthilfe  keine  aus- 
reichende Befriedigung  erhofften  und  darum  ein  Eingreifen  des 
Staates  auch  zugunsten  der  bessergestellten  Kreise  verlangten.  Ks 
handelte  sich  damals  zuerst  um  die  Ilandclsangcstellten  und  die 
Verfechter  der  Idee  waren  —  das  sei  hier  besonders  hervorgehoben  — 
Prinzipale:  Der  Verband  der  kaufmännischen  Vereine  von  Rhein- 
land und  Westfalen  verhandelte  um  die  Mitte  der  90  er  Jahre  auf 
seinen  Verbandstagen  wiederholt  über  diesen  Gegenstand ;  zu  einem 
sichtbaren  Erfolge  fülulen  seine  Bestrebungen  jedoch  nicht,  da  in 
den  Kreisen  der  hitcressenten  die  Erkcimtnis  von  der  Tragweite 
einer  solchen  Versicherung  noch  nicht  weit  genug  vorgedrungen 
war.  Auch  der  vom  deutschnationalen  Handlungsgehilfenverbande 
im  Jahre  1898  in  Leipzig  veranstaltete  deutsche  Handlungsgehilfen- 
tag  fend  den  Boden  noch  nicht  genügend  vochereitet,  ak  er  eine 
Resolution  zugunsten  eines  Ausbaues  des  bestehenden  Invaliden- 
veisicherungsgesetzes  beschloß  Der  Veiband  der  deutschen  Gruben* 
und  Fabrikbeamten  in  Bochum  kam  zu  einem  gleichen  Resultate, 
und  als  1899  der  Verband  reisender  KauHeute  in  Leipzig  ein  Rund- 
schreiben an  die  sämtlichen  interessierten  kaufmännischen  Verein^ 
die  Handelskammern  und  den  Reichstag  versandte,  gelang  es  auch 
ihm  nicht,  eine  Bewegung  für  die  Alters-,  Invaliden-  und  Hinter- 
bliebenenversorgung des  kaufmännischen  Hilfepersonals  ins  Leben 
zu  rufen,  obwohl  die  in  diesem  Rundschreiben  entwickelten  Ideen 
bereits  eine  erfreuliche  Klarheit  in  bezug  auf  Einzelheiten  der  ver- 
tretenen Wünsche  erkennen  liefien.  Die  Ursachen  dieser  Erschei- 
nung mögen  vielleicht  zu  suchen  sein  in  der  starken  Inanspruch- 
nahme, die  andere  gro6e  Fragen,  zum  Teil  auch  Fragen  der 
Organisation,  zu  jener  Zeit  auf  die  kaufmannischen  Angestellten 
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ausübten.  Zum  Teil  aber  lag  sie  gewiß  auch  in  der  Abneigung, 
die  die  bestehende,  anfänglich  auf  die  Arbeiter  zugeschnittene  staat- 
liche Alters-  und  Tnvalidenversichening^  mit  ihrem  Klebezwang  in 
weiten  Kreisen  fand.  Wenn  heute  eine  sehr  starke  Bewegung  zu- 
gunsten einer  solchen  Versicherung  besteht,  so  ist  das  im  wesent- 
lichen zurückzuführen  auf  das  P>scheinen  des  österreichischen 
„Gesetzentwurfs  betr.  die  Pensionsversicherunj:^  der  in  privaten 
Diensten  und  eini^rer  in  öflTentlichen  Diensten  Angestellten",  der 
am  21.  Mai  1901  dem  österreichischen  Reichsrate  zuging.  Als  er 
in  Deutschland  bekannt  wurde,  gewannen  die  gesamten  bisherigen 
Bestrebungen  ein  anderes  Gesicht:  Eine  „Pensions"versicherung 
wünschte  sich  ein  jeder  und  was  den  ersten  Äußerungen  bezüglicher 
Wünsche  durch  die  kaufmännischen  Organisationen  an  werbender 
Kraft  abging,  das  crseUten  die  anderen  Berufen  angehörenden 
Piivatangesteilten:  Ingenieure,  Publizisten  etc.  durch  eine  mitaufier- 
ordentlicher  Scharfe  geführte  Agitation  in  der  Presse.  Zu  nennen 
ist  da  vor  allem  der  Forster  Hütteningenieur  Enncsch,  der  wohl 
als  erster  Deutscher  den  österreichischen  Entwurf  in  der  deutschen 
Fkesse  behandelte.  Im  Herbst  1901  g^iff  dann  der  deutsche  Gruben- 
und  Fabrikbeamtenverband  die  Angelegenheit,  die  er  bereits  früher 
bearbeitet  hatte,  wieder  auf  und  berief  eine  Delegierten  Versamm- 
lung der  Verbände  kaufmanni8<^er  und  technischer  Angestellten 
nach  Hannover.  Diese  Tagung,  die  am  i.  Dezember  1901  stattfand, 
hatte  noch  mit  Gegnern  in  den  eigenen  Reihen  zu  kämpfen:  Die 
Uter  der  Altersversorgungskassen  des  Vereins  für  Handlungskoromis 
von  1858  zu  Hamburg,  Möller,  und  des  deutschen  Privatbeamten- 
vereins in  Magdeburg,  Dr.  Sernau,  kämpften  unter  Verweisung  auf 
die  Selbsthilfe  gegen  diese  Bestrebungen  an.  Ihrem  Einflufi  ist  es 
2u  danken,  daß  der  Ausschuß,  der  in  Hannover  gewählt  wurde,  im 
ersten  Jahre  zu  keiner  ersprießlichen  Arbeit  kam.  Nachdem  im 
Laufe  des  Jahres  1902  eine  sehr  lebhafte  Bewegung  zugunsten  einer 
Pensionsversicherung  der  Privatangestdlten  im  Lande  selbst  ;^'roß- 
geworden  war,  trat  dann  am  I.  März  1903  der  Ausschuß  in  Berlin 
zu  einer  neuen  Sitzung  zunmmen  und  beschloß  in  Berücksichtigung 
einer  Anregung,  die  am  Tage  vorher  einer  Deputation  von  Privat- 
angestellten v<Nn  Reichsamt  des  Innern  gegeben  worden  war,  die 
Veranstaltung  jener  Erhebungen  über  die  Standesverhältnisse  der 
Privatangestellten  in  Deutschlaad,  die  jetzt  am  15.  Oktober  1903 
zur  Ausführung  gelangt  sind. 


382 


GcMtigebimg. 


IL  Die  treibenden  Gedanken  der  Bewegung. 

Die  Frage  der  Pensionsversicherung^  der  PrivatangcstcUlca  hat 
zuiH   ersten  Male  die  verschiedenen  Bcrufst,'rupi)eii  dieses  neuen 
Standes  zu  (Gemeinsamen  Bestrebun^ani  zusammen^a'führt.    l^is  dihin 
hatten  die  1  JandlungSi^chilfen,  die  Techniker,  die  Werkmeister  sich 
wohl  mit  Angelegenheiten  beschäftigt,  die  ihren  Beruf  allein  an- 
gingen; aber  die  Erkenntnis,  daß  sich  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
zehnte in  den  Privatangestellten  ein  neuer  Stand  herausgebildet 
hatte,  hatte  sich  noch  nicht  Bahn  gebrodien.  Erst  die  Fr^e  docr 
gemeinsamen  Fensionsversicherung  lenkte  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  bei  allen  Gliedern  des  neuen  Standes  vorhandenen  eigenartigen 
Erwerbsverhaltnisse  und  die  mit  ihnen  verbundene  Existenzunsicherheit 
des  Einzelnen.   Zugleich  lernte  man,  den  Bildungs-  und  Entwick' 
lungsgang  des  Standes  der  Privatangestellten  zu  studieren  tmd  sich 
mit  seinem  Verhältnis  zu  den  anderen  Ständen  zu  beschäftigen.  Zu 
voller  Klarheit  über  die  Grenzen  des  neuen  Standes  ist  man  dabei 
allerdings  auch  heute  noch  nicht  gelangt  und  man  wird  angesichts 
der  Veränderlichkeit  des  wirtschaftlichen  Lebens  wohl  schwerlich 
jemals  zu  einer  absolut  zuverlässigen  Definition  des  BegriiTes  „Privat* 
angestellter"  kommen.   Einen  Beweis  dafür  scheint  die  Tatsache  zu 
bilden,  dafi  die  anfiings  in  der  Pensionsveisicherungsbeweguf^  in 
Deutschland  im  Vordergrunde  stehende  Frage  „Wer  ist  Privat* 
angestellter?"  längst  verschwunden  ist  und  der  Frage  „Wer  soll 
versichert  werden?"  Platz  gemacht  hat   Der  Ausschuß  der  Privat- 
bcamtenverbändc  hatte  zwar  einmal  eine  Definition  versucht,  aber 
diese  konnte  nicht  in  Betracht  kommen,  da  sie  sich  auf  die  be- 
stehenden Gesetze  stützte,  die  wiederum  die  Auslegung  der  einzelnen 
Begriffe  dem  Richter  überlassen.  Die  bezügliche  Kundgebung  lautete: 
„Der  Ausschuß  versteht  unter  „Privatangestellte"  alle  in  Diensten 
Privater,  bei  staatlichen  und  Gemeindebehörden,   nicht  pen^ons« 
berechtigte  gegen  Entschädigung  Angestellte,  deren  Beschäftigung 
höherer  Art  ist  und  deren  Arbeitsverhältnis  nach  den  §§  59  des 
Handel*5gesetzbuches,   133  a  der  Reichs- Gewerbe-Ordnung,  88  des 
Allgemeinen  Berggesetzes  und  622  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
bestimmt  wird."    Den  Privatan<;este]ltcn  war  diese  Auslassung  will- 
kommen, aber  nicht  als  Definition  des  Begrift'es  ,,Privatange-*ellter" 
sondern  als  einfache  Abgrenzung  des  Kreises  der  zu  Versichernden; 
denn  alle,  auch  von  anderer  Seite  angestellten  Versuche,  aus  der 
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Art  der  Dienste,  der  X'orbildinif^r,  des  Fntpeltes,  au"?  der  c^escU- 
schaftlichen  Stellung  oder  den  Slaiidcspflichten  eine  Abgienzuii«:,^  zu 
konstruieren,  waren  gänzlich  erfolglos  geblieben.    Mit  dem  Begriff 
„höhere  Dienstleistungen"  hatte  s.  Z.  schon  die  österreichische  Re- 
gierung in  ihrer  Kundmachung  aus  Anlaß  der  Erhebungen  über  die 
Frivatangestellten  vom  Jahre  1396  operiert,  damit  aber  wider  Willen 
erreicht,  daß  in  weiten  Bezirken  durch  die  niederen  Behörden  alle 
Handlungsgehilfen   von   den    Hrhebungen    ausgeschlossen   wurden ; 
auch  aus  dem  Grade  und  der  Art  der  Vorbildung  ließ  sich  ein 
allgemein  brauchbares  Kennzeichen  nicht  schaffen,  da  manche  Ar- 
bciterkategorien    eine   über  die   Volksschulbildung  hinausgehende 
fachliche  und  allgemeine  Bildung  haben  müssen,  während  die  Ob- 
liegenheiten  manches  Angestellten    nichts   als   ein  rcpräsentables 
Auftreten  notwendig  machen.     In  bezug  auf  die  Entlohnung  der 
Dienste  aber  konnte  bei  der  überaus  schlechten  Bezahlung  vieler 
Angestellten  und  der  Mannigfaltigkeit  in  dr-r  Form  der  Entlohnung 
—   nach   Zeitungsberichten  soll  z.  B.  eine  große  Berliner  Buch- 
druckere-  ihre  Korrektoren  schichtweise  honorieren  —  erst  reclit 
von  einem  entscheidenden  Merkmal  keine  Rede  sein.   Damit  hängt 
die  Unmöglichkeit,  sich  auf  die  gesellschaftliche  Stellung  und  die 
mit  ihr  verbundenen  Pflichten  zu  berufen,  eng  zus;immen.    Auch  in 
(Österreich  hat  man  bald  darauf  verzichtet,  euic  brauchbare  theoretische 
Definition  zu  geben,  nachdem  man   mit  dem  Ausdruck  , .höhere 
Dienstleistungen"  in  l)ezug  auf  die  Handlungsgehilfen  so  nnangenehmc 
Erfahrungen  gemacht  hatte.    Auch  dort  fragt  heute  niemand  mehr: 
,,Wer  ist  Privatangestellter?",  weil  diese  Frage  sich  gar  nicht  aus- 
reichend beantworten  läßt  und  weil  ihre  Beantwortung  auch  nicht 
gerade  notwendig  erscheint  und  eine  einfache  Aufzählung  der  zu 
versichernden  Berufe  genügt.   Die  Angehörigen  dieses  neuen  Standes 
kennen,  da  Zweifel  nur  ganz  verschwindend  kleine  Kreise  treft'en. 
ihre  Zugehörigkeit  und  empfinden  lebhaft  ihr  Standesbewußtsein. 
Insbesondere  das  Wort  von  Prof  Sclunuller  von  dem  Privatbeamten- 
staiide  als  dem  „Kern  des  neu  sich  bildenden  Mittelstandes"  hat 
in  der  Entwicklung  eine  sehr  anregende  Wirkung  ausgeübt,  indein 
es  vor  allem  auch  zu  einem  Rückblick  zwang.    1883,  bei  der  ersten 
Berufs-  und  Gewerbezählung  im  Deutschen  Reiche,  wurden,  ab- 
gesehen von  den  in  einer  anderen  Kategorie  gezählten  Betriebs- 
leitern, 306668  Frivatangestellte  ermittelt.    Die  zweite  Berufs-  und 
Gewerbezählung  vom  Jahre  1895  wies  bereits  621825  Angestellte 
in  privaten  Betrieben  nach  und  heute,  nach  8  Jahren  weiteren  wirt- 
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schaftlichen  Au&cbwunges  und  fortschreitender  Entwiddimg,  niromt 
man  allgemein  an,  dad  in  Deutschland  i — iV»  Millionen  Angestdhe 
in  privaten  Betrieben  tatig  sind.  Man  geht  vielleicht  nicht  fehl, 
wenn  man  sagt,  dafi  die  Handwerker  von  den  Privatangestellten 
nach  lo  weiteren  Jahren  der  Zahl  nach  übertrofien  werden.  Als- 
dann wird  es  sich  in  erhöhtem  Mafie  fragen,  ob  und  in  welchem 
Grade  der  Stand  der  Privatangestellten  auch  wklich  mit  jener  Un- 
abhängigkeit auagestattet  sein  wird,  die  den  früheren  „Mittel- 
stand" stets  zu  einem  so  wichtigen  Gliede  im  sozialen  Leben  der 
Völker  gemacht  hat  Heute  sind  selbst  die  eifrigsten  Verfechter 
der  Interessen  der  Privatangestellten  nicht  in  der  Lage;,  den  Hand* 
werkem  und  Detailistcn  Unrecht  zu  geben,  wenn  diese  durch  den 
Mund  des  früheren  Reichstagsabgeordneten  Dr.  Oertel  fiir  sich  eine 
größere  Bedeutung  im  Wirtschaftsleben  des  Volkes  beanspruchen, 
als  für  einen  „Rayonchef  bei  Wertheim." 

I.  Die  Existenzverhättnisse  des  Privatangestellten. 

Der  Privatangcstcllte  ist  abhängig  von  seinem  Dienstgeber,  der 
ihn  nach  Belieben  entlassen  kann  oder  nicht;  er  ist  abhängig  von 
seiner  Stellung,  aus  der  er  seinen  Lebensunterhalt  zieht;  er  em- 
pfindet die  Nachteile  eines  festbegreiizien  Einkoninieiis  aus  seiner 
persönlichen  Tätigkeit,  die  auf  ihn  um  so  schärfer  einwirken,  als 
er  mit  einer  fortdauernden  Ungewißheit  seiner  Stellung  rechnen 
muß  und  unter  den  bestehenden  X'crhältnissen  keine  Möglichkeit 
hat,  sich  eine  genügende  Sicherung  seines  Einkommens  zu  schaffen. 

ft)  Dm  uafiiiidierte  Beamtenemkommett. 

Als  es  sich  s.  Z.  darum  handelte,  die  Beamten  des  preußischen 
Staates  7.u  einem  Teile  von  den  kommunalen  Lasten  zu  befreien, 
da  ging  man,  wie  der  Wortlaut  des  Gesetzes  !  rtr.  He  Heranziehung 
der  Staatsdiener  zu  den  Gemcinclasten  vom  ii.  Juli  1S22  es  aus- 
spricht, davon  aus,  dat5  das  Diensteinkommen  des  Beamten:  „einer- 
seits seinem  ganzen  Dasein  nach  von  dem  Leben,  der  Gesundheit 
und  anderen  zufalligen  Verhältnissen  der  Person  abhängig  und  an- 
dererseits seinem  ganzen  Betrage  nach  bestimmt  ist,  und  dadurch 
auf  der  einen  Seite  gegen  Grund-  und  Kapitaleinkommen  und  auf 
der  anderen  Seite  gegen  Grewerbseinkommen  im  Nachteile  steht" 
Diese  Gedanken  sind  ohne  Ausnahme  auf  die  Einkommensverhalt- 
nisse  des  Privatangestellten  anwendbar:  Auch  er  kann  nicht,  wie 
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der  Landwirt  oder  mit  Kapital  au^estattete  Gewerbetreibende  ein 
fortdauerndes,  wenn  auch  vermindertes  Einkommen  erhofien,  so- 
bald seine  Erwerbsfähigkeit  weglallt;  auch  bei  ihm  ist  dazu  die 
Möglichkeit,  sein  Einkommen  durch  vermehrte  Arbeit  auszudehnen, 
die  Früchte  eines  besonders  guten  Geschäftsganges  sich  zunutee 
zu  machen,  nicht  gegeben.  Dahingegen  fallt  bei  ihm  noch  er- 
erschwerend ins  Gewicht,  daß  „die  anderen  zuililligen  Verhältnisse 
der  Person"  bei  ihm  ungleich  viel  stärker  in  die  Wagschale  (allen 
wie  bei  dem  festangestellten  Beamten  des  Reiches»  des  Staates  oder 
der  Gemeinde. 

b)  Die  Stcllcnlübiigkcit. 

Die  Gefahr  der  Invalidität  oder  des  vorzeitigen  Todes  läßt  sich 
unter  den  rrc<^cbenen  Verhältnissen  für  den,  der  ein  ganz  festes 
l-.inkommen  hat,  durch  den  Abschkiß  r^eci^metcr  Versicherungen 
aus;^leichen,  und  die  Privatangestclltcn  hätten  keinerlei  Recht,  nach 
Hilie  des  Gesetzgebers  zu  rufen,  weiiti  sie  von  diesen  |)rivaten  Ver- 
sicherunL^sniü^Uchkeiten  ausreichenden  Gebrauch  machen  könnten. 
Das  aber  ist  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht  der  Fall. 
Wenn  ein  Privatan^'estcIIter,  der  in  einem  Alter  von  25  Jalnen  zu 
einem  Gehalt  von  2400  Mk.  gelamjt.  der  nach  10  Jahren  3600  Mk. 
und  nach  20  Jahren  4000  Mk.  verdient,  sich  und  seine  Familie  wirklich 
seinen  Lebensverhältnissen  entsprechend  versichern  will,  so  muß 
er  sich  für  den  Fall  der  Invalidität  und  des  Alters  auf  eine  Jahres- 
rente von  15CX)  Mk.  versichern  und  aul»erdem  zur  Versorgung  seiner 
Angehörigen  eine  Kapitalversicherun<,^  auf  mindestens  6000  Mk. 
abschließen;  zu  beachten  ist  noch,  da(.i  in  beiden  hallen  an;:;esichts 
der  Intensität  der  Arbeit  des  i'rivatani^estellten  das  60.  Lebensjahr 
als  der  Abschluß  der  Erwerbsfähigkeit  anzusehen  ist,  daß  also  mit 
diesem  Termine  auch  die  Einzahlungen  an  eine  Versicherungsanstalt 
aufhören  müssen.  Für  eine  solche  Rentenversicherung  würden  jähr> 
Hch  ca.  300  Mk.,  für  die  Kapitalversicherung  jährlich  ca.  170  Mk;, 
zusammen  470  Mk.  zu  zahlen  sein.  Bei  angestrengter  Arbeit  und 
sorgsamster  Sparsamkeit  würde  der  Versicherte»  wenn  sein  Ein* 
kommen  keinerlei  Schwankungen  unterworfen  sein  würde,  diese 
Prämien  aufzubringen  vermögen.  Anders  aber  wird  die  Sache,  so- 
bald irgend  eine  Störung  eintreten  würde.  Die  Aufwendungen,  die 
der  Privatangestellte  in  einem  solchen  Falle  zu  machen  hätte,  würden 
seine  Leistungsiahigkeit  zu  normalen  Zeiten  aufs  äußerste  anspannen, 
und  sofort  unmc^lich  werden,  sobald  Stellenlosigkeit  das  Gebalt 
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wegfallen  läßt.  Tatsächlich  aber  handelt  es  sich  bei  der  Stellen- 
losi^keit  heute  nicht  mehr  um  eine  Bet^leiterscheiiiun^ ,  die  nur 
minderfähige  Klemcnte  trifft.  Jede  wirtschaftliche  Krisis  läi5t 
Tausende  von  Pri\'atangestellten  beschäftiguni^s-  und  damit  verdienst- 
los werden;  das  Schicksal  der  Angestellten  der  Leif^ziger  Bank,  der 
Treberunterneiimun^^en,  ferner  der  im  Jahre  1901  cnUassenen  nach 
Tausenden  zälilcnden  Rank-  usw.  Beamten  beweist  das.  Hin  ge- 
nauer l'bcrblick  über  den  Umfang  der  Stellcnlosigkcit  liegt  uns  für 
Deutschland  nicht  vor  \  eine  Erhebung  über  die  Standes-  und  Lebens- 
verhältnisse der  Privatangestellten  gab  es  bisher  in  Deutschland  noch 
nicht  und  auch  die  am  15.  Oktober  durchgeführten  Erhebungen 
werden  kwi  ganz  lückenloses  Sibterial  lidem.  Dahingegen  besitzt 
man  in  Osterreich  wenigstens  einigermafien  zuverlässiges  Material 
m  den  Resultaten  der  Erhebungen,  wdche  die  dortige  Rc-  crung 
1896  über  die  Standesverhältnisse  der  Privatangestellten  vornahm. 
Danach  kamen  in  den  5  dem  Zähljahr  vorausgehenden  Jahren  durch- 
schnittlich auf  100  Angestellte  1,75  stellenlose;  auf  jeden  Ange- 
stellten entfielen  durchschnittlich  jährlich  2,93  Tage  ohne  Stellung; 
jede  Stetlenlosigkeit  dauerte  im  Durchschnitt  167,4  Tage.  Nimmt 
man  in  Deutschland  die  Teilresultate,  die  der  Verein  (lir  Handlungs* 
kommis  von  1858  in  Hambuig  bei  seinen  Mitgliedern  ermittelt^  so 
findet  man,  daß  im  Jahre  1893  durchschnittlich  ein  Stellenloser  auf 
41  VereinsmitgUeder  kam.  1894  fiel  diese  Zahl  sogar  auf  33,  stieg 
dann  189$  auf  38,7,  1896  auf  47,5,  1897  auf  51,1,  1898  auf  59,2» 
blieb  also  auch  in  dem  wirtschaftlich  so  sehr  günstigen  Jahre  1898 
noch  immer  doppdt  so  hoch,  wie  die  in  Österreich  ermittelte 
Ziffer  von  2,93  stellungslosen  Tagen  pro  Jahr.  Es  erscheint  übrigens, 
ganz  nebenbei,  in  diesen  Zahlen  ein  sehr  treflfendes  Bild  der  je- 
weiligen wirtschaftlichen  Lage.  Zu  den  Zahlen,  die  in  Österreich 
ermittelt  wurden,  bemerkt  die  R^ierung  auf  Seite  9  der  Erhebungen, 
in  bezug  auf  die  Stellenlosen  sei  von  vornherein  auf  eine  voll- 
ständige  Anmeldung  nicht  zu  rechnen  gewesen.  Man  geht  also 
nicht  fehl,  wenn  man  in  den  österreichischen  Resuluten  kein  zu 
dunkles  Bild  der  Verhältnisse  sieht. 

c)  Der  Mangel  einer  zuverlässigen  Vcrsorgungsgclcgeaheil. 

Die  Stellenlosigkeitsgefahr  ist  es,  die  den  .^ngest eilten  der 
Möglichkeit  beraubt,  sich  auf  dem  Wege  der  privaten  Ver- 
sicherung ausreir  hcnd  gegen  die  Nachteile  des  unfundierten  fest- 
begrenzten Beamteneiokommens  zu  schützen  und  seine  Hinter- 
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bliebenen  vor  den  Folgen  eines  doch  immerhin  mögUchen  frühen 
Todes  zu  bewahren.  Die  heute  gebotenen  Versich  crunf^s- 
gel  c  g  e  n  h  e  ilen  verlangen  durchweg  regelmäßige  Prämienzahlungen 
und  lassen  die  Versicherung  verfallen  oder  nur  mit  großen  Nach- 
teilen für  den  \'ersicherten  fortbestehen,  sobald  die  Prämienzahlung 
wegen  Mangels  an  verfügbaren  Mitteln  durch  den  Versicherten  ein- 
gestellt wird.  Der  Stand  der  Privatangestellten  muß  aber  in  sehr 
hohem  Grade  für  seine  Mitglieder  mit  der  Unmöglichkeit  der  Prämien- 
zahlung rechnen;  denn  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  ein  l'rivat- 
angcstcUter,  der  die  in  Österreich  als  Durchschnitt  ermittelten  167,4 
Tage  lang  stellenlos  ist,  in  fast  allen  Fällen  nicht  in  der  Lage  sein 
wird,  eine  seiner  Lebenshaltung  entsprechende  Versicherung  aufrecht 
zu  erhalten.  Der  Privatangestellte  hat  gewiß  in  der  Mehrzahl  aller 
Fälle  ein  gröfieres  Einkommen  wie  der  Arbeiter;  er  hat  aber  nicht 
die  Möglichkeitf  90  eingeschränkt  zu  leben,  wie  jener  es  vermag. 
Die  Erfehrung  lehrt  da,  daß  die  Beziehungen  des  Angestellten  zum 
Bürgerstande,  vidleicht  auch  die  Repräsentationspflichten  seiner 
Stellung  ihn  im  allgemeinen  zwingen,  sein  ganzes  Einkommen  zu 
verbrauchen  und  von  bedeutenderen  Rücidagen  abzusehen.  Auf 
jeden  Fall  werden  diese  wohl  nur  selten  so  bedeutend  sein,  daß 
der  Angestellte  davon  jene  167,4  Tage  hindurch  seine  Familie  zu 
erhalten  und  dann  noch  entsprechende  Prämien  zu  der  Versicherung 
zu  leisten  vermöchte.  Es  ist  auch  mehr  wie  wahrscheinlich,  daß 
.  die  ganzen  Rettungsmöglichkeiten  der  Versicherung  —  vierwöchige 
Respektfrist,  sechsmonatige  Nachzahlungsfrist  mit  Zinszuschlag  und 
zweijährige  Frist  zur  Wiederaufnahme  bei  gutem  Gesundheits- 
zustand  —  (äst  in  allen  Fällen  versagen  werden,  sobald  dne  sdche 
langdauemde  Stellenlosigkeit  eintritt.  Ein  Blick  in  die  Resultate 
der  Lebensversicherungsanstalten  beweist  denn  auch,  daß  der  vor> 
zeitige  Verfall  außerordentlich  groß  ist.  Man  sehe  sich  die  folgenden 
Zahlen,  bei  denen  es  sich  um  die  Lebensversicherung,  nicht  auch 
Renten-,  Volks*  usw.  Versicherungen  handelt,  unter  diesem  Ge- 
sichtswinkel an: 

Neoaufnftbmen   Eireicbtcs  Ziel  Vonwitigcr  Verfiill 
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Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Erwerbs-  und  Einkommensver- 
hältnisse  der  meisten  Versicherungsnehmer  die  för  eine  regelmäßige 
Prämienzahlung  notwendige  Zuverlässigkeit  nicht  bieten,  und  da 
die  Angestellten  wegen  der  Eigenart  ihrer  Einkommensv-erhältnisse 
ein  sehr  großes  Kontingent  der  Versicherten  stellen,  darf  man  mit 
gutem  Recht  die  Ermittelungen  über  die  Häufigkeit  und  Dauer  der 
Stellenlosigkeit  mit  den  Ziffern  der  Ld)ensversicherungsinstitutionea 
in  Bezug  auf  vorzelugcn  Verfall  von  Polizen  miteinander  in  Be- 
ziehung bringen.  Es  erübrigt,  hier  ausfuhrlich  darzulegen,  da6  auch 
die  Kassen  der  Verbände  der  Angestellten,  so  manche  Vor- 
teile sie  für  die  Versicherten  unter  den  Mitgliedern  bieten  mögen, 
nicht  in  der  Lage  sind,  die  unangenehme  Erscheinung  des  vor- 
zeitigen Verfalles  mit  all  ihrem  Schaden,  mit  all  ihrer  Erbitterung 
weckenden  Enttäuschung  zu  beseiten,  sofern  sie  nicht,  wie  es  der 
Verband  deutscher  Handlungsgehilfen  in  Leipzig  getan  tiat,  das 
System  der  einmaligen  Prämie  eing<^hrt  haben.  Dieses  System, 
das  für  Versicherungsnehmer  mit  nicht  absolut  sidierem  Einkommen 
die  beste  VersicKerungsform  darstellen  dürf^  ist  von  den  Privat- 
versicherungen nicht  eingeführt  worden,  weil  dasWerbesystem 
nicht  darauf  angelegt  ist:  dtt  Agent  findet  keine  entsprechende 
Entlohnung  seiner  Mühe,  wenn  er  anstatt  einer  fordauera<ko 
Zahlungsv  crpflichtung  nur  c»ne  einmalige  kleine  Einzahlung  erreidit 
Nur  eine  Versicherungsgesellschaft,  der  Allgemeine  deutsche  Ver- 
sicheningsverein  in  Stuttgart,  macht  mit  Hilfe  von  Arbeiterorgani- 
sationen  auf  diesem  Gebiete  einen  kleinen  Vorstoß,  der  jedoch 
wegen  der  Beschränkung  in  bezug  auf  die  H5he  der  Versicherung 
fiir  den  Privatangestellten  keineswegs  in  Betracht  kommt,  ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  er  nur  Kapital-,  keine  Rentenven^cherungen 
bietet 

In  gewiß  nicht  höherem  Grade  kann  der  Pdvatangestellte  io 
den  von  vielen  Großunternehmungen  sicher  in  bester  Absicht  ge- 
schaffenen Hauskassen  dne  L5sung  des  Versicherungsproblems 
erblicken.  Einmal  ist  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  Unternehmer 
in  der  Lage,  solche  Kassen  zu  errkhten,  und  wie  das  Beisi»el  der 
Leipziger  Bank  zeigt,  ist  nur  ein  verschwindender  Teil  in  der  Lage, 
liir  die  Versicherung  auch  ftir  alte  Zeiten  die  nötigen  Grarantien  zu 
schaffen.  Die  Momente,  die  gegen  die  Lebensversicherung  sprechen, 
sprechen  in  verstärktem  Maße  auch  gegen  die  Hauskassen,  weil  bei 
diesen  meistens  das  Werk  die  Hälfte  der  Prämien  einzahlt  und  des 
ausscheidenden  Beamten  zwingt,  vom  Augenblkke  des  Austritts 
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an  die  doppelten  Prämiensätze  wie  bis  dahin  zu  zahlen.  Darin 
liegt  eine  sehr  starke  Beschränkung  der  Freizügigkeit  und  damit 
des  Vorankommens  des  Angestellten,  und  es  ist  in  den  Kreisen 
der  Angestellten  allgemein  zur  Oberzeugung  geworden,  da 6  die 
Werke  mit  Pensionskassen  gegenüber  anderen  Unter- 
nehmungen die  weniger  guten  Gehälter  zahlen.  Früher 
war  es  fast  allgemein  üblich»  daß  der  Angestellte,  sobald  er  frei- 
willig oder  unfreiwillig  aus  dem  Dienstverhältnis  zur  Firma  aus- 
schied, seine  Einzahlungen  nach  Abzug  der  ersten  5  Jahresprämien 
ohne  Zinsen  aus  der  Kasse  zurückerhielt,  also  einen  sehr  be- 
deutenden Schaden  erleiden  mußte.    Diesem  Zustande  hat  das 
Rcichsaufiskhtsamt  erfreulicherweise  ein  Ende  gemacht;  heute  er- 
möglichen fast  alle  Institute  dieser  Art  die  Weiterversicherung  gegen 
Zahlung  der  gesamten  bis  zum  Austritt  vom  Angestellten  und  dem 
Dienstgeber  je  zur  Hälfte  getragenen  Pramien.  Dahingegen  hat  das 
Reichsaufsichtsamt  der  absoluten  Rechtlosigkeit  der  Versicherten 
bei  solchen  Kassen  bisher  noch  kein  Ende  gemacht   Es  ist  den 
zunächst  Beteiligten  &st  durchweg  selbst  nicht  bekannt,  aber  es  ist 
Tatsache:  es  gibt  in  Deutschland  keine  Pensionakasse  eines  Privat- 
Unternehmens,  die  ihren  Mitgliedern  nicht  ausdrücklich  das  Recht 
zur  Klage  bei  den  ordentlichen  Gerichten  nähme  und  sie  nicht  an 
ein  Schiedsgericht  verwiese.   Die  Ztisanmiensetzung  dieses  Schieds- 
gerichts aber  tut  die  Unsicherheit  des  Versicheningsverhältntsses 
gegenüber  der  Kasse  hinreichend  dar:  2  Mitglieder  des  Schieds- 
gerichts sind  Vertreter  der  Kasse  und  des  Versicherten;  diese  beiden 
ernennen  das  3. 'Mitglied,  den  Obmann;  können  beide  sich  über 
den  Obmann  nicht  einigen,  so  wird  der  Obmann  von  der  Firma 
ernannt,  sodaS  die  Mehrheit  der  Stimmen  unter  allen  Umständen 
auf  Seiten  der  Kasse  bzw.  des  Werkes  ist. 

Die  bestehende  Tnvaliditätsversicherung  ist  in  den 
letzten  Jahren  in  den  Augen  der  Privatangestellten  sehr  gestiegen. 
Man  ruft  nicht  mehr  nach  einer  Loslosung  aus  dieser  Versicherungs- 
pflicht sondern  fordert  höchstens  ihren  Ausbau.  Trotzdem  aber 
ist  niemand  im  unklaren  darüber,  daß  die  Privatangestellten  unter 
einer  Versicherung  für  sich  selbst  etwas  anderes  verstehen.  Heute 
versichern  sich  ja  wohl  alle  Angestellten,  sobald  sie  die  Gehalts- 
grenze von  2000  Mk.  überschreiten,  weiter,  aber  nur,  weil  diese 
Versicherung  gegenüber  den  minimalen  Einzahlungen  immerhin 
einen  bedeutenden  Vorteil  bietet,  dann  zum  Teil  auch,  weil  sie 
glauben,  daß  die  nach  dem  Invalidenversicherungsgesetze  zurück- 
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g^elegte  Wartezeit  nach  Schaffung  einer  besonderen  Privatbeamten 
Versicherung  zur  Anrechnung  gelangen  werde.  Das  hält  aber  nie- 
manden davon  ab,  stets  zu  betonen,  daß  die  Invalidenversicherung 
für  Privatbeamte  etwas  anderes  bieten  muß,  als  das  bei  der  doch 
auf  die  Verhaltnisse  der  Lohnarbeiterschaft  berechneten  Invaliden- 
versicherung gegenwärtig  der  Fall  ist. 

III.  Der  Stand  der  Bestrebungen  in  Österreich. 

Der  Anstoß  zu  der  heutigen  Bewegung  in  Deutschland  stammt 
aus  Österreich.  Dort  hatten  bereits  im  Jahre  1888  Privatangestelltc 
eine  solche  Versicherung  verlangt.  In  der  ersten  Hälfte  der  90er 
Jahre  gelang  es,  die  Regierung  zu  einer  größeren  Aktion  zu  ver- 
anlassten:  Im  Jahre  1896  wurden  auf  kaiserliche  Anordnung  hin  die 
Erhebuns^on  über  die  Standesverhältnisse  der  Privatangesteilten 
durchgeführt.  Auf  rirund  der  Resultate  dieser  Krliebunnj-en  arbeitet 
dann  die  Re|:];-ierung  einen  „(ieselzentwurf  betreffend  die  Pensions- 
xer^^icherun^:^  dt-r  in  privaten  Diensten  und  einiger  in  otlentlichen 
Diensten  Ani^estcllten"  aus  und  überLrab  ihn  am  21.  Mai  1901  dem 
österreichischen  Abgeordnetenhause  zur  verfassungsmäßigen  Be- 
handlung. 

I.  Die  Erhebungen  über  die  Standesverhältnisse. 

Es  sdidnt  nicht  angängig,  an  dieser  Stelle  die  überaus  wich- 
tigen Resultate  der  Erhebungen  über  die  Standesverhältnisse  der 
Privatangesteilten  ausführlich  zu  behandeln.  Da  es  sich  jedoch  um 
das  einzige  bestehende  amtliche  Material  über  diesen  neuen  Stand 
handelt,  kann  die  Mitteilung  der  wichtigen  Resultate  hier  nicht  um- 
gangen werden. 

Die  Erhebun<^^cn  erstreckten  sich  nur  auf  Österreich,  nicht  auch 
auf  Ungarn.  Über  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Ang^tellten 
hat  die  k.  k.  statistische  Zentral kommission  Untersuchungen  veran- 
staltet und  sie  ist  dabei  zu  drm  Schlüsse  gekommen,  daß  als  obere 
Grenze  der  ev.  zu  versichernden  Personen  die  Zahl  200  000  zu  nennen 
sei.  Dabei  wird  jedoch  noch  hingewiesen  auf  die  große  Zahl  der 
in  öflentlichen  Diensten  nicht  fest  An^^estclhen ;  nach  deren  Abzu^^ 
glaubt  die  statistische  Zentralkornniission  rnit  der  Zahl  von  16  )  000 
Privatangesteilten  ^)  als  Angehörigen  privater  Betriebe  rechnen  zu 

*)  In  der  „Kimdmachung  betreffend  «tttüsUiche  Erhebungen  Uber  die  Privst« 
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sollen.  Von  diesen  haben  104 491  Zählkarten  ausgefüllt;  4954 
wurden  aus  der  Berechnung  ausgeschieden,  weil  die  Aussteller  ent- 
weder keine  Privatangestellte  waren,  oder  die  l  ätigkeit  eines  solchen 
nur  nebenamtlich  versehen  oder  endlich  ihre  Tätigkeit  noch  nicht 
unter  die  ins  Auge  gefaßten  Berufegruppen  gerechnet  wurden. 
Speziell  die  Handlungsgehilfen  wurden  in  hohem  Grade  von  dieser 
Ausscheidung  betroffen.  Run»1  2500  Fragekarten  von  Handlungs» 
angestellten  wurden  nicht  berücksichtigt,  weil  die  Betreffenden  nach 
Ansicht  der  Regierung  nicht  f»£u  dem  in  Handelsunternehmungen 
für  höhere  Dienstleistungen  Angestellten  gehören".  In  bezug  auf 
die  Abgrenzung  dieses  Berufsstands  besteht  denn  auch  heute  noch 
die  weitgehendste  Unklarheit.  In  dem  einen  Bezirk  scheint  man 
vor  allem  die  Ladenbediensteten  einfach  ausgeschieden  zu  haben, 
während  man  diese  offenbar  mit  in  die  Zählung  hineinbeziehen 
wollte.  Die  ausgeschiedenen  2500  Zählkarten  betrafen  anscheinend 
Personen,  die  in  Handelsunternehmungcn  ohne  besondere  Vorbildung 
als  Hilfskräfte,  vor  allem  zu  Pack-  usw.  Dienstleistungen  aufgenommen 
werden  und  deren  Bestreben  es  naturgemäß  ist,  nach  und  nach  sich 
in  bessere  Stellungen  hineinzuarbeiten.  Im  allgemeinen  dürfte,  das 
geht  aus  den  Ausfü!iiung;cn  der  „Ergebnisse"  hinreichend  hervor, 
der  weitaus  größte  Teil  der  Handelsangestellten  in  die  Erhebung 
hineinbezogen  worden  sein. 


angestdltea**  hieA  es  in  besug  auf  den  Kreis  der  PrivatangestelUen :  „Als  Privat* 

angestellte  gelten  die  vorwiegend  für  höhere  Dienstleistungen  in  der  Rcgd 

mit  Jahres-  oder  Monatsgehalt  bediensteten  Personen  mfinnlichen  oder  weiblichen 

Geschlechts,  demnach  insbesondere:  Betriebsbeamte,  GUtcrbeamtc  (Wirtsc hufU-  und 
Forstbeamtc  usw.),  Ingenicure,  Wcrkfllbrer,  Chemiker,  Mechaniker,  Faktoren,  Buch- 
Halter,  Kassierer,  Expedienten,  Korrespondenten,  Kontoristen  und  andere  in  llandels- 
untcmehmunffen  für  höhere  Dienstleistungen  Angestellte,  Zeichner,  Apnthfkrrprovi- 
sorcn,  Lchrpersonrn,  Konzipientea  (namentlich  auch  Advokaturs-  und  Notariats- 
kandidaten, Sollixit  iturcn,  Sekretäre  u.  dgl.).  Att?;gpsch!osscn  %o[i  «livsm  statistischen 
Erhebungen  »ind  daher  insbesondere  die  gcwerbiichca  iiillaarbciler  (^ilandclsgelülfcn, 
sofefufi  sie  nicht  zu  den  in  Handelsontemehttiett  fUr  höhere  Dienstldstnngen  Ange* 
steUten  gehören,  Gesellen,  Kellner,  Fabriksarbeiter,  Taglöhner,  Lehrlinge,  Prakti- 
kanten, Bureau-  und  Geschäflsdiener  und  femer  alle  unter  die  Dienstboten-(Gesinde) 
Ordnungen  fallenden  Personen.  Hingegen  sind  in  diese  statistische  Erhebungen  ein- 

snbexiehen:  die  bei  den  Dienstgebem  in  Verwendung  stehenden,  in  bezug 

auf  ihre  Dienstesverrichtungen  den  oben  bezeichneten  PrivatangestelUen  gleichzu- 
haltenden  Personen,  auch  wenn  sie  nur  im  Wocbenlohne  stehen  oder  gegen  Tage* 
geld  beschäftigt  werden  (Diumisten)/' 
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Naturgemäß  interessieren  aus  den  Kt(:^ebnissen  in  erster  l.inie 
die  Krniittelun£^en  über  das  Gehalt.  Man  darf  sich  in  diesem 
Punkte  jedoch  nicht  durch  den  amtliclien  ("harakter  der  Aufnahme 
in  zu  große  Sicherheit  wiegen  lassen^  einmal  ist  zu  beachten,  daß 
die  Fragebogen  unverschlossen  weiter  befördert  worden  sind,  was 
manchen  Angestellten  zu  Übertreibungen  veranlaßt  haben  wird  mit 
Rücksicht  auf  den  MitangestellLeu,  der  leicht  von  der  Höhe  des 
Gehalts  Kenntnis  zu  nehmen  vermochte.  Auf  der  anderen  Seite  aber 
darf  nicht  übersehen  werden,  daß  der  Wunsch,  die  in  kleinen  Orten 
mit  der  Pnli/t-i  in  engster  Fühlung  lebende  Steuerbehörde  hinters 
Licht  zu  führen,  manchen  abgehalten  haben  mag,  sein  wahres  Ge- 
halt anzugeben.  Die  Zahlen  sind  also  mit  einer  gewissen  Vorsicht 
zu  betrachten.  Die  Krhebunq^en  haben  nun  ergeben,  daß  die  in  die 
Zählung  cinbegrittenen  Privatangestellten  ein  jährliches  Durchschnitt«:- 
Einkommen  aus  ihrer  Tätigkeit  als  Angestellte  in  I  lohe  von  891  Gulden 
bezogen.  Das  Durchschnittsgehalt  steigt  von  4(11  Gulden  mit 
20  Jahren  auf  664  Gulden  mit  25  Jahren,  auf  804  Gulden  mit 
30  Jahren,  928  mit  35  Jahren,  103 1  Gulden  mit  40  Jahren, 
1 105  Gulden  mit  45  Jahren,  1 1  50  Gulden  mit  50  Jahren  und  erreicht 
dann  mit  53  Jahren  den  Höchstbetrag  von  1164  Gulden.  Mit  dem 
55.  Jahre  beginnt  es,  was  für  die  Versicherung  von  der  allerhörhsteii 
Wichtigkeit  ist,  zu  fallen,  und  zwar  sinkt  es  auf  1 163  ("rulden;  mit 
dem  60.  Lebensjahre  ist  es  bereits  auf  1 1 36  Gulden  zurückgeganL^en, 
mit  65  Jahren  beträgt  es  nur  noch  1050  Gulden,  mit  70  Jahren 
nur  noch  986  Gulden.  Das  höchste  Durchschnittsgehalt  erreichten 
die  höheren  administrativen  und  kommerziellen  Ikamten  mit 
2062  (lulden,  dann  folgten  die  höheren  technischen  Beamten  mit 
1685  Gulden,  die  Schriftsteller  (Redakteure  usw.)  mit  1350  Gulden, 
während  die  höheren  landwirtschaftlichen  Beamten  nur  ein  Durch- 
schnittsgehalt von  950  Gulden  erreichten.  An  letzter  Stelle  standen 
die  niederen  landwirtschaftlichen  Beamten  mit  einem  Durchschnitts- 
gehalt von  459  Gulden. 

Eine  zweite  sehr  wichtige  Seite  der  Erhebungen  ist  bereits 
oben  Gegenstand  einiger  Mitteilungen  gewesen:  die  S  teilen- 
los igke  it.  Hinzuzufügen  ist  noch,  daß  die  Dauer  der  Stellen- 
losigkeit  und  ihr  Umfang  bei  den  \  ersrhiedenen  Berufen  und 
den  verschiedenen  Altersklassen  verschieden  ist.  Wie  mitgeteilt, 
entfallen  auf  jeden  Angestellten  durchschnittlich  jährlich  2.93 
stellungslose  Tage.  Dieser  Satz  stellt  sich  im  Alter  von  20 — 25 
und  von  25 — 30  Jahren  weit  höher,  nämlich  auf  3,99  bzw.  3,40. 
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Von  da  an  bleibt  er  dauernd  hinter  dein  Durchschnitt  zurück, 
sinkt  aber  nur  in  der  Alters^i^ruppe  von  40 — 45  Jahren  einiges 
unter  2V2  Tag  pro  Jahr.  Am  besten  stehen  sich  in  bezug  auf  die 
Dauer  ihrer  StelUin^  die  forstw  irtschafthchen  Beaniten  und  die 
höheren  achninistrativen  und  kommerziellen  Angestellten.  Dafür 
ist  l>ei  den  forstwirtschaftlichen  Beamten  die  Dauer  jeder  Stellungs- 
iosigkcit,  die  sich  im  Durchschnitt  bei  allen  Angestellten  auf  167,4 
Taf^e  stellt,  e^anz  bedeutend  grölier,  nämlich  238  Tage  bei  den 
niederen  und  330,3  Ta^^c  bei  den  höheren  forstwirtschaftlichen  Be- 
amten. Der  Bericht  über  die  ,.F,r<j^ebnissc  konstatiert  die  wichtige 
Tatsaclic,  daß  die  Dauer  der  Stellcnlosigkeit  im  umgekehrten  Ver- 
hältnis steht  zu  der  Häufigkeit  der  Stellenlosigkeit. 

Den  Angaben  über  die  bestehenden  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  v  e  r  - 
hältnisse  der  An;^esteilten  ist  ein  besonderer  Band  der  Ergebnisse 
gewidmet.  Ks  ist  vor  allem  wichtif^,  dalj  nur  30,70  Proz.  aller  An- 
gestellten besondere  VersorL,nin^sverhältnisse  eingegangen  sind. 
Rechnet  man  die  Angestellten  der  IVivatbahnen  und  der  Schiff- 
fahrtsunternehmungen,  die  mit  Rücksicht  auf  ihr  hohes  Invaliditäts- 
risiko zu  einem  ganz  besonders  hohen  Prozentsatze  versichert  sind, 
ab,  dann  findet  man  gar,  dal3  nur  25,05  Proz.  der  Angestellten  in 
irgend  einer  Form  versichert  sind.  \'on  diesen  25,05  Proz.  ent- 
fallen nicht  weniger  als  Ii  ,3  5  Proz.  auf  Ansprüche  an  einen  Pensions- 
fonds bei  der  Unternehmung,  8,03  Proz.  auf  Ansprüche  an  den 
Dienstgeber  selbst,  2,30  Proz.  auf  solche  an  einen  beruflichen 
Pensionsverein,  1,04  Proz.  an  eine  private  Versiclierungsgescllschaft 
und  1,47  Proz.  auf  Sparfonds.  Die  Regierun^^  fÜL^t  diesen  Er- 
mittelungen bei,  ,,daß  aulier  der  Unzulänglichkeit  der  bestellenden 
Versorgung  hinsichtlich  der  Zahl  der  versorgten  Personen  in  Einzel- 
fallen auch  eine  Mangelhaftigkeit  in  dem  Ausmaße  und  der  Fun- 
dierung der  Ansprüche  nicht  zu  verkennen  ist". 

2.  Die  gesetzgeberischen  Versuche  in  Österreich. 

I.  Der  ursprüngliche  R  e  g  i  er  u  ngs  c  n  t  w  u  r  f ,  der  am 
21.  Mai  1901  dem  Abgcordiietenhause  zuging,  ließ  an  den  ver- 
schiedensten Stellen  einen  recht  weitgehenden  Einlluß  des  deutschen 
Alters-  und  Invaliditätsversichcrungsgesetzes  erkennen,  sowohl  was 
die  Organisation  der  Versicherung,  insbesondere  die  Beitragsverteilung 
und  Rentenfestsetzungi  als  auch  die  Organisation  des  Versicherungs- 
betriebes angeht 


394 


Gcsetzgeboog. 


a)  Umfug  der  Venkhcrungspflicht. 

Nach  dem  §  i  des  Entwurfs  sollen  versicherungsptlichtij^  sein, 
vom  vollendeten  l8.  Lebensjahre  angefangen,  „alle  in  privaten 
Diensten  gegen  Monats-  oder  Jahresgehalt  Angestellten,  sofern  deren 
Bezüge  (in  bar  oder  Naturalbezügen)  bei  einem  und  demselben 
Dienstgeber  mindestens  600  Kronen  jalulicn  erreichen'.  Au.>ge- 
nommcn  sein  sollten  jedoch  Männer  und  Frauen,  welche  erst  nach 
Vollendung  des  50.  bczw.  40.  Lebensjahres  eine  die  Versicherungs- 
pflicht begründende  Anstellung  erhielten,  ferner  jene  Personen,  welche 
ausschließlich  oder  vorwiegend  Gesindedienste  verrichteten.  Endlich 
hieß  es  da :  „Ein  monatlich  gezahlter  Tageslohn  ist  nicht  als  Monats* 
gehalt  im  Sinne  des  ersten  Absatzes  dieses  Paragraphen  anzu- 
sehen." 

Diese  letztere  Bestimmung  in  Verbindung  mit  dem  gesamten 
Inhalt  des  i.  Paragraphen  gab  den  Gegnern  der  Versicherung  will* 
kommenen  Anlaß  zti  scharrer  Kritik;  sie  bot  nämlich  Prinzipalen, 
die  sich  an  den  Lasten  der  Versicherung  vorbeidrücken  wollten, 
dazu  eine  gute  Gelegenheit:  da  nur  Angestellte  mit  Monats-  oder 
Jahresgehalt  versicherungspflichtig  sein  sollten,  hätte  eine  einfache 
Klausel  im  Vertrage,  daß  das  Monatsgehalt  ein  monatlich  gezahlter 
Tagdohn  sei,  von  der  Versicheningspflicht  befreit.  Auch  die  Ein- 
iiihruf^  von  wöchentlicher  Gehaltszahlung  hätte  dieselbe  Wirkung 
gehabt  Besonders  von  den  Sozialisten,  die  in  Österreich  bekannt* 
lieh  einen  großen  Teil  der  Handlungsgehilfen  hinter  sich  haben, 
wurde  dieser  Fehlgriff  in  der  Abgrenzung  der  Versicherten  in 
weitestem  Umfange  benutzt,  um  die  Bestrebungen  der  Regierung 
bei  den  Angestellten  zu  diskreditieren ;  jene  Kreise  wünschten  die 
Regierung  zum  Erlaß  eines  auch  die  Arbeiter  umfassenden  Ge- 
setzes  zu  veranlassen,  was  jedoch  von  der  Führung  der  Privat- 
angestellten,  insbesondere  von  der  ausschlaggebenden  Privatbeamten* 
gruppe  des  allgemeinen  österreichischen  Beamtenvereins,  abge- 
lehnt wurde  mit  Rückssicht  auf  die  daraus  zu  erwartende  wettere 
Verschleppung  der  Entscheidung. 

b)  Einteflung  der  Versicberungspfliclitigen. 

Ganz  nach  deutschem  Vorbild  teilte  die  Rcj^ierung  die  An- 
gestellten beluifs  \'eratila;4ung  für  die  Versicherun;^  nach  dem  Ge- 
halt in  Klassen  ein.  Es  wurden  als  Gehalt  angesehen  alle  Bezüge 
in  bar,  ferner  Dienstwohnungen  mit  und  ohne  Heizung  und  Licht, 
ferner  mit  Beköstigung;  eine  Wohnung  sollte  mit  15  Proz.  des  Gc- 
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halts,  eine  Wohnung  mit  Beköstigung  mit  33  P^oz.  des  Gehalts 
io  Anrechnung  gebracht  werden.  Die  l.  Klasse  bildeten  die  An- 
gestellten mit  einem  Jahresgebalt  bis  zu  i30O  Kronen;  die  2.  Klasse 
jene  mit  einem  Jahresgehalt  vom  1200 — 2400  Kronen  und  die  3. 
Klasse  endlich  jene  mit  mehr  als  2400  Kronen  Gehalt. 

Gegen  diese  Einteilung  wurde  vor  allem  aus  den  Kreisen  der 
zu  Versichemden  heraus  geltend  gemacht,  daß  sie  auf  die  Ver* 
schicflrnheit  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Angestellten 
nicht  in  ausreichendem  Maße  Rücksicht  nehme;  oian  verlangte 
eine  Vermehrung  dieser  Klassen. 

c)  GegensUuld  der  Versicherung. 

Die  Versicherung  sollte  sich  erstrecken  auf  eine  Rente  lur  den 
Fall  der  Krwerbsunfähirrkeit  (Invalidenrente),  eine  Altersrente,  eine 

StcHcnloscnunterstützunfT,  eine  Witwenrente  und  Frzichung;sbciträge 
für  verwaiste  Kinder.  Für  die  Invalidenrente,  die  Stellcnlo''enunler- 
stützung,  das  W'aisen^eld  imd  die  P^r/iehungsbeiträge  war  eine  Warte- 
zeit von  5  Jahren,  für  die  Altersrente  eine  solche  von  40  Jahren 
bei  Männern  und  35  Jahren  bei  Frauen  vorgesehen. 

d)  Leistimg  und  Gegenleistung. 

Der  Entwurf  sah  für  die  drei  verschiedenen  Gehaltsklassen 
folgende  Renten  und  regelmäßige  Beiträge  vor. 

I.  Klasse    2.  Klasse     3.  Klasse 

InTBlidenrente   600  Kr.  900  Kr.  laoo  Kr. 

Altersrente   goo  „  1350  „  1800  „ 

Witwenrente   300  „  450  „  60O  „ 

MonatsbciUag  des  Prinzipals  .  4,50  „  6,75  „  9,00 

n            „  AngcstelltCD  3,00  „  6,00  „  9,00  „ 

Die  Stellenlosenunterstützung  war  genau  so  hoch  wie  die 
Invalidenrente.  Sie  sollte  nur  auf  höchstens  12  Monate  gezahlt 
werden  und  begann  erst  nadi  dreimonatiger  Stellenlosigkeit  Die 
Erzidiungsbeiträge  für  verwaiste  Kinder  sollten  lO  Proz.,  für  Voll» 
Waisen  20  Proz.  des  jeweils  bestehenden  Anspruchs  auf  Tnvaliden- 
rente  aunnachen.  Für  Witwen  war  für  den  Fall  der  Wiederver- 
heiratung eine  Abfindung  im  dreifachen  Jahresbetrage  der  Witwen» 
rente  vorgesehen. 

Die  oben  mitgeteilten  Pramiensätze  waren  nun  nicht  die  einzigen 
Anforderungen,  die  die  Versicherung  an  Dienstgeber  und  Ange- 
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Stellten  stdlte.  Sie  sollten  zur  Deckung  der  Alters-  und  Witwen- 
rente dienen.  Im  P'alle  einer  Invalidität  sollte  die  Prämienreserve 
für  die  Altersrente  zur  Bildung  einer  Leibrente  für  den  Betrofienen 
verwandt  werden;  der  Rest  der  Invalidenrente,  ferner  die  Anforde- 
rungen der  Stellenlosenunterstützung,  der  Erziehungsbeiträge  und 
etwaiger  Abfertigungen  sollten  durch  eine  Uml^e  auf  die  Dienstgeber 
aufgebracht  werden,  sofern  die  Gebarungsüberschüsse  der  Anstalt 
diese  Anforderungen  nicht  schon  deckten. 

Unter  den  Prinzipalen  bestand  eine  sehr  starke  Gegnerschaft 
gegen  die  Pensionsversichcningsbestrebungen  der  Privatangestellten; 
diese  Gegnerschaft  setzte  begreiflicherweise  besonders  bei  der  lim- 
ine ein.  Man  verlangte  deren  Beseitigung  und  Schaffung  fester 
von  vornherein  zu  übersehenden  Prämien,  oder,  wenn  dies  nicht 
zu  erreichen  war  —  Ausdehnung  der  Umlage  auch  auf  die  An- 
gestellten. 

c)  Die  Organisation  des  Vcrsichcrungsbclricbcs. 

Zur  Durchführung  der  Versicherung  sollte  in  Wien  eine  Pensions- 
anstalt gebildet  werden,  deren  Mitglieder  die  Angestellten  iin  J  deren 
Dienstgeber  sein  sollten.  Die  Leitung  dieser  Anstalt  oblag  dem 
Vorstande  und  der  Generalversammlung.  Der  Vorstand  wurde  von 
der  Generalversammlung  <::^cwählt  Nur  der  erste  Vorsitzende  sollte 
von  der  Regierung  aus  dem  Kreise  der  rechtskundigen  Personen 
ernannt  werden.  Die  Generalversammlung  ging  aus  der  Wahl  der 
Dienstgeber  und  der  Angestellten  hervor.  Zur  Unterstützung  der 
Anstalt  wurden  lokale  Verbände  der  Versicherten  gebildet,  die  un- 
gefähr dieselben  Aufgaben  erfüllen  sollten,  die  in  Deutschland  bei 
der  Invalidenversicherung  der  Polizei  obliegen:  Führung  des  Katasters, 
Prüfung  der  Ansprüche  usw.;  dann  aber  auch  die  En^^^nnabme 
der  Beiträge  und  Auszahlung  der  Renten. 

Neben  dieser  offiziellen  Pensionsanstalt  waren  —  nach  Ana- 
logie  des  §  75  des  deutschen  Krankenversicherungsgesetzes  —  alle 
Privatversicherungsunternehmungen  zugelassen,  sofern  sie  bei  gleichen 
Prämien  mindestens  gleiches  boten.  Eine  solche  Bestimmung  er- 
schien notwendig  mit  Rücksicht  auf  jene  Angestellten,  die  bereits 
heute  bei  einem  Privatinstitut  versichert  waren.  Die  Zulassung  auch 
für  die  Zukunft  bedeutete  bei  der  langen  Dauer  einer  solchen  \'er- 
sicherung  ein  großes  Entgegenkommen  gegenüber  den  privaten  Ver- 
sicherungsanstalten, hat  jedoch  keine  Kritik  gefunden. 
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Der  Entwarf  des  Referenten  Dr.  Fof L 

Der  Kntwurf  der  Re^icrun^^  blich  nach  dem  Eingang  beim  Ab- 
geordnetenhause über  ein  Jahr  lan^^  unbearlitet  liegen.  Erst  Anfang 
1903  beauftraL^tc  das  Haus  auf  Betreiben  der  Interessenten  den 
soziaI})oliiischen  Ausschuß,  die  Angelegenheit  weiter  zu  verfolgen. 
In  welchem  Grade  die  ganze  Vorlafje  bereits  gefährdet  war,  zeigte 
sich  im  Ausschuf3  bei  der  ersten  Abstimmung.  Die  Gegner, 
nämlicii  die  nach  einer  allgemeinen  Versicherung  verlangenden 
Sozialdemokraten  und  die  Vertreter  jenes  Teiles  der  Dienstgeber, 
der  die  Heranziehung  der  Prinzipale  zu  den  Lasten  der  Invaliditäts- 
und AlterÄVcrsorgung  nicht  wünschte,  beantragten  die  Einsetzung 
einer  Sonderkümuiission,  die  sog.  Begräbniskommission,  die  Freunde 
die  Überweisung  des  Materials  an  einen  Referenten.  Es  kam  zu 
einer  Abstinunung,  bei  der  der  Prager  Handelskammcrsckretär 
Dr.  Fort,  ein  Freund  der  Versicherungsbestrebungen,  mit  16  gegen 
12  Stimmen  zum  Referenten  bestellt  wurde. 

Dr.  Fort  suchte  den  Wünschen  tler  Heteiligten  nach  Möglich- 
keit gerecht  zu  werden.  Die  Angestellten  verlangten  eine  genauere 
Abgrenzung  des  Kreises  der  Versicherten,  ferner  eine  bessere  Berück- 
sichtigung der  Mannigfaltigkeit  in  den  Einkommensverhältnissen; 
die  Prinzipale  wünschten  die  Umlage  beseitigt  oder  auf  die  An- 
gestellten ausgedehnt  zu  sehen.  Dr.  Forts  Abgrenzung  des  Kreises 
der  zu  Versichernden  war  wesentlich  besser  wie  die  des  ursprüng- 
lichen Regierungsentwurfs;  er  versuchte  zu  einer  Definition  zu 
kommen  durch  Ausscheidung  aller  „unmittelbar  bei  der  Waren- 
erzeugung beschäftigten  Personen",  ein  Gedanke,  der  zwar  allein 
nicht  genügte,  der  aber  einen  beachtenswerten  Gesichtspunkt  in 
die  Debatte  brachte.  Die  größere  Berücksichtigung  der  Ver- 
schiedenheit in  den  Hinkomnicnsverhältnissen  suchte  Dr.  Fort  zu 
erreichen  durch  eine  andere,  seinen  Entwurf  besonders  charak- 
terisierende Berechnung  der  Renten  und  Prämien;  er  beseitigte  die 
Klasseneinteilung  und  berechnete  die  Prämien  und  Renten  in  Pro- 
zenten des  Gehalts.  Er  setzte  die  Wartezeit  auf  10  Jahre  hinauf 
und  hel.i  die  Versiclierungspflicht  mit  dem  21.  Lebensjahre  beginnen. 
Von  da  an  sollten  von  dem  Gehalt  eines  jeden  Angestellten 
^3^2  Proz.  an  die  V^ersicherung  abzuliefern  sein;  4'.,  Proz.  sollte 
der  Angestellte  und  9  Proz.  der  Prinzijjal  zahlen.  Dazu  war  für 
den  Angestellten  eine  weitere  Belastung  in  Höhe  von  des 
ersten  Jahresbetrages  jeder  Gehaltserhöhung  in  Aussicht  genommen. 
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Diejenigen  Lasten  der  Versicherung,  die  durch  diese  Einzahlungen 
nicht  gedeckt  wurden,  sollten  durch  eine  Umlage  auf  die  Prinzipale, 
und  sobald  diese  die  Höhe  der  regelmäßigen  Prämien  erreicht 
haben  würde,  durch  eine  Umlage  auf  Prinzipal  und  Angestellten 
gedeckt  werden.  Bei  der  Rentenfestsetzung  lehnte  sich  Dr.  Fort 
eng  an  die  deutschen  Bearotenpensionsgesetze  an.  Er  bestimmte, 
daß  nach  lojähriger  Dienstzeit,  gerechnet  vom  21,  Lebensjahre, 
ein  Anspruch  auf  Rente  iur  den  Fall  der  Invalidität  in  Hobe  von 
40  Proz.  des  Grehalts  erreicht  werden  sollte.  Den  jährlichen 
Steigerungssatz  bemafi  er  auf  I  Froz.,  so  daß  ein  Angestellter  im 
Alter  von  55  Jahren  —  sofern  er  bereits  mit  21  Jahren  in  einer 
versicherungspflichtigen  Stellung  stand  —  einen  Fensionsanspruch  in 
Höhe  von  65  Proz.  seines  Gehalts  erreicht  haben  wurde.  Bei  der 
Festsetzung  der  Altersrente  nahm  Dr.  Fort  Rücksicht  auf  die  bei 
den  Erhebungen  von  1896  ermittelte  Tatsache  daß  vom  55.  Lebens* 
jähre  ab  das  Durchschnittsgehalt  der  Privatangestellten  lallt;  er 
bestimmte,  daß  jeder  Angestellte  nach  35  Dienstjahren  berechtigt 
sein  sollte,  die  ihm  in  der  Regel  alsdann  als  Invalidenpension  zu> 
stehenden  65  Proz.  des  Gehalts  als  Altersrente  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Jene,  die  weiterzuarbeiten  vermochten,  sollten  von  da  an 
mit  jedem  Jahre  eine  Steigerung  ihres  Pensionsansprucfas  von  7  Plroz» 
erzielen,  so  daß  sie  mit  40  Dienstjahren  einen  Ansfuuch  auf  eine 
Altersrente  in  Höhe  des  vollen  Gehalts  erreicht  haben  würden. 
Die  Witwenrente  sollte  die  Hälfte  des  Anspruchs  auf  Invaliditätsr 
bzw.  Altersrente,  das  Waisengeld  10  Proz.  bzw.  bei  Vollwaisen 
20  Proz.  dieses  Rentenanspruchs  betragen.  Die  Stellenlosenunter- 
stützung  ließ  Dr.  Fort  fallen. 

g)  Der  Einiguiigscntwurf  der  Regierung  und  des  Aiis<!cl)usscs- 

Nachdem  der  Entwurf  des  Referenten  Dr.  Fort  dem  Ausschuß 
vorgelegt  worden  war,  trat  die  Regierung  mit  diesem  in  Ver- 

handlupfi^en  über  die  definitive  Gestaltiinfr  der  Vorlage  für  da«? 
Plenum  des  Mnuse-  ein.  Sic  hielt  jedoch  fest  an  den  Grundiaii^en 
ihres  er-^tcn  1  lUwurls  unter  Ablehnung  der  ihrer  Ansicht  nach  zu  weit- 
gehenden Fortschen  Vorschläge.  Aus  den  ^gemeinsamen  Beratungen 
im  Frühjahr  1903  ist  ein  fertiger  Entwurf  nicht  hervorgegangen, 
da  im  Augenblicke  der  unerwarteten  Vertagung  des  Abgeordneten- 
hauses nur  die  ersten  30  Paragraphen  fertiggestellt  waren.  Ks  läßt 
sich  jedoch  schon  aus  diesen  ersehen,  wie  die  zukünftige  Vorlage 
aussehen  wird;  denn  in  den  ersten  30  Paragraphen  sind  so  gut 
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wie  sämtliche  wichtige  Bestimmungen  enthalten.  Alle  im  Laufe 
der  2  Jahre  seit  der  Einbringung  des  Gesetzentwurfes  laut  £^c- 
wordcncn  Wünsche  wurden  soweit  wie  möHich  bcrücksiohtiijt. 
In  bcziic^  auf  die  c;cnaucrc  Abf:(renzung  des  Kreises  der  Versicherten 
kam  die  Regierung  nach  Möglichkeit  den  Interessenten  entgegen; 
\or  allem  wurde  ausdrücklich  die  Versicheruni^spflicht  des  kauf- 
männischen Hilfspersonals  konstatiert-  Die  größere  Berücksichtigung 
der  Verschiedenheit  in  den  Einkommensverhältnissen  erreichte  die 
Ktgicrung  durch  die  Verdoppelung  der  Zahl  der  Gehnltsklassen. 
Die  Höht  der  in  Aussicht  genommenen  Renten  in  den  einzelnen 
Klassen  lässt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung  ersehen: 

Gebalt  Allcrsrente    lavalidcnrentc  Witwenrente 


I. 

Klagte 

—900 

Kr. 

675  Kr. 

450 

Kr. 

aas 

Kr. 

s. 

«1 

900-    I 2CO 

'» 

900  „ 

600 

u 

300 

1« 

3- 

11 

1200— iSoo 

»1 

1125  ., 

750 

»t 

375 

»1 

4- 

II 

iSoo— 2400 

11 

'350  M 

900 

)1 

450 

»t 

5- 

»» 

3400—3000 

» 

»575 

1150 

•t 

5-5 

>i 

6. 

aber  3000 

1» 

i«oo  „ 

laoo 

M 

600 

»• 

In  bezug  auf  das  Waisengeld  blieb  es  bei  10  bzw.  20  IVoz.  der 
Invalidenrente :  die  Stellenlosen  Versicherung  blieb  fort. 

Die  .Anfortleningen  der  X'crsicherung  an  die  X'ersicherten  und 
ihre  Dienstgeher  haben  im  Ausschuß  noch  nicht  einer  Beschluß- 
fassung unterlegen ;  doch  war  man  sich  bei  der  Festsetzung  der 
mitgeteilten  Kentensätze  darüber  einig,  daß  zu  erheben  sein  würden 
pro  Monat 

1.  Klasse    2.  Klaue    3.  Kia&se    4.  Klasse   5.  Klasse    6.  Klasse 


Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

vom  Dien&therrn 

4,25 

5.40 

6,55 

7JO 

8,85 

10,— 

vom  Angestellten 

2,50 

4.— 

5.50 

7  — 

8,50 

10,— 

zusammen 

6,75 

9.40 

12,05 

14.70 

17.35 

20,— 

Zur  Verabschiedung  ist  dtt  Materie  im  österreichischen  Ab- 
geordnetenhause  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1903  noch  nicht 
gelangt 


IV.  Das  Ziel  der  Bestrebungen  in  Deutschland  seit  dem 

österreichischen  Entwurf. 

Im  Deutschen  Reiche  haben  die  Bestrebungen  seit  dem  Be- 
kanntwerden  des  österreichischen   Gesetzentwurfes  t>estimmtere 


Digitized  by  Google 


400 


Gesetzgebung. 


Formen  und  vor  allem  eine  höhere  Energie  angenommen.  Doch 
steht  lieiite  unter  den  deutschen  Privatangestelltcn  noch  nicht 
genau  fest,  welches  Ziel  man  erstrebt.  Die  einen  verlan;^en  nach 
österreichischem  Muster  eine  nur  unter  Staatsaufsicht  stehende,  von 
den  Privatangestellten  selbst  verwaltete  Versicherungsanstalt,  die 
arukica  wünschen  Institutionen  von  der  Art  unserer  \>rsicherunes- 
anstalten  für  die  AuhiuluLing  des  Invalidenversichcrungsgesetzes, 
eine  dritte  Richtung  verlangt  lediglich  die  Schaffung  eines  staat- 
lichen Zwanges  für  die  Angestellten  zum  Abschluß  einer  be- 
stimmten Ansprüchen  genügenden  Versicherung,  eine  vierte  glaubt 
in  etncm  Ausbau  des  bestehenden  InvaUdenversicherungsgesetzes 
den  gangbarsten  Weg  zu  dem  erstrebten  Ziele  zu  erblicken,  und 
endlich  fordern  wieder  andere  die  Schaffung  besonderer  Kassen» 
einrichtungen  fiir  die  Privatangestellten  auf  Grund  der  §§  S— ii  des 
Invalidenversicherungsgesetzes. 

1.  Die  Schaffung  einer  besonderen  Anstalt  für  die  PensionS' 
Versicherung  der  Privatangestdlten  unter  eigener  Verwaltung  der 
Versicherten  und  ihrer  Dienstgeber  Hir  das  UnMversicherungsgesetz 
wäre  vielleicht  das  Ideal,  man  ist  aber  bei  einem  sehr  großen  Teile 
der  Fk'ivatangestellten  der  Ansicht,  dafi  die  Regierung  sich  niemals 
zur  Schaffung  einer  Versicherung  herbeilassen  wurde,  bei  dem  sie 
nur  Pflichten,  aber  hst  gar  keine  Rechte  haben  würde. 

2.  Dahingegen  würde  eine  Versicherungsanstalt  nach  dem 
Muster  der  bestehenden  Invalidenversicherungsanstalten  zweifeOos 
von  der  Regierung  als  geeignet  angesehen  werden,  um  so  mehr,  als 
one  solche  Anstalt  für  die  Privatangestellten  wegen  der  höheren 
Beiträge,  der  selteneren,  nur  monatlichen  Beitragsleistungen,  der  nie* 
drigeren  Zahl  von  Versicherten  noch  wesentlich  billiger  arbeiten 
würde,  wie  die  heute  bestehenden  Invalidenversicherungsanstalten 
in  den  verschiedenen  Provinzen  und  Landestcilen. 

3.  Der  Vorschlag,  der  Staat  möge  einfach  durch  Gesetz  jeden 
Angestellten  verpflichten,  eine  seinem  Einkommen  entsprechende 
Versicherui^[  abzuschließen,  wobei  dann  die  Beitragspflicht  des  Prin- 
zipals, ferner  die  Beitragszahlung  oder  besser  gesagt  Beitragsstundung 
während  der  Zeit  der  Stellenlosigkeit  gesetzlich  zu  regeln  wäre, 
geht  von  dem  Abg.  Sittart  aus  und  stammt  vermutlich  aus  dem 
Reich?amt  des  Innern.  Er  erinnert  sehr  lebhaft  an  das  französische 
Unfalhersicherungsgcsetz  und  hat  auf  den  ersten  Blick  mit  Rück- 
sicht auf  die  große  Zahl  schon  jetzt  bestehender  Versich crungsvcr- 
hältnisse  etwas  bestechendes.   Seme  ofiten  am  Tage  liegenden  sehr 
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großen  Nachteile  aber  dürfen  nicht  uabeachtet  bleiben;  es  ist  zudem 
sehr  leicht,  die  bestehenden  Versicherungsverträge  ohne  über- 
inui:ii^c  Belastung^  der  \'crsicherten  aufrecht  zu  erhalten,  wenn  man 
an  den  im  §  75  des  Krankenversicherungsgesetzes  eingeschlagenen 
Ausweg  denkt.  Darüber  sind  sich  alle  Angestellten  einig,  daß  die 
freien  Hilfskassen  auch  bei  der  Pensionsversicherung  bestehen  bleiben 
sollen;  man  wetfi  nur  nicht,  ob  man  den  Beitritt  audi  später  nach 
dem  Inkrafttreten  der  Versicherung  zulassen  oder  nur  die  beim  In* 
Inrafttreten  des  Gesetzes  bestehenden  VersicherungsveTträge  als  voll- 
gültigen Ersatz  ansehen  soll  Die  unbestreitbar  groflen  Schäden,  die 
die  freien  Hilfekassen  wegen  der  Entziehung  der  gesunderen  Ele* 
mente  aus  den  Zwangskasseo  und  wegen  der  Gewohnheit  mancher 
Unternehmer,  nur  Mitglieder  von  freien  HÜfekassen,  die  also  die 
ganzen  Krankenkassenbetträge  selbst  bezahlen,  zu  beschäftigen,  iiir 
die  Mitglieder  der  Orts-  usw.  Krankenkassen  mit  sich  brii^;eR, 
haben  den  Gegnern  solcher  Ersatzinstttute  manche  Mitkampfer  zu- 
geluhrt 

4.  Der  Gedanke,  einfach  das  bestehende  Invalidenversicherungs* 
gesetz  auszubauen  in  der  Art,  wie  es  Henr  Seebnann  fiir  die  Hand- 
werker vorschlägt,  hat  in  der  letzten  Zeit  fast  allen  Boden  verloren. 
Die  Frivatbeamten  wollen  nicht  mit  den  Aibeitem  gleichmäßig  be- 
handelt werden,  zum  Teil,  weil  sie  eine  andere  gesellschaftliche 
Geltung  beanspruchen,  dann  aber  —  und  das  ist  der  emstlich  in 
Betracht  zu  ziehende  Grrund  —  weil  sie  einem  weit  geringeren  In* 
validitätsrisiko  unterworfen  sind.  Den  Ausschlag  gegen  diese  Be- 
strebungen hat  schließlich  der  Umstand  g^eben,  daß  an  eine  Ver- 
wirklichung dieser  Bestrebungen  vor  der  nächsten  Revision  des 
bestehenden  Invalidenversicherungsgesetzes,  die  vor  1910  nicht  in 
Angriff  genommen  werden  dürfte,  nicht  zu  denken  sein  würde. 

5.  In  gewissem  Grade  spricht  dieses  Bedenken  allerdings  auch 
gegen  den  letzten  Vorschlag:  die  Schaffung  besonderer  Kassen  auf 
Grund  der  §§  8 — II  des  bestehenden  Invalidenverslcherungsg^esetzes. 
Die  genannten  Paragraphen  handeln  von  den  Knappschafts-,  Eisen- 
bahnwerkstritten-  und  sonstigen  Kassen,  die  bereits  früher  eine  In- 
validenvcrsorgung  zu  ihrer  Aufgabe  gemacht  hatten  und  besonders 
geeignet  erschienen,  selbst  die  Ausführung  des  Gesetzes  zu  be- 
wirken. Da  die  Bestimmungen  des  Invalidenversicherungsgesetzes 
betr.  die  Seeberufsgenossenschaft  die  Hinrichtungen  einer  Witwen- 
und  Waisenversorgung  vorsehen,  glauben  die  Vertreter  dieser  letzten 
Richtung  unter  den  Privatangestellten,   am  leichtesten  zu  einer 
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Fensions«  und  Hinterblicbenenversorgung  gelangen  zu  können,  wenn 
durch  Gesetz  eine  besondere  Privatbeamtenkasse  gebildet  und  durch 
Bundesratsbeschluß  den  Wirkungen  der  §§  8 — ii  des  kvaliden- 
venicheningsgesetzes  unterworfen  würde.  &  kann  nicht  verschwiegen 
werden,  daß  vom  gesetzgeberischen  Standpunkt  aus  sehr  erhebliche 
Bedenken  gegen  ein  solches  Verfahren  sprechen,  da  der  Gesetzgdier 
beim  £rlaß  des  Invalidenversicherungsgesetzes  an  eine  solche  Aus» 
dehnung  auf  einem  ganzen  Berufsstand  nicht  gedacht  hat,  auch  <fie 
Witwen-  und  Waisenversicherung  bisher  nur  fiir  die  Seeberu6' 
genossenschaft  zulässig  ist  Die  Überführung  der  heute  bereits  nadi 
dem  Invalidenversicherungsgesetze  versicherten  Privatangestellten  in 
die  neue  Versicherung  würde  sich  auf  diesem  Wege  allerdings  am 
leichtesten  vollziehen;  auch  würde  den  Versicherten  der  ReichS' 
Zuschuß  von  50  Mk.  pro  Jahr  zu  den  meisten  Renten  gewahrt 
werden. 

• 

Im  all^^emeiiien  hat  die  Frage,  in  welcher  Form  die  Wünsche 
der  Privatbeamten  und  Angeätcllten  erfüllt  werden,  keine  sehr  große 
Bedeutung.  Hauptsache  ist  für  die  große  Masse,  daß  überhaupt 
eine  Versicherung  kommt.  Allg-emein  erkennt  man  an,  daß  ein 
gesetzgeberischer  Versuch  auf  diesem  bisher  gänzlich  unbeackerten 
Gebiete  seine  bedeutenden  Schwierigkeiten  hat;  man  verläßt  sich 
auf  den  guten  Willen  und  die  Erfahrungen  der  Regierung  und  wird 
ihre  zu  erwartenden  Vorlagen  unter  keinen  l  n  ständen  einer  solchen 
Kritik  unteiwcrien,  wie  sie  in  Österreich  zui  Aiiwciidung  gebracht 
worden  ist.  So  darf  erwartet  werden,  daß  die  Bestrebungen  der 
Privatangestellten  in  Deutschland  leichter  und  in  kürzerer  Zeit  zu 
einem  Resultate  führen  werden  wie  in  Österreich. 
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Die  Arbeiteiirage  in  Südafiiksu 

VOD 

HENRY  W.  MACROSTY,  B.  A. 

London. 

In  dnor  Rede  in  ffimtingham  am  i  a.  Januar  1904  erUfitte  Giamberlain, 

der  südafrikanische  Kxieg  sei  ein  Kampf  zwischen  einer  fortgeschrittenen 
und  einer  mindenrertigen  Zivilisation.  Viele  ehrliche  Imperialisten,  die 
diesen  Krieg  aus  einem  strengen  Pflichtpefühl  heraus  gut  hießen,  und 
opferwillig  seine  Beschwerden  ertrugen,  fr  ieren  sich  jetzt,  ob  der  Vor- 
schlag, im  Namen  einer  ,, fortgeschrittenen  Zivihsation"  einen  neuen 
Sklavenstaat  in  Transvaal  zu  errichten,  nicht  alle  die  humanen  Beteue- 
rungen, mit  denen  der  Krieg  begonnen  wurde,  Lügen  strafe,  und  alle 
Hofbungen  auf  ein  weißes  Südafrika  zunichte  mache. 

Am  6.  Januar  1904  wurde  in  FxStoria  ein  Eriafi  veröffentlich^  ^ 
die  Einwanderung  ungelernter  nichteuropäischer  Arbeiter  regeln  soUte 
(ausgenommen  afrikanische  Eingeborene  von  Orten  südlich  des  12.  nörd- 
Uchen  Breitegrads)»  tatsächlich  befofit  &  sich  mit  der  Importieiung 
chinesischer  Arbeiter.  Sowohl  in  den  Vereinigten  Staaten  als  in  Austra- 
lien hat  es  sich  unmöglich  erwiesen  die  Typen  zweier  so  verKhiedener 
Kulturen  wie  die  europäische  und  chinesische  nebeneinander  gesund  zu 
erhalten.  In  vielen  Beziehungen  ist  die  soziale  Moral  des  Chinesen  für 
den  Weißen  abstoßend  und  die  chinesischen  Viertel  in  Städten  wie 
San  Franzisco  werden  ^u  Herden  moralischer  Infektion.  Die  größere 
Bedür&islosigkeit  und  der  niedrigere  „Standard  of  life"  des  Chinesen 
machen  ihn  zu  einem  gefährlichen  Konkurrenten  und  wo  auch  immer 
man  ihm  erlaubt  sich  niedersulassen,  da  nimmt  er  alle  Arten  der  unge^ 
temten  Arbeit  ittr  sich  in  Ansprach.  Wo,  wie  in  Australien,  komplizierte 
Axbeiterschutzgesetae  eiistieren,  bat  es  sich  als  unmöglich  erwiesen,  die- 
selben gegenüber  den  Chinesen  durchzuführen,  die  so  in  der  Lage  sind, 
ihre  weifien  Konkuzrenten  zu  verdrängen.  Aus  all  diesen  Gründen  er- 
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kennen  sowohl  die  üudainkanischeu  Minenbesitzer  als  auch  die  Traasvaal- 
xegiening  an,  daß  eine  unbeschränkte  Einwanderung  der  Chinesen 
völlig  ander  Ftage  steht 

Die  oben  erwähnte  Verordnung,  welche  von  der  gesetzgebenden 
Körperschaft  noch  nicht  bestätigt  ist,  und  die  in  letzter  Linie  audi  der 
Zustimmung  der  englischen  Regierting  bedarf  ^,  schreibt  vor,  daß  derartige 
Arbeiter  nur  zum  Zwecke  der  Verwendung  in  den  Goldminen  des  Wit- 
watersrand  eingeführt  werden  dürfen.  Nur  autorisierte  Agenten,  welche 
eine  Li^enzabgabe  von  2000  Mk.  (100  ■f''^  znlilen  müssen,  seilen  die 
Erlaubnis  erhalten,  Arbeiter,  welche  steh  Koiitraktlich  auf  3  oder  5  Jahre 
verpflichten,  zu  importieren;  bei  Ablauf  des  Kontraktes  mulj  entweder 
ein  neuer  geschlossen  oder  der  betreffende  Arbeiter  in  seine  Hetmsi 
surOcfcgeschickt  werden.  Die  gesetzlicfae  Strafe  fOx  unerlaubte  Einführong 
fremder  Arbeiter  beträgt  xoo  und  die  Kosten  der  Heimsendnng.  Ein 
so  importierter  Arbeiter  darf  sich  nicht  mehr  als  eine  englische  Meile 
von  seinem  Arbeitsplatz  entfernen,  er  muß  ausschließlich  in  den  Minen 
beschäftigt  werden  und  darf  Grundbesitz  vvedcr  nachten  noch  sonstwie 
unter  seine  Kontrolle  bringen.  Die  Übertretung  dieser  Vorschritt  ist 
mit  einer  Strafe  von  500  ^  und  5  Talir  (»efangnis  bedroht.  Der  Agcni 
muij  eine  Paligebuhr  von  2  per  Kopf  zahlen  und  kein  Arbeiter  darf 
ohne  einen  Erkubmaachein  seinen  Arbeitsort  wechsehi.  Der  Gouvemeor 
soll  berechtigt  sein,  Bestimmungen  zu  erlassen  betreffs  der  Unterbringung 
der  Arbeiter,  ihren  Schutz»  ihre  Kontrolle  und  ihre  Heimsendung.  Ein 
Oberbeamter  und  eine  Anzahl  von  Inspektoren  sollen  ernannt  werdei, 
um  die  Durchführung  des  Gesetzes  zu  sichern,  jeder  Arbeiter  muß  auf 
Verlangen  dem  Inspektor  seinen  Paß  vorzeigen.  Wohl  mag  die  ..Times", 
die  sich  zum  Kämpfer  für  die  Minenbc^itzer  aufgeworfen  hat,  einge- 
stehen (7.  Januar  1904),  daß  „es  zugegeben  werden  muß,  daß  das  Los 
des  chinesischen  Arbeiters  vom  englischen  Standpunkt  aus,  nicht  ver- 
spreche ein  sehr  angenehmes  und  glückliches  zu  sein,  aber  unter  der 
Aufsicht  der  Regierung  dürfe  seine  Lage  wohl  eine  bessere  sein,  ab 
diejenige»  an  die  er  zu  Hause  gewahnt  sei.  Jedenfalls  ist  der  Chinese 
willens,  sich  auf  eine  Reihe  von  Jahren  mit  beschrSnkten  Vorteilen  so 
begnügen,  wenn  er  dafilr  die  sichere  Aussicht  atif  Rfldcsendung  mit 
dnem  kleinen  Vorrat  von  Dollars  in  der  Tasche  hat**. 

Ein  solches  System  der  „Kontraktarbeit"  ist  kaum  von  Strafarbcii 
oder  zeitlich  beschränkter  Sklaverei  zu  unterscheiden.  Der  Londoner 
„Standard",  die  führende  konservative  Zeitung,  nennt  es  denn  auch  „ein 
ebenso  unwillkommenes  wie  zweifelhaftes  Experiment".  Warum,  dürfen 
wir  fragen,  wird  es  denn  von  englischen  Beamten  in  Transvaal  emp- 
fohlen, die  doch  hoch  über  dem  Verdacht  stehen  im  Interesse  der 


')  Die  BestldgttDg  der  gesetzgebenden  Körperschaft  «nd  die  Zmtimimiag  der 
englischen  Regierung  sind  inswiscbcn  erfolgt 
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Minenbesitzer  zu  arbeiten?  —  Wirklich  überzeugte  F^efürworter  der 
Chinesenarbeit  sind  nicht  vorhanden.  Einige  ak/p}  ueren  den  Vorschlag, 
weil  sie  glauben,  daß  der  Versuch  mißglücken  wird.  Sogar  die  Minen- 
besitzer sagen,  daß  sie  darin  nur  eine  unvermeidliche  Notwendigkeit 
sebeo.  Niemand  will,  daß  er  mehr  als  ein  vorübergehendes  Hilfsmittel 
sei,  welcher  dazu  dienen  soll  Uber  eine  Periode  aiiflergewöhnlicher  Ver- 
hältnisse htnwegznhdfen.  Wir  müssen  ako  fragen»  worin  besteht  denn 
diese  angebliche  Notwendigkeit?  Es  wird  entens  angenommen,  daB  das 
Gedeihen  von  Südafrika  von  den  Minen  abhängt,  dafi  die  Minen  von 
der  billigen  Arbeit  abhängen  und  dafi  aus  Mangel  an  geeigneten  Arbeits- 
kräften eine  Depressionsperiode  angefangen  hat,  welche  die  Kolonie 
minieren  wird,  wenn  ihr  nicht  schleunigst  ein  Ende  gesetzt  wird. 

Letztes  Jahr  hat  das  englische  Handelsministerium  Herrn  Henry 
Birchenough  als  Spezialbevollmachtigten  ausgesandt:  Ende  1903  hat 
dieser  einen  sehr  wertvollen  „Bericht  viber  die  gegjenwärtige  Lage  und 
die  zukünftigen  Aussichten  des  englischen  Handels  m  Süciaiiika"  ein- 
gereicht (Cd.  1844  von  1903,  Preis  i  sh.  6  d),  in  dem  viele  nützliche 
LiformatioDen  za  finden  sind. 

Er  sagt:  ,,Wie  audi  die  Lage  der  anderen  Kolonien  sein  mag,  in 
Sfidafrika  wird  allgemein  angenommen,  dafi  von  den  Zuständen  in  Trans- 
vaal  allein  das  gegenwärtige  Gedeihen  des  Geschäftes  im  Lande  abhängt 
Man  braucht  nur  nach  Johannesburg  zu  gehen,  um  klar  darüber  zu 
werden,  daß  dort  die  Möglichkeiten  für  eine  wirklich  große  Ausdehnung 
des  flandels  vorhanden  sind.  In  den  anderen  Kolonien  kann  man  und  wird 
man  wohl  auch  langsame  und  sichere  Fortschritte  zu  verzeichnen  haben, 
in  Transvaal  dagegen  sind  die  Bedingungen  tür  eine  rapidere  Entwick- 
lung gegeben.  Es  ist  schwer,  von  den  Zukunftsaussichten  in  Transvaal 
zu  sprechen,  ohne  anscheinend  zu  übertreiben.  Ohne  Zweifel  hängen 
diese  Aussichten  von  dem  Reichtum  an  Mineralien  in  der  Kolonie  ab. 
Ans  den  Minen  und  hauptsächlich  aus  den  Goldminen  müssen  zuerst  die 
Mittel  für  die  Entwicklung  des  Landes  und  die  Ausdehnung  des  Handels 
kommen.  Obgleich  die  schon  aufgefundenen  Goldlager  im  „Rand"  und 
in  anderen  Teilen  der  Kolonie  böditenswert  genug  sind,  darf  man  an- 
nehmen, daß  ihre  InangrifTnahme  eher  den  Anfang  als  das  Ende  eines 
großen  Kapitels  in  der  Geschichte  der  Goldminai  darstellt.  £s  vergeht 
kaum  ein  Monat,  ohne  daß  Kutdeckuncren  gemacht  werden,  welche 
unsere  Kenntnisse  über  die  (lold  führenden  Distrikte  erweitem.  Kohle 
findet  sich  im  Überfluij,  ungeheure  Eisenlager  grenzen  in  dem  Middel- 
buTg-Ermelbezirk  an  die  Middeüjurg-Kohle,  welche  glücklicherweise  für 
den  Hochofenbetrieb  geeignet  ist.  Mit  der  Ausbeutung  soll  begonnen 
werden,  und  so  ist  Aussicht  vorhanden,  daß  Transvaal  in  einigen  Jahren 
seinen  Schienenbedaif  selber  decken  kann.  Bei  Prätoria  sind  Diamantfelder 
gefunden  worden,  welche  emes  Tages  die  von  Kimberley  aus  ihrer  Mono- 
polstellung drängen  können.  Indessen  werden  doch  die  Goldminen  all- 
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gemein  als  der  HauptiakLoi  m  der  zukünltigeu  Entwicklung  von  Trans- 
vaal betnditetf  nicht  nur,  weil  ihre  Ertiige  aofiut  der  EntwicUmig  des 
Landes  zugute  kommen,  auch  nicht  als  eine  Kapitalsanlage,  aondem 
weil  sie  einen  großen  auadehnnngsföhigen  Markt  dantdlen,  nnmittelbar 
IQr  Verfattttongsanlagen ,  Stampfwerke,  Maschinen  usw.  und  nüttelbir 
fUr  alle  Arten  von  Produkten  und  Industrieerzeugnissen,  wddie  die 
wachsende  Bevölkerung  der  Minendistrikte  benötigt." 

Dies  ist  das  unparteiische  Zeugnis  unseres  Sachverstandigen,  doch 
müssen  wir  noch  hören,  was  Herr  Birchenough  über  die  Landwirtschaft 
sagt,  um  die  Goldminen  im  rechten  Lichte  zu  sehen.  „Es  kann  nicht 
bezwciiclt  werden,  sagt  er,  daij  die  Farmer  der  Oranje  -  Fluiikolonie, 
einiger  Dbtrikte  in  Tiansvaal  und  vieler  Teile  der  Kapkolonie  einer 
Periode  t<mi  immeifain  betillchtlicheni  wenn  auch  in  keiner  Weue  aufier- 
ordentlichen  Wohlstand  entgegeogefaen.  Man  versucht  alles,  mn  Sfld* 
afrtka  in  seiner  Lebensmittelbeachafiung  möglichst  auf  eigene  Füfie  zu 
stellen.  Die  wachsenden  Städte  sind  ein  beständig  an  Bedeutung  ge* 
winnender  Markt  fiir  landwirtschaftliche  Produkte  und  wenn  die  neuen 
Eisenbahnlinien  das  Land  aufgeschlossen  haben  werden,  werden  aiic 
Industriezweige  einen  mächtigen  Anstoß  erhalten.  Weitere  Zukunfts- 
aussichten für  die  Landwirtschaft  erwachsen  aus  der  Forstkultur,  der 
Zudit  von  Pferden  und  Maultieren«  der  Ausdehnung  und  Verbesserung 
der  Wolle-  und  Mohair-Pxodnktion,  dem  Anbau  von  Tabak  und  Früchten." 
Was  vor  allem  not  tut,  ist  Wasser  nnd  Bewässerungsanlagen  sind  in 
Aussicht  genommen,  welche  viele  unfrachtbare  Landstriche  anbauflihig 
machen  werden.  Des  weiteren  sind  bessere  und  billigere  Elsenbehnvei^ 
bindungen  notwendig." 

Ein  weiser  Staatsmann  mag  deshalb  von  einem  zukünftigen  Siid- 
afrika  träumen,  wo  grolic  und  verschiedenartige  Industrien  in  gesunder 
Entwicklung  miteinantler  den  Reichtum  des  Landes  erhöhen.  Sicher  ist 
das  eine  schönere  Zulcunii  als  diejenige,  welche  die  Minenbesitzer  zu  er- 
streben schonen,  nfimHdi  einen  Zustandl,  m  dem  jeder  mittelbar  oder 
unmittelbar  von  den  Goldminenbetrieben  abhängt  und  das  Land  in  sehr 
iliblbarer  Weise  von  dmgen  kosmopolttisdiai  Millimijbren  behemcht  winL 

Diese  hoffiiungsvoUe  Entwicklung  hat  schon  begonnen.  Als  der 
Krteg  zu  Ende  war,  sollten  die  sehr  stark  zusammengeschmolzenen  \'^or- 
räte  wieder  aufgerüllt  werden.  Die  Eisenbahnen  konnten  den  Verkehr 
nicht  bewältigen  und  die  Schwierigkeit  in  der  Güterversorgung  ließ 
oft'enbar  die  Nachtrage  gruf'er  ersclieiuen,  als  sie  tatsächlich  war.  1897 
betrug  die  Einfuhr  nach  Südafrika  23905272  jB,  1902  war  sie  auf 
45427014  £  gestiegen.  „Man  hat  oft  genug  versichert,"  sagt  Mr. 
Birchenough,  „daß  dteser  plötzliche  Au6chwnng  des  sQdafrikanisdiea 
Marktes  nicht  andauern  kann,  dafi,  wenn  die  durch  den  Krieg  vemr' 
sachten  Verwüstungen  ein%ermaflen  wieder  gut  gemacht  sind,  dann  der 
Kandel  wieder  auf  das  frühere  Niveau,  zurücksinken  wird  —  das  ist 
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nicht  der  Eindruck,  den  ich  erlialten  habe,  meine  Wahrnehmungen  ver- 
anlassen mich  zu  glauben,  daß  wir  es  nicht  mit  einer  vorübergehenden 
Hausse  zu  tun  haben,  sondern  mit  einer  großen  und  iinhaltendeu  Auü 
scbwimgsperiode.  Rückfälle  mögen  und  werden  kommen,  aber  meines 
Eiaditeiis  dodi  nur  als  vcareinzdte  ZwiBchenlSUe.'*  Augenblicklich  be- 
findet  akh  Südafiüca  in  einer  dieser  Rückschxittsperioden.  Zum  Teil  ifihrt 
dies  yoo.  der  NidHerftiUimg  unvernünftiger  Erwartungen  her,  «im  Teil 
von  einer  vofübeq;ehenden  Flauheit,  wie  me  natttiiidi  und  unveimeid- 
üch  auf  Zeiten  fieberhafter  Tätigkeit  folgt,  zum  Teil  von  den  unge- 
heueren Verkäufen  der  für  die  Armee  überflüssig  gewordenen  Vorräte, 
aber  hauptsächlich  nach  der  Meinung  von  Herrn  Barchenough  von  dem 
Mangel  an  einheimischen  Arbeitern. 

Vielleicht  ist  es  kaum  notwendig,  eine  Entschuldigung  für  das  aus- 
gedehnte Zitieren  aus  diesem  wertvollen  Bericht  vorzubringen ;  wo  soviele 
Quellen  getrübt  und  soviele  Ansichten  durch  persönliche  Interessen  be- 
einflußt sind,  ist  es  von  besonderer  Wichtigkeit,  die  Arbeiterfrage  des 
„Rand*'  als  einen  Teil  des  grofien  Problems  d^  industriellen  Entwidc- 
lung  Südafrikas  in  den  Zusammenhang  zu  bringen,  von  vdcfaem  aus  sie 
alli^  verstanden  werden  kann.  Wir  müssen  deshalb  noch  einmal  diesen 
scharfen  und  unparteiischen  Beobachter  zitieren:  J)er  Krieg  kostet  den 
IGnen  7  MÜL  j^,  aber  das  gröfite  Mißgeschick  war  die  Zerstreuung  der 
großen  Armee  von  schwarzen  und  weißen  Arbeitern,  welche  in  13 
Jahren  geduldiger  Arbeit  zusammengebracht  worden  war  und  welche 
aus  12000  Weißen  und  100000  Kint'eborenen  bestand.  Selbst  vor 
dem  Krieg,  ja  seit  der  Entdeckung  der  (Goldfelder  1886  hat  es  Schwierig- 
keiten gemacht,  die  nötige  Arbeiterschaft  zu  beschaffen.  Seit  dem  Kriege 
ist  es  aus  einer  Reihe  von  Gründen  zum  Teil  ökonomischer  Natur,  zum 
Teil  als  Resultat  einer  verfehlten  Politik  der  Minenbesitzer  unmöglich 
geworden,  den  Minen  soviel  Arbeiter  zuzufiihren  als  nötig  gewesen 
wflien,  die  Industrie  auf  den  Stand,  den  sie  vor  dem  Krieg  hatte,  zu 
bringen.  Der  Rückgang,  der  eingetreten  ist,  rührt  allein  von  dem 
Mangel  an  eingeborenen  Arbdtskritften  her;  wäre  der  nötige  Zuflnfi 
vorhanden,  so  würde  der  Aufschwung  mit  erstaunlicher  Schnelligkeit  ein- 
setzen. Ohne  ihn  kann  der  Fortschritt  nur  langsam  imd  mühsam  sein. 
Wir  können  hier  nicht  die  schwierige  Frage  der  zukünftigen  .Arbeitsver- 
sorgung diskutieren.  Dieses  Thema  kommt  bei  unserer  Untersuchung 
nur  soweit  in  Betracht,  als  es  die  industrielle  und  Handelsentwicklung 
des  Landes  berührt.  Es  kann  kein  Zweifel  sein,  daß  jetzt  alles  von 
einer  ausreichenden  Versorgung  mit  Arbeitskräften  abhängt  Es  wäre 
sehr  verfehlt,  darin  nur  eine  Angelegenheit  der  Minenbetriebe  zu  sehen. 
Die  Eing^renenarbeit  ist  eben  so  notwendig  (Ür  den  Ausbau  der 
Eisenbahnen,  die  Ausführungen  der  Regierungsarbeiten,  Bauunter- 
nebmungen,  Landwirtschaft  usw.  Nach  allen  Richtungen  hin  wird 
eine  schnelle  Entwicklung  ohne  sie  unmöglich  gemacht  Die  Schwierig- 
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keit  wild  erhöht  durch  den  Umstand,  dafi  jede  Arbeit,  die  den  Minen 
emsogen  wird»  um  andere  Industriesweige  oder  öfieotUcfae  Aibeiien  n 
ftrdero,  den  Zoflud  an  Reichtum,  den  das  Land  jetzt  benötigt,  ver- 
ringert.  Die  Minen  mfissen  vor  allem  versorgt  werden,  weil  von  ihnen 

der  Fortschritt  überhaupt  abhängt.  So  kann  man  sich  kaum  wundem, 
wenn  ^länncr  aller  Stände  in  dem  Glauben,  daß  nur  diese  eine  SchT^ierig- 
keit  dem  überraschendsten  Aufschwung  entgegensteht,  einen  entschei- 
denden Schritt  zu  tun  wünschen  und  die  Arbeit  suchen,  wo  sie  sie  finden. 

Indessen  haben  diese  Schwierigkeiten  auch  ihr  Gutes,  denn  sie  be- 
fördern die  Einführung  von  arbeitssparenden  Maschinen,  besonders  m 
Transportwesen.  Das  hat  cur  Folge,  dafi  das  VetliHltnis  von  Sehwanea 
zu  Weiflen,  von  7  su  i  vor  dem  Krieg  jetst  auf  5  zu  x  reduziert  ist 

Bei  der  Beurteilung  der  gegenwirtigen  Lage  darf  nicht  vergessen 
werden,  daß  nur  bestimmte  eingeborene  Stämme  unter  Tag  arbeiten 
wollen.  Zur  Zeit  bedeutet  also  ein  anscheinend  zunehmender  Zufloß  sn 
Eingeborenen  nicht  unbedingt  ein  verhältnismäßig  ebenso  großes  Wachsen 
der  Ausbeute ,  wenn  nicht  das  richtige  Verhältnis  zwischen  Arbeiteni 
„unter  Tag*'  und  den  anderen  aufrecht  erhalten  wird.  Man  darf  des- 
halb annehmen,  dati  die  Ausbeute  ungemein  waciisen  wird,  wenn  erst 
die  lieschutiuxig  von  Arbeiieni  „unter  Tag"  erleiclitert  wird.  In  diesem 
Jahr  und  besonders  in  den  letzten  Monaten  sind  im  allgemeinen  mehr 
Angeborene  zur  Arbeit  gekommen  und  so  darf  man  hoffen,  daS  die 
ein  Jahr  verstrichen  ist,  die  Goldindustrie  wieder  den  Stand  einnehmen 
wird,  den  sie  vor  dem  Krieg  hatte." 

Die  Regierung  von  Transvaal  hatte  eine  Untersuchungskommission 
ernannt,  um  die  Arbeitsfragc  zu  studieren;  im  November  1903  reichte 
die  Mehrheit,  bestehend  aus  11  Mitgliedern  ihren  Bericht  ein.  Der  Be- 
darf an  eingeborenen  Arbeitskräften  wurde  auf  403  3 2S  geschätzt.  Zur- 
zeit fehlten  daran  241000,  davon  130000  in  den  Minenbctriebeo, 
37  000  beim  Eisenbahn  bau,  4000  beim  Eiscnbaim  betneb,  49  300  in  der 
Landwirtschaft  und  die  übrigen  in  anderen  Gewerben.  Man  berechnete 
dabei  die  Minenbetriebe  mit  6000  Stampfen.  Man  nahm  aber  an,  da0 
in  5  Jahren  unter  normalen  Verhältnissen  die  Zahl  der  Stampfien  izooo 
betragen  würde,  die  Schwierigkeiten  würden  also  dementsprechend 
wachsen.  Weder  in  Süd>  noch  in  Zentralafrika  seien  genug  einge* 
borene  Arbeiter  zu  finden,  um  die  Bedürfnisse  IVansvaals  zu  be- 
friedigen. —  Dagegen  berichtete  die  Minderheit  von  zweien,  daß  „in 
Zentral-  und  Südafrika  vorerst  mit  einigen  Schwierigkeiten  genügend 
Arbeitskräfte  zu  finden  seien.  Der  gegenwärtige  sogenannte  Arbeiter- 
mangel  in  Transvaal  sei  vorübergehend  und  wieder  auszugleichen.  Auch 
die  Bedürfnisse  der  Zukunft  wurden,  wenn  sie  solche  seien,  die  dem 
ganzen  Lande  zugute  kSmen,  aus  den  oben  genannten  Gebieten  ge- 
deckt werden  können;  nach  vielen  Richtungen  bin  könne  die  Arbeit 
der  Eingeborenen  durch  Weifle  ersetzt  und  ergänzt  werden." 
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Während  die  Mehrheit  annahm,  daß  eine  Stampfe  20  Arbeiter 
braucht,  hielt  die  Minderheit  1 1  für  genügend.  So  wurde  der  Bedarf 
der  Randminen  auf  75000  und  der  Bedarf  von  Transvaal  überhaupt 
auf  259950  eingeborene  Arbeiter  geschätzt.  Die  (iesamtbevoikerung 
von  Süd-  und  Zcntraiaiiika  wird  auf  13  597  691  und  die  Zahl  der  er- 
irachsenen  Männer  von  1 135  970  bis  i  700000  geschätzt 

Im  Juli  1899  vor  dem  Krieg  arbeiteten  91  484  Eingeborene,  im 
lääxz  1904  72340  —  seit  Juni  1903  hat  die  Zahl  um  17000  za- 
genommen.  Die  Gesamtausbente  von  1903  war  2963749  Unzen,  im 
Vergleich  zu  1704374  in  1902  und  3903810  Unzen  in  den  9  Mo* 
naten  von  1899  vor  dem  Krieg.  Im  März  1904  betrug  die  Ausbeute 
308  242  Unzen  oder  - der  durch sclmittlichen  Monatsausbeute  vor  dem 
Krieg.  Jeder,  der  nicht  itn  Handumdrehen  ein  Milhonär  werden  will, 
würde  sich  damit  zufrieden  geben  und  die  Situation  könnte  nocii  besser 
sein,  hätte  nicht  die  törichte  i^olitik  der  Minenbesu/.er  durcii  die  Herab- 
setzung der  Löhne  den  Zufluß  an  Arbeitskräften  abgelenkt. 

Der  Durchschnitt  der  Arbeitslöhne  für  die  Eingeborenen  war  1898 
47  sh.  I  d  monatlich,  1902  betrug  er  32  sh.  9  d  und  für  das  halbe  Jahr 
vom  I.  Januar  bis  30.  Juui  1903  betrug  er  42  sh.  5  d.  Der  staatÜdie 
Bergwerksinspdctor  schreibt  in  seinem  Bericht  vom  Sommer  1903  den 
vergröfleiten  Zuflufl  an  Arbeitskräften  den  erhöhten  Löhnen  zu.  Die 
Minenbesitzer  könnten  also  den  Zufluß  noch  um  ein  beträchtliches  durch 
energisches  i\nwenden  dieses  Mittels  erhöhen.  Besonders  da  auch  sonst 
viel  für  die  Minen  geschehen  ist:  die  Ermäßigung  der  Eisenbahnfrachten 
im  Durchgangsverkehr  und  für  den  Kohlentransport  sind  beträchtlich. 
Eine  große  Erleicliterung  bedeutet  ferner  die  vermehrte  Anlage  von 
I.arlegeleisen.  Endlich  sind  die  Preise  für  Sprengstotie  IjctrJichtlich  ver- 
ir Heilert  worden.  So  konnte  denn  auch  zum  Beispiel  bei  der  Johannis- 
biirg  Consolidated  Investment  Co.  eine  Dividende  von  lo  Proz.  zur  Ver- 
teilung gelangen,  die  jedoch  nur  des  Reingewinnes  beansprucht,  so 
daß  etwa  400000      Gewinn  vorgetragen  werden. 

Es  scheint  demnach,  dafi  die  englische  Regierung  schon  viel  getan 
hat»  um  die  Betriebskosten  der  Minen  zu  verringern,  und  dafi  die  Minen- 
besitzer keineswegs  der  Verarmung  entg^^engetoi,  wie  sie  j^uben 
machen  möchten.  Es  sind  ihnen  noch  Hilfsquellen  geblieben,  um  Ar- 
beitskräfte zu  erhalten,  ohne  dafi  ihr  berechtigter  Gewinn  beein- 
trächtigt wird. 

l>ie  7',vcite  groüe  Frage  ist,  ob  die  Möglichkeit  besteht,  'inc^clernte 
weiiic  Arbeiter  in  den  Minen  zu  verwenden.  Die  Mineningenieure  er- 
klärten Herrn  Charaberlain,  die  Kosten  machten  das  unmöglich.  Sie 
sagten:  „Der  gut  entwickelte  Eingeborene  kounnt  als  blolie  ..\rbeits- 
znaschine,  wenn  er  die  genügende  Übung  hat,  dem  weißen  Mann  gleich, 
die  Überlegenheit  des  Weifien  ist  rein  intelldctiKll.  Es  ist  vom  öko- 
niWkischen  Standpunk  aus  indiskutabd,  bei  der  rein  medianischoi  Arbeit 
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eine  einfache  Arbeilsmaschine,  die  20  oder  auch  nur  10  sh.  täglich  kostet 
an  die  Stelle  einer  solchen  zu  setzen,  die  nur  täglich  2  oder  5  sh.  täglich 
kostet  und  dieselbe  Energie  entwickelt.  Man  hat  eine  Lohnskala  vor- 
geschlagen, welche  yon  der  ganz  ungelernten  su  der  gelernten  Arbeit 
stolenveise  fortschreitet  Wenn  wir  aber  die  Löhne  der  ungeknleB 
denjenigen  der  gelernten  Arbeiter  etwas  nflher  bringen,  so  würden  die 
Kosten  per  Tonne  noch  höher  kommen.  Dann  wOrdea  wohl  nur  die 
reicheren  Gesellschaften  in  der  Lage  sein  den  Betrieb  fortzusetzen." 

Andererseits  hat  Mr.  Cresswell,  ein  bekannter  Ingenieor,  Versuche 
mit  weißen  Arbeitern  gemacht,  die  befriedigend  ausgefallen  sind.  Er 
hat  dies  vor  der  Südafrikanisrhet!  T.abour- Kommission  erklärt  und  des 
weiteren  angegeben,  seine  Direktoren  hätten  nicht  auf  seiner  Seile  g^ 
standen,  da  sie  vorhergesehen  hätten,  daß  eine  zahlreiche  weiße  Ar- 
beiterschaft zu  der  Gründung  von  Trade-Unions  und  der  Einführung 
von  Arbeiterpolitik  im  „Rand"  Anlaß  geben  würde.  Er  sagte  im  ^lan- 
ehester  Guardian"  (xa.  Januar  1904) :  „Das  südafrikanische  Oma  ist  eines 
der  besten  der  Welt,  Weifie  können  dort  so  gut  arbeiten  wie  hier;  es 
ist  geradezu  lächeriich  su  sagen,  dafi  eine  ungdieure  Industrie  eing^Ms 
mufl,  weil  man  nicht  eine  genügende  Anzahl  nackter  WUden  einzuigen 
kann,  um  die  AilMsit  zu  tun.  Die  Verwendung  von  weißen  Arbdtem 
würde  die  Arbeitskosten  eher  herabsetzen,"  die  Erfahrung,  die  man  in 
Australien  gemacht  hat,  bestätigen  diese  Ansichten.  Ein  Korrespondent 
des  ,.Spectator'*  vorn  28,  November  1903  gibt  detaillierte  .Angaben  über 
die  Betriebskosten  zweier  großer  und  erfolgreicher  Minen,  die  mit 
niedrig  prozentigem  Erz  arbeiten,  „The  Roodepoort"  Südafrika  und 
„The  Scottish  Gympie"  Australien 

Südafrika  Australien 
Ikrbige  Arbeit  weifle  AAdl 

Kosten  p.  Tonoe        Kosten  p.  Todbc 

Mincnbetikb  14sb.  3,74  d  9sb.  d 

Sortieren,  Stampfen,  Waschen,  Tnuis* 

port  usw  5  M    ».79  3  o-S^ 

Verwallungs-  und  allgemeine  Unkosten     4  „    6,61  „  3  „    2,84  ,. 

Weitenusbatt  der  üflne  ......     3  „    —  „  s  „   4.90  „ 

I^ösh.  11,14  d  iSsh.  2,52  d 

Zu  den  südafrikanischen  Minenkosten  kommen  noch  2  sh.  0.7 q  d 
per  Tonne  fiir  den  Cyanidjiro/eL)  hinzu,  wir  lassen  dies  al)er  auLVr  Tie- 
tracht,  weil  die  betrett'ende  australische  .Mine  diesen  Pro/eß  nicht  benutzt. 
Die  Tiele  des  australisclicn  Schachtes  ist  über  1600  i  uLi  englisch.  Der 
resp.  Reinertrag  der  Tonne  war  in  der  südafrikanischen  Mine  10,49  dwt; 
in  der  australlsdien  10,09  GM  Die  südafrikanische  hatte  den 
bedeutenden  Vorteil  eines  weicheren  Erzes,  so  dad  sie  mit  53  Stampfen 
19085  Tonnen  behandehi  konnte;  die  australische  dagegen  mit  las 
Stampfen  und  ganz  moderner  Maschinerie  nur  ao  300  Tonnen.'' 
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Wir  haben  keinerlei  Beweis  dafür,  daß  die  Minenbesitzer  ernsthafte 
Versuche  gemacht  haben,  arl)eitsj)arende  Maschinen  anzuwenden.  Aller- 
dings würden  i'mgeborene  und  Weiße  nicht  zusaimnenarbeiten,  doch  ist 
dies  eine  Organisationsfrage.  Die  hoben  Löhne  der  weißen  Arbeiter  in 
T^ansTaal  sind  eine  notwendige  Folge  der  hohen  Lebenskosteo.  Es 
mOsBen  nicht  nur  betiKchtliche  Mengen  von  Lebensmittdn  importiert 
weiden,  sondern  ihre  Kosten  werden  noch  durch  die  sehr  hohen  Eisen- 
bahnflachten  ungemein  vergröfiert  Eine  fortschrittliche  Bahntarifpolitik 
wttzde  die  Nahrungspreise  herabsetzen  and  den  Handel  erleichtem. 
Eine  dauernde  Erleichterung  würde  aUenÜngs  nur  durch  eine.  Ausdehnung 
der  Landwirtschaft  zu  erreichen  sein. 

Wir  krmnen  eine  Reihe  von  Zeugnissen  beibringen,  die  erweisen, 
daLi  eingeborene  Arbeitskräfte  zu  haben  sind,  wenn  anständige  Lohne 
geboten  werden,  daß  es  möglich  ist,  ungelernte  weiße  Arbeiter  zu  be- 
schäftigen und  daß  die  Minenbesitzer  die  dafür  nötigen  Ausgaben  inachen 
können,  ohne  sich  zugrunde  zu  richten.  So  stehen  wir  also  nicht  vor 
etner  so  unabweislichen  Notwendigkeit,  daß  wir  geswungen  wären,  in 
der  uns  höchst  unsympathisch  berührenden  Ebftthrung  chinesischer  Kon- 
traktarbeiter  die  einzige  Rettung  vor  dem  geschäftlichen  Zusammenbruch 
zu  sehen. 

Es  gibt  noch  zwei  Fragen,  welche  die  Kingeborenenarbeit  berühren: 
erstens  die  Behandlung  der  Eingeborenen  in  den  Minen.  Der  Vor- 
sitzende der  Generalversammlung  der  ,,I)e  Beers  Consolidated  Mines"  in 
Kimberley  hob  letzten  Xovember  rühmend  hervor,  daß  seine  Gesellschaft 
stets  genug  „boys"  habe;  es  komme,  sagte  er.  nicht  nur  :uif  die  Löhne, 
sonfiern  auch  auf  die  Behandlung  an,  und  die  Sterbhchkeitsrate  auf  das 
Tau.>ciid  sei  in  den  Diamantfeldern  um  ein  beträchtliches  geringer  als 
in  Johannesburg.  Der  zweite  Punkt  ist,  daß  man  in  Südafrika  den  Ein- 
geborenen ab  ein  Jochtier,  das  nur  die  schwerste  und  gröbste  Arbeit 
▼errichten  kann,  xu  behandeln  pflegt.  Nur  in  einzelnen  Fällen,  in  einigen 
Misnonsanstalten,  macht  man  den  Versuch  die  KafTem  in  irgend  einer 
Fertigkeit  su  schulen;  niemals  überiäßt  man  ihnen  in  den  Minen  andere 
als  die  einfiuhsten  Arbeiten.  Die  einzige  moralische  Rechtfertigung  der 
Ländereroberung  besteht  darin,  daß  die  siegende  Rasse  ernstlich  ver- 
sucht, die  besiegte  auf  eine  höhere  Kulturstufe  zu  heben  und  diese 
Rechtfertigung  fehlt  ganz  gewiß  in  Südafrika.  Allerdings  können  ähnliche 
Vorwurfe  allen  sich  ausdehnenden  weißen  Völkern  gemacht  werden. 

Man  rechnet  bestimmt  darauf,  daß  die  Regierung  des  Mutterlandes 
die  Einfuhrung  chinesischer  Arbeiter  in  Südafrika  sanktionieren  wird,  aber 
ein  weitblickender  Staatsmann  würde  vorhersehen,  daß  eine  solche 
Pcditik  den  dauernden  Interessen  des  britischen  Reiches  schaden 
wird.  Der  Friede  in  Südafrika  wird  am  besten  gewährleistet  durch  eine 
Besieddtmg  des  Landes  mit  etwa  der  gleichen  Zahl  von  holländischen 
und  britischen  Elementen.    Zurseit  überwiegen  die  Holländer,  aber 
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man  nahm  an,  daß  die  einwandernden  englischen  Minenarbeiter  und 
Bauern  ihnen  in  wenigen  Jaliren  die  Wage  lialten  würden.  Die  auch 
nur  zeitweilige  Importiening  von  Chinesen  würde  die  Notwendigkeit, 
Engländer  herbeizuziehen,  rennindem  und  den  kinderreichen  HoUändon 
einen  groflen  Vonprung  in  der  Rassenmischnng  geben.  Die  englischen 
Interessen  würden  also  durch  den  Ausschlufi  dar  Qunesen  gefilidat. 
Die  Entscheidung  ist  zu  treflTen,  nicht  zwisdien  Ruin  und  Fortidiritt, 
wie  uns  die  liitnenbesitser  glauben  machen  woUoi,  tondem  swischea 
gemäßigtem  Fortschritt  und  rapider  Entwicklung,  wie  es  Mr.  Birchenou^ 
dargelegt  hat.  Wenn  wir  die  Chinesen  draufien  halten,  englische  Ar- 
beiter heranziehen ,  arbeits{)arende  Mascliinen  anwenden  und  die  Ein- 
geborenen erziehen,  so  wird  die  Entwicklung  S\idafrikas  nicht  rasch 
genug  sein,  um  den  Minenraagnaten  koloi^aie  Dividenden  zu  sicberOi 
aber  sie  wird  auf  sicherer  (Grundlage  beruhen. 

Die  Minenbesitzer  wünschen  die  chinesischen  /Vibeitcr  aus  zwei 
Grtinden  —  aus  politischen,  damit  sie,  als  die  pro-engUsche  Partei  gegea 
die  Buren  I  die  Herrsdmft  in  der  Verwaltiüig  Transvaals  fesdulten 
können,  —  zweitens  aus  Ökonomischen,  weil  die  Chinesen  billig  sind. 
Mr.  Biichenough  bemerkt  schadsinnig:  „Man  kann  gewissermafien  sagen, 
dad  es  ilir  die  Thmsvaal-Goldminen  ein  Unglück  ist,  dafi  die  dort  di>* 
minierenden  Finanzgruppen  zweierlei  Geschäfte  betreiben:  einmal  das 
rein  industrielle  Unternehmen  des  Minen be tri ebes,  nun  andern  das 
rein  spekulative  neue  Gründungen  auf  den  Markt  zu  werfen  und  daß 
zurzeit  ihr  Interesse  mehr  bei  dem  zweiter:  als  dem  ersten  engagiert 
ist."  —  In  ihrer  Eigenschaft  als  Industrielle  erlullen  sie  eine  wichtige 
Fiinktitni ,  aber  erfolgreiche  Gründergeschäfte  sind  wohl  das  einträg- 
lichste auf  Erden  und  als  (jrüuder  haben  die  Minenbesitzer  wenig  getan 
um  sich  den  Dank  der  Menschheit  zu  verdienen. 

In  der  Tat  haben  die  Minenbesitzer  einige  Ähnlichkeit  mit  den 
amerikanischen  Trusts.  Diese  müssen,  um  ihre  Wertpapiere  an  den 
Mann  au  bringen,  Dividenden  auf  ihre  Aktien  aahlen,  selbst  wenn  dies 
im  G^gensats  au  den  Interessen  der  Gesamtheit  und  ohne  RcUrksicfat 
auf  eine  solide  Geschäftsführung  zu  geschehen  hat.  So  müssen  auch 
die  Minenbesitzer,  um  ihre  Gründungen  untmubringen,  (tir  die  schon 
bestehenden  ungeheure  Dividenden  aufweisen  und  das  können  sie  nur, 
wenn  sie  so  brl'.ip^  als  ul)erhau{)t  möglich  arbeiten. 

Unter  diesen  l'nistanden  müssen  auch  diejenigen  enttäuscht  werdtifl, 
tlie  /.()gcrnd  der  Einfülirung  chinesischer  Arbeiter  zugestimmt  haben, 
weil  sie  glaubten,  sie  sei  nur  vorübergehend  nötig.  Aber  wann  wird 
der  Bedarf  nach  billigen  Arbeitskräften  aufhören?  Muß  man  nicht  im 
Gegenteil  annehmen,  dafi  wir,  wenn  eist  tieferliegende  Gesteinssdiichten 
in  Angriff  genommen  werden,  hören  werden,  nun  sei  die  Notwendigkeit 
billiger  Arbeit  erst  recht  gro0  und  die  bestehenden  Eänschränkungen 
mttfiten  feilen.  Noch  nie  hat  das  kapitalistische  Interesse  freiwillig  auf 
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seine  Privilegien  verzichtet.  In  den  \>rcinigten  Staaten  hat  man  hohe 
Einfuhrzölle  erhoben  um  die  ,, jungen  Industrien"  zu  schützen,  aber  nun, 
da  diese  Industrien  groü  und  mächtig  geworden  sind  und  hunderte  von 
Milliardären  grol3gezogen  haben,  erscholl  der  Ruf  nach  Zollschutz  lauter 
denn  je. 

Aber  —  sagt  man  uns  —  Sttdafirika  braucht  die  Chinesen.  Eben 
jetzt  legt  Jameson,  der  frühere  Adjudant  von  C^dl  Rhedes  dem  Kap- 
Parlament  einen  Gesetzentwurf  vor,  der  die  Einfuhr  von  Chinesen  in  die 
Kapkolonie  verhindern  soll.  Wie  die  „öflfentUche  Meinung"  in  Trans- 
vaal bearbeitet  wird,  zeigt  der  oben  schon  angeführte  Artikel  im  Man- 
chester Guardian  vom  12.  Januar  1904.  —  „Das  finanzielle  Interesse," 
heißt  es  dort,  ..beherrschte  die  Versammlungen  in  den  Bergwerken,  wo 
den  Arbeitern  nur  eine  Seite  der  Frage  klarpemacht  wurde  und  ihr 
Gefulii  uiul  ilue  \'orurteile  in  jeder  Weise  beemtluiit  wurden.  Die  dort 
gefallenen  Ikhauptungen  über  die  Wirkung,  die  eine  Vermehrung  der 
weifien  Arbeiter  auf  die  Löhne  der  AngesteUten  haben  wttrde,  Uusen 
ach  kaum  mit  parlamentarischen  Ausdrucken  charakterisieren.  Aber 
niemand,  der  irgendwie  mit  den  Minen  su  tun  hatte,  durfte  wagen, 
diesen  Behauptungen  öffentlich  entgegenzutreten  und  die  Arbeiter  such 
auf  die  andere  Seite  der  Frage  aufmerksam  zu  machen.  Aber  selbst  so 
konnten  die  Minenbesitzer  eine  beträchtliche  Mehrheit  nicht  auf  ihre 
Seite  bringen.  Den  Arbeitern  fehlte  es  natürUch  an  Mut,  den  Ansirlite?) 
und  der  Politik,  die  ihre  Arbeitgeber  mit  aller  Macht  befürworteten, 
entgegenzutreten,  führerlos  und  ohne  das  Geftihl  eines  Rückhaltes  in 
der  Heimat,  wie  sie  es  waren.  Eine  der  Johannesburger  Zeitungen 
nach  der  anderen,  die  sich  zuerst  alle  der  Chinesenemiuhr  gegenüber 
aUdmcnd  veriialten  hatten,  sahen  sidi  plötalich  veranlaflt,  auf  die 
Dienste  ihrer  Redakteure  su  verzichten.  Alle  diese  Maßnahmen  zu* 
sammen  mit  der  6naoziellen  Depression  und  der  Arbeitseinschränkung 
in  manchen  Minen  verfehlten  ihre  Wirkungen  nicht  und  riefen  eine 
Stimmung  hervor,  die  sich  mit  einigem  Geschick  als  ein  allgemeiner 
W'unsch  aller  Weilien  nach  chinesischen  Arbeitskräften  darstellen  lie!' 

Wir  brauchen  uns  nicht  damit  aufzuhalten,  die  Schwierigkeilen  der 
Durch  fü  Ii  ru  n  g  der  gesetzlichen  X'orscliriften  darzulegen,  welche  die 
Chineseneinwaiiücrung  mit  sich  bringen  wurde  —  weichen  Wert  haben 
s.  B.  die  Pässe,  da  es  fast  unmöglich  sein  wird,  die  Identitflt  festzu- 
atdlen?  Aber  weittragender  ist  die  f^age,  ob  Chinesen  imter  den  oben 
angelährten  Bedingungen  Überhaupt  su  haben  sind.  Sie  str<lmen  nach 
den  Straits-Setdements  und  nach  allen  englischen  Kolonien,  wo  Be- 
Wegungsfreiheit  henadit,  aber  es  wäre  voreilig  anzunehmen,  daß  sie 
eben  so  leicht  nach  Transvaal  gehen  würden,  um  wie  das  Vieh  ein- 
gepfercht zu  werden,  ohne  die  Freiheit  des  Kommens  und  Gehens,  ohne 
die  Möglichkeit  ihre  Beschäftigung  frei  zu  wählen,  sich  anzusiedeln  oder 
in  die  Heimat  zurückzukehren.    Ohne  Zweifel  könnten  durch  eine  in 
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chinesischen  Recr'erungskreisen  übliche  Praxis  einic'e  ^'landarinen  dahin 
gebracht  werden,  den  Arbeitern  dns  ens^lische  Anerbieten  als  günstig 
darzustellen.  Und  vielleicht  soll  man  sich  sagen  —  da  anfjedeutel 
wurde,  daß  man  diese  Art  der  Überredung  anwenden  würde,  —  es  sei 
prüde  vor  der  Bestechung  zurückzuschrecken«  wenn  man  die  Sklaverei 
«däfit.  Aber  Idog  wird  es  sein,  die  Geduld  des  britiBchen  Palilikimit 
auch  in  den  Kolonien  nicht  allzusehr  auf  die  Probe  m  stellen.  Sdion 
jetzt  hört  man  bittere  Worte  genug.  ^) 

Aber  werden  die  Chinesen  kommen?  Mr.  Skinner,  den  die  Johannes' 
borger  Bergwerkskammer  aussandte,  um  Informationen  einzuholen,  gab 
zu,  daß  es  schwer  sein  würde  chinesische  Kulis  zu  erhalten.  Die  chine- 
sische Regierung  ist  außerdem  ungehalten  über  den  Ausschluß  der 
Chinesen  aus  Australien  und  Britisrli-Cohimbien  und  wird  vielleicht  die 
Auswanderung  nach  Südafrika  verbieten  oder  für  die  Erlaubnis  Kon- 
zessionen fordern,  welche  die  anderen  Kolonien  nicht  bewilligen  wurden. 
Jedenfalls  würde  die  Einwanderung  von  Chinesen  in  den  ersten  Jahroi 
nicht  sehr  groß  sein. 

Aus  all  diesem  ergibt  sich:  i.  daß  die  Hoffimng  auf  eine  scfandk 
Umwandlung  Transvaals  in  ein  MSrchenland  von  Reichtum  und  Fort* 
adiritt  entsprechend  hinausgeschoben  werden  mufi  und  a.  dafi  die  v(v- 
äbeigehende  Periode»  wllhrend  der  allein»  wie  viele  hofien»  chinerisdie 
Arbeit  gestattet  werden  soll,  von  sehr  langer  Dauer  sein  wird.  Kur  die 
Kapitalisten  würden  den  Vorteil  davon  haben»  wenn  es  ihnen  gelingt 
dem  Publikum  der  Fondsbörse  den  Glauben  an  einen  angeblichen  isi- 
gcheuren  Aufschwung  beizul'rin2;en. 

Alles  fiihrt  uns  zu  derselben  Schlußfolgerung,  nämlich  daß  die 
chinesische  Einwanderung  weder  der  politischen  noch  der  ökonomischen 
Entwicklung  Südainkas  forderlich  sein  wurde.  Wir  wollen,  daij  Süd- 
afrika nicht  niur  den  Weißen  gehört,  sondern  daß  er  ein  demokiatiKbes 
Gemdnwesen  werde.  Die  Minenbesitzer  wollen  es  zu  dnem  SUaven- 
Staat  machen  im  Interesse  der  Fondsbörse.  Sie  wollen  uns  mit  Trug' 
bildem  von  ungdieurem  Reiditum  und  fabelhaftem  Aufschwang  des 
Handels  blenden,  aber  wir  aehen  langsamen  und  sicheren  Fortschritt, 
der  auf  der  Freiheit  aufgebaut  ist,  vor. 

M  Anirrerkung  d.  K.    Vergleiche  die  neuerliche  Protestbewegung  in  Australictt 
und  Neuseeland. 
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Nachtrag. 

Seit  Vontehendes  geschrieben  wurde  (Januar  1904),  ist  die  Frage 
der  Einittbning  chinesischer  Arbeiter  im  englischen  Parlamente  mehrbch 
behandelt  wocden.  Loid  Lanadowne  sagte  bei  dieser  Gelegenheit:  ^ 
handelt  sid)  um  eine  Krisis,  die  alle  Industrien  bedroht,  es  ist  zweifelloSp 
daß  wenn  nicht  Hilfe  in  irgend  einer  Form  gewährt  wird  —  das 
Resultat  sowohl  für  Transvaal,  wie  für  die  ano-renzcnden  Kolonien  ein 
verderbliches  sein  kann.  .  .  .  Die  Quellen  für  einheimische  Arbeiter 
sind  erschoptt,  es  ist  nachgewiesen  worden,  daß  die  Kosten  ungelernter 
weil3er  Arbeit  unerschwinglich  und  deren  Verwendung  untunlich  ist. 
Die  einzige  Alternative  ist  die  asiatische  Arbeit  Wir  ergreifen  diesen 
Ausweg  nicht  leichten  Henens  oder  weil  wir  einen  unbegrenzten  Zuflnfi 
▼OB  Chinesen  wOnachen.  Aber  wir  wollen  das  Experiment  in  be- 
adiränktem  Umfimge  und  mit  aUen  Kantden,  welche  die  Erfahrung  an 
die  Hand  gibt,  machen". 

Die  Tatsache  des  allgemeinen  Arbeitermangels  wird  durch  eine 
Reihe  inzwischen  veröffentlichter  Blaubücher  bestätigt,  jedoch  scheint 
nicht  genüf;end  berürV sieht! ff t  worden  zu  sein,  daß  dieser  Man^^el  seine 
Ursache  zum  i  eü  m  dem  allgemeinen  Bestreben  findet  die  Zerstörungen 
des  Krieges  wieder  gut  zu  machen.  Es  wird  behauptet,  daß  den  Minen 
noch  dreit^igtausend  Eingebomc  fehlen  und  dali  dreitausend  Stampfen 
stillatehen,  die  Sooo  Weiße  beschäftigen  könnten. 

IMe  Schwierigkeit  schwatze  Arbeiter  an  bekommen,  ist  in  gewissem 
Grade  eine  Folge  der  schlechten  Verpflq;ung  und  sonstigen  ungünstigen 
Bedingungen  auf  dem  Rand.  Sir  Godfrey  Lagden  frfiher  Administiator 
von  Basntoland»  berichtet,  daß  die  Häuptlinge  sagten :  „Wir  wollen  nich^ 
daß  unsere  Leute  nach  Tohannesbmrg  gehen,  denn  sie  gehen  diJiin,  um 
zu  sterben."  Und  Mr.  Grant,  einer  der  besten  Kenner  der  Arbeiter- 
frage in  Südafrika,  sagte  vor  der  Kommission  aus,  daß  die  heutigen 
Schwierigkeiten  das  Resultat  falscher  Maßnahmen  in  der  Vergangenheit 
seien. 

Fast  ohne  Ausnahme  sind  die  Ingenieure  der  Randminen  der 
Überseugnng»  dafi  ein  Betrieb  mit  ungdemten  weifien  Arbdtem  nicht 
möglich  sei.  Dem  gegenttber  hält  Mr.  Cresswell  daran  fest  und  gibt 
in  einem  Briefe  an  die  Times  (i.  Febr.  1904)  die  Resultate  seiner 
Versuche  mit  weifien  Arbeitern  in  der  Village  Main  Reef  Mine,  die  der 
beste  Beweis  für  die  Ausführbarkeit  seines  Vorschlages  sind: 

,, Arbeit  in  den  Cyanidcwerken  :  Kosten  per  Tonne  Juli  i^()g  fKaflTernj 
5,30  d  i)er  ton;  Kosten  per  Tonne  Juli  1903  (Kaffem  fast  sämtlich  durch 
ungelernte  Weiße  ersetzt)  4,02  d  per  Tonne. 

Arbeit  in  der  Stampfmühle:  Kosten  per  Tonne  Juli  1899  (K affer nj 
4,83  d  per  Tonne;  Juli  1903  (Katfern  durch  ungelernte  Weiße  ersetzt^, 
4,25  d  per  Tonne. 
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Miszelleu. 

Bohnurbdt  usw.:  Mai  bis  August  1899  (Kaffern)  7  sh  0,64  d  per 
Tonne ;  Juli  und  August  1903  (ungelerote  Weiße)  6  sh  9,46  d  per  Tonne. 

Die  grofie  Schwierigkeit  liegt  darin»  dafi  die  Weiflen  in  den  Kotomes 
es  fUi  entwüidigend  halten,  Aibeiten  xu  venichten«  die  von  Schwanen 
g^stan  werden;  tausend  englisdie  Eidarbeiter»  die  von  der  Regierung 
xur  Verwendung  bei  Eisenbahnbauten  hinausgeschickt  wurdoi,  rouäten 
nach  einiger  Zeit  wieder  zurUcktransportiert  werden,  weil  sie  sich  die 
Vorurteile  ihrer  Umgebung  aneigneten  und  mit  der  Arbeit  unzufrieden 
wurden. 

Trotzdem  es  allerdings  untunlich  ericheint,  die  Minen  mit  eemischten 
Arbeitern  zu  betreiben,  so  scheint  die  Mögliciikeit  m  emigen  nur  Weuie 
und  in  anderen  nur  Schwarze  zu  verwenden,  nicht  genügend  diskotieit 
worden  m  sein.  Ebensowenig  hat  die  Regierung  versucht,  die  Haupt- 
sdiwierigkeit,  die  sich  der  Verwmdung  weifier  Arbeiter  en^i^jenstdlt  — 
die  enorme  Kostspieligkeit  des  Lebensnnterfialtes  infolge  der  hohea 
Eisenbahn-  und  DÜnpferfiachten  —  aus  dem  Wege  zu  linmen.  Baa 
kommt  die  Abneigung  der  Bergwerlolbesitzer  gegen  eine  zahlreiche  wdfie 
Arbeiterbevölkerung^  aus  Furcht  vor  dem  Entstehen  einer  starken 
Arbeiterpartei,  die  —  wie  in  Australien  —  nicht  nur  die  LohnfragC 
sondern  auch  andere  rein  politische  Fragen  in  den  Bereich  ihrer  Wirk- 
samkeit ziehen  kunnte. 

Die  Argumente,  die  sonst  noch  für  die  Zulassung  chinesischer 
Arbeiter  vorgebracht  werden,  sind  keineswegs  durchschlagend.  Allerdings 
fanden  sich  im  gesetzgebenden  Rate  nur  vier  Stimmen  gegen  die  Za* 
lassung  und  auch  vier  Buren  Vertreter  stimmten  dafUr;  auch  wurde  eine 
dahingdiende  von  47  000  Personen  untersdchnete  Petition  demGouvemeor 
Lord  Mihier  ttbenreicht,  aber  selbst  dieser  mußte  sugeben,  dafi  in  gant 
Südafrika  zahlreidie  Leute  prinzipidl  gegen  die  Einführui^  fieoidcr 
Arbeiter  seien. 

Die  Regienmg  in  England  und  in  Transvaal  gibt  selbst  zu,  daß  eine 
unbegrenzte  chinesische  Einwanderung  unheilvoll  sein  würde.  Alles 
wird  also  davon  al  hinp-eu,  ob  die  aufgestellten  Retrulativen  wirklich 
eine  dauernde  Niedeilassungf  verhindern  werden,  ohne  einen  Zustand  zu 
schaffen,  der  von  Sklaverei  kaum  x-u  unterscheiden  ist.  Wenn  dabei  von 
Seiten  der  Regierungsvertreter  Vergleiche  wie  der  mit  der  Ableistung 
des  Militärdienstes  gebraucht  werden,  und  wenn  der  Pfarrer  einer  Kiidie 
in  Johannesbtug  sagt,  dafl  die  Gelegenheit  zu  Missionsarbeit  in  den 
Cmnpounds  ihm  die  Sadie  sdir  wünsdienswert  ersdieincn  ließe,  10 
richtet  sich  das  von  selbst  Was  die  Chinesen  selbst  von  den  Bestinh 
mnngen  denken,  unter  denen  die  Zulanung  ihrer  Landsleule  gestattet 
werden  soU,  geht  aus  den  Zusatzbedingungen  hervor,  die  der  chinesisdie 
Gesandte  verlangte:  „Daß  der  Art>eitgeber  oder  sein  Beauftragter  den 
Arbeiter  nicht  körperlich  züchtigen  dürfe  und  daß  I^ertretung  dieser 
Vorschrift  eine  gesetzUclie  Strafe  nach  sich  ziehen  sollen  daß  der  Ja- 
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porteur"  selbst  Arbeitgeber  und  nicht  „Händler  oder  Spekulant  in  Arbeit" 
sein  suUe;  daß  die  Überlassung  oder  Übertragung  des  Arbeiters  an  einen 
anderen  Arbeitgeber  nur  mit  der  Zustimmung  des  Betreffenden  selbst 
tmd  unter  BiUigtmg  des  Kotuob  ailfissig  sein  soU&  Dies  wäre  not« 
wendig  um  zu  verhindern,  dafi  der  importierte  Arbeiter 
als  Ware  behandelt  würde.**!! 

Der  Versuch  der  Regierung  im  Parlamente  ein  Tadelsvotum  iur 
Einbringung  des  Gesetzentwurfes  zu  erteilen,  wurde  im  Unterhaus  mit 
51  Stimmen  abgewiesen,  ein  anderer,  denselben  nicht  in  Kraft  zusetzen 
bis  die  Ausführungsbestimmungen  dem  Parlament  vorgelegt  seien,  mit 
56  Stimmen.  Die  endgültige  Billigung  des  Vorgehens  der  Regierung 
erfolgte  mit  einer  Mehrheit  von  57,  gegenüber  der  regulären  Regierungs- 
majorität von  106. 

Ein  Punict  bleibt  ganz  im  Dunkeln:  den  Chinesen  soll  gestattet 
sein,  ihre  Familien  mitsubringcn,  aber  wie  weit  diese  den  für  die  Ar- 
beiter geltenden  Vorschriften  unterworfen  sem  sollen,  wird  nicht  gesagt 
Die  Regelung  aller  Details  betr.  Zwang  zur  Einhaltung  der  kontraktlichen 
Bedingungen,  Rücksendung,  Kontrolle  der  Familien,  Verhütung  v<m 
üesertation  usw.  wird  der  lokalen  Regierung  in  Transvaal  überlassen. 
Die  englische  Regierung  hat  sich  zu  keiner  zeitlichen  Beschr;inkung  der 
Chineseneinfuhr  verstehen  wollen  und  es  ist  wenig  wahrscheinlich,  daß 
die  Nachfrage  nach  billigen  Arbeitskräften  ahnelunen  wird,  wenn  erst 
die  tiefer  liegenden  Schiduen  der  Minen  aufgeschlossen  werden.  Sir 
William  Harcourt  hat  dies  vorausgesehen,  als  er  sagte:  ,J[m  Interesse 
der  minderwertigen  Erze  mttssen  wir  eine  minderwertige  Kolonie  schaffen.*' 

Die  Würfel  sind  jetzt  gelallen:  Unter  dem  ausgesprochenen  Wider- 
Spruch  der  australischen  Kolonien  und  dem  unverhfillten  Widerwfllen 
der  meisten  Elngländer  wird  das  gefährliche  Experiment  versucht  weiden^ 
aber  vielleicht  nie  waren  die  Aussichten  für  ein  demokratisch  regiertes 
imd  wirtschaftlich  gesundes  Südafrika  so  düster  als  jetzt,  wo  der  Schatten 
chinesischer  Arbeit  auf  das  Land  fällt. 


*  w 

Agduw  Sät  SeiialwÜMoaclnft  ii.  Soiialpolitik.  I.  (A.  f.  m.  C.  u.  St  XIX.)  s.  3? 
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Kritische  Anmerkungen  zur  revisionistischen 

Agrarpolitik.  *) 

Von 

Dr.  O.  PRINGSHEIM 
in  BreiUHi. 

Der  landwirtschaftliche  Grol3betrieb,  insbesondere  das  Ritlergut  in 
Ostelbien  wurde  von  mir  in  einem  früheren  Artikel  als  „Manufaktur" 
bezeichnet. Es  sollte  natürlich  damit  nicht  beliauptet  werden,  daß 
die  spezialisierte  ausgebildete  Arbeitsteilung  etwa  der  Nadciiiiaiiufakiur 
sich  in  der  Landwirtschaft  wiederhole.  *)  „Solche  gesellschaftliche 
Grofibetriebe,  in  denen  wesentliche  Teile  des  P!roduktionsprozesses  nodi 
durch  Handarbeit  ausgeflihrt  werden,  erklärt  Sombart,  nennen  wir 
Manufaktur."*)  Ergänzend  hat  neuerdings  J.  German  hinzngefllgk: 
„Das  Kriterium  des  handarbeitenden  Verfahrens  ist  nicht  etschdpfend 
für  den  Unterschied  zwischen  Fabrik  und  Manufaktur.  Nur  dann  ist 
ein  Betrieb  Manufaktur,  wenn  außer  diesem  Kriterium  noch  ein  relativ 
geringer  Umfang  der  Arbeitsmittel  zu  konstatieren  ist."  *)  Im  Sinne 
dieser  beiden  Definitionen  darf  man  einen  Teil  der  deutschen  T.and- 
wirtschaftsbetriebc,  namentlich  die  meisten  Rittergüter,  als  „Manufakturen" 
betrachten.  Denn  die  Handarbeit  ist  trotz  Maschinenverwendung  io 
diesen  W'irtsciiaften  vorherrschend.    Die  Produktionsmittel  haben  einen 


')  Eduard  David,  Sozialismus  und  Landwirtschaft.  Erster  Band:  Die  Bo 
thebsfrage.    Berlin  1903.   Verlag  der  Sozialistischen  Monat&beflc  (702  S.). 

')  Archiv  für  soziale  GfS(  lzj;cbunjj,  XV.  S.  406  f. 

')  Diü  die  Arbeilst<:ilung  in  der  LanUwirtschall  nicht  voll  entwickelt  ist,  'ut 
richtig.  Dies  ist  aber  keineswegs  ein  Vorteil.  Neuerdings  ha\  Gewerberai  Mcftte 
beobaebtet,  dafi  der  Wecbsd  der  landwirttcbaftUcben  Arbeiten  die  Uniallge&lir  cibfiU. 

4)  Sombart,  Die  dentscbe  Volktwirtscbaft  im  19.  Jahrhnndeit  S»  3$s. 

*)  J.  German,  Die  Grenten  für  die  Antomatisieniag  des  ProdnktioosprocaKS» 
Neue  Zeit  Nr.  41  1905. 
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verhältnismäßig  geringen  Umfang;  viele  Güter  ergänzen  ihr  Inventar 
bei  Lohnunternehmungen,  von  denen  sie  Dreschmaschinen,  Dampfpflüge, 
zuweilen  auch  Fuhrwerk  entleihen.  Es  ist  somit  das  Rittergut  eio 
halber  Großbetrieb. 

Durch  diese  Definition  gelangt  man  einer  richtigeren  Auf- 
ftssniig  der  landwutschafttichen  EntwicUiiiig  ah  es  Eduard  David 
möglich  war.  Eine  Kritik  seines  Werkes  wird  zeigen,  wie  notwendig 
eine  neue  Unteisachimg  der  landwirtschaftliclien  fietriebsfonnen  ist. 

I. 

David  verfällt  in  den  Fehler  der  meisten  agrarstatistischen  Unter- 
suchungen. Er  kennt  nur  die  Kategorien  landwirtschaftlicher  Großbetrieb 
und  Kleinbetrieb  und  bestimmt  diese  hauptsächlich  nach  der  (iroße  der 
Anbaufläche.  Gelegentlich  allerdings  erkennt  der  revisionistische  Theo« 
retiker  selbst  an,  dafi  die  Berücksichtigung  lediglich  der  Anbaufläche 
irreführend  sein  kann.  So  heifit  es:  j^Es  liegt  auf  der  Hand,  dafi  mit 
der  GröfienbestimmuBg  von  s— so  ha  die  Kategorie  der  Kleinbetriebe 
nicht  so  scharf  umgrenst  ist  Je  nach  der  klimatischen  Lage»  der 
Bodengüte,  der  Produkt ionsrichtung  und  der  Intensität  der  Betriebe  ist 
das  zum  Unterhalt  einer  Familie  erforderliche  Areal  größer  oder  kleiner. 
Für  hochintensive  Gemüse-,  Obst-,  Wein-  und  Handelsgewächsbetriebe 
fällt  die  Größenklasse  von  5 — 10  ha  schon  in  die  Grupi >e  der  Mittel-, 
die  von  10 — 20  ha  schon  in  die  Gruppe  der  Großbetriebe.')  Nichts- 
de^toweniper  stellt  David,  um  die  Überlegenheit  des  Kleinbetriebes 
darzutun,  die  ganze  Gruppe  von  2 — 20  ha  der  Gru])])e  von  100  ha 
und  mehr  gegenüber.  Dann  vergleicht  er  uljcr  nicht  mehr  Klein- 
betriebe mit  Großbetrieben,  sondern  nach  eigenem  GestXadnls  Grofi- 
betriebe  der  einen  Art  mit  Grofibetrieben  aiuierer  Art  Umgekdirt 
sind  in  der  Klasse  von  100  ha  und  mehr  nicht  lediglidi  Groflbetriebe 
enthalten.*) 

Abgesehen  von  diesem  Fehler  ist  es  gans  iirig^  die  reinbänerlichen 
Selbstwiitschafter  mit  dem  Inhaber  der  Betriebe  von  s — ao  ha  zu 
identifizieren.  Rauchberg  bemerkt:  „Der  landwirtschafUtche  Mittel- 


^)  David,  SU  a.  O.  S.  49,  50. 

*)  ,4n  den  naKOnstif ea  Dittxikteo  der  Krciae  Kaitliaus,  Beraid  und  Tuejicl 
werden  «mtcr  Umstunden  GCIler  bis  »1  looo  Moigen  (S50  ha)  den  Bttuerlichea  na- 
gctSbtt  und  ia  btoerlicher  Alt  bewirtschaftet*'  Sehr,  des  Ver.  f.  SonalpoUtik.  Bd.  55 
&  243.  hl  den  Kreisen  Elbing,  Marienburg  usw.  herrscht  der  grofibinerliclie  Besitx. 
XMe  Bcntser  arbeiten  ia  der  Emteseit  mit,  die  Guter  betragen  bis  zu  100  ha  stellen- 
weise auch  mehr."  a.  a.  O.  Bd.  55  S.  SOG.  —  GrÖflere  Bauern  —  bis  125  ha 
im  Kreise  Birobanm  a.  a.  O.  S.  439. 
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stand  fanj^t  erst  bei  Landgütern  von  solcher  Grolie  an,  daß  sie  den 
Inhaber  und  seine  Familie  zu  ernähren  vermögen.  Hierfür  ist  die  von 
dem  Zählungswerk  gezogene  Untergrenze  von  2  ha  Iknriebsflache  ent- 
schieden zu  niedrig  gegriffen  auch  die  Mute  von  2 — 5  ha  um- 

hßt  jedenfalls  zum  grofien  Teil  Parzellenbesiu,  so  daß  die  hierher* 
gdiörigen  formell  selbständigen  Landwirte  eher  zur  unbemittelten  KlasK 
als  zum  landwirtschaltlichen  Mittdstand  zu  rechnen  sind."  Dann  sdieidet 
aber  ein  grofier  Teil  der  von  David  in  Betracht  gezogenen  Betriebe 
aus,  wenn  man  die  T  age  der  reinbäuerlichen  Wirtschaft  untersucbea 
will.  Aber  auch  na(  h  oben  hin  muß  die  Gruppe  von  2-^20  ha  ver» 
mindert  werden.  David  selbst  bemerkt:  „Beim  Anbau  von  feinem 
flernüse  genügt  1  ha  um  die  Bauernfamilie  voll  zu  beschäftigen,  bei 
Hackfruclitbau  3 — 5  ha,  bei  Roggenbau  10 — 20  ha.*)  Wir  müssen 
also  annehmen,  daß  die  meisten  Betriebe  über  15  ha  fremde  Hilfs- 
kräfte beschäftigen  und  dalier  nicht  zu  dem  lediglich  mit  Familienmit- 
gliedern wirtschaftenden  Bauerstande  gehören.  Aber  selbst  wenn  wir 
die  Klasse  von  2 — so  ha  entsprechend  reduzieren,  sind  die  Schluß- 
folgerungen, die  David  aus  ihrem  Wachstum  zieht,  nicht  vollauf  ge- 
rechtfertigt Die  Anbaufläche  wäre  nur  dann  ein  zutreffender  Mafiitab 
der  Bedeutung  eines  Landwirtschaftbetriebes»  wenn  die  in  der  Wirtsdiait 
wirksamet;  Kapitalien  genau  der  Anbaufläche  proportional  wären.  Leider 
hat  sich  die  Statistik  nur  wenig  mit  dieser  Frage  befaßt.  Doch  scheint 
aus  den  Untersuchungen,  die  Laur  für  die  Schweiz,  von  Seel- 
horst für  Deutschland  angestellt  hat,  hervor7,ugehen,  daß  der  Kapital- 
aufwand mit  zunehmender  Betriebsgroße  für  die  Flächeneinheit  ab- 
nimmt. ^)  Sollte  dies  der  Fall  sein,  so  erscheinen  bei  Vergleichung  der 
Anbauflächen  die  W  irtschaften  mit  kleinem  Areal  unbedeutender  als  sie 
in  Wirklichkeit  sind.  —  Eine  weitere  Fehlerquelle  entspringt  aui  dein 
Umstand,  daß  David  den  bäuerlichen  Nebenerwerb  nicht  richtig  w 
anschlagt.  Er  will  sich  nicht  mit  den  ZwergbesitztOmem»  die  nidit 
volle  Existenz  und  Beschäftigung  gewähren,  befassen,  sondern  mit  dem 
Schicksal  der  kleinen  reinbäuerlichen  Selhstbewirtschafier,  d.  h.  der 
kleinen  Landwirte,  die  eines  Nebenerwerbes  nicht  bedürfen.*)  Witt 
David  etwa  behaupten,  daß  der  Nebenerwerb  nur  für  die  Parzellen* 
betriebe  unter  2  ha  von  Bedeutung  ist?  Die  Statistik  weist  im  Gegen- 
teil nach,  daß  von  100  selbständigen  Fanduirten  in  der  Klas'se  von 
2 — 5  ha  noch  25,54  Proz.  einen  Nebenberuf  hstten.  In  der  (Irupj-e 
von  5 — 20  ha  noch  15,26  Proz,  und  selbst  in  der  Gruppe  von  20— 


«)  David  S.  651« 

^  Vgl.  von  S««I hörst,  Deutsche  la&dtrlrtschttfiliehe  Pftsse  Nr.  4s, 
und  A.  H.  Hollmann,  die  Ls&dwirMbaft  im  Kteite  Bonn  (1903)  S.  33. 
*)  David  S.  51s,  513. 
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loo  ha  noch  8,32  Proz.  Und  ist  fiir  die  Gastwirte,  ^lühlenbesitzer, 
jSIilchpächter  nicht  der  Nebenerwerb  die  Hauptsache»  der  Grund,  der 
ihren  I^andwirtschaftsbetrleb  existenzfähig  machte 

Aus  den  vorangegangenen  Erörterungen  kann  man  ersehen,  daö  es 
yjrinzipicll  unzulässig  ist,  die  (lrnf:^enklassen  der  Reichsstatistik  als  öko- 
nomische Kategorien  anmschcn  und  sie  für  die  Frage  des  landwirt- 
schaftlichen GroUbetricbes  zu  verwerten.  Ist  somit  die  (rrundlage  der 
Beweisführung  Davids  hinfällig,  so  läßt  sie  sich  auch  iui  einzelnen 
anfechten.  David  verweilt  besonders  gern  bei  den  reichsstatistischen 
Anfiiahmeii  von  1883  und  2895  und  verweist  mit  besonderem  Nach- 
druck auf  die  Tatsache,  da6  der  Aiealzuwachs  der  landwirtschaftlichen 
Betriebe  von  2 — 20  faa  nicht  weniger  als  659259  ha  während  jener 
15  Jahre  betragen  habe.  Damit  sei  bewiesen,  daß  der  Grofibetrieb  im 
Niedergang,  die  Betriebe  der  bäuerlichen  Selbstwiitschafter  dagegen  im 
kräftigsten  Aufechwung  befindlich  seien. 

Man  muß  sich  jedoch  erinnern,  dafl  zwisch«i  1883  und  1895  die 
preußische  Rentenguts-  und  Ansiedlungsgesetzgebung  auf  etwa  130000  ha 
neue  Bauernstellen  schuf.  Der  Erfolg  der  gesetzgeberischen  Maßnahmen 
beweist  nichts  für  ein  aus  eigener  Kraft  erfo1[jcndcs  Aufsteigen  des 
Bauernstandes.  -)  Nun  sind  allerdings  auch  zahlreiche  private  Par- 
zellierungen erfolgt.  Aber  das  Opfer  dieser  waren  weit  mehr  die 
Großbauern  als  die  Rittergutsbesitzer.^) 

VAn  Teil  des  Arealzuwachses  der  Kleinbetriebe  ist  offenbar  aus  rein 
foriiialen  Gründen  zu  erklären,  (k-gcn  1882  wurde  1895  eine  um 
3  106661  ha  gröüere  Gesamtfläche,  eine  um  64S  969  ha  oder  2,03  Proz. 
größere  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  von  der  Reichsstatistik  ermittelt 
Es  ist  wahrschdnlich,  daß  der  größere  Teil  der  neu  aufgenommenen 
BetriebsAäche  auf  Kleinbetriebe  entfallt.  Denn  die  größere  Genauigkeit 
der  Erhebung  von  1895  machte  sich  vor  allem  bei  den  Kleinbetrieben 


')  Otto  Most,  Der  Nebenerwerb  in  leiner  volkswirtschaftlichen  Bedeutung* 
Jena  1903,  S.  43. 

')  In  der  Provinz  Posen  ist  die  Vermehrung  der  Betriebe  von  2  — 20  ha  fast 
ausschließlich  auf  dit*  hfhnrdlirhc  Tä(i'k<-ii  /urückzuAihrpn.  „Darnach  hätten  die 
Grnflbauern  in  der  Provinz,  ebenso  wie  die  Kirinb.iucrn  ini  He/irk  Hroinherg  etwas 
zugenommen.  Doch  <lir>''  Zunahme  i.st  nirlil  natürlich,  soiuUrn  eine  Folge  der 
'1  Üügkeit  der  Ansiedclun^s-  und  Gcncralkummissiun  .  .  .  nach  Groiitnanas  Berech- 
noDg  sind  bl<^  durch  jene  beiden  Behörden  1170  Besitze  Uber  5  ha  mit  30751  ha 
eatstanden,  so  dafl  die  l^ovinz  Posen  von  1878— 1S93  ^^"^  TStigkeH  l$o8  Be* 
sitze  mit  22452  ha  verloren  biitte.  Leo  Wegener,  „Der  wiiUcbafUiche  Kampf 
der  Deutodiea  mit  den  Polen  um  die  Pirovint  Posen." 

^  Wegener  a.a.  O.  S.  114. 
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geltend,  namentlich  bei  den  mit  Forstfläche  verbunden^  Landwirtschafts- 
betriebeiif  den  GSrtnerdbetriebeii  und  den  Deputatländetden.^) 

Der  Areakttwachs  der  Kiembetriebe  iat  also  wesentlich  geringer, 
als  David  annimmt.  Auch  das  weitere  statistisdie  Material,  das  er 
zuungunsten  des  Großbetriebes  vodÜhrt,  ist  anfechtbar.  „In  den  kleinen 
zwergbäuerlichen  Betrieben  kommen  doppelt  und  dreimal  soviel  Stück 
Großvieh  auf  die  gleiche  Fläclie,  wie  in  den  Grofjbetrieben  über 
loo  ha."  Da  die  Großbetriebe  große  Waldflächen,  -  )  Gewässer,  Park, 
Hofräume  umschlieljen,  auf  die  kein  Vieh  verreciinet  werden  kann,  s<i 
erklärt  schon  dieser  Uinütand  /.um  Teil  die  schwächere  \'iehhaltung  der 
Großbetriebe.  Die  Möglichkeit,  Daiiipfptlüge  zu  benutzen,  Dunger  zu- 
zukaufen, und  dadurch  den  Vidistand  einzuschränken,  bedeutet  wirf- 
scbaftliche  Kraft,  nicht  Schwüche.  Wenn  übrigens  die  Betriebe  über 
xoo  ha  von  1882—1895  ihren  Pferdebestand  um  10,8  Proz^  ihr  Rind« 
Vieh  um  27,3  Proz.  und  ihre  Schweinehaltung  um  85  Proz.  vermebrtoi, 
•  so  deuten  diese  Ziffern  nicht  darauf  hin,  daß  die  Viehwinscliaft  des 
Großbetriebes  zugunsten  des  Kleinbetriebes  abdanken  wird.  David 
spricht  von  der  Viehhaltung  der  kleinsten  und  kleinen  Betriebe.  Die 
Reichsstatistik  warnt  ausdriicklich  davor,  die  Viehhaltunc  der  Parzellen- 
betriebe ohne  Einschränkung  mit  den  anderen  GröLienklassen  zu  ver- 
gleichen, da  dort  das  Vieh  nicht  bloß  mit  dem  Ertrag  der  zugehörigen 
Fläche,  sondern  mittels  anderer  Hilfsquellen  ernährt  wird.  ^)  David 
dagegen  formuliert  ein  allgemeines  ökonomisches  Gesetz,  daß  der  Tier> 
bestand  der  Flichenemheit  mit  der  Kleinheit  des  Betriebsaieals  wächst') 
David  spricht  in  diesem  Zusammenhang  auch  von  der  blühenden  Vidi« 
zucht  der  Trauern  in  Oldenburg,  Schleswig-Holstein  usw.  Er  übersidit 
nur  die  Kleinigkeit,  daß  die  Marschenwirtschaften  zu  den  kapitalinten- 
sivsten Betrieben  überhaupt  gehören.  Das  Viehkapital  beträtet  dort 
400 — 500  Mk.  pro  ha,  wahrend  in  sächsischen  Riibenwirtschaften  nur 
180  Mk.  berechnet  werden.*)  Das  gehört  also  mehr  auf  das  Konto 
des  Großbetriebes,  als  des  Kleinbetriebes.  Aber  angenommen,  die  von 
David  berechneten  viehstatistischen  Ziiicrn  geilen  ohne  Einschränkimg, 
was  wird  damit  bewiesen?  ,^t  den  einfachen  Zahlen,"  bemerkt 
von  Ollech  sehr  richtig,  „ist  es  damit  nicht  getan,  man  mu6  auch 
untersuchen,  wie  es  mit  der  Qualität  beschaffen  ist,  es  gibt  auf  diesen 


Stat.  d.  D.  R.,  N.  F.  Bd.  ttz  S.  9. 
*)  David,  Neue  Zeit,  18.  Jahrg.  1899— 1900.  S.  aS9  erwibiit  ielb«t  Betriebe 
Uber  1000  ha  ganz  ohne  Nutzvieh,  also  Waldkomplexe. 
»)  Stat.  d.  D.  R..  N.  F.  Bd.  112  S.  3I. 

*)  David,  S,  674. 

')  B.  Skalwcit,  Die  ukunonütnischcn  Grenzen  der  Intensivierung  der  Laad- 
Wirtschaft  (1903)  S.  12,  47  und  60.  Vgl.  auch  Ziegenbein,  Die  Viehsttcbt  in 
Grofiherzogtum  Oldenburg  1903,  S.  17. 
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Ideinea  Besitzungen  miserabel  ernährtes  Vieh  ...  da  kommt  man  mit 
der  geringeren  Stückzahl  auf  grot^en  Gutern  doch  weiter."  M 

Befriedigt  die  statistische  Behandlung  der  Streitfragen  nur  wenig, 
so  klärt  uns  auch  die  prinzipielle  Erörterung  Davids  üVjer  Großbetrieb 
und  Kleinbetrieb  kaum  auf.  Hierbei  wird  auf  mehr  zufällige  Erschei- 
nungen zu  großes  Gewicht  gelegt.  So  läßt  sich  die  mangelhafte  üuch- 
führung  des  Kleinbetriebes  ebenso  leicht  verbessern,  wie  die  ungenügende 
Beaoftichtigung  der  Arbdter  im  Gfoflbetriebe.  Wichtiger  wäre  es,  wem 
der  Vorwurf  erhöhter  Viehieachengefahri  den  David  den  großen  Gütern 
macht,  begründet  wtre.  Indessen  widerlegt  er  sich  selbst  Er  berichtet, 
dafi  die  Maul-  und  Klauensendie  1899  nicht  weniger  wie  163657  Ge- 
höfte mit  1885774  Rindern  befallen  habe.  Und  diese  Ziffer  beweist, 
daß  die  Ansteckung  nicht  vor  den  bäuerlichen  Ställen  Halt  macht.  — 
Die  Anklage,  cla(5  der  Großbetrieb  den  Boden  ausraube,  wird  c^urch 
einige  Reminiszenzen  aus  Lieb  ig  nicht  erledigt.  Wenn  durch  Raub- 
bau gesündigt  wird»  so  geschieht  es  von  grotien,  wie  von  kleinen 
Wirten.  -) 

Großes  Gewicht  legt  unser  Apologet  des  Kleinbetriebes  auf  den 
Umstand,  daß  im  letzteren  das  Inventar  besser  geschont  wird,  als  die 
Geräte  des  GroObetriebes  von  nachlässigen  und  rohen  Knechten.  Die 
Tatsache  ist  unbestritten,  jedoch  nicht  von  entscheidender  Bedeutung, 
denn  im  Durchschnitt  von  1535  Betrieben  machten  die  Ausgaben  für 
Instandhaltung  des  Inventars  und  der  Gebäude  nur  7,8  Prot,  der  Ge> 
samtausigabe  aus.  ^  Überdies  wird  dieser  Vorteil  der  Kleinbetriebe  durch 
die  grötee  Höhe  seines  Gebäudekapitals  wieder  ausgeglichen.^) 


*)  von  Ollcch,  Über  Zölle  und  klcinr  Mittel  zur  Erhebung  der  Landvirt- 
schaft 119011  S.  26.  Vgl.  Über  die  Minderwertigkeit  des  kleinbiiuerlichcn  Viehes 
«uch  Hollmaon  a.a.O.  S.  105.  Otto  Grriü,  Die  wirtschaftliche  und  soziale 
Bedeutung  der  Latifundien  mit  besonderer  Hrrugrtahme  auf  Kühmcn  S.  llO. 
Klawki  io  Thiels  landwirtschaftlichen  Jahrbüchern,  lid.  28.  iS9e,  S.  44O.  lilu- 
strierte  ludw.  Zeitg.  Nr.  26  1903.  Nach  Schätzungen  betrug  1895  Lebend- 
gewicht der  Ktth«  in  den  ttttUehcn  preuflisdien  Provinten  und  MecUenboi^  durch- 
icbnitllkfa  419  lig,  in  den  croAbSnerlieb«a  Distnktea  (Sebleswig-Holiteta,  Olden- 
bwg  usir.)  dmchsebnittlidi  453  kg,  in  SttddeutscUand  und  Rheinland  durcfaichnitt* 
Kch  410  kg, 

*)  Neuerdings  hnt  Stoklasa  darauf  hingewiesen,  daß  die  österreichische 
l.andwirtscbaft  ein  enormes  Defizit  an  Kali  hat.  Die  bäuerlichen  Kroniänder  sind 
daran  mehr  beteiligt,  als  die  Regionen  des  Großgrundbesitzes,  Böhmen  und  Mähren. 

')  Deutscher  Landwirtschaftsrat:  Die  Ergehnisse  der  Erhebungen  über  die 
Rentabilität  bestimmter  Landwirtschaftsbetriebe  im  Jahre  1^98  S.  508. 

*)  Gebäudewert  pru  ha  291  Mk.  in  Westpreußen,  342  Mk.  in  Posen,  510  .Mk. 
in  Schlesien,  di^egen  709  Mk.  im  Rheinland,  1018  Mk.  im  Regierungsbezirk  Wies- 
baden, HidienaoUem  698  Blk.,  Baden  660  ML 
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Eine  sehr  wesentliche,  aber  von  David  nicht  beachtete  Schleiche 
des  Giofibesittes  in  seinem  jetzigen  Betriebsumfong  ist  das  Einbeamteih 
systenL  Während  in  der  Industrie  sich  mehrere  Beaipte  gegenseitig  be> 

obachten,  spielt  auf  den  meisten  Grofigütem  der  Wirtschafbsbeamte  die 
Rolle  des  Betriebsleiters,  Buchhalters  und  Kassierers  in  einer  Person. 
Nebenbei  ist  er  oft  noch  Amtsvorsteher  und  Oeineindeschreiber.  iJunh 
diesen  Umstand  wird  die  Kontrolle  für  den  Besitzer  erschwert,  auch 
leiden  durch  die  KuniuUerung  der  Funktionen  einzelne  dersell>en.  — 
Ein  Vorteil  des  Klciubctriebes  gegenüber  dem  Großbetriebe  ist  aller- 
dings ebenso  wichtig,  wie  imbestreitbar.  Während  dieser  auf  seine  Lohn- 
arbeiter angewiesen,  durch  Literesselosigleeit  und  Widersetzlichkeit  schwer 
Idde^  arbeitet  der  Bauer  mit  seino:  Familie  mit  rasdosem  Fleiß  und 
tSftigem  Interesse.  Diese  DazsteUung  Davids  könnte  den  Anschein  er- 
wecken, als  ob  alle  Bauern  nur  mit  Familienangehörigen  arbeiten.  Nach 
Davids  eigener  Berechnung  kommen  auf  die  bäuerliche  Wirtschaft 
durchschnittlich  5,5  durch  verwandtschaftliclie  Bande  verknüpfte  Personen 
und  2  volle  Arbeitskräfte  einschließlich  des  Betriebsinhnbers.  ')  Von 
den  6,5  Millionen  nicht  berufsmäßig  tatigen  Aiigchöris:(.'n  ist  ein  c:^ntier 
Teil  zu  jung  oder  zu  alt,  um  für  die  Wirtsch;ift  in  l'Vage  zu  konünen. 
Aber  auch  von  den  Erwaciiseuen  bleibt  ein  großer  Bruchteil  nicht  im 
Hause.  Von  Z063  erwachsenen  fianerotödbtern  im  Kreis  Steinburg  waren 
nur  214  bei  den  Eltern  tätig,  im  Kreis  Jüterbog-Ludcenwalde  ist  das 
Verhältnis  314  zu  935,  im  Kreis  Gumbinnen  76  zu  168.  Die  Söhne 
verlassen  natürlich  noch  in  grfifierer  Zahl  die  Heimat.  Aber  auch  wo 
die  Familienarbeitskräfte  vollzählig  7.ur  Verfügung  stehen,  gereicht  dies 
nicht  unbedingt  dem  bäuerlichen  Betrieb  zum  Vorteil.  „Die  bäuerlichen 
Wirtschaften  sind  vielfach  mit  Familienmitgliedern  überfüllt  ....  so 
oft  eine  1  agelohnerw  irtschaft  besser  gestellt  als  die  mit  Verwandten  und 
Gesinde  überlastete  bäuerliche. 

So  schwankt  das  Zünglein  der  Wage  hin  und  her.  Daß  jede  land- 
wirtschaftliche Betriebsgrüße  ihre  eigenartigen  Vorzüge  und  Mängel  hat, 
ist  sicher.  Unbewiesen  aber  bleibt  auch  von  David  die  Lehre  vom 
nahen  Untergange  des  Grofibetriebes  und  seines  bevorstehenden  Ersatses 
durch  bäuerlidie  Kleinbetriebe.  Der  Wunsch  ist  hier  der  Vater  des 


")  David,  Soz,  MonalsbeAc  1903  Nr.  9  S.  659. 

')  F.  Heiscr-Harttung,  Die  Berufswahl  der  iSndHchen  Jugend  und  daä 
Schicksal  der  in  die  Städte  abgewanderten.  Thiels  landw.  Jahrb.  ]Sd.  33  fioOj' 
S.  403  ff.  —  Die  Zahl  der  in  der  Landu-irtschalt  millätigcn  Faniüicnan^cliür:^i  n 
nahm  vim  1S82 — 189^  um  24209  ab,  in  SUddcutschland  betrug  die  Abnahme  sogar 
160252,  dieselbe  wird  durch  geringe  Zunahme  in  anderen  Gebietsteilen  teUweiie 
kompemicrt, 

*)H.  Grohnann,  Betachtnogea  Aber  die  Wirtiehaflcn  der  lindlicfaea  Tage» 
löhncr.  Schmollen  Jahrb.  x6  S.  aiy. 
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Gedankens,  und  wenn  das  Genossenschaftswesen  dem  Kleinbetriebe  Flügel 
verleihen  soll,  so  werden  wir  s])äter  auf  einige  Schranken  des  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesens  hinweisen. 

Jedenfalls  war  David  auf  Grund  seines  Materials  nicht  berechtigt, 
die  schroffsten  Verdammungsuiteile  Uber  den  landwirtschaftlichen  Grofi* 
betrieb  zu  fiülen.  Man  höre:  Grofiackerbau  halt  sich  nur  durch 
die  schandbarste  Menschenausbeutung  Aber  Wasser.  Der  landwirtschaft- 
liche Großbetrieb  hat  übentU,  wo  er  in  der  Geschichte  aufgetreten  ist, 
seinen  bodenausraubenden  Charakter  gezeigt.  Mühsam  auf  Zoll-  und 
Liebesabgabenkrücken  gestützt,  hielt  sich  der  Großackerbau  aufrecht" 

Mir  scheint,  daß  David  örtliche  und  zeitliche  Erscheinungen  zu 
rasch  verallgemeinert.  Als  guter  Lokalpatriot  denkt  er  stets  an  seine 
rheinisch-hessischen  Verhältnisse  und  vergleicht  sie  mit  i^ewissen  Groß- 
betrieben des  Ostens.^)  Aber  welche  Unterschiede!  Hier  ein  frucht- 
bares, dicht  bevölkertes  Land  mit  klimatischen  Vorzügen,  ausgezeichneten 
V'erkehrsmitteln,  glänzenden  Absatzverhältnissen  und  alter  Ruliur.  Dort 
der  Boden  seit  Generationen  verqueckt  und  verdistelt,  entsetzliche  grund- 
lose Wege,  die  Ernte  am  Halm  verkauft  und  am  Wochenschlufi  kein 
Geld  zur  Löhnung.  Welche  Gerechtigkeit,  diese  Unterschiede  zu  über> 
sehen  und  dann  allgemeine  Schlüsse  über  den  Großbetrieb  zu  ziehen  1 
Gibt  es  doch  noch  ein  ganz  anderes  Bild  des  landwirtschaftlichen  Groß- 
betriebs. ,|Wer  sehen  will,  was  intensiv  ist,  gehe  und  sehe  sich  den 
Betrieb  unserer  besten  Domänen  in  Sachsen  an  —  Barby,  VVanzleben, 
Benkendorf  —  und  wie  sie  alle  heißen.  Man  sehe  und  staune,  was 
dort  für  Zugvieh  sich  auf  Feldern  und  StratV-n  bewegt !  Man  gehe  in 
die  Ställe  und  sehe  das  Mastvieh,  die  Milchkühe  an,  man  beobachte, 
welciie  Schiffsladungen  \on  Kunstdünger,  von  1' utterstoflFen  verwendet 
werden!  Man  inspiziere  die  Maschiaenschuppen  und  berechne  sich  das 
Kapital,  das  in  Dampfpflügen  und  besten  anderen  Maschinen  investiert 
ist.  Man  überschaue  aus  der  Vogelperspektive  die  Anzahl  von  Wohn* 
häusem,  Ställen»  Scheuem,  Schuppen,  Lagerstätten,  die  mit  dem  Gesamt- 
betriebe verbundenen  Zuckerfabriken,  Brennereien,  Mühlen,  alles  nachts 
vom  dektrischen  Licht  bestrahlt,  und  man  weifi,  wie  die  Zentrale  einer 
intensiv  betriebenen  Wirtschaft  aussieht."  Und  ist  es  etwa  in  Böhmen 
anders?  Die  Großkultur,  sagt  Otto  Greiß,  ist  es,  die  die  Einführung 
des  landwirtschaftlichen  Fortschritts  ermöglicht.  Die  Großwirte  sind  als 
die  alleinigen  Träger  der  Bodenkultur  in  Böhmen  imzusehen.  ^)  Selbst 


^  Wie  unwisst.'ii.schaftlich  David  hr\  solclien  Verpleiclitn  verfahrt,  ^cigt  der 
Vergleich  der  Ernteerträge  in  Ostelbien  mit  WürUemberg,  Baden  und  Hesbcn  (S.  425J. 
Abgesehen  von  der  Unsicherheit  der  Emtestatistik  kann  man  nicht  ein  Gebiet  von 
aoocx»  qkm  mit  Landstrichen  von  7681,  1508t  «od  19517  qkm  vergleichen. 

*)  H.  V.  Bismarck,  Der  intensive  Betrieb.  lU.  Undwirt  Zeitg.  Nr.  9a  1903. 

')  Otto  Greift,  a.  a.  O.  S.  33  n.  34. 
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aus  dem  klassischen  Lande  des  Kleinbetriebs,  aus  Baden,  wird  berichtet: 
„Hervorragendes  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen  Selbsttätigkeit 
leisten  die  Groliwirtschaften  des  Laüues.  Von  diesen  WirbchaücD  kaim 
gesagt  werden,  da6  sie  technisch  und  kaufmännisch  auf  der  Hdhe  der 
Zeit  stehen,  und  mit  Einrichtung  und  Betrieb  ▼orbildlich  auf  die  lud* 
wirtschaftliche  Bevölkerung  einwirken."^) 

n. 

Wohin  steuert  nun  die  agrarische  Entwicklung  der  europüsdwo 
Völker?  Die  Rückkehr  «im  extensiven  Betrieb  verwirft  David  mit 
vollem  Recht.   Es  wäre  eb  Rückschritt  der  landwirtschaftlichen  und  der 

allgemeinen  Kultur.  In  erster  Reihe  aber  würden  die  Landarbeiter  hier- 
durch geschädigt.  Es  bleibe  nur  der  Übergang  zur  intensiven  Wirt- 
schaft. Je  intensiver  sich  diese  gestalte,  desto  größere  Aussichten  hibe 
der  Kleinbetrieb.  Während  der  (ictreidebau  immer  mehr  den  über- 
seeischen (lebieten  anheimfalle,  könne  die  Spatcnkultur  und  die  inten- 
sive Viehzucht  in  Deutschland  Eroberungen  machen. 

Knie  Ausdehnung  der  Obstgärten,  Gemusekuliur  usw.  ist  ebenso 
möglich  wie  wünschensweit.  Aber  in  dem  von  David  angenommeneft 
Umfang  ist  sie  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten.  Wie  soll  das 
Gartengelände  auf  3  Millionen  ha,  auf  10  Proz.  der  landwiitschaftUd» 
Flache  anwachsen,  wenn  hente  in  den  gärtnerisch  gesegnetsten  Gtinn, 
im  Rheinlande,  nur  1,97  Proz.  der  Wirtschaftsfläche  diesem  Zwecke 
dienen.  „100000  Morgen  Meerrettich  mehr,  erklärte  Professor  Albert 
in  der  Winterversammlung  der  DX.G.,  lassen  sich  ebensowenig  in  Deutsch- 
land verwerten,  wie  100000  Morgen  mehr  Knoblauch."  ^)  Noch  größeTC 
Erwartungen  hegt  David  hinsichtlich  der  Ausdehnung^-f-ihii^keit  lier 
Viehzucht.  Iiier  eröffneten  sich  Hir  die  kleineren  Betrie])e  die  glän- 
zendsten Chancen.  Es  sei  nicht  ausgeschlossen ,  in  Deutschland  eioeii 
Viehsiand  /u  erhalten,  der  das  Zehnfache  und  mehr  vom  heutigen  aus- 
mache.*) Voraussetzung  sei  allerdings  die  freie  Einfuhr  von  Kisft' 
fiitter.  Von  Kraftfutter  allein  kann  das  Vieh  jedoch  nicht  leben.  Die 
klimatisch  fär  Weidewirtschaft  begünstigten  Gegenden  Deutschlands  — 
Ostfriedand,  Oldenburg,  Schleswig-Holstrai,  teil  webe  Ostpreußen  ^ 
nähern  sich  bereits  dem  von  David  gepriesenen  dänischen  Vorbfld. 

')  Die  Lage  des  Ackerbaus  in  Baden.  Bericht  des  Domüacndircktor  Il^tf- 
mann.  Jahrb.  d.  deutsch.  Landwirtschaft*  -  Geseüsch.  Bd.  17  flQoa)  S.  20a  — 
In  GaWzicn  bleibt  der  Kleinbetrieb  auf  vorzüglicheat  Schwarzerdeboden  hinter  «kB 
Oroflbctrieb  ia  icinai  Emteertrigen  lorack.  In  eiaselnen  Dittriktea  siiid  diese  m 
«in  ^nortel  geringer,  als  im  Großbetrieb.  Zofia  Dastynikai  Sos.  Moaatili. 
Nr.  5»  S.  351. 

*)  Verb«adlg.  der  Winterren.  der  D.  L.  G.  1903,  S.  88. 
«)  David,  S.  67a. 
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Wäiuend  im  Reichsdurchschnitt  die  Einnahmen  aus  der  Viehhaltung 
40,1  Proz.  betragen,  steigen  sie  in  Schleswig-Holstein  auf  64,3  Proz.,  in 
Oldenburg  auf  63,5  Proz.,  in  Hannover  auf  58,7  Proz.  Ist  hier  eine 
fdir  wesentliche  Steigerung  kaum  deckbar ,  so  Ufit  sich  in  anderen 
Gegenden  die  Viehsncht  nicht  improvitieren.  Es  sind  oft  kost- 
spielige —  Stallbauten,  Körordnitngen  und  andere  staatliche  Mafinahmen, 
gute  Wiesenverhältniase  und  Ausdehnung  des  Futterbaues  notwendig, 
wenn  der  Viehstand  vergrößert  werden  soll. 

Nach  einer  von  landwirtschaf\lichen  Autoritäten  gemachten  Berech- 
nung genüget  eine  Vermehning  der  deutschen  Rindviehzucht,  um  8,8  Fros., 
wenn  der  Bedarf  der  Bevölkerung  pcderkt  werden  so!!. 

Aber  selbst  angenommen,  die  \'crmehrung  der  Vichwirtschaft  erfolge 
nach  Davids  Wünschen  und  Maßstäben,  so  würde  diese  keineswegs 
lediglich  den  kleinbäuerlichen  Betrieben  zugute  kommen.  Der  Groß- 
betrieb würde  unter  gewissen  nicht  unwahrscheinlichen  Umständen  seine 
Ntttmehhaltung  stark  ausdehnen')  und  auch  der  Import  von  Vieh- 
produkten aus  übeiseeischen  Gebieten  kann  noch  ethebUch  steigen.*) 

David  freilich  läumt  rasch  mit  dem  Grofibetrieb  auf:  „wir  stehen 
nicht  an,  die  Verwandlung  der  landwirtschaftlichen  Großbetriebe  in 
bauerliche  Kleinbetriebe  als  erstrebenswertes  2äel  hunusteUen." ')  Auch 
die  landwirtschafUicbe  Brennerei  soll  beseitigt  werden,  vermutlich»  tun 
dem  kleinen  Mann  den  Markt  für  Speisekartofifeln  zu  verderben. 

Wir  sahen,  dnß  die  Lage  des  landwirtschaftlichen  Großbetriebes 
noch  nicht  so  hotmungslos  ist  wie  David  sie  darstellt.  Sie  würde  noch 
günstiger  werden,  wenn  es  gelänge,  den  elektrischen  Betrieb  allgemeiner 
als  bisher  zu  machen.  Freilich  begegnet  dieser  noch  mannigfachen 
Schwierigkeiten  *)  und  selbst  Elektrotechniker  denken  jetzt  recht  pessi- 
mistisch aber  die  Aussichten  ihres  Gewerbes  auf  dem  Lande.*) 

Aber  hätten  wir  die  elektrische  Kraftübertragung  nicht,  wir  miifiten 
sie  heute  erfinden,  denn  zwei  wichtige  Probleme,  die  Elektrokultur  *)  und 


')  bn  Falle  des  Emixe«  der  Zugtiere  durch  etektriiclie  «.  a.  Motoren,  vgl. 
meine  Bereehinmg,  Archiv  Ar  toi.  Geaetcgebg.  Bd.  17,  S.  720  ff. 

*)  „Australien  hat  noch  oaermefilicben  Raum  zur  Ausdehnung  seiner  Viehzucht" 
Die  Landwirtschaft  Australien«  vom  landwiitscbaftUcben  Sachventändigen  in  Sydney. 

')  David,  S.  69g. 

*)  Vgl.  über  die  Schwierigkeiten  bei  Anwendung  des  elektrischen  Pfluges, 
Backhaus,  Das  Versuchsgut  Quednau,  S.  131.  Jedoch  erklärte  die  Gütcrdircklion 
Mar^chwiiz,  dali  der  dektriücbe  Ptlug  von  Jabr  zu  JaJir  sich  bcsücr  einrichtet  und 
mehr  gcieiilet  wird*  Untenachunges  elektrischer  Pfluganlagcn.  Bericht  von  In- 
genienr  M  Sehiller.  (Arbeiten  der  D.  L.  G.,  Heft  S5),  S.  48. 

*)  Emil  Kreller,  Die  Eatwiddnng  der  deattcben  elektroteduNtchen  In« 
dutiie  (ScknoUera  FovKtningen,  Bd.  as),  S.  34. 

«)  VgL  M.  £.  Gttarinit  L*6tat  actnd  de  l'electroailtare  (1903). 
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die  elektrische  Bindung  des  Luftstickstoffs*)  sind  ihrer  Lösung  näher 
gerückt,  und  schon  deshalb  brauchen  wir  die  Elektrizität  auf  dem  Lande. 

So  notwendig  eine  weitere  Verbilligung  der  Strompreise  ist,  so 
braucht  man  den  Kostenpunkt  nicht  allzu  Ängstlich  erwägen.  J3enn  es 
handelt  sich  um  allmähliche  Bessergestaltung  des  Landlebens  überhaupt, 
um  die  Förderung  einer  intensiveren  Kultur.*'*)  Es  ist  allerdings  nidit 
ausgeschlossen,  daS  das  bereits  abgeschwächte  Interesse  am  elektiiscben 
Betriebe  sich  bei  den  Landwirten  gänzlich  verliert. 

Gleichviel!  Die  Herrschaft  von  Ochs,  Pferd  und  Kuh,  welche 
David  für  gesichert  hält,  wird  auch  von  anderer  Seite  bedroht.  Die 
Maschinenzeitung  Nr.  21,  1903  bringt  unter  der  Überschrift  ..Mcttor 
gegen  Pferd"  folgende  .Mitteilung:  „Unaufhörliche  Regengüsse  wahrend 
der  Erntemonate  haben  dieses  Jahr  die  Klagen  über  die  Unrentabilität 
des  Getreidebaues  in  England  noch  verstärkt.  In  der  „Agricultuxal 
Gazette'*  hat  sich  daraufhin  eine  Debatte  entsponnen,  wieweit  die 
Wendung  eines  Petroleummotors  für  die  gesamte  Bestellungs-  und  Ernte- 
arbeit  die  Produktionskosten  verbilligen  könne.  Ein  Herr  John  Scott 
aus  Edinburgh  geht  von  der  extremen  Voraussetsung  aus,  dafi  sich 
sämtliche  landwirtschaftliche  Arbeiten  auf  einer  400  acres  großen  Farm 
mit  einem  Motnrtractor  bewältigen  ließen.  Er  berechnet  das  Inventar 
nach  der  alten  Wirtschaftsweise  auf  15260  Mk.,  auf  1 1  300  IMk.  nach 
der  neuen  Methode  und  nimmt  an,  dati  die  bisherigen  Arbeitskosten 
von  75  Mk.  für  i  ha  sich  auf  38  Älk.  bei  Motorverwendung  crmat^igen 
lassen."  Die  Berechnung  im  einseinen  wird  angefochten,  jedoch  fügt 
das  deutsche  Fachblatt  hinzu:  ,J)ie  Frage  der  Motorverwendung  für  die 
Ackerarbeit  wird  jedenfalls  audi  bei  uns  nidit  sobald  aus  der  öfient* 


1)  Durch  nrei  Tcrsdüedene  Methoden  wcfdea  aus  der  Ataosphire  Kslk- 
SticIlStoff  und  FlammcnbogenstickstofT  hergestellt,  die  beide  zur  Dttngiuif  an  Stelle 

von  Salpeter  dienen  sollen.  Vgl.  F.  v.  Lcpel,  Die  Bindung  des  atmosphärischen 
Stickstoffe  insbesondere  durch  elektrische  EntLidunf;  f^QO^^^.  F.  Huchncr.  Be- 
ziehungen der  Chemie  zur  Landwirtschaft  S.  8  u.  9.  —  Ich  btnu-rkc  bei  dieser  Ge- 
legenheit, daü  der  Vorschlag,  elekuuLlicmisclie  Fabriken  aul  dem  Land  in  bauen, 
um  die  laodwirtschattltchc  iittnutzung  der  Eleklriziui  zu  erleicbtem,  nicht  von  mir 
henflhit,  londem  von  P.  Mack,  Der  Auftchwimg  nnserei  Laiidimtaclwftri»cfriel>et 
durch  Verbilligung  der  Froduklionskosten,  S.  5a  Vgl.  fibrigcns  jetst  v.  Lepel, 
&  41,  „Man  kann  aanebmen,  dafi  sieh  eine  SalpetenSure-  oder  eine  Ammoniak« 
Industrie  ausbilden  wird.  Ja,  man  kann  noeh  weiter  gehen.  Die  Appaiatnr  bei 
Benutzung  der  Flamme  ist  eine  relativ  einfache.  Es  ist  also  vielleicht  erreichbar, 
daß  sich  jedermann,  der  will,  seinen  Bedarf  an  StickstoSverbindung  selbst  ber> 
steilen  kann." 

Nach  einem  Vortra«,*  von  R.  Mein]tcl  kann  durch  Oninciun^  von  Plektn- 
zUätsgcnu.-iscnschaftcn  die  Maichjnenarbtil  iu  der  LandwirUcbaÜ  zur  Vcrniindening 
der  Produktionskosten  verwendet  werden.    MitL  d.  D.  L.  G.  1903,  Stück  37. 
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liehen  Diskussion  verschwinden."  —  T's  gibt  Ijert-its  Spirituspflüge,  Spiritus- 
kraft^'agen,  mit  Benzin  betriebene  Mähiiiasi  Innen  und  Kultivatoren  mit 
Petroleuramotor.  * )  Kin  neuer  Maschinentypus  ist  im  Entstellen  begrift'en, 
die  automobile  Feldmaschine.  -) 

Mag  diese  noch  unvollkommen  sein,  sie  interessiert  uns  hier  nur 
als  Symptom,  als.  Anzeichen,  daß  eine  Umwandlimg  der  alten  Betriebs- 
fonn  sich  voibereitet  Auf  dem  einen  oder  andere  Wege  kommt  es 
nmi  Ersatas  von  mehr  und  mehr  Hand-  und  Gespannarbeit  durch  Ma- 
schinen und  Motoren.  Daim  kann  die  landwirtschaftliche  Manufaktur, 
der  halbe  Grofibetrieb,  der  bisher  herrschte,  lu  einem  ganzen  wirklichen 
Großbetrieb  auswachscn  und  zu  einer  neuen  Blüte  gelangen.  Freilich 
nach  Da  V  i  d  s  Ansicht  ist  der  Fortschritt  des  landwirtschaftlichen  Maschinen- 
wesens recht  belanglos.  Die  Bedeutung  der  Handarbeit  wächst  immer 
mehr,  je  intensiver  der  Betrieb  wird,  während  die  Maschinenarbeit  auf 
den  höclisten  Stufen  der  Bodenkultur  ganz  verschwindet.'*)  David  wirft 
hier  die  verschiedenen  Arten  von  Handarbeit  zusammen.  I)er  liedarf 
an  qualifizierter  Pllegearhcit  für  i'tianzcn  und  Tiere  wird  bei  intcusivcm 
Betrieb  allerdings  zimehmea,  während  die  rohe  Handlangerarbeit  eher 
abnimmt.  In  der  Industrie  ie/t  es  ttbrigens  nicht  andeis.  Die  hoch- 
feinen Qualitüts-  und  Luxusprodukte  werden  atich  bei  größter  Entwick- 
lung der  maschineUen  Prozesse  durch  Handarbeit  hergestellt.*) 

,4n  der  Landwirtsdiaft  handelt  es  »ch  um  die  Entwicklung  lebender 
Wesen.  In  der  Industrie  um  die  Verarbeitung  toter  Dinge."*)  Mit 
solchen  Antithesen  ist  nicht  viel  gewonnen.  Auch  in  der  Industrie 
spielen  biologische  Prozesse  eine  Rolle.  Man  denke  an  das  Gärungs- 
gewerbe  und  die  Herstellung  der  Sera  in  den  Farbwerken. 

Und  läßt  etwa  die  wissenschaftliche  Landwirtschaft  die  Organismen 
sich  unl)eeinüuüt  entwi(  kein,  und  wird  die  Natur  nur  durch  Gehorsam 
bezwungen  ?  Es  sind  keine  geringen  Eingriffe,  sucht  man  docli  neuer- 
dings sogar  das  Wachstum  der  Bakterientlora  des  Bodens  teils  zu  fordern, 
tdh  zu  stören.    Ein  gegen  heute  sehr  vervollkommnetes  Maschinen« 

')  G.  Kttliiie,  Deatackes  und  eaglisckes  landwiitschafUiehcs  i&sckinenweaen. 
Mitt.  d.  D.  L.G.  1903,  Stack  47,  N.  Wcn4«r,  Die  Verwertung  des  Spiritus  ittr 
tecbnisdie  Zwecke,  Kap.  7  u.  8. 

„Ein  .Automobil  kistet  So  viel  wie  64  Bsuernwi^n'',  Vortrag  des  Hauptp 

mann  v.  Tlaska.1  in  Wien. 

')  David,  .S.  654.  Wenn  David  zum  Belrp  auf  die  Unmenge  Handarbeit 
in  der  Kübenkultur  verweist,  so  kann  sicli  ^;cr;ulc  hi<  r  das  l'.ild  Ificht  ändern.  In 
Jclzter  Zeit  sind  drei  Patente  auf  Rülii  nkr'pfma.srhiiun  r^t  nnnmu-n  worden,  sogar 
die  schwierige  Konstruktion  einer  RuLcnvcrzichmaschiiic  wird  vcrbuciit. 

*)  Herstellung  von  Btttteapapier,  feinen  Schuhwaren  durch  Handarbeit.  Vgl. 
S.  md  B.  Webb,  Aich.  Ar  tos.  Gesetzgebung  Bd.  10,  S.  iiaff. 

*)  David,  S.  70. 
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System,  die  immer  stärkere  Beherrschung  der  Tier-  und  Pflanzenproduktion, 
das  sind  die  großen  Ziele,  die  der  Landwirtschaft  winken.  Bisher  war 
überwiegend  der  Großbetrieb  der  Träger  des  landwirtschaftlichen  Fort- 
schrittes.   Und  warum  sollte  dies  in  Zukunft  anders  sein? 

Da  sollten  wir  in  den  Ruf  einstimmen:  Zerschlagung  des  Groß- 
betriebes und  Schaffung  von  UemeteB  Betrieben  auf  semen  RniBOi? 
Was  wSre  ans  unserer  Technik,  was  wäre  aus  unserem  modernen  Leben 
geworden,  wenn  etwa  in  den  40  er  Jahren  des  vergangenen  Jahrhunderts 
die  eben  zur  Grofiindustrie  sich  entwickelnde  Manufaktur  nun  Hindp 
werk  zurückgeschraubt  worden  wäre  ? 

Freilich  hat  der  landwirtschaftliche  Grofibetrieb  die  wichtigste  und 
Ittr  seine  Fortentwicklung  entscheidende  Frage,  die  Arbeiterfrage  nicht 
{gelöst.  Diese  wird  um  so  bedeutungsvoller,  je  mehr  die  Landwirtschaft 
Qualitätsprodukte  herstellt  und  ein  kompliziertes  maschinelles  wie 
chemisches  Verfahren  an  Stelle  einer  {)iimitiven  Technik  tritt.  „Der 
Landwirt  von  heute ,  der  mit  dem  kostbarsten  Material  arbeitet,  ge- 
braucht eine  zuverlässige,  zu  den  höchsten  Leistungen  belalugte,  auf 
sein  Interesse  bedachte  Arbeiterschaft".  ^)  Angeblich  soll  das  patrisidia- 
lische  System  befriedigende  Artleiterverhältnisse  besessen  haben.  *)  Seit* 
dem  aber  die  patriarchalische  Wirtschaft  mehr  und  mehr  nch  anflfist, 
ist  es  nicht  twetfdbaft,  dafi  die  Landwirtschaft  eine  gans  anderen  Zeilen 
entstammende  Arbeitsverfassung  nicht  wie  ein  rudimentäres  Organ  henin- 

sch!ep{)cn  kann. 

David  proklamiert  die  Notwendigkeit  des  Klassenkampfes  für  die 
Landarbeiter.  Heute  nennt  Paul  Kampffmeyer  den  Klassenkampf 
eine  Begleiterscheinung  des  gesellschaftlichen  Fortschrittes  und  sieht 
diesen  hauptsächlich  in  der  Ausweitung  der  Produktivki^fte  begründet. 
Wenn  letztere  in  der  Landwirtschaft  sich  ungehemmt  entfalten,  woru 
allerdings  in  dieser  schwierigen  Übergangsperiode  einige  Ruhe  gehört, 
dann  wäre  es  denkbar,  daß  eine  Hebung  der  I^andberölkerung  ststt* 
iindeD  könnte,  ohne  daß  atte  die  sum  Teil  verlustvollen  Phasen  der  ia- 
dustriellen  Arbeiterbewegung  sich  wiederholen.  Dafi  die  I^mdwirtKhaft 
in  ihrer  heutigen  Verfassung  kerne  Arena  ftk  Kiaftpioben  abgeben  kssn, 
sieht  übrigens  David  selbst  ein.   Er  sagt,  so  wenig  eine  Industriebisii 


*)  Neue  Fr.  Ztg.  Nr.  603  vom  25.  Descmbcr  1903. 

*)  Man  beobachtet  denn  auch,  zumal  auf  den  alten  Fanailiengfltem,  daö  <)^f 
Arbeiter,  der  solcherart  dem  Gesichtskreis  des  Herrn  näher  gerückt  war,  sich  ein- 
gehender Fürsorge  flir  %nn  leibliclies  und  geistiges  Wohl  erfreuen  durfic."  N'eoe 
Pr.  Ztg.  Nr.  C03  vom  25.  Dezember  1903.    Putriarchaliscbe  und  kapitalistisclie  Wirt« 
scbaA  —  im  Rcincckc  Fuchs  wird  das  j).i(riarchalischc  System  anders  beschrieben: 
„Unser  Herr  ist  der  Lüwe,  und  alles  an  sich  zu  reißen,  hält  er  seiner  Würde 
gemäß.    Er  nennt  uns  gewöhnlich  Seine  Leute.'* 
*)  Sox.  Monatshefte  1903,  Nr.  9  S.  669. 
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fiir  die  industrielle  Arbeiterschaft  von  Vorteil  ist,  so  wenig  erleichtert 
das  Darniederliegen  der  Landwirtschaft  dem  landwirtschaftUcben  Lohn* 
arbeiter  die  Existenz. 

Für  David  vereinfacht  sich  die  Arbeiterfrage  ungemein.  Er 
schreibt  den  Landarbeitern  nur  einen  Wunsch  xu,  Sehnsucht  nach  Land 
und  Streben  nach  eigener  Wirtschaft.  Nun  ist  notorisch  dieser  Wunsch 
bei  einer  Anxahl  von  Arbeitern  nicht  vorhanden^  bei  anderen  fehlt  die 
notwendige  Befähigung  sur  etgenen  WirtschaMUming.  EiwOrbe  tibrigens 
die  ganse  Arbdterschaft  Grundbesitz,  so  wäre  die  Existenz  des  Groß- 
betriebes  gefilhrdet  und  Davids  Voischlag  ist  daher  nicht  weiter 
diskutabel. 

III. 

Eine  riuPerordentlich  \vichli<je  Rolle  schreibt  David  dem  land- 
n-irt«;rhaftlichen  Genossenschaftswesen  zu.  „Die  P  r  od  ii  z  c  n  t  c  n  -  (ie- 
nossenschaft  übernimmt,  ohne  den  eigentlichen  I>and\virtschaftsbetiieb  an- 
zutasten, die  zweckmäßigere,  planmäßigjere  Gestaltung  der  Bezugs*  und 
Verwertungsarbeit.  Im  weiteren  Ausbau  dieser  genossenschaftlichen  Or- 
ganisation entsteht  ein  Organisationssystem  größten  Maßstabs,  das  den 
Klmbaner  in  unmittelbaren  Verkehr  zum  Zentralmarkt  bringt  Die 
einzig  grode  Bew^ung  genossenschaftlidier  Art,  die  wir  auf  landwirt- 
schaftlichem Gebiete  sdien»  ist  die  produzentengenossenschaftliche  Organi- 
sationsbewegung, die  den  selbstwirtschaftenden  Bauer  mit  seine^dchen 

zusammenführt  In  dieser  Bewegung  pulsiert  der  landwirtschaftliche 

Fortschritt,  La  ihr  vollzieht  sich  die  Umwälzung  des  alten  isolierten  in 
den  modernen  organisierten  Landwirtschaftsbetrieb." 

„Die  f^onossenschaftlichc  Rr-^vegung  legt  ein  glänzendes  Zeugnis  ab 
für  die  Fortschrittsfahigkeit  der  Bauernschaft." 

David  beziffert  die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  in 
Deutschland  auf  über  17000.  Er  entwirft  eine  begeisterte  Sclüicieruug 
ihres  raschen  Wachstums  and  ihrer  heutigen  Wirksamkeit  Die  revisio- 
nistischen Faradepfenle,  die  dänischen  Butter-  und  Eierverkaufsgenossen- 
sdaften  ^  weiden  vorgelUhrt,  sogar  der  Bund  der  Landwirte  muß  auf- 
maischieren. 

So  wenig  die  grofien  Leistungen  der  ländlichen  Genossenschaften 
verkannt  werden  sollen,  so  sehr  ist  eine  kritische  Würdigung  geboten. 
Es  ist  leider  nicht  alles  Gold,  was  genossenschaftlich  glänzt,  nicht  jede 
Genos-senschaft  ist  ein  ökonomischer  Fortschritt.  Professor  Backhaus 
bemerkt  hierüber:  „Überali  ließ  sich  die  Erfahrimg  machen,  daß  die 
Genossenschaft  inmier  relativ  schwerfälliger  als  das  £inzelvorgehen  ist, 

David,  &  3a6. 

*)  David  gibt  den  Wert  d<t  dSmseheii  Butterexportes  fttr  1900  mit  lao  Mill.  Kr. 
an.    Ein  Teil  der  csponiertett  Butter  «tanunt  jedoch  aus  den  Aualan^ 
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und  daß  daher  immer  da,  wo  wirtschaftliche  Unternehmungen  durch 
private  Initiative  durchgeführt  werden  können,  der  Erfolg  größer  ist,  ab 
beim  genossensdiaftlicheii  Vorgeheo.  Es  werden  metttens  durch  die 
Geoosseoschafi  die  Geschäfte  schleppender,  die  Unkosten  gt^&a,  die 
Leistungen  geringer,  als  bei  dem  Einzelmiteraehmen.  —  Bei  einer  Eni- 
Wässerungsgenossenschaft  wurde  beobachtet,  daß  die  Ausführung  der 
Arbeiten  dreimal  solange  dauerte  und  vielleicht  zweimal  so  viel  kostete, 
als  wenn  von  den  einzelnen  Interessenten  die  Entwässerong  durchgeführt 
worden  wäre.  '  ) 

Auch  die  Begeisterung  und  Befähigung  der  kleineren  Produzenten 
zur  geuussenscliaftlichen  Arbeit  ist  nicht  so  allgemein,  als  David  voraus- 
setzt. Sehr  lehrreich  sind  folgende  Bemerkungen  von  Grabein,  General- 
sekretär des  allgem.  Verbandes  landw.  Genossenschaften:  „Die  Komhaus- 
genossenschaft  Hanau  berichtet:  Die  Bauern  sind  so  bequem  in  hiesiger 
Gegend,  daß  sie  nicht  mal  die  Säcke  vom  Boden  herunter  tragen  mögen 
und  das  Getreide  zum  Komhaus  fahren.  Es  ist  dies  ein  in  gewisser 
Beziehtmg  bedauerlicher  Umstand,  der  dem  Kombaus  viel  Getreide  ent> 
zieht.  —  Bei  den  Großgrundbesitzern  war  in  den  meisten  Fällen  die 
Kenntnis  der  Marktlage  eine  genauere,  die  Behandlung  des  Krdnisches 
eine  bessere,  als  bei  den  kleinen  Landwirten,  und  war  zudem  die  MogUcb* 
keit  der  Lieferung  grol/ierer  Posten  gegeben.  Es  ist  naturgemäli  leichter, 
etwa  loü— juo  groüere  Besil/.er  zu  einer  groüea  Kürniiausgenosseiiicnaft 
zu  vereinigen,  als  die  zehnfache  Zahl  von  kleineren  Besitzern,  die  er- 
forderlich wäre,  um  ein  Komhaus  von  den  gleich^  Dimensionen  ge- 
nügend auszunützen.  Auch  wird  die  gesdiäfUiche  Leitung  eines  solchoi 
aus  Tausenden  von  kleineren  Genossen  bestehenden  Unternehmens  eine 
sehr  verwickelte.  —  \fangel  an  genossenschaftlichem  Sinn  zeigte  sich 
besonders  in  der  öfters  bei  Absatzgenossenschaften  aller  Art  beobach- 
teten Krsrhcinung,  daß  die  Genossen  dem  Lagerhaus  nur  das  minder- 
wertige (ietreide  zum  Verkauf  anboten."  ^ 

In  letzter  Zeit  halten  sich  die  MiUstäntle  im  landw.  Genossenschafis- 
wesen  geli^iuft,  daü  man  nicht  an  zufällige  Ericheinungeu  glauben  kann. 
In  Bayern  wurde  über  Vettern  und  Basenwirtschafl  geklagt,  die  in  den 


^)  Baekbattk,  Dai  Venuchsgut  Quednau,  S.  265.  „Wahncheitilidi  vollzieht 
sieh  der  Absatz  dardi  die  Vermittelung  des  privatea  Handels  ebenso  billig,  wie  es 
durch  den  Verwaltungsappaiat  einer  Genossenschaft  geschehen  könnte."  Holl- 
mann, Die  Laod Wirtschaft  im  Kreise  Bonn,  S.  176. 

*)  M.  Grabein,  Stand  und  Erfolge  des  gcnossenschaAIichcn  Getrfideverlnnifi 
in  Deutschland  (Deutsche  landw.  Genossenschaftsbibliolhck  Bd.  fi,  S.  48,  58,  »9  u.  75. 

*)  Die  '^rfilinimstrn  Mißstände  enthüllt  die  Dcnkschr.  helr.  <li'-  Haupi-Fin-  und 
Vrrkauls^'cnossrnschali  für  Getreide  und  landw.  Bedarfs;irtikil  lür  Wcstülcn  zu 
Dortmund.  Wechselreiterei,  falsche  Bilanzen  und  l'rotoküUe,  arglistige  1  uuschuag 
fallen  dem  Vorstand  dieser  verkrachtea  Gcnossenscbaft  zur  Last. 


Digitized  by  Google 


O.  PriagaheiBit  Krititdie  Amnerkusgen  rar  revinoalitibeben  AKt«rpolitik»  433 

Raiffeisenvereinen  herrsche.  Leichtsinnige  Gründung  von  Genossen- 
schaften und  andere  Übelstände  wurden  in  der  Provinz  Posen  kon- 
statiert. —  Selbst  von  den  Molkereigenossenschaften  erklärte  jiingst 
Geheimrat  Werner,  daü  sie  ihren  Höhepunkt  uberschritten  hätten.  „Am 
gef^lichsten  für  die  Entwicklung  der  Rinderzucht  erweisen  sich  die  in 
den  natargemäfieD  ZnchtgebieteD  Norddeatscfalands  immer  «ahlreicher 
anfivetenden  Molkerdgenossepachaften,  weil  sie  die  Auficiicht  zfiradchalte& 
und  gendezn  niintis  dott  wirken,  wo  sie  die  Milch  onter  den  Sdbrt- 
kosten  bezahlen."  ^) 

David  feiert  die  landwirtschaftlichen  GenosBenBchaften  als  Pflanzen- 
Schulen  genossenschaftlichen  Geistes  und  deutet  sogar  an,  dafi  der  Sozia- 
lismus in  sie  Eingang  finden  könne.  Er  hätte  sich  erinnern  sollen,  daß 
]•(  m  ;^cin  diese  Genossenschaften  als  Tummelplatz  aller  antisozialistischen 
iiJemente  bezeichnet  hat.  *)  In  der  Tat  sind  viele  dieser  Genossen- 
schaften unter  dem  Patronat  bestimmter  politischer  Parteien  entstanden. 
Dazu  kommt  eine  so  kräftige  Staatshilfe,  daß  schon  die  Berliner  Handels- 
kammer gegen  diese  Politik  Einspruch  erheben  mußte.  ^)  Auch  der 
Gro6grundbestts  hat  dazu  beigetragen,  die  Genossensdiaiten,  die  an- 
geblich  aus  freier  Entschließung  der  Bauern  entstandenen  Schöpfungen 
m  fördern.  |,Es  mu6  mit  Dank  anerkannt  weiden,  bemerkt  Eschenbach 
ausdrücklich,  dafl  der  Grofignmdbesits  sich  viei&ch  um  die  GrOndung 
derartiger  Genossenschaften  selbst,  sowie  ihre  Leitung,  sehr  verdient  ge- 
macht hat,  wenn  er  auch  selbst  ebenso  der  Teilnahme  an  den  Vorteilen 
entsagte  .  .  .  Gerade  die  allerersten  und  schwersten  Anfrintre  wfiren 
wahrscheinlich  überhaupt  nicht  zustande  gekommen,  vvemi  nicht  der  GroL^- 
grundbesitz  in  den  betreffenden  Gegenden  sicli  der  Gründung  von  der- 
artigen Kassen  angenommen  hätte.*)  Sollte  plötzlich  ein  anderer  Geist 
in  die  Genossenschaften  einziehen,  so  würden  sie  viel  von  ihrem  H  inrluii 
verlieren.  Würde  etwa  die  Ansiedlungskommission  mit  dem  Raitfeisen- 
verbande  sosammenwirken,  wenn  er  sonsldcmokratisch  wäre? 

David  verficht  mit  gro6em  Eifer  einen  an  sich  sehr  schönen  Ge- 
danken. Er  schlagt  vor,  dafi  die  bäuerlichen  Produzentengenossenschaften 
den  städtischen  Konsumvereinen  die  Hand  reichen,  und  dafi  diese  oder 

')  Cchcimrut  W  c  r  n  t- r  ,  Rrisi  crfahrungto  auü  dcutschcu  Zuchtgebieten.  Illustr. 
landw.  Ztg.  Nr.  loo  (1903}.  Weitere  Polemik  über  diese  Frage  Illustr.  landw.  Ztg. 
1904,  Nr.  a  und  folgd.  Nm. 

*)  E.  Bernstein,  VoiaiiMeinttigen  S.  158. 

*)  VgL  aach  H.  Potthoff,  Handel  und  Genottentch.  in  der  Landw.  (Da» 
freie  Wort  1904  Nr.  23.) 

*)  Escben'baeliT  GenoMcnKhaftUche  Eriahmngen,  «gleich  Geschäflsbericbt 
landw.  Proviiizial-GenoBsenschafUkassc  für  die  Mark  Brandenburg  für  das  Jahr 
1902  |).  16.  —  Kür  die  Mitwirkung  des  Großgrundbesitzes  ist  es  auch  bcxcichnend, 
daä  der  schlesischc  Baucrnvcrcin  jüngst  unter  dem  Vorsilz  eines  Rcichsgrafen  tagte. 
Archiv  für  SoriiüwtMwuchaft  a.  S««Mlp9UUk.  I>   {A.  f.  «o*.  G.  u.Si.  XIXi)  a. 
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ihre  Einkaufsgesellschaften  direkte  Abnehmer  für  landwirtschaftliche  l'ro 
dukte  werden.  Ohne  diese  Verbindung  ist  der  Absatz  zu  aniremessenen 
Preisen  ein  schwieriges,  unsicheres  und  risikoreiches  Stuck  Arbeit  auch 
für  die  Uüidlichea  Genossenschaften. 

So  bestechend  die  Idee  Davids  ist,  so  wenig  durfte  ae  eine 
Besserung  der  landwirtschaftlichen  Marktverhaltnisse  in  absehlxurer  Zeit 
herbeiftihten.  Ein  Teil  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  dürfte  kaum 
fUr  eine  überwiegende  Arbeiterkundschaft  geeignet  sein.  ^)  Was  kann 
diese  überhaupt  bedeuten,  wenn  der  Gesamtumsatz  der  deutschen  Konsum- 
vereine 200 — 250  Millionen  betrug  gegenüber  einer  landwirtschaftlichen 
Gesamtproduktion  von  7,5  Milliarden  Mk,?  Wenn  David  auch  die 
bäuerliche  Bevölkerung  in  die  Konsumvereine  aufgenommen  wissen  will, 
so  ist  daran  zu  erinnern,  dal^  nur  etwa  32000  Landwirte  sic'n  unter 
424275  Konsum vereinsmitgUedem  befonden. 

Im  günstigsten  Falle  handelt  es  nch  um  die  Eskomptierung  einer 
ftir  Deutschland  noch  entfernten  Zukunft. 

Überall  in  Stadt  und  Land  Produzentengenossenschaften  im  Veteb 
mit  Konsumenten genossenschaften,  beide  zusammengefaßt  durch  den 
eisernen  Ring  der  Parteiorganisation,  welch  verlockender  Gedanke.  Die 
heute  schon  vorhandenen  Schwierigkeiten  der  Gründung  und  Leitung 
vielköpfiger  Genossenschaften  würden  bei  Hunderttausenden  von  Klein- 
bauern und  Häuslern  progressiv  wachsen.  Daß  die  bereits  heute  so 
schädliche  Vernuickung  von  politischer  Agitation  und  wirtsciiafiiicher 
Arbeit  in  den  unter  Parteieinfluß  stehenden  Genossenschaften  der  Zu- 
kunft erst  recht  nch  gdtend  madien  wtlrde,  —  audi  davon  schweigt  der 
Ver&sser. 

David  konnte  auf  keine  höhere  Warte  steigen,  als  auf  die  Zinne 

semer  Partei.  So  ist  trota  anerkennenswerten  Fleißes  und  vieler  weit« 
voller  Einzelausfuhrungen  kein  wesentlicher  Fortschritt  über  die  maixis* 
tische  Auffassung  der  Agrarfrage  hinaus  m  verzeichnen. 

Um  sü  mehr  tritt  jetzt  an  die  Wissenschaft  di**  Anftrabe  heran,  eine 
neue  Agrartheorie  zu  schatten  und  aus  den  einzelnen  fJausteinen  ein 
solides,  vor  politischen  Stürmen  gesichertes  Gebäude  autzutuhren. 

')  Im  Jahre  1893  wurde  zu  Daracry  eine  Winzergenossenschafl  gegründet, 
welche  noch  gegenwärtig  unter  dem  Namen  „Pur  Champagne"  besteht  „Die  Ge- 
nossenschaft hat  sich  seit  iSciS  der  fran'/Ö5;i?;chen  Arbeiterpartei  an;^e«chIo«en.  Sic 
hat  das  ohne  Zweitcl  in  der  Al)sirht  getan,  auf  diese  Weise  mit  den  Arl-eitfr-Kon- 
sumvcreinen  leichter  Geschkllsverbindungen  anzulcnüpten.  Iis  ist  ihr  auch  gelungen, 
verschiedene  Konsumvereine  als  ständige  Abnehmer  zu  gewinnen.  Dafi  die  Ge- 
nosseiucbaft  hierbei  eine  besonders  gute  Kundschaft  erworben  hat,  ist  vooi  nn 
geschSlUiehen  Staadpuokt  ans  sieht  antunebmen,  denn  im  allgemei&en  sind  ««cb 
in  Frankreich  die  Arbeiter  kdne  Champagnertrinker."  Arno  Pffltse,  Die  lsad> 
wirtiehaitticben  Produktiv-  und  Abtat^enossenschaOen,  S.  $%. 
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Die  Preise  der  Koxisumvereine  und  der  DetailUsteii. 
(PreisTergleichende  Untersuchung  fUr  Frankfurt a.M.) 

Von 

F.  WETZLAR-KILZER 
in  Frankfurt  ft.  M. 

Seit  Jahren  führen  die  Kleinhändler  und  Mittelstandsfreunde  einen 
erbitterten  Kampf  gegen  die  Konsumvereine.  In  Wort  und  Schrift 
werden  allerlei  Sdifiden  tmd  NachteUei  welche  die  Konsumvereine  an- 
leblicb  im  Gefolge  haben,  angegriffen.  MMngd,  welche  ab  nnd  za  tat- 
sächlich vorkommen,  werden  nicht  selten  yerallgemeinert  und  Übertzieben. 
Naturgeniäfi  haben  diese  Angriffe  die  Konsamvereine  selbst  zu  leb* 
haftestem  Widerstand  entfach  t  auch  sie  vertreten  in  Wort  und  Schrift 
ihre  Interessen  und  auch  da  fehlt  es  nicht  an  Einseitigkeiten  in  der 
Bqiründung. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  schwer,  sich  ein  wahrheitsgetreues 
Bild  über  eine  Reihe  von  Vorgängen  im  Konsumvereinsleben  zu  schaffen. 

Am  wenigsten  geklärt  ist  noch  die  Frage,  wie  sich  die  Preise  und 
Gewichte  in  den  Konsumvereinsläden  m  denjenigen  bei  den  anderen 
Formen  des  Nahnmgsmittelverschleißes  verhalten. 

Während  die  Krämer  bdiaupten,  dafi  die  Pkeise  in  den  Konsum- 
vereindäden  vielfach  teurer,  jedenfiüls  aber  nicht  billiger  seien  als  in 
ihren  eigenen»  verneinen  dies  nidit  nur  die  Anhänger  der  Konsumvereins* 
bewegung,  sondern  sie  sagen,  dafi  im  Konsumvereindaden  immer  volles 
Gewicht  gegeben  wird,  im  Gegensatz  zu  den  Gegnern,  und  daß  selbst 
bei  gleichen  Preisen  das  Konsumvereinsmitglied  noch  ösa.  Anspruch  auf 
Dividende  nm  Jahresschluß  habe. 

Welche  dieser  Behauptungen  /utretTen,  wird  sich  allirertTein  für  ganz 
Deutschland  nicht  eher  entscheiden  lassen,  als  bis  eine  Reihe  von  preis- 
verpleichenden  Untersuchungen  in  zahlreichen  Orten  stattgefunden  hat, 
deren  Konsumvereine  möglichst  grolie  Verschiedenheit  der  MitgUeder- 

28» 
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zahl,  des  Umsatzes  und  der  Geschäftsfiihning  zeigen  wvk]  wo  auch  die 
sonstigen  Lebensbedingungen  möglichst  von  einander  dinerieren.  Man 
wäre  alsdann  wohl  berechtigt,  aus  den  erhaltenen  Resultaten  eine  Be- 
urteilung der  Konsumvereinsfragc  zu  begründen. 

Ein  Versuch  der  Preisvergleichung,  der  sich  vorerst  nur  auf  zehn 
Artikel  der  Lebensmittelbraiidie  erstiedcte,  mit  Berflcknchtigung  der 
Qualitats-  und  Gewichtsfiragei  ist  vor  kurzem  in  der  Stadt  Frankfurt  a.  11 
unternommen  worden.  Ehe  wir  auf  die  Methode  dieser  Untersodiiug 
und  deren  Ergebnisse  näher  eingehen,  ist  es  notwendig»  die  in  hiesiger 
Stadt  obwaltenden  Verhältnisse  des  Nahrungsmittelversdlleißes  kurz  in 
erwähnen.  Es  teilen  sich  darin  verschiedene  Konsumvereine  und  in 
überwiegender  Weise  eins  Privathändlert'jin.  Der  Konsumverein,  dessen 
Laden  wir  unsere  Proben  entnahmen,  besteht  seit  dem  Jahre  190c, 
Seine  Mitgliederzahl  war  am  Schlüsse  des  ersten  Geschäftsjahres  2040 
gegen  3536  am  Schlüsse  des  ü;iUcn  (Juni  1903).  Der  (>esamtumsau 
betrug  während  des  ersten  Geschäftsjahres  iii  643  Mk.  gegen  377021  ML 
wahrend  des  letzten.  Die  Zahl  der  Verkaufistellen  ist  von  3  auf  11 
gewachsen.  Aufier  den  Konsumvereinen  mit  eigenen  Läden  bestehen 
auch  noch  eine  Reihe  von  Rabattkonsumvereinen,  sog.  Familienver» 
einigungen.  Das  Privathändlertum  liat  verschiedenartige  Gestalt  ange- 
nommen imd  zeigen  die  einzelnen  Arten  scharf  ausgeprägte  Unterschiede. 
Man  findet  Großdetaillisten  mit  einem  großen,  gewöhnlich  in  bester  Ge- 
schäftslage befindlichen  Laden;  sie  suchen  ihre  Kundschaft  hauptsäch- 
lich unter  den  wohlhabenden  Klassen,  und  sind  bestrebt,  dem  Bedürfnis 
nach  Waren  kostspieligster  Qualität  und  der  Bequemlichkeit,  weldie 
durch  einen  ausgedehnten  Wagendienst  erreicht  wird,  zu  genügen. 

Diesen  Grofidetaillisten  steht  der  GroßdetaiUist  gegenüber,  welcher 
zahlreiche  kleinere  Läden  in  der  Stadt  und  Umg^iend  unterhält  Eine 
großlcapitalistiscfae  Betreibung  des  Rleinhändleigeschäiles,  wdche  gleich 
dem  Konsumverein  am  Prinzip  des  Verkaufe  gegen  bar  fesdiält 

Die  Kleinhändler  endlich  besorgen  gröfitenteils  die  Warenvermitdung 
an  den  wirtschaftlich  schwächeren  Konsumenten,  dem  sie,  wenn  es  not 
tut,  Kredit  gewähren.  Es  giln  ihrer  eine  große  Anzahl  am  PLiize  und 
zahlreiciic  A!).stufungen  je  nach  der  Lager  Perii)hcrie,  Innenstadt,  Ost 
oder  West  mid  die  Konkurrenz  unter  ihnen  ist  eine  scharfe.  Es  gibt 
dann  natürlich  noch  eine  ganze  Reihe  von  mittleren  Geschäften.  Audi 
be&ssen  sich  die  Warenhäuser  und  Groffliasare  mit  dem  Verkauf  vod 
Lebensmitteln. 

Unsere  Aufgabe  lag  also  darin,  Waren  bei  je  einem  typischen  Ver- 
treter dieser  Gesdiäftsgattungen  zu  kaufen  und  Preis»  Quantität  und 

Qualität  einander  gegenüberzustellen. 

Gekauft  wurden  solche  Kolonialwaren  und  T.nndesprodukte,  die  täg- 
lich im  Haushalte  gebraucht  werden  und  deshalb  einer  l'ntersuchung 
keine  Schwierigkeiten  boten.    £s  wurden  in  den  verschiedenen  Läden 
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entnommen:  Gerste,  Linsen,  Sago,  grüne  und  gelbe  Krbsen,  weifV  Rohnen, 
gemahlener  Zucker,  Hafergrütze,  Gries,  Reis,  und  zwar  wurden  verlangt 
je  *'o  Pfd.  Bei  dem  Warenhaus  mußte  eine  Ausnahme  gemacht  werden, 
da  die  verlangten  Waren  nur  in  schon  abgewogenen  Paketen  von 
nindesteDs  einem  Pfund  erhjQtUcb  waren. 
Die  Lieferanten  waren: 

1.  D«r  Konsumvereinsladen. 

2.  Kleinhändler  I  \  beide  in  nnmittelbarer  NHfae  des  Konsum- 

3.  Kleinhändler  II  f  verebsladens. 

4.  Kleinhändler  in  der  Altstadt. 

5.  Grofidetaillist,  der  seine  Kunden  unter  den  wohlhabenden  Klassen 
findet. 

6.  GroÜdetaiUist  mit  FiUalen  in  verschiedenen  Teilen  der  Stadt 

7.  Ein  Warenhaus. 

Der  Einkauf  geschah  unauffalHg  durch  dritte  Personen,  die  wiedermn 
nicht  wufiten  um  was  es  sich  handle^»  so  dafi  der  Zweck  in  keinem 
Falle  erkannt  werden  konnte^ 

Die  eingekAullen  Waren  wurden  zonachst  mit  und  ohne  Papier* 
hlllle  gewogeor  sowie  die  Preise  notiert,  sie  und  die  gefundenen  Ge* 
wkhte  sind  aus  Tabelle  I  ersichtlich.  Es  war  also  der  durchschnittliche 
PMis  von  Vfl 

im  Warenhaus  io,35  Pfg* 

beim  Großdetaillist  mit  Filialen         10^50  „ 
„    Konsumverein  xi,2o  „ 

„    Kleinhändler  I  11,40  „ 

^  Kieinliändler  in  der  Altstadt  11,50  „ 
ff    Kleinhändler  II  11,66  „ 

„    Großdetaillist  15.25  „ 

Wir  sehen  daß  am  billig^sten  das  Warenhaus  verkaufte,  es  folcrt  an 
zweiter  Stelle  der  Gro(3detaiHist  mit  Filialen,  an  dritter  der  Konsum- 
verein und  hinter  ihm  reihen  sich  die  verschiedenen  Kleinhändler  und 
an  letzter  Stelle  der  Großdctaillist  an.  Bei  diesem  muß  jedoch  bemerkt 
werden,  daLi  er  auf  Wohlfeilheit  keinen  Anspruch  macht. 

Es  zeigte  sich  auf  durchschnittlich  350  Gramm 

beim  Groiidetaiüistcn  ein  Mindergewicht  von  0,50  Gramm 

„  Warenhaus  „  „  „  1,80  „ 

„  Kleinhändler  II  »  »  w  3,06  „ 

„      ^  in  der  Altstadt  „  „  „  3,75  „ 

n  Konsumverein  »  »  »  3»7o  v 

„  Großdetaillisten  mit  Filialen     f,  „  „  6,60  „ 

„  Kleinhändler  I  Mehrgewicht  „  Sjo  „ 

Nachdem  diese  Berechnungen  zu  Ende  gdührt  waren,  wurden 
Proben  von  den  gekauften  Waren  entnommen,  mit  einer  Nummer  ver* 
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Taben« 


Konsumverein 

Kleinhändier  I 

Kleinhändler  U 

Artikel 

Brutto 

2 

Netto 

Preis 
pro 
Pfd. 

Brutto 

Tara 

Netto 

Preis 

pro 
Pfd. 

Brutto 

2 
j» 

Netto 

pro 
Pfi 

gr 

gr 

gr 

gr 

gr 

(ET  '  * 

252 

6 

246 

20 

273 

6", 

266'/, 

26 

253 

5V, 

247V1 

24 

6 

245 

26 

263 

6V. 

256Vt 

20 

255 

5V, 

249' 1 

1* 

2C2 

6 

246 

270 

6V. 

28 

253 

5V« 

247' 1 

34 

Grflne  firbfen.   .  .  . 

6 

2A 

259 

6V, 

2C2  Vo 

28 

t 

t 

T 

Gelbe      „  .... 

250 

6 

244 

18 

262 

6V, 

255V« 

24 

257 

5V. 

25» '1 

24 

Wdfie  Bohnen    .    .  . 

252 

^ 

16 

261 

*54  Ii 

16 

i  w 

257 

5V» 

251' J 

20 

Gemahlener  Zucker  .  . 

»53 

247 

24 

263 

6», 

256'a 

22 

350 

5V» 

24 

Hafergrfltxe  .... 

252 

6 

246 

20 

276  6»/, 

269V, 

20 

349 

5V, 

243't 

251 

6 

245 

20 

262 

6», 

255V« 

20 

254 

1  5V, 

048' j 

Reis  

«54 

6 

248 

32 

a63 

6V« 

24 

253  \  SVi 

247Vt 

H 

Sumina  .... 

2523 

60 

2463 

224 

2652 

65 

2587 

228 

22S1 

49' .> 

Durchsclmilt 

252^ 

6 

246,3 

22,4 

265,2 

258,7 

22,8 

253.44 

S\i 

247.94 

2>ü 

DurchschnitUpreis 
pro  V,  Pfd.  .  . 

ii,ao 

II,40 

1 

nM 

t)  ivmr  nicht  crhilllkh. 

*)  WUT  eine  MSschun^  von  Sago  und  Gerste. 


sdien  und  einem  im  praktischen  Leboi  stehenden  SadiTeiatSndigen  va 

Pttifiin'^'-  vorgelegt. 

Er  hat  den  Detailraarktwert  einer  jeden  geprüften  Ware  so  genau 
als  möglich  festgestellt.  Das  Ergebnis  findet  sich  in  Tabelle  II  und 
iwar  iu  Kolumne  i  der  tatsächlich  gezahlte  Preis  jeder  Ware,  und  in 
Kolumne  2  der  Detailmarktwert  jeder  Ware.  Kulamiie  3  enthält  das 
prozentuale  Verhältnb  des  Preises  zum  Mailctwert,  dort  zeigt  äch  also^ 
wenn  der  tatsächlich  bezahlte  Preis  den  Detailmaiktwert  Übersteigt,  dne 
Zahl  Aber  100  und  wenn  der  bezahlte  Preis  unter  dm  Detailmsrkt* 
wert  bleibt  eine  solche  unter  i  o  o. 

Als  Erläuterung  diene  folgendes  Beispiel : 

Beim  Konsumverein  kostete  das  Pfd.  Gerste  20  Pf.,  der  Marktwert 
ist  24  Pfg.    Der  Käufer  bezahlte  nur  83,33  Proz.  des  Detailmarktwertes. 

Beim  Kleinhändler  II  ist  der  Preis  desselben  Artikels  26  Pf.  pro 
Pfd.  und  der  Marktwert  34  Pfg.  Der  Käufer  bezahlte  also  100,33  Proz. 
des  Mark  wertes. 
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I. 


Kleinbäiidler  in 
Allstedt 

der 

GroAdetaillist 

GroMetaUlist  mit 
FUialea 

Warenhaus 

firatto 

1  Netto 

Preis 
pro 
Pfd. 

Brutto 

u 

(i 

Ncito 

r  reis 

pro 
Pfd. 

Bmtto 

s 

C-i 

Netto 

l  iC15 

pro 
Pfd. 

Brutto 

2 
E- 

Netto 

A  f  eis 

pro 
Pfd. 

gr 

gr 

er 

er 

Er 

k 

£r 

gr 

245 

24 

260 

6V. 

«53V» 

42 

«5» 

6 

«45 

30 

513 

7V« 

504Vt 

IS 

«53 

9 

«44 

x8 

256 

6V, 

249"« 

24 

«49 

6 

«43 

18 

5«o 

5»«V. 

«4 

• 

• 

• 

«59 

6V. 

252V5 

40 

Z42 

ZU 

470 

1  n 

4/*»  /S 

t 

t 

t 

t 

1 

252 

6V. 

245  V« 

32 

250 

6 

244 

26 

478 

7Vt 

470V1 

356 

9 

«47 

18 

«54 

67, 

2477* 

20 

348 

6 

343 

18 

504 

77. 

496V« 

18 

9 

260 

16 

255 

6V, 

2487, 

20 

253 

6 

«47 

30 

505 

TU 

497  7» 

10 

9 

339 

30 

352 

672245'/« 

24 

249 

6 

243 

22 

5»3 

7V. 

SOSVt 

33 

9 

30 

96a 

6V. 

«55V. 

34 

«47 

6 

241 

18 

497 

77. 

489V. 

19 

246 

9 

«37 

24 

253 

67, 

2467. 

«3 

358 

9 

249 

20 

537 

77. 

S«9V. 

19 

«67 

9 

258 

24 

257 

6'/, 

2507, 

46 

«44 

6 

«38 

38 

513 

7V. 

505V. 

«7 

2050 

72 

184 

3560 

65 

2495 

305 

2497 

63 

2434 

210 

5057 

75 

4982 

207 

156,25 

9 

a47i35 

n,so 

256 

67, 

249,5 

30,5 
XS>«5 

249,7 

6,3 

243,4 

21 
»0,50 

505i7 

7V. 

498,« 

Die  auf  diese  Weise  erhaltenen  Resultate  im  Durdischnitt  und  der 
Höhe  nach  genannt  sind 

beim  Warenbaus  88,48  Pros,  des  Detaibnarktwertes 


Grofidetaillisten  mit  Filialen 

9814« 

n 

Konsumverein 

103,91 

fi 

n 

t* 

» 

Kleinhändler  I 

115.36 

1' 

n 

t* 

Kleinhändler  II 

1 36,96 

n 

»» 

n 

n 

Grolidetaillisten 

134.24 

3t 

»f 

» 

tr 

Kleinhändler  in  der  Altstadt 

i37»67 

tt 

9t 

»1 

Wir  sehen  also,  daß  relativ  am  billigsten  das  Warenhaus  verkaufte, 
es  folgt  an  zweiter  Stelle  der  Oroßdetaillist  mit  Filialen,  an  dritter  Stelle 
der  Konsumverein  und  hinter  ihm  reihen  sich  die  verschiedenen  Klein- 
bändler  imd  der  Großdetaiilist  an. 

Werfen  wir  nun  einen  Rückblick  auf  das  Ergebnis  unserer  ünter- 
sudiung,  so  finden  wir  bezüglich  der  Gcvvichtsfrage ,  daß  soweit  also 
Frankfurt  in  Betracht  kommt,  bei  allen  imlersuchten  Formen  des 
Nahnmgsmittelverschleifies  mit  einer  Ausnahme,  kleine  Fehlbeträge  im 
Gewicht  sich  zeigten. 
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Tabelle 


KonminvcKin 

KldnhXttdler  I 

Kleinbindltr  a 

Artikel 

Preis 
pro 
rid. 

Detail- 
markt- 
wert 

Der  Preis 
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Hinsichtlich  der  absoluten,  sowie  der  relativen  WohUeüheit  ergab 
es  sidi,  dafl  das  Warenhaus  und  der  GroßdetaiUlst  mit  Filialen  billiger 

und  die  Kleinhändler,  sowie  der  Grofidetaillist  teurer  als  der  Konsum- 
verein verkauften  und  muö  bei  dieser  Gelegenheit  bemerkt  werden,  daß 
bei  allen  Berechnungen  die  Di%ndende  des  Konsumvereins  außer  Betracht 
blieb  (sie  betrug  bei  dem  in  Frage  stehenden  Tvonsnmverein  3  Proz.  im 
letzten  Geschäftsjahr).  Für  die  allgemeine  Befriedigung  des  Nahrung^- 
mittclbcdurfnisses  kommt  in  Frankfurt  —  in  anderen  Städten  wird  dies 
auch  der  Fall  sein  —  das  Warenhaus  nur  nebenher  in  Betracht,  weil  0 
der  Natur  der  Sache  nach  im  Herzen  der  Stadt  gelegen  sein  muß,  so 
daß  die  giofie  Masse  der  Konsomenften  wohl  doch  nur  gelegentlich  eines 
anderen  Einkaufes  Nahrung^nittd  dort  entnehmen  wird. 

Die  allgemeine  Befriedigung  des  NahnmgsmittelbedfirlhisBes  doich 
den  Großdetaillisten  mit  Filialen  ist  eine  Form,  die  unseres  Wissens 
aufier  in  Frankfurt  nur  in  einigen  wenigen  Großstädten  zu  fiodeD  ist 
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Es  wird  sich  also  an  den.  meisten  Plätzen  um  den  Befund  bei  den 
Kleinhändlern  und  deren  Abstufungen  und  den  bei  den  Konsumvereinen 
handeln.  Wie  wir  zu  Beginn  gesagt  haben,  wird  ein  endgültiges  Urteil 
in  der  Streitfrage  zwischen  Konsumverein  und  Kleinhändler  nicht  eher 
zu  fallen  möglich  sein,  als  bis  zahlreiche  Untersuchungen,  ähnlich  der 
unseren,  ja  wenn  niögh'ch  noch  eingehender,  gemacht  sein  werden. 
Wenn  unsere  Ausführungen  dies  herbeifuhren  können,  dann  sind  sie 
nicht  vergeblich  gewesen. 
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Steint  Ludwift  Dr.  ord  Professor  der  Philosophie  an  der  Uni« 
verdtat  Bern,  Die  souale  Frage  im  JJchie  der  PhihtofhiL 
Vorlesungen  über  Sozialphtlosophie  und  ihre  Geschichte. 
Zweite  verbesserte  Auflage.   Stuttgart  Enke,  1905. 

Die  erste  Auflage  dieses  Buches  habe  ich  im  „Archiv  für  syste- 
matische Philosophie"  VI,  4  (1900J  mit  anderen  Werken,  die  in  da> 
Gebiet  der  Soziologie  und  in  die  Jahre  1897  und  1898  fielen,  ange- 
zeigt. Ich  hatte  dem  Buche  einen  »ganz  überwiegend  exotexischen^ 
sodann  einen  eklektischen  und  synkietistischen  Charakter  zugeschrieben. 
Ich  hatte  nachgewiesen,  dafi  in  der  Anlage  und  in  den  Ckrundgedankeu 
eine  große  Verworrenheit  und  widerspruchsvolle  Unklarheit  anzutreffen 
ist;  ich  hatte  die  Weichheit  der  Denkgesinnung  hervorgehoben,  und  die 
Schreibart  „vielfach  geradezu  schwülstig"  genannt.  Gleichwohl  ist  mir 
privatim  von  mehreren  Seiten  der  Vorwvirf  G:emnrht  worden,  und  zwar 
auch  von  Personen,  deren  Urteil  dem  Autor  ottenbar  melir  gilt,  als  das 
meine,  daü  ich  zu  günstig,  zu  milde  über  das  Tiiirh  ceurteilt  habe.  Ich 
halte  mich  allerdings  bemüht,  auch  einiges  Gute  daxan  zu  lassen,  und 
hatte  gelobt,  was  ich  mit  gutem  Gewissen  loben  konnte  und  um  gerecht 
zu  sein,  loben  wollte. 

Im  Vorwort  der  neuen  Auflage  sagt  der  Ver&sser,  er  sei  den 
Kritikern  der  ersten  durchweg  zu  grofiem  Danke  vopflichtet;  Winke 
und  Ratschlage,  die  ihm  in  der  wohlwollendsten  Weise  fUr  die  zweite 
Auflage  von  mehreren  Seiten  erteilt  worden  seien,  werde  man  beherzig 
und  dankbar  verwendet  finden.  Winke  und  Ratschläge  hatte  ich  nicht 
erteilt;  auf  eine  Wirkung  meiner  Kritik  deuten  also  diese  Worte  nicht. 
Es  ist  aber  nicht  nur  für  mich,  sondern  auch  für  die  Sache  von  einigem 
Interesse,  ob  der  Verfasser  die  schweren  Fehler,  die  von  mir  an- 
gemerkt und  gerügt  waren,  als  solche  erkamit  und  berichtigt  habe. 

Meine  Ausstellungen  bezogen  sich  hauptsächlich  auf  Plan  und  Eb- 
teilung  des  Werken  also  auf  die  Logik  seiner  Struktur.   Ich  konnte 
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keinen  Sinn  darin  finden,  ,,das  soziale  Zusammenleben  der  Menschen" 
den  „3  Momenten  einer  sich  von  selbst  einstellenden  (rr)  philosophischen 
Betrachtungsweise*'  unterwerfen  zu  wollen,  die  vorgestellt  werden  als 
a)  Ursprung  alles  mensdilicheD  Gemeuiscbaftslebens,  b)  geschichtlicher 
Werdegang  der  sozialen  Or^ismen,  c)  der  augenblickliche  Stand  der 
socialen  Probleme  —  und  dies  so  ausaufiihren,  daß  der  ganze  zweite 
Abschnitt  (S.  175 — 511  in  i.  Aufl.),  der  das  „Moment"  b  zu  entwickeln 
bestimmt  ist,  nichts  als  den  „Unuifi  einer  Geschichte  dar  —  Sozial- 
philosophie" enthält.  Zu  meinem  f^roflen  Erstannen  muß  ich  be- 
merken, datJ  dieser  grobe  logische  Fehler  in  der  zweiten  Aurtage  un- 
verändert wiederkehrt.  Im  Wesen  unverändert.  In  der  Form  durch 
eine  scheinbare  Verbesserung  verschlimmert.     Seinem  pt-o  quo 

hatte  der  Verfasser  einen  falschen  Schein  der  Begründung  dadurch  zu 
geben  versucht,  dafi  er  den  „geschichtlichen  Werdegang  der  sozialen 
Organismen''  einen  zwiefachen  sem  lieft:  a)  ihr  unreflektiertes  Wachs- 
tum, b)  ihren  reflektierten  Zustand,  der  seit  etwa  100  Jahren  daher 
kommen  dafi  der  menschliche  Geist  das  menschliche  Gemeinschaftsleben 
dem  unbewußten  Wachstum  entrücken  „wolle",  um  es  bewulät  umzu- 
formen. Wie  fadenscheinig  diese  Begründung  war,  brauche  ich  nicht  zu 
erörtern;  man  sieht  ja  die  Fäden.  Die  neue  Auflage  hat  auf  das  Ge- 
wand ein  paar  Flicken  gesetzt :  statt  von  sozialen  Organismen  wird  von 
sozialen  Institutionen  geredet,  statt  der  immanenten  Tcleologie  des  N'aturge- 
schehens  (durch  welche  pompöse  Künstlerin  das  unretleklierte  Wachs- 
tum jener  „vorgezeichnet"  wurde)  tritt  jetzt  einfach  „der  Gang"  des 
Naturgeschehens  auf  —  übrigens  alles  bdm  alten.  Abcar  ein  neuer  Satz 
ist  hinzugekommen  (S.  37),  der  die  vielfachen  Umschreibungen  des 
»»Planes"  vermdirt.  „Sobald  es  uns  ....  gdungen  sein  wird,  den  Ur- 
sprung menschlicher  Beziehungsformen  aufzudecken  [das  soll  den  Inhalt 
des  ersten  Abschnittes  bedeuten],  werden  wir  in  einem  Abriß  einer  Gc- 
sc!iir!^te  der  Sozial philosophic  den  Werdegang  der  so^iialen  Institutionen, 
*sowie*  ^)  dessen  *W  i  d  e  r  s  p  i  e  g  e  1  u  n  g*  in  den  Köpfen  der  Denker 
zu  schildern  haben."  Dieser  Zusatz  }in!t  aber  den  Autor  nicht  ab,  gleich 
nachher  aus  der  ersten  Auflage  rw  wiederholen :  „im  zweiten  geschicht- 
lichen Abschnitt  werden  wir  die  soziologischen  *Gedankengänge*  der 
führenden  Kulturvölker  von  ihrem  eisten  durchsichtigen  Eropordämmem 
an  bis  zu  ihren  gegenwärtigen  .  .  .  Formen  hinauf  verfolgen."  Dieses 
Wiederholte  hat  wenigstens  den  Vorzug,  daä  es  den  wirUichen  literar- 
historischen Qiazakter  des  Abschnittes,  wenn  auch  in  geschwollenen 
Worten,  ausdrückt.  Jener  Zusatz  ist  einfach  unwahr.  Von  dem  Werde- 
gang der  sozialen  Institutionen  ist  weder  in  den  einundzwanzig  Vorlesungen 
der  ersten  noch  in  den  ebensovielen  der  zweiten  Auflage  die  Rede.  Oder 
sollen  etwa  die  diirftigen  Bemerkungen  über  den  spartanischen  Kommu« 


')  Die  in  Sternchen  stehenden  Worte  sind  im  Original  nicht  hervorgehoben- 
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nismus  (S.  148*),  iiber  das  Imperium  romiinum  und  den  Universal- 
episkopal  (S.  193),  über  die  französischen  Nationalwerkstätten  (S.  2j4j, 
Bemerkungen,  die  nicht  einmal  den  bescheidensten  Anforderungen  ge- 
recht werdeOf  die  man  aa  eine  Dantellwig  jenes  „Werdegangs",  wenn 
auch  nur  in  seiner  Bedeutung  fttr  die  Geschichte  der  Soaalphilo* 
Sophie  steUen  miifite,  eine  solche  Daistellung  ersetzen?!  Vor  der  die 
„Widerspiegelung  in  den  Köpfen"  in  die  zweite  Stelle  «irficktreten 
würde?  Wofür  hält  der  Verfasser  seine  Leser? 

Ich  hatte  in  meiner  Kritik  auf  noch  einen  anderen  Versuch,  dem 
Gedankengang  eine  Basis  zu  verleihen,  hingewiesen.  Stein  unterscheidet 
„stabile"  und  labile"  Formen  des  Zusammenlebens  („sozialen  Zusammen 
lebens"  sagt  er,  pleonastisch,  wie  fast  in  jedem  Satze).  Jene,  namlicii 
„Familie  und  Eigentum,  Gesellschaft  und  Staat,  Sprache,  Recht  und 
Religion"  seien  gleichsam  sozialer  Wildwuchs;  Regeln  des  Verhaltens, 
die  das  soziale  Telos  mit  immanenter  Logik  „schaffe*  —  dies  soll  ach 
also  decken  mit  dem,  was  sonst  „das  unreflektierte,  von  der  inunanenta 
Teleologie  des  Naturgeschehens  vorgezeichnete  Wachstum  der  soaska 
Organismen*'  genannt  wurde.  Hingegen  wird  nun  deren  ,^eflektiertir 
Zustand*  ausdrücklich  und  ausschließlich  bergen  auf  ,,Moial  mid 
Wissenschaft,  Technik  und  Kunst":  die  moralischen  künstlerisclien  und 
wissenschaftlichen  Imperative  („hingegen")  seien  „bereits"  „Ausfluß  der 
namentlich  in  der  Philosophie  zum  Selbstbewußtsein  gelangten,  das 
Wesen  dieser  Befehle  zergliedernden ,  und  die  Möglichkeit  einer  ge- 
flissentlichen Urabiegung  derselben  erwägenden  menschlichen  Vernunft**. 
(In  der  2.  Aufl.  dieselben  Satze,  nur  ist  statt  ..Ausfluß"  —  „Wirkungen" 
eingesetzt).  Ich  hatte  darauf  aufmerk.Haui  gemacht,  daß  nach  dem  Zu- 
sammenhange, und  namentlich  nach  dem  Absätze,  der  den  „ersten  Ab- 
sdittitt''  beschlofi,  verstanden  werden  mttsse,  Moral  imd  Wtenscbaft, 
Technik  und  Kunst  seien  durch —soiialphilosophische  Reflexion  ins  Leben 
gerufen  oder  bewirkt  oder  «zeugt.  Nach  dem  Schlufisatze  sollte  eine 
geschichtliche  Skisie  des  sozialphilosophischen  Ideenganges  der  Mensch- 
heit uns  in  den  Stand  setzen,  die  %>iegelungen  der  socialen  Funktionea 
in  den  Köpfen  der  bedeutsamsten  Sozialphilosophen  zxi  beobaditen, 
sowie  die  bisher  zutage  getretenen  Vorschläge  zur  Umformung  dieser 
sozialen  Funktionen  kennen  zu  lernen.  Als  soziale  Funktionen  werden 
hier  die  Dinge  bezeichnet,  die  sonst  Formen  des  sozialen  Zusammen- 
lebens hießen,  und  im  ersten  Abschnitt,  wie  der  Verfasser  versichert, 
behandelt  wurden,  ,,\vie  sie  sich  in  ihrem  natürlichen  Wachstum  ent- 
wickelt haben".  Er  will  sie  im  zweiten,  wie  es  an  dieser  Sielie  dann 
hieß,  „in  ihrem  geistesgeschichtlichen  Werdegang  belauschen^.  den 
vergleichsweise  stabilen  Formen  der  sozialen  Gemeinschalt  rechnen  wir 
a)  Familie,  b)  Eigentum  ...  c)  die  Gesellschaft  .  .  .  d)  den  Staat  Zn 
den  labilen  rechnen  wir:  a)  die  Sprach^  b)  das  Redit,  cj  <Üe  ReiigioB 
. . .  weiterhin  Technik  und  Kunst,  Moral  und  Philosophie*'  (s.  Aufl.  S.  38). 
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Das  sind  alles  soziale  Funktionen,  die  sirb.  in  den  Köpfen  der  bedeut- 
samsten Sozialphilosophen  „sjjiegeln"!  Aber  nein:  in  der  2.  Auflage  ist 
jener  Schlußabsatz  gestrichen  worden :  vielleicht  eine  kleine  Wirkimg 
meiner  Kritik.  Auch  in  der  i.  Auflage  war  die  Philosophie  an  dieser 
Stelle  eskamotiert  worden,  dagegen  traten  als  soziale  Funktionen" 

i,Moral,  Wjssenadiaft,  Kunst,  Strategie  and  Technik  der  Erfindungen*' 
auf;  die  beiden  letzteren  iieifien  in  der  a.  ^Kriegskunst  und  Eriindangs- 
kunst*'.  In  beiden  folgt  eine  Seite  nadiber  (S.  144.*)  der  Satz:  „Moral 
und  Wissenschaft»  Technik  und  Kunst  sind  bereits  Enseugnisse  reflektierter 
LDperative".  Gewiß  ein  sehr  tiefer  Satz.  Wenn  ich  ihn  nur  ergründen 
könnte  1  Glilcküdierweise  umschreibt  der  Verfasser  seine  „Gedanken*' 
regelmäßig  in  neuen  Sätzen.  Derselbe  Sinn,  den  der  angeführte  Satz 
haben  soll,  wird  in  dem  vorhin  schon  zitierten  Satze  wiedergegeben,  wo- 
nach die  moralischen,  künstlerischen  und  wi!5senschaftlichen  (wo  bleibt 
die  Technik:;  Imperative  Wirkimgen  (früher  „Ausfluß")  der  nament- 
lich in  der  Philosophie  zum  Selbstbewußtsein  gelangten ,  das  Wesen 
*dieser  Befehle  zergliedernden*  und  die  *Müglichkeit* 
einer  geflissentlichen  Umbiegung  derselben  '^erwägenden*  mensch- 
lichen Vernunft  sind.  Man  merke  also  wohl:  Moral  und  Wissenschaft, 
Technik  und  Kunst  sind  «»bereits"  von  reflektierten  Imperativen  erzeugt 
worden.  I>ie  menschliche  Vernunft  bewirkt  (oder  laßt  aus  och  heraus- 
fließen)  moralische,  künstlerische  und  wissenschaftliche  Imperative,  auch 
„bereits"  —  sind  es  dieselben  „reflektierten"  Imperative,  die  Vater  und 
Mutter  von  Wissenschaft,  Technik  und  Kunst  sind,  oder  sind  es  andere  ? 
Einen  Sinn  kann  ich  weder  in  der  einen  noch  in  der  anderen  Alter- 
native entdecken.  Aber  weiter:  die  menschliche  Vernunft  bewirkt  nicht 
nur  fliese  Imjjcrative,  sie  zergliedert  aiicli  ihr  Wesen  und  erwägt  die 
Möglit-iikcit  einer  geflissentlichen  l'inbicgung  .,derscn)en".  (Gleichzeitig 
gelangt  diese  sonderbare  alte  Dame  „in  der  i  iuiosophie"  zum  Selbst- 
bewußtsein. Gott  sei  Dankl  Denn  nun  kommen  wir  doch  zur  S<»ial* 
pliilosophie  —  zur  Motivierung  für  die  Mitteilungen  ttber  deren  „Ge- 
schichte"  sollen  ja  diese  Umschweife  dienen.  Ein  scheinbarer  Begriff  wird 
uns  g^eben  mit  dem  Worte  „sozialer  Wildwuchs"  —  oder,  wie  gleich 
nachher  umschrieben  wird,  der  „pfadlose  Urwald  sozialer  Imperative, 
wie  er  wirr  und  planlos  in  die  Höhe  geschossen  ist"  oder,  wie  in  einem 
ferner  folgenden  Satze  nochmals  umschrieben  wird,  „was  bisher  an 
Regelimgen  der  Beziehungen  von  Menschen  untereinander,  sowie  der 
Beziehungen  des  Menschen  zu  der  ihn  uniu;cberidcn  or[,'anischcn  und  un- 
orL^mischen  Natur  wildwüchsig-  —  weil  nur  unbewulit-zweckmäßig  — 
gcwoiuen  imd  erwachsen  ist".  Der  Be^rifi"  ist  völlig  unklar  und 
wertlos.  Solange  es  Menschen  gibt,  hat  an  menschlichen  Institutionen 
vetnttnftiges  Denken  mitgewirkt.  Freilich  in  sehr  verschiedenem  Grade, 
auf  sehr  versdüedene  Weise,  mit  sehr  verschiedener  Kraft.  Mehr  oder 
weniger  klar  und  scharf,  mehr  oder  weniger  mythologisch  und  theo- 
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lojjisch,  vor  allem  mehr  oder  weniger  frei  gegenüber  der  Tradition  und 
aller  anderen  Autorität  ist  gedacht  worden.    Was  der  Verfas5cr  hier 
meint,  kann  ja  nicht  zweifelhaft  sein :  etwa  dies,  daß  in  späteren  Epochen 
einer  Kultur  mehr  und  mehr  freies,  mehr  und  mehr  Klares,  mehr  und 
mehr  wissenschaftliches  Denken  auf  die  sozialen  Institutionen  Einflufi 
gewinnt   Dafi  er  dabei,  als  bisher  oder  in  den  Anfängen,  wüdwilchsig, 
Familie  und  Eigentum,  Gesellschaft  und  Staat,  Spndie,  Recht  und  Rdi- 
gion,  in  emem  T<ip(  durcheinander  rührt,  wollen  wir  posaKren  lassen. 
Irgendwelche  zunehmende  Wirkungen  der  „Vernunft"  auf  alle  diese  Dinge 
kann  man  ja  behaupten.    Auf  die  Sprache  wirkt  die  Vernunft  (oder 
Unvernunft)  der  Oammatiker,  der  Dichter  und  Schriftsteller,  auf  d.is 
Recht  die  Vernunft  der  Juristen  und  FoHtiker,  auf  die  Religion  die 
Vernunft  der  Theologen  und  Philosoplien  .  .  .  auf  Gesellschaft  und  Staat? 
meinetwegen  alle  zusammen,  ich  würde  freilich  denken,  sie  wäien  im 
Rechte  irgendwie  enthalten,  die  Gesellschaft  im  Privatrecht,  der  Staat 
im  öffentlichen  Recht;  ebenso  würde  ich  Familie  und  Eigentum  zunächst 
als  Rechtsbegriffe  defininen,  und  dann  etwa  einen  Begriff  der  sozialen 
Ordnung  suchen,  der  unterhalb  alles  positiven  Rechtes  Utge.  Sonate 
,J''Uttktionen"  sollen  das  alles  sein  und  als  solche  Familie  und  Sprache, 
Eigentum  und  Religion  auf  einer  Flüche  liegen?    Welch  ein  Ungedanke! 
Aber  lassen  wir  das.    Was  meint  also  unser  Verfasser?    Mit  der  Be- 
trachtung  zunehmender  Einwirkung  der  ,, Vernunft"  auf  die  sozialen 
Institutionen  vermischt  und  verwirrt  sich  ihm  die  Vorstellung  des  Ein- 
flusses,   den    philosojibisrhe     oder  wissenschaftliche  Retlexionen  über 
diese  Institutionen  auf  Gesetzgeber,  Theologen  usw.  gehabt  haben  mügen, 
oder  verwirrt  sich  sdilechthin  die  Betrachtung  der  Tatsache  soÜwr 
literarischen  Kopf-Spiegelungen  1   Denn  es  heißt  —  und  damit  sdilieflt 
jetzt  dieser  Abschnitt  — :  „Was  bisher  .  .  .  wildwücbs^  ...  das  wird 
jetzt  planmäßig  umgestaltet  und  bewufit-zweckmäßig  reorganisiert.  Die 
Vernunft  übernimmt  das  heikle,  verf^glidie  Geschäft,  die  Natur  zu 
meistern,  die  Instinkte  zu  überwachen,  und,  wo  es  not  tut,  umzugestalten, 
indem  sie  [neue  Paraphrase  !^  die  unbewußte  Zweckmäßigkeit  der  sozialen 
Institutionen ,  wie  sie  die  immanente    Ideologie  hervorgetrieben  hat, 
durch  eine  bewußte  zu  ersetzen  sucht:  es  entsteht  mit  einem 
Worte  eine  Sozialphilosophie".    Ja,  mit  einem  Worte!  —  Und 
doch  bleibt  es  nicht  bei  diesem  einen  Worte.   Die  erste  Vorlesung 
des  zweiten  Abschnittes  (überhaupt  die  1 3te)  ist  überschrid)en :  „Die  eisten 
sozialphilosophischen  Regungen  des  bewußten  Geistes  in  der  Gesdiichte." 
I^irin  ist  (S.  i45-~i49)  ein  wenig  von  der  Legende  emes  goldenen 
Zeitalters,  ein  wenig  von  den  Übergängen  von  der  vorhistorischen  Gens 
zum  geschichtlichen  Staat  auf  dem  klaasischen  Boden  von  Hellas,  ein 
wenig  vom  spartanischen  Kommunismus,   endlich  ein  wenig  von  der 
Scheidegrenze,  welche  die  Kultur  in  typischer  Weise  von  der  15arbarei 
trenne,  die  Rede.    „Hier  scheiden  sich  aber  aucli  unsere  W  ege  von  der 


Digitized  by  Google 


F.  TSanies:  Stdn,  Ludwig,  Die  sodale  Frage  im  Udite  der  Philosophie. 

Marxschen  Geschiditsatiffn'^^^ung,  welche  nur  ökonomische  Motive  als 
Fermente  sozialer  Klasscr.lnldiingen  anerkennt.  In  der  Barbarei  sind  es 
überwiegend  okononiisciie  Vorbedingungen ,  welche  den  Klassenkampf 
erzeugen  und  so  die  soziale  Entwicklung  t'ördern.  Im  Kuluuzustand 
hingegen  (NB.  nun  kommt  eine  neue  Paraphrase  des  tms  schon  sehr  be- 
kannten „Gedankens^)  erhebt  ach  der  menschliche  Geist  in  seinem  re- 
flektierenden  Bewufitsein  zn  einer  sozialen  Macht,  welche  neben  der 
dkonomischen  eine  wesentliche  Einwirkung  auf  die  GeseOschafts*  und 
Slaatenbildung  ausübt.  [Hier  bleiben  also  Familie,  Sprache  usw.  aufier 
Ansatz].  Waren  die  socialen  Gebilde  [welche  also?]  früher  *nur  mehr* 
das  Erzeugnis  eines  unreflektierten  Naturj^rozesses,  so  werden  sie  jetzt 
[wann?]  Gegenstand  der  Beobachtung  und  Intcrsuchung  seitens  des  be- 
wußten Geistes"  [Nochmalige  Paraphrase,  die  wievielte  rj.  Punkt.  Ab- 
satz, „In  dem  Auc^enblick,  da  der  menschliche  Geist  jene  Reife  er- 
langt, wie  sie  sich  in  einer  umiasscnden  philosophisrhen  Weltanschaumig 
ausprägt,  scluebt  sich  sehr  bald  |^in  dem  Augenobckc  sehr  bald!]  die 
soziologische  Frage  in  den  Vordergrund,  ob  man  die  Organisation  der 
Gesellschaft  noch  weiter  dem  Spiel  der  socialen  Naturkxüfte  blindlings 
ttberlassen  und  nicht  vielmehr  nach  reiflich  erwogenen,  planvoll  er- 
dachten Prinzipien  sdbst  regeln  sollte.  „Es  entsteht  mit  einem 
Worte  die  Politik  als  Wissenschaft**  (S.  150).  Also  nicht  die 
Sozialphilosophie?  Oder  ist  das  ein  und  dasselbe?  Bei  dem  Vetiasser 
muß  man  immer  die  Tendenz  zum  ein  und  demselben  voraussetzen. 
Wozu  aber  dann  nun  nochmals  das  eine  Wort?  Der  dritte  Satz  der 
Dun  folgenden  14.  Vorlesung  (betitelt  ,J)as  erste  Auftauchen  der  sozialen 
Frage  bei  den  Griechen")  hcitit  dann  wieder;  „In  dem  Augenblicke  (!) 
da  *gToße  Gesetzgeber*  allgemein  gültige  öffentliche  Befehle  erlassen 
ist  die  Vernunft  an  die  Stelle  des  Instinktes  getreten."  „Die  soziale 
Vernunft  setzt  ein  mit  großen  Gesetzgebern  wie  Drakon  und  Solou  .  . 
Ist  das  nun  die  Politik  als  Wissenschaft?  oder  die  Sozialphilosophie? 
oder  mit  einem  Worte  .  .  .? 

In  den  Vorträgen  über  Geschichte  der  Sozialphiiosophie  ist  viel- 
leicht  (idi  habe  nicht  alle  eingehend  geprüft)  manches  zur  populären 
Belehrung  Taugliche  enthalten.  Die  Anlage  ist  von  hjjchst  seltsamer 
Art  Zuerst  wird  in  5  Vorlesungen  über  das  Altertum  (Piatons  Republik, 
Aristoteles  Politik  usw.  ),  dann  in  je  einer  über  das  Urchristentum  und 
über  Sozialphilosophie  des  Mittelalters  und  über  die  So?inl[>hilosophie 
im  Zeitalter  der  Renaissance  gesprochen.  Die  folgenden  12  (S.  220 — 345) 
handeln  von  nichts  als  von  Sozialismus  und  Kommunismus,  zuerst  nämlich 
von  „Staatsromanen",  zuletzt  von  Staatssozialismus,  Kathedersozialismus, 
ofl&zieller  Sozialdemokratie  usw.  Dann  kommt  auf  emnial  die  letzte 
und  unverhältnismäßig  ian^c  33.  Vorlesung,  und  betitelt  sich  „Zur  Ge< 
schichte  der  Sozialphilosophie  von  der  Renaissance  an  bis  auf  die  Gegen- 
wart". Also  alles  was  in  den  12  Vorlesungen  mitgeteilt  wurde,  gehörte 
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nicht  zur  Sozialphilosophie?  Und  doch  war  von  der  „werdenden  National- 
ökonomie''^  von  Quemay  und  Turgot,  war  von  Adam  Smith  die  Redc^ 
dami  von  Rousseau,  Saint  Simon  und  Fourier;  endlich  von  P^oudhon, 
von  Marx,  von  Lassalle.  .  . .  Jene  33.  Vorlesung  übenaadit  uns  gleich 
im  Anlange  wieder  mit  einem  sonderbaren  Satze:  „Von  einer  Sozial- 
philosophie  als  eigener  Disziplin,  welcher  die  PrUfimg  und  klassifika^ 
torische  Verarbeitunpf  der  i)sychologischen ,  ästhetischen  und  ethischen 
Faktoren  im   gesellschaftlichen  Organismus  obliegt ,  kann  recht 
cigentiich   erst  seit   dein  Auftreten    von  Auguste  Comte   ernstlich  ge- 
sprochen werden."    Dann  folgt  nach  einigen  Zwischensätzen :  „Das  phi- 
losophische Staatsrecht  und  die  Rechtsphilosophie  gehen  der  Sozial- 
philosophie  zeitlich  voiaus."  Nachdem  auf  den  folgenden  Seiten  noch 
mehlfach  umschrieben,  ^  welchem  Augenblicke"  eine  Sosialphik)* 
Sophie  als  eigener  Wissenszweig  sich  auftun  konnte  wann  der  zwin- 
gende AnlaB  zur  Entstehung  einer  Sosialphilosophie  gegeben  war,  folg^ 
S.  350  als  Disposition :  „Sehen  wir  uns  aber  genötigt,  die  in  den  Natur- 
rechtsschulen und  staatsphilosophischen  Systemen  von  der  Renais^moe 
bis  auf  Comte  sporadisch  aufblitzenden  sozialphilosophischen  Ged  uiken- 
gänge  nur  als  vorbereitende  Etappen  zur  Bildung  einer  Sozialphilosoplüe 
als  ^\'isseDschaft  zu  betrachten,  so  wird  n^m  es  begreiflich  und  der 
Ökonomie  unserer  Auseinandersetzung  entsprechend  finden,  wenn  wir 
diese  vorangegangenen  Etappen  nur  in  aller  Knappheit  skizzieren,  um 
dafür  bei  Comte  und  seinen  Nachfolgern  desto  länger  verweilen  zu 
können."   Hier  wird  also  mit  dttnen  Worten  ausgesagt,  dafi  die  sämt- 
lichen Nationalökononien,  Kommunisten  und  Sozialisten  in  eine  Gescfaidde 
der  Sozialphilosophie  überhaupt   nicht   hineingehörten.    Und  doch  die 
1 2  Vorlesungen !  —  Doch  halt !    Wenigstens  die  Staatsromane  stehen 
doch  in  einem  Verhältnis  zur  Sozialphilosophic !    Den  Utopismus  be- 
zeichnet nämlich  unser  Autor  als  den  m  y  s  t  i  s c  ii  e  n  Schatten  der 
werdenden  Sozialphilosophic  (S.  220).    Hören  wir  mehr  uber 
die  Utopisten.    „Was  die  Apostel  religiös  bedeuten,  das  sind  die  Uto- 
pisten politisch:  *  Erlöser*.    Sie  sind  *  Herolde*,  welche  das  Heran- 
rauschen  einer  neuen  Zeit  ankündigen.   Man  kann  nämlich  den  Nach- 
weis führen  daß,  in  der  Neuzeit  zumal,  jeder  weiteigreifenden  und  in 
die  Tiefe  gehenden  sozialen  Bewegung  ein  Utopist  als  *Fahnentiäg^* 
voiangegangen  ist."    Will  jemand  diesen  Nachweis  kennen  lernen?  „Die 
erste  neuzeitliche  Utopie  ist  die  des  Thomas  Morus  (erschienen  15 16). 
Ein  Jahr  darauf  schlug  Luther  in  Wittenberg  seine  95  Thesen  an  und 
gab  damit  das  Signal  zum  Ausbruch  (!)  der  Reformation,  deren  Ziele 
zwar  religiöser  Natur  waren,  deren  .\usgangsi)unkt  aber  auch  ein  sozialer 
gewesen  ist."    Dies  also  war  der  erste  Streich.    ,  .  .  „Etwa  ein  Jahr- 
hundert später  Imuct  die  Utopie  des  Thoraas  Morus  eine  bemerkens- 
werte Reihe  von  berufenen  und  unboufenen  Nadiahmem.   Der  tag' 
lische  Lordkanzler  Bacon  schreibt  seine  Nova  Atiantts  (1621),  Gun- 
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panelLi  seinen  Sonnenstaat  (1630),  Harrington  seine  Oceana  '^1^)56), 
Vairasse  seine  Histoirc  de  Sevarambes  (1677)  —  lauter  Staatsioiimae, 
die  nach  dem  Muster  der  Utopie  eine  glückliche  Insel  schildern,  wo 
politische  und  soziale  IdeuUusiäiide  herrsclicn.  Und  was  folgt  historisch 
auf  diese  Wiederbelebung  des  Staatsromans?  Wieder  eine  soziale  Be- 
wegung, welche  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  (1648)  in  England 
ausbrach,  deren  Adepten  man  in  der  Geschichte  als  „Levellers**  be- 
zeichnet. Aus  diesen  *  Puritanern  oder  Leveilers*,  die  sich  durch  stark 
kommunisti  rhe  Tendenzen  auszeichneten,  rweigte  sich  die  große  Sekte 
der  Quäker  ab,  aus  denen  wieder  die  kommunistische  Sekte  der  Shaker, 
die  sich  über  ein  Jahrhundert  lang  unter  streng  kommunistischen  Ver- 
hältnissen erhalten  konnte,  herausentwickelt  hat  [soll  wohl  heißen:  „sich 
herausentwickclt  hat"].  Das  also  war  der  zweite  Streich.  1  Joch  der 
dritte  folgt  sogleich.  „Im  18.  Jahrhimdert  schrieb  Morelly  den  Staats- 
roman  „Basiliade"  (1753),  zu  deren  Verteidigung  er  zwei  Jahie  daraui 
(1755)  seinen  „Code  de  la  nature",  ein  sosialisttsches  Manifest,  heraus- 
gab. Rousseau  schreibt  seine  ,4ieue  Htioise"  (x77i)*  **Und  was 
war  die  Folge?  Die  große  französische  Revolution.** 
Man  höre !  man  staune !  „Ein  weiteres  Jahrhundert  später  [als  die  grofie 
französische  Revolution?!]  endlich  erschien  der  letzte  Staatsroman  in 
großem  Stile,  Cabets  Voyage  en  Icarie  (1842)  . . .  „Was  folgte  auf  Ca- 
bets  Vov'rre  en  Icarie?  Das  blutige  Revolutionsjahr  1848,  in  welchem 
sich  der  deutsche  Sozialismus  anzukündigen  begann"  (der  bekanntlich  in  den 
vorhergehenden  Jahren  scii<»n  recht  sehr  kundbar  war).  Dies  der  vierte 
und  letzte  Streich.  Die  Meinung  dieser  Zusammenstellungen  kann,  wie  jeder 
sieht,  nur  sein,  daß  die  viermalige  zeitliche  Folge  auf  einen  ursäch- 
lichen Zusammenhang  zu  schliefen  gebiete.  Wenn  die  französische 
Revolution  schon  im  Ausdrucke  als  die  kausale  Wirkung  der  genannten 
Bücher  hingestellt  wird  —  denn  „die  Folge"  kann  in  deutscher  Sprache 
keinen  anderen  Sinn  haben  —  so  ist  daran  nur  eine  der  nicht  ganz 
wenigen  von  roangelhaftetn  Sprachgefühl  zeugenden  Ausdrucksweisen 
schuld,  die  uns  in  dem  Buclie  begegnen.  In  der  Tat  schließt  sich  in  ^ge- 
wohntem)  pomphaftem  Gewände  jener  Gedanke  an :  .,Ks  kann  unino;;lich 
ein  bloßes  Fossen.spifl  '..bloL'es  S[)iel"'  wäre  zu  einfach)  des  Zufalls  sein, 
wenn  bisher  auf  jeden  beiicutsamcu  Staatsronian  eine  grolie  soziale  Be- 
wegung gefolgt  ist.  Die  Regelmäßigkeit  der  Aufeinanderfolge  verbietet 
eme  solche  Auslegung.  Aus  dieser  historischen  Zusammenstellung  mu6 
die  philosophische  Betrachtung  viebnehr  folgern,  dafi  zwischen  dem  Er- 
scheinen der  Staatsromane  und  dem  Ausbrechen  grofier  sozialer  Be« 
wegungen  . .  .**  Nun,  was  kommt?  doch  wohl,  daß  ein  Verhältnis 
von  Ursache  und  Wirkung  besteht?  —  „auch  ein  gewisser  Zusammen- 
hang herrscht".  Ein  gewisser  Zusanmienhang  ?  Das  ist  alles  ?  Parturiunt 
montes  ...  Es  scheint  unmöglich  .  .  .  Und  siehe :  als  der  Berg  zum 
ersten  Maie  kreißte,  da  war  es  eine  richtige  Ratte !  In  der  ersten  Auf- 
Archiv  fUr  SoiWlwtMCiuchaft  u.  Sozialpolitik.  I.  (A.  f.  soz.  C.  u.  St.  XIX.)  3.  29 
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läge  (S.  2Sq)  heißt  es  dick  und  plump:  „daß  zwischen  dem  Erscheinen 
der  Siaatsiuniane  und  dem  Ausbrechen  großer  sozialer  Bewegungen 
*  auch  ein  gewisser  Kausal  nexos  herrscht  * Betrachten  wir  die  Ratte 
etwas  näher  —  natOrlicli  „philosophisch'*.  An  die  Ratte  mOssea  wir  ans 
halten,  denn  das  Mäuschen  hat  ja  nur  einen  Sinn,  insofern  es  auf  die 
Ratte  hinweist.   Sagen  wir  also  ehrlidi,  daß  die  Ratte  ein  sehr  h2fi- 
lidies  graues  Nagetier  ist   Hören  wir  zunächst  zu  Ende.    Nach:  „ein 
gewisser  Zusammenhang  (ein  „Kausalnexus")  herrscht".    „Und  so  sind 
denn   die  Utojnsten  jene   poetischen  Sturmvögel .   die  das  orkanartige 
Heranrauschen  einer  nction  Zeit  künden."    Was  sind  denn  die  Utopisten 
nun  eigentlich?    „Mystische  Schatten"   —  „Erlöser"  —  „Herolde"  — 
„Fahnenträger"  —  „poetische  Sturmvögel".    Und  zwar  sehr  ungewöhn- 
liche Sturmvögel,  denn  sie  sind  zugleich  die  Ursachen  des  Sturmes,  den 
sie  ankündigen.   Sehr  ungewöhnliche  Fahnenträger,  sdir  ungewöhnliche 
Herolde,  sehr  ungewöhnliche  Schatten.   Es  ist  wohl  kaum  nötig  au  sagen, 
dafi  es  mit  dem  kausalen  Zusammenhang  rein  gar  nichts  auf  sidi  hat. 
Die  eln&che  Wahrheit  ist»  dafl  die  Unruhe  der  Gemüter,  die  besonders 
in  den  Ländern,  die  an  der  fortschreitenden  Entwicklung  am  lebhaftesten 
beteiligt  sind,  seit  der  Krisis  der  mittelalterlichen  Lebensformen  die 
Menschen  erflillr,  einerseits  in  Volksbewegungen  und  Staatsumwiilzungen 
oder  darauf  zielenden  Versuchen,  andrerseits  in  massenhaften  literarischen 
Erscheinungen  sich  kundgibt  und  abbildet,  und  daß  diese  beiden  Arten 
des  Ausdruckes  gegenseitig  und  zwar  vorzugsweise  fördernd  aufemander 
wirken,  wenngleich  sie  ihrem  Wesen  nach  unabhängig  voneinander  sind. 
Dafi  nun  gerade  die  sporadisch  auftretenden  literarischen  Idealgebilde 
gesellschaftlicher  und  politischer  Zustände  in  dieser  Hinsicht  eine  erheb- 
liche Wirkung  haben,  kann  man  nicht  mit  Grund  sagen.   Im  Gegoitdl: 
sie  sind  immer  nur  Hterarischen  Feinschmeckern,  also  den  oberen,  hl 
der  Regel  nicht  aufrührerisch  gesinnten  Schichten  zugänglich  gewesen, 
nicht,  wie  andere  Literaturprodukte,  als  Flugschriften,  Prophezeiungen, 
periodische  Preßerzeugnisse  der  großen  garenden  Menge.   Von  den  hier  ge- 
nannten Büchern  ist,  soweit  es  wirkliche  Staatsromanc  sind,  das  eiste,  die 
Utopia  Sir  Thoraas  Mores  in  weiten  Kreisen  gelesen  worden,  aber  fast 
ausschließlich  in  Kreisen  der  Humanisten,  die  von  der  kirchlichen  Re- 
volution teils  mit  Widerwitten  gegen  das  Theologengczänk  und  die  Volks« 
aufwieglung  sich  abwandten,  teils  das  retardierende  Moment  in  ihr  bildeten. 
VoUends  ist  es  unbegründet,  von  irgendwelchem  Zusammenhange  der 
Bauernkriege  und  der  anabaptistischen  Aufstände  mit  der  geistreichen 
Satire  des  gelehrten  Juristen  zu  orakeln.^)   Wenn  man  a  priori  sagen 

')  Es  wäre  eher  ein  umgekehrter  Zusammenhang,  als  der  hier  gcmcintf,  'J>ß 
nämlich  für  frülu  ren  in  Fnpland  an  Wycliffe,  auf  dem  Kontinent  an  Hus  anknü;  (>  ij- 
dcn  V<ilk>ln  wc^unji^cn  aiil  Mores  h'crn  ^«  wirkt  hätten;  wie  Zicglcr,  Eiulcitun::  la 
seiner  und  Michels'  Ausgabe  der  Utopia  i^Hcrlin  1895)  S.  XXVI  wcaigstcns  als  mög- 
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mochte ,   (laß   zwischen    bedeutenden   Phänomenen   der   gleichen  Zeit 
von  irgendwie  gleicher,  d.  h.  hier  gegen  bestehende  Zustände  kriti- 
scher Richtung,  irgend  ein  Zusammenhang  vermutet  werden  dürfe,  so 
könnte  doch  gerade  dies  als  ein  klassisches  Beispiel  datur  gelten,  daß 
solcher  Zusammenhang  erfahrungsmäi^ig  oft   als  eine  verschwindende 
Gi66e,  die  wir  gleich  Null  aai  setcen  Uisache  haben,  sich  erweist  — 
Steins  Satz  ist  —  wir  erinnern  uns  — ^  daÜ  jeder  weitergreifenden  und 
m  die  Tiefe  gehenden  sozialen  Bewegung  ein  Utopist  als  Fahnenträger 
vonmgegangen  ist.   Welches  ist  denn  nun  der  zweite  Fall  einer  aolcheik 
Bewegung?  .  .  .  Die  der  „Levellers".  Du  meine  Güte!  Weiter  greifend 
und  in  die  Tiefe  gehend?    Die  Levellers  waren  eine  der  vielen  radi- 
kalen, mehr  oder  minder  anabaptistisch-chiliastisch-kommunistischen  und 
schwärmerischen  Sekten  im  Heere  Cromwells.    Sie  hatten  einen  be- 
gabten Fuhrer  —  John  Lilburne  — ,  der  die  unklaren  Ideen  von  Gleich- 
heit,  Abschaffung   des  Kigcntunis  am  (irund  und  Boden   und  Güter- 
gemeinschaft, die  stärker  oder  schwädier  in  allen  diesen  Independenten 
lebten,  in  eine  Art  von  Systeui  brachte  und  in  dem  Jahre  (1648),  wo 
nach  Stein  wieder  eine  soziale  Bewegung  ausbrach «  eine  Meuterei  im 
Heere  veiursachte,  die  rasch  erstickt  wurde.   Die  Sekte  blieb  infolge- 
dessen in  starker  Opposition  gegen  Cromwell  und  begünstigte  sogar  die 
Restauration.   Die  Puritaner,  deren  Haupt  Cromwell  war,  mit  ihnen  zu 
identifizieren,  ist  ein  starker  Irrtum.   Daß  sich  die  „Freunde",  die  sog. 
Quäker,  von  den  Levellers  „abgezweigt"  hätten,  ebenso  irrtümlich.  Die 
Sekte  des  Schuhmachers  Fox  kam  um  dieselbe  Zeit  auf,  sie  war  aber 
in  der  Armee  kaum  vertreten  imd  verabscheute  den  Kriegsdienst:  sie 
wurde  von  Cromwell  protegiert,  der  die  Leveliers  bekämpfte.  Was  bleibt 
also?  ..wieder  eine  soziale  Bewegung"?    Aber  lassen  wir  siegelten,  oder 
nehmen  wir  ;m,  da  der  Verf.  Puritaner  und  Leveller  für  identisch  hält, 
er  meine  eigenllicii  die  ganze  „puritiuiische  Rebellion"  —  es  soll  also 
,,ein  Utopist  ab  Fahnenträger'*  dieser  sozialen  Bewegung  vorangegangen 
sein.    Welcher  Utopi^^t?  es  werden  vier  genannt;  war  es  Bako  oder 
Campanella  oder  Harrington  oder  Vairasse?^   Die  Jahreszahlen  ihrer 
Werke  werden  beigesetzt;  aber  Harrington  mit  der  Oceana  (1656)^ 
Vaitasse  mit  der  Histoire  de  Sevarambes  (1677 1)  gehen  doch  nicht 
voran,  wenn  der  „Ausbruch"  der  sozialen  Bewegung  1 648  war  ? !  Bleiben 
also  Campanella  mit  der  Civitas  Solls,  dem  die  falsche  Jahreszahl  1630 
gegeben  wird;  in  Wahrheit  war  das  Buch  zuerst  einzeln  162O1  dann  als 

lieh  gcltea  läfit.  Aber  auch  dieser  Zuiammenhang  ist,  wie  Ziegler  richtig  erkennty 
ohne  Bedetttnng.  Die  Vorstellung  einer  commumo  primaeva,  und  dafl  das  Privat- 
dgeatum  Produkt  der  SOnde  sei,  var  allen  kirchlich  und  scholastisch  Gebildeten 
tief  eingepflanat  Sit  blieb  für  More»  was  sie  ihrer  Natur  nach  war,  rein  akademisch ; 
wShread  die  Schwanngeisler  und  Bauern  sie  ernst  und  eigentlich  nahmen:  daft  näm- 
lich das  „Evangelium'*  die  Sttnde  und  folglich  auch  das  Eigentum  abscliaffen  mttsse. 
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Anhang  zu  einem  auclcren  Werke  1623  herausgekommen  (beidemal  in 
Fnmkfint  a.  M.),  und  Bako  mit  dem  Novits  Atlas  (so  ist  der  ric'uugc 
lateinische  Titel);  die  Jahreszahl  1 621  ist  ganz  und  gar  willkürlich  angesetzt, 
denn  man  kennt  die  genaue  Zeit  der  Abfassung  nicht,  das  Werk  wurde 
1629,  3  Jahre  nach  seinem  Tode  herausgegeben ;  sicher  ist  aber,  daß 
„der  englische  Lordkanzler  Bakon"  es  nicht  schrieb  —  wie  wir  bei  Stein 
lesen  —  sondern  der  im  Ruhestande  lebende  Philosoph,  nachdem  er  aller 
seiner  Ämter  entsetzt  war  fauch  die  Jahreszahl  ist  unbedingt  falsch,  da 
man  doch  das  Jahr  der  Publikation  verstehen  muß;  verfaßt  ist  das  Buch 
vermutlich  nicht  lange  vor  Bakos  Tode  (i()2()i  und  eben  darum  Hnuh- 
stück  geblieben).  Aber  das  tut  ja  nichts  zur  Saciie.  Einer  von  beiden 
mxxQ  gemeint  sein:  der  italienische  Dominikaner-Mönch  CampaneUa  oder 
der  aristokratische  Naturforscher.  Sagen  wir  ehrlich:  das  eine  ist  so 
unsinnig  wie  das  andere.  Widerlegen  würde  Argumente  versdiwenden 
bdfien.  Gehen  wir  vielmehr  sogleich  auf  die  Suche  nach  dem  Eildser» 
Herold,  Fahnenträger,  Sturmvogel  der  groÖen  französischen  Revolution l 
Denn  auch  hier  werden  zwei  genannt :  i .  Morelly  —  aber  seine  Schriften 
liegen  beinahe  40  Jahre  hinter  der  französischen  Revolution  zurück  ™ 
der  Abstand  ist  doch  für  einen  P'ahnenträger  etwas  zu  weit.  Zu 
schweigen  davon,  daß  die  französische  Revolution  nicht  in  dem  Mnne 
der  hier  geniciat  i^t  (nämlich  im  Sinne  sozialistischer  oder  kommu- 
nistisclier  Ideen)  eine  „soziale  Bewegung"  war.  Also  2.  Rousseau  „schreibt 
seine  neue  H^loise  (17  71}"  —  da  wäre  wenigstens  der  zeitliche  Ab« 
stand  auf  ca.  10  Jahre  reduziert,  wenn  ...  ja  wenn  die  Jahrcssahl 
richtig  wärel  Leider  ist  sie  wiederum  falsch.  Die  neue  H^loise  ist  1761 
erschienen,  also  immer  noch  fast  ein  Menschenalter  vor  der  Revolution. 
Gleichwohl:  daß  Rousseau  auf  mehrere  der  leitenden  Revolutionäre  Ein- 
fluß gehabt  hat,  ist  ja  eine  bekannte  Sache,  von  Taine  mit  besonderer 
Emphase  hervorgehoben.  Aber  die  neue  Höloise??  Ich  denke,  es  war 
der  Contrat  social,  ein  rein  theoretisches  Werk  über  Naturrecht.  Und 
die  neue  H^loise  ein  Staatsroman?  eine  l-topie?  Die  I.iebes'rosrliirhte  im 
ersten  oder  der  Tugendronian  im  zweiten  Teil?  Rousseau  iiat  »ich  ge- 
rühmt, der  Welt  vor  Augen  geiührt  zu  haben,  daß  die  Idylle  nicht 
an  die  unwahren  Gestallen  eines  erträumten  Arkadiens  gebunden,  son- 
dern liberall  vorhanden  sei,  wo  in  natürlichen  Zuständen  natttr* 
liehe  Menschen  treu  miteinander  verbunden  leben  ~  ist  das  die 
Tendenz  einer  Utopie?  Im  Ernste  kann  davon  keine  Rede  sein.  Der 
Gedanke  ist  hier  ebenso  windig,  wie  dort  Von  Cabet  und  der  Februar- 
revolution zu  reden  können  wir  uns  sparen.  Der  Kuriosität  liall)er 
werde  aber  der  Satz  noch  zitiert,  mit  dem  das  ganze  tiefsinninr  ge- 
schichtsphilosnpliische  iilas  will  es  sein)  Räsonnemeat  sich  einfuhrt 
(S.  221):  ,.Nun  taucht  eines  Tages  *in  einem  entlegenen  Erdeu- 
winkel  ein  völlig  unbekannter  Schriftsteller*  auf,  der  die 
tins  peinigende  Kluft  der  sozialen  Revolution  mit  einem  feingewobenen. 
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rosenfarbenen  Schleier  verdeckt  und  uns  einen  berückenden  Ausblick 
in  ein  soziales  £den  gewährt."  Hübsch  gesagt,  nicht  wahr?  —  Aber 
wer  sind  denn  die  \  0lli?  unbekannten  Schriftsteller  in  entlegenen  Erden- 
winkeln::  F.twa  ThoMVis  Morc,  der  in  London  lebte,  der  jüngere  Freund 
und  Kol  iesj)ondcnt  des  Erasmus,  schon  dadurch  den  Humanisten  Europas 
wohlbckrinnt  r  Uder  der  \'ertasscr  der  Insiauralio  magna,  und  des  No- 
vum  Organon?  völlig  unbekannt,  als  der  Novus  Atlas  3  Jahre  nach 
seinem  Tode  hemuakam?  Oder  Tomtnaso  Campanelln,  der  schon  um 
die  Wende  des  Jahrhunderts  als  Anti*Aristoteliker  berühmt  war^  Oder 
Rousseau,  als  er  die  neue  Hdloise  schrieb!  —  Was  sollen  also  jene 
blümeranten  Redensarten?  sind  sie  nur  gebiaucht,  weil  sie  (dem  eigen» 
lümlichen  Geschmack  des  Verfassers)  „schön"  zu  sein  schienen,  ohne 
alle  Rücksicht  auf  Grund  und  Wahrheit?  Es  ist  leider  keine  andere 
DeutunfT  niöo:lich.  Eine  solche  Summe  von  Schiedieiten  und  Verkehrt- 
heiten, ein  so  hohles  Theoretisieren,  wie  auf  diesen  zwei  Seilen  ;,'eleistet 
wird,  ist  ja  niclu  überall  in  dem  buche  anzutreft'en.  Man  ist  geneigt, 
einem  so  umlangrcichen  Werke ,  in  dem  so  viele  Gegenstände ,  weau 
nicht  behandelt,  so  doch  gestreift,  so  viele  Namen  genannt,  Bücher  und 
Abbandlungen  massenhaft  aitiert  werden,  einige  Mängel  und  Ungenauig* 
keiten  zugute  zu  halten.  Aber  es  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dafi  die 
hier  durchgenommenen  zwei  Seiten  charakteristisch  sind  für  die  Arbeits- 
wie  für  die  Schreibweise  des  Verfassers.  Man  kann  das  Buch  kaum 
aufscfahigen,  ohne  auf  etwas  Nichtiges  oder  Verkehrtes  oder  Aufge- 
bauschtes und  Schales  zu  stoßen.  Ein  paar  Proben  mögen  dies  harte 
Urteil  noch  lielcfjen.  Es-  ist  von  Herbert  Spencer  Hie  Rede.  Nach 
einem  schrecklichen  Satze  über  „die  inetaphysisrhen  is.leiniDcister  und 
su/iologisclieii  \\  i<  keikinder",  die  angeblich  einen  holmischen  Ton  gegen 
diesen  geistigen  Recken  anschlagen,  als  die  Scylla,  und  den  „gut  ge- 
schulten in  alle  Gegenden  der  Windrose  smtreuten  Chor  der  Spen» 
cerianer'S  der  angeblich  einen  Jubdhymnus  allenthalben  anstimmt,  als 
der  Charybdis,  zwischen  denen  —  versteht  sich  —  die  Bark  ^ySozial- 
phUosophie  Ludwig  Stein"  ihren  sichern  Kurs  steuert  [diesmal  ist  es 
meine  Bildersprache',  läßt  sich  deren  Steuermann  also  vernehmen:  „Wir 
setzen  dieser  organischen  Methode  —  einem  Nachklang  der  „organischen 
Staatslehre"  —  die  vergleichend -f:esrhirhtliche  gegenüber"  iS.  38 1\  Ob 
sich  die  organische  Metliode  mn  Recht  ein  Nachklang  der  organischen 
Staatslehre  nennen  lasse,  wollen  wir  nicht  prüfen.  „Die  (Gefahren  metho- 
dologischer Linseiligkeiten  treten  in  der  Regel  bei  den  Schülern  not  h 
offenkundiger  zutage  als  beim  Meister,  wie  sich  dies  schon  in  der  orga- 
nbchen  Staatslehre  (v.  Savigny)  gezeigt  hatte."  Ist  Savigny  hier  der 
Meister?  oder  einer  von  den  Schülern?  Hat  5^v^y  eine  Staatslehre 
verfafit?  oder  in  irgend  einer  Schrift  eine  Theorie  des  Staates  entworfen? 
Und  da  doch  wohl  an  Savigny  als  den  Meister  der  „historischen  Rechts- 
schule",  die  ja  allerdings  in  einem  gewissen  Verwandtschaftsverhältnis 
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zur  organischen  Staatslehre  steht,  gedacht  ist:  welche  Schüler  Sa\-ign}-s 
haben  organische  Stna'^lclircn  geschrieben?  Oder  hat  eben  nur  ein 
vager  Begrift'  von  jenem  \  erwandtschaftsverhältnis  vorgeschwebt?  Ich 
glaube,  so  ist  es.  —  „Ihm  Spencer)  ist  eben  Prinzip  der  Gesellschaft: 
Sü  wenig  als  möglicli  Zwang,  Prinzip  des  Staates:  so  viel  als  möglicii 
Zwang."  Daraus  erklärt  dch  sdne  nervöie  Aagit  vor  jeder  Eimnisdning 
des  Staates,  in  welchem  er  ja  nur  eine  Zwangsanstalt  siehf*  (S.  3S3). 
Man  bemerke  wohl,  daß  die  Worte  Prinzip  bis  Zwang  in  dem  Buche 
selber  von  Aniiihrungsxddien  umgeben  sind.  Dazu  bemerkt  in  der 
ersten  Autlage  eine  Fußnote :  „F.  Tönnies,  Philosophische  Monatshefte, 
Bd.  XXVIII,  1892,  63;  Emile  Dürkheim,  Division  du  travail  social.  Paris 
1893.  ^.  2x8  ff."  In  der  2.  Auflage  ist  diese  zitierende  Xote  ge- 
strichen und  durch  folgende  ersetzt:  „Vgl.  meine  (Ludwit;  ^tctnsi 
beiden  Abhandlungen:  Herbert  Spencer,  Literatur blatt  der  N.  Fr.  Presse 
vom  22.  Juni  1902  und  Herbert  ^?pencers  Schwanengesang,  ebenda 
31.  Aug.  1902,  wo  ich  usw."  Offenbar  hat  Hr.  Stein  die  Worte  „Prinzip" 
bis  „Zwang"  fÜr  ein  Zitat  aus  Spencer  gehalten;  er  hat  geroeint,  daß  es 
ebenso  zu  seiner  Verfügung  stehe,  wie  zu  meiner;  daß  er  es  zullülig 
zuerst  bei  mir  gdesen  hatte,  schien  ihm  unerheblidi.  Un^tlcklicher- 
weise  ist  der  Satz  kein  Zitat,  er  ist  auch  gar  nicht  zur  Charakteristik 
eines  Spencerschen  Theorems  bestimmt;  Spencer  kennt  den  Dualismus 
der  Begriffe  „Gesellscliaft**  und  „Staat"  ^ar  nicht.  Der  Satz  ist  a  11 
s  c  Ii  1  i  e  13  1  i  c  h  ni  e  i  n  S  a  1 7. ,  er  will  meine  liegritYe  von  Gesellschaft  und 
Staat  bezeichnen;  ich  fuge  ihn  ein  in  den  Gednnken;  „Kontrakt  und  Zwan^ 
balancieren  zwar  gegeneinander,  aber  viel  tiefer  und  stärker  ist  ihr  ge- 
meinsamer Unterschied  und  ihre  gemeinsame  Entfremdung  gegen  alle 
Arten  innerer  sozialer  Kausalitäl^  von  denen  Spencer  sehr  wenig  gesdien 
und  auf  seine  endlichen  Konstruktionen  nichts  bat  influieren  lassen'*,  was 
nur  aus  meinen  Begriffen  von  Gesellschaft  (mit  Einschluß  des 
modernen  Staats)  einerseits,  Gemeinschaft  andemseits  verstanden  werden 
kann,  folglich  von  Herrn  Stein  nicht  verstanden  worden  ist  Den  Satz 
also  wörtlich  anführen  und  mich  nicht  zitieren,  ist  —  nun  ist  eben 
ä  la  Ludwig  Stein. 

Auch  Unklarheit  über  Inhalt  und  Zweck  des  dritten  .Abschnittes 
hatte  ich  früher  dem  Buche  zur  Last  j;elegt.  Der  Verfasser  scheine  zu 
denken,  dati  seine  „Reformvuricnläge"  mit  der  „voraussichtlichen"  Ge- 
staltung der  Formen  des  menschlichen  Zusammenlebens  sich  decken. 
Seine  Wünsche,  Hoffnungen,  Postulate»  hatte  ich  gesagt,  fließen  mit 
der  angeblichen  Prognose  in  einen  breiten  Strom  zusammen.  Daß  auch 
in  dieser  Beziehung  die  zweite  Auflage  nicht  besser  ist,  brauche  ich 
kaum  zu  konstatieren.  Was  nun  seine  Reformvorschläge  betrifft,  so  tttt 
der  Verf.  sich  viel  zugute  auf  den,  wie  er  meint,  von  ihm  erfundenen 
„Rechtssozialismus".  Dieser  wird,  wie  das  denn  nicht  wohl  anders  sein 
kann,  auf  naturrechtliche  Post  ulate  begründet.   „Das  Fundament 
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eines  jeden  Rechtssozialismus  wird  immer  die  gesetzliche  Anerkennung 
eines  Rechtes  auf  Existenz  bilden"  (S.  470).  ,,Das  Recht 
auf  Existenz  .  .  .  bleibt  eine  Halbheit,  wenn  es  nicht  durch  das 
Recht  auf  Arbeit  ergänzt  wird"  (S.  472).  Das  Recht  auf  Arbeit 
wird  der  erste  Ansatzpunkt  zu  einer  bewußten  Soziaiisiening  des  Rechts 
getiannt  (S.  473).  So  geschieht  denn  auch  Berufung  auf  Autoritäten  des 
Natunechts.  ^Ahnungen"  des  Rechtes  auf  Existenz  „tauchen  bereits  bd 
Locke  ...  auf'.  „Der  eiste  Theoretiker  des  Rechtes  auf  Existenz  und 
des  Rechtes  auf  Arbeit  ist  J.  G.  Fichte.**  „Aber  schon  die  Schöpfer 
des  preußischen  Landrechts"  haben  das  Recht  auf  Arbeit  ,,postuHert". 
fiekanntlich  standen  diese  vaoAer  unmittelbarem  und  starkem  Einfluß  der 
naturrerhtlichen  Ideen,  wie  solche  in  der  Wolfischen  Schule  akademische 
Geltung  erhalten  liitten.  Derselbe  Einfluß  charakterisiert  in  etw  is  anderen 
Formen  die  Kodiiikation  Napoleons.  „Der  Code  Napoleon  stellt  den 
ersten  Schritt  im  Sozialisierunprsprozeß  des  Rechtes  dar"  nach  L.  Stein 
S.  4Ü4  j_Nli.  der  Code,  dieses  duicli  uud  <iuicli  bürgerlich -liberale  Gesetzes- 
werk 1].  Diese  Anlehnung  seines  Sozialismus  an  das  Natuirecht  hin* 
dert  unsem  ,,Soziaiphilosophen"  keineswegs  zu  schreiben,  wo  er  roa 
Christian  Wolff  spricht  (S.  363):  J)et  auflerordentlichen  Verbreitung 
semer  Schriften ...  hat  es  die  Naturrecfatsschule  zu  danken,  dafi  sie  bis 
auf  den  heutigen  Tag  *  in  einigen  rückständigen  Zopfgelehrten  ein  wenn 
auch  nur  kümmerliches  Dasein  fristet*".  Ein  Satz,  der  obendrein  gänz- 
lich falsch  ist.  Was  im  Sinne  des  alten  Naturreclits  während  des  1 0.  Jahr- 
hunderts in  Deutschland  lebendig  geblieben  ist ,  beniht  fast  ganz  und 
gar  auf  der  Kantischen  Rechtslehre;  daneben  ist  nur  der  Versuch 
einer  Restituierung  durch  Hegel  und  seine  Schule,  der  bekanntlich  auch 
im  vormärzlichen  Sozialismtis  wirksam  war,  von  Bedeutung. 

Eine  kleine  Nachleie  von  Gedankenfrttchten  und  RedebUlten, 
wobei  anerkannt  werde,  dafl  von  den  letzteren  ein^  der  sehUmmsten 
in  der  neuen  Auflage  ausgetilgt  smd,  nachdem  sie  von  mir  und  von 
anderen  angekreidet  worden  (jedoch  ist  eine  erkleckliche  Menge  übrig 
geblieben).  S.  35 :  „Nichts  ist  darum  widerlicher  als  jene  Prostituienmg 
des  Geistes,  welche  sich  mit  wissenschaftlich  sein  wollender  Schminke 
herausputzt  und  mit  soziologischer  Phraseologie  »uotzen  möchte."  S.  103: 
„Denn  solche  grandiosen  .Menschenschlächter  (  Alexander,  Cäsar,  Napoleon) 
stauen  die  Zivilisation  mit  einem  urkräftigen  Ruck  gleich  um  Jahr- 
himderte  weiter.*'  S.  105 :  ^^Dergleichen  Tiraden  (über  das  soziale  Leid 
der  Gegenwart)  können  doch  niemals  die  soziale  Tatsache  aus  d^  Wdt 
schaffen,  daß  wir  da  sind  und  daß  wir  so  sind,  wie  die  immanente 
sociale  Zweckmäßigkeit  uns  nun  einmal  geknetet  hat"  S.  359:  „Mag 
Colbert  selbst  die  Schutzzölle  nur  als  Krücken  angesehen  haben  .  . . 
so  wird  man  gleichwohl  nicht  umhin  können,  in  ihm  den  hervorragendsten 
*  Theoretiker  *  des  Merkantilsystems  zu  erblicken"  (dies  vielleicht  nur 
ein  /apnu  talami,  aber  in  beiden  Auflagen  1).  Ibid.:  „Die  auch  für  den 
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Laien  augcntälli^en  Mängel  des  extremen  Merkantils}  stems  sollten  sich 
in  Ensrland  sehr  bald  fühlbar  machen"  (bekanntlich  ist  in  England  nie 
eine  extreme  Merkuniiipülitik  zur  Geltung  gekonunen}.    Folgen  eine  Reihe 
von  Sätzen,  darunter  der  Sau :  ,,Der  Pflug  wurde  mit  der  Maschine  ver- 
tauscht  (wann??)»  ein  sozialer  Vorgang  von  weltbistoriscber  Bedeutung;", 
die  man  schlechterdings  auf  England  beziehen  mufi,  zuletzt:  j,^s  jedoch 
dieses  künstliche  Merkantilsystem  . . .  kläglich  zusammenbrach,  die  Fa- 
briken aus  Mangel  an  Aufträgen  geschlossen  werden  mußten ,  da  hatte 
man  ein  städtisches  Proletariat  von  so  erschreckendem  Umfange,  daß 
das  ganze  Staatsgebäude  darunter  erzitterte.    *  Als  Lndwit;  XIV.  starb, 
stand  der  Staatsbankerott  vor  der  Tür*"    Folgen  Satze  über  die  fran- 
z  ö  s  i  s  <:  h  e  n  Finanzen,  über  Law  u.  dergl.   Übrigens  ^cih  es  weder  in  Eng- 
land nocii  m  Frankreich  ein  städtisches  Proletariat  „von  so  erschrecken- 
dem Umfange".  Die  29.  und  30.  Vorlesung  müssen  den  Marxkennern 
zur  Prüfung  empfohlen  werden.   S.  391  f.:  nDieaen  „ökonomischen  Mate- 
rialismus'' haben  Marx  und  Engels  auf  *  folgende  Formdn*  gebracht: 
„Die  Produktionsweise  . . .  bedingt  usw."  . . .    „Unsere  Richtung  be- 
trachtet politische  und  juridische  *  Bewegungen *,  literarische  und  philo- 
sophische *  Bedingungen  *  gleichsam  als  einen  Überbau.    Das  Funda- 
ment bilden  die  volkswirtschaftlichen  *Bedingunp:en  ^.    Die  Geschichte 
einer  Epoche  liegt  nicht  in  der  Philosophie,  sondern  in  der  ( )konoiDie 
derselben."   Absatz.    „Hier  ist  in  knaj^iistcr  Formulierung  die  Quintessenz 
des  ökonomischen  Materialismus  uiedergefjeben."    Die  knapjtste  Formu- 
lierung besteht,  abgesehen  von  dem  ersten  Satze,  aus  entstellten  und 
verflachten  Sätzen,  teils  Marxischen  (der  Vorrede  von  „Zur  Kritik*'^ 
teils  dem  Engehschen  Antidühring  '  S.  286  entfehnt,  wo  der  Satz  heifit: 
„Hiernach  sind  *die  letzten  Ursachen*  aller  gesellschafttichen  Veiände- 
Hingen  und  politischen  Umwälzungen  ...  zu  suchen  nicht  in  der  Phi- 
losophie, sondern  in  der  Ökonomie  der  betreffenden  Epoche.''  So 
enthalten  denn  auch   die  folgenden  Seiten  eine  stark  ver«rröberte,  die 
Kernpunkte  kaum  streifende  Wiedergabe   der  .Marx  F.ni^elsschen  Ansicht 
europäischer  Entwicklungen.     Etwas  besser  ist   die  Keproduktion  der 
Wert-  und  Mehrwert- Doktrin.    S.  304:  Vergleich  des  angeblich  von  Marx 
ii^  .Anspruch  genommenen  „kopernikanischen  Staadpunkts"  mit  anderen 
„kopemikanischen  Standpunkten'*:  „Audi  *f(Hnleite*  Kant  auf  Grand 
seiner  Entdeckung,  die  er  auf  empiriscb'erkenntnistheoretischem  Wege 
gemacht  hat  [die  transzendentale  Deduktion  der  rdnen  Veistandes* 
begriffe!!],  nicht  etwa  *wie  Marx*  eine  vollständige  Revolutionierung 
unseres  gesamten  Lebens,  sondern  *  allenfalls  *  eine  erkenntnistheoretische 
Rückwärtsrevidierimg  unserer  Begriffe."     Wenn    das   nicht  geistreich, 
schlagend,  parkend  ist  ...    S.  305 :  „Zudem  hat  Marx  die  wissenschaft- 
liche Unvorsiclitigkeit  begangen,  seine  ganze  Sozialphilosophie  an  das 
Schicksal  des  .Materialismus  als  philosophische!  \\  eltanschauung  zu  ketten." 
Bekanntlich  eiferte  Marx  gegen  den  abstrakten  naturwisseusciiaiilichen 
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Mater ialismus,  den  einer  seiner  Freunde,  von  ihm  als  „unser  Philosoph" 
anrrk  itint,  nämlich  J.  Diet/gen,  beschränkten,  mechanischen  Materialismus 
nenul;  was  I)iet<igen  lehrt,  ist  Spinozismus  und  Tanlogismus,  also  \n\n 
metaphysischen  Materialismus  himmelweit  verschietlen :  —  S.  356:  (Hijbljosj 
teilt  iuit  Telesio  und  Bako  jenen  ausgesprochenen  Zug  seiner  Zeit,  den 
man  in  die  Worte  kleiden  könnte :  „zurück  zur  nach  aristotelischen 
Philosophie!"  Durch  und  durch  falsch.  Nichts  charakterisiert  diese 
Denker,  und  ganz  besonders  Hobbes  mehr,  als  daß  sie  auf  niemand 
„zurück"  gehen,  sondern  ausschliedlich  vorwärts  gehen  wollen,  den  eigenen 
Sinnen  und  der  eigenen  Vernunft  vertrauend,  im  Übermaße  ver- 
trauend i  —  Hiermit  haben  wir  das  Buch  nur  un|]:erähr  bis  zur  Hälfte 
durchci^enommen.  Jedocli  es  sei  genug.  Wie  mehrmals  angedeutet,  ließe 
sich  allenfblK  rw.rh  eine  Lese  von  besseren  Ähren  daraus  gewinnen. 
Trotz  der  grollen  Fehler  ist  der  literar-historische  Teil  noch  der  beste. 
Besonders  in  bezug  auf  die  griecinsiche  l'iiüosophie  scheint  der  Autor 
(der  scheinbar  alles  kennt)  in  Wirklichkeit  etwas  zu  kennen,  und  auf 
Grund  eigener  Studien  zu  reden. 

Dem  Buche  als  ganzem  kann,  wie  sich  von  selbst  ergibt,  ein 
«Recht  auf  Existenz^'  nicht  zuerkannt  werden. 

F.  TÖNNIES. 


Koigen,  David,  Die  Kulhiranschauung  des  Sozialismus.  Ein  Bei- 
\r7i<y  7um  Wirklichkeitsidealismus.  Mit  einem  V'orwort  von 
Eduard  Bernstein.   Berlin  1903,  Dümmler.   XIV  u.  134  S. 

Ein  Büchlein  von  grofien  Ansprüchen.  Auf  der  Grundlage  des 
mandsdschen  Sozialismus  will  es  dm,  wie  gemeint  wird,  wesentlichen 

und  notwendigen  Inhalt  der  dazu  gehörigen  Ethik  und  sogar  Religion 
entwickeln.  Diese  Lebensauffassung  oder  Kulturanschauung  soll  allen 
sonst  vorhandener)  entgegen^jeselzt  und  als  die  vollkommene  und  ;illein 
haltbare  vertreten  werden,  in  den  beiden  ersten  Kapiteln  werden  jene 
vorhandenen  klassifiziert  und  kritisiert.  Bei  der  Klassifikation  ^^eht  es 
darunter  und  darüber.  Neben  ethischen  Systemen  ersciieinen  Vorstellungen 
über  Wert,  Zweck  und  Sinn  der  menschlichen  und  sozialen  Entwicklung, 
also  Dinge,  die  zu  emer  ganz  anderen  Gattung  gehören.  Die  Klassifika* 
tion  ist  auch  nicht  klar  durdigeftthrt.  Im  2.  Kap.  werden  die  ,4mma- 
Deuten"  Kulturanschauungen  eingeführt  und  in  zwei  „Gruppen'*  ge- 
schieden, von  denen  die  eine  immanenter  Positivismus,  die  andere 
immanenter  Idealismus  genannt  wird.  Warum  diese  durchaus  verschieden, 
ja  als  Geyensätze  zu  denken  seien,  wird  außer  durch  die  Bezeichnung'  des 
einen  als  „real  beschränkt",  des  anderen  als  „real  bedingt",  nicht  er- 
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klärt.    Ob  nun  einige  der  in  dem  Kapitel  kritisierten  „Kulturaa&chaa- 
uu^en"  zum  Idealismus,  oder  alle  zum  Positivii^mus  gehören,  darüber 
werden  wir  im  Zweifel  gelassen.    Eine  Grenze  wird  nicht  angegebea. 
Gelegentlich  ist  allerdings  (S.  40)  von  radikalen  und  sozialistisdien  Ge- 
danken die  Rede»  die  «iglekh  als  nachträglicher,  als  ethocber,  „Ksp. 
negativer*  und  nach  rttckwtfrts  gerichteter  »Idealismus**  bezeichnet 
werden.   Gleichwohl  (oder  eben  darum)  scheint  doch  nitr  der  von  Kapi  3 
ab  geschilderte  „Wirklichkeitsidealismus"  —  eine  etwas  desperate  Wort« 
bildung  —  als  wirklicher  Idealismus  gelten  zu  sollen,  und  auf  diesen 
wird  nun  eine  Fülle  von  Licht  ausgegossen.     Obgleich  wir  meinen 
mußten,  daß  eine  Kulturanschauung  im  Unterschiede  von  einer  Welt- 
anschauung (S.       entworfen  werden  solle,  so  geschieht  doch  innerhall» 
jener  Schilderung  sehr  rasch  der  Ubergang  auf  die  der  positiv -immanenteD 
Weltbetrachtimg  (worunter  hier  dasselbe  verstanden  wird  was  sonst  ah 
Wirklichkeitsidealismiis,  als  sosiatistische  Kulturanscbauung  und  unter 
mehreren  anderen  Namen  auftritt),  also  auf  die  ihr  entsprechende  Religion, 
die  sie  „m  sich  berge".   ,,Wir  ahnen  deutlich  genügt  „die  neue  Gestalt 
der  Weltreligion"  (S.  63).    Die  Wissenschaft  „stellt  sich  ihr  zur  Ver- 
fügung'' (S.  65).  Sie  ist  „der  Abschluß  des  .sozialistischen'  I^bens"  (S.  68). 
Es  gibt  ,.richt!<2'<'  Ideale"  (S.  72):   die  Weltreligion  bedeutet  die  allge- 
meingültige Form  des  höchsten  Ewigkeitslebens"  (S.  731.    .,I)er  höchste 
Punkt  der  kulturellen  Entwicklung  hat  die  Identität  von  Gott  und  Mensch 
zu  dokumentieren"  (S.  75).    Der  Mensch  erzieht  sich  zum  Schöpfer,  in 
der  kulturellen  Schöpfung  gelangt  der  tiefere  Siim  der  gesamten  humani- 
tären  Kultur  zur  Äufienmg  (ib.).   Auf  die  Religion  und  das  »kultur* 
philosophische  Postulat"  folgt  die  „ethische  Formd"  „des  Sozialismus, 
sowie  des  Wirklichkeitsidealtsmus".   Der  Imperativ  Guyaus  „Du  sollst 
und  mu6t  weil  du  kannst"  eignet  sich  dazu  am  besten  (S.  76).  Im 
Gegensatze  zur  Kantischen  Formel  gedacht  schließt  sie  doch  diese,  wenn 
man  von  ihrer  metaj»h\sischen  Grundlage  abstrahiert,  nicht  aus,  sondern 
wird  von  ihr  vorausgesetzt  (S.  77,  78).   „Aus dem  iininanent-schöpferischcn 
Idealismus  der  sozialistischen  Doktrin  ergibt  sich  der  Mensclientypus'*  de» 
schöpferischen  Renaissancemenschen,  „für  den  der  Sozialismus  als  kultur- 
philosophische Lehre  einzutreten  hat"  (S.  So).    Er  ist  „ein  bejahend- 
bauender" (S.  82).   „Der  Lebensstil  der  sozidisdschen  Demokiatie  ist 
seiner  entwicklungs-soziologischea  Tendenz  nach"  dem  Nietzsche'schen 
verwandt:  denn  er  ist  ein  „Streben,  aus  jedem  einen  ^tsm*  zu 
machen  ....  einen  Herrn  Uber  sich  selbst  und  über  die  Welt  der 
natürlichen  und  kulturgescllschafUichen  Verhältnisse"  (S.  93  .    ..Im  Prin> 
zjpe  sehen  wir  im   arbeitenden  Kulturmenschen    der  Entfaltung  des 
Renaissancemenschen  in  seiner  Universalgestalt  entgegen'*  (S.  lo-l 

Der  Renaissancemensch  löst  den  Revolutionsraenschen  ab.  „Und 
es  palit  sich  vortretTlich,  daß  zurzeit  sich  zum  Vorteil  der  sozialistischen 
Demokratie  ein  neuer  Wissenschaftszweig,  die  sogenannte  Sozialpädagogik 
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entfaltet"  (S.  105).  Der  Sozialismus  ist  nicht  ausschließlich  Lehre  der 
^unteren  Klassen".  In  den  Kreisen  des  „Büdung^sproletariats"  wird  ,,cine 
neue  Geistesaristokratie  gezüchtet"  (S.  108).  Sie  muß  in  ein  intimes 
Verhähnis  zum  „Stammproletariate"  treten ,  das  schon  angebahnt  war, 
aber  gutenteils  wieder  zerstört  wurde.  Das  „wiuischlosc  geistige  Treiben** 
der  Boheme  „ist  dem  Tode  geweiht"  (S.  in).  „Aus  der  Lebens- 
anschauung  des  Renaissancemenschen  ei|pbt  sich  seine  Lebensfdhnmg. 
Das  aktudl-schöpfetische  Lebensprhizip  des  A]l>ldealismus  tritt  hier  In  der 
Fonn  des  unausgesetzten  Heroismus  zutage"  (S.  114),  des  „All> 
Herotsmus"  an  Stelle  des  „sporadischen  Heroismus"  des  Negations^us, 
des  Revohitionsmenschen.  Die  ,,lMreitgedachten  Horizonte  der  marxisti- 
sehen  Welt"  sind  aUmählich  „verengert"  worden  (S.  119).  Ohne  „ein 
Bündnis"  „mit  der  Renaissanceauffassung  des  Kulturlebens"  .  geht  dem 
Sozialismus  sein  idealistischer  Schwung  und  .  .  .  seine  tiefere  philo- 
sophische Basis  verloren"  (S.  120).  „Das  Bewußtsein  der  Klasseninter- 
essen"  ist  „an  und  für  sich  kein  sozialistisches  Bcwulätsein"  »^S.  126}. 
„£ine  völlig  neue  Vorstellung  von  ,GlUck'  bringt  die  sozialistische 
Renaissance  mit  sich'*  (S.  137).  „Im  kulturellen  Bauen^  müssen  die 
Massen  „ihr  grofles  Glück  aufsuchen"  (&  128).  „Das  mufi  gesdiehen, 
soH  einmal  die  sozialistische  Ära  ztun  zweiten  schönen  Tag  der  Welt- 
geschichte werden"  (S.  128)  .  .  . 

Daß  es  eine  nicht  unbedeutende  Schrift  ist,  die  wir  vor  uns  haben^ 
werden  die  mitgeteilten  Proben  des  Gedanken  oranges  erkennen  lassen. 
Ihre  Hauptstärke  besteht  aber  in  der  Glut  des  Enthusiasmus,  der  Zuver- 
sicht des  Glaubens,  der  sie  erfüllt.  Ihr  Prophetenton  entbehrt  nicht  der 
Grötk  und  Schönheit,  er  ist  nicht  bloU  schwungvoll  und  pathetisch, 
sondern  gibt  den  Eindruck  tiefer  und  echter  Gesinnung.  Aber  freilich 
—  es  ist  Profdieteiiton,  übersdiwänglichf  schwSrmerisdi,  für  Kritik  nicht 
eben  empfänglich.  Ein  streng  geschultes  Denken  verträgt  sich  schlecht 
mit  diesem  Tone.  So  ist  denn  manches  mit  Emphase  AusgesprochenCp 
z.  B.  die  angebliche  Verwandtschaft  des  „sozialistischen  Lettenssdles^  mit 
dem  Nietacheschen  nichts  als  leeres  Phantasma. 

Ihrem  Kerncharakter  nach  kann  eine  so/ialistisolie  Ansicht  und 
Wertunjr  der  Kultur  nur  nelien  zwei  andere,  die  sie  an  Kraft  und  Be- 
(■.L'utiint:  f'rrt  irlien  oder  ubertretien  will,  sich  stellen;  neben  die  reaktionäre 
(resp.  kl  nsc  r\ativcj  und  neben  die  liberale  Ansicht  und  Wertung.  Dies 
ist  eine  sehr  simple  Waiuiieit,  aber  wer  solide  Theoreme  bauen  will, 
muß  simple  Waluheiten  zugrunde  legen.  Unser  Autor  hätte  wohl  daran 
getan,  den  mannigbchen  Arten  konservativer  und  liberaler  Denkungsart 
nacbäispürettp  sie  in  ihren  Gegenstttzen  und  Verwandtschaften  darzustellen, 
und  wiederum  die  Gegensätze  und  Verwandtschaften  sozialistischer  Ideen, 
wie  sie  empirisch  vorliegen,  mit  der  einen  wie  mit  der  anderen  Grund- 
richtung  und  mit  ihren  verschiedenen  Formen  zu  verfolgen ;  woran  dann 
der  Autor  seine  eigene  oder  die  marxistische  Idee  in  seiner  Fassung 


Digitized  by  Google 


460  Literatur. 

hätte  anknüpfen  dürfen.  Ansätze  zu  einer  solchen  Darstellung  sbd  in 
dem  Büchlein  allcrdin-^s  vorhanden.  M  Aber  die  Aufgabe  sell)er  in  ihrem 
trockenen  wissenscli.iftliclien  fTchalt  ist  von  flem  beredten  Scliriftst eller 
nicht  ins  Auge  gelaik  worden.  Die  Vision,  die  dichterische  Begeisterung 
geht  mit  ihm  durch.  So  bedeutet  seine  Schrift  ihrem  wesentlichen  Zuge 
nach  eine  Reaktion  zugunsten  des  utopistischen  Sozialismus  gegen  den 
wissenschaftlichen  Sozialismus,  auf  der  Basis  des  letzteren.  Die  letzten 
Worte  des  Textes  kiuten:  »»Die  radikale  Utopie  trägt  ständig  den 

Sieg  davon  und  bewährt  sich  unter  den  Lebenden  " 

Die  kleine  Schrift  enthält  manche  geistreiche,  auch  witzige  Einzel- 
heiten. So  ist  recht  hübsch,  was  S.  23  über  den  „heutzutage  herum- 
tanzenden charakterlosen,  naiv-kiiltnrellen  X'arietcheüonismus"  ati?2:efiihrt 
wird.  Überhaupt  /.eii^t  sich  t-ine  starke  Be<^abunu'  ftir  die  Durchdringung 
von  allerhand  ideologischen  Piiänomenen.  Ich  darl  auch  hinzufiigen,  daß 
die  philosophische  Gesinnung,  die  das  Büclüein  erfüllt,  im  ganzen  danach 
angetan  ist,  lebhafte  Sympathien  zu  erwecken;  besonders  durch  den 
Kontrast  gegen  den  moralischen  Nihilismus,  der  von  den  Marxisten 
strenger  Observanz,  wenn  nicht  immer,  so  doch  nicht  selten,  wenn  nicht 
gehegt,  so  doch  zur  Schau  getragen  wird. 

FERDINAND  TÖXNIES. 


Schmidt,  Richard f  Dr.  Prof.  a.  d.  Univ.  Freiburg  i.  B.,  DU  gmtin- 
sauten  Grundlagen  des  politischen  Lebens.  Allgemeine  Staats- 
lehre, I.  Band.  Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1901.  (Hand- 
und  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften,  begründet  von 
Kuno  Frankenstein,  fortgesetzt  von  Max  v.  HeckeL  IIL  Ab- 
teilung: Staats-  und  Verwaltungslehre.) 

Wir  leben  im  Zeitatter  der  Methodologie.   Auch  der  Verfasser  dfs 

vorliegenden  \\'erkes  huldigt  dieser  modernen  Riditung  und  glaubt  an 
der  Hand  der  „Ergebnisse  der  älteren  Staatslehre"  und  durch  „.Aus- 
einandersetzung mit  der  Phik)soj»hie"  eine  methodologische  Fundatnen- 
tierung  st-ines  eigenen  —  der  neueren  Forschung  durchaus  entspreclien- 
den  —  historisch-empiristischen  Standj-unktes  geben  zw  müssen,  l'ljer- 
haupt  spielen  in  dem  selbi>t  vi»r  den  letzten  und  schwierigsten  Problemen 
niemals  zurückschreckenden  Buche  von  Schmidt  „philosophische"* 

')  An  einer  Stelle  (S.  94  f.)  kommt  die  Dreifachheit  des  Typus  ru  (Irulll'hem 
Ausdruck.  Plinc  eingehende  Analyse  dieser  Typen  würde  7viL"  n,  wie  .,der  dritte 
Typus"  auch  in  nirht-«;ozialistischen,  sondern  liberal-radikalen  f,Zukuii/tslaatien",  wie 
den  Idealen  Comics  und  Spencers,  um  sein  Leben  ringt. 
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und  ..methodologische"  I.rörteiungen  eine  —  ucni^^stcns  der  Seiten- 
zahl und  den  äußerst  vielversprechenden  Uberschrillen  und  Redewendungen 
nach  —  sehr  stark  hervortretende  Rolle. 

Als  ^methodolugisch"  gibt  sich  zunächst  die  Einleitung  mit  ihrer 
Betonung   des  „praktisdien"  Charakters  der  allgemeinen  Staatdehre 
(vgl  z.B.  S.  sf,  20  f.,  i^tf  2$f  27,  auch  Bd.  II  S.  8si6,  839,  851)  und 
mit  ihrer  Zusammenfassung  von  allem  ,J}eskriptiven"  oder  nicht  „Po- 
litischen" unter  den  viel  zu  weiten  und  unbestimmten  Sammelbegriff  des 
^Juristischen"  (vgL  S.  26  f.,  255).    Soweit  es  sich  jedoch  bei  diesen  ein- 
leitenden Auseinandersetzungen  lediglich  um  in  methodologischer  Hin- 
sicht anfechtbare  Ber^iiffsbestimmunEjen  handelt,  soll  vorläufij^:  nicht  näher 
darauf  eiMge;;anr(en  werden.    Nur  soviel  sei  schon  jetzt  angedeutet,  daß 
das  \'erhant:nisvolle  des  Schmidtschen  Buches  ^^erade  in  einer  genauen 
U  b  e  r  c  i  n  s  t  i  Iii  ni  u  n  g  zwisciien  der  wissenschaüliclien  Behandlung  der 
Probleme  selbst  und  der  „methodologischen"  Orientierung  besteht:  Der 
Unbestimmtheit  der  Methodologie  nämlich  entspricht  genau  die  Unge- 
schiedenheit  aller  Einzelauslührungen.    Der  ganae  auf  bolienmg  der 
Arbeitsmethoden  basierende  Fortschritt  der  publizistischen  Begriffsbildung 
im  letzten  halben  Jahrhundert,  dessen  Verdienst  es  indtesondere  war,  die 
staatsrechtliche  Systematik  aus  unjuristischen  Verdunklungen  heraus- 
gerettet   zu   haben,   wird   bei  Schmidt  illusorisch   gemacht,    und  die 
Forschung  erscheint  bei  ihm  wieder  auf  jenen  Zustand  universalistischer 
Verschwommenheit  zurückgeworfen,  der  in  der  ersten  Hallte  des  19.  Jahr- 
hunderts herrschte.    Mögen  auch  heutzutage  die  einzelnen  Vertreter  der 
Wissenschaft  über  das  zulassige  Maü  des  uiieialich-rechtlichen  Forma- 
lismus sich  streiten;  —  daß  Uberhaupt  die  scliarie  Herausarbeitung 
einer  Staatsrechtsdogmatik  heute  för  jeden  eine  unentbehrliche  Voraus* 
Setzung  aller  staatswisseoschaMchen  Erkenntnis  geworden  ist,  diese 
Gnmdtatsache  hat  —  wenigstens  in  Deutschland  —  sowohl  in  prinzi- 
pidler  methodologischer  Reflexion  —  es  sei  betsiHelsweise  nur  an 
Jeltinek,  Gierke   vgl.  Schmollers  Jahrbuch  Bd.  VII,  Heft  i)  und  Laband 
erinnert  —  als  besonders  hi  der  wissenschaftlichen  Praxis  selt»t  einen 
nahezu  einmütigen  Ausdruck  gefunden.    Bei  Schmidt  hingegen  verhält 
sich   dies  nicht  nur  hinsichtlich  der  Methodologie,  sondern  nnch  der 
Einzeiausführungen    gerade    umgekehrt.     Hierbei    ist    aber    nicht  das 
Störendste,  daß  er  alles  „juristisch"  (in  seinem  Sinne)  nennt,  sondern 
vielmehr,  daß  er  nichts  „juristisch"  (im  technischen  Sinne)  behan- 
delt.  Sein  ganzes  Buch  zeigt  eine  aufTallende  Abneigung  gegen  die 
tmerbittlicb   Schärfe   und  Klarheit  erfordernde  juristische  Methode. 
Seiner  Staatslehre  fehlen  denn  auch,  wie  sich  später  zeigen 
wird,  sttmtiiche  juristische  Grundbegriffe.    Es  findet  sich 
nicht  die  leiseste  Spur  einer  wahrhaft  jurvtudien  Erfassimg  des  Staats* 
Subjekts,  des  Staatsgebiets,  des  Staatsoigans,  der  subjektiven  öffentlichen 
Rechte,  der  Souveränctät,  der  Staatsfonnen,  der  Volksvertretung  usw. 
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Allerdings  ist  —  um  auf  diesen  jedem  sich  aufdrängenden  Einwand 
einzugehen  —  die  juristische  Methode  nur  eine  unter  den  verschie- 
denen staatswisseiischaiüichcn  Forschungsaiten.  Niemals  darf  sie,  wie 
es  naturrechtlicber  und  juristischer  FormaUsmitt  äcfa  zuweikn  ug^niaft 
haben,  die  freie  historische  Würdigung  des  in  keine  Systenuüsienuig 
eingehenden  politischen  Lebens  hindern  oder  ersetzen  wollen.  Es  nnfi 
darum  von  vornherein  anerkannt  werden,  daÖ  auch  die  aUgeneine 
Staatslehre  von  R.  Schmidt  —  der  Tendenz  nach  —  mit  ihnsi  über- 
wiegend „politischen"  Ausfuhrungen  seibstvexständlich  etwas  durchaus 
Verdienstliches  anstrebt,  und  daß  ferner,  was  Schmidt  mit  Recht  geltend 
macht,  eine  durchgehende  reinliche  Scheidung  zwischen  „Juristischem" 
und  „Politischem"  weder  möglich  noch  wünschenswert  ist.  Auch  soll 
nicht  bestritten  werden,  daß  Schmidt  gelegentlich  durch  seine  Bei- 
bringung historischen  Materials  manches  besser  aut  nellt,  als  es  doktri- 
närer Begriffsspalterei  je  gelingen  könnte.  Aber  alles  dies  zugegdXD 
ist  es  andrerseits  ebenso  unbestreitbar,  daß  er,  wie  sich  später  eigdm 
wird,  ittr  die  Beseitigung  des  Juristischen  dennoch  leider  gar  kdnea 
rechten  Ersatz  zu  bieten  vermag,  da6  er  dem  unhistorischen  Boktri* 
narismus  im  großen  und  ganzen  doch  nur  die  Auflockerung  aller 
festen  Begriffe,  die  relativistische  Auflösung  und  Erweichung  aller  Staats* 
wissenschaftlichen  Dogmatik  und  Konstruktion,  die  Umdeutung  sämt- 
licher syst eni:\ti scher  Gedanken  in  farblose  politische  Allgemeinheiten 
entgegenzusetzen  weiß.  Nur  in  diesem  Sinne  hat  sich  die  „praktische^ 
Tendenz  bei  ihm  bewahrheitet.  — 

So  sehr  uns  also  auch  erst  die  wissenschaftlichen  Leistiuigen  des 
Werkes  selbst  den  endgültigen  Aufschluß  über  sein  eigentliches  Wesen 
geben  können,  so  zwingt  uns  dennoch  die  Ausltüirlidikeit,  der  sichere 
Ton,  die  verheißungsvolle  Art,  in  der  die  „methodologischen''  Unter- 
suchungen des  Buches  auftreti^n,  auch  diesen  Bestrebungen  Schmidts 
einige  Beachtung  zu  schenken. 

Ein  eigenartiges  Mißgeschick  hat  den  von  den  Vorzügen  des  Histo- 
rismus und  Empirismus  doch  so  stark  durchdrungenen  Verfasser  gende 
bei  dem  Versuch  einer  Begründung  seiner  nntiqjekulativen  Tendenz  dm 
Verführungen  der  Spekulation  selbst  in  uberreichlichem  Maße  ausge- 
liefert. Schmidt  hat  es  nämlich,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  lür 
nötig  gehalten,  den  endgültigen  Aufschluß  über  den  methodisciieD 
Standpunkt  seines  ganzen  Werkes  erst  von  einer  „energischen  Greafr 
Ziehung  gegen  die  Philosophie''  abhängig  zu  machen;  zu  diesem 
Zwecke  einer  „orientierenden  Vorbereitung  der  methodologischen  Dtf- 
legimg*'  schien  es  ihm  ganz  unumgänglich,  zwar  nicht  eine  Gesdiidite 
der  früheren  Staatstheorien,  wohl  aber  eine  —  nicht  viel  weniger  sIs 
den  dritten  Teil  des  Buches  einnehmende  —  ,3kizze  dieses  großen 
Denkprozesses,  eine  Bilanz  des  Erkenntniswertes,  der  ihm  in  seiner  Zu« 
sammenfossung  zukommt"  —  wie  es  so  äußerst  vielversprechend  heük 
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uns  darzubieten.  Während  die  vorher  erörterten  Punkte  sich  leicht  fest- 
stellen ließen,  „bedarf  die  Beziehung  zwischen  Staatslehre  und  Staats- 
philosophie einer  eingehenden  (1)  Beleuchtunf^.  Sie  ist  nur  so  möglich, 
daii  in  Kürze  (!)  zwischen  beiden  eine  Rechnung  aufgemacht  wird."  (S.  33.) 
Aaf  die  also  angekündigte  „Redinung"  genauer  einzugehen,  wäre  an 
sidi  nicht  erforderlich,  da  sie  ihr  Material  meist  Windelbands  philo- 
sopbiegeschidiüichen  Werken  und  Rehms  Gesdiichte  der  Staatsrechts- 
wissenschaft entnimmt  und  dabei  höchstens  kleine  Modifikationen  an- 
bringt, die  aber  durchaus  nicht  in  der  Richtung  auf  die  beabsichtigte 
methodologische  Klärung  liegen. 

Trotzdotn  lassen  sich  die  Eigentümlichkeiten  des  ganzen  Buches 
gerade  in  diesen  Partien  rait  am  besten  studieren.  Allerdings  muß  dabei 
auf  ein  Kindringen  ins  Detail,  aber  ebenso  auf  ein  Hinabsteigen  in  die 
Tiefe  der  Probleme  von  vornherein  verzichtet  werden.  Nur  auf  das 
Elementarste  soll  die  Aufmerksamkeit  gerichtet  sein  —  und  dies 
güt  gleichmafiig  von  allen  Teilen  unserer  Besprechung.  Aus  Gründen 
der  Anpassung  an  den  Charakter  des  vorli^enden  Werkes  sind  wir 
nämlich  zu  der  entsagungsvollen  Maxime  gezwungen,  allen  nicht  auf  der 
Oberfläche  liegenden  und  einer  gewissen  communis  opinio  mehr  oder 
weniger  teilhaftigen  Problemen  und  Kontroversen  aus  dem  Wege  zu 
gehen.  Im  Zusammenhange  damit  haben  wir  uns  auch  bei  den  flir 
unsere  Erörterungen  notwendigen  Literaturhinweisen  grundsätzlich  auf 
die  allerbekannteste  Literatur  beschränkt,  und  es  genügte  uns 
dabei  vollkommen,  ausschließlich  die  von  Schmidt  selbst  zitierte 
Literatur  heranzuziehen,  woraus  also  hervorgeht,  wie  wenig  selbst  diese 
vom  Verlasser  berücksichtigt  worden  ist.  — 

In  welch  übenraschenden  Linien  Schmidt,  da  wo  er  in  dieser 
„Skisze"  kleme  Abweichungen  versucht,  sogar  die  dem  Juristen  doch 
sonst  vertrautesten  und  in  der  Entwicklung  der  Rechtsphilosophie  mar- 
kantesten Gestalten  zu  zeichnen  unternimmt,  mag  an  dem  Beispiel  des 
Grotins  veranschaulicht  werden.  Da  Schmidt  gemäß  der  streng  inne- 
gehaltenen Einförmigkeit  seiner  Beurteilungsmaßstäbe  nur  eine  einzige 
Art  von  staatswissenschaftlicheiu  Fortschritt  kennt,  nämlich  die  Kinan- 
iipation  von  der  Metaphysik,  so  begnügt  er  sich  nicht,  die  juristisch- 
politischen  \  erdienste  des  Grotius  hervorzuheben,  sondern  er  unter- 
nimmt es  kurzweg,  die  Hauptbedeutung  dieses  Klasakers  des  philo- 
sophischen Naturrecfats,  dieses  großen  Begründers  der  abstrakten  und 
rationalen  Methode  gerade  dahin  zu  verlegen,  dafi  Ckotius  eine  »Wissen- 
schaft"  geschaffen  habe,  „die,  aller  Metaphysik  abhold,  den  Streit  auf 
das  Feld  der  empirisch-praktischen  (I)  Erscheinungen  verlegt,  —  die  als 
Staatslehre  auftritt,  ohne  {[)  Staatsphilosophie  sein  zu  wollen."  Die 
Originalität  dieser  Deutung  wird  sodann  durch  folgende  denkwürdige 
Begründung  auf  die  Spil/e  getrieben :  „Denn  (!)  das  ist  und  bleibt  vor 
allem  Grotius  Tat,  daß  er  es  ausspricht,  für  das  Naturrecht  keine  tiefere 
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Quelle  nötig  zu  haben  als  sein  Vorhandensein  in  der  Vernunft  des  Ein- 
zelnen: est  ins  naturale  adeo  immutabile  ut  ne  a  deo  fjuidem  muiari 
queat."  Su  entpuppt  sich  dieser  weltberühmie  Aussprucii,  der  den 
früheren  Jahrhunderten  in  ihrer  Verblendung  stets  als  die  stoke  Ver- 
kOndung  eines  nicht  nur  für  jede  irdische  Macht  sondern  sogar  für  die 
Gottheit  unabänderlichen,  rein  aus  dem  Gedankm  aQ%ebauten  Vernunft* 
rechts  galt,  plötzlich  bei  Schmidt  als  Dokument  eines  „aller  Metaph>'sik 
abholdwi**  gediegenen  Empirismus!  (Nur  im  Verkennen  der  Veränderlich- 
keit unserer  Rechtsüberzeugungen  zeige  sich  die  Schwäche  dieser  Natur- 
recht.slehre.')  Einen  weiteren  Vorzug  des  Grotius.  so  belehrt  uns  der  Verfn>«^er 
ferner,  sollen  wir  darin  erblicken,  daß  bei  ihm  das  Naturrec  ht  nicht  nur 
„einen  für  die  tlieoretische  Konstruktion  notwendigen  Bc;^frift^',  S"nderii 
„eine  Realität,  eine  lebendige  iniiaitreiche  Macht  über  dem  Staat"  be- 
deutet. Also  an  einer  Gleichsetzung  des  ungeschichtlichea ,  zeitlosen 
und  abstrakten  Naturrechts  mit  einer  „Realität"  soll  es  sich  bewähren, 
dafi  die  Diskussion  „durch  die  geistige  Potenz  des  Hugo  Grotius  auf 
dem  realistischen  (l)  Boden  festgehalten  wird*'.  Es  scheint  fast,  als  sei 
hier  mit  beabsichtigtem  Wortwitz  auf  die  mittelalterlich  „realistische" 
Hypostasierun g  abstrakter  BegrifTe  angespielt  Denn  es  ist  Schnudt 
doch  wohl  bekannt,  daß  eine  Anschauung  um  so  realistischer,  um  so 
historischer  ausfällt,  je  melir  das  Naturreclit  ledigh'ch  als  ..Kfnstrukün.n" 
und  legulatives  Prinzip  und  je  weniger  es  als  „Realität**  gefniit  wird, 
ja,  daß  ein  ,,N'aturrecht''  nur,  wenn  es  ausschließlich  ai^  ,X"n- 
struklives  Hilfsniitiel"  gilt,  unter  Umständen  mit  einer  historischen  Be- 
trachtungsweise verträglich  sein  kann?  Dafi  Schmidt  sich  über  die  ge- 
samte Naturrechtsepoche  der  üblichen  Auffassung  recht  femstehende  und 
wohl  überhaupt  nicht  ganz  durdischaubare  Meinungen  gebildet  haheo 
mufi,  davon  möge  man  sidi  ebe  Vorstellung  machen,  wenn  man  hörtt 
daß  er  an  einer  späteren  Stdle  ^e  Zeiten  und  die  Sdiriftsteller  auf- 
zählt, die  sich  am  meisten  von  philosophischen  Erörterungen  freihielten 
und  deshalb  jedesmal  die  „besten  und  reichhaltifjsten,  neuesten  fV.  und 
praktisch  brauchbarsten  Resultate"  lieferten,  und  daß  er  hei  dieser 
Musterung  neben  Aristoteles,  Maccliiavelli,  Bodin,  (".rotius  und  der  l.isto- 
rischen  Staatslehre  des  19.  Jahrhunderts  ganz  imbefangen  auch  die 
„Aufklärung sichre"  nennt!  (S.  99.)  Er  ist  also  —  so  unbegreif- 
lich uns  das  auch  erscheinen  mag  —  nicht  zu  dem  Ergebnis  gekommen, 
dafi  die  durch  die  Idee  des  Naturrechts  charakterisierte  ^ofklärungs- 
lehre"  flir  ihn  nach  allen  seinen  modern  antirationalistischen  und  histo- 
risch gerichteten  \'i)raussetzungen  gerade  den  eigentlichen  Inbegriff  des 
methodisch  Verwerflichen  darstellt. 

Weniger  auffallig,  wenngleich  ebenfalls  irreführend  ist  die  Ge<rCT- 
überstellung  von  Bodins  und  Grotius  ,,KonkurrenzauffassuDgen  von  Staat 
und  Recht",  wonach  Bodin  das  Recht  als  Produkt  des  Staats,  Grotius 
als  über  dem  Staat  stehend  erklären  soll.    Hierbei  wird  doch  gerade 
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die  der  Xaturrechtspeiiode  eigcuiumliche  Lösung  dieses  Problems,  näm- 
lich die  Untersdieidung  twiscilen  natürlidiem  ind  positivem  Recht  trnd 
damit  das  Wesentliche  aufier  acht  gelassen.  Bodin  verteidigt  allerdings 
die  Entbimdenheit  des  Souveräns  vom  positiven  Recht;  aber  erstens 
veitritt  Grotius  hinsichdich  der  „bürgerlichen  Gesetze"  (allerdings  nicht 
hinsichtlich  der  „Grundgesetze"^  dieselbe  Ansicht,  und  andrerseits  erkennt 
Bodin  in  Übereinstimmung  mit  Grotius  bekanntlich  Naturrechts- 
schranken der  Staatsgewalt  nrisdriicklirh  nn  (Vgl.  dazu  z.  T?.  Gierke, 
AUhusius  S.  285 ff.,  295  Aiirn  75,  297  It.:  Rchm,  Geschichte  S.  229, 
246).  Schmidts  Behauptung,  Grotius  verweife  .,mit  noch  größerer  Prä- 
zision als  Bodin  das  Postulat  einer  Volkssouveräneiai' ,  ist  entgegenzuhalten, 
daß  erstens  von  Bodin  die  Vorstellimg  der  Volkssouveränetät  noch  als 
^selbstverständliche  Basis  festgehalten'*  wird  (s^  Gierke,  Alth.  S.  80  u. 
vgl.  S.  84  Anm.  S7  u.  28)  und  daß  zweitens  von  einer  „präzisen"  Ver- 
werfung der  Volkssouveränetätslehre  auch  bei  Grotius  keine  Rede  sein 
kann;  im  Gegenteil,  Grotius  vermag  sich  gerade  von  der  Annahme 
einer  ursprünglichen  Volkssouveränetät  gar  nicht  völlig  loscureifien  (vgl. 
Gierke,  Alth.  S.  174  f.  u.  84  Anm.  27).') 

Die  Darstellung  der  Aufklärungsieh rc  bcscliränkt  sich  wenigstens  im 
großen  und  ganzen  auf  eine  paraphrasierende,  wenn  auch  wie  stets  in 
nicht  gerade  reservierter  Sprache  gehaltene  Wiedergabe  des  aus  den  ver- 
schiedenen Lehrbüchern  zusammengestellten  Stoffes.  Dali  bei  solchem 
etwas  eiligem  Verfahren  hie  und  da,  wenn  es  der  Zufall  gerade  will, 
irrige  Ergebnisse  anderer  Fmscher  imgeprttft  übernommen  werden,  ist 
freilich  nidit  zu  vermeiden  (vgl  z.  B.  über  eine  derart  zustandegekommene 
„Veraeinmg  Montesquieus^  den  Nachweis  Jetlineks  in  Grünhuts  Zeit- 
schrift Bd.  XXX  S.  I  ff.;.  Es  mag  hervorgehoben  werden,  daß  unter 
anderem  aUes«  was  über  das  Prinzip  der  Gewalteoteilung  bei  Locke  und 
Montesquieu  berichtet  wird,  durch  eine  allzu  ungenaue  Benutzung  der 
sekundären  Quellen  scliicf  geworden  ist.  Weder  dringt  Locke  ausschließ- 
lich auf  eine  vollständige  Trennung  von  Legislative  und  Exekutive,  noch 
unterscheidet  sich  Montesi^uicu  durch  eine  stärkere  Vermengung  beider. 
Das  Umgekehrte  zu  behaupten  wäre  richtiger  gewesen  (vgl  z.  B.  Jellinek, 
Gesetz  und  Verordnung  &  64  ff.,  Rehm,  Allgemdne  Smatsldire  S.  as9, 
236).  Auch  hätte  Schmidt  Locke  und  Montesquieu  nicht  ausdrüddidi 
den  gemeinsamen  Vorwurf  machen  sollen,  daß  sie  die  Regierung  ledig« 
lieh  als  mechanische  Exekutive  des  Gcsetzeswillens  auffiifiten  (S.  261), 
während  doch  in  Wahrheit,  wie  Jellinek  ausführlich  dargetan  hat  (a.  a.  O. 
S.  30,  640".),  Locke  sich  gerade  durch  Betonung  des  selbständigen 
Moments  in  der  Regierung  (Prärogative)  von  der  französischen  Theorie 

')  Wir  liticreii  ans  den  obeo  (S.  463)  angegebenen  Grfinden  mit  Voilicbe  g«nde 
dies  Ar  jede  auch  nur  flQclitige  Darstellung  literer  Staalstlieorien  uaenlbebrlicbe  Buch 
von  Gierke. 

AnUv  für  SotiiawitMateliaft  ol  SotUpoliiik.  L  (A.  f,fei.C.  u.  Sc  XIX.)  t.  30 
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des  Konstitationalismiis  unterscheidet  —  Home  wizd  aus  der  AufklSmnf 
vollständig  herausgenommen,  und  mancher  ganz  Unkundige  könnte  steh 
leicht  zu  dem  Irrtum  verleiten  lassen,  als  ob  Hurae  hier  wirklich  von 
Schmidt  eine  ihm  pebübrende  ,,wcit  höhere  Rangstellung"  zum  ersten 
Male  angewiesen  worden  sei .  und  dies  im  Gegensatz  zu  der  „bis  heute 
üblich  gebliebenen"  Manier,  Huine  ,,inehr  als  Totengräber  der  Aufklärung 
denn  als  Herold  einer  neuen  Betrachtuugsweise"  hinzustellen  und  ihn, 
wie  auch  die  „neueren  Philosophiehistoriker"  Kuno  Fischer  imd  Windel- 
band getan  haben,  als  „blofien  Nachfolger  der  Lockeschen  Aufldäiungs* 
Philosophie''  su  behandehi.  Steht  man  sich  nach  dieser  wtederan  viel> 
verspredienden  Einleitung  aa,  was  Schnudt  über  Hume  eigentlich  za 
sagen  weifi^  so  merkt  man  zu  seiner  Enttäuschung  sofort,  dafi  er  im 
wesentlichen  auch  hier  das  reproduziert,  was  schon  bei  dem  „neueren 
Philcisopliiehistnriker"  Windelband  sich  findet.  Es  handelt  sich  um  die 
beiden  Gedanken,  daß  Hurae  —  einmal  durch  Eingliederung  des  In- 
dividuums in  das  Gesaratleben  der  Gesellschaft  und  sodann  durch  seine 
Leugnung  der  atomistischen  und  abstrakten  Vertragstheorie  —  über  das 
Aufklärungszeilalter  hinausweise  (vgl.  bes.  Windelband  Geschichte  der 
neueren  Philosophie,  s.  Aufl.  Bd.  I,  S.  348  fr.,  Geschichte  der  Philo- 
sophie s.  Aufl.  S.  433).  Hatte  Schmidt  sich  wenigstens  Uber  seinen 
Lieblingsdenker  die  gangbarste  sekundäre  Literatur  angesehen»  so  hätte 
er  übrigens  er£Uiren  kOnnen,  dafi  Hume  die  Vorstellung  des  Urvertngs 
(original  contract)  keineswegs,  wie  Schmidt  meint,  schon  ganz  konsequent 
verwirft  und  „endgültig  erledigt"  (S.  71,  76,  84),  ja  daß  er  gerade  an 
die  T  a  t  s  n  r  h  e  eines  ursprünglichen  Vertrages  glaubt,  ihm  jedoch  für 
die  s]iateren  Generationen  —  was  allerdings  sehr  bedeutsam  ist  —  keine 
bindende  Kraft  zuerkennt  (vrrl  z.  B.  Gierke,  Alth.  S.  82  Anm.  21,  84 
Anm.  27,  88  Anm.  38,  auch  11;:  Anm.  91). 

Das  genaue  Gegenstück  au  Hume  in  der  Schätzung  des  Verlusas 
bildet  Rousseau.  „Vom  Standpunkt  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  aus 
betrachtet**  habe  Rousseau  „nur  zersetzend  und  auflösend  in  den  großen 
Geistesprozefi  der  Epoche  eingegriffen'*.  Die  Bedeutung  von  „wissen- 
schaftlich"  muß  hier  sehr  eng  gemeint  sein.  Denn  z.  B.  die  von  Kant 
und  Hegel  akzeptierte,  auch  für  die  „Wissenschaft"  bekanntlich  sehr  ein- 
flußreich gewordene  Betonung  des  Willensmoments  in  Staat  und  Recht 
(vgl.  darulier  z.  B.  Ahrens,  Naturrecht  6.  Aufl.  I  S.  180.  182  Anm., 
Fester,  Rousseau  u.  d.  deutsche  Geschichtsphilosophie  S.  2  78  f.,  Jellinek. 
System  d.  subj.  oiül.  Rechte  S.  40)  und  ebenso  die  Unterscheidung  von 
partikularen  Gesellschafts-  und  universalen  Staatsinteressen,  durch  die 
Rousseau  gleichfalls  ein  Vorläufer  Hegels  geworden  ist  (vgL  Jdlinek 
a.  a.  O.  S.  133  f.,  HaymanUr  J.  J.  Rousseaus  Soiialphtlosophie  S.  ?6ff,)i 
hatten  doch  auch  von  dem  wissenschaftlichen  Standpunkt  Schmidts  aus 
wenigstens  als  mildernde  Umstände  wirken  sollen;  dasselbe  gilt  noch 
mehr  von  der  für  die  Folgezeit  vorbildlichen  scharfen  Ausprägung  des 
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Gesetzesb^friffes  bei  Rousseau,  die  einen  gewaltigen  Einfluß  nicht  nur 
auf  die  gesamte  Verfassungsgeschichte  des  Revolutionszeitalter«;,  sondern 
auch  auf  die  , .Wissenschaft",  sogar  auf  die  positivste  Jurispruderz  nus- 
geübt  hat  (vgl.  Jellinek,  Ges.  u.  Verordn.  S.  51  ff  ,  54,  g6f. ;  über  den 
EinHuß  von  Rousseaus  Volkssouveränetätslehre  auch  Rehin,  Allg.  Staatsl. 
S.  238;39).  Rousseau,  sagt  Schmidt,  „enthält  die  Metliodelosigkeit  der 
Naturrechtslehre  dadurch,  daß  er  sie  ins  große  übertreibt".  Nichts  ist 
überhaupt  dem  Verfasser  mehr  zuwider  als  Methodelosigkeit  und  Unexakt- 
heit  in  der  Wissensdudtt  So  wendet  er  sich  an  einer  q)ateren  Stelle  in 
einer  Udnen,  aber  wuchtigen  Anmerkung  (S.  288}  gegen  „die.fär  den 
Unkritischen  verführerischen  politischen  Apbozismoi  des  soeben  ver> 
storbenen  methodelos  philosophierenden  Poeten  Nietzsche" ;  so  erteilt  er 
aber  auch  Stammler  eine  strenge  Verwarnung,  weil  er  Man  gerade  so 
emsthaft  widerlege,  als  handele  es  sich  um  die  Theorien  eines  wirk- 
lichen ordentlichen  Gelehrten.  „Stammler  tut  der  ganzen  Theorie  wohl 
zuviel  Ehre  an,  wenn  er  mit  dem  schwersten  wissenschaftlichen  Kaliber 
diese  Widerlegung  unternimmt"  (S.  106  Anm.). 

Ganz  anders  als  Rousseau  wird  Kant  behandelt,  der  doch  gerade 
als  Politiker  Rousseau  sehr  nahe  steht  Wo  Schmidt  fireilidi  die  großen 
Gedanken  des  AufklXrungsseitalters  berührt,  da  tut  er  es  auch  bei  Kant 
mebr  entschuldigend,  als  würdigend,  nennt  sie  „weitaiisgreifende  Spdtu« 
lationen**,  die  für  den  «.alteraden  Philosophen"  den  »»näherliegenden 
praktischen  Kern"  seiner  Lehre  „in  seinem  Imienldt>en  verdunkelten". 
Er  bemüht  sich  darum,  seinen  Grundbestrebungen  treu,  die  Ideen  Kants 
möglichst  in  „näherliegende"  praktische  Verdienste  umzuwandeln,  wobei 
er  zu  dem  merkwtirdigen  Ergebnis  kun^mt,  daß  die  Wahrung  des  Rechts 
bei  Kant  nicht  einziger  Staatszweck  sei,  sondern  neben  die  Kultur- 
tätigkeiten trete  (vgl.  S.  84  f.  u.  146  Anm.  i).  Wie  wenig  Schmidt  sich 
mit  der  Bedeutung  der  wenn  auch  aus  fremden  Büchern  entnommenen 
SO  doch  nnmerhin  von  ihm  selbst  gebrauditen  Termini  vertraut  gemacht 
hat,  erkennt  man  —  um  wieder  lediglich  ein  Beispiel  herauszugreifen  — 
darauf  daß  er  zwar  unbedenklich  zugibt,  Kant  betrachte  das  Vertrags- 
{Minadp  „nur"  —  wie  es  ausdrttcUich  heifit  —  als  „regulative  Idee", 
nichtsdestoweniger  aber  Kant  vorwirft,  er  gerate  dadurch  mit  seiner 
eigenen  Rechtslehre  in  Widerspruch.  Denn  nach  dieser  entstehe  das 
Recht  erst  im  Staat,  der  Staatsvcilrag  hingegen  setze  doch  schon  einen 
Rechtssatz  voraus.  Schmidt  hat  al'^o  nirht  recht  bcnchtet,  daß  wenn 
man  den  Staatsvertrag  lediglich  ein  regulatives  Prinzip  nennt,  er  dann 
eben  nur  einen  ideellen  Prüfstein  und  nichts  formell  Rechtliches  be- 
deuten soll,  insofern  also  gerade  nicht  „einen  Rechtssatz  voraussetzt". 

An  sidi  wäre  es  ungerecht,  dem  Verfasser  ak  einem  Einzelwissen- 
schaler  Fremdheit  gegenüber  d«r  Philosophie  vorzuwerfen.  Aber  warum 
zeigt  er  dann  den  Ehrgeiz,  die  grofien  philosophischen  Systeme  mit  be- 
sonderer Vorliebe  zu  behandehi  und  zwar  meist  viel  wottreicher  als  ihre 
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staatswissenschaftlichen  ,, Ergebnisse"?   Ein  Grund  dafür  ist  \sirlc!ich  nicht 
zu  entdecken.    Für  Leser  mit  sehr  großer  Vertrauens.seli;^keit  muß  man 
aber  deshalb  bange  sein,  weil  bei  Schmidt  gerade  alles  „Philosopluiche' 
in  einem  seUsamen  Tone  von  Sicherheit  und  in  nicht  gerade  schHchter 
Sprache  vorgetragen  wird;  z.  B,:  „Als  echtes  und  rechtes  Kompromiß« 
Produkt  der  Scholastik  und  der  Renaissancephilosophie  verlegt  er  (Locke) 
seine  Maischroute  in  die  Mittellinie  swisdien  die  bisherige  dnalistisdie  und 
matoialisttscbe  Richtung^  (S.  64)  oder:  «»Allerdings       die  neue  Sptt- 
matik  auf  die  Staatslehre  ihr  Licht  nur  sögemd  fidlen  (1),  und  asdi 
dann  ist  die  Beleuchtung  zunächst  eine  sehr  einseitige.  Bacon  von  Verulaii^ 
obwohl  als  Minister  Jakobs  I.  mit  allen  Salben  der  politischen  Praxis  ge- 
rieben, vermied  doch  ein  theoretisches  Kincrehen  auf  das  Staatsleben... ' 
(S.  60)  usw.  ')   V^on  Spinoza  heißt  es:  „bie  matheinatische  Deiikrnethode 
Descartes'  mit  einer  starken  pantheistischen  Überzeugung  versclunclzend 
erhebt  er  den  allumfassenden  und  einzigen  geometrischen  Raum  zur  Eiß- 
heit  der  göttlichen  Substanz"  (S.  6i).    Hier  ist  offenbar  eiu  kiemer  In- 
tum  bei  der  Quellenbentttsung  untergehtufen.  Winddbuid  sagt  mdit, 
dafi  Spinosa  den.  Raum  irgendwie  zur  Substanz  macht  oder  „erhebt"; 
das  wäre  ja  v<}llig  sinnlos»  da,  wie  jeder  wet6,  der  jemals  etwas  von 
Spinoza  gehört  hat,  die  Räumlichkeit  nur  eins  der  Attribute  der  Sab* 
stanz  ist;  nein,  Windelband  gebraucht  den  Raum  nur  als  veranschan* 
liebende  „Analogie"  zur  Erläuterung  des  Wesens  der  Substanz 
Ganz  in  dieser  Art  ist  alles  ,. Philosophische*',  insbesondere  aber  die  neun 
Seiten  füllende  Darstellung  Kants  ausgefallen,  von  der  sechs  Seiten  der 
Philosophie  allein  gewidmet  sind.   Da  heißt  es,  daß  man  Kant  zwar  zu- 
nächst als  Fortsetzer  Humeschcr  Gedanken  zu  betrachten  habe.  Und 
dann  folgt  der  vielsagende  Satz:  „Aber  mau   verstciit  Kant  doch  nur 
dann  ganz,  wenn  man  sich  klar  macht,  dafi  er  sich  selbst  von  dos 
begabtesten  seiner  Vorläufer  nicht  nur  quantitatiir,  sondern  auch  quaUtstiv 
unterscheidet''  (S.  78).   Auch  die  Kantische  Moralphilosophie,  der  sogar 
an  mehreren  Stdlen  eine  sehr  eingehende  Beaditung  gegönnt  wird,  ist 
unter  den  Händen  Schmidts  zu  einem  recht  eigentümlichen  Gebilde  ge> 
worden  (vgl.  bes.  S.  80 — 85,  169*^1 74).   Den  verschiedenen  Windungen 
dieser  Darstellung  zu  folgen  dürfte  unmöglich  sein.    Bald  erscheint  die 
„Willensautonomie"  als  der  Grundjjfeiler  der   Kantischen    Ethik,  bald 
soll  gerade  umgekciirt  dem  „Streit  um  Autonomie  oder  Heteronomie" 
„ein  eigentlicher  Gegensatz  nicht  uder  doch  nicht  notwendig  zuirrunde 
liegen".    „Der  prinzipielle  Gegensatz  Kants  mit  (!)  den  alteren  üiiukem*' 
zeigt  sich  vidmehr  erst  an  der  Frage,  wie  das  Dasein  der  Wert- 
urteilsformen zu  erklären  und  wie  es  „mnerhalb  der  mensddichen 
Gattung"  entstanden  sei  (S.  173  Anm.  r).   Schmidt  widerlegt  (0 

^  Ein  wirkUch  anschaiuliches  Bild  von  der  das  ganxe  Bach  gleichmäßig 
seichncsden  GeicbmttckUieit  der  Sprache  zu  gebca,  ist  uamögtich. 
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sodann  die  Berechtigung  dieser  ungehörigen  Kantischen  Fragestellung 
nach  der  „Herkunft"  der  Sittlichkeit  (v^\.  S.  81  f.  u.  173!'.)  und  be- 
lehrt uns,  daß  in  Wahrheit  sich  ..dieser  Meinungsgegensatz  mit  den 
Mitteln  objektiver  psychulot^ischer  l-Crschung  nicht  schlichten"  lasse, 
im  ganzen  stellt  sich  Schmidt  aber  durchaus  auf  die  Seite  des  von  ihm 
dergestalt  gereinigten  Kantischen  ,,Intuitivismus'',  der  das  Sittengesetz  als 
Jlas  nicht  tiefer  erklärbare  Produkt  des  intelligenten  Menschen  oder  des 
tibererfahnmgsmäfiigen  höheren  Willens"«  erfafit  (S.  173).  Hoffen  wir 
wenigstens,  dafi  dieser  „intelligente  Mensch''  durch  das  Mittelglied  eines 
Omckfehlers  vom  „intelligiblen  Charakter"  abstammt] 

Der  das  Resultat  der  historischen  Übersicht  resümierende  Schluß« 
Paragraph  des  Kapitels  enthält  zunächst  im  engsten  Anschluß  an  Dilthey 
und  v.  Below  einige  völlig  zutreffende  und  überzeugende  Ausführungen 
über  die  prinzipielle  Unmöglichkeit,  durch  geschichtsphilosophische  Spekula- 
tion und  soziolofjischc  Systematik  die  geschichtlichen  Inhalte  in  ihrer 
konkreten  Einmaligkeit  zu  erfassen  (S.  103  ff.).  Im  übrigen  aber  ist  der 
Ertrag  an  »methodologischer"  Einsicht  doch  sehr  dürftig  ausgefalleo. 
Insbesondere  bldben  all  die  häufig  wiederkehrenden  Bemerkungen  Aber 
„periodische  Gesetsmäßigkeit"  od^  »«gesetzmäfiige  Pendelschläge'S  die 
trotzdem  keinesw^  „r^elmäfitg  und  konstant"  auftreten  sollen,  fiber 
„politische  EntwicklungsgesetsC'  usw.  in  so  proteusartiger  Vieldeutigkeit, 
dafi  darunter  ungefähr  jeder  überhaupt  mögliche  Standpunkt  gedacht 
werden  kann  (vgl.  dazu  S.  6,  iioff,  238  ff.,  253,  284,  287,  289  f.,  Bd.  II, 
S.  S63,  S74fr.).  In  Wahrheit  liegt  Schmidt  das  Iiiteresse  für  die  metho- 
dologische Betrachtungsweise  völlig  fern.  Wir  würden  dies  zu  erwähnen 
ja  keinen  Grund  haben,  wenn  nicht  durch  die  ganze  dogmengeschicht- 
liche „Skizze"  des  ersten  Kapitels  die  hier  endUch  fixierte  „methodolo- 
gische Grundlage"  so  großartig  vorbereitet  worden  wäre.  Und  auf  das 
peinliche  Mißverhältnis  zwischen  den  eigenen  Ankündigungen  des  Ver- 
fasseis und  seinen  Leistungen  mußte  auch  an  diesem  Punkte  hinge- 
wiesen werden.  — 

Das  a.  Kapitel  (Bedingungen,  Aufgaben  und  Wesen  des  Staats)  muß 
trotz  der  rhapsodischen  Anordnung  des  Stoffs  imd  des  auch  hier  fühl- 
baren Mangels  an  Selbständigkeit  als  das  am  besten  gelungene  bezeichnet 
werden.  In  diesen  strenger  Sy.^itematik  von  vornherein  unzugänglichen 
Regit»nen  des  ethnologischen ,  soziologischen  und  historisch-politischen 
Forscimngsgebictes  können  die  sonstigen  wissenschaftlichen  Eigentümhch- 
keiten  des  Werkes  am  meisten  zurücktreten.  Wir  fmden  hier  —  aniangs 
im  -inschlufj  an  Grolies  Buch  über  die  Formen  der  Familie  —  Bemer- 
kungen fiber  die  Urentwicklung  von  Familie  und  Stamm,  über  die  Be- 
deutung der  Seßhaftigkeit,  über  die  ethnologisch  wie  begrifflich  begrlmd- 
baze  Unabhängigkeit  des  Staates  von  der  Abstammungsgememschaft.  Es 
zeigt  sich  auf  diesem  Gebiete  die  Bekanntschaft  des  Verfassers  mit 
historischer  Literatur  und  seine  Fähigkeit,  die  Darstellung  durch  zuweilen 
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glücklich  gewählte  Beispiele  anschaulicher  zu  luachea  (5  14  und  15).^) 
Manche  gute  historische  Belege  enthalt  auch  der  Paragraph  über  die 
„Aufgaben  des  Staates'  fj),  der  im  übrigen  jedoch  Allzugeläufiges 
vid  za  breit  behanddt. 

Mit  Recht  statuiert  Schmidt  in  diesem  Kapitel,  in  dem  auch  der 
weiteste  soziale  Begriff  des  „Organs"  gewonnen  wird»  von.  seinem  all* 
gemeinsten  sozialwissenschaftlichen  Kriterium  des  Verbands* 
begriffes  aus  eine  Wesensglcichlieit  sämtlicher  Verbände:  des  Maates,  der 
Gemeinde,  der  Provinz,  der  Kolonie,  der  Horde  und  des  Stammes  16). 
Diese  „Wesensglcichheit  aller  Verbände"  ist  überhaupt  eine  der  durch 
das  frnnzc  Werk  sich  hindurchziehenden  Lieblingsideen  des  Verfassers. 
Leider  steigen  aber  bei  ihm  derartige  an  sich  ja  berechtigte  Behaup- 
tungen, die  jedoch  in  dieser  Allgemeinheit  lediglich  weder  beweisbare 
noch  bestreitbare  AperQus  bedeuten,  selten  bis  zu  solcher  Schärfe  und 
Durchdachtheit  empor,  dafi  sie  flir  die  wissenschafUiche  Erkenntnis  recht 
fruchtbar  werden  k<tainten.  So  dürfte  er,  auch  in  diesem  Punkte  m 
allzu  generalisierender  und  unbestimmter  Deukungsweise  verhanend,  den 
Wert  der  Mweitschichtigen"  (S.  142),  aber  trotzdem  nicht  ganz  unange* 
brachten  neueren  Untersuchungen  über  die  nach  so  viden  Richtungen 
denn  doch  erheblichen  Gegensätzlichkeiten  innerhalb  des  umfassenden 
Verbandsbegriflfs  unterschätzen.  Er  weiß  sich  in  der  Lelire  von  der 
Gleichartigkeit  aller '  Verbände  mit  Gierke.  iciner  z.  B.  mit  Rosin  und 
Preuß  eins  (v[tL  z.  B.  S.  I  '^.  142  f.)  und  konstatiert  mit  Genugtuung  und 
ohne  alkuang&tiiches  Ab  wagt  u.  diü  m  dieser  Frage  jetit  eine  allgemeine 
Einmütigkeit  eingetreten  sei.  „Auch  diejenigen  Gelehrten,  die  früher  Q) 
geneigt  waren,  eine  Sonderstdlung  des  Staates  vor  den  übrigen  Ver- 
bänden zu  behaupten,  haben  die  Richtigkeit  dieses  Standpunktes  aner* 
kannt  (y|^  z.  B*  Laband,  Staatsrecht  des  deutschen  Reichs  L  63,  wo  er 
auch  in  der  Familie  das  Element  der  Herrschaft  über  ihre  Glieder  in 
der  an  und  für  sich  gleichen  Form  betontp  in  der  es  auch  im  Staat  auf- 
tritt)". (S.  13  Anm.)  Jedem  auch  nur  ganz  flüchtigen  Kenner  der 
neueren  staatsrechtlichen  Literatur  wird  diese  Bemerkung  eine  gewaltige 
Überraschung  bereitet  haben.  SolUe  Schmidt  wirklich  die  in  zahl- 
losen Lehrbüchern  reproduzierte  Stellungnahme  Labands  in  di^er  be- 
rühmten Streitfrage  nicht  kennen?  Sollte  er  nicht  wissen,  dafi  Laband 
nach  wie  vor  Anhänger  der  „Herrschaftstheorie''  Gerbers  geblieben  vA 
und  auch  in  den  neueren  Auflagen  seines  Staatsrechts  daran  festgehaitea 
hat,  im  Merkmale  des  „eigenen  Herrschaltsrechts"  (so  die  Formuliemeg 
seit  der  2.  Aufl.)  den  „spezifischen  Unterschied"  zwischen  dem  Staat 
und  den  übrigen  Verbänden,  den  „festen  Punkt  zur  begrifflichen  Unter- 
scheidung zwischen  Staat  und  Gemeinde"  zu  sehen?  Laband  polemi« 

')  Vornehmlich  an  solche  Ri-standtdl»?  des  Schmidt^rhen  Puciics  hat  die  sehr 
lobende  Besprechung  v.  Belows  angeknüpft  (Historische  ZeitschritH  Bd.  90). 


Digitlzed  by  Google 


Emil  Latk:  Schmidt,  R.,  Die  gemeiosamen  Grundlagen  d.  politischen  Lebens, 


siert  ja  gende  ausdrücldich  gegen  die  von  Gieike,  Rosin  tiod  anderen 

vertretene  Lehre  von  der  prinzipiellen  Gleichstellung  des  Staates  mit  den 
Gemeinden  und  den  Korporationen  des  Privatrechts,  somit  genau  gegen 
die  Auffassung,  zu  der  er  sich  nach  Schmidt  bekehrt  haben  soll.  Wenn 
Schmidt  sich  nun  gar  auf  die  Bemerkung  Labands  über  die  Familie  fie- 
ruft,  so  gewinnt  man  den  Kindnirk.  als  ob  er  die^.t•  L>ekannte  Steile  gar 
nicht  vor  Augen  gehabt  haben  könne.  Denn  sonst  wäre  ihm  doch  gewiß 
aufgefallen,  dali   Laband  die  l  aaiüicugewalt ,  die  nämlich  noch  einen 

wachen  Abglanz"  ihres  „diemals  staatlichen  Charakters"  bewahrt 
habe,  gerade  als  eine  die  Regel  bestätigende  Ausnahme  behandelti 
dafi  er  deshalb  behauptet,  von  diesem  ngeringfügigen  Rest"  abgesehen 
gilbe  es  keine  Privatgewalt  im  heutigen  Recht  und  ^6  er  eben  deshalb 
gerade  auch  an  dieser  Stelle  seine  ihn  von  Gierke,  Rosin  u.  a.  tren- 
nende Auflassung  auf  das  schärfste  formuliert  und  fortf^rt:  „Der  Staat 
allein  herrscht  über  Menschen,  Es  ist  dies  sein  spezifisches 
Vorrecht,  das  er  mit  niemandem  teilt."  Wir  haben  dies  Beispiel 
hervorgehoben,  um  Schmidts  überall  etwas  souveränes,  jedes  Eindringen 
Und  alle  Genauigkeit  verschmähendes  Verfahren  zu  kennzeichnen,  und 
zu  zeigen,  mit  welch  überraschender  Leichtigkeit  er  sich  ganz  gelegent* 
lieh  Uber  die  wichtigsten  Fragen  der  Publisistik  mit  fremden  Auloien 
auseinandersetzt  — 

Im  5.  Kapitel  (VerldQtnis  des  Staats  zum  Recht)  kann  es  sich  der 
Verfasser,  der  nun  einmal  durchaus  nicht  nur  als  Methodolog)  sondern 
auch  als  Philosoph  auftreten  will,  leider  wieder  nicht  versagen,  in  größter 
Breite  auf  philosophische"  Prinzipienfragen  einzugehen.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit zeigt  er  aufs  neue  seine  auffallende  Vielseitigkeit,  indem  er 
Kant,  Savigny  und  Gierke  zu  einer  rechtsphilosoiihischen  Mischung 
eigener  Art  zusammenarbeitet.  Aus  Kant  will  er  herausgelesen  haben, 
daß,  weil  die  Rechtssätze  ihren  Inhalt  der  Moral  und  Sitte  entnehmen, 
«fie  rechtssdi^ende  Kraft  im  „Sedenleben  <tes  Einzelmaischen*'  und 
swar  in  „der  nicht  weiter  zerlegbaren  Fähigkeit  (Ij  der  WiUensautonomte^ 
liege.  Es  ist  überhaupt  an  angeblich  von  Kant  hergeholter  Lieblings» 
gedanke  Schmidts,  dafi  das  Recht  einer  „regelproduzierenden  Kraft  im 
Individuum"  entstamme  (z.  B.  S.  170  f.,  174,  193,  218,  239).  Wie 
Schmidt  mit  einem  so  absonderlichen  Individualismus  und  Atomismus  in 
der  Lehre  von  der  Rechtserzeugung  noch  den  Standpunkt  Savignys  und 
der  historischen  Rechtsschule  in  Einklang  zu  bringen  vermag,  muß  rätsel- 
haft bleiben.  Dagegen  gewährt  uns  diese  s[)ätere  Stelle  einen  erwünschten 
Aufschluß  über  einen  an  sich  mystisch  klingenden  \  orwurf  gegen  Savigny 
(s.  die  Darstellung  Savignys  S.  93  ff-).  Savigny,  der  im  übrigen  —  wie 
Schmidt  auf  Grund  seiner  Hume-  und  Kantfoischungen  konstruiert  — 
„die  Hauptgedanken  der  Htuneschen  und  Kantischen  MoralphÜosophie  zu 
einer  neuen  Wendung  zusammenzieht'',  blieb  dennoch  die  ftUr  das  Ver- 
ständnis der  Rechtserzeugung  ganz  unerUlfiUche  „Wichtigkeit  der  Wittens- 
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autoocmiie  des  Individuums  verschlossen";  und  daraus  erklärt  steh  „die 

fjewisse  Flüchtigkeit,  mit  der  Savigny  über  die  Vorstellung  eines  unmittel- 
bar rechtsohafTenden  Volksgeistes  zur  Tagesordnung  überging*'.  Welche 
bisher  ungeahnten  gleichzeitig  historischen  und  systematischen  Perspektiven 
cröfinen  sich  hier  wieder  einmal!  Die  „Willensaut onoinie"  —  unter  der 
sich  der  Verfasser  einen  geheimnisvoll  funktionierenden  psychischen  Apparat 
zu  denken  scheint — unentbehrlich  für  die  Erkenntnis  Rechtsentstdrang! 
Diese  ganae  Behandlung,  der  Savigny  hier  unterworfen  wird,  zeigt  wiederum» 
in  welchem  Sinne  Schmidt  bei  seiner  ebenso  vielseitigen  wie  unbefangene» 
Anlehnung  an  ältere  Autoritäten  sich  nicht  nur  die  Ideen  Kants,  sondern 
auch  die  Gedanlcenwelt  Savignys  angeeignet  hat,  den  er  doch  als  eins 
der  Vorbilder  der  modernen  Wissenschaft  mit  größter  Emphase  feiert 

In  L'cwohnter  Kürze  und  mehr  im  V^orübergehen  sucht  Schmidt  von 
seinem  Hunie-Kant-Savignyschen  Standpunkt  aus  auch  zur  „Hauptfrage  (": 
der  modernen  Rechtslehre",  ob  das  Recht  einen  „AUgemeinwillen"  oder 
eine  „allgemeine  Rechtsüberzeugung"  bedeute,  Stellung  zu  nehmen.  Mit 
seiner  Basterung  des  Rechts  auf  die  ^^Überzeugung''  der  Individuen  mdiit 
er  sich  im  Smne  der  letzteren  Anschauung  entschieden  au  haben  und 
insbesondere  auf  seiten  Gierkes  zu  stdien.  Er  lebt  nSmlich  in  dem 
Glauben,  die  Überceugungsüieorie  unterscheide  sich  von  der  WiUens- 
theorie  durch  Verwerfimg  der  staatlichen  Omnipotenz  der  Rechts- 
sdiöpfung  und  durch  Verlegung  der  rechtserzeugenden  Kraft  in  die 
„Überzeugung"  der  einzelnen.  Daß  bei  solchen  Formulierungen  die 
Übereinstimmung  mit  der  Überzeugungstheorie  und  insbesondere  gerade 
mit  Gierke  wieder  etwas  äußerlich  ausfallen  mußte ,  liegt  auf  der 
Hand.  Von  der  Art  von  Individualismus,  die  Schmidt  entdeckt  hat, 
sind  ja  alle  Theorien  gleichweit  entfernt,  und  alle  betonen  den 
sozialen  Ursprung  des  Rechts.  Ganz  UberrasdiendenreiBe  verquickt 
Sdimidt  hier  aufierdem,  seine  philosophische  K(»nbinationsgabe  nodi 
einmal  erprobend,  mit  dem  Gegensatz  der  beiden  Theorien  die  Kantisdie 
Unterscheidung  von  Legalität  und  Moralität  Er  belehrt  uns  nämlich, 
daß  nur  die  Wülenstbeorie,  verfuhrt  durch  diese  „anfechtbare"  Kantische 
Unterscheidimg,  „zwischen  Moral  und  Recht  einen  prinzipiellen  Unter- 
schied mache",  „dem  Recht  eine  prinzipiell  andere  Funktion  (Regelung 
der  äuöeren  Freiheit  !  itn  Gegensatz  zur  Moral  zuspreche"  (S.  171  Anna.). 
Jeder,  der  auch  nur  den  allgemeinen  Teil  unserer  juristischen  Lehrbücher 
angebiatteri  hat,  wird  uns  eine  ausfulirliciie  Widerlegung  dieser  vcr- 
Müffenden  Behauptung  erlassen.  Wäre  eine  solche  erforderUrh,  so  würden 
wir  uns  auch  hier  auf  einen  dnzigen  Anhinger  der  Übeneugungstheoiie 
beschränken,  auf  Gierke  und  innerhalb  der  Schriften  Gierices  auf  eine 
einzige  Stelle,  nämlich  auf  die  von  Sdimidt  selbst  zitierte  im  „Deutschen 
Privatrecht",  woselbst  Gierke  das  Recht  im  objdctiven  Sinne  als  die 
Normen  definiert,  die  nach  der  erklärten  Überzeugimg  der  Gemeinschaft 
das  menschliche  Wollen  äußerlich  binden. 
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Doch  wir  müssen  nach  so  vielen  rechtsphilosophischen  I-eistungen 
den  Verfasser  nun  auch  als  eigentlichen  Juristen  kennen  lernen. 

Am  eingehendsten  wird  das  ».rechtliche  Wesen  des  Staats",  die 
„Staatßpersönlichkeil  •  (§  2  5),  untersucht.  Hier  wird  die  „prinzipale 
.Alternative  vor  die  sich  die  Wissenschaft  gestellt  sah  — ,  die  Wahl 
zwischeo  den  drei  (!)  Möglichkeiten"  —  Hemcher*»  Fiktioi»>  und  oiga- 
nische  Theorie  —  richtig  reproduziert  Ein  individudleres  Gepräge  er- 
halten diese  Ausführungen  aber  erst,  sobald  des  Verfassers  Versudie  be< 
ginnen  —  entsprechend  seiner  in  der  Einleitung  angekündigten  Tendenz  — , 
alles  Theoretisdie  und  Begriffliche  auf  möglichst  wenig  verwickelten 
Umwegen  in  irgend  einen  „praktischen"  Sinn  umzudeuten  (S.  223  ff.). 
Schon  wenn  er  sich  damit  begnügt,  in  der  Herrschertheorie  „den  prä- 
zisen Ausdruck  des  absoluten  Staates"  zu  erblicken,  vermag  er  bei  solch 
ausschließlicher  Beachtung  der  politischen  Seite  der  Lehre  ihrem  syste- 
matischen Gehalt,  ihrer  D  e  u  t  u  n  g  s  -  und  Konstruktionsseile  doch 
gar  nicht  gerecht  zu  werdeu.  Der  für  die  gesamte  Entwicklung  imd 
systeouttische  Erkenntnis  der  staatsrechtlidien  Grondb^riffe  so  bedeut- 
same,  in  der  wHenschertbeorie"  typisdi  ausgeprägte  Charakter  einer 
Identifikatioo  von  Staat  und  Staatsoigm  wird  von  ihm  grundsätzlich  un- 
berücksichdgt  gelassen.  Keine  grofie  Kenntnis  der  Herrschertheorie 
▼eirSt  femer  die  Bdiauptung,  daß  die  Anerkennung  der  I'  ;iger  als  „dem 
Staat  gegentiber  gebundener  und  berechtigter  Subjekte"  über  den 
Streit  der  Theorien  erhaben  sei  fS.  222  .^nm.  2;  vgl.  demgegenüber 
2.  B.  einfach  Bornhak,  Allgemeine  Staatslehre,  bes.  S.  78flV).  Nicht  recht 
verstandlich  ist  Schmidts  Polemik  gegen  die  „gemischte  Staatsform",  die 
er  mit  der  Herrschertheorie  in  engsten  Zusammenhang  bringen  will. 
Zuzugeben  ist  Schmidt  soviel,  dalj  die  Herrschertheorie  an  der  Konstruk- 
tion v<m  Maaten  mit  mehreren  voneinsiMtor  unabhängigen  obMen  Organen 
scheitert,  da  ja  nach  ihr  mit  der  Unteilbarkeit  der  Staat^ewalt  im 
objektiven  Sinne  auch  eine  Mdirheit  von  obersten  Organen  nidit 
veitiigUch  ist  Wenn  er  aber  daraus  die  Doktrin  der  „gemischten 
Staatsform"  als  Konsequenz  und  einzigen  Ausweg  der  Herrscher* 
theorie  hinstellt,  so  kann  er  in  diesem  Augenblick  nicht  gut  irgend  etiras 
im  Sinne  gehabt  haben,  was  man  sonst  unter  der  Lehre  von  der  „ge- 
mischten StaatsfnniV'  versteht ;  es  wurde  ja  auch  diese  Doktrin  gerade 
von  Anhängern  der  Herrschertlieorie  stets  verworfen  und  umgekehrt  von 
deren  (jegnern,  wie  z.  B.  in  der  Gegenwart  von  Rehni,  vertreten  (vgl. 
die  von  Schmidt  selbst  S.  224  Anin.  zitierte  Stelle;  Rehm,  Allgemeine 
Staatslehre  S.  192  ff.). 

Ihre  höchsten  Triumphe  aber  feiert  diese  praktische  ,  juristische" 
Erklärungsmethode  bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  Staat  iüs  fingierte 
oder  als  reale  Gesamtperson  zu  gelten  habe.  Zwar  sei«  so  argumentiert 
Schmidt  zunächst,  durch  die  Unanndimbarkeit  eines  realen  Gesamtwillens 
auch  der  Nachweis  einer  realen  Staatseinheit  durchaus  gescheitert,  so  daß 
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also  anscheinend  die  „Fiktionentbeorie"  gesiegt  hat.  Aber  das  ändett 
sich  sofort,  sobald  man  sich  nur  zu  dem  hinter  all  dem  Theoretischen 
steckenden  verborf^enen  Sinn  durch;^uringen  vermag;.  Auch  hier  muß 
selbstverständlich  eine  ..praktische  Frage  den  Ausschlag  geben",  und 
zwar  die,  welche  Theorie  wohl  dem  Verhältnis  der  Staatsburger  zm 
Regierung  ,, besser  entspricht".  Und  stellt  man  die  Frage  so.  dann  inujj 
der  organischen  Theorie  sofort  ein  \  orzug  eingeräumt  werden.  Denn 
keine  andere  Theorie  versteht  es,  das  SStuaminengehöiigkeitibeifnifllidB 
der  Volk$genossen,  das  „unter  der  gemeinsamen  Gesetcgebtu^,  Regtemng 
und  Verwaltung  erwädist  und  fortbesteht"  (S.  ajo),  so  gut  aum  Atit« 
druck  au  bringen  wie  eben  die  organische  Theorie,  Ja,  was  bedeutet 
denn  Überhaupt  die  „These,  daß  die  Verbandsperson  nicht  nur  eiae 
fingierte,  sondern  eine  reale  Gesamtperson  sei^'  Was  soll  denn  diese 
ganze  Genossenschafistheorie  Gierkes?  Sie  ist,  so  vernehmen  wir  an  dw 
entscheidenden  Stelle,  „nur  die  Einkleidung  der  Forderung,  daß  wenn 
gesunde  politische  Verhältnisse  bestehen  sollen,  mogliclist  viele  einzelne 
der  Durchschnitt  der  Bürger,  die  Tätigkeit  der  Staatsorcr.tne  billigem 
müssen,  oder,  um  es  anders  auszudrucken,  daß  die  staatlichen  Organe 
bestrebt  sein  müssen,  in  ihrer  Tätigkeit  den  Erwartungen  und  An* 
schauungen  der  Bürger  Rechnung  zu  tragen*'.  So  versteht  es  der  Ver« 
fasser  Gierkes  Genossenschaftstheorie  in  milde  Weisfaeit  sanft  anfsulöseo. 
Seine  Fähigkeit,  das  Unbequeme,  das  leider  theoretischen  KonstruktiooeD 
nun  einmal  anhaftet,  bis  auf  den  letzten  Bodensatz  zu  beseitigen,  eaadn 
an  dieser  Stelle  wohl  ihren  Höhepunkt  Den  Staat  melir  oder  minder 
real  nennen  —  das  bedeutet,  ihm  einen  höheren  oder  niederen  „Grad 
der  rechtlichen  Vollkommenheit"  zuschreiben,  und  ,,die  rrale  Gesamt- 
person  bezeichnet  den  relativ  obersten  Grad  der  Vollkommenheit''.  Je  mehr 
einzelne  Bürger  die  Staatstätigkeit  billigen,  desto  weniger  fiktiv  und  desto 
realer  wird  der  Staat.  Der  Verfasser  sagt  es  selbst  so  schön :  „Die  Vex- 
bandspersönlichkeit  des  Staats  steigert  sich  imi  so  mehr  zu  einer  realen 
Gesamtperson,  je  breiler  tmd  intensiver  der  Rfickhalt  ist,  den  die  hinter 
den  handelnden  Organen  stehende  Billigung  der  Bürger,  deren  eidieit« 
liehe  ReditsUberzeugung  bietet"  (S.  937).  Welcher  Reia  liegt  altein  io 
der  hier  angenommenen  Gradationsftlhigkeit  der  Realität! 

Die  derart  vollbrachte  Entdeckung  Gierkes  wirft  zugleich  ein  über- 
raschendes Licht  auf  die  frühere  Bemerkung  Schmidts,  daß  Gierke  in- 
folge seiner  Verwandtschaft  mit  Althusius  dessen  I.ehre  etwas  zu  hoch 
einschätze.  Man  kann  es  zwar  Gierke  nicht  gerade  verdenken,  wenn  er 
erstaunt  fragt  (Alth.  2.  Aufl.  S.  330  Anm.  11),  „wo  der  die  Unbefangen- 
heit trübende  Zusammenhang  zwischen  geschichtlich  organischer  Staats- 
auffassung  imd  naturrechtlicher  Gesellschaflskonstniktion  stecken  soll*. 
Allein  wir  verstehen  nunmehr  vollständig,  was  hier  gemeint  war.  Den 
Sozialvertrag  im  Sinne  Kants  und  Rousseaus  erläutett  Schmidt  durch  die 
regulative  Idee  einer  allgememen  Zustimmung  der  Staatsbürger.   Es  wird 


Digitized  by  Google 


Emil  Lask:  Sdmidt,  R.»  Die  gondiisAinen  GnmdlAgcii  d.  politiidieii  Lebens, 

nun  an  der  betreffenden  Stelle  (S.  84  Anm.  2)  darauf  aufmerksam  g:e- 
macht,  daß  über  den  „realen  Kern"  dieser  Fiktion  unser  Paragraph  über 
die  Staatspersonlichkeit       25)  Aufklärung  gäbe.    Auf  denselben  Para- 
graphen aber  vcr«'rist   auch  die  Anmerkung  über  die  Verwandtschaft 
zwischen  Althusius  und  Gierke  (S.  58  Aruu.  i).    Dadurch  enthüllt  sich 
uns  sofort  der  ganze  Zusammenhang:  der  reale  Kern  des  oaturrechtlichen 
Sozialveitiags  ist  der  Gedanke  der  aUgemeinea  ZustlinmuDg,  und  der 
reale  Kern  von  Gierkes  Genossenschaftetheorie  ist  ebenfalls  der  Gedanke 
da  allgemeinen  Zustimmung.   Überdies  wird  ja  in  dem  Kapitel  über 
Staatspersönlichkeit  ausdrücklich  hervoigehoben,  daß  Gierke  mit  seinem 
realen  Gesamtwillen  ,,o£fenbar"  dasselbe  „vorschwebt"  wie  Kant  mit  seiner 
Idee  des  übereinstimmenden  „Willens  aller",  und  in  demselben  Kapitel 
wird  Rüusseaus  Volkssouveränelätslehre  deshalb  verworfen,  weil  sie  albu 
—  Gierkisch  ist,  zu  wenig  individualistisch,  zu  sehr  auf  die  Idee  eines 
realen   „Gesamtwillens"  aufgebaut!   (vgl.  S.  227 — 234.     Gierke  selbst 
scheint  von  diesen  Schnndtschen  Entdeckungen  nie  etwas  geahnt  zu 
haben;  wenigstens  polemisiert  er  umgekehrt  gegen  den  in  Rousseaus 
und  Kants  Idee  des  Allgemeinwillens  steckend«!  schroffen  Individualismus; 
v|^  z,  B.  Aldi.  S.  ii6f,  ISO  Anm.  rsz,  sojf.»  so8).   So  sehen  wir 
denn  Gierke  in  eine  äußerst  individualistische  und  revolutionäre  Gesell- 
schaft geraten  und  überhaupt  alle  erdenklichen  Gegensätze  durch  eine 
leicht  und  frei  ^fugte  Kette  von  Assoziationen  in  fitiedlichsie  Nachbar* 
Schaft  susammengerückt.    Was  noch  nie  jemand  gewagt  hat  —  hier 
wird  es  Kreignis:   kraft  Eindringens  in  die  realen  praktischen  Kerne 
werden  Naturrechtslehre  und  ( ienossenschaftstheorie,  Althusius,  Rousseau, 
Kant  und  Gierke  zu  einer  versöhnenden  Einheit,  ZU  einer  coiucidentia 
opposiloruni  empor-  und  aufgehoben. 

Weniger  vieldeutig  als  diese  , juristischen"  Aufschlüsse  über  das 
Wesen  der  Gesamtperson  sind  die  der  herrschenden  Memung  wieder 
enger  angelehnten  Bemerkungen  fiber  den  Rechtsstaatsgedanken,  über 
die  Ebenbürtigkeit  von  Staat  und  Recht,  über  die  Unzulänglichkeit  „bIo6 
fonsaler"  d.  h.  nicht  in  Volksmoial  und  Volkssitte  wurzelnder  Rechts- 
sätse.  Auch  im  einzelnen  jedoch  entnimmt  Schmidt  gerade  hierbei 
liäufig  das  Material  mit  solcher  Treue  und  so  durchaus  ohne  eigene 
Verarbeitung  fremden  Schriftstellern  (meist  Preuß),  daß  ein  genaueres 
Eingehen  darauf  unangebracht  wäre.  In  dem  Paragraphen  über  den 
Verfassungsstaat  {\  24}  wird  im  wesentlichen  mit  größter  Breite  der 
eiserne  Bestand  der  öffentHch-rechtlichen  T.ehrbücher  vorgetragen,  mit  der 
bei  dieser  Sachlage  etwas  befremdenden  gelegentlichen  Bemerkung,  daß 
auf  anderweite  Darstellungen  „kaum"  verwiesen  werden  könne.  Leider 
ist  von  dem  hierbei  erwähnten  iJneinandergreifen"  der  Staatsrecht* 
liehen  Betrachtung  mit  den  Forschungsergebnissen  der  „neueren  Straf- 
rechts-,  Strafptozefi-  und  Zivilproseflliteratur"  (S.  so6  Anm.)  nicht  der 
geringste  Ansatz  zu  merken.  Auch  die  bereits  im  Vorwort  stehende 
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und  an  späteren  Stellen  öfter  wiederholte  Ankündigung,  durch  genaueres 
Eingehen  auf  „Verwaltung  und  Rechtspflege"  „die  bisher  übliciie  iorm 
der  allgemeinen  Staatslehre  erweitern''  zu  wollen,  bereitet,  was  den  auf 
ganz  unbestimmte  Andeutungen  sich  beschränkenden  ersten  Band  an- 
langt,  jedem  Kenner  der  bisherigen  Literatur  über  das  Rechtsstaats- 
und  Verfassungsstaatsproblem  nur  bittere  Enttäuschungen  (vgl  Vorrede 
S.  VII,  Bd.  II,  S.  841.  S81  f.). 

Es  finden  sich  allerdings,  worauf  bereits  anfangs  im  allgenaeinen 
von  uns  hingedeutet  wurde,  unter  allen  diesen  „praktischen'*  Erwäguncr^n 
und  politischen  Erörterungen  auch  solche,  denen  zweifellos  eine  etw^s 
andere  Bedeutung  7.u<;es|)rochen  werden  muß.    So  werden,  wie  anzuer- 
kennen ist,  die  Ausfüiirungen  über  den  kärglichen  Bestand  der  Volker- 
reditsordnung,  Uber  die  durch  Rassen-  und  Klassengegensätze  erzeugten 
Konflikte  der  Rechtsübenceugung  im  innerstaatlichen  Leben,  aber  den 
Wert  von  Verfassungsrechtssätzen  durch  manche  Beispiele  aus  der  poE> 
tischen  Geschichte  in  wohltuender  Weise  verlebendigt  (vgl  die  $$21,  aa, 
23).   Mehr  wird  man  freilich  auch  hier  nicht  zugestehen  dürfen,  da  der 
Gewinn  an  politischer  Einsicht  überall  äußerst  gering  ist,  was  besonders 
auch  von  den  einen  Teil  des  vierten  Kapitels  flillenden  Ausführungen 
über  die  „Parteien"  gilt,  bei  denen  man  nacli  neuen  Anregungen  gegen- 
über den  hier  zum  treu  befolgten  Vorbild   dienenden  „Fragmenten  zur 
Sozialwissenschaft"  Merkels  vergeblich   sucht  (S.  238 — 255)-  Überall 
aber,  auch  bei  den  sonst  durchaus  annehmbaren  politischen  Deduktionen, 
wie  z.  B.  bei  denen  über  die  „Staatsfoimen",  stört  die  durch  gänzliche 
Vernachlässigung  juristischer  Gesichtspunkte  verschuldete  Einseitigkeit 
Wie  alle  übrigen  staatsrechtlichen  Begriffe  bleiben  insbesondere  die  des 
Staatsorgans,  der  Repräsentation,  der  Volksvertr^ung  in  undurchdring- 
lichem Dunkel;  ebenso  wird,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  bei  den 
Bemerkungen  über  ,,die  sogenannte  politische  Freiheit  und  Gleichlieit" 
{§  21)  von  jedem  \'ersnch  abgesehen,  die  subjektiven  ( ;  rtcntlichen  Rechte 
etwa  juristisch  zu  erfassen.    Über  die  Frage  der  Zentralisation  und  De- 
zentralisation (§  32)  vernelimen  wir  nur  die  beim  Verfasser  üblicben 
vagen  Ueinerkungen  über  „Verteilung  der  politischen  Bedürfnisse"  mit 
einigen  universalgeschichtlichen  RückbUcken,  aber  mit  ängstlicher  Vcr- 
meidung  gerade  der  modernen  auf  das  Verhältnis  von  Staat  und 
Gemeinde  sich  bendienden  Problemstellungen. 

Es  mud  darum  —  wenn  wir  unser  Urtdl  noch  einmal  zusammen- 
fassen —  sowohl  vom  philosophischen  als  vom  einzelwissenschaftlichen 
Standpunkt  aus  bestritten  werden,  daß  der  Verfasser  im  ersten  Bande 
seines  Werkes  das  Ziel  einer  Grundlegung  der  „allgemeinen  Staats- 
lehre" in  irgendeinem  Smne  erreicht  hat.    Denn  seine  philosophischen 
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und  methodologischen  Beinerkun<;en  kunnen  hierbei  nicht  gut  in  Betracht 
kommen.  Und  als  jurisiisch-jjoHtischcrn  Doginatiker  ist  e.s  ihm  nicht 
tjehmgcn,  „allgemein'"  und  doch  nicht  unbestimmt  und  inlialtslos  zu  sein, 
i  ur  das  Fehlen  aller  staatswissenschaftlichen  Konslrukiion  iiat  er  aller- 
dings durdi  iinaofhörlidie  Hinweise  auf  die  gewiß  unbezweifelbare  Mannig- 
faltigkeit der  geschichdichen  Welt  eine  Art  von  Ersatz  zu  bieten  gesudit 
Allein  gerade  dadutch  ist  selbst  die  an  sich  berechtigte  historische  Ten- 
dena  jeden&Us  in  dem  unserer  Besprechung  zugrunde  liegenden  ersten 
Bande  unfruchtbar  und  gestaltlos  geblieben,  außer  wo  sie  etwa  bei  ge> 
legentlich  aufbietenden  historischen  Einzelproblemen  bereits  zur  Geltung 
kommen  konnte.  — 

Zum  Sriil'tssc  knnncn  wir  es  uns  nicht  ersparen,  auch  auf  einige 
Äußerlichkeiten  des  vorliegenden  Buches  hinzuweisen,  weil  gerade 
bei  diesem  Werke  die  äußere  Herstellung  ein  treues  Spiegelbild  seiner 
saclilicheu  Eigenart  ist  und  uns  über  vieles  erst  den  endgültigen  Aui- 
schluß  gibt.  Es  entspricht  nämlich  schon  die  äußere  Benutzung  fremder 
Autoren  genau  der  Unverarbeitetheit  des  Inhalts.  Im  allgemeinen  soll 
doch  die  Auswahl  und  Zusammenstellung  der  emschUgigen  Literatur 
wenigstens  einigermaflen  der  eigenen  Initiative  des  Forschers  entspringen. 
Dies  vermißt  man  jedoch  bei  Schmidt  in  einem  das  Übliche  weit  über- 
steigenden Grade.  Die  bunte  Menge  der  Anmerktmgen  und  Zitate  sind 
allzuhäufig  zur  bedeutungslosen  Staffage  herabgesunken  und  geben  dem 
Burli  einen  ungleich  gelehrteren  Anstrich  als  ihm  gebührt.  Selbst  beim 
ersten  Paragraphen  (über  die  Aufgabe  der  allgemeinen  Staatsiehret,  bei 
dem  man  doch  noch  am  ehesten  eine  individuelle  Auslese  erwarten 
soUte,  wird  die  gesamte  Literatur  aus  §  i  und  z  der  Rehmäciiea 
Staatslehre  einfach  herübergenommen ,  12  Schriftsteller,  darunter  ein 
ZeHschriftenaufsatz  und  sogar  eine  Ideine  Rezension  (1) ;  es  werden  dabei 
ausnahmslos  nur  solche  Seitenzahlen  und  nur  solche  einzelne  Sätze  aus 
den  betreffenden  Werken  bei  Schmidt  angeftUurt,  die  sich  auch  bei  Rehm 
schon  utiert  fanden  und  also  nur  abgelesen  zu  werden  brauchten  (vgl.  d. 
Literatur  S.  i,  ferner  z.  B.  S.  8  Anm.,  S.  26  Anm.;  mit  der  Zusammenstellung 
von  Stellen  S.  149  Anm.  i  vgl.  Rehni  S.  35  Anm.  4,  mit  S.  910  Anm.  r 
a.  E.  vgl.  Rehm  S.  32).  Als  ein  anderes  Beispiel  dieser  Ablcsetechnik 
niag  erwähnt  werden,  dali  die  20  und  24  sowie  die  Anmerkungen 
an  einigen  anderen  Stellen  in  ähnlich  bequemer  Weise  Anregungen  von 
Preuii  [Gemeinde,  Staat,  Reich)  erfahren  haben  (z.  B.;  mit  S.  176  Anm.  3, 
178  Anm.  I,  183  Anm.  z  vgl.  Preuß  S.  201,  2,  mit  S.  214  AnuL  z 
TgL  Freufl  S.  215  f.,  mit  S.  318  Anm.  i  ygl.  Fkeufi  S.  15z  u.  159 
Anm.  45,  mit  S.  147  Anm.  i  vgl.  Pretiß  S.  80  Anm.  178,  mit  S.  asa 
Anm.  3  vgL  Freud  S.  299  u.  264).  Es  Mt  uns  kemeswegs  ein»  hier 
etwa  im  Sinne  der  Plagiatriecherei  ein  verwerfliches  Verhalten  aufdecken 
zu  wollen;  nur  das  soll  ausdrücklich  festgestellt  werden,  daß  diesem 
ganzen  Herstellungsverfahren  die  allergrößte  £ile  deutlich  anzumerken 
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ist  und  daß  sich  Scr.midt  nicht  einmal  die  Zeit  nimmt,  die  von  ihm 
angeführten  Bücher  auch  nur  anzusehen  1   (So  zitiert  er  z.  B.  S.  222 
Anm.  3  einige  Definitionen  ans:  »^Gerber,  Gcundzüge  des  deutschen 
Staatsrechts  S.  16",  die  gar  nicht  in  Gerbers  „Grandzttgen"  vorkomioen; 
bei  Preuß  S.  264  steht  nämlich  bei  den  betreffenden  Gerbeischm 
Sitzen       a.  O.  S.  x6",  was  sich  jedoch,  wie  man  beim  Zurückblättem 
sidit,  auf  einen  Zeitschriftenanfsatz  von  Gerber  bezieht!    Bei  anderen 
Autoren  irrtümlich  angegebene  Zitate  werden  von  Schmidt  ohne  jede 
Nachprüfung^  reproduziert;  so  wird  t.  B.  Stammler  falsch  zitiert  —  S.  96 
Anm.,  nach  Below,  Histor.  Zeitschr.  Bd.  81,  S,  213.  richtig  Below,  Hist, 
Zeitschr.  Bd.  78,  S.  82  — ,  ebenso  die  Jahreszahl  von  Dahlmanns  ..Politik'* 
—  S,  27  Anm.,  nach  Rehm,  Allg.  :3i.iatsl.  S.  9  Anm.  2  — ,  und  auch 
sonst  sind  mannigfache  Spuren  der  Herübernahme  falscher  Zitate  an 
merken.   S.  lao  Anm.  heifit  es:  „Dies  ist  vor  allem  durch  B.  Deibrtkck 
in  der  Historischen  Zeitschrift  Bd.  71  S.  463  ff.,  48961  mid  in  den 
Preufiiscben  Jahrbüchern  Bd.  79,  1895,  &  16  erwiesen  worden."  In 
Wahrheit  findet  sich  nur  an  der  zuletzt  genannten  Stelle  ein  Aufsatz  von 
Delbrück ;  von  den  beiden  anderen  dagegen  ist  die  eine  eine  mit  N.  iinler> 
zeichnete  Besprechung  einer  Schrift  ^  '^n  Delbrück,  die  andere  eine  Be- 
sprechung Belows  von  Lamprechts  Deutscher  Geschichte !  Wieder  andere 
Anmerkungen  von  Schmidt  enthalten  in  der  Eile  irrtümlich  zusammen- 
gedruckte Satzteile  oder  Auslassungen,  z.  B.  S.  176  7  Anm.,  223  Anm., 
der  Untertitel  „Gewalt  und  Recht"  ist  in  die  Überschrift  von  §  22  ge- 
raten, statt  in  die  von  §  33;  usw.) 

Dies  sind  alles  nur  vereinzdte  Proben  von  der  eiligen  Herstdlong 
des  Schmidtschen  Werkes,  und  es  könnte  sich  gegen  solche  AnssteUnngen 
leicht  der  Vorwurf  der  Kleinlichkeit  erheben.  Deshalb  ist  es  unver- 
meidlich, darauf  hinzuweisen,  dafi  solche  ändere  Flüchtigkeit  der  cha- 
rakteristische Grundzug  des  gesamten  Buches  ist,  daß  es  in  den 
Litcraturangaben  und  sonstigen  Hinweisen  durchweg  von  stören- 
den 1""  e  ii  1  e  rn  u-  i  m  m  e  1 1  und  alles  Weiterforschen  nach  den  Weisungen 
des  Verfassers  i.w  einem  auüerst  beschwerlichen  und  oft  Kombinations- 
gabe  erfordernden  Unternehmen  wird,  da  man  auf  Schritt  und  Tritt 
irreführenden  Flüchtigkeiten  begegnet.  Wir  verzichten  jedoch  —  der 
Raumersparnis  wegen  —  darauf»  ein  ausgewähltes  Verzeichnis  vom  über 
50  (1)  solcher  Fehler  (felsche  Jahreszahlen,  Seitenzahlen  und  Büchertitel) 
hier  folgen  zu  lassen  und  bemerken  nur,  dafi  der  Verfasser  durch  zahl- 
reiche  Versehen  sogar  das  Nachschlagen  innerhalb  seines  eigenen 
Buches  dem  Lreser  nicht  leicht  gemacht  hat.  — 

All  diese  Beobachtungen  bestätigen  es,  wie  sehr  die  äußere  Foim 
des  Buches  seinem  Inhalte  adäquat  ist. 

EMIL  LASK. 
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Dii  gewerbliche  Nexhtarbeit  dir  Frauen»  Berichte  über  ihren  Umfang 
und  ihre  gesetzliche  Regelung,  eingeleitet  und  herausgegeben 
von  Prof.  Dr.  Stephan  Bauer;  Verlag  von  Gustav  Fischer, 
Jena.  1903. 

Durch  die  konstiiuierende  Versammlung  der  mteruationalen  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz,  welche  in  Basel  am  27/28.  Sep- 
tember 1901  tagte»  erhielt  das  Bureau  der  Vereinigung  u,  a.  den  Auf* 
trag,  «yveigleichende  Untersuchungen  der  bestehenden  Nachtarbelt  der 
Frauen  und  ihrer  Wirkungen  in  der  Industrie  der  voichtedeoen  Länder, 
sowie  d»  Wirkungen,  welche  die  Aufhebung  der  Nachtarbeit  in  den 
Staaten  gehabt  hat,  in  denen  sie  nicht  mehr  besteht,  anzustellen."  Es 
sollte  das  Material  beschafft  werden,  auf  Grund  dessen  prv^ktisrhe  Schritte 
zu  Tfniglichster  Unterdrückung  der  gewerblichen  FraMennnrhtnrlicit  unter- 
nommen werden  könnten.  Trotz  aller  Schwierif^keiten  dieses  rrobleins 
hat  die  Vereinigung  sich  mit  Recht  dessellien  zuerst  angenommen:  ist 
doch  die  Überzeugung  heute  iu.si  .iligeuiein,  daß  der  arbeiteudeii  i  lau 
ais  Gattin  und  Mutter  ein  besonderer  Schutz  gebühre;  fast  alle  In- 
dustriestaaten haben  dem  Rechnung  getragen.  Die  Vereinigung  durfte 
daher  gerade  in  dieser  Frage  nicht  allein  in  der  öffentlichen  Meinung, 
sondern,  was  nicht  minder  wichtig  ist,  bei  den  Regieningen  Unter- 
stützung und  Verständnis  erwarten. 

Das  Internationale  Arbeitsamt  in  Basel  hat  in  den  Jahren  1902  und 
1905  mit  Hilfe  der  Sektionen  für  alle  in  Betracht  konunenden  Industrie- 
staaten Berichte  «resammelt,  welche  teilweise  schon  den  Verhandlungen 
des  Komitees  der  Vereinigung  zu  Köln  am  26  j 7.  Sej^temher  1902  und 
vervollständigt  jenen  der  \üm  Komitee  eingesetzten  Spe/.ialkominission, 
welche  vom  o-,  10.  und  11.  Se])teraber  1903  zu  Basel  beriet,  als  (Grund- 
lage dienten.  Das  Komitee  in  Köln  schöpUe  aus  den  Belichten  die 
Überzeugung,  daß  das  grundsätzliche  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen 
in  allen  industriell  entwickelten  Staaten  gerechtfertigt  und  durchführbar 
sei;  die  Spezialkommission  in  Basel  bekräftigte  auf  Grund  des  vervolU 
ständigten  Materials  die  gezogene  Schlußfolgenmg  und  erklärte  die 
Fordenug  einer  12  stündigen  zusanunenhängenden  Nachtruhe  für  ge- 
rechtfertigt und  nach  dem  Stand  der  technisch*wirtschaftlichen  Kntwick- 
lung  für  alsbald  durchführbar.  .Ausnahmen  von  dem  Verbote  der  Fraucn- 
narhtarbeit  erschienen  gerechtfertigt  bei  drohender  oder  bereits  ein- 
getretener Bctriebsgefaiir,  bei  der  \'erarbeitung  von  Rohmaterialien, 
welche  einem  raschen  V  erderben  ans'fesetzt  sind  f  Fischkonservierung  und 
Obstverarbeilungj,  endlich  fiir  Saibonuidustrien  während  einer  Übergangs- 
zeit, derart  daß  die  ununterbrochene  Arbeitsruhe  auf  xo  Stunden  be- 
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schiänkt  werden  kann.^)  Selbst  die  fortgeschrittensten  Gesetzgebungen 
blaben  hinter  diesen  Postulaten  weit  zurück.  Diese  Tatsache  veileibt 
der  Untersuchung  eine  überaus  wichtige  Bedeutung  fUr  die  Fortbildung 
des  Arbetterschutzes.  Für  Deutschland  haben  die  Berichte  im  gegen- 
wärtigen Augenblicke,  von  dem  wir  eine  gründliche  Revision  der  Ar« 
beiterinnenschutzbestimmungen  erhoffen,  besonderes  Interesse.  Man  rnufi 
wünschen,  daß  die  maßgebenden  Faktoren  aus  den  Erfahrungen  m 
anderen  Landern  die  richtigen  Schlüsse  ziehen. 

Für  Deutschland  lagen  zwei  Berichte  vor.  Fabrikinspektor  Dr.  Fuchs 
behandelt  objektiv  den  bestehenden  gesetzlichen  Zustand,  die  Handhabung 
der  Bestimmungen  unter  leichter  Kritik  der  Ausnahmen  und  sciiiietit 
mit  Hervorhebung  der  durchaus  günstigen  Er&hningen  des  bestehenden 
Nachtarbeitsverbotes.  Dr.  Hirsch  untersucht  die  Frage  von  dem  Stand- 
punkt  der  notwendigen  Reformen;  er  erörtert  deshalb  zuerst  die  be- 
kannten  gesundheitlichen  und  sittlichen  Nachteile  und  die  ökonomische 
Minderwertigkeit  der  Frauennaclitarbeit.  Er  verlangt  die  radikale  Be- 
seitigung aller  Ausnahmen  von  dem  bestehenden  Verbote  und  will  selbst 
nicht  einmal  für  Unglücksfalle  den  Arbeiterinnen  Nachtarbeit  gestatten. 
Mit  guten  Gründen  bekämpft  er  die  Ausnahmen,  welche  auf  Grund  des 
138  a  G.O.  bei  außergewöhnlicher  Häufung  der  .Arbeit"  in  so  weitem 
Umfang  gegeben  werden.  Er  begründet  die  dringende  Notwendigkeit, 
das  NKhtarbeitsveibot  auf  die  bisher  fast  ganz  ungeschützte  Kategorie 
der  Arbeiterinnen  in  der  Bekieidungs-  und  Reinigungsindustrie  ausai* 
dehnen  und  lenkt  die  Aulmerkasmkeit  auf  die  Schäden  in  der  Haus- 
industrie. Der  Nachweis,  daß  es  dringoid  not  tue,  die  verbreitete 
Frauennachtarbeit  in  den  zahlreichen  kleinen  Betrieben  der  genannten 
Industrien  zu  verbieten  und  gleichzeitig  die  Hausindustrie  gesetzlich  zu 
regeln,  ist  der  wesentliche  Inhalt  des  von  Ilse  v.  Arlt  erstatteten  Berichtes 
für  Osterreich.  Die  Darstellung  i^ietet  einen  wenig  erfreulichen  Einblick 
in  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  Hauptarbeiisl>erufe 
der  F'rauen,  vor  allem  in  der  (  irolisladt  Wien.  Einer  der  vollständigsten 
Berichte  ist  derjenige  des  belgischen  Komitees  zur  Förderung  der  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung von  Louis  Varlez  in  Gent  bearbeitet  lifit  anf- 
fallender  Schärfe  geifielt  er  die  merkwürdige  belgische  Gesettgebung, 
welche  gerade  den  Müttern  den  Schutz  versagt,  den  sie  den  Arbeiterinnen 
unter  az  Jahren  gewährt.  Sic  treibt  dadurch  die  Mütter  in  um  so  größerer 
Zahl  ztir  Nachtarbeit,  welche  in  Belgien  besonders  in  der  Wollindustrie 
noch  in  großem  Umfang  besteht.  P'ine  schwere  Anklage  erhebt  \'arle: 
gegen  die  Aufsichtsbehörden,  welche  die  zalilreichen  Gesetzesverletzungen 
in  bewußter  \Veisc  geschehen  lassen.  Das  belgische  Arbeitsamt  sucht 
durch  eine  längere  Erklärung  einige  Beschuldigungen  zurückzuweisen. 


Vgl.  Sociale  Praxis,  Jahrg.  Vn,  Nr.  5a  vom  24.  SepU  1903.  Die  Verband- 
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ohne  daß  es  gelingt  den  schlcclitcn  Findruck,  den  man  von  der  belgi- 
schen Gesetzgebuntj  und  ihrer  Ausfuhrung  erhalten  hat,  p^anz  zu  ver- 
wischen.   Im  AnschiuÜ  daran  gibt  l'rof,  Emst  Dubois  einen  sehr  sach- 
Ucheo  Bericht  Uber  die  bdgiscben  Verhältnisse  unter  eingehender  Be* 
rücksichtigung  der  Schwierigkeiten,  welchen  die  strenge  Durchführung 
der  Gesetzgebung  und  deren  Ausbau  in  dem  kleinen,  auf  Export  ange* 
wiesenen  Industriestaat  begegne;  dies  gilt  vorzugsweise  hinsichtlich  der 
Wollkämmerei,  Kammgarn  und  Streichgarnspinnerei  von  Verviers,  deren 
mißliche  Lage  von  Robert  Centner  und  Prof.  Emst  Mahaim  in  beson- 
deren l'eihgcn  «geschildert  wird.    Wir  sehen  hier  die  alten  Argumente 
der  rückständigen  Unternehmer  Wiederaufleben:  die  Frauennachtarbeit 
bewahrt  die  Arbeiterinnen  vor  der  Sunde;  sie  ist  zwar  nicht  als  hyg:ie- 
nisches  Mittel  zu  empfehlen,  aber  doch  auch  nicht  der  Gesunuheit  ge- 
fiUirlich ;  denn  man  kann  am  1  age  ebensogut  schlafen  wie  in  der  Nacht. 
Diskutabler  ist  der  Hinweis  der  belgischen  Fabrikanten  auf  die  hohen 
Zölle  einzelner  Staaten,  vrelche  zu  Anderster  Ausbeutung  der  Arbeitskraft 
zwingen  um  konkurrenzfähig  zu  bleiben.   Hier  liegt  vieUeicht  eine  der 
größten  Schwierigkeiten  fUr  den  Fortschritt  der  Sozialreform  gerade  für 
die  kleinen  Exportstaaten.  Man  wird  schwerlich  ein  Land  za  einem  Ver> 
such  bewegen  können,  der  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  eine  große  In- 
dustrie vernichtet,  solan-^e  seine  Nachbarn  durch  hohe  Zölle  seine  Er- 
zeugnisse abhalten.   Die  Vorstellung  von  den  PHichtcn  der  Gesetzgebung 
gegen  die  Gattin  und  Mutter,  das  Hervorkehren  der  ethischen  Seite  des 
Gesetzgebungsproblems,  oder  die  einfache  Ablehnung  einer  Verbindung 
des  zollpolitischen  Geacht^unktes  mit  dem  des  Arbeiterinnenschutzes 
wird  niemak  vermögen  den  Selbsterhaltungstrieb  znrttdczadrSngen.  So 
klein  auch  die  absoluten  Zahlen  der  nachtarbeitenden  Frauen  sind,  um 
die  es  sich  in  Beigten  handelt,  die  verhjUtnismäßig  tunfangreichen  Be- 
richte, welche  in  keineswegs  angemessenem  Verhältnis  zu  den  gesetz- 
geberischen Fortschritten  des  Landes  stehen,  sind  für  die  Arbeiterschutz- 
bestrebungen auf  internationalem  Wege  unter  die  lehrreichsten  /u  rechnen. 
Sie  haben  dementsprechend  auch  bei  den  mundlichen  \'erliandiungen 
der  oben  genannten  Kommission  eine  besondere  Beachtung  gefunden 
und  zu  einer  temperamentvoll  geßihrten  Debatte  Veranlassung  gegeben. 
Eine  Lösung  hat  dabei  die  angedeutete  Frage  nicht  erfahren.  Die 
Schilderung  der  Arbdterinnenverhftltnisse  in  der  Kleinindustrie  und  Heim- 
arbeit ist  in  anschaulicher  Weise  durch  Fräidein  Galti  de  Gamond  erfolgt. 
Lediglich  den  Umfang  der  Frauenarbeit  und  den  bestehenden  gesetz- 
lichen  Stand  schildern   die   Berichte   der   Fabrik  inspektorin  Annette 
Vedcl  für  Dänemark  und  des  Statistikers  Adna  F.  Weber  fiir  die  Ver- 
einigten Staaten,   wo   in  den  einzelnen  Staaten  außerordentliche  Ver- 
schiedenheiten bestehen.    Ein  Vorrecht  auf  Beat  hlung  besitzt  der  Be- 
richt der  französischen  Sektion,  bearbeitet  von  Prof.  F.  l'ic.    Er  sucht 
die  Frage  nach  den  wiinschenswerten  und  möglichen  Reformen  zu  lösen. 
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Aufgebaut  sind  die  Schlüte  auf  ghindlidien  VoiuntersachungcD  iiiid 
ernsten  Beratungen  innerhalb  der  Sektion.  Zu  den  führenden  IbßauKin 
der  französischen  Sektion  gehören  bekanntlich  die  hervorragendsten  So- 
zialpolitiker der  verschiedensten  Parteien,  Theoretiker  und  Praktiker, 
Deshalb  sind  die  Resultate  der  Untersuchung  beachtenswert;  sie  haben 
auch  einen  wesentlichen  Einnuß  auf  die  Bcsclilüsse  der  Kommission  tin- 
verkennbar  ausgeübt.  Frankreich  wird  vom  t.  April  1004  nn  den 
Zehnstuudentag  erhalten;  es  bestehen  aber  noch  Ausnahmsbestininmngen, 
welche  einer  [ganzen  Reihe  von  sog.  Saisunindustnen,  deren  Liste  vom 
Senat  immer  mehr  verlängert  worden  ist,  Überarbeit  bis  zu  12  Stunden 
täglich  an  60  Tagen  im  Jahre  gestattet.  Diese  Ansnahmen  sind  die 
schädlichsten ;  sie  ergeben  sich  aus  der  Nachsicht  der  Gesetzgeber  g^en 
die  schlechten  Gewohnheiten  der  Konsumenten;  sie  können  von  dem 
Augenblicke  an  verschwinden,  wo  man  die  Heimarbeit  gesetzgeberisch 
erfaßt  und  dadurch  verhindert,  daß  ein  Abströmen  der  Werkstätten- 
arbeiterinnen an  die  Hausindustrie  erfolgt.  Von  den  sämtlichen  In- 
dustrien ist  nur  die  Fischkonservierung  zur  dauernden  Ausnahme  be- 
rechtigt. In  Fallen  von  Betriebsstörunr^en  sollen  die  Gesetze  von  den 
Behörden  reitweilig  suspendiert  werden  dürfen.  ^fan  hat  den  Eün- 
druck,  welcher  bei  Kenntnis  der  in  der  Soziaipoliui;  üüirendeu  Persön- 
lichkeiten« die  ihre  Auffassung  aus  tiefinn^ster  Überzeugung  vertreten» 
noch  verstärkt  wird,  dafi  Frankreich  bald  an  die  Spitze  der  Arbeiter« 
Schutzgesetzgebung  getreten  sein  wird;  es  hat  jedenfoUs  in  den  letzten 
Jahren  durch  Millerands  Verdiettst  ein  stark  beschleunigtes  Tempo  ein- 
geschlagen. England,  der  alte  Industriestaat  mit  seinem  konsolidieiten 
und  zurzeit  fortgeschrittensten  Arbeiterinnenschutz  ist  von  Interesse  im 
Hinblick  auf  die  günstigen  Erfahrunf^en,  welche  von  der  Chefinspektorin 
Miß  Adelaide  Anderson  und  von  George  H.  Wood  übereinstimmend 
mitficteilt  werden.  Krstere  sagt  kurz:  Augenscheinlich  sind  sowohl 
ökonomische  als  auch  soziale  und  moralische  Fortschritte  troi/.  oder 
infolge  des  Verbotes  der  Frauennachtarbeit  (in  Verbindung  mit  einer  an- 
gemessenen Beschränkung  der  Tagesarbeit)  zu  verzeichnen".  Letztem: 
„die  moderne  Industrie  gedieh  unter  den  Fabrikgesetzen,  und  ...  sie 
dienten  als  Ansporn  zur  Vervollkommnung  der  Maschinen-  und  Pto- 
duktionstcchnik.  Die  Verkürzung  des  Arbeitstages  hob  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Arbeiter  . .  .  die  Ausfuhr  nahm  nicht  ab,  sondern  in  fast 
allen  Industrien  bedeutend  7,u  .  .  .  die  Regelung  der  Industrie  war  eine 
Wohltat  für  das  ganze  rknieinwesen."  Selbst  in  den  Wäschereien  wird 
die  demnächst  zu  erwartende  Beseitigung  der  Frauenna<  htarbeit  keinen 
Scinvieiigkeiiea  begegnen;  nur  die  Fischpökelei  und  Ubsikouservieruiig 
Englands  kann  die  Nachtarbeit  nicht  entbehren.  Über  die  Möglichkeit 
einer  Beseitigung  der  Überarbeit  in  dringenden  Fällen,  welche  in  Nicht- 
Textilfabriken  2  Stunden  täglich  an  höchstens  5  Wochentagen  und  in 
30  Fällen  innerhalb  12  Monaten  erlaubt  ist*  sprechen  sich  die  Berichte 
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leider  nicht  aus.  Sollte  nicht  gerade  darin  ein  Beweis  Hegen  ftir  die 
Schwierigkeit,  der  französiscl^  Forderaog  schon  jetzt  praktisch  zu  ent- 
sprechen ?  denn  in  England  ist  ja  die  Schutzgesetzgebung  schon  so- 
lange hoch  entwickelt,  ohne  dad  man  daran  gedacht  hätte,  diese  von 
Theoretikern  auch  in  Deutschland  viel  angefochtene  Ausnahme  ganz  zu 
beseitigen,  obwohl  in  England  das  Publikum  doch  wohl  weit  besser  er- 
zogen ist,  als  in  Deutschland  oder  Frankreich.  Der  sehr  objektiv  gehaltene 
Bericht  des  niederländischen  Arbeitsinsjjektors  Ci.  J.  van  Thiemen  be- 
spricht die  geltende  Geset/.gcbung  ohne  kritische  Stellungnahme  und 
entkräftet  durch  ausluhrlichcrc  Schilderung  der  Wirkungen  des  Gesetzes 
und  der  Zustände  vor  dem  Xachtarbcitsverbol  die  zahlreichen  Scheingründe 
der  Gegner.  Sehr  wenig  erfreulich  ist  die  Darstellung  der  traurigen  Zu- 
stände in  dtx  indttstrieUen  Bevölkerung  Rußlands  durch  Dr.  Btocfaer. 
Wenn  irgend  etwas  die  Notwendigkeit  des  Verbots  der  Frauennachtarbeit 
und  der  Reduktion  der  übermäfiigen  Tagesarbeit  beweist,  so  ist  es  die 
Mortalität,  insonderheit  die  Kindersterblichkeit  in  den  Industriegegenden. 
In  Rußland  erheischt  das  Interesse  der  Textilfabrikanten  der  entwickelten 
Bezirke  des  Westens  und  Petersburgs  das  Verbot  der  Frauennachtarbeit ; 
die  zentralrussische  Konkurrenz,  welche  ihre  Arbeit'^kraft  atis  den  be- 
völkerten bauerndurfern  schöpfen  und  ausnutzen  kann,  hat  das  pejren- 
teilige  Interesse.  Zwar  wurde  die  Nachtruhe  zwischen  q  Vhr  abends 
und  5  Uhr  niorgeas  endlich  gesetzlich  festgelegt,  jedoch  unter  derartigen 
Ausnahmebestimmungen,  daß  mit  Hilfe  des  sozialpolitisch  rückständigen 
Beamtentums  eine  Umgebung  sehr  leicht  ist;  der  Gouverneur  kann  „in 
beachtenswerten  Fällen"  die  Nachtarbeit  der  Frauen  imbeschränkt  zu- 
lassen. Eine  kurze  geschichtliche  Darstellung  der  Schutzbestimmungen 
und  eine  klare  Übersicht  über  den  neben  der  schweizerischen  Bundes- 
gesetzgebung hergehenden  kantonalen  Arbeiterinnenschutz  in  der  Schweiz 
gibt  der  leider  verstorbene  hervorragende  Fabrikinspektor  Dr.  F.  Schuler. 
Aus  den  Fortschritten,  welche  einzelne  Kantone,  \inV)oktinninert  um  ihre 
nächsten  Kantonsnachbarn,  gemacht  haben,  darf  man  wohl  den  Schlul3 
Ziehen,  daß  die  Verbesserung  der  Schutzgesetzgehun<i;  ni(  ht  in  so  hohem 
Maße  von  dem  Stande  der  Gesetzgebung  anderer  Länder  abhängig  ist, 
wie  gemeinhin  und  zumeist  von  den  Industriellen  angenommen  wird. 
Es  wird  wenigstens  in  der  Schweiz  nicht  im  geringsten  Klage  darüber 
geführt,  dafi  die  Industriellen  in  Kantonen  mit  strengerer  Gesetzgebung 
hieraus  Nachteile  erlitten  hätten.  In  besonderen  Berichten  behandeln 
P&rrer  Engster  die  Frauennachtarbeit  m  der  Stickereiindustrie  des  Kan- 
tons Appenzell  und  Außer-Rhoden  und  Gottlieb  Vogt  jene  in  der  Uliren- 
Industrie  des  Jtira,  beide  unter  Berücksichtigung  der  Heimarbeit.  Die 
Ungarische  Sektion  legt  ein  kurzo  Referat  aus  der  Feder  des  Dr.  Andor 
von  Maday  über  die  Beschäftigung  der  Fratien  in  der  Industrie  vor. 
Das  Land  hat  bisher  nur  die  Nachtarbeit  iuLCndHcber  Arbeiterinnen 
untersagt;  große  Sympathie  scheint  eine  Fortfuhrung  des  Schutzes  nicht 
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tu  genießen,  selbst  nicht  bei  den  Sozialpolitikero,  die  noch  vom 
„Arbeitsrecht"  der  Frauen  sprechen  und  fürchten,  dafi  das  Verbot  der 
Nachtarbeit  der  Frau  sie  ins  materielle  und  moralische  Verderben  stSxie, 
es  sei  denn  dafi  man  ihr  zuvor  neue  Erwerbsquellen  Öffne;  nach  den  Er- 
fahrungen anderer  Staaten  sind  das  recht  überflüssige  Sorgen.  Betnerkens» 
wert  ist  das  gründliche  Vorgehens  Italiens,  worüber  der  bekannte  Führer 
der  christlichen  Demokraten,  Prof.  Toniolo  berichtet;  mit  dem  Jahre 
1907  wild  die  Arbeit  aller  Arbeiterinnen  zwischen  8  Uhr  abends  und 
6  morgens  in  industriellen  Betrieben,  Steinbnichen  und  Bergwerken 
radikal  verboten  sein :  die  gesamte  Übergangszeit  von  einem  unge- 
regelten Zustand  betragt  nur  5  Jahre!  Ein  Bericht  des  Prof.  Matsozäki 
In  Tokyo  xeigt  uns  die  rasche  Industriemtwicklung  Japans  nüt  starker 
Frauenarbeit  in  den  Spinnereien,  welche  ununterbrochenen  Tag-  und  Nadit« 
betrid)  haben;  dazu  treten  niedrige  Löhne»  schlechte  Unterkunft,  lange 
Bindung  der  Arbeilerinnen;  es  sind  Zustände,  wie  sie  anfangs  des 
19.  Jahrhunderts  in  England  herrschten.  In  internationalen  Verein- 
barungen wird  mrtn  nuf  Ja])ans  Mitwirkung  rechnen  müssen;  ist  es  doch 
auch  derjenige  Staat,  der  die  Durclifuhrung  des  N\'eißj)hosj>horverbotes 
in  einzehien  europäischen  Staaten,  weiche  noch  eine  große  Zundhol/ausfuiir 
haben,  erschwert.  Der  ^'olistalldigkc^t  wegen  seien  noch  erwa'nnt  die 
kurzen  Mitteilungen  der  ComnüssioD  de  Reformas  Sociales  über  Spanien, 
des  Staatsrats  Dr.  Neumann  über  Luxemburg,  des  Dr.  Kiaer  über  Nor> 
wegen  und  des  Departement  of  Labour  and  Industry  of  New  South  Wales. 

Die  sämtlichen  inhaltreichen  Berichte  sind  von  Prof.  Dr.  Bauer, 
dem  Direktor  des  Arbeitsamtes,  zu  einem  vorangestellten  Gesamtbericht 
verarbeitet,  welcher  einen  Überblick  über  die  äußerst  verschiedenartig 
gestalte  Gesetzgebung  gibt  und  in  seinem  Hauptteil  erörtert,  ob  und 
inwieweit  die  Ausnahmen  von  dem  Verbot  der  Nachtarbeit  beseitigt 
werden  können. 

Die  vorliegende  erste  Untersuc  hang  der  internationalen  Vereinigung 
enthält  zahlreiches  und  vortretlUches  Material  für  die  tortfühning  des 
Arbeiterinnenschtttzes  in  allen  Lidustrtestaaten.  Die  Zusammensteiluug 
ist  für  den  praktischen  Sozialpolitiker  von  unschätzbarem  Wert.  Als 
erste  grofie  Arbeit  der  jungen  Vereinigung  darf  sie  als  gelungen  be* 
setchnet  werden.  Als  Mangel  empfindet  man  die  Ungleichanigkeit  der 
Behandlung  der  Frage  durch  die  einzelnen  Berichterstatter;  l)e/eichnend 
ist,  daß  nur  Herr  Varlez  sich  an  das  vom  Internationalen  Arbeitsamt 
ausp:c<jehcne  Frajjenschema  gehalten  hat.  Die  Vergleichbarkeit  ist  da- 
(hirch  erschwert,  wenn  nicht  unmöglich  gemacht.  Zu  seiner  Zusammen- 
fassung mußte  Prof.  Bauer  tatsaciiHch  noch  neues  Material  beseliaften. 
da  es  nicht  vollständig  in  den  Einzelberichten  enthalten  ist.  Das  lag 
vielleicht  teilweise  an  der  Fragestellung  des  Amtes,  welche  mit  der 
Mangelhaftigkeit  der  Gewerbestatistik  nicht  gerechnet  und  deshalb  xa 
viel  gefragt  hat,  noch  mdir  aber  wohl  an  der  unvollkommenen  Funktion 
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des  Apparates  der  Vereinigung.  Die  Sektionen  und  das  Arbeitsamt 
machten  Erhebungen,  welche  nebeneinander  hergingen.  Jedenfalls 
müfite  über  die  Gesichtspunkte,  welche  alle  Einzelberichte  gleichmäfiig 

/u  1>eachten  hätten,  zukünftig  erst  eii.e  Vereinbarung  getroffen  werden; 
alsdann  sollten  die  Sektionen  die  Einzelarbeit  leisten,  so  da6  das  Amt  nur 
dort  unmittelbare  Erhebungen  nn/nstellen  hätte,  wo  sich  noch  keine 
Sektionen  gebildet  haben.  Die  Erhebung  ist  au^TMischeinlich  cinffeleitet 
worden,  ohne  dai.'  man  sich  vorher  über  das  ungtfahie  Ziel  geeinii^t 
hatte.  In  einigen  Berichten  ist  der  Heimarbeit  —  und  Jas  uiit  Recht  — 
kein  Ramn  gewidmet.  Denn  von  einem  Verbot  der  Nachtarbeit  in  der 
Heimindustrie  kann  keine  Rede  sein.  Dennoch  hat  der  Fragebogen  des  Ar« 
beitsamtes  sich  ausdrücklich  auch  auf  die  Heimarbeitsverhältnisse  bezogen. 
Die  Einleitung  einer  Enquete  über  die  gCiverbliche  Heimarbeit  ist  eine 
besondere,  sehr  schwierige  Atifgabe  der  Zukunft.  So  dankenswert  auch 
die  Ausfuhrungen  einzelner  Berichterstatter  hierüber  an  sich  sein  mögoi, 
für  die  vorliegende  Frage  sind  sie  irrelevant  und  bilden  einen  unnut/en 
Ballast.  Es  wäre  terner  wünschenswert,  daß  vor  der  Erstattung  der  Be- 
richte durch  eine  X'orberaiung  das  vorläufige  Ziel  der  h  ihebunij  aiu  h 
nach  der  positiven  Seite  genauer  fe<itize«;tellt  würde.  Man  kann  tloch 
gewisse  Minimalforderungen  für  den  Arbeitcrmncnsclmtz  z.  L».  zwolf- 
stündige  Nachtruhe  für  alle  gewerblich  außer  ihrem  Hause  beschäftigten 
Arbeiterinnen  a  priori  aufstellen  und  die  Berichterstatter  sur  Prüfung  der 
Verhältnisse  unter  diesem  Gesichtspunkte  auffordero;  damit  bleiben  Nach- 
erhebungen erspart,  wie  sie  für  einzelne  Länder  gemacht  werden  mußten, 
weil  die  Berichterstatter  sich  auf  objektive  Darstellung  des  bestehenden 
Zustandes  beschränkt  hatten.  Sehr  bedauerlich  ist,  daß  die  Untersuchung 
außer  der  Erörterung  der  Naclilruhe  nicht  auch  zugleich  sich  mit  der 
tatrlichen  Maximalarbeitszeit  beschäftigt  hat;  der  innige  Zusammenliang 
Iteider  und  die  Tatsache,  daß  fast  alle  CieseLzgcl)unpen  die  Notwendij;- 
keit  eines  Maxiraalarbeitstagcs  für  Arbeiterinnen  anerkannt  haben,  hätte 
der  Vereinigung  Anlaß  geben  können,  das  Problem  nicht  auf  die  Nacht' 
ruhe  zu  beschränken.  Der  Maximalarbeitstag  der  arbeitenden  Fiau  ist 
für  sie  in  der  Regel  auch  viel  wicbUger  als  die  Festlegung  einer  Nacht- 
niheseit  inneriialb  bestimmter  Stunden.  Ist  letztere  die  Zeit  zwischm 
8  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens,  so  kann  dazwischen  eine  dreizehn- 
stündige tägliche  Arbeitszeit  liegen;  bei  zwölfstündiger  zusammenhängender 
Nachtruhe  ist  noch  immer  eine  elf*;tiindige  Tagesarbeit  möglich.  Der 
Wert  einer  internationalen  \>reinb.irung  ü!>cr  eine  zehn-  oder  selbst 
zwölfstandige  Nachtruhe  würde  oimc  Vercinbaiung  ul)er  die  Dauer  der 
Tagesarbeil  sehr  gering  sein,  sowohl  für  die  Arbettenunen,  wekhe  nach  wie 
vor  zu  lange  beschäftigt  werden  könnten,  als  auch  für  die  Industrie  fort- 
gesdirittener  Länder  mit  kurzem  Arbeitstag,  welche  gegenüber  ihrer  Kon- 
kurrenz mit  langem  Arbeitstag  auch  fernerhin  schutzlos  bliebe.  Bei  der 
Beurteilung  der  Untersuchung  darf  allerdings  nicht  vergessen  werden. 
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dafl  sie  von  einer  internationalen  Verdnigimg  ausgeht;  die  Giuad- 
anschauungen  der  einzelnen  Elemente  sind  oft  sehr  heterogen,  dneVer< 
ständigung,  welche  meist  nnr  auf  schriftlichem  Wege  erfolgen  kann,  ist 
schwer  m  erzielen. 

Fragt  man  nun,  was  denn  von  den  Kulturstaaten  zum  Srhutz  der 
gewerblich  tätigen  Arl)eilerianen  gegen  Nachtarbeit  schon  geschehen 
ist,  so  sind  die  Berichte  geradezu  beschämend  für  das  soziale  Ge- 
wissen. Prof.  Dr.  Bauer  fuhrt  allerdings  für  einzebe  Staaten  recht  er- 
hebliche Zahlen  als  „geschützte  Arbeiterinnen"  an.  Es  sind  zumeist 
solche  in  den  Großbetrieben.  Diese  Zahlen  haben  aber  praktisch  nicht 
entfernt  die  Bedeutung  für  das  Problem  der  Frauennachtarbeit,  wie  es 
bei  oberfiächlicher  Betrachtung  erscheinen  könnte.  Die  Nachtarbeit  der 
Frauen  hatte  in  den  großen  Kulturstaaten,  Deutschland,  Frankreich, 
England,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  in  den  Fabriken  auch  vor 
dem  Kiugreifen  der  C Gesetzgebung  keine  bcdetitende  Ausdehnuni: ;  in 
Deutsc  hland  zählte  man  /..  B.  im  Jahre  r8S4  nur  i  ;  ooo  regclmaL  i:,  m 
Nachlscinciiten  beschaftiü^te  Fabrikarbeiterinnen.  Im  übrigen  handelte  es 
sich  uiu  Verlängerung  der  Tagesarbeit  durch  Überstunden  m  die  Nacht 
hinein.  Diese  woden  aber  dank  ^  ijSaCO.  noch  immer  in  so  iddi- 
lidiem  lufoße  erlaubt,  daß  hinsichtlich  der  Überaibeit  em  allzugroßer 
Fortschritt  gegen  früher  nicht  eingetreten  sein  dürfte,  wenigstens  nidii 
als  eine  Wirkung  des  Gesetzes  und  seiner  Durchführung.  £s  will  dem- 
nach nicht  viel  besagen,  wenn  789133  Arbeiterinnen  in  Deutschland 
als  „geschützt"  und  nur  203170  als  „ungeschützt"  aufgeführt  sind. 
Klugerweise  gibt  der  Bericht  des  Arbeitsamtes  diese  Pallien  —  und 
dies  gilt  vorz«;^sweise  von  den  „ungeschützten"  —  mit  ..alicr  Reserve ' 
wieder.  Denn  gerade  die  letzteren  entziehen  sich  der  FcsislCilun;;.  Wo 
aber  die  l-rauennachiurbeit  von  je  am  meisten  in  Blute  stand  und  wo 
sie  unter  den  ungünstigsten  VerhäUnissen  vorkam  und  noch  immer  be> 
steht,  da  haben  die  meisten  Gesetzgebungen  nicht  daran  gerührt,  das 
sind  die  umfangreichen  Gewerbe  der  Reinigungs-  und  der  Bekleidungs* 
Industrie  mit  der  großen  Zahl  kleiner  Werkstätten,  gar  nicht  zu  sprechen 
von  der  Heimarbeit.  Die  bisherige  Gesetzgebung  muß  sich  mit  dem 
Erfolg  bescheiden,  in  der  Großindustrie  das  weitere  Umsichgreifen  der 
Frauennachtarbeit  verhindert  zu  haben;  sie  darf  '>\c\\  aber  ja  nirht 
blenden  la<;sen  durch  die  Zahlen  der  sog.  gesc^luitzten  Arbeitermnen, 
bondern  mulj  es  als  ihre  Zukunfisaufgabe  betrachten,  nun  auch  an  die 
schwierigere  Arbeit  der  Beseitigung  alteingewurzelter  Gewohnheiten  im 
Kleingewerbe  heranzutreten.  Das  gilt  vor  allem  für  Deutschland,  welch» 
auf  seinen  Arbeiterinnenschutz  nicht  besonders  stolz  sein  kann.  Nidit 
allein,  daß  es  hinter  England  zurückbleibt,  selbst  von  Staaten,  <Ue  noch 
vor  wenig  Jahrzehnten  nicht  einmal  zu  den  Kultumtaaten  gerechnet 
werden  konnten,  wird  seine  Gesetzgebung  überflügelt:  von  Italien, 
wdches  keinen  Unterschied  zwischen  Groß-  und  Kleinbetrieb  madit, 
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von  Neuseeland  mit  seinem  8*,  ^  stündigen  Maximalarbeitstag,  von  einigen 
Staaten  der  Union  mit  ihrem  zehnstündigen  Arbeitstag  ohne  Unterschied 
der   Uetricbsgrülie;   es  ist  beschämend   bekennen  zu  müssen,   daß  in 
Deutschland  die  große  Masse  der  Industriellen  pegcn  die  gesetzliche 
Festlegung  der  zehnstündigen  Arlieils/eit  der  Arbeilerinnen  sich  stemmt, 
wahrend   der   italienische   Berichterstatter  erklären   kana:    „Ks  ist  für 
Italien  charakteristisch  und  direnvoU  zugleich»  dafi  die  Gesetzgebung  für 
unbedingten  Ausscblufi  der  Frauennachtarbeit  von  den  Industriellen 
selbst,  durch  das  Votum  des  Handelsrates  (1897)  befür- 
wortet wurde."  Eine  starke  Abschwächung  erfährt  das  Verbot  der  Frauen- 
nachtarbeit  in  den  weitaus  meisten  Staaten  durch  zahllose  Ausnahmen,  deren 
Unbegründetheit  durch  die  Abwesenheit  einer  im  Lande  A  vorhandenen  Aus- 
nahme im  Lande  1]  am  besten  erwiesen  ist.  In  Nachtscliirhten  werden  P'rauen 
in  ununterbr(K  hen  arbeitenden  l^etrieben,  oder  Hoclioten ,  Glasfabriken, 
Walz-  und  Hammerwerken,  Zuckcriabriken  in  einzelnen  Staaten  beschäf- 
tigt,  also   unter   den  ungünstigsten  lokalen  Vernaitnissen ;    in  einigen 
Staaten  hält  man  Frauen  stmi  Herrichten  von  Grubenlampen  für  unent- 
behiUch;  bei  uns  kennt  man  diese  Nacbtbeschäf^igung  nicht;  der  Be< 
seitigung  der  Ausnahme  steht  nichts  weiter  im  Wege  als  die  Scheu  sich 
eine  gröfie  Anzahl  von  Lampen  anzuschaffen,  damit  die  Arbeit  am  Tage 
verrichtet  werden  kann.    Deutschland  hat  hier  bereits  gut  aufgeräumt. 
Aufier  den  Ausnahmebestimmungen  Tür  den  Bezirk  Oppeln  bestehen 
zurzeit  keine  mehr  fiir  ununterbrochene  Betriebe.    Zurückgeblieben  sind 
mit  gutem  Grunde  nur  noch  die  Arbeitszeitverlangerungen  für  die  Ver- 
arbeitung  leicht   verderblicher  Rohstoffe :   Milchsterilisierung  und  Kon- 
servenfabrikatiun.    Die  umfassendste,  in  allen  Gesetzgebungen  aulier  in 
derjenigen  der  Schweiz  enthaltene  Ausnahme  beirifTt  die  Gewährung  von 
Obeiarbeit  über  die  normale  Dauer  der  Tagesaibeit  hinaus  Air  eine  ge- 
wisse Anzahl  von  Tagen  (30—60  im  Jahr)  und  mit  gewöhnlich  2  Über- 
stunden für  den  Fall  aufiergewöhnlicher  Häufung  der  Arbeit.  Mit 
vollem  Recht  wird  diese  Bestimmtmg  scharf  bekämpft;  die  Überarbeit 
nach  einem  zehn-  oder  elfstündigen  Arbeitstage  überanstrengt  die  Ar- 
beiterinnen zu  sehr,  nimmt  ihnen  die  Möglichkeit  zur  Besorgung  des 
Hauswesens;  sie  führt  zu  unerlau!)tcr  Ausdehnung  der  Arbeitszeit;  sie 
wird  den   unbescheidenen  Industriellen  gewährt  meist  ohne  Prüfung  — 
denn  eine  solciie  ist  selten  möglich  — ,  der  loyale  Fabrikant  hält  sich 
an  die  gesetzliclie  Kegel  ^  dadurch  erleidet  er  einen  Xachleil  gegenüber 
seinem  Konkurrenten ;  er  kann  sich  und  seine  Arbeiter  gegen  unbillige  An* 
^rnche  der  Konsumenten  durch  Hinweis  auf  die  Unbeugsamkeit  des  Ge- 
setzes nicht  schützen;  es  bürgern  sich  im  Geschäftsleben  immer  üblere  Ge- 
wohnheiten in  bezug  auf  Kürze  dcar  Liefarfirbt«!  ein:  Arbeitsüberhäufnog 
wechselt  ab  mit  Geschäflsst iiistand.  Die  Arbeiter  haben  naturgemäß  am 
meisten  darunter  zu  leiden.  Das  zeigen  uns  die  Berichte  an  zahlreichen 
Stellen.    Die  Abschaffung  der  Überzeitbewilligungen  ist  somit  eine 
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durcliaus  gerechtfertigte  Forderung.    Die  Schweiz  hat  sie  erfüllt  und 
zwar  sofort  bei  der  Schnfi'ung  ihres  Fabrikgesetzes  i.  J.  1S77.    Der  Er- 
folg des  radikalen  XOrgehens  scheint  jedoch  kein  vollkommener  ;?:u  sein; 
sagt  doch  der  verstorbene  l'ubrikinspcktor  Dr.  Schiller  im  Hinblick  auf 
zahlreiche  entdeckte  und  unentdeckte  GesetEesüberirctungen  in  seinem 
Berichte:  „Wir  können  uns  d«ber  nicht  rühmen,  dafi  m  der  Schweis 
die  Nachtarbeit  der  Frauen  auch  nur  in  den  Fabriken  gILnslich  ver- 
schwunden sei;  aber  sie  kommt  doch       mit  äufleist  seltenen  Aus- 
nahmen —  nur  in  den  ersten  Nachtstunden,  als  ungesetsliche  Verlange^ 
mng  des  Normalarbeitstages  vor."    Die  Konsumenten  müssen  erzogen 
werden;  dieser  Prozeß  kann  nur  allmählich  erfolgen;  er  wird  gefördert 
durch  eine  zunehmend  cnp^ere  Begrenzung  der  Ausnahmen.    Auf  die>en 
Standiiunkt  hat  sich  nach  langen  Debatten,  in  denen  die  \'ertretcr  der 
Schweiz  und  Frankreichs  die  weitestgeiienden  Forderungen  aufstellten,  die 
permanente  Kommission  der  internationalen  Vereinigung  in  Basel  ge- 
einigt  Nachdem  in  Deutschland  seit  1891  keine  Äwlerang  Angetretene 
dürfte  es  an  der  Zeit  sein  zu  prüfen,  ob  nicht  an  Stelle  von  40  Über- 
arbeitstagen  30  Tage  «1  je  a  Überstunden  gesetzt  werden  können  (Eng- 
land).   Eme  weitere  Abschwächung  erfahren  St  bestehenden  Fiaaen- 
nachtarbcitsveibote  durch  eine  weitgehende  Nachsicht  in  der  Ausführung, 
durch   welche  in  einzelnen  Ländern  z.  B.  Belgien  und  Rußland  die 
Wirkung  der  Gesetzesbestimmungen  fast  annullif^rt  zu  werden  scheint. 
Je  nach  der  Organisation  der  .\ufsichtsbchörden  und  der  Einsicht  der 
(ierichte  wirken  die  Gesetze  sehr  verschieden.    Über  mangelndes  Ver- 
ständnis der  Gerichte  wird  fast  allgemein  Klage  geführt;  in  Deutschland 
ist  es  in  den  letzten  Jahren  darin  etwas  besser  geworden.    In  Anbe- 
tracht dieser  Unterschiede  haben  die  Vertreter  der  Niederlande  bei  den 
Basler  Beratungen  die  Frage  aufgeworfen:  „weldie  Garantien  für  die 
gleichartige  Durchführung  der  getroffenen  internationalen  Veieinbaruagen 
können  gefordert  werden?"  Gleichartige  gesetzliche  Bestinmaungen  in 
allen  Staaten  verbürgen  noch  nicht  gleichartige  strenge  Durchführung. 
In  Deutschland  ist  man  gewöhnt  alle  erlassenen  (besetze  in  vollem  Um- 
fang durchzuführen,  selbst  wenn  es  sich  um  langst  veraltete  Vereins- 
gesetze handelt  und  die  Staatsgewalt  sich  bewußt  ist  sich  lächerlich  zu 
machen.     h'ür    die   Durchführung   von    Arbeiterschutzbestiuimungen  ist 
aber  nicht  nur  die  sozialpolitische  Auffassung  und  das  Pflichtbewußtsein 
der  Beamten  sondern  wesentlich  die  Mitwirkung  der  Arbdterschaft  mafl* 
gebend.  In  industriellen  Mittelpunkten  mit  gut  organbierter  Arbeiterschaft 
»nd  vermöge  der  Überwachungstätigkeit  der  Org^uusatioMn  offene  Über« 
tretungen  fast  nicht  möglich;  in  rückständigen  Bezirken  und  in  Ländern 
mit  gleichgültiger,  niedrigkultiviertcr  Arbeiterschaft  entbehren  die  Be- 
hörden dieser  wichtigen  Mithilfe;    das  Gesetz  bleibt   fast  unwirksam. 
Schon  hieraus  erhellt,  daß  selbst,  wenn  es  gewisse  Garantien  für  die 
gleichartige  Durchführung  der  internationalen  Vereinbarungen  gäbe  — 
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vielleicht  denkt  man  an  ein  internationnles  Aufsicbtsamt  —  diese  in 
keinem  Falle  die  erheblichen  nationalen  Unterschiede  im  Rulturniveau 
der  Arbeiter,  aber  anrh  nicht  die  Unterschiede  der  Quali'iit  der  lokalen 
Ausfuhiungsliehürden  auszugleichen  vernu)t:hteii.  Auch  diese  tür  den 
Erfolg  der  Bestrebungen  der  interiiationalen  Vereinigung  für  geaeUlichen 
Arbeiterschutz  bedeutungsvolle  Frage  bleibt  bis  auf  weiteres  offen. 
Trotz  mancher  vorstehend  geäußerter  Bedenken  besteht  die  Möglich* 
keit,  durch  Vereinbarongen  der  hauptsächlichsten  Kolturstaaten  nicht 
nur  eine  gewisse  Gleichartigkeit  in  die  Gesetzgebung  zum  Schutze  der 
Frauenarbeit  zu  bringen  sondern  auch  die  rückständigeren  Staaten  zu 
einem  Nachrücken  zu  veranlassen.  Setzt  man  auch  keine  großen  Hoff- 
nungen auf  die  Schnelligkeit  imd  Intensität  des  Fortschrittes,  so  wird 
durch  die  Arbeiten  der  Vereinic;tmf:  doch  den  Staaten  Anlaß  zu 
weiteren  Verhesseruugen  gegeben,  welche  auf  dem  Roden  der  natio- 
nalen Sozialreform  seiir  wohl  erreicht  werden  können.  Sie  wird  für 
die  nächste  Zeit  noch  immer  das  Hauptarbcitsgebiet  der  Soziali)olitiker 
bleiben ;  dies  liegt  aber  ganz  im  Sinne  der  internationalen  Vereinigung 
flir  gesetzlichen  Arbeiterschutz  und  der  rtthrigen  deutschen  Gesellscbaft 
Hir  soziale  Reform  unter  Führung  ihres  Präsidenten»  Staatsminister  Frei- 
herr von  Berlepsch.  Die  Untersuchungen  über  die  Frauennaditarbeit 
sind  von  dem  Gesichtspunkte  der  kraftvollen  Weiterbildung  des  deutschen 
nationalen  Arbeiterinnenschutzes  von  hervorragender  Bedeutung,  wie  sich 
hoffentlich  auch  bald  durch  eine  entsprechende  Gesetzesvorlage  der 
deutschen  Regierung  erweisen  wird. 

Karlsruhe.  FUCHS. 


Vügelstt  tH^Theoäer,  Dr.,  Die  Industrie  der  Rheit^emm  iSSS^igoo, 
Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Handebpolitik  und  der  Kartelle 
mit  einer  Vorbemerkung  von  Walther  Lou.  Stuttgart  und 
Berlin  1902.  Verlag  j.  G.  Cottasche  Buchhandlung  Nach- 
folger.   112  S.  in  8*^. 

Pieper,  Lorenz  ^  Dr.,  Die  Lage  der  Bergarbeiter  im  RuHrrevier,  Stuttg. 
und  Berlin  1903.  Verlag  J.  G.  Cottasche  Buchhandlung 
Nachfolger.    266  S.  in  S«'. 

Gottheiner^  Elisabeth,  Dr.,  Studim  i^r  die  Wupperteder  Textil- 
industrie und  ihre  Arbeiter  in  den  letzten  20  Jähren,  Verlag 
von  Duncker  und  Humblot.   Leipzig  1903.   96  S.  in  8  ^ 

Die  in  den  letzten  Jahren  in  Deutschland  /um  Vorschein  gekommene 
Tendenz,  der  Handelspolitik  eine  andere  Richtung  zu  geben,  rief  eine 
reichhaltige  Literatur  hervor,  die  sieb  teilweise  mit  den  Wirkungen  der 
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vom  Grafen  (^iprivi  abgesciilossenen  Handelsverträge  aut  die  allgemeine 
Lage  der  Indtistrie,  des  Handels  und  der  Landwirtschaft  beschk!(i;:(c. 
teilweise  ileii  Kiiifluß  dieses  Moments  auf  die  Entwicklung  einzelner 
Industriezweige  und  endlicii  dessen  Einwirkung  auf  die  wirtschaftliche 
Lage  der  eiozelnen  Gebiete  Deutschlands  erwog. 

Die  Arbeit  von  Vogclstein  beschäftigt  sich  nun  mit  den  Problemai 
der  letzteren  Kat^orie  und  zwar  mit  dem  Einflufi  der  Caprivisdien 
Politik  auf  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Rheinprovinz.  Der  be- 
scheidene Titel  bleibt  weit  hinter  der  Bedeutung  der  Arbeit  zurück, 
besonders*  wenn  wir  uns  der  Tatsache  erinnern,  daü  die  Rheinprovin: 
nicht  nur  eines  der  Hauptzentren  der  deutschen  (Großindustrie,  sondern 
auch  das  Hauptzentruni  der  Tätigkeit  der  niächtigsiei:  Kartelle  ist, 
deren  engheivig  rücksichtslose  TStitikeit  bereits  so  viel  Staub  ;iufgewirl)elt 
iiat.  Kein  Wunder  dalier,  daü  der  \  erfasser  iin  Laufe  seiner  ganzen 
Untersuchung  stets  den  Syndikaten,  den  von  ihnen  besahlten  Ausfuhr- 
prämien und  der  Klarlegung  der  Ursachen  der  letzteren  Erscheinung 
seine  Aufmerksamkeit  widmet 

Das  Vorwort  und  das  eiste  Kapitel  geben  eine  allgemeine  Charak- 
teristik 6&r  Industrie  der  Rheinprovinz  und  ihrer  La;.'e  in  den  letzten 
1 2  Jahren,  und  es  ist  zu  ersehen,  daß  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte 
des  XTX,  Jahrhunderts  die  Großindustrie  dort  nicl.t  nur  f:ewaltige  Fort- 
srluittc  zu  verzeichnen  hatte,  sondern  auch  für  die  dorti^^e  Be^ölkerung 
zur  Hau[3t<}uelle  des  Unterhalts  geworden  ist.  l'm  so  trauriger  mußte 
unter  diesen  Umständen  die  seit  1891  eingetretene  scharfe  Krjse  wixken, 
der  sich  noch  die  ungeheure  Steigerung  der  Brotpreise  anschloß,  welche 
bekanntlich,  selbst  von  agrarischer  Seite,  Anträge  zur  Suspension  der 
Getreidezölle  veranlaflte.  Zieht  man  noch  allerlei  Komplikationen  in 
der  allgemeinen  Politik,  den  Einflufi  des  Mac  Kinley  Tariis  u.  dgl  mehr 
in  Betracht,  so  wird  es  klar,  daß  viele  Industriezweige  sich  während 
dieser  Zeit  in  einer  schlimmen,  ja  in  einer  verzweifelten  Lage  befanden. 
E>  luilien  des'nalb  tlic  vom  Grafen  Caprivi  nach  langen  inneren  und 
äusseren  Knntlikteu  abgeschlossenen  Handelsvertrage  nicht  umsonst  bei 
den  deutsi  lu'ii  Uuternehniern  den  Naineu  der  ..reuenden  Tat'*  erhalten. 

Das  zweite  Kapitel  widmet  Vogelstein  der  Textilindustrie  der  Rhein- 
provinz, die  besonders  stark  m  den  Weltverkehr  luil  verflochten  ist,  wie 
das  schon  daraus  zu  entnehmen  ist,  daß  die  Einfuhr  wie  die  Ausluhr  an 
Materialien  und  Fabrikaten  der  deutschen  Textilindustrie  je  über  eme 
Milliarde  ausmacht.  Seinen  weiteren  Angaben  ist  zu  entnehmen,  daß  in 
der  Spinnerei  das  Rheinland  mit  ca.  31400  Erwerbstätigen  dem 
Königreich  Sachsen  kaum  nachsteht.  In  der  Weberei  übertrifft  es  mit 
103700  dasselbe  um  ein  paar  Hundert.  Mit  seinen  43000  Erwerbs- 
tätigen der  Seidenweberei  stellt  es  vier  Fünftel  dieser  «ganzen  Industrie 
usw.  uaw.  >ciir  charakteri!>tisch  für  die  dortigen  \'crliältnisse  ist  dabei 
die  Tatsache,  daß  von  ca.  3 1  400  Personen,  die  in  den  Spinnereien  der 
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Rheittprovinz  beschäftigt  wareiip  mehr  als  17000  in  40  Unternehniiingen 
mit  mehr  als  200  Arbeitern  besdiAfttgt  waren  —  ein  Beweis,  daß  die 
Groflindustiie  in  diesem  Industriezweig  schon  lange  eine  hervorragende 
Rolle  spielt    Ohne  auf  die  Einzdheiten  der  interessanten  Tabelle  auf 

S.  34  nShcr  einzugehen,  können  wir  nur  unser  Bedauern  aussprechen, 
daß  der  Verfasser  die  Rheinprovinz  nur  mit  Elsaß-Lothringen  verglich. 
Auch  macht  sich  die  Abwesenheit  der  Prozentberechnun^en  zur  Charak- 
teristik der  }iedeutunj:j  des  Klein-  und  ('.ro6betriebes  unangenehm  fühlbar. 

Im  folgenden  schildert  der  \'ertasser  die  allgeuieine  Lage  dieses 
Indubtriezweiges,  wie  <;ie  sich  unter  dem  Einfluß  der  Taktik  der  Kohlen- 
syndikate einerseilb  und  der  allgemeinen  Richtung  der  deutschen  Wirtschafts* 
Politik  andererseits  gestaltete.  Von  größerem  foteresse  ist  seine  Charak* 
teiistik  der  Bemühungen  der  Weber,  die  sich  vor  einigen  Jahren 
bekanntlich  unter  Führung  der  interessierten  Hsnddskammem  im  Ver- 
band deutscher  Baumwollganikonsttmenteu  vereinigt  haben,  um  auf  die 
Ermäßigung  der  GamzöUe  hinzuwirken.  Da  die  Verteuerung  der  Pro* 
duktion  sich  besonders  unangenehm  auf  dem  Weltmärkte  fühlbar  machte, 
so  wurde  von  ihnen  vielfach  wenigstens  eine  Rückvergütung  bei  der 
Ausfuhr  von  Webwaren  verlaufet.  Mit  Reclit  vertritt  der  Verfasser 
dabei  den  Standpunkt,  dal3,  wie  erklärlich  dieses  Bestreben  aucli  sein 
mag,  es  doch  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  zu  stoßen  scheine. 
Denn  ganz  abgesehen  von  anderen  Hindernissen,  wird  es  unmöglidi 
sein,  die  Identität  bei  der  Ausfuhr  festsusteUen;  verzichtet  man  aber 
auf  den  Identitätsnachweis,  so  bedeutet  die  Vergütung  zum  Teil  eine 
direkte  Ausfuhrprämie,  die  mit  Ausnahme  von  einigen  landwvtschaft« 
liehen  Produkten  als  Staatsroaßregel  in  Deutschland  nie  üblich  war. 

Im  Anschluß  daran  läßt  der  Verfasser  die  Versuche  der  Selbsthilfe 
an  uns  vorüberziehen,  wie  sie  in  Form  der  Kartellbildung  in  der  Textil- 
industrie /um  Vorschein  kamen.  Die  von  ihm  genannten  ^'erb;inde  für 
Baumwollgarn,  Kammgarn,  \'igognegarn,  der  Huntweher  usw.  sind  aber 
fast  lauter  Kartelle  niederer  Ordnung,  die  autier  etwa  der  Regelung  der 
Zahlungsbedingungen,  der  Musterabgabe  u.  d.  m.  höchstens  noch  prozentuale 
Produktionseiaschraukuüg  vornahmen. 

Indem  wir  den  Leser,  der  tieferes  Interesse  für  die  Ursachen  der 
schwachen  Entwicklung  der  höheren  Kartdlformen  in  diesem  Industrie- 
zweig hat,  auf  die  S.  41  ff.  der  Vogelsteinschen  Schrift  verweisen,  wollen 
wir  hier  nur  noch  seiner  Vergleiche  der  deutschen  und  schweizerischen 
Zollsätze  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Waren  gedenken.  Diese 
zeigen  nämlich,  daß  die  deutschen  Zollsätze,  obwohl  in  Deutschland  die 
Großindustrie  weit  stärker  entwickelt  ist,  bei  weitem  die  schweizerischen 
Zollsätze  übertreffen.  Man  kann  nur  lebhaft  bedauern,  daß  die  sehr 
vernünftigen  Ansichten,  weU  he  i.Si)o  die  Aachener  Handelskammer  ver- 
trat, neuerdings  von  der  Regierung  ni(  In  genügend  berücksichtigt  wurden. 
Diese  Ansichten  lauteten  naralich:  „Es  kann  nicht  oft  genug  betont 
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werden,  daß  die  Seiden-  und  Sammtindustrie  Deutschlands  hemmenden 
Zollschranken  entschieden  abhold  ist;  sie  kann  jeder  ausländischen  Kon- 
kurrenz die  Spitze  bieten.  Schutzzone,  die  gec;en  Italien,  Frankreich 
und  die  Schweiz  gerichtet  sind  und  von  diesen  Ländern  Repressalien 
heiAornifen  dürften,  werden  der  deutschen  und  speziell  der  nieder- 
rheinischen .Seidenindustrie  zweifellos  Schaden  bringen."  Untei  dem 
Einfluß  der  hochschaUzöllnertschen  Manie  der  letzten  Jahre  blieben  diese 
WaniiiDgen  leider  unberücksichtigt,  und  so  haben  auch  andere  Staaten 
als  Antwort  2ur  Erhöhung  ihrer  Zollsätze  gegriffen,  deren  Wirkungen 
für  Deutschland  kaum  segensrdch  werden  dnrftea 

Im  III.  Kapitel  beschäftigt  sich  Vogelstein  mit  der  Montan-  und 
Eisenindustrie.  Die  hervorragende  Bedeutung  des  Großbetriebes  in  diesem 
Industrie^'weiq'  lät't  sieh  ohne  weiteres  durcli  die  Tatsache  chriraktcrisicrcr:. 
daß  von  ca.  133000  dort  l^cschaftigten  Arbeitern  auf  125  der  g^ruUten 
Betriebe  ca.  12.1000  .Arbeiter  entfielen,  d.  h.  mit  anderen  Worten,  dau 
jede  Ünlcrnehmung  durchschnittlicli  tausend  Arbeiter  /.ahlte.  Unter  dem 
ßnfluß  dieser  starken  Konzentration  des  Kapitels  einerseits,  und  einer 
Reihe  andern^  Momente  andererseits,  haben  sich  in  diesen  Industrie* 
zweigen  einige  mächtige  Kartelle  entwickelt,  deren  Tätigkeit  der  Verfiisser 
eingehend  schildert  Schon  im  Anfang  dieses  Kapitels  erfahren  wir, 
daß  die  deutschen  Syndikate  bereits  vor  vielen  Jahren  dem  Aaslande 
die  Kohlen  um  10  bis  25  Proz.  billiger  lieferten.  Auf  S.  64  schildert 
er  dann  die  rücksichtslose  Preispolitik  dieser  Kartelle  und  insbesondere 
des  Kokssyndikats,  das  im  Sommer  1800  ohne  weiteres  die  alten  Vertrage 
aufhob  und  den  Abschluß  von  neuen  \'erträgen  mit  zweijähriger  Dauer 
zu  erheblich  efstei^ertem  Preise  erzwang. 

Im  IV.  Kapitci,  betitelt:  „Die  Handelspolitik  und  die  Kartelle  der 
Montan-  und  Eisraindustrie"  gelangt  der  Verfosserzu  folgendem  Ergebnis: 
„Eine  Gewinnerhöhung  ist  nur  auf  zwei  Arten  möglich,  entweder  durch 
Verringerung  der  Kosten  oder  durch  Steigerung  der  Preise.  Beides 
kann  bekanntlich  von  seiten  der  Kartelle  geschehen,  jedoch  ist  mir  bei 
den  Unternehmerverbänden  der  Rheinischen  Industrie  eine  Ermiißiuung 
der  Produktionskosten  von  Kartell  wegen  mir  in  .'inßerst  wenigen  Fällen 
bekannt  geworden.  Dai^cf^en  fast  üljerall  der  X'ersuch  die  I-ännahme  zu 
erhöhen."  Im  .\nschlul'  daran  macht  der  ^'erfasser  interessante  .Kni^ahen 
über  die  Rentabilität  dieser  Industrie/.\vei<;e.  Die  kolossalen  I>ivitlenden 
von  20,  30,  40  und  noch  mehr  Pro^.,  die  von  den  grüßcren  L'nier- 
nehmungen  längere  Zeit  hindurch  bezahlt  wurden,  gestatteten  diesen 
Verbänden  den  Luxus,  der  exportierenden  Industrie  einige  Millionen  als 
Ausfiihrprämien  zu  schenken. 

Zum  Schluß  wollen  wir  noch  hinzufügen,  da6  die  Arbeit  Vogelsteins 
auch  in  der  Hinsieht  ein  Interesse  bietet,  wenn  man  sie  den  Ergebnissen  der 
deutschen  Kartellenquete  gegenüberstellt.  Vergleicht  man  das  reichhaltige 
Material  dieser  Schrift  mit  den  oft  ganz  verschwommenen  Darstellungen 
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der  offiziellen  K.utcUeiu|uetc,  so  kann  man  in  bezug  auf  die  letztere 
sich  kaum  des  Imi  cliucks  erwehren,  daß  man  von  mancher  eititlußreicher 
Seite  nur  zu  gerne  dtm  Sprichwort;  Den  Telz  zu  waschen,  ohne  ihn  naii 
zu  machen,  gefolgt  wäre. 

Gleich  interessante  Einblidce,  wie  die  Arbeit  Vogelsteins  in  die 
Handelspolitik,  gewährt  die  3.  von  uns  zitierte  Schrift  in  die  Sozialpolitik. 
Im  Vorwort  macht  Dr.  Pieper  interessante  Angaben  Uber  die  abbau* 
würdigen  Flöze  des  Ruhrreviers,  woraus  zu  entnehmen  ist,  daß  da« 
selbst  im  ganzen  ca.  1 30  MiUiarden  Tonnen  Kohle  vorhanden  sind,  was 
selbst,  wenn  die  Jahresproduktion,  welche  jetzt  etwa  60  Mill.  Tonnen 
beträgt,  auf  joo  Mill.  Tonnen  gesteigert  würde,  noch  für  ca.  1300  Jahre 
ausreichen  könnte.  Im  ful^enden  schildert  der  Verfasser  die  Veränderungen 
der  Technik  der  i'rdduktiun  einerseits  und  der  Berggesetzgebung  anderer- 
seits, wobei  er  eine  rasch  \oi  sich  gehende  Konzentration  des  Kapitals 
in  diesem  Industriezweig  feststellt  Besonders  lebhaft  soll  dieser  Prozeß 
in  den  letzen  drei  Jahren  gewesen  sein,  indem  die  Anzahl  der  Zechen 
deren  Gesamtproduktion  500000  Tonnen  überstieg»  allmählich  von  38 
im  Jahre  1898  auf  45  im  Jahre  1900  stieg,  während  die  Zahl  der  kleineren 
Zechen  mit  einer  Produktion  von  mindestens  50000  bis  500000  Tonnen 
VOD  99  auf  93  gesunken  ist. 

Zur  Charakteristik  der  Bedeutung  der  Kohlenforderung  des  Ruhr- 
reviers wird  dabei  vom  \*erfasser  die  Tatsache  angeführt,  daß  seit  Ende 
des  XVIII.  Jahrhunderts  die  Belegschaft  sich  um  das  140  fache  vermehrte, 
die  Furderuna:  n;u  h  der  Menrje  um  das  288  fache,  nach  dem  Werte  um 
das  545  faciie.  Aub  dem  Kuhrvevier  stammt  gegenwärtig  etwa  die 
Hälfte  der  gesamten  Steinkohlenproduktion  Deutschlands.  Allein  seit  1894 
steigerte  sich  der  Wert  der  Ruhrkohlenproduktion  um  75  Proz.,  die  Menge 
uro  ca.  45  Proz.>  die  Arbeiterzahl  um  ca.  44  Proz.  Ebenso  rasch  stieg 
die  Verwendung  der  Dampfkraft,  und  zwar  zählte  man  an  Dampf- 
maschinen um  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  ca.  142  mit  ca.  10000 
effekt.  Pferdekräfien  gegen  ca.  5000  mit  ca.  500000  effekt.  Pferde- 
kräften am  Ende  des  Jahrhunderts.  Noch  bedeutender  war  vielleicht  die 
Zunahme  der  Koksproduktion  und  einer  Reihe  von  Nebenprodukten  so- 
wie sonstiger  industrieUer  Unternehmnnjren .  so  daß  gegenwartic  das 
Ruhrrevier  zu  einem  der  Hnuj  t/.cntreu  des  deutschen  Industrielebens  ge- 
worden ist.  Schon  1890  soll  dort  nämlich  der  Güterverkehr  pro  Kilo- 
meter 25  mal,  pro  Einwohner  56  mal  großer  gewesen  sein  als  der  durch- 
achnitdidie  Verkehr  Deutschlands. 

Nach  dieser  allgemeinen  Schilderung  der  technischen  und  wirt* 
scbaftlichen  Entwicklung  des  Ruhrbergbaus  im  XIX.  Jahrhundert  ver- 
sucht der  Ver&sser  den  tiefgehenden  Einfluß  zu  beschreiben,  welchen 
diese  Faktoren  auf  die  Morphologie  der  Bevölkerung  und  die  Arbeits- 
gliederung ausgeübt  haben.  Ohne  bei  den  Einzelheiten  stehen  zu  bleiben, 
wollen  wir  uns  nur  mit  der  Hervorhebung  der  Tatsache  begnügen,  die 
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auch  in  den  weiteren  F.rortcrunfjen  des  \'erfassers  eine  ^rroLie  Rolle  sj  iek. 
Wir  meinen  damit  die  starke  Heranziehung  zur  Bergarbeit  der  Arbeiter 
aus  den  östhcheu  Provinzen  des  Reiches,  aus  Österreich  u.  dcigi  m., 
so  dafi  schon  za  Anfang  des  Jahres  1900  m  den  Bergwerken  mehr  als 
'/^  sämtlicher  Arbeiter  aus  jenen  Gegenden  stammten;  zusammen  mit 
Frauen  und  Kindern  bdief  sich  ihre  Zahl  auf  ca.  175000. 

Im  zweiten  Kapitel  gibt  der  Verfasser  einen  Überblick  ttber  die  Gestal- 
tung des  Arbeitsvertrages,  woraus  zu  entnehmen  ist,  daß  der  gewaltige  Auf- 
schwung des  Ruhrbergbaus  seit  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  n  esentüch  auf 
der  erfolgreichen  Geltendmachung  folgender  drei  Forderungen  bemht,  und 
zwar  i)  Verringerung  der  Bergwerksabgaben,   2}  Beseitig:ung  des  staat- 
lichen Dirck.iions{)rinzi].s  und  3  »  Verringerung  der  regalherrli»  hen  Vor- 
rechte.   Der  Verbesstrung  der  Lage  der  Unternehmer  stand  indessen 
keine  entsprechende  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  gegenüber; 
denn  die  Knappen,  die  früher  gewissermafien  Staatsbeamte  waren  und 
eine  Reihe  weitgehender  Privilegien  hatten,  wurden  durch  das  allgemeine 
Berggesetz  von  1865  ihrer  sämdichen  früheren  Vorrechte  beraubt»  was 
zu  einer  fortschreitenden  Entrechtung  und  wachsender  Proletarisierung  der 
Bcrgarbeitermassen  Anlaß  gab.    Eine  Verschlechterung  trat  auch  in  der 
Hinsicht  ein,  daß  der  Arbeitstag  heute  sehr  oft  viel  länger  ist  als  früher, 
indem  die  von  den  Ruhrbergleutea  stets  geforderte  „von   den  Vätern 
ererbte  Ac  htstuTidenx  lue  lit'*  heute  tatsächlich  zu  einer  ») — 10  Stunden- 
scliicht  ausgeweitet  wurde.   Auch  der  Streik  von  1SS9  bracliie  in  dieser 
Hinsicht  nur  eine  vorübergehende  Besserimg.  Aus  den  Mitteilimgen  des 
Verfassers  geht  hervor,  daß,  ebmso  wie  vor  XS89,  die  Beamten  — 
manchmal  sof^r  in  unerlaubter  Form  —  die  Schichtdauer  durch  aller- 
hand Praktiken  verlängerten,  die  Überschichten  nicht  genau  notierten 
u.  dergl.  ra.     Als   Beweis  führt   er   auf  S.   52    zahlreiche  Zechen- 
anschläge so\vie  die  Tatsache  an,  daö  durchschnittlich  jeder  Ruhrberg- 
mann 7U  Anfang  der  neunziger  Jahre  ca.  300  Schichten  anfuhr,  während 
diese  Durchschnittszahl  in  den  Jahren   1899  bzw.  iqoo  3T7  und  318 
betragen   hat.     Im   .^nschhiß  daran  i)ehandelt   Pieper  die   Frage  des 
Arbeitslohns ,    \vol.)ei    von    ihm    die    außerordentliche  Mangelhaftigkeit 
der  amtlichen  Lohnnotieiungen  mit  vollem  Rechte  sehr  scliarf  ange- 
griffen wird.   Ohne  bei  den  Einzelheiten  zu  verweilen,  mag  hier  die 
Erwähnung  der  Tatsache  ausrdchen,  daß  während  noch  1895  Feier* 
schichten  eingelegt  wurden,  im  Jahre  1900  eine  Überschicht  die  andere 
jagte,  so  daß  monatlich  hie  und  da  40 — 45  Schichten  verfahren  wurden. 
Man  kann  Pieper  nur  zustimme,  wenn  er  den  entsprechenden  Mehr- 
verdienst daraus  nicht  Lohnsteigerung  benannt  haben  will,  da  er  auf 
Mehrarbeit  und  nicht  auf  Erhöhung  des  Gedingelohns  beruht.  Nrirh 
dem  Kiniielen  der  Krise  begannen  die  Löhne,  teibvcise  übrigens  unter 
dem  Kinflulj  der  verminderten  Zahl   der  .-Schichten,   /u  sinken.  Sehr 
charakteristisch  sind  in  dieser  Hinsicht  die  nachstehenden  Angaben  des 
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allgemeinen  Knappschaftsvereins  in  Bochum,  die  vom  Verfasser  auf 
Seite  79  angeführt  werden.  Und  zwar  traten  in  der  Lohnhöhe  foli^eiide 
Veränderungen  ein.  Ks  erhielten  einen  durchschnittlichen  Tagelohn  in 
Prot  der  Gesamtbelegschaft; 

bis  2,60  Mk.     Toa  2,61  bis  5,80  Mk.     von  3,9 1  bis  5  Mk.     Uber  5  Mk. 

1900  5,9  Pn»z.  17,7  Proz.  24,4  Pros.  52,0  Proe. 

1901  6,8    „  20,0    „  28.9    „  t !  3  ti 

1902  7,8 

Der  Prosentsatz  der  Arbeiter,  deren  Tagelohn  5  Mk.  übertraf,  sank 
demnach  von  ca.  52  auf  kaum  33  Proz.  der  Gesamtzahl.    Dabei  darf 

folgende  Tatsache  nicht  unerwähnt  gelassen  werden.  Pieper  konstatiert 
nämlich,  daü  bei  Zechen,  deren  spezifische  Kohlensorten  noch  gut  ab- 
f,'in<ren,  ferner  bei  den  großen  Zechen,  die  durch  ihre  großartigen  Auf- 
bereitungsanstaiten  die  besten  Stuckkoiilen  und  Nutisorten  lieferten,  die 
Lohnminderung  nicht  beträchtlich  war,  während  die  kleineren  Zechen 
die  ungünstige  Gestaltung  der  Konjunktur  auf  die  Arbeiter  abzuwälzen 
suchten.  Alle  diese  Angaben  gewinnen  ein  besonderes  Interesse,  wenn 
wir  uns  die  Behauptungen  der  Apologeten  der  Syndikate  in  Eritmerong 
rufen,  denen  zufolge  die  Syndikatsgründung  eine  Verminderung  der 
Lohnschwankungen,  gröfiere  Stetigkeit  der  Beschäftigung  der  Arbeiter 
n*  dergl.  m.  nach  sich  gezogen  hätte.  In  Wirklichkeit  konnte  man  in 
Deutschland  sehr  oft  das  Gegenteil  feststellen,  da  gleichzeitig  mit  dem  Sin- 
ken  der  Löhne  viele  Zechen  erhebliche  ArbeiterentlassunfTen  vors'enommcn 
haben.  Die  Syndikatsgründnnp^  hat  ferner  keineswc^^s  zu  einer  Hesseruiiij 
der  Lage  der  Arbeiter  ijcfiihrt,  sofern  es  sich  um  die  Organisations- 
bestrebungen der  letzteren  handelt.  Darüber  bemerkt  i.  Ii.  der  von 
Pieper  zitierte  Berginspektionsbericht  Witten  vom  Jahre  1901:  „Hin  und 
wieder  ist  der  Rückgang  in  der  Geschäftslage  von  den  Werksverwaltungen 
auch  benutzt  worden,  um  ihnen  agitatorisch  lästig  gewordene  oder  her- 
vonagend  unbotmäßige  Leute  aus  der  Belegschaft  zu  entfernen.'*  Außer- 
dem beschwerten  sich  die  Bergarbeiter  darüber,  daß  nicht  einmal  die 
Feierschichten  gleichmäßig  verteüt,  sondern  sog.  Günstlinge  davon  ver- 
schont bleiben.  Außerdem  kommen  auch  jetzt  Fälle  vor,  in  denen  die 
Abkehr:^eugnisse  der  Arbeiter  —  trotz  des  gesetzlichen  \''erbotcs  — 
mit  geheimen  Abzeichen  versehen  werden.  Da  seit  der  Syndikats- 
giundung^  diese  im  Geheimen  Gemal/ircgelten  viel  schwerer  eine  neue 
Stelle  rinden  können  als  vordem  —  beim  Vorherrschen  der  freien  Kon- 
kurrenz —  so  kann  man  sich  kaum  darüber  wundern,  daß  in  den  Berg- 
arbeiterkretsen  überall  eine  tiefe  Erregung  herrscht,  wobei  sich  vielerorts 
sogar  Ansätze  zum  offenen  Streik  zeigten,  indem  man  hie  und  da  die 
Anfahrt  verweigerte.  Nur  der  besonnenen  Leitung  der  beiden  Berg- 
arbetterverbände  ist  es  zu  danken,  meint  Pieper,  daß  die  allgemeine 
Enegung  zurückgehalten  und  verhindert  wurde,  daß  wie  im  Jahre  1889  die 
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Welle  eines  Riesenstreiks  sich  über  das  Ruhrkohlenbeckeii  hiuwaiite, 
Ihie  Parole  an  die  drängenden  Kameraden  war:  „Haltet  euch  an  der 
Arbeit.  Laßt  euch  nicht  aufreizen  1  Sorgt  Hir  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung,  wirkt  beruhigend  auf  die  Erregten  ein,  stärkt  die  Organisation. 
Wenn  es  Zeit  ist,  wird  das  Signal  schon  kommen." 

Wie  die  Arbeiter  diese  Worte  beherzigt  haben,  läßt  sich  aas 
folgenden  Daten  über  die  Mitgliederzabi  und  die  Einkünfte  beider  ge* 
nannten  Organisationen  ersehen: 


Verband 

Chrisüichcr  Gewcrkvercin 

im  Jahre 

Mitgliedcr2.ihi 

hinnahmen 

Mitglicdcrzahl 

Einnahmen 

1899 

33  100 

90100  Mk. 

22  000 

48  400  Mk. 

1900 

36400 

»15*00  „ 

293PO 

113000  „ 

190  > 

38000 

323300  „ 

34000 

206500  „ 

1902 

48300 

462600 

40000 

291300  „ 

Wollte  man  sogar  zugeben,  dafi  diese  Angaben  etwas  übertrieben 

sind,  so  läßt  sich  doch  eine  bedeutende  Zunahme  —  trotz  der  Krise  — 
nicht  in  Abrede  stellen.  Bei  dieser  Gelegenheit  muß  noch  betont  werden, 
daß  das  berüchtigte  Nullen  nnch  Ansiclit  des  Verfassers  sich  bis  auf 
den  heutigen  Tag  nicht  nur  im  alten,  sondern  im  erweiterten  Umfange 
fortgepflanzt  habe,  während  in  Kngland  durch  Einfüiirung  des  Abwiegens 
der  Fürderwagen  die  betreffenden  Streitigkeiten  zwischen  den  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  schon  lange  ihre  alte  Bedeutung  verloren  haben. 
Mit  Wehmut  konstatiert  Pieper,  daß  alle  Versuche  des  Abgeordneten 
Dasbach  bei  der  Beratung  der  preußischen  Berggesetznovelle,  eine  Besserung 
in  dieser  Hinsicht  durchausetsen,  von  der  Mehrheit  des  Hauses,  in  deren 
Mitte  sich  viele  Kohlenbergwerksbesitzer  befanden,  abgelehnt  wurden. 

Ohne  auf  die  Besprechung  des  Verhältnisses  zwischen  der  Lohn- 
stcigerunf^  und  der  Steigerunf^  der  l'''nternehmergewinne  einzugehen  (In 
seinen  diesbe/iiglichen  Ausfüluungen  hat  Pieper  hier  auch  einige  Untcr- 
nehmunjjen  erwähnt,  die  aul.Ier  der  Kohlengewinnung  noch  die  Her- 
stellung anderer  Artikel  beireiben,  was  die  Unternehraerpresse  ihm  sehr  ul»el 
nimmt),  wollen  wir  hier  nur  seine  überaus  interessanten  Mitteilungen  über 
das  Verhältnis  von  Arbeitszeit  und  Arbeitslohn  zur  Arbeitsleistung  er* 
wShnen.  Die  von  ihm  zitierten  Untersuchungen  des  Bergwerksdirektors 
Kirschniok  ergaben  nämlich,  daß  in  seinen  oberschlesischen  Kohlengruben 
die  Durchschnittsleistung  der  Pfeilhauer  auf  denselben  Flözen  und  unter 
denselben  Verhältnissen  pro  12 -Stundenschicht  von  iSSi — 1888  ca. 
7,59  t  betragen  hat.  Dagegen  betrug  sie  pro  8 -Stundenschicht  in  den 
Jahren  1880 — 1898  ca.  9,28  t  und  in  den  Jahren  1899  —  rgor  pro 
8-Stundenschicht  sogar  10,1  t.  Uber  die  erhöhte  Arbeitsenergie  der 
Beleofsrhaft  bemerkte  Kirschniok:  ,,Fs  weiß  wohl  jeder  Bergmann,  vom 
jüngsten  Schlepper  bis  hinauf  zum  Betriebsführer,  daii  der  oberschlesisdie 
Arbeiter,  wenngleich  er  gezwungen  ist,  12  Stunden  in  der  Grube  zu 
sitzen,  doch  nur  kaum  8  Stunden  arbeitet.   Gibt  man  ihm  nun  Gelegen* 
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hcit,  die  Leistung  einer  12  stündigen  Schicht  in  8  Stunden  zu  voll- 
bringen, so  verspeist  er  sein  initgebrnchtes  Brot  weil  lieber  erst  nach 
Beendigung  der  Schiebt,  nur  um  die  hierfür  notwendige  Zeit  nicht 
wlihzend  der  Schicht  tu  verschwendend 

Von  hervorragendem  Interesse  und  femer  die  Mitteilungen  des 
Verfiusers  über  die  tötlichen  Veninglückungen  der  Bergleute.  Die  von 
ihm  auf  Seite  1 34  angeführten  Daten  zeigen,  da6  wihrend  in  Engbnd 
und  Belgien  die  Zahl  dieser  Unfälle  außerordentlich  rasch  zurückging, 
die  entsprechenden  Daten  für  Preußen  keinesfalls  gleich  günstig  lauten. 
Leider  hat  der  Verfasser  für  die  neueste  Zeit  nur  die  Daten  für  das 
Jahr  igoo  angeführt,  was  den  Wert  seiner  Vergleiche  erheblich  herab- 
mindert und  außerdem  einen  berechtigten  AnlaJj  zu  Beanstandungen  seitens 
der  Unternehmerpresse  bietet.  Indirekt  wird  seine  Auffassung  von  der 
Tatsache  bestätigt,  daß  während  um  die  Mitte  des  XIX.  Jabrhimderts 
eine  engUsdie  Kommission  nach  Fteofien  kam,  um  die  Ursachen  der 
niedrigen  Un&llziffer  Preufiens  ni  studieren,  gegen  Ende  des  Jahrhundert» 
Prenflen  eine  Untersuchungskommission  nach  England  sandte»  um  dort 
die  Gründe  der  geringen  UnfaUzifTer  zu  erforschen.  Und  obgleidi  die 
Verminderung  der  tödlichen  Unfälle  fast  überall  der  Aufnalime  der 
Arbeiterdelegierten  in  die  Bergwerksinspektion  zugeschrieben  wird,  hat 
sich  die  preußische  Regierung  zur  Durcliführung  dieser  Mr''nnlime  noch 
nicht  entschließen  können,  und  zwar  wesentlich  unter  dein  hinliuß  der 
Berichte  der  Bergwerksinspektion,  die  —  unter  dem  Druck  der  Syndikate 
stehend  —  sich  gegen  eine  beschleunigte  Durchlührung  dieser  Reform 
ausspracl).  Ebenso  tmgünstig  gestaltete  sich  unter  dem  Einüuß  der 
sahireichen  Übersdiicfaten  am  Ende  der  90  er  Jahre  die  Erioankungs- 
hänfigkeit  (vgl.  insbesondre  S.  167).  Ohne  uns  mit  allen  ander«i  Er- 
krankungen zu  beschäftigen,  wollen  wir  nur  der  neuerdings  so  oft 
besprochenen  Wurmkrankheit  gedenken,  deren  Geschichte  uns  deutlich 
zeigt,  wie  unzureichend  die  preußische  Bergwerksinspektion  die  Interessen 
der  Bergarbeiter  wahrnimmt.  Ärztliche  Autoritäten,  wie  die  Fachblätter 
der  beiden  Bergnrbeiterorganisationcn  liaben  nänüich  schon  seit  Jahren 
auf  die  Größe  der  Gefahr  hingewiesen  und  auf  energische  Maßregeln 
gedrungen.  Trotz  alledem  behauptete  man  amtlicherseits,  die  Krankheit 
sei  in  steter  Abnahme  begriffen  und  hielt  die  eingeleiteten  Maßnahmen 
für  recht  zweckmäßig.  Im  Jahre  1902  erkrankten  aber  pro  10000  Mann 
der  Belegschaft  bereits  53  Bergleute  gegenüber  41  im  Jahre  190X,  ca. 
la  im  Jahre  1900  und  4 — 6  in  den  Jahren  1896 — 1899.  Neben  diesen 
Schattenseiten,  weldie  der  Nachlässigkeit  der  Bergwerksinspektion  und 
der  zu  weitgehenden  Nachsicht  der  Regierung  den  i^ndiziertcn  2^chen 
gegenüber  zugeschrieben  werden  müssen,  liebt  der  Verfasser  auch  einige 
Lichtseiten  hervor,  die  man  hauptsächlich  dem  technischen  Fortschritt 
zu  verdanken  hat.  Aul.'er  der  Zunahme  der  Mitijliedcrzahl  der  Aibeitcr- 
Organisationen  gehört  zu  diesen  Lichtseiten  insbcs  ndere  die  Anwendung 
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der  Schranimjischinen,  mit  deren  Hilfe  in  Nordamerika  im  Jahre  1900 
bereits  etwa  '^^  der  gesamten  Kuhlenproduktion  gewonnen  wurde.  Im 
Ruhrrevier  datiert  ihre  Verwendung  erst  seit  1898  und  zwar  nur  auf 
woiigen  Zechen,  weil  die  amerikanischeii  Konstruktionen  sich  hier  ab 
untauglich  erwiesen  haben.  Neuere  deutsche  Konstruktionen  haben  diese 
MSngel  gehoben,  so  daß  bei  weniger  Arbeitskosten  eine  um  50 — 80  Prox, 
erhöhte  Arbeitsleistung  und  vor  allem  eine  bedeutende  Herabminderung 
der  Unglücksfölle  erzielt  wurde.  Die  entschädigungspäichtigen  Unfälle 
durch  Stein-  und  Koblenfall  betrugen  nämlich  pro  1000  versicbote 
Personen : 


im  Jahre 

bei  der  Sektion  II 

Auf  Zeche  Dorstfeld 

1896 

5.87 

7.00 

1897 

5.76 

6.36 

1898 

6,13 

1899 

S.S« 

3.7« 

1900 

5.2» 

'  3»5» 

Seit  der  Verwendung  der  Schrämmaschinen  auf  der  Zeche  Dorst- 
feld (1898)  stürzte  also  die  Unfallziffer  dort  jäh  ab. 

Das  IV.  und  V.  Kapitel  sind  der  Bergarbeiterbewegung,  der  Knapp- 

schaftskassenreform  und  anderen  Fordenrngen  der  Art)citer  gewidmet 
Die  Durchsicht  der  diesbezüglichen  Beschlüsse  des  2.  deutschen  Berg- 
und  Hiittenarbcitertages  (AUer  N'erband)  und  des  ersten  Deiegiertentags 
der  christlichen  Bergarbeiter,  welche  in  der  Forderung  auf  Einset2ung 
von  gesetzlichen  Arbeitcrausschüssen,  Vereinheitlichung  des  gesamten 
deutschen  Knappschaftswesens,  freier  Ärztewahl,  Selbstverwaltung  der 
Kassen  tu  dgl  m.  gipfeln,  seigt'  uns  deutlich  genug,  dafi  es  sich  im 
großen  und  ganzen  um  durchaus  berechtigte  Ansprüche  der  Arbeiter 
handelt  Dies  wird  u.  a.  auch  dadurch  erwiesen,  da6  in  den  fiskalischen 
Bergwerken  die  Arbeiterausschüssc  bereits  eingeftihrt  sind,  während  man 
den  syndizierten  Privatzechen  diese  Verjiflichtung  nicht  aufzubürden  wagt, 
obwohl  die  Behandlung  der  Bergarbeiter  durch  die  V^orgesetzten  eine 
nie  abreißende  Kette  von  Beschwerden  und  Klagen  bildet.  In  einer 
Eingabe  des  christlichen  Gewerkvereius  V'nn  Februar  1900  iieit't  es:  ..Eine 
ständige  Quelle  der  Klage  ist  die  sehr  oft  inhumane,  teilweise  sogar  unan- 
ständige Behandlung  der  Arbeiter  durch  Betriebsbeamte/'  Pieper  berichtet 
sogar,  dafi  es  gerichtlich  mehrmals  erwiesen  wurde,  dafi  nicht  nur 
Fferdejungen  und  andere  jugendliche  Arbeiter,  sondern  auch  Erwachsene 
Stock-  und  Faustschlägen  ausgesetzt  waren,  wobei  zur  Zeit  ungfinstiget 
Geschäftslage  regelmäßig  eine  si  hlechtere  Behandlung  eintritt.  Die 
Bildung  der  Syndikate  hat  also  auch  in  dieser  Hinsicht  keineswegs  zur 
Besserung  der  Arbcitcilage  beigetragen. 

Im  VI.  Kai>itel  behandelt  der  Verfasser  die  Lebenshaltung  und  ms- 
besondere  die  Wohnungsveriialtnisse  der  Arljciter.  Wie  wichtig  gerade 
diese  letzteren  sind,  geht  daraus  hervor,  dali  der  Bevölkerungszuwachs 
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im  Ruhrrevier  von  187X — 1900  ca.  200  Proz.  betnfoi  hat,  während 
die  Einwohnerzahl  Berlins  im  gleichen  Zeitraum  nur  um  ca.  128  Proz. 
zunahm.  Kein  Wunder  daher,  daß  die  Wohnungsverhältnisse  in  den 
letzten  Jahren  sich  erheblich  verschlechterten,  obwohl  die  Zechen  eine 
große  Zahl  von  Arbeiterwohniingen  gebaut  haben. 

Gleich  traurig  kiuigeu  die  Miiieüungen  über  die  Enialiruiigsverliält- 
oisse  der  Arbeiter.  Leider  beschränkte  sich  der  Ver&sser  auf  die  Mit* 
teilting  der  Lebensmittelprdse  Dir  eintdne  Jahre,  statt  die  entspiech«!- 
den  Daten  fät  das  ganze  Jahrzehnt  anzuführen,  was  wiederum  dar  Unter- 
nebmerpreste  Anlafi  zu  mdir  oder  weniger  berechtigten  Beanstandungen 
bietet.  Berücksichtigt  man  die  fast  völlige  Abwesenheit  der  größeren 
Konsumvereine  und  die  trotz  wiederholter  Klagen  der  Arbeiter  noch 
fast  überall  übliche  monatliche  Lohnzahlung,  welche  die  Arbeiter  zur 
Hör G^virt Schaft  verleitet  einerseits,  und  die  rapide  Steigerung  der  Woh- 
nungsf  reise  andererseits,  so  wird  man  im  großen  und  ganzen  Pieper 
darin  /.ustnnmen  können,  dal3  der  Reallohn  der  Arbeiter  sich  keineswegs 
erheblich  gebessert  hat.  Ebenso  imgünstig  lautet  sein  Urteil  über  die 
geistige  Nahrung,  die  den  Arbeitern  geboten  wird;  denn  für  die  allge- 
meine Bildung  der  Bergarbeiter  und  die  Bescfaafiimg  edlerer  Genüsse 
durch  Unterstützung  von  Bildungsvereinen,  Veranstaltung  von  V«dks-> 
bildungsabenden,  \\)lksunterhaltungen,  Schriftenverbreitung,  Bibliotheken 
nnd  Lesehallen  geschieht  seitens  der  Zechen  wenig. 

Das  letzte  Kapitel  handelt  von  dem  Charakter  der  Bergarbeiter  und 
der  Polenfrage  im  Rulirrevier.  Wegen  .Mangelliaftigkeit  der  Arbeiter- 
organisationen, des  starken  Drucks  seitens  der  Zechen  u.  dergl.  m. 
zeichnet  sich  der  Charakter  der  Bergarbeiter  durch  eine  Reihe  uns>Tn- 
patischer  Zuge  aus,  so  z.  1>.  durch  Eigensinn,  unglaubliches  Mißtrauen, 
Aibeitsneid  usw.  Zusammen  mit  dem  weitverlHetteten  Abelglauben  und 
der  Sprachverscbiedenheit  (im  Jahre  1893  waren  im  Ruhrkohlenbecken 
36  Sprachen  vertreten)  erschweren  diese  unsympatischen  Züge  den  Fort- 
schritt der  Arbeiterorganisation,  was  zu  trüben  Betrachtung^  Über  die 
künftige  Gestaltung  der  Beziehungen  zwischen  den  Arbeitnehmern  und 
Arbeitgebern  Anlaß  gibt. 

Trotz  mancher  zu  weitgehender  Generalisierungen  und  einer  Reihe 
anderer  Mängel  wird  die  Arbeit  Piepers  in  Deutschland  vielleicht  die- 
selbe Rulle  siiielen,  wie  der  berubniie  Roman  Zola's  ,,Gcrminal"  vor 
einigen  Jaiiizchuieu  in  i  rankieich,  denn  seine  Schilderungen  verlangen 
gebieterisch  ein  entschiedenes  Eingreifen  der  Staatsgewalt. 

Zum  Schluß  mufl  noch  nachstehender  Wirkung  der  Arbeit  Piepers 
gedacht  werden.  Schon  einige  Wochen  nach  deren  Veröffentlichung  hat 
das  Organ  der  Bergwerksbesitzer  „Glückauf  einen  giöfieren  Artikel  ver- 
öffentlicht (Jahrg.  1903,  Nr.  48),  der  die  »Unwissenschaftlichkeit"  der  Pieper- 
schen  Untersuchungen  nachzuweisen  versuchte.  Die  nähere  Betrachtung 
der  Gegenargumente  des  „Glückauf"  spricht  schon  deshalb  für  ihre  fiut 
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völlige  Unhaltbarkeit»  weil  daselbst  die  Tatsache  verschwiegen  wird» 
daß  die  Lohnsteigerunp  am  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts  wesentlich 
der  Vermehning  der  Uberschichten  zuge^rhrieben  werden  muß.  Die 
forcierte  Arbeit  erfordert  aber  eine  verbesserte  Ernährung,  so  daß  die 
geringwertige  Steigerung  des  Reallohnes  —  besonders  angesichts  der 
rapiden  Slcigerung  der  Mietpreise  —  sich  unmöglich  mit  der  Erhöhung 
der  Dividend«  um  100—300  Pros,  menen  kann.  Auflerdem  sind  die 
Einwinde  des  „GlUckauf '  auch  deshalb  wenig  stichhaltig,  weU  das  Organ 
der  Unternehmer  nur  die  Maximalpreise  der  Lebensmittel  anillhrt,  ohne 
die  Minimalpretse  zu  berücksichtigen,  obwohl  die  letjrteren  fUr  die 
Arbeiterklasse  die  wichtigsten  sind,  da  die  Arbeiter  gewöhnlich  die 
schlechteren  Qualitäten  kaufen.  Um  so  größere  Bedeutung  gewinnt 
daher  natürlich  das  Geständnis  des  Unternehmerorgans,  dern  zufolge 
(„Glückauf",  S.  1163)  —  nach  dem  Eintreten  der  Krise  —  die  Lebens- 
haltung der  Arbeiter  im  Jahre  1902  sich  in  einer  ungünstigeren  Lage 
befand  als  in  dem  für  die  Arbeiter  keineswegs  besonders  günstigen 
Jahre  1897. 

IKe  letzte  der  obenaimef&hrten  Schriften  wird  wohl  konen  so 
gxofien  Eindruck  machen,  wie  die  Arbeiten  Vogelsteins  imd  Piepers, 
und  mr  schon  deshalb,  weü  sie  weniger  originell  ist  Sie  bildet  soni- 
sagen  die  Fortsetzung  der  bekannten  Schrift  von  Alfons  Thun  ,J)ie 

Industrio  am  Niederrhein  und  ihre  Arbeiter,"  die  vor  25  Jahren  er- 
schienen ist.  Inzwischen  ist  die  Bevölkerung  der  Hauptzentren  dieses 
Gebietes,  der  Städte  Elberfeld  und  Barmen  von  ca.  175000  auf  über 
300000  gestiegen.  Dies  wie  eine  Reihe  anderer  Umstände  veranlaßte 
die  Verfasserin  eine  erneute  Untersuchung  der  in  Frage  kommenden 
Verhältnkfie  vorstmehmen. 

Im  ersten  Tefl  wird  von  der  Verfasserin  die  Tatsache  konstatiert^ 
dafi  seit  der  Zeit  der  VerOflentlichung  des  Thunschen  Werkes  eine 
erhebliche  Besserung  der  Verhältnisse  insofern  eintrat,  als  die  früher 
vielfach  beobachtete  13 — 14  stündige  Arbeitszeit  bei  den  Frauen  wenigstens 
nicht  mehr  anzutreffen  ist.  Im  weiteren  wird  von  ihr  berichtet,  d.iß  die 
Handarbeit  auch  in  dieser  Provinz  einen  völlig  aussichtslosen  Kampf 
gegen  die  Maschine  gekämpft  hat;  denn  gewisse  Zweige  der  Samt- 
und  Seidenweberei,  welche  die  Handarbeit  als  unveräußerliches  Eigentum 
zu  besitzen  glaubten,  wurden  ihr  entrissen,  und  Gewebe,  die  man  noch 
Anfang  der  80  er  Jahre  nur  auf  Handstahlen  hatte  hersteilen  können, 
werden  jetst  auf  Krafistahlen  gefertigt.  Leider  fehlen  den  AusfUhningen 
der  Verftsserin  die  ztflfermSffigen  Grundlagen  über  die  Zahl  der  Hand- 
uttd  Kraftstühle  in  den  einzelnen  Jahren,  so  dafl  der  EntwicUnngs- 
prozeß  nicht  mit  genügender  Klarheit  hervortritt. 

Das  2.  Kapitel  des  I,  Teils  wird  dem  Einfluß  der  amerikanischen 
Zollpolitik  auf  die  Textilindustrie  von  Elberfeld-Barmea  gewidmet.  Wenn 
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«Ir  auch  ragebcn»  dafi  die  Stetten  Änderungen  der  am«rikaotichen 
Tarife  —  Tor  allem  wegen  der  Tendenz  zur  Erhöhung  der  Zollsätze  — 
»nf  die  Textilindustrie  des  Wuppertals  einen  schädigenden  Einflufi  ans- 

tben  mußten,  so  kann  man  dennoch  die  Verwunderung  kaum  unter- 
drücken, daß  Fräulein  Gottheiner,  welche  hier,  wie  auf  S.  lo,  von  der 
Protektion  istischen  Manie  spricht,  die  Erwähnung  der  Tatsache  \  ci^e-en 
hat,  daß  diese  Erscheinung  wesentlich  Deutschland  selber  durch  ■meinen 
am  Ende  der  70  er  Jahre  geschaffenen  autonomen  Zolltarif  mit  ver- 
schuldet hat  Die  Verfasserin  berührt  femer  kaum  den  großen  Einfluß» 
wdchen  die  RohstotVerbttade  —  Kohlen*  und  Eisensyndikate  —  auf 
die  Teictilindnstrie  ausübten,  obwohl  in  dieser  Hhisicht,  wie  die  RarteU- 
enquete  seigte,  sehr  reichhaltiges  Üfoteiial  vorliegt. 

Im  letzten  Kapitel  des  I.  Teils,  sowie  im  IL  Teil  wird  von  der 
Verfasserin  die  Lage  der  Industrie  dieses  (iebietes  von  1895  "^'^ 
Getrenwnrt  frc^rhildert.  Obwohl  der  durchschnittliche  Arbeitsverdienst 
von  1895  bis  189g  um  10 — 15  Proz.  gestiegen  ist,  hat  der  letzte  Auf- 
schwung leider  keineswegs  eine  entsprechende  Verbesserung  der  Lage 
der  Arbeiter  geschaffen;  denn  zu  gleicher  Zeit,  wie  Frl.  Gottheiner  im 
Kapitel  über  die  Wohnungsverhältnisse  (S.  60)  und  Emähningsvcr- 
liiltnisse  (S.  73)  zeigt,  sind  auch  die  Wohoungsmieten  und  die  Lebens- 
iultelpieise  erheblich  in  die  Habe  gegangen.  Nach  dem  Eintreten  der 
Rrisis  ist  aber  in  dem  Gesarotverdienst  vieler  Arbeiter  ein  Rückgang  — 
meist  um  7s  eingetreten  (S.  25).  Leider  hat  die  Verfasserin  es  zu  er- 
Wflhnen  vergessen,  daß  in  den  letzten  Jahren  eine  weitere  Verschlechte- 
rung der  Lage  der  Arbeiter  noch  dadurch  eintrat,  daß  gleichzeitig  mit 
dem  Sinken  der  Löhne  eine  erhebliche  Steigerung  der  Fleiscbpreise  und 
mancher  anderer  Lebensmittel  statttand. 

Die  Schilderungen  der  Lohnverhältnisse  fiihren  die  Verfasserin, 
insbesondere,  sulern  es  sich  um  die  Arbeiterinnen  handelt,  zu  keineb- 
«fgs  rosigen  Schlnfilblgerungen.  „Die  wenigsten  Arbeiterionen",  sagt 
sie,  «werden  imstande  sem,  mit  ihrem  geringen  Verdienst,  ihren  voll- 
fltlndigen  Lebensunterhalt  zu  bestreiten.**  Der  Preis  fUr  volle  Pension 
beträgt  den  Angaben  der  Barmener  Stadtverwaltung  zufolge  heute  im 
Wuppertal  530  bis  550  Mark  jährlich.  Da  die  Löhne  diesen  Be- 
trag nur  selten  erreichen,  so  ist  nur  natürlich,  daß  die  Wuppertaler 
Textilarbeiterinnen  ein  beträchtliches  Kontingent  der  dortigen  Prosti- 
tuierten stellen.  Die  Richtigkeit  dieser  Tatsache  wird  S(Twohl  seitens 
der  Arbeiter  als  auch  der  Arbeitgeber  und  Gewerbeins;  ckt  ren  be- 
stätigt Einer  von  den  letzteren  erklärte  in  bezug  auf  die  traurigen 
sittlichen  Zustände  des  Bezirkes  schon  vor  vielen  Jahren,  daß  die 
Hauptschuld  auf  die  Länge  der  Arbeitszeit,  auf  unsaubere  und  ge- 
hetsle  Arbdt,  heifie  und  mangelhafte  Arbeitsrftimie,  zahlreiche  Ordnungs- 
strafen, knappe  Löhne  und  Akkordsätze  tmd  geringe  Vorsorge  von  selten 
der  Arbeitgeber  zarüi^zufUhren  ist.   Wenn  auch  in  den  letzten  Jahren 
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in  dieser  Hinsicht  eine  Besserung  zu  verzeichnen  ist,  so  muß  doch  fest- 
gestellt werden,  daß  das  Vorwiegen  kleiner  und  mittlerer  Betnebe,  so- 
wie älterer  Fabriken  der  Besserung  der  saaitaren  Zustände  große  Hinder- 
nisse in  den  Weg  legt.  Kein  Wunder  daher,  daß  die  Gesundheitsver- 
hültdase  sehr  traurig  sind,  und  die  Mehrzahl  der  TextUarbeitetianeii 
an  Bleichsucht  oder  Sdiwindsucht  leiden.   (S.  44). 

Im  Kapitel  über  den  Einflufi  des  erhöhten  Arbeiterinnenschutiei 
auf  Arbeitslohn  imd  Arbeitsleistung  gelangt  die  Verfasserin  zum  Schlufi: 
die  Produktivität  der  Arbeit  sei  während  der  letzten  Jahre  unter  dem 
Einfluß  der  Zeitverminderung  erheblich  gestiegen.  Die  Behauptungen 
der  Fabrikanten,  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  müsse  zum  Sinken  des 
Arbeitsverdienstes  führen,  haben  sich,  wie  die  von  ihr  angeführten  Bei- 
spiele zeigen,  nicht  bewahrheitet.  Wenn  man  überhaupt  von  schädlichen 
Wirkungen  des  Elfstunden tages  si>rechen  kann,  so  kann  dies  nur  insofern 
geschehen,  als  manchmal  die  früher  von  den  Fabriken  aliein  bewältigte 
Arbeit  in  besseren  Zeiten  auf  die  Hausindustrie  abgesdioben  und  dioe 
dadurch  überlastet  wurde.  So  war  in  diesem  Fall  —  wegen  nicht  weit 
genug  g^ender  Gesetagebung  —  nichts  erreicht  als  eine  Übertragung 
der  Last  auf  andm  Schultern.  Im  weiteren  Kapitel  werden  die  Arbeiter« 
und  Unternehmerorganisationen  geschildert  Den  diesbezüglichen  ^li^ 
teilungen  der  Verfasserin  ist  zu  entnehmen,  daß  die  Frauen  nur  wenig 
an  den  Organisationen  beteiligt  sind.  Die  stärkere  Beteiligung  der 
Männer  am  Gevverkvereinslebcn  kann  den  Einfluß  des  steligen  Wechsels 
der  Mode,  der  kurzen  Lehrzeit,  welche  die  Züchtung  einer  großen 
Reservearmee  begünstigt,  und  anderer  ebenso  schädigender  Momente 
nicht  paralysieren.  Bedenkt  man,  da6  in  Elberfeld  und  Barmen  im  Jabie 
1899  kaum  xo  Pros,  aller  Textilarbeiter  Mitglieder  der  Filialen  des 
Textilarbeitervorhondes  waren,  so  wird  man  sich  kaum  wundem,  wenn 
die  Verfasserin  die  Tatsache  feststellt,  daß  seit  der  Gründung  des  neuen 
Arbeitgeberverbandes  die  Arbeiter  bisher  bei  allen  Kämpfen«  bei  denen 
der  Unternehmerverband  eingriff",  unterlegen  sind  (S.  S4). 

Zum  SchliiL'j  erübrigt  es  sich,  zu  erwähnen,  daß  die  Verfasserin 
leider  viele  wichtige  Fragen  kaum  einer  Erwähnung  würdigt.  So  wird 
z.  B.  von  den  Kartellen  und  Konventionen  nur  die  „Allgemeine  deut:>che 
Zanellakonvention''  etwas  eingehender  besprochen.  Des  ferneren  fehlt  es 
der  Arbeit  an  Schilderungen  persönlicher  Untersuchungen  oder  wenigstens 
Beobachtungen,  was  insbesondere  bei  der  Charakteristik  der  Wohnungs- 
verhaltnisse sehr  am  Platze  wäre.  Audi  würde  es  den  Wert  der  Arbeit 
erbeblich  erhöhen,  wenn  bei  Vergleichen  mit  England  neuere  Daten 
statt  der  Beruitmg  auf  die  für  das  Ende  der  80  er  Jahre  geltenden 
Nachweise  von  Schulze*Gaevernil2  angegeben  sein  würden. 

Zürich. 

J.  GÜLDSTEIN. 
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Agrarstattstische  und  sozialpolitische  Betrachtungen 
zur  Fideikommißfirage  in  Preußen* 

Von 

MAX  WEBER. 

Der  längst  erwartete  „Entwurf  eines  Gesetzes  über  Familien- 
fideikommisse'*  liegt  seit  dem  Herbst  1903  in  „vorläufiger"  Redaktion 
in  zwei  voneinander  in  einigen  Punkten  abweichenden  Fassungen 
vor,  von  denen  wir  hier  die  im  Verlage  der  „Post"  erschienene,  mit 
einer  Begründung  versehene  spätere  Lesart  zugrunde  legen.*)  Das 


*}  Ans  der  Literatur  über  den  Entwurf  seien  hervorgehoben  die  Au&ätie  von 
I.  Conrad  itt'' seinen  Johrbttehen  1903  (Bd.  81)  S.  507  ff.,  mit  dem  idi 
mich  in  allen   wesentlichen  Punlcten   in  erfreulicher  Obereinttimmung 
befinde, 
a.  Dr.  Wygodsinskt  und 

3.  Sering,  beide  in  Schmollers  Jahrbuch  (i9Q4i  Heft  I  S.  47f.  l»w.  6lf.) 

auf  die  zuriickzukommeQ  sein  wird. 

4.  Prof.  M.  VVolff  (Berlin),  Die  Neugestaltung  des  l  anülicntidcikommifirechls 
in  Prcuticu.  Berlin  1004,  Carl  Ileymanut.  Verlag  —  eine  sehr  gut  ge- 
schriebcue  wertvolle  Kruik  der  juristischen  Konstruktion  des  £nt> 
wuHis,  die  uns  ab  solche  hier  nicht  interessiert,  nebst  kurzem  Resum6 
der  prinzipiellen  Standpunhle  de  lege  ferenda. 

Ans  der  vorbeigehenden  Literatur  des  leisten  Jahrzehnts  seien  erwähnt: 
I.  P.  Hager ,  Famüienfideikommisse,  Jena  1895  (Bd.  VI  Heft  5  der  Elsterscben 
„Studien**],  — •  eine  roiüige  Doktordissertation  ohne  wissenschaftlichen  Wert* 
Den  Motiven  hat  sie  offenbar  als  Mauptquelle  gedient,  besonders  fUr  die 
Ansichten  der  „Gegner"  der  Fideikommissc. 
3.  Eugen  Moritz,  Die  Famili- nfi.l«  ikommisse  Preußens.    l'<rlin  1901. 

leb  würHf  diese  Schrift,  dir  mir  erst  jetzt  vor  Augen  kommt,  nicht  er- 
wähnen, wenn  nicht  der  Veit.,  der  seiner  Zeit  die  Arbeit  in  meinem  äemioar 
Archiv  für  Sozialnrii»euschah  u.  Sozialpolitik.  I.   (A.  f.  tot.  C.  u.  St.  XiX.)  3.  33 
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in  Aussicht  genommene  Gesetz  soll  zunächst  den  überaus  bunt- 
scheckigen Rechtszustand,  der  zurzeit  in  Preußen  besteht,  verein- 
heitlichen und  mit  dem  BürgerHchen  Gesetzbuch  in  ein  klares  Ver- 
hältnis setzen:  zu  diesem  Zweck  wird  den  bestehenden  Fideikom- 
missen  bei  Strafe  des  Erlöschens  die  Unterwerfung  unter  alle 
wesentlichen  Bt.-uinmungen  des  neuen  Rechts  auferlegt.  Es  ver- 
folgt darüber  hinaus  den  Zweck,  das  Institut  mit  dem  modernen 

begann,  dftiitt  nach  auswails  ging,  mdaer  als  seines  „bocbTodirta 
Lebren"  in  der  Vonrede  gedScbte.  Die  Veruttwortung  filr  die  Ait  ifaicr 
AnsrahniBf  nufl  icb  abiebnen.  Wie  diese  ansfefaUen  ist,  daf&r  nv  da 
Beispiel :  der  Veif.  erörtert  die  Berölkernngsabnabme  in  manebeii  Krcii& 
des  Ostens  und  meint  (S.  41):  ,,Wir  sind  geneigt,  den  Rückgang  der  Be- 
TÖlkeruDg  nicht  auf  Konto  (.Kr  Gutsbezirke,  sondern  der  Landgeneiadca 
zu  setjpn,  welche  bridc  bei  (iicscr  Rclr.iclitunf:  nicht  zu  trennen  war^-n,  (^a 
hier  jedes  anitliche  Material  versagt.''  Di(!sc  ik-mfrki:nj  ist 
seitens  des  Verl.  ein  starkes  Stück.  Aus  dem  (i  e  m  c  i  n  li  v  1  e  \  i  k  on  ,  laf 
welches  der  Verl.  von  mir  hingewiesen  war  und  weiches  er  S.  li 
selbst  zitiert,  können  nicbt  nnr  jene  Zahlen  getrennt  festgestellt,  soadoi 
die  Bewegung  der  BevöllKning  fttr  jede  einzelne  Gemeinde* 
einbeit,  ancb  jedes  Fideikofluniflgut,  ermittelt  werden,  und  eben  Sat 
mttbsame,  —  dem  Verf.  su  mflbsame  — ,  aber  unter  UmstSndcn  recbl 
lohnende  Aufgabe  batte  icb  ibm  s.  Z.  gestellt  —  leb  mdnerseiti  mite 
micb,  da  ich  zur  Zeit  mit  weit  abli^enden  anderen  Arbeiten  beüJt 
bin,  nachstehend  meist  mit  der  Verwertung  einigen  Zahlenmaierislt 
bctjnüpen,  welches  ich  vor  Jahrrn  r;3m  /.weck  einer  fjroöeren  agrarstatis» 
lischen  Arli<_'it  über  den  laiulwirLschat'ilichfn  Kapitalismus  fusamtnen- 
gestellt  hiv>.  übcr\vic;^cnrl  selbst  irrcchncl  liattc.  Wenn  irh  aul  dirjc 
Arbeiten  dcmuäch&l  cmnul  ^ufackkoinnie ,  hoffe  ich  dasselbe  zu  er- 
gänzen. Wie  lückenhaft  es  ist,  empfinde  icb  selbst  am  peinlichsten.  Mehr 
als  illustrativen  Wert  haben  meine  ZaUen  nicbt — Die  Fideikmaiul* 
Statistik  knttpft  an  die  Arbeiten  Everts  ^  des  preaA.  Stat  Bvreans  1897 
S.I  f.)  und  Rflbnerts  (das.  190t  S.  I34f.)  an,  dardh  weldie  die  Slterea 
bahnbrechenden  Ldstungen  Conrads  beute  meist,  jedoch  kdneswcgi 
in  allen  Punkten,  überholt  sind. 

Wirklich  scblflssige  neue  Ergebnisse  über  die  Wirkung  der  Kideikommisie 
könnten  nur  umfassende,  auf  j^ründlichcr  lan^daucrndcr  .\utopsip  and 
historischen  Studien  beruhende  Spe/ialarbcitcn  über  die  hauptsäcblicben 
KideikoHiniilidistriktr  in  Vcrj^lrichung  mit  anderen  j^cbeu,  vorausgesetxl, 
daß  die  nötige  Unbefangenheit  des  Arbeilers  aufier  Zweifel  steht. 
Heute,  wo  feststeht,  „was  herauskommen  wird",  sind  solche  Arbcitea, 
wenn  amtlich  untersttttst,  nach  alles  Erfahmngea  scbwerlidi  noch  m 
gewirtipn. 


Digitized  by  Google 


Agrantolittiache  u.  tozialpolit  Betraditnngcn  rar  FideikoinmiAfnge  in  Pnuflen. 

,,Rechtsenipfindeii"  so  weit  in  Einklang  zu  bringen  —  als  dies  eben 
möglich  ist;  und  endlich  wird  —  wie  wir  noch  sehen  werden  — 
ganz  offensichtlich  beabsichtigt,  das  Institut  zu  propagieren  und  des- 
halb insbesondere  durch  Sc:haffung  unzweideutiger  einheitlicher  und 
privatwiitschaftlich  zweckmäßiger  Rechtsnormen  die  Fideikommifi- 
interessenten  zu  deren  Benutzung  zu  ermutigen  und  ihnen  jede 
etwaige  Besorgnis  zu  benehmen,  es  könne  eines  Tages  gegen  das 
ganze  Institut  gesetzlich  vorg^;angen  werden. 

Die  für  uns  wesentlichsten  Bestimmungen  des  245  Paragraphen 
umfassenden  Einwurfes  sind  in  summarischstem  Auszug  die  folgen« 
den:  Jede^)  neue  Errichtung  von  Fiddkommissen  soll  künftig 
königlicher  Genehmigung  unterliegen,  Erweiterungen  bestehender 
Fideikommisse  um  Ghrundstücke  von  mehr  ab  10000  Mark  Wert 
nur  ebenso,  andere  mit  ministerieller  Genehmigung  zulässig  sein. 
Die  wichtige  Bestimmung  über  den  bei  der  Errichtung  fälligen 
Fideikommifistempel  fehlt  noch.  G^enstand  fidcikommissarischer 
Bindung  soll  nur  ein  der  Hauptsache  nach  land-  oder  forstwirt> 
schaftlich  genutztes  Grundstück  sein  können,  andere  Vermögens- 
gegenstände nur  als  Zubehör  eines  solchen,  Kapitalien  nur  als 
eine  mit  landwirtschaftlichen  Grundbesitz  verbundene  Kapital» 
Stiftung,  insbesondere  als  Mclionitionskapital  (Verbesserungsmasse), 
ab  AbfindungS'  und  Austattungsstiftung  für  die  Angehörigen  des  Be- 
sitzers "'s.  u.),  sonst  aber  nicht  in  einer  den  hundertfachen  Betrag  des 
Jahreseinkommens  aus  dem  landwirtschaftlichen  Besitztum  über- 
steigenden Höhe.  Das  Fideikommißgut  muß  ein  Einkommen  von 
mindestens  10000  ^)  Mark  (nach  Abzug  aller  Jahresleistungen)  aus 
dem  landwirtschaftlichen  Grrundbesitz  nachhaltig  zu  gewähren  im- 
stande sein,  davon  mindestens  5000  Mark  aus  einer  ein  wirtschaft- 
liches Ganze  bildenden  Besitzung,  und  es  dürfen  femer  die  für 
Schuld,  Zinsen  und  Amortisation,  für  Abgaben  und  gesetzliche 
Verpflichtungen  des  Besitzers,  auch  solche,  die  der  Gesetzentwurf 
ihm  auferlegt,  aufzubringenden  Beträge  nicht  mehr  als  die  Hälfte 
des  Ertrages  des  Grundbesitzes  in  Anspruch  nehmen.'^)   Die  Fidei« 


Bisher  nach  dem  Preuß.  Laadrecht  nur  bei  mehr  als  30000  Mk.  Ertrag  und 
Erweiterung  bestehender  Fideikommisse  Aber  diesen  Betrag  hinaus.  In  Hannover 
bestand  kein  Gcnchmigungscrfordemis. 

')  Bisher  nach  Landrecht  7500  Mk.  cinschliefllich  KaptUlsinsen,  in  Hannover 
3600  Mk. 

*)  Ähnlich,  jedoch  im  etnselnen  abweichend,  A.L.R.  U  4  §  $1  f. 
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kommißerbfolge  ist  stets  agnatische  Primogenitur*Erbfolgc,^)  vor- 
behaltlich bestimmter  Fälle  der  Anwartschaftsunwürdigkeit.  Die 
Verfügungsgewalt  des  Fideikommißinhabers  ist  nicht  unerheblich  er- 
weitert Nach  dem  preußischen  Landrecht  bedarf  es  in  allen  Fällen 
der  Veränderung  der  Substanz  des  Fideikommi^^utes,  bei  Abverkauf, 
Verpfandung  oder  sonstiger  Belastung,  eines  von  der  Fideikommiß- 
behörde  aufzunehmenden  und  zu  bestätigenden  einstimmigen  Familien* 
Schlusses.  Ohne  einen  solchen  ist  eine  Verschuldung  nur  in  be- 
stimmten  Fällen  einer  genau  umschriebenen  unverschuldeten  außer- 
ordentlichen  Notlage  zur  Erhaltung  des  Fideikommisscs,  oder  nach 
Maßgabe  des  Landeskulturrentenbank-Gesetzes  usw.,  Abveräußerung 
nur  bei  Enteignung  und  bei  kleineren  Parzellen  nach  Maßi^abe 
der  Rentengutsgesetz^ebung  möglich.  Der  Entwurf  setzt  außer 
für  Fälle,  welche  direkt  den  Bestand  des  Fideikommisses  überhaupt 
oder  in  seiner  bisherigen  Beschaffenheit  berühren,  an  die  Stelle 
des  Familienschlusses  die  (in  j^cwisscn  Fällen  der  Genehmif^un<,'  der 
FideikomniiUbchörde  bedürftige)  ZustimmiuiL^'  tles  Familienrates, 
der  von  der  Fideikommißbehörde  nach  bestmimten  Rci^r^n  aus  der 
Reihe  der  Familienmitglieder  zu  bestellen  ist.  Dies  c:i't  n  imentlich  für 
Beh'^tungen,  —  die  daneben  cmmal  rcf^^elmäßig  an  eine  \'r:  sc-lnildungs- 
grenze  ('/a  des  Ertragswerts)  und  ferner  an  bestimmte  be^n  i  /te 
Vorausset  zu  n|:^en  (nachhaltige  Verbesserungen,  öffentliche  Pflichten  i 
geknüpft  sind  — ,  für  die  an  ähnliche  Voraussetzungen  geknüjifte  Vcr- 
äußerung  „kleinerer  Teile"  des  Besitztums,  ferner  auch  für  die  Auf- 
stellung der  für  Forsicn  und  Bergwerke  vorgeschriebenen  Wirt- 
schaftspläne und  für  die  Kapitalanlage.  Er  gestattet  dem  Fidei- 
kommißbesitzer  in  den  wichtigsten  Fällen  einer  grundlosen  \"er- 
weigerung,  diese  Zustimmung  durch  Anrufung  der  Fideikommiß- 
behörde  ergänzen  zu  lassen.  Der  Abschluß  von  Pachtvertragen  auf 
kürzere  Zeit  (6  Jahre)  und  von  Arl)eits\  erträgen  wird  dem  Fidci- 
kommißbesitzer  in  Abänderung  des  geltenden  Rechts  auch  ohne 
Konsens  mit  Wirkung  gegen  den  Nachfolger  gestattet  und  für  die 
regelmäßigen  X'erwaltungsgeschäfte  bleibt  er  von  jeder  (lenehmigung 
entbunden,  die  also  nur  für  wesentliche  Umgestaltungen  der  Wirtschaft 
(7..  B.  Üljergang  zur  Weidewirtschaft  u.  dgl.)  erforderlich  ist.  Der 
Fideikommiübesit/.er  ist  —  eine  wichtige  und,  wie  anzuerkennen 
iül,  sehr  wertvolle  Neuerung  im  Anschluß  an  das  allcidings  vom 
Entwurf   in    nicht  durchweg   zweckmäßiger   Weise  abgeänderte 


')  Nach  A.L.R.  ealschicd  bisher  da-  Verlugung  des  StiAers. 
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sächsische  Institut  Her  Familicnkasse  — verpflichtet,  aus  den  Ein- 
künften des  Fidcikommisscs  3  verschiedene  Kapitalfonds  aufzu- 
sammeln, sofern  nicht  schon  der  Stifter  dieselben  in  einer  bestimmten 
Minim;ilhühe  niitgestiftet  hat.  Zur  Ausstattung^  und  zur  Abfindung 
bedürftiger  und,  wenn  die  Mittel  reichen,  auch  anderer  FaniiUen- 
angehöriger  bestimmterVerwandtschaftsgrade  soll  je  eine  Ausstattungs- 
und  eine  Abfinduncjfsstiftung  errichtet  und  durch  jährliche  Beiträge 
von  mindestens  '  ,s  des  Jahreseinkommens  bis  zur  Erreichung  eines 
in  „angemessener  "  H()he  vom  Stifter,  evtl.  von  der  Behörde,  festzu- 
setzenden I  löchstbetrages  der  Kapitalien  gespeist  werden.  Daneben 
ordnet  der  Eniu  url  liie  Ansammlung  einer  „Verbesserungsmasse"  an, 
für  welche  in  „angemessener"  Höhe  und  bis  zur  Erreichung  des  auf  das 
Hundertfache  des  Fidcikomnih.;tiiikummens  festgesetzten  Höchst- 
betrages Beiträge  vom  Besitzer  zu  leisten  sind.  Sie  soll  regelmatiig  nur 
für  Erhaltunfr  unti  nachhaltige  Verbesserung  des  Fideikommißgutes 
Verwendung  finden  dürfen.  Die  Bestimmung  über  die,  wie  aus 
dem  allem  hervorgeht,  höclist  cmlkuireiche  Fideikomnüßbchörde 
fehlt  noch.  Als  unbedingt  sou\  eränes  höchstes  Organ  bleibt  endlich 
die  zum  „Familienschluß"  versammelte  Familie,  welche  alles,  auch 
die  Auflösung  des  Fideikommisses  beschließen  kann,  bestehen. 

Uns  interessiert  nun  hier  von  dem  Inhalt  des  Entwurfes  nur 
sein  Gehalt  an  sozialpolitisch  (im  weitsten  Sinne  des  Worts) 
bedeutungsvollen  Bestimmungen.  Deshalb  bleiben  die  blofi  technisch 
juristischen  Vorschläge  und  femer  diejenigen  aufier  Erörterung, 
welche  die  Sicherung  der  Interessen  der  Ftdeikommidanwärter  und 
Familienmitglieder  bezwecken.-;  Irgend  welche  „ethische"  Sentimen- 
talität in  bezug  auf  ihr  Schicksal  wäre  übrigens  wenig  am  Ratze. 
Sie  sind  damit  nicht  so  unzufrieden,  wie  oft  geglaubt  wird.  Bfit 
gutem  Grund:  sie  betrachten,  und  mit  Recht,  die  Zugehörigkeit  zur 
Familie  des  Besitzers  als  Chance  ersten  Ranges  fiir  die  Beamten* 

über  «litse  uns  bier  wtmgvt  intcrcKiereodcn  Fragen  s.  t.  KöUer  in  der  „KxtfUr 
leitung"  iqo2  Xr.  383  ff. 

In  dieser  Hinsicht  ist  die  weitgehendste  Bestimmung  des  Entwurfes  der 
Vorichlnfj,  dein  I'aniilirnrat  —  nach  ejnpcliolter  Zustimmung  der  FideikommiÜbchörde  — 
liic  Mctuj^ni-s  zu  ^rl>cti,  von»  ik■^it/,^■r  K(  r!)nunpslcj^unj;  über  das  Vermöj^en  ni  verlaflgeo 
(^22;.  Wena  bermg  und  andere  diese  Beslimtuuug  lüi  uLeiHüssig  oder  ^.ir  gegen  die 
„Wüxde"  des  FideikommifibesiUen  ventoflend  halten,  so  wird  jeder,  der  eiamal 
prakiueb  die  lotercsacn  von  Fideikommifluiwiirteftt  ta  ▼enreten  Iwtte,  sie  IQr  die  ein- 
»ige  halten«  die  su  einer  m«tcrielUa  Sicbcning  der  Interesten  denelben  itthrea 
bann.  Alle  anderen  Rechte  fiinktionieren  stets  eni,  wenn  es  su  spit  ist 


Digitized  by  Google 


508 


Maz  Web 


karriere.  Diese  Anweisunj:^  auf  die  ,, Staatskrippe"  ist  ja  eins  der 
wesentlichsten  Momente,  die  der  Stifter  von  jeher  in  Bctraclit  zog;  und 
künftig,  nach  den  Aussichten,  welche  die  Motive  ($.  I3j  eröffnen, 
erst  recht  Anlaß  hat,  in  Betracht  zu  ziehen. 

Von  den  uns  interessierenden  Bestimmungen  des  Entwurfes 
föllt  als,  wenn  auch  praktiscli  unwichtig,  so  doch  charakteristisch, 
zunächst  die  (scheinbare)  Unterdrückung  des  Geld-Fideikommi«;se<i 
und  die  (ebenfalls  scheinbare)  Besrhränkunj]^  der  Fideikommisse  auf 
land-  und  forstwirtschaftlich  benutzten  Boden  auf,  welche  die  Motive 
(S.  l8)  mit  pathetischen,  aber  «sachlich  gehaltlosen,  Worten  bc;^ründen. 
Nun  ist  das  reine  Geldfideikominiß  von  yirnktisch  ;^eringer  Bedeutung. 
Sieht  man  aber  näher  zu,  so  unterdrück l  der  Entwurf  auch  gar  nicht, 
wie  es  scheinen  könnte,  die  Kapiialanhäufung,  auch  nicht  die  An- 
häufuni^  städtischen  oder  bergbaulich  oder  industriell  genutzten 
Bodens  in  Fideikommiüform  —  die  Kapitalanhäufung  erzwingt 
er  vielmehr  ^^eradezu  —  sondern  ergibt  lediglich  den  ländlichen 
Grundbesitzern  das  Monopol,  nicht  nur  ländlichen  Boden,  sondern 
Boden  jeder  Art  und  Kapitalien  in  sehr  bedeutendem  Umfange 
tidcikommissarisch  zu  akkumulieren.  Das  Fideikommiß  soll  also 
lediglich  agrarisches  Sonderrecht  landsässiger  Kapitalisten  sein,') 
Vergegenwärtigen  wir  uns  also,  welche  Rolle  heute  die  Fidei- 
kommisse  in  der  preußischen  Agrarverfassung  spielen. 

L 

I^e  Fideikommißbildung  hat,  nachdem  das  Verbot,  welches 
noch  (Ue  Verfa^ng  vcm  1850  enthält,  bereits  185 1  wieder  auf- 
gehoben war,  seitdem  ganz  erhebliche  Fortschritte  gemacht  und 
macht  sie  noch.  Ober  die  Hälfte  (599  von  11 19)  der  preufiischen 
Fideikommisse  sind  in  den  letzten  50  Jahren  neu  entstanden,  davoo 
freilich  ein  Bruchteil  —  nicht  ganz  ein  Drittel  —  durch  Umwand* 
lung  von  Lehen  in  Fideikommisse.  Die  Zahl  der  Neugnindungen 
(also  eidd.  Lehenumwandlungen)  liat  dch  1880-  95  gegen  1850^80 

Mit  einem  Rittergut  im  Werte  von  300000  Mk.  z.  B.  können  CTcntudl 
ncbrn  r.c-rgwcrkcn  und  F.ibrikfn  v-\ich  KapiUihliftung[f*n  von  Ober  3  Millionen  Mk. 
verbunden  werden.  Man  kann  also  Hi'-  l^  Stimmungen  des  Lntwurfs  kurz  auch  dalua 
formulieren  •  „Wer  Kapitulirn  durch  ruli  ikomniissarisehc  l'.indung  nolijliu<Trti  will, 
muli  '/ig  davon  in  ländiicbem  Grundbesitz  anlegen  und  bestimmte  Tciic  derselben  tiur 
Aontattung  und  Abfindiu^  vob  Angchörigea  sowie  ata  „VerbesMimigiiiisMe'*  ftr 
•pctiell  laadwirtsehaflliche  Zwecke  fesUegeD."  —  Diese  Fonmilienuig  briagt  das» 
WAS  der  Entwurf  will,  ungesehnunktier  am  Ansdnick. 
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in  den  östlichen  Provinzen  nur  in  Posen  und  Wes^reußen  (aus 
politischen  Gründen)  nicht  vermehrt,  sonst  in  allen.  In  Schlesien 
und  Brandenburg  ist  in  den  I5  Jahren  1880 — 95  mehr,  —  in 
Schlesien  um  über  mehr  —  Boden  neu  gebunden  worden  als  in 
den  30  Jahren  1850— 80.  Aber  auch  in  der  letzten  Zeit  schreiten 
die  Fideikommißbildungen  —  und  zwar  im  ganzen  mit  der  Tendenz 
zur  Beschleunigung,  nicht  zur  Verlangsamung  —  vorw  ärts,  wie  die 
Nachweisung^en  für  die  Jahre  1895— 1900  ergeben.  In  diesen  Jahren 
ist  die  Fideikommifiiläche  um  3,58  Proz.  gestiegen.  Der  Zuwachs 
dieser  $  Jahre,  7S000  ha,  umfal3t  eine  Fläche,  die  von  der  Durch- 
schnittsfläche eines  ganzen  Landkreises  nur  in  wenigen  Rcg^ierungs- 
bezirken  mit  sehr  ungünstigem  Boden  übertroffen  wird.  Es  finden 
sich  unter  den  preußischen  I.andkreisen  lO,  welche  hinter  dem 
bloßen  J  a  h  r  e  s  Zuwachs  z.  B.  des  Jahres  1898  allein  (24098  ha) 
zurückbleiben.  Die  heute  bestehenden  Fideikommisse  umfaßten 
1900:  2177CXX)  ha  oder  des  gesamten  Staatsgebietes. 
Städte,  Wege,  Wässer,  Moore,  öd-  und  Unland  eingerechnet,  eine 
Fläche,  welche  diejenige  der  Provinz  Westfalen  er- 
heblich übertrifft.  In  33  Kreisen  waren  über  ^ ,,,  in  6  über  40  Proz. 
der  Fläche  'gebunden.  Den  Höchststand  weist  die  Provinz  Schlesien 
auf.  Von  den  26  Kreisen  mit  je  mehr  als  20000  lia  ['"idcikommiß- 
flächc  gehören  tt  der  Provinz  Schlesien,  3  der  Provinz  Sachsen  an, 
also  denjenigen  Provinzen,  in  welchen  der  rem  kapitalistische 
Charakter  des  landwirtschaftlichen  Großbetriebes  am  konsequentesten 
entwickelt  ist  und  speziell  in  ihrer  Arbeitsverfassung  am  deutlichsten 
hervortritt. 

Sieht  man  sich  mm  die  Boden  katcgoricn  an,  welche  die 
Fideikommißbildung  mit  Vorliebe  ert^reift,  so  zeigt  sich,  daß  zu- 
nächst der  Waldboden  in  besonders  hohem  Grade  zur  Fidei- 
kommißbildung neigt.  Fitwa  46  Proz.  der  Fideikommißfläche  sind 
Waldungen.  Zwar  wäre  es  eine  starki-  Übertreibung,  wenn  man 
behaupten  wollte  —  wie  es  früher  gcscliaii  — ,  daß  das  Fidei- 
kommiß in  erheblichem  Maße  einer  drohenden  Entwaldung  steuere. 
In  waldarmen  Kreisen  teilen  auch  die  Pideikommisse  diese  Eigen- 
schaft Und  selbstverständlich  ist  die  Existenz  jener  46  Proz.  Wald- 
bestände nicht  Folge  der  Fideikommißcigenschaft  des  Bodens, 
sondern  umgekehrt :  die  Eigenart  der  Forstwirtschaft  —  Länge  der 
Umschlagsperiode  und  (relative)  Bedeutungslosigkeit  des  Betriebs- 
kapitals —  drängt  speziell  den  Waldboden  der  fidcikurnmissarischen 
Bindung  zu.  Aber  immerhii\  ist  die  Chance,  daß  Walddevastationen 
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unterbleiben,  bei  Fideikommissen  doch  wohl  eine  relativ  starke  und 
CS  entspricht  den  alij^cmeinen  Erfahrungen,  iaL*  die  dem  feudalen 
Empfinden  von  jeher  eigene,  kullur-  und  wuLschaftsgeschichtlich 
so  höchst  wichtige  Freude  am  Walde  der  Qualität  der  Fidei- 
kommiß wälder  zugute  kommt.  Auch  die  hohen  Durchschnitts- 
reinerträge der  Holzungen  in  manchen  Fideikom  mißkreisen 
sprechen  vieUetcht,  soweit  es  sich  um  alte  Fideikonunisse  handelt, 
ddiir,  obwohl  nattirlich  tm  allgemeinen  das  Kausalverhiltms  so 
liegt,  daß  gerade  die  besseren  Waldlagen  fideUcoaunissarisch  ge- 
bunden wurden.^  —  Wie  steht  es  nun  mit  dem  landwirt- 
schaftlich nutzbaren  Boden? 

Die  amtlichen  Publikationen  ergeben,  dafl  auch  hier  die  Fidei* 
kommisse  die  von  Natur  (oder  durch  Marktnähe)  besser  ausge- 
statteten  Bodenlagen  im  allgemeinen  bevorzugen,  und  zwar  da, 
wo  dies  näher  ersichtlich  ist,  in  ganz  auflEsdlender  Weise.*)  Natöilkh 
mufi  man  hier  zwischen  den  Fideikommissen  alten  Bestände^  die 
aus  groflen  Lehngutern  hervorgegangen  sind,  welche  naturgemäß 
vorzugsweise  den  verkehis ferneren  rein  agrarischen  Gebieten  an* 
gehörten,  und  denjenigen  neueren  Fideikommifibildungen  unter- 
scheiden, welche  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  voigenommen 
worden  dnd.  Was  aber  diese  letzteren  anlangt,  so  bestätigt  eine 
speziellere  Untersuchung  der  Grundsteuerreinerträge  des  landwirt- 
schaftlichen Bodens^  wie  sie  mit  Hilfe  des  Gemdndelexikons  und 


*)  Zu  Tergleichen  etwa  die  starke  Differenz  zwischen  den  Reioertrigen  der 
Holzungen  der  Gutsbezirke  gegeafibcr  den  Dörfern  im ndetkommiflkreise  AGliladk 
g^enUber  dem  Nacbbarkreis  Gubrau. 

1  Dies  tritt  1.  B.  in  fler  ^roj^cn  den  Nachb.irkrcis  Guhrau  besonders  niedrigen 
Qualität  der  Bauernwälder  im  Fideikomniilikrcisc  Militsch  hervor. 

')  Wo  immer  der  Grundsteuerreinerlraf;  (ks  f;obundcncn  Bodens  hinter  dem 
Durchschnitt  zurückbleibt,  handelt  es  sich  um  alle  Forstbestände.  Wo  dies  nicht 
der  Fall  ist,  steht  der  durchschnilliiche  Kcmcrlrag  der  Fideikommissc  hoher,  teil- 
weise  ganz  erheblich  höher  als  der  Durchschnitt.  So  betrug  er  s.  B.  per  hm  ia  Mk. 
in:  Königsberg  9,13  (gegen  7,47  durduchmttlich),  Potsdam  10,26  (gegen  9,S4X 
Stettin  13,68  ^egen  ii,ia},  Schleswig  Mi^s  (gt^SOt  1^69),  Hannover  22,36  (gegen 
13*32 1),  Stade  41,16  (gegen  2l,aal),  Wiesbaden  23,75  (ff^CW  16,71),  DOiaeldoif 
32,73  (gegen  29,20).  Man  sieht,  daB  überall  speziell  die  Nähe  grofier  Kapital» 
Zentren  (Berlin,  Hamburg,  Hannover,  Frankfurt,  Rheinland)  die  Qualität  des  ge- 
pebundcnen  Bodens,  in  die  Höhe  treibt.  Mit  steigender  Kapilalkraft  wird  es  nattir- 
lich in  stcijijendcrem  Maü  gcscliehcn,  daß  das  Anlage  und  N<ibiliticrung  .sucbeade 
Kapital  sich  den  besten  Boden  wegtischt  und  den  schlechten  den  Bauern  lädL 
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der  tiandbüclier  des  Grundbesitzes  möglich  ist,  jene  Beobachtung, 
daß  die  Fideikommisse  gute  Bodenlagen  bevorzugen,  im  ganzen  — 
denn  natürlich  kreuzen  steh  allerhand  MZuialligkeiten"  des  g^ebenen 
Besitzstandes  damit  —  auf  das  eklatanteste.*)  Und  zwar  scheint  es, 
daß  dies  im  Laufe  der  letzten  Zeit  im  ganzen  in  steigendem  Maße 
der  Fall  ist,  wie  dies  auch  für  die  Jahre  1895 — 1900  die  amtlichen 
Publikationen  bestätigen.  Das  Fideikommiß  sucht  den  Boden,  der 
Grundrente,  und  möglichst  hohe  und  risikofreie  Grundrente,  tragt. 
Es  ist,  soweit  es  nicht  früheres  Leiingut  ist,  eine  spezifisch  modern^ 
kapitalistische  Form  der  Renten  büdung,  ganz  ebenso  wie  die  ver* 
zinslichen  Wertpapiere.*)  Im  Vaterlande  der  modernen  kapitalisti- 
schen Landwirtschaft  —  England  —  ist  diese  seine  Funktion :  Schei- 
dung von  Bodenbesitz  und  Betrieb,  von  Rente  und  Unternehmerrisiko, 
am  gründlichsten  durchgeführt.  £s  erwächst  überall  aus  dem  Ver- 


'j  Durch  Stichproben  bei  NcugrünJunpen  leiclit  zu  erwcucn.  —  Es  wird  im 
ganzen  nicht  der  aller  beste  Boden  gebunden  —  er  ist  zu  teuer,  weil  nur  durch 
sehr  inti-nsivr  Kultur  voll  zu  %'crwcrtcn  und  vor  allem  ist  grade  hier  der  Brutlo- 

"-it.inpt  1  von  3  Proz.  bisher  störend  —  sondern  etwa  die  Garnitur  Schlechter 
Bodt  n  gehört  2U  Fidcikommissen  in  irgend  betrkchliichcm  Lmlang  nur,  wenn  sie 
alte  Fideikommisse  —  frühere  Lehen  u»w,  —  >ind. 

')  Wtüu  Scring  a.  a.  O.  die  Anhänger  einer  Auadcliauug  der  !•  idcikuraniissc 
als  „Frcimdc  einer  antikapitalistiscbcn  Agrarreform",  ihre  Gegner  als  Vertreter  des 
„kapitalistisdien  StandpiinkU**  beMidbnet,  to  ist  eigentlich  da«  Bedmuerlichsle  dann, 
dafi  er  selbst  —  wie  jeder  der  ihn  kennt,  weifl  —  an  die  Bedeutung  solcher  gans 
inhalideeren  Wendungen  anIHehtig  glaubt.  Wenn  der  Minister  r.  Miquel  solche 
Wendungen  m  politischen  Reklamexweelten  verwendete,  so  wufite  er,  d«fl  er  die 
Phrase  in  seinen  Dienst  nahm,  wom  Nattonalttkonomen  sie  aussprechen,  so  ist  das 
Dienstverhältnis  dos  umgekehrte.  —  Man  kann  nur  bedauern,  dafi  z.  B.  auch  in  der 
Frage  des  ländliclun  Erbrechts  mit  solchen  Mitteln  gearbeitet  worden  ist  Auch 
wer  selbst  stets  durchaus  der  Meinung  gewesen  ist,  daß  sich  für  Gebirgsgegenden, 
marklfeme  Gebiete,  überhaupt  von  Fall  lu  Fall  sehr  wohl  über  die  Zweckmaüig- 
kcil  einer  Anderixng  im  Erbtaxverfahren  und  über  die  Anordnung,  daß  dort  bu^ucrlicher 
Besitz  in  dubio  —  d.  h.  mangels  Testament  —  ohne  Teilung  unter  Zugrundelegung 
des  „Ertragswcrts"  vererbt  werden  solle,  reden  lasten  wttrde,  ja  dafi  es  FSUe  gebe,  wo 
geschlossene  HofgOter  ihre  Berechtigung  haben  können,  muflte  durch  die 
widerlidie  Miqttcltche  Reklame,  welche  solche  nach  lokalen  Verhiltnissen  rein 
sacfaUch  SU  diskutierenden  Maftregeln  der  Erbreditstechnik  unter  den  pompösen 
und  in  diesem  Zusammenhang  licherliehen  Gesichtspunkt  ebcs  „Kampfes  gegen  den 
Kapitalismtis"  stellte,  ;um  Protest  gereizt  werden.  Ein  „Kampf  gegen  den  Kapitalis» 
mus"  auf  agrarischem  Gebiet  sähe  anders  aus  als  die  Stümpereien,  die  heute  sich 
als  ein  sokbcr  gebärden. 
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such,  zugleich  dem  Verwertungsintcrcssc  des  Kapitals  und  den 
Interessen  sozial  herrschender  Schichten  an  einem  relativ  stabilen 
».standesgemäßen"  Einkommen  Raum  zu  schaffen.  Ks  ist  die  Form, 
in  welrher  „satte"  kapitalistische  Existenzen  ihren  Erwerb  aus  der 
stürmischen  See  des  ökonomischen  Kampfes  in  den  Hafen  eines 
„Otium  cum  dignitate"  —  einer  briefadligen  Rentnerexisten/  —  zu 
retten  j^flegen.  Es  fühlt  sich  daher  am  wohlstcn  da,  wo  Lauter  Boden 
und  Großgrundbesitz  zusammentreffen  mit  einer  starken  ber'j[bau- 
liehen  oder  industriellen  Entwicklung^ ,  welche  (wie  in  Sclilesien) 
Kij  Mal  für  die  Anlage  in  Grund  und  Boden  , .ausschwitzt",  zumal, 
wenn  gieichzeitiL,^  niedrige  Arbeitslöhne  einer  proletarisicrten  und 
dennoch  —  durch  rarzcUenbesitz  —  an  den  Boden  gefesselten  Land- 
arbeiterschaft (wie  wiederum  in  Schlesien)  die  dauernde  Erzielung 
hoher  Grundrenten  gewälirleistet.^)  Die  schlechten  —  d  h.  die 
rentelosen  —  Boden  meidet  es.  Die  Kreise  mit  den  ungünstigsten 
Bodenverhältnissen  im  Osten  wiesen  1897  überhaupt  keine  Fidd- 
kommisse  auf,  und  die  von  den  Freunden  des  Instituts  früher  ver- 
breitete Legende,  das  FidetkonuniB  sei  das  geeignete  Mittel  auf 
schlechtem  Boden  den  Großbesitz  und  Grrofibetrieb  als  „Trager 
der  Kultur"  zu  erhalten,  ist  —  solange  man  die  Bindung  besserer 
Bixlen  nicht  gesetzlich  verbieten  will  —  ein  för  allemal  gründ' 
lieh  zerstört  Vidmehr  zeigen  die  Tatsachen,  daß  die  Fideikommisse 
gerade  diejenigen  Boden  zu  okkupieren  trachten,  welche  infolge 
ihrer  Eignung  fiir  intensive  Betriebsformen,  der  Entwicklung  zur 
Verkleinerung  der  Betriebe  zustreben  müßten  oder,  nach  der 
offiziös-preußischen  Theorie  von  der  „glücklichen  Mischung"  der  Be- 
triebsgrößen, für  bäuerliche,  speziell  „groß  bäuerliche"  Existenzen 
die  Unterlage  bilden  könnten,  während  sie  die  schlechten,  angeblidi 
nur  in  Großbetrieben  zu  bewirtschaftenden,  Bodenklassen  ihrem 
Schicksal,  das  heißt  der  Besiedelung  durch  rentelose  Wirt- 
schaften, speziell  im  Osten  mehr  oder  minder  stark  naturalwirtschaft- 
liehe  (namentlicii  polnische)  Parzellenbauern,  überlassen.  In  wesent- 
lich gesteigertem  Maße  wird  dies  natürlich  der  Fall  sein  nach  dem 
etwaigen  Inkrafttreten  der  neuen  Getreidezölle,  die  ja  —  ent- 
sprechend der  Maxime  jedes  Hochprotektionismus:  „wer  da  hat, 
dem  wird  gegeben"  —  speziell  die  Grundrente  der  besten,  der 
Weizen böden  in  die  Höhe  schrauben  und  speziell  diese  dadurch 
noch  mehr  „üdeikommißfähig",  machen. 

>)  Die  „güns'.ipi-n  Abeiterverhältnissc''  haben  hier  bei  der  GnindttCtttcbODltiC- 
nag  ebeuo  wie  bei  den  im  Bodenverkehr  geiahlten  Preiien  ihre  RoUe  geipidL. 
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Die  Frage:  wie  wirkt  nun  diese  in  gro6en  Gebieten  schon 
ganz  außerordentlich  vorgeschrittene  fideikommissarische  Bindung  des 
landwirtschaftlich  genutzten  Bodens  ökonomisch  und  sozialpolitisch? 
ist  von  den  Motiven  auf  6  Seiten  in  ganz  und  gar  unzulänglicher 
Weise  behandelt  Ehe  dazu  Stellung  genommen  wird,  einige 
„theoretische"  Vorbemerkungen. 

Von  den  verschiedenen  Gesichtspunkten,  unter  denen  man  eine 
Agrarver&ssung  beurteilen  kann,  kommen,  soweit  sie  in  quantitativen, 
der  Messung  zugänglichen,  äufieren  Massenerscheinungen  ausdrückbar 
sind,  zunächst  drei  in  Betracht,  nämlich:  i.  das  Produktions* 
Interesse:  mc^lichst  viel  Erzeugnisse  von  einer  gegebenen  Flache,  — 
2.  das  populationistische  Interesse:  viel  Menschen  auf  einer 
gi^ebenen  Flache,  —  3.  das  —  um  es  einmal  ad  hoc  so  zu  nennen 
—  „sozialpolitische"^):  möglichst  um&ssende  und  gleichmäßige  Ver* 
teilung  des  Besitzes  an  einer  gegebenen  Fläche.  Soweit  das  platte 
Land  in  Betracht  kommt,  sind  die  beiden  Interessen  zu  2  und  3, 
im  allgemeinen  wenigstens,  in  bester  Harmonie  miteinander, 
wahrend  wenigstens  bezüglich  der  Getreide  Produktion  beide 
mit  dem  Produktionsinteresse  vielfoch  kollidieren.  Es  besteht  nicht 
der  mindeste  Zweifel,  dafi,  wenn  es  sich  um  die  Erzeugung  von 
möglichst  viel  Getreide  von  der  gegebenen  Fläche  handelt, 
mindestens  alle  mittleren  und  kleineren  bäuerlichen  Besitz-  und  Be« 
triebseinheiten  schlechterdings  vom  Obel  sind,  und  wer  die  Deckung 
des  deutschen  Getreidebedarls  durch  inländische  Produktion  an- 
strebt  —  sei  es  auch  nur  als  ideales  Ziel  —  muß  für  deren  Be- 
seitigung, damit  aber  f  ü  r  die  Schärfung  der  sozialen  Gegensätze  auf 
dem  Lande  und  ftir  die  numerische  Schwächung  der  Landbevöl- 
kerung eintreten  und  er  betrügt  andere  oder  sich,  wenn  er  dies 
verschweigt  Hier  gibt  es  kein  „sowohl  als  auch",  sondern  wenn 
man  den  technisch  leistungsfähigsten  Großbetrieb  künstlich  stützen 
will,  so  mui3  man  insoweit  die  dauernde  Verdünnung  der  an- 
sässigen Landbevölkerung  wollen.  Und  zwar  würde,  je  kapital- 
intensiver die  Wirtschaft  betrieben  werden  soll,  desto  mehr  sich 
die  Bevölkerung  zuungunsten  wcnin^stens  der  relativen  Be- 
deutung, oft  auch  der  absoluten  Zahl,  der  Landbevölkerung  ver- 
schieben. Denn  desto  mehr  wird  e  i  n  Teil  des  „Ertrags  des  Gutes" 
in  Wahrheit  in  den  Kaligruben,  Thomas-Hochöfen,  Maschinenwerk- 
stätten etc.  der  industriellen  Gebiete  produziert  und  ein  anderer 

Et  «oU  damit  hi«r  noch  far  kdn  Wert  urteil  zucunstea  dieses  Gesichts* 
paaktes  Icaptivicrt  werden. 


Digitized  by  Google 


514  Weber, 

durch  Saisonarbeiter,  die  auf  dem  Gut  nicht  ansässig  sind,  cr- 
zeuj:,'t,  desto  wen  i^'- er  also  bleibt  —  relativ  —  Raum  für  die 
Verweiidun^^  einhciirui^cher  mit  der  Scholle  verwachsener  Arbeits- 
kräfte, desto  mehr  von  dem  Arbeitslohn  wird  auswärts  (in 
Russisch -Polen I) ,  desto  mehr  von  dem  Arbeitsprodukt  von 
Städtischen  Konsumenten,  desto  weniger  von  der  ansässigen 
Landbevdlkerung  verzehrt  Auf  eine  möglichst  einfache  (und  des- 
halb natürltdi  nur  relativ  gültige)  Formel  gebracht:  Vtr  bäuer- 
liehe  Betrieb  alten  Schlages  fragte:  wie  mache  ich  es»  um  mög- 
liehst  viel  Köpfe  an  Ort  und  Stelle  auf  der  gegebenen  Flache  durch 
ihre  Arbeit  zu  ernähren?  —  der  kapitalistische  Betrieb  fragt 
(das  ist  sein  Begriffsmerkmal):  wie  mache  ich  es»  um  auf  der 
gegebenen  Fläche  mit  möglichster  Ersparnis  an  unnötiger  Arbeit 
ein  mö^chst  grofies  Quantum  Guter  (Ör  den  Absatz  auf  dem 
Markt  disponibel  zu  machen?')  Dieser  höchst  einfache  Ausgangs- 


*)  Man  vergleiche  etwa  die  Dichtigkeit  der  Siedlniig  auf  gatea  und  schlecbtea 

Böden,  wie  sie  beispielsweise  in  folgenden  sieh  in  ähnlichen  Relalioaea  lelir 

oft  wiederholenden  Zahlen  zutage  tritt: 

Im  KreiNC  Militscb  (Fidclkommifikreis)  kam  1S85  in  den  Reinertrag** 
klassen  von  pro  h.i  Mk. :  unter  lO:      10 — 15:      über  15  : 

auf  l  Wohngcbaudc  jj^         Dürfern         4,39  5,66  6.29 

b«  Ackerland  und 

Wicscntlachc :       [•'>"'"  den  Gütern  49  8  43.7  55^ 

Man  sieht:  dem  besten  Boden  entspricht  die  dünnste  I'x  l  .iuung.  Kur  den 
kapitalistischen  Betrieb  auf  den  besseren  ]^<Ml^■n  ist  eben  das  Wohnhaus  der  Ar- 
beiter Teil  der  Produktionskosten.  Die  enorme  Dificrenz  zwischen  Dörfern 
und  Gütern  ipticbt  hier  flir  sich  selbst 

Es  kam  ferner  in  den  gleichen  ReinertmgsUassen  (spenfische  ForstgQter  bH 
mehr  als  50  Pros.  Wald  ausgeschlossen): 

unter  10:     10—15:    tiber  15: 

a)  auf  1  Kopf  ha       |in  ^  Dörfern         0,79  0,87  0^9$ 
Gesamtfläche:           den  Gütern        {5,8»)         4*90  5,07 

b)  auf  I  Kopf  ha       [in       Dörfern         0,71  0^7«  ofij 
Ackcr>  u.  Wiesen-  { 

fliehe:  1»  <i«>  Gtttem         (3,67)         3.«3  3.»* 

Eine  Serie  weiterer  ihnlicher  Zahlen  s.  in  anderem  Zusammenhang  unten  S.  537  f* 
Man  sieht,  daS  mit  steigender  Bodenqualitit,  also  steigender  „Produktivitit  der 
Arbeit",  die  Besetsung  der  bewirtschafteten  Fläche  nicht  nur  mit  Gebäuden,  sondem 
auch  mit  ortsanwesender  Bevölkerung  (Winterbevölkerung)  die  Tendenz  tat  Ab« 

nähme  jcipt,  wie  die  wegen  des  slorcndm  Einflusses  der  Forsten  am  besten  ver- 
gleichbaren Zahlen  der  Landf^cnn  iuden.  —  innerhalb  deren  hier  viel  auff^ekn'jftff 
und  gebundener  Gutsboden  hegt,  —  beweisen.    Der  schroffe  Gegensatz  iwischca 
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pnnkt  aller  Betrachtungen  fiber  die  Wirkung  des  Crroßbetriebes  und 
die  social«  und  bevölkerungspolitische  Kehrseite  des  Produktions* 
ioteresses  in  der  Landwirtschaft  —  sofern  nämlich  darunter  Ge« 
trei de  Produktion  im  Fruchtwechsel  mit  Hackfrüchten  verstanden 
wird  —  muß  immer  wieder  betont  werden.  Wer  nun  der  Meinung 
ist,  dad  die  sozialen  Kontraste  im  Osten  der  Abschwäch ung 
bedürftig  seien,  oder  wer  meint,  daß  es  heute  vor  allem  gelte,  so- 
viel selbständige  landwirtschaftliche  Existenzen  wie  nur  ugend 
möglich  auf  den  dQnn  besiedelten,  der  Abwanderung  und  der 
Überschwemmung  durch  Ausländer  oder  doch  Stammfremde  preis- 
gegebenen Boden  des  Ostens  zu  setzen,  der  mufi  ftir  den  Osten 
die  Beseitigung  aller  Institutionen  verlangen,  welche  dem  direkt 
entgegengesetzten  Ziele  zustreben,  gleichviel,  ob  dadurch  eine 
Schädigung  der  Produktionsinteressen  —  wie  dies  wenigstens  för 
das  Getreide  wahrscheinlich  ist  —  eintritt  Viele  deutsche  Land« 
leute  müssen  ihm  mehr  wert  sein  als  ind  deutsches  Korn.  — 
Übrigens  läßt  sich  heute  auch  nicht  die  allerentfemteste 
„Ge&hr"  eines  Verschwindens  oder  auch  nur  einer  dem  Ge- 
treide-Produktionsinteresse in  föhlt>arer  Weise  zuwiderlaufenden 
starken  Reduktion  des  Großbetriebes  för  den  Osten  wahrschein- 
lich machen.  Was  dort  —  z.  B.  etwa  in  Pommern  —  an  Reduktion 
der  Grofibetriebsfläche  vor  sich  geht,  ist  in  weit  überwiegendem 
Mafie  eine  Reduktion  der  Betriebsgröfie  auf  ein  technisch  erträg- 
liches Maß.  Bei  Aufhebung  aller  Fideikommisse,  stufenweiser  Be- 
seitigung aller  Getreidezdlle,  progressiver  Bodenbesitzbesteuerung  und 
einer  noch  sehr  verstärkten  inneren  Kolonisationstätigkeit  würden 

Dorf  und  Gut,  der  diese  Tendenz  besonders  deutlich  illustriert,  tritt  auch  hier 
hervor.  Die  eingekianmu-rtcn  Zalilen  für  dir  unterste  Kia>>ie  der  Güter  zeigeu 
mit  der  nächsthühcrca  vcrglicbcu  die  Wirkung  cxteuäivcu  Betriebs.  Die  Abnahme 
der  Siedelungsdichte  auf  der  höchsten  Stufe  zeigt,  daß  Kapitalintcasität  und 
ArbcitnateasitSt  der  Wirtaehaftea  ▼ertehied«ne  Wege  gehen.  Der  beste  Bodea 
trS^  noch  bei  deo  GOtem,  wie  die  Znhlen  ad  b  «eigen,  die  geringste  Zabl  von 
ortwmiwigen  Menseben.  leb  kann  hier  diese  in  mannigftcben  Abschattierungen  an 
den  sehr  lahlTeiehen  Beispielen  anderer  Kreise,  die  ich  durchgerechnet  habe,  sieh 
wiederholende  Erscheinung  nidit  eingehender  prinzipiell  erläutern,  behalte  mir  dies 
Tinb&ehr  fUr  künftig  vor.  —  Es  ist  nicht  nur  die  Tendenz  zur  Saisonarbeit, 
sondern  die  Tendenz  zum  Arbeitsparen  überhaupt  welche  diese  Erscheinungen  in 
den  kapitalistischen  Betrieben  hervorbringt.  Auf  den  schlechten  Hoden  der  Dürfer 
hat  für  die  Bcvulkcrungs  v  c r  Ui  c  h  t  un  g  natürlich  auch  die  gewerbliche  Nebenarbeit 
ihre  RoUe  gespielt.  Vgl.  dazu  die  vortrefflichen  Ausführungen  Sombarts  im 
a.  Band  seines  „Kapitalismus.'* 
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nach  hundert  Jahren  im  Osten  noch  so  außerordentlich  zahlreiche 
Exemplare  von  Grafen,  hVeiherrn  und  Rittergutsbesitzern  übri^  sein, 
daß  jeder  gefühlvolle  Roaiaiitiker  sich  an  ihnen  über  Bedarf  erquicken 
könnte,  DaU  die  Bäume  der  Bauernkolonisation  nicht  in  den  Himmel 
wachsen,  dafür  ist  durch  die  historisch  gegebenen,  nur  au  Laui  \ieler 
Generationen  zu  ändernden  Verhältnisse  —  nur  allzu  sehr!  —  ge- 
sorgt. — 

Die  Motive  machen  nun  keinen  Hehl  daraus,  daß  ihnen  vor 
Allem  der  Schutz  des  Grofibesitzers      wie  wir  spater  sehen 
werden,  auch  des  Grofi betrieb  es  —  am  Herzen  liegt.  Seine 
Verminderung-  betrachten  sie  als  diejenige  Geüüir,  welcher  der 
Entwurf  entgegentreten  soll   Sie  heben  hervor,  die  Fideikommisse 
sollten  einen  Schutz  bieten  gc^en  die  „fortschreitende  Überschuldung 
des  ländlichen  Grundbesitzes,  sowie  gegen  eine  nicht  der  folge* 
richtigen  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhält* 
nisse,  sondern  der  Notlage  des  Besitzers  entspringende 
Boden  z  er  Stückelung".  Ks  wäre  dankenswert,  wenn  die  Motive 
angedeutet  hätten,  was  denn  die  „folgerichtige"  Entwicklung  wäre  und 
woher  fiir  sie  der  Mafistab  zu  gewinnen  sei  in  einer  auf  Firivateigentum 
gegründeten  Gesellschaftsordnung  ?  In  jener  wunderbaren  Wendung  hat 
aber  lediglich  das  unklare  Ineinanderschieben  des  Seienden  mit  dem 
Seinsollenden  und  die  Unßüiigkeit  oder  Abneigung,  mit  klaren  Be- 
griffen zu  arbeiten,  wie  sie  der  „romantischen"  Schule  eignet,  ein  Para- 
digma ihren  Konsequenzen  geliefert.    Denn  die  „folgerichtige  Ent- 
wicklung" ist  hier  doch  wohl  einfach  die,  welche  der  Verfasser  der 
Motive  für  erwünscht  hält.    Oder  soll  damit  gesagt  sein,  daß  in 
der  L'berschuldung  —  d.  h.  doch:  in  der  zum  ökonomischen  Zu- 
sammcnbruch  fuhrenden  Verschuldung  —  gerade  des  G  r  o  ß  besitzes 
individuelle,  vom  ökonomischen  Standpunkt  aus  „zufallige",  Momente 
zum  Ausdruck  kämen,  da  doch  die  technische  Überlegenheit  des 
Großbetriebes   eigentlich  eine  geringere   ökonomische  Ge- 
fährdung des  Großbesitzes  bedingen  müsse?  Dann  wäre  der  Satz 
einfach  falsch  und  beruhte  teils  auf  falschen  tatsächlichen  An 
nahmen,  teils  auf  irrigen  ökonomischen  Ansichten.   Gerade  weil  der 
Groß  betrieb  kapitalistische  Markt-Produktion  bedeutet ,    ist  der 
ihm  als  Grundlage  dienende  Großbesit?:  —  soweit  Wirtschafter  und 
Besitzer  identisch  sind  —  ganz  „folgerichtiger"  Weise  konjunkturen- 
empfindlicher. Tatsächlich  unrichtig  ist  aber  überdies  die 


')  Dies  zeigen  folgende,  nach  den  .\jigabea  in  der  Publikaüoa  voa  Evcjt, 
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Rchauptunsj,  daü  eine  irgend  —  im  Verhältnis  zu  anderen  Besitz- 
ern] »pcn  —  ins  (  lewicht  fallende  „Bodenz  c  r  s  t  ü  c  k  e  1  u  n  l:  "  im 
Bereich  speziell  des  durch  Fideikommisse  zu  schlitzenden  Groü- 
besitzes  zu  beobachten  wäre,  man  müßte  denn  eine  Zerstückelung,  die 
bei  ungestörtem  Fortp^ang  in  mehreren  Jahrhunderten  den  Groß- 
besitz dann  ernstHch  hedrohen  würde,  wenn  der  „Zerstückelung" 
keinerlei  Zukauf  L,fe(,'cnübc;  blande ,  eine  solche  nennen.  In 
allen  anderen  Besitzkategorien  umfaßte  1896—99  der  Besitzwechsel 
prozentual  mehr  Fälle  von  „Abtrennung"  und  „Zersiuckeluni;"  als 
gerade  im  Großbesitz,  und  zwar  im  ganzen:  je  weiter  nach  unten 
hin,  desto  mehr*),  und  das  wird  so  bleiben,  solange  unsere  Zoll- 


Zcitschr.  des  Tr  riß.  Stat.  B.  Bd.  29,  1889  S.  146  (.,  errechnete  Zalilcn  über  I.  die 
Zahl  und  2.  ilu-  Cirünik,  wrlrlic  in  dm  J.ihrt-n  lft86~$9  Zw»llg»ver* 
Steigerung  ländlicher  Grundstücke  lührtcn: 


Es  eatfallco 

«ttf  Betriebe  bcw.  Besilningen 

von 

unter  3  ha 

3—10  ha 

10—50  ha  1  über  50  ba 

aj  von  der  Bctricbsflächc  Froz. 

I.S« 

14.6S 

1  37.90 

45.90 

1886/7 

0.79 

S,io 

15.99 

78,1a 

b)  von  der  zwan  gs- 
vcrsteijicrtcn 
BesiuHäche  Proz. 

1887  8 

1888/9 

durch- 
schnitt- 
lich 

0,81 

0.77 
1  0.79 

5.0» 

5,87 

5t33 

»5.50 

15.72 

15.70 

7W7 

,  77.64 

7«.I4 

Die  DurchscboitUdächc  zu  b] 
bleibt  hinter  den  ntch  der  Be- 

trichsvertcilung  fa)  auf  die 
ürolieaJclasse  eotfallendcn  Quo- 
tenbetrag  nirflck  ( — )  htm.  Uber- 
steigt  ihn  {-{-)  um  Piro«. 

—  48.» 

—  63,7 

-  58.6 

-f  70,2 

Als   Gründe    des  Vermöf^cns- 
verfalles    ist    der   Finfiuü  .l.r 
Konjunktur'-':!  an  gegeben  in 
Prof.  der  Fülle 

a.5* 

4.03 

7,31 

»5.5* 

Dagegen  rein  persönlirhr  V<  r- 
hältnissc  I^Wucbcr,  Verskchuldcn, 
FnmUicnTerbültnitte  usw.  Pros. 

j  7».75 

03.15 

45.0 ' 

Alto  mnebmeade  Bcdentniig  der  allgemeines  EinflUfse  der  Marktkonjoak- 
tturen  bei  den  gröBeren  Betrieben«  Ich  habe  mich  Aber  diese  Frage  und  den 
Wert  dieser  Zahlen  in  meinem  Gutachten  Aber  das  Heimstittenrecht  ftr  den  34. 

"uristentag  ge&ofiert. 

'j  Kühncrt,  in  der  ZUchr.  d.  Pr.  Stat.  B.  1902  S.  I  f.  Die  Motive,  welche 
die  Arbeit  des  gieichen  Verfassers  über  die  Wanderungen  (s.  u.)  sich  nutzbar  zu  machen 
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poIitik  den  nun  seit  20  Jahren  für  den  Osten  ungefähr  gleichmäßig 
hohen  und  jetzt  noch  zu  steie^ernden,  speziell  den  Großbetrieb  und 
-besitz  fördernden  Getreide zollschutz  nicht  herabsetzt.  Stei- 
gerung des  den  Großbesitzern  zuf^ute  kommenden 
Zollschutzes,  speziell  des  gerade  den  besten  Beeden 
z  u  t  ek  o  m  m  e  n  d  e  n ,  und  Anreiz  zu  f  i  d  e  i  k  o  m  m  i  s50- 
rischer  Bindung  gerade  dieser  Böden,  \' er! Minden  mit 
—  wie  noch  zu  erörtern  sein  wird  —  e  rz  w  u  n  g  euer  Er- 
haltung und  Scbnffnng  \-on  Großbetrieben  ist  aber 
offenbar  das  ganz  bewußte  Ziel  der  Regierungspolitik. 

Inwieweit  dadurch  auch  nur  das  von  den  Motiven  in  den 
Vordergrund  geschobene  GetrcideProduktion-interesse  gefordert 
wird,  ist  höchst  fraglich.  Denn  es  ist  endlich  auch  unzutreffend,  daß 
die  Yerschuld  b  a  r  k  e  i  t  des  freien  Großgrundbesitzes  heute  als  ein 
irgend  wesentlich  ins  Gewicht  fallender  Grund  ökonomischer  Ruck- 
ständigkeit  gegenüber  den  unverschuldbaren  Fideikommissen  ant^e- 
sprochen  werden  könnte,  so  oft  und  kritiklos  dies  auch  •::eschieht. 
Daß  die  tatsächliche  Verschuldung  diese  Rolle  spielen  kann, 
ist  durchaus  zuzugehen.  Aber  den  ganz  unzweifelhaft  vorkommenden 
Fällen,  wo  ein  überschuldeter  Grundbesitzer,  der  nicht  verkaufen  wUl 
und  nicht  verpachten  kann,  sich  in  jahrelanger  Agonie  befindet,  stehen 
ebenso  viele  Fälle  unzulänglichen  Betriebskapitals      und  relaüv 

veitucht  haben,  haben  filr  diese  sehr  viel  schlflssigeren  Zahlen  cbankteristiscba- 
weise  gar  kein  Av^e  gehabt,  trotsdem  aber  das  alte  agnurische  Schlagwort  wieder' 
hott.  —  Die  wucherische  „Gütersehttchterd**  wird  wohl  allseitig  gleichmfiflig  benr- 
teilt,  ihre  Tragweite  aber,  soweit  der  Grofibesitz  in  Betracht  kommt,  ist  io 
ganzen  eine  schlechthin  minimale.  —  Die  Zahlen  der  oben  ziL  .Abhandlung  lc;.>a 
vorläufig  notgcHrungen  unter  dem  Mißstand,  daß  wir  nicht  wissen,  welches  MaÖ  voo 
Hinzuschhi  «jungen  den  Abzweigungen  ^'e^enüberstehl.  Ferner  natürlich  unlcr 
einer  gewissen  Divergenz  zwischen  gezählter  Besit-'einlicit  und  Eigcatumskompl«. 
Manche  Autfälligkeit  möchte  damit  zusammenhängen.  Auch  würden  wichtige  Kesal* 
tete  erst  bei  dner  Eotsifferong  fttr  weit  Udnere  Beärke  (der  einselneft  Gerichte)  ke^ 
TOftreten,  namendieh  stünde  erst  dann  die  Erörlwag  Aber  die  Wirkungen  des  Erb* 
rechts  auf  etwas  festerem  Boden.  Aber  wenigstens  dieses  Zahlenmaterial  beschdft 
SU  haben,  bleibt  trotsdem  ein  ganz  hervonagcndes  Verdienst.  Mehr  darüber  bei 
einer  kOnfligea  Gelegenheit 

*)  Darin  schafft  natürlicli  fUr  die  Eigenwirtschaft  auch  die  „Verbessemfl> 
masse"  des  Entwurf«;,  so  (ianken^iv.-rrt  auch  dieser  obligatorische  Sparrwang  sonst 
i?;t,  keinen  entscheidenden  W  andel,  denn  eben  als  B  e  t r  ic  b  s  kapit.il  soll  sie  }» 
n  i  c  h  t  verwi  ndet  werden.  Die  eventuelle  technische  Stärke  des  von  „Besitrschuidea" 
freien  Betriebs  wird  nach  wie  vor  durch  Verpachtung  bedingt  sein. 
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weit  mehr  Fälle  unzulänglicher  landwirtschaftlicher  Kenntnisse 
von  Fideikommifibesitzem  mit  alsdann  noch  viel  länger  dauernder 

Misere  gegenüber,  und  nur  bei  großen  Komplexen  kann 
durch  Verpachtung  oder,  infolge  der  ökonomischen  Potenz  der 
^anz  großen  Grundherrn,  durch  Gewinnung  hervorragender  Kräfte 
für  die  —  heute  keineswegs  mehr  unbedingt  hinter  der  Selbst- 
wirtschaft eines  Offiziers  a.  D.  zurückstehende  —  Administration*) 
und  deren  Ausstattung  mit  großen  Betriebsfonds  abgeholfen,  und 
dann  fireüich  oft  sehr  günstige  Ergebnisse  erzielt  werden:  aber  Vor- 
aussetzung  ist  dann  eben,  daß  man  —  wmuf  wir  noch  oft  zurück- 
kommen —  den  Lieblingsgedanken  von  den  fideikommissarisch  ge- 
sicherten .Rücken  besitzem"  auffi^ibt.  Leider  freilich  werden  notorisch 
und  au(  :i  n:\ch  Ausweis  der  Gütcrlexika  gerade  auf  o-roßen  Herr- 
schaften immer  noch  Offiziere  a,  D.  al«  die  qualifiziertesten  Ad- 
ministratoren und  selbst  Pächter  angesehen.  Eine  Überlegenheit  des 
sei bs t wirtschaftenden  kleinen  Fideikommißbesitzers  vom  Stand- 
punkt des  Produktionsinteresses  aus  aber  ist  generell  in  keiner 
Weise  wahrscheinlich.  Die  armen,  chronisch  notleidenden  Güter  der 
östlichen  sandigen  Höhengebictc  1  Pommern,  Preußen)  meidet  das 
Fideikommiß,  auf  den  besten  Boden  ist  der  freie  Besitzer  dem 
kleinen  selbstwirtschaftenden  Pideikommißbesitzcr  höchstwahr- 
scheinlich ganz  erheblich  überlegen,  auf  den  mittleren  findet  jedenfalls 
schwerlich  das  Gegenteil  statt.  Die  Statistik  reicht  —  soviel  ich  sehe 
—  nicht  aus,  um  dir  die  hier  wesentlich  in  Betracht  kommende  Ge- 
treide Produktion  etwas  bestimmtes  festzustellen.*)   Es  bleibt  also, 


Eine  nährro  Erörterung  hierüber  mu0  hier  unterbleiben. 
*)  Der  «innige  spezifische  Fideikommifikreit,  den  ich  bei  Durchsicht  einiger 
friher  geimcbter  Notiten  für  die  5  Jahre  1888— 189a  mit  anflUlig  bohen  Getreide- 
crtil(eii|  hSheren  ab  m  den  Nachbarkieisca  ilmliclicr  RcincrtragsUassen,  notiert  finde, 
iil  Öls  (grofie  HerrKhaAen  de»  Kdnigs  von  Saebsen  und  det  prenSitcben  Kronpiinun, 
also  finanziell  potenter  nicht  selbst  wirtschaAender  GroflbesitzerK  Der  Fldeikommifl» 
kreis  .Militsch  stand  hinter  dem  benachbarten  Kreise  Guhrau  im  Weircnertrag  stärker 
zurück,  als  die  Differenz  der  Podcnhnnitirrunjj  erwarten  läßt,  ohne  daß  der  ebenfalls 
pro  Fläche  woniprr  ertragende  Ko^'i^m  die  Divrrgenz  ausgliche.  Der  Fidciknmmiflkrei? 
Kran/burg  stand  bei  minimalen  Ditierenzcn  des  Grundsteuerreinertrages  in  allen  jenen 
5  Jabren  bintcr  den  Nadibarkreiien  Greiftwald  und  Grimmen  fan  Wdsencrtrage 
auOek  nnfler  in  einem,  wo  er  wenigstens  den  Kreis  Grinmen  etwa*  übertraf.  — 
Doch  ist  mit  den  betteflenden  Zablen  und  Ibnlicbcn  nlebt  viet  aumfangen,  da  eni- 
idddcnd  stets  der  im  Osten  immer  negatiT  ins  Gewicbt  fallende  Anteil  der  kleineren 
Banem  an  der  FlSche  ist  In  den  bauptsichlicbsten  ndeikommifikreisen  (spesiell 
AfcUv  für  SMialvisMWKdwft  a.  Soiblpolitik.  I.  (A.  f.  w».  O. «.  St.  XIX.)  y  34 
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wenn  man  irirend  einen  verständigen  Sii.n  cner  Worte  der  Motive 
zu  ermitteln  sucht,  nur  die  Annahme  übrig,  daß  dem  Verfasser 
dabei  der  oft  besprochene  Gegensatz  der  „Besitz"-  und  „Iktriebs  - 
schulden  vorschwebte  und  er  die  „Hesitz'VerschuIdung  schon  uro 
dieses  Charakters  willen  für  verwerflich  erachtet.  Nun  muß  hier  der 
Nachweis,  daß  diese  Unterscheidung  keineswegs  so  einfach  ist,  wie 
die  auf  Rodbertus  fußende,  und  noch  nicht  iibcr  ihn  fortgeschrittene 
Theorie  annimmt,  unterlassen  werden.  Nur  auf  eins  sei  hingewiesen: 
die  fideikommissarische  Bindung  großer  Teile  des  Bodens  schränkt 
das  für  den  Ankauf  durch  fachmäßig  tüchtig  vorgebildete  Landwirte 
verfügbare  Areal  ein,  steigert  also  natürlich  —  wenn  nicht  die 
2^hl  derartiger  Kaufreflektanten  und  damit  der  Zustrom  von  In- 
telligenz und  Kapital  abnimmt  —  seinen  Preis  ^;  und  damit  die 
„Bcsitz"verschuldung  des  nicht  gebundenen  Bodens. 
Die  später  noch  zu  berührende  Erscheinnng,  daß  in  spezifiscliea 
Fideikommißkrciscn  die  Zahl  der  Kleinbauern  besonders  stark 
steigt,  dürfte  eben  jener  Verringerung  des  Bodenangebots  im  Ver- 
hältnis zur  Nachfrage  zuzuschreiben  sein.  Es  gelangen  nur  die 
Leute  zum  Bodenkauf,  die  ä  fonds  perdu  Ersparnisse  darin  anlegen, 
um  eine  gesicherte  Stätte  der  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  za 
gewinnen,  —  es  sei  denii,  daß  die  Fideikommisse  eine  so  starke 
Verminderung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  herbeiführen, 
dai)  jene  verstärkte  Nachfrage  nicht  eintritt -j,  daß  sie  also  ent- 
völkernd wirken. 


Schlesiens)  hat  dieser  aber  allerUingä,  wie  noch  zu  erörtern,  die  Tendenz,  stärker  «t 
Steigen,  als  derjenige  der  mittlererea  Betriebe,  also  du  Ergebnis  herabtodrSckcn.  — 
Den  Viehitand  lasse  ich  ßtr  diesmal  nnerörtert,  obwohl  oatfirllcb  gerade  hkr  fie 
Stärice  der  Bauern  liegt,  da  fDr  ihn  wohl  niemand  von  den  Fideikoninissen  nil 
GroAbetrieb  Heil  erwartet. 

*)  Schon  die  gesteigerte  Nobilitierung  des  Bodenbesitzes  wirkt  ja  daxnf 
hin.  hl  doch  die  sociale  Position  des  Gutsbesitzers  einer  der  Hauptgrtnde  d« 
Überwertnag  des  Bodens  schon  jetat. 

*)  über  die  graadsStzlichen  Fragen  der  ,3esits**'>Verscbiildunc  ein  aadennBL  — 
Richtig  ist  natfirlicb,  dafl  die  Gnmdrentenbildung,  die  in  ihr  sich  infiert,  dst 

Agens  der  Trennung  von  Besitz  und  Betrieb,  Rente  und  Untemcbmcrrisiko  ist, 
welches  in  der  Fideikommiäbildung  seinen  konscqucntrslen  Aufdruck  findet-  Eben 
deshalb  i^i  diese  ja  —  wie  schon  gesagt  —  ein  echtgeborenes  Kind  des  AfT*f' 
kapitalismus.  der  ^ich  hier  bis  zu  einem  eigentümlichen  Umschlag  in  eine  vcr- 
kehräloi>c  B c s i tz Organisation  unter  Erhaltung  der  vcrkciu&wirtschaiihchca  Be- 
trieb s  Organisation  aufgipteit.    Daher  die  VorUcbc  mancher  SozialdemokrstcB 
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Außer  den  bisher  erörterten  unzutreffenden  theoretischen  Be- 
merkuiiji^en  beschränken  sich  die  Motive  zur  Begründung  des  öko- 
nomischen Werts  der  Fideikommisse ,  neben  relativ  breiten  Aus- 
führungen über  die  Bedeutung  der  Forstwirtschaft,  auf  die  Hervor- 
hebung der  technischen  Vorzüge  des  Großbetriebes,  schließen  aus 
dem  Umstände,  daß  die  neugegrundctca  1  ideikommisse  gerade 
auf  guten  Böden  zu  entstehen  pflegen,  darauf,  daß  „die  Behauptung, 
die  Fideikommisse  seien  weniger  intensiv  bewirtschaftet"  als  andere 
Güter,  unbegründet  sei,^)  und  sprechen  in  vagen  Redewendungen 
von  jener  sattsam  bekannten  r^rlücklidien  Mischung"  gröfierer,  mitt' 
lerer  und  kleinerer  Betriebe,  wdche  zu  erhalten  und  zu  fördern 
das  Zid  der  Agrarpolitik  sein  müsse.  Daraus  geht  zunächst  wiederum 
mir  das  eine  hervor,  daß  sie  sich  das  Fideikommiß  speziell  ab 
Stütze  des  Großbetriebes  denken«  den  sie,  wie  wir  immer  wieder 
sehen  werden,  mit  dem  Großbesitz  zu  identifizieren  bemuht  sind. 
Im  übrigen  begnügen  sie  ach  damit,  hervorzuheben,  daß  Fidei- 
kommisse nicht,  „wie  die  Gregner  des  Fideikommißweseos  es  dar- 
stellen", die  ländliche  Abwanderung  „in  hervortretendem  Maße" 
mit  veranlassen.  Auf  diesen  letzteren  Punkt  mag,  da  er  eben 
schon  beröhrt  wurden  hier  zunächst  kurz  eingegangen  werden. 

Vorauszuschicken  ist  dabei  eins:  Es  ist  kein  Zwdfel,  daß  starke 
Bewaldung  dnes  Grebietes»  die  natürfich  regelmäßig  mit  sehr 
dünner  Besiedelung  desselben  identisch  ist,  diese  geringere  einmal 
vorhandene  Bevölkerung  in  relativ  hohem  Grade  auf  dem  Lande 
festzuhalten  gee^et  ist  infolge  der  Winterarbeitsgelegenheit,  die 
hier  im  Gegensatz  zu  dem  zunehmenden  Saisoncharakter  rein  land- 
wirtschaftlicher Großbetriebe  geboten  wird.  Da  nun  der  Wald  in 
besonders  hohem  Grade  nach  fideikommissarischer  Bindung  strebt, 
und  also  Kreise  out  starker  Bewaldung  besonders  häufig  Krdse  mit  vid 


für  das  FidrikommiÜ,  welches  —  theor«?tiseh  bt-tracbtet  mit  Recht  —  Alt  eine 
SUtBcI  Ues  „Expropriation^lirdzrsscs"  aufj^cfaÜt  wird. 

*)  Allerdings  ein  wunderbarer  Schluä.  —  Natürlich  ist  unter  Anwendung  der 
nötigen  Vorsicht  die  Annahme  zulässig,  dafi  bei  sonst  gleichen  Verbältnissen 
iaacrbalb  eines  Gebietes  wai  eiaem  Bodenkomplex  von  bdherer  ErtiagsAhigkeit  aDch 
Avf  höbe  BrtxSge  hiogewirlsduiAet  «erden  wird.  Aueh  icb  «erde  sie  hier  mehrfach  sn 
nnchen  baben.  Aber  dsnuis,  dnS  der  weidenvollende  FiddkoaunifbestUer  beute 
die  güXvn  Böden  aufkauft,  auf  seine  Qualität  als  Betriebsleiter  zu  schlieflen, 
ist  denn  doch  ein  starkes  Stück.  Es  fragt  sieb  gerade,  was  «nf  nnter  sich  gleich* 
wrrtigern  Boden  der  freie  und  der  selbst  wirtschaftende  gebundene  Bc« 
atlzer  im  allgemeinen  als  Betriebsleiter  zu  leisten  pflegen. 

34* 
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Fideikommisscn  sind,  so  müßte  man  in  den  Fideikommißkreisen 
allgemein  eine  besonders  niedricre  AI)  .\  aiv'rrun  s/itior  erwarten, 
ohne  daß  aus  einer  solclica  nalurixh  iui  die  \\  itkuiig  der  1-  ideikom- 
misse,  vollends  der  landwirtschaftlichen  Fidcikommisse,  irgend 
etwas  folgen  würde.  Gerade  die  ganz  großen  Fideikommisse  sind  femer 
alten  Ursprungs.  Ihre  Wirkung  bsew.  ihre  Nicht  Wirksamkeit  auf 
die  BevoUcerungsverhältnisse  kann  nicht  aus  der  jetzigen  Wander- 
bewegung, sondern  mufi  aus  den  Dicht igkettsziffcm  geschlossen 
werden.^)  Sie  haben  ihre  Wirkung :  Verhinderung  der  V  e  rm  eh  r  u  ng 
der  aelbfitändigen  Bauern  —  schon  in  der  Vergangenheit 
getan.  —  Ein  Mitglied  des  preußischen  statistischen  Bäreaus  hat 
gleidiwohl  den  Versuch  gemacht,  durch  Nebeneinanderstdlung  von 
Kreisen,  deren  Eigenart  in  bezug  auf  Gnindbesitzverteiluni^  und 
Fideikommiöbestand  charakteristisch  vontinander  abweicht,  den 
Beweis  zu  erbringen,  dafi  die  Fideikommisse  in  der  Gcgenwaxt 
die  Wanderbewegung  gunstig,  d.  h.  im  Sinne  der  Verminde- 
rung der  ländlichen  Abwanderung  beeinflußt  hatten.  Ich  gehe 
unter  dem  Strich*)  auf  diese  übrigens  sehr  verdienstlidien  Aus> 

')  Wie  CS  damit  steht,  kann  daraus  entnommen  werden,  dafi  auf  einen  bavpt> 
beruflich  in  drr  I.anilwirlschafl  Erwerbstätigen  im  Diirchsclinitt  der  Provin-;  Srhlr^i'^i! 
2,72  !ia  1  a  11  d  wirtscliaftliclic  Nut/l1;iche  laho  cxkl.  Forsten)  kamen,  itu  Durch>chn:tt 
der  schlcsisclu-n  Fidrikommißkrciic  da^cj^cn  3,26  ha,  daÜ  also  im  Dufklischriitt 
der  Provinz  die  Dichte  der  hauptberuflich  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  um 
ffüßer  iit,  all  in  den  FideikonumflIveiMni  trotz  der  in  diesen  kMeKn  ~  wie  nodi 
SU  erttitern  sein  wird  —  so  sehr  zaiilreidien  nwsellenwirtscbafien.  Die  liederlidie 
Art,  in  der  die  schon  fifiher  erwähnte  BrosdiQre  von  E.  Moritz  gearbdtet  ist,  tritt 
sdion  darin  hervor,  dafi  hier  die  lindliche  VoUfszonslnne  der  Fideikonumfikreisc  des 
Resienmgsbezirks  Oppeln  als  Beweis  dafUr  angesprochen  wird,  dafi  die  Fidei- 
kommißbcsitzcr  die  L  a  n  d  a  rb  t- i  t  c  r  durch  ..patriarclialf"  Vor<:or<;f  usw.  an  «ich  ru 
fesseln  gewußt  hätten.  Ich  entnehme  einigen  gelt  j^'cntlich  früher  ^eniaclitf-n  Noiizcn, 
dafi  1895  Inhabern  der  ca.  105 OOO  Landwirlschaftsbetrit- V>c  dort  17885  Land- 

arbeiter, Knechte,  Mägde,  Tagelöhner,  Forst-  und  Fischerci-Arbcjter ,  dagegen 
41 319  bauptberullleh  in  anderen  als  landwirtschaftliehen  Benifen  tittig  waren. 
Schon  ein  Blick  in  das  Gemeindelenfcon  zeigt  als  Pertinenzcn  der  Gutsbezirke: 
IQnkhfitIcn,  Eisenhütten,  Bergwerke  tt.sw.  Das  sind  die  Mittel»  die  dortige  ,^L»aA~ 
berinkcning"  xn  halten. 

*)  Kuhnert  grtiA  diejenigen  33  preußischen  Kreise  heraus,  in  denen  mehr 
als  so  Proz.  der  Fläche  iideikommissarisch   gebunden  sind  (Gruppe  a).  Diesen 
werden  20  andere  mit  wenig  Fideikommiß-,  aber  viel  allodialer  GutsRäche  (Gruppe  b) 
und  endlich  weitere  26  Krei.se  mit  sowohl  wenig  Fideikommiß-  ab  wcn);^  GuLstliche 
Gruppe  c;  gegenübergestellt.    Er  gelangt  nun  zu  dem  Ergebnis,  dati  die  Abwande- 
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fiilirungen  etwas  naher  ein,  um  zu  zeigen,  daß,  soweit  die  Zahlen 
uns  etwas  Bestimmtes  auszusagen  fjfestatten,  das  Gegenteil  davon 


run^   der  P.c\ olktrung  der  Landgemciiidea  und   (jvitsbfzirkc  in  den  l-idfikoinmiß- 
krei&cn  nicht  sehr  wcseoUich  andere  Erscheinungen  aulwcise,  als  iu  den  anderen. 
Speziell  im  Osten  der  Monarcbie,  auf  den  wir  uns  hier  bescbitnkcn,  «ei  aber  1S75 
bis  1900  in  den  Fldeikommiflkreisea  die  Abwandcning  sogar  geringer  gewesen» 
als  in  den  beiden  anderen  Omppen,  wenn  scbon  erbeblicb  höh  er,  als  im  Durcb- 
sciinitt  der  Monardiie.  Lettteics  fllbit  der  Verfasser  auf  das  Eindringen  der  In* 
dasbrie  in  die  Landlcreise  des  Westens  xorfick,  ohne  aber  zu  bcrflcksichtlgett,  daft 
gerade  die  größten  Fidcikommißkrcise  des  Ostens  in  Schlesien  ganz  spezifische 
Industriekreise  sind.   Er  gibt  in  dieser  Hinsicht  zu,  daß  viclleilcht  „besondere  örtliche 
Verhältnisse"  dir  Zahlen  auch  des  Ostens  beeinflusst  hätten,  meint  jedoch,  dnß  (iuse 
nicht  ohne  weiteres  feststellbar"  seien.    Das  ist  mir,  otten  gestanden,  unverständlich. 
Wir  haben  doch  die  Zahlen  der  Benifszäldunj^en  von  1SS2  und  1895  filr  jeden  Kreis 
und  es  konnte  daraus  die  weit  vorwiegend  industrielle  Qualität  solcher  Landkreise 
wie  Schmalkalden,  Waldenburg,  Reicbenbach  und  der  obeischlesiichen  Fideikommifl- 
kreise  ohne  weiteres  ersebca  werden.    Feiner  aber  kann  man  daraus  auch  die 
Ziffern  spesiell  der  land>  und  forstwirtseh aftlicben  Bevölkerung  filr  jeden 
Kieis  berechnen  und  vergleichen.  Und  auf  deren  Berechnung  mnfl  es  doch  an- 
kommen,  da  kein  Verständiger  glauben  wird,  dafl  die  fideikommissarische  Bindung 
des  Bodens  die  Zahl  etwa  der  Berg-  und  Httttenarbriterbevölkerung  wie  sie  gerade 
in  den  Landgemeinden  und  Gutsbezirken  mancher  der  größten  Fideiknmmiflkreise 
Schlesiens  in  der  großen  Mehrheit  ist,  beeinflusse,  und  da  üherh.iu]>t  die  bewegung 
gerade  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  das  i^^t,  was  lui  der  Liun/en  lirörlerung 
in  l-r;ige  steht.    Dabei  ist   nun  natürlich  die  Bcschränkunj^  ;iut  ein  möglichst  ZU- 
samruenhkngendes  grötieres  Gebiet  mit  in  sich  ähnlichen  Verhältnissen  geboten,  uro 
Zofnllszahlen,  wie  rie  beim  Herausgreifen  einselner,  lentrent  liegender  Fideikommiß* 
kreise  unterlanfen  würden,  möglichst  anssusehliefien.  Nehmen  wir  also  das  klassische 
Laad  der  fldeikommiste,  Schlesien,  das  ebzige  gröflere  Gebiet,  welches  jene  Eigen- 
schaften und  daneben  besonders  groie  Kontraste  in  dem  Grade  der  Fideikommifi- 
bildnng  aufweist,   und   vergleichen  wir  die  hauptberufliche  Erwerhstätigkeiten  in 
den  vom  Verfasser  in  Betracht  gezogenen  scblesischen  Kreisen  iSSa  und  1895, 
so  zeigt  sich,  daß  die  landwirtschaftlich  im  ILiuptberuf  Erwerbstätigen  in  den  17 
scblesischen  Kreisen  der  Gruppe  a  sich  von  iSSa  bis  1S95   um  4.  iS  Prozent  ver- 
minderten,  wahrend    die   landwirtschaftlich   li.iuptberuflicli    lirwerbstutigen   der  zu- 
samoica  12  ichiciischea  Krciic  der  beiden  anderen  Gruppen  sich  im  gleichen  Zeit- 
raum nur  um  1,07  Prozent  verminderten.   Auf  die  17  Fideikommiflkreise  kommen 
nur  ebensovide  mit  efaier  Zunahme  der  landwirtschaftlich  HanptbeiufstEligett  wie 
auf  die  nur  12  Nichtfideikommifikreise.  Die  Abnahme  der  hauptberuflich  in  der 
LandwirtsehaA  Erwerbstätigen  war  also  in  den  Fiddkommifikreisen  ausammen  vier» 
mal  so  stark,  als  in  den  Kreisen  mit  vorwiegend  freiem  Bodenbesits,  trotsdem 
doch  die  weit  stirkere  Bewaldung  der  Fideikraunifikreise,  (die  hier  wie  tlbeiall 
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richtig  ist.  Im  übrigen  aber  ist  niemals  behauptet  worden,  da6 
die  Rechtsform  der  fideikommissarischen  Bindun<:^  des  Bodens 
als  solche  unmittelbar  die  Abwanderung  der  Landbevölke- 
rung bedinge,  sondern  es  ist  von  dem  im  Großbetriebe  ge- 
nutzten Großgrundbesitz  behauptet  worden,  daß  er  bei 
starkem  Vorherrschen  auf  landwirtschaftlich  genutztem  Roden  die 
Entvölkerung  des  Landes  fördere  und  deshalb  auf  gutem,  für  bauer- 
1  i  c  Ii  c  Besiedelunfj  geeigneten  Boden  allerdings  direkt  und 
wesentlich  für  sie  verantwortlich  sei.')  Soweit  der  gebundene  Groti- 
besitz  den  Grot^bctricb  mit  sich  führt  oder  begünstigt  —  wie  dies 
der  Entwurf  ausdrücklich  als  seinen  Zweck  hinstellt  —  ist  er  es, 
der  unter  den  erwähnten  Bedingungen  die  Schwächung  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  verschuldet.  Ob  die  Zusammcnklamme- 
rung  des  Besitzes  durch  H\'potheken  oder  durch  fidcikommissarischc 
Bindung  herbeigeführt  wird,  wäre  an  sich  gewiL5  gleichgültig,  — 
nur  datj  eben  die  Schranken  der  Hypotheken  so  aul^erordentiich 
viel  leichter  zu  beseitigen  sind.  Das  Institut  des  Fideikommisses 
spielt  also  eine  Rolle  in  diesem  Zusammenhang  und  zwar  eitie  recht 

dem  Scbweipunkt  aacb  natürlich  nicht  Folge,  sondern  Ursache  der  nd^oniaU^ 
bildtmg  ist)  das  gerade  umgekehrte  VerhSltnis  kdneswegs  erstauntich  erscbeiaeo  lasMft 
würde.  Jener  Unterschied  der  Abnahme  ist  aber  um  so  bemerkcnsweiter,  als  bei  den 
belcaontlieh  im  Sammer  stattfindenden  BenifssSbliiogea  die  Zahlen  spesieU  der  groAea 

Güter  infolge  der  Mitzählung  der  Saiso  ii  arhcitrr  stets  erheblich  zu  hohe  und  mar 
infolge  der  steigenden  Verwendung  der  Wanderarbeiter  natürlich  in  steigen- 
dem M;i(3r  zu  hohe  sind,  ein  Umstand,  welcher  da,  wo  un<!  die  Landkrri'si?  mit 
starkuni  ( Ir. .li^Tiinillifsit/  steigende  Zahlen  der  landwirtschaftlioln-n  liovolkrruu;;  vor- 
täuschen, stets  sehr  im  Auge  zu  behalten  ist.  Jener  Umstand  kommt  /.  B.  dann 
anm  Ausdruck,  daÖ  in  den  Fiddkommiflkrcisen  Mittel»  und  Niederschl^iens  aof 
100  Erwcrbstitige  nur  101,5  Angehörige  kommen.  In  Obersdileaicn  ist  das  Ver- 
billnis  besser,  da  hier  die  andersartige  polnische  Lebenshaltung  und  die  FImcft- 
mrheit  stark  ins  Gewicht  AUL  —  Auf  die  Agrarver&ssung  der  Fidrikommifikreiae 
komme  ich  weiterhin  zu  sprechen.  — 

Noch  eine  Einzelheit:  den  Kreis  Habclschwerdt,  dessen  Fideikommifibestand 
erst  n  a Ii  vnn  8  auf  23  Vrnr.  stirp  ('),  durfte  der  Verf.   doch  wohl  nich'.  in 

die  Vi  T'^l'  i.  huii^  einlje/ieticn.  Auf  eine  wcitcie  Kritik  der  /ur  Verjjlfirhung  heran- 
gezogenen Kreise  vcriiclile  ich,  da  natürlich  jede  Auswahl ,  auch  die  weiterhin  von 
mir  gelcgcnüich  gctroffcoc,  anfechtbar  ist  und  solche  Zahlen  stets  nur  illustrativ 
irerwertet  werden  dOrfen. 

Dafl  die  Abwanderung  vom  Lande  niebt  nur  da  stattfindet,  wo  Grofibetrieb 
▼orherrMht,  Ist  durchaus  richtig.  Dafi  de  durch  das  Vorherrschen  des  Grofibetncbt 
exsessiT  gesteigert  wird,  ist  ah«  gans  ebenso  unswcifethaft 
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erhebliche,  indirekt,  indem  es,  wenn  es  seinen  in  den  Motiven 
ausdrücklich  hervorgehobenen  Zweck  erfiillt,  den  Großbetrieb  kUnst- 
lieh  zu  erhalten,  dies  gerade  auf  Böden  tut,  wo  die  Entstehung  von 
mittleren  und  kleineren  Betrieben  wirtschaftlich  möglich,  und  zwar 
—  generell  gesprochen  —  ganz  besonders  gut  möglich  wäre. 
Diese  Behauptung  ist  durch  die  Publikationen  des  preußischen 
statistischen  Bureaus  nicht  etwa,  wie  der  Verfasser  der  Motive  des 
Gesetzentwurfes  sich  einredet,  widerlegt,  sondern  vielmehr  be- 
stätigt worden,  denn  sie  wird  durch  die  unbestreitbare  Tatsache 
bewiesen,  daß  heute  gerade  die  besseren  landwirtschaftlich  nutz- 
baren Bodcnlagen  der  Fideikommiß- Neu s^ründnn^j-  anheimfallen. 

Mit  dem  Gesagten  sind  wir  bereits  bei  der  entscheidenden 
Frage:  wie  wirkt  die  Kideikomniißl^ildung  auf  die  grundlegenden 
Elemente  der  Agrarverfassung,  I:ioden  besitz-  und  B  e  t  ri  ebs  Vertei- 
lung und  das  Verhältnis  von  Besitz  und  Betrieb  zueinander.  Obwohl 
es  nun  ganz  unmöglich  ist,  diesen  Punkt,  der  von  den  Freunden 
des  Instituts,  z.  B.  Sering,  einfacii  nicht  erörtert  worden  ist,  im 
Rahmen  dieser  Studie  erschöpfend  zu  behandeln,  so  muß  doch 
einiges  wenigstens  über  die  Beeinflussung  des  stets  so  stark  iiervor- 
gehobenca  Interesses  an  der  „Erhaltung  des  Bauernstandes"  durch 
das  Fideikommiß  au  l.  hier  gesagt  werden.^) 

Was  zunächst  die  l.ntwicklung  des  bäuerlichen  Bodenbesitzes, 
speziell  im  Osten  der  Monarchie,  den  wir  hier  allein  heranziehen, 
anlanget,  so  wird  er  heute  durch  zwei  Tendenzen  zuungunsten 
ties  Bestandes  speziell  der  größeren  und  mittleren  Bauemstellen  be- 
dnflufit  Einerseits  durdi  den  Landhunger  der  Parzelleid)esitzer,  ^) 
welche  —  und  dies  gilt  insbesondere  für  die  zahlreiche  Klasse  der 
grundbesitzenden  Sachsengänger  —  um  jeden,  auch  einen  ganztich 
unwirtschaftlichen  Preis  durch  Bodenzuloiuf  selbständig  zu  werden 

Die  BMlistdiendcii  Zahlen  lind  dnrdiweg  nadi  dem  Gemeiaddeiikaa  tob 
■1885  und  1895,  ferner  nach  den  preofifochen  Gnandbesitzaufnabmen  von  1878  und 
1892,  den  Berufszählungen  von  1882  und  1895,  den  Emtestatistiken  fülle;  in  den 
Tabellen  teils  der  amtlichen  preußischen  Statistik,  teils  der  Rf-ichsstatistik  enthalten) 
und  den  im  preußischrn  „Statistisrhen  Jahrbuch"  pepehencn  ZilTern  errechnrt,  soweit 
ue  nicht  direkt  enlounimcu  werden  konnten.  Ich  habe  der  Raumersparnis  halber 
ancb  nur  die  VerbUtnis-  nicht  die  absoluten  Zahlen  hergetetit  Die  nur  begreaste 
Veri^leiehbarkeit  der  Mlaadwirtichaftliehea**  mit  den  ,^b«tt**dichen  von  189$  bec«r. 
l88s  «teht  der  Vcrgldchnng  der  Kreise  nntereinnnder  nicht  im  Wefe. 

^  Der  mtftriicb  sehr  stark  nutbedingt  ist  doreh  du  Venchwioden  der  ge- 
werblichen Nebenarbeit  Mf  dem  platten  Lande. 
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trachten  und  dadurch  den  Bodenpreis  in  die  Höhe  treiben:  Abnahme 
der  größeren  unselbständigen,  Zunahme  der  kleinsten  selbständigen 
und  Abnahme  der,  zugunsten  jener  Nachfrage  vorteilhaft  zu  parzellieren- 
den, größeren  selbständigen  Besitzungen  sind  die  Folgen.  Auf  der 
anderen  Seite  ist  es  der  Landhunger  zunächst  des  bürgerlichen 
Kapitals,  welches  Anlage  in  Bodenbesitz  wegen  der  sozialen  Position 
des  Gutsbesitzers  sucht,  daneben  aber  auch  der  Landhunger  des  FideU 
kommifibesitzes»  der  nach  Erweiterung  seiner  Rentenbasis  strebt 
Soweit  nicht  ganze  Ritterguter,  sondern  Bauemländereien  angekauft 
werden,  verkleinem  beide  naturgemäfi  nicht  den  Bereich  des  seiner- 
seits selbst  landhungrigen  ParzeUenbesitzes»  sondern  gerade  den  der 
größeren  und  mittleren  Bauembesitzungen,  —  dies  auch  deshalb,  weil 
naturgemäfi  überall  die  mit  Grebauden  weniger  bdastete  Flädie 
billiger  zu  erstehen  ist  Beiden  Tendenzen  zur  Seite  steht  nun  die 
Benachteiligung  derjenigen  Eigentümer  betriebe,  welche  nicht 
entweder  ganz  oder  annähernd  ganz  durdi  die  eigene  Familie 
bestellt  werden  können,  oder  aber  den  regelmafiigen  Bezug  grofier 
Scharen  wandernder  Saisonarbeiter  lohnen,  infolge  der  Steigerung 
der  Lohne  und  der  bekannten  Entwicklungstendenzen  der  Arbeits- 
Verfassung  im  Osten.  —  Dem  Umsichgreifen  der  Bodenbesitz- 
Akkumulation  wirkt  nun  auf  dem  GeHete  des  ungebundenen 
Bodens  zurzeit  die  unzweifelhafte  Tendenz  zur  Verkleinerung  unwirt- 
schaftlich großer  Betriebe  derart  entgegen,  dafi  heute  auch  in 
der  Sphäre  der  nicht  gebundenen  großen  Besitzungen  im  ganzen 
die  Tendenz  zur  Abnahme  der  Durchschnittsgrößen  überwiegt 
Allein  diese  Abnahme  erfolgt,  bei  der  größeren  Rentabilität  der 
Ausbeutung  des  Landhungers  der  Parzellisten,  in  weitaus  stärkerem 
Maß  zugunsten  ganz  kleiner  Bauernstellen  als  zugunsten  mittlerer 
oder  größerer.  —  Wie  sich  nun  die  Fideikommißbildung  zu  diesen 
Entwickungstendenzen  stellt,  versuchen  wir  uns  wieder  an  dem 
Beispiel  Schlesiens  zu  verdeutlichen  und  greifen  auch  hier  als  Fidei- 
kommißkrcise,  die  in  der  erwähnten  amtlichen  Publikation  ausge- 
wählten 17  schlesischen  Kreise  heraus.  Die  Grundbesitzverteilung 
dieser  schlesischen  Fidcikommißkreise  weicht  nun  von  dem  durch- 
schnitthcheii  Zustande  Schlesiens  zunächst  darin  ab,  daß  die  Zahl 
der  selbständigen  im  Verhältnis  zu  den  unselbständigen  Be^sitzungen 
eine  erheblich  kleinere  ist:  1878  1:3,4  in  der  Provinz,  1:4,9 
den  lüdeikomniißkreisen ,    1893:   1:2,9  Provinz,   1:3,8  in 

den  Fideikomißkreiscn.  Zwar  hat,  wie  diese  Relationen  zeigen, 
von  187Ö — 1893  die  Zahl  der  selbständigen  Besitzungen  in  allen 
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Fideikommißkrciscn  zusaminen^'crechnet  schneller  zugenommen  als 
im  Durchschnitt  der  Provin/.,  nbcr  diese  Zunahme  ist  weit  über- 
v.  it  :_,'cnd  nicht  durch  Neuentstchung  von  mittleren  Bauernbesitzun^a"n, 
sondern  dadurch  herbeigeführt,  daß,  besonders  in  den  industriellen 
Fideikommißkreisen ,  in  überdurchschnittlich  hohem  Maße  der 
Bruchteil  derjenigen  Parzellenbesitzungen  von  ungefähr  CK)  Talern 
Rcniertrag  gestiegen  ist,  welche  als  „selbständige"  Nahrungen 
gezählt  wurden,  verbunden  mit  einer  teils  absoluten,  teils  relativen 
Abnahme  der  unselbständigen,  früher  auf  gewerbliche  Nebenarbeit 
sich  stützenden  Parzellenbesitzungen.  Die  Zunahme  kam  also  lediglich 
den  eben  über  die  Schwelle  der  Selbständigkeit  herausragenden 
Kleinstbaucm  zugute.  —  Das  entsprechende  zeigt  sich  bei  spezieller 
Betrachtung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes.  Wenn  man  als  Grenzen 
der  bäuerlichen  Besitzungen  nach  unten  das  Nichtvorkommcn  , .un- 
selbständiger" in  der  betreffenden  Reincrtragsklasse,  nach  oben 
das  Auftreten  von  Gutsbezirken  im  Umfang  von  mehr  als 
der  Fläche  der  betreffenden  Reinertragsklassc  annimmt,  so  stellen 
die  Besitzungen  zwischen  60  und  300  Talern  Reinertrag  im  Pro- 
vinzialdurchschnitt  und  (mit  nur  zwei  Ausnahmen)  auch  in  allen  I'idei- 
kommißkreiscn  „bäuerlichen"  Besitz  dar.  Wie  in  der  ganzen  Pr*  . mz, 
so  sind  nun  187S — 1S93  auch  in  den  Fideikommißkreisen  Zalil  luid 
Fläche  der  Besitzungen  dieser  Klasse  gesunken,  aber  der  Z  .1  a  1 
nach  langsamer,  als  im  Provinzialdurchschnitt  (minus  1,3  Proz. 
gegen  minus  2,4  Proz.  i.  dagegen  der  Fläche  und  also  auch  der 
Gesamtbedeutung  innerhalb  der  Agrarvcrfassung  nach  s  cii  11  c  1 1  c  r 
(ni'iius  5,3  Proz.  gegen  minus  3,8  Proz.  1,  d.  h.  —  wie  auch  ein 
nalicics  Eingehen  auf  die  Zahlen  lehrt  :  —  es  ist  in  den  Fidei- 
kommißkreisen in  stärkerem  Maße  als  im  Provinzialdurchschnitt 
die  Schicht  der  kleinen  Bauern  begünstigt  gewesen,  also  erhalten 
geblieben  oder  (teilweise)  gewachsen,  dagegen  sind  die  mittel-  und 
großbäuerlichen  Besitzungen  schneller  gesunken,  als  im  Provinzial- 
durchschnitt, und  zwar  obwohl  sie  ohnedies  in  den  Fideikommiß- 
kreisen im  allgemeinen  am  schwächsten  vertreten  waren.  Die  Er- 
haltung und  weitere  Verbreitung  der  Fideikommisse,  welche  das 
Angebot  käuflichen  Bodens  dauernd  und  zunehmend  künstlich 
herabsetzt  und  die  Masse  der  Bevölkerung  in  verstärktem  Maße 
auf  die  ungünstigsten  Boden  zusammendrängt,  würde,  soweit  sich 
urteilen  läßt,  in  den  Bodent>esitzvarhältnis8ea  die  Tendenz  zum 
Nebeneinander  großer  Bodenkomplexe  und  kleiner  Stellen»  die  zur 
Beschäftigung  und  Ernährung  dner  FamiEe  mit  m^lichst  niedriger 
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Lebenshaltung  eben  ausreichen,  fühlbar  verstärken,  wie  dies  ja 
dem  früher  theoretisch  Entwickelten  entspricht.  —  Die  Bewe^un^en 
innerlialb  der  Sphäre  des  grolien  Besitzes  sollen,  da  hier  flie  ge- 
zahlten Besitzeinheitea  am  wenigsten  mit  den  Eigentumseinheiten 
koinzidieren,  für  jetzt  beiseite  bleiben.  Wir  wenden  vielmehr  unsere 
Aufmerksamkeit  der  Betriebs  Verteilung  zu. 


Von  der  gesamten  VVirtscbaflsfläcbe  umfaätea  1S95  Pros, 
die  Betriebe  too  ba: 


0— a  1 

a-5  ' 

5— «0 

ao— 100]  über  ioi>,  5— loo 

Regierungsbezirk  Breslau') 

2,90 

24,66  j 

23,82 

40>35 

48,48 

Kreise:  Groft-Wwtenberg 

Ul 

9.I9 

44,01 

3941 

6,74 

ao,o5 

»7.97 

52^ 

48,0a 

MUitsch    *  .  . 

M7 

7.99 

12.07 

»3»89 

48,09 

45t96 

Reicbettbodi  .  . 

91,71 

41,10 

46,73 

Waldenburg  .  . 

4M»1 

«,44 

ft8.40 

17,74 

5.51 

90.14 

Regierungsbezirk  Liegnitz 

3.95 

30,28 

26,01 

28,40 

50.29 

Kreise:  Freistadt  .   .  . 

2,50  f  7,g5 

u,5l 

17,11 

Stgan  •  <  •  • 

11.01 

28.76 

24.00 

50.12 

Sprottau    .    .  . 

2,05 

6,91 

26,71 

32,16 

»S»17 

Hir->clil>crc     .  . 

Ö.04 

17,4*2 

37  74 

3<).3fl 

6S  13 

Regierungsbetirk  Oppeln 

7.29 

13.46 

33.29 

14,74 

3i.22 

48.03 

ELreise:  Rosenberg.   .  . 

5.92 

!0,8q 

ns,m 

8,08 

41,25 

4  ».96 

Lublinitz   .    .  . 

6,36 

15,16 

S4.44 

7,08 

96,96 

41.5» 

Tost-Gleiwitz .  . 

6,16 

I3.»2 

28,57 

5.39 

46,76 

33.96 

TarnowiU  .    .  . 

19,64 

17,92 

14.91 

3.5» 

+4  0-2 

2 1 .42 

PIeß  

10,73 

17.57 

S4.3S 

Q.38 

2  7 -34 

43  70 

Ratihor.    .    •  . 

ll,Si 

14,37 

30.76 

6,27 

37.29 

370; 

Koscl  .... 

7,59 

12,9Z 

3M7 

1  7,86 

40,86 

39.13 

Die  vorstehende  Tabelle  zeigt  die  Betriebsverteilung  der  Fidä- 
kommißkreise  im  Jahre  1S95  nach  den  5  GrofienkUtasen,  welche 
die  Reichstatistik  unterscheidet,  im  Vergleich  mit  den  Dtirchschnitts* 
zahlen  der  betreffenden  Regierungsbezirke.  Es  zeigt  suh  zunächst, 


')  Der  Kreis  Habclschwerdt  ist  hier  aus  den  früher  angegebeaen  Gründen  fort- 
fort^-la>sen.  Fett  gedruckt  sind  die  Z.tlilen  in  den  Kreisen,  wo  die  betreffende 
Gröfieaklassc  die  Proportion  des  Regierungsbezirks  übcrstcigL 
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daß  in  12  von  den  16  Fideikommifikreisen  die  Großbetriebe  und 
zwar  zum  Teil  recht  erhebÜcb,  mehr  von  der  gesamten  Wirt- 
Schaftsfläche  okkupieren,  als  im  Durchschnitt  der  einzelnen  Re- 
gierungsbezirke. Dagegen  stehen  sie  in  zwei  Kreisen  (Waldenburg 
und  Hirschberg)  ganz  aufTallend  und  in  einem  weiteren  (Sagan) 
merklich  dahinter  zurück  und  diese  selben  sowie  dn  benachbarter 
Kreis  (Sprottau)  sind  die  einzigen  scblesischen  Fideikommißkreise^^) 
in  denen  der  ,^ofibauerliche"  Betrieb  eine  iÜr  Schlesien  Überdurch- 
schnittliche Stelle  einnimmt  In  allen  diesen  Kreisen  sind 
nun  die  Fideikommißkreise  zu  mehr  als  in  einem 
zu  •/lo»  Fläche  Forstfideikommisse.  —  Die  Gruppe  des 
kleineren  bäuerlichen  Besitzes  (5  —  20  ha)  ist  allerdings  in  der  Hälfte 
(8)  der  Kreise  stärker  als  im  Durchschnitt  der  Regierun^bezirke 
vertreten,  darunter  aber  3  jener  spezifischen  Forst fideikommiß- 
krcise,  während  4  weitere  auf  den  Regierungsl>ezirk  Oppeln  —  die 
Region  der  Polen  —  fallen.  Vei^leicht  man  in  den  Kreisen  mit 
besonders  starker  Vertretun«^  dieser  Klasse  die  Betriebsgrößenent- 
wicklung zwischen  den  Zählungen  von  1882  und  1895,  so  zeigt 
sich,-)  daß  die  durchschnittliche  Betriebsgröße  in  den  veigleich baren 
Größenklassen  der  bäuerlichen  Betriebe  sich  dort  derart  verschoben 
hat,  daß  —  wiederum  mit  Ausnahme  eines  Forstfideikommiß- 
kreises  —  die  Zunahme  gerade  den  kleineren,  noch  eben  selb- 
ständigen, Betriet)en  zugute  gekommen  ist.*)  Aus  dem  gleichen 
Grrunde  zeigen  auch  die  an  bäuerlicher  Betriebsfläche  stabilen 
oder  abnehmenden  Kreise  meist  eine  Zunahme  der  Zahl  der 
Betriebe.  —  Abgenommen  hat,  wie  in  der  Provinz  überhaupt,  so 
auch  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fideikommißkreise,  Fläche 
und  Zahl  der  unselbständigen  Betriebe  unter  2  ha,  jedoch  sind  anderer- 
seits in  einer  Anzahl  von  Fideikommißkreisen  eine  erhebliche  Zahl  von 
Kleinstparzellisten  (unter  i  ha)  neu  entstanden.  Beginnt  man  nun, 
wie  es  notwendig  geschehen  muß,  in  die  lokale  Einzelvergleichung 
einzutreten,  so  erfordert  die  Deutung  der  dabei  z.  T.  etwas  mühsam 

*)  Nur  im  Kreise  Rcichenbach  ist  neben  den  Betrieben  über  loo  ha  auch  die 
Kluse  «>~ioo  ha  fiberdurchschnitdid»  Tertreten.  Von  Oiin  wird  spSter  besoaden 
m  reden  sein.  Hier  sei  nur  bemerkt,  dafl  necfa  seinen  BodentrerblUtnisMa  hier 
die  gr6feren  Betriebe  dieser  Klasse  bereits  als  Groibetriebe  gdtea  müssen. 

*)  Ich  will  diese  weitläufigen  Rechnungen  nicht  nach  noch  hier  abdrucken. 

*)  So  hat  z.  B.  im  Kreise  Militsdi  die  Zahl  der  Betriebe  in  der  Klasse  von 
10—50  ha  um  14  Proz.,  die  Fläche  nur  um  io\/,  Ftos.  xugenommea,  in  der  Kksse 
von  a— 10  ha  die  Zahl  um  io,S  Pros.,  die  Fläche  nur  um  6Vt  Prot. 
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zu  (  11  rchr, enden  Zahlen  eine  cintrehcndcrc  Darlet^unt;,  als  sie  hier 
gegeben  werden  kann.   £s  muß  genügen,  hier  unter  dem  Strich*) 

I.  Latifundien  nnd  freier  Gnindbente  in  rein  ngnoiichen  Kreisen.  —  b  dei 
Kreisen  Gnhraa  und  Militseli  sind  beiderseits  Uber  'Z«  der  wirtacbnlUicb  aber« 
hnupt  Intigen  (Gmppen     B.  C  der  Bcrafsslatistik)  landwirtsdisitlicb  hauplbenift* 
tätig.    Der  etwas  bessere  Boden  in  Gubtan  wird  durcb  das  von  der  Kavallericsamison 
in  Militscb  repräsentierte  groSe  Konsumzeatntm  ansgeglichen,  Guhran  ist  «escaüick 
schwächpr  bewaldet  .ils  Mllitsch,   dagegen  sehr  viel  stärk- r  unt.  r  den  Pflug  be- 
nommen ^Verbältniä  der  Ackerfläche  von  Guhrau  zu  Mililscli  I18851  •:;leicli  u.i  :  20, 
der  gesamten  Kreisfläche  dagegen   nur  wie  7,3:10  und  der  Waldriache  nur  wie 
5,3.10).    Die  Grofibetricbe  über  joo  iia  umfaßten  1^95  in  Guhrau  50,8,  in  Mi« 
litsch  42,7  Proz.  der  FUkhe.   Dagegen  sind  in  Gtihrau  s'/«  Proz.,  in  Militscb  dif 
gegen  43  Proz.  der  ganzen  Kreisfläche  fideilconiniistariBch  gebunden  und  zwar  den 
Schwerpunkt  nach  in  5  groiBea  Herrschaften  mit  80  einseinen  Rittergfitem  nad 
Vorwerken.  In  Guhrau  bat  der  Grofibetrieb  1 88s— 1895       Umlang  der  Wut- 
scliaftsfliche  sich  behauptet,  an  DvrchsehnUt^öfie  der  Betriebe  etwas  abgenondoea, 
im  Fidcikommiflkreise  Milttsch  ist  er  an  Fläche  etwas  gestiegen,  an  Zahl  der  Gro^ 
betriebe  hat  er  ab-  und  also  an  Durchschnittsfläche  des  Großbetriebes  z  u  genommen. 
Die   bäuerlichen   Bcsitxgruppen  zwi«rhen    10   und    loo  ha   luiben    1882  —  1S95  in 
beiden  Kreisen   .m  Grsnnitfliichcnquote  130  I'roz.i  sich  so   gut  wie  nicl:t  ver  iml'  rt, 
dagegen  an  Zahl  beidtratita,  in  Militach  aber  doppelt  so  stark  als»  m  Guhrau  lu- 
genommen,  so  daß  die  Durchschnittsflachc  pro  bäucrlicbeo  Betrieb  in  diesen 
Klassen  jetst  in  Gubran  20,2,  im  FidefliomRufikreise  MSUtsdi  nur  17,^  iia  beträgt, 
trotsdem  in  Militscb  Anerbensiltc,  in  Gulirav  Vererbung  ohne  Bevonnigai^  ciaei 
Erben  vorherrscht   In  der  Klssse  2—10  ha  Imt  die  Gesamtfliehe  beiderseits  sage- 
nontmen,  in  Guhrau  um  5,  in  Militscb  aber  um  16  Pros.  Da  die  Zahl  der  Be- 
triebe in  Militscb  um  10  Proz.  gestiegen  ist,  in  Guhrau  aber  um  l'/i  Proz.  ab* 
genommen  hat  (durchschnittliche  Betriebsgröße  4,9  ha  in  Militsch  gegen  5,1  ha  in 
Guhrau)  und  da  endlich  bei  den  Parzcllisten  unter  2  ha  ebenfalls  die  Zunahme  der 
Zahl  in  Militsch  {-}-  7  Proz.   einer  ,\hnnhme  in  Guhrau        16  Proz.)  gegenüber^^tfht, 
so  /eij;t  alles  in  allem  der  hideikomniibkreis  im  Gegensatz  zu  dem  Kreise  mit  nicht 
gebundenen  Üudeu  heule  die  Tendenz  der  Steigerung  der  Extreme  aul  Luucn 
Seiten,  Parzellisten  und  Kleinbauern  mit  abnehmender  Durchschnittsfläche  cinersciu, 
Großbetrieb  mit  zunehmender  Fitehe  andererseits,  auf  Kosten  der  mittleren  Betriebe. 
Dementsprechend  ist  1895  der  Kieinstbetrieb  unter  5  ha  in  Militscb  mit  1 1  Va  ^o».  gegen 
7,9  Proz.  in  Gnbran  vertreten,  die  bSuerliche  Besitzklasse  5— ao  ha  zwar  in  Milium 
jetzt  noch  stärker  als  in  Guhrau  (32  gegen  24  Prozent),  wobei  aber  zn  bcrticfc* 
sichtigen  ist,  dafl  in  Militscb  noch  in  der  Gröfienklasse  14 — 18  lia  V,o  der 
Besitzungen  als   unselbständig   gezählt  sind.     Dagegen  ist  die  Betriebsklasse 
20 — 100  ha,   also  der  selbständige  Bauernbetrieb,   in  Guhrau  starker,  als  im 
FidcikommiÖkrei«.c    vertreten.    —    Eine    Ergänzung    des  Bildes  bietet    die  Boden- 
besitzstat!55tik,   welclie    loi^i  nde^    ergibt:    der  unselbständige   Parzellenbesitz   bi>  zu 
5  ha  (bis  zu  welcher  GrulJc  beide  Kreise  nur  je  2  selbständige  Besitzungen  auiweisen), 
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an  drei  Beispielen  benachbarter  Kreise  mit  in  bestimmter  Beziehung 
diarakteristisch  digerierenden,  im  übrigen  möglidist  ähnlichen  Ver- 

zeigl  in  der  Zahl  der  Besitzungen  in  beiden  Kreisen  keine  nennenswerte  Veränderung. 
Die  Bcsitzklassc  zwischen  5  und  18  ba,  in  denen  selbständige  und  unselbständige 
Bcntaingen  ndMneinander  stehen,  bat  scb  der  Zahl  nach  im  FideikonmuAkieise 
Milittch  etwas  stärker  als  im  Kreise  Gahrau  vermehrt  Innerhalb  dieser  Klasse  ist 
die  ZM  derjenigen  Beritsungen,  die  als  sclbstindige  gesfthlt  worden,  im  Kreise 
Gnbimu,  wo  sie  bis  dabin  schwach  vertreten  waren,  von  29,7  auf  56^5  Ptos»,  dagegen 
im  Kreiie  MiUtsch,  wo  sie  der  Zahl  nadi  auch  jetzt  noch  größer  ist  als  in  Gnbrau, 
nur  von  38,8  auf  45,9  Proz.  gestiegen,  während  die  u  nselbstindigen  Besitzongea 
im  Kreide  Guhrau  absolut  und  relativ  uimI  stärker  abgenommen  haben.  Die  so 
gut  wie  ausschließlich  selbständigen  Bfsit-'un(;en  zwischen  iS  und  50  ha  weisen  in 
beiden  ICreisen  der  Zahl  nach  eine  Verminderung:  im  Kreise  (hilirau  um  —  12. 3i 
in  Militscb  um  —  11,9  Froz.  auf;  der  absoluten  Zahl  nach  ist  diese  Klasse  jedoch  in 
Guhrau  noch  immer  stärker  vertreten,  als  in  MiUtsch.  Das  Verhältnis  der  selb« 
ständigen  SU  den  unselbständigen  Besitmngen  stellte  sich  im  Kreise  Guhia«  1878 
vrie  1:3,37,  l:a,90,  in  HÜitsch  1878  wie  1:3,96,  1893  wie  i:a,8fl. 

Die  rdative  Bedeutung  der  selbständigen  Bcsilsungen  ist  also  gteiehmäflig  gestiegen, 
in  Militsch  aber  immer  noch  eriicblich  geringer  als  in  Guhiau.  —  Die  Bevölke- 
nmgssahl  der  Dörfer  ist  im  Kreise  hUlitsch  seit  1871  stetig  zuriickgegangen,  bis  1895 
um  —  14  Proz.,  in  Guhrau  um  —  12,9  Prozent,  wovon  jedoch  */j  erst  auf  die  Zeit 
seit  1885  fallen.  Die  Güter  weisen  im  j^lcichen  Zeitraum  in  Militscli  eine  Ab- 
nabme  ( —  1,7  Pro/.;,  in  Guhrau  eine  crliebliche  Zunahme  (-}-  10,7  Proz.)  auf:  die 
Gutsbevölkerung  hatte  sich  in  .Nlilitsch  bis  .^ntang  der  l88oer  Jahre  aufsteigend  be- 
wegt (1880  -j-  10  Proz.  gepen  iSjij  und  war  dann  rasch  gesunken,  in  Guhrau 
iMtte  der  Anstieg  bis  1885  ungehalten  (-|-  13  Proz.  gegen  1871)  and  dann  eine 
kleine  Abnahme  eingesctzL  Hiemadi  m  urteilen  vollsog  sich  in  Guhrau  die  Ein- 
schränkung der  Groflbetriebe  auf  das  für  intensive  Witschait  zweckmälKge  AusnuJ, 
ohae  da8  sie  in  ihrer  Stellung  irgend  erscbättert  worden  wären,  während  sie  in 
Mlilsch  nach  Flicbeneapansion  strebten. 

Der  Untcr!;rhied  der  Volksdichte  zwischen  Dörfern  und  Gütern  war  1885  —  wo 
wir  Areal  und  Volkszahl  vergleichen  können  —  in  Militsch  mehr  als  doppelt  so  groö 
als  in  Guhrau  fi  rg  dort,  l  :  4'/,5  hier'i  und  selbst  wfnn  man  den  in  Militsch  quali- 
tativ weit  besseren  Wald  abzieht  und  die  Gcsamtbcvölkeninf;  einsclilietilich  aller 
direkt  und  indirekt  durch  ihn  in  Nahrung  Gesetzten  nur  zu  dem  Acker-  und  Wiesen- 
iand  in  Beziehung  setzt,  waren  in  Militsch  die  Dörfer  4 mal,  in  Guhrau  nur 
3  mal  dichter  benedeit  als  die  Goter.  Die  stärkeren  Kontraste  des  Ptddkommis- 
krdscs  treten  auch  hier  hervor.  —  Die  landwirtschaftlich  (hauptbenifUcb)  erwerbs- 
tätige Bevölkerung  hatte  1882 — 9$  in  Militsch  um  etwas  stärker  zugenommen 
0^  3,38  Pros,  gegen  3,25  ra  Guhrau)  und  war,  auf  den  Grundsteumemertrag  bc* 
mageOt  in  Militsch  dichter  (pro  Kopf  58,5  Mk.  gegen  75,6  Mk.  in  Gnhian),  weil 
Bewsüdung  und  Parzellistcn  in  Militsch  die  Quote  herabdrücken.  Neben  der  Arbeits- 
intensität       Kapitalarmut)  der  MUitscher  Kleinbetriebe  kommt  darin  aber,  da 
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hältaisscn  einige  wichtigere  Entwickln  nj:^smomentc  zu  illustrieren, 
—  nicht:  zu  „beweisen",  dcna  dazu  bedürfte  es  der  Vor- 

dic  Zlhlungcn  im  Juni  stattfanden,  offenbar  die  stSrIcere  S  n  i  >  rlritcncr- 
■Wendung  zum  Ausdruck,  denn  die  Abnahme  der  Angehörigen  der  landwiruchafllicfa 

ErwerbstStifjcn  ist  im  Kreise  MiütM-h  auffalknd  stark  121  Prot.)  und  mehr  als 
duppell  so  lioch  als  in  (iuhrau.  Auch  m  ticr  I'roviiiz  Pustn  smd  die  Fideikommiste 
starker  als  der  Durchschnitt  der  Guter  an  der  Verdrängung  deutscher  durch  polnisdie 
Arbeiter  beteiligt). 

Bei  alledem  ist  xu  bcacfalen,  dafl  e»  lidi  im  Kidse  Militsch  mn  FideikomnuK 
ftltcB  Bestandes  nnd  sehr  großen  Unfangs  auf  relativ  nicht  allsu  hoch  UassifineiteB 
Bode»  bandelt  (der  Ernteertrag  der  Gutsbciirke  in  Weisen  war  regelmiflig  ia 

Militsch  niedriger  als  in  Guhrau).   Nicht  nur  ist  unter  solchen  VerbSltnissen  die 

Neigung  tun  Bauemauskaufen  wenigstens  regelmäßig  geringer  als  hn  kleinen,  auf 
Zuwachs  aus«jchcndL-a  FIdcikommissen  nuf  Poflen  hulicr  Krtra^sf-ihi^krit.  semdern  n 
besteht  auch  hautiger  die  Moglirlikcit,  Ii  ä  u  c  r  1  i  c  h  i-  F  ;i  c  Ii  t  s  tcllrn  niilll'.Tf  li  L'mt^ags 
ZU  schaffen,  wo  der  kleine  Betrieb  pnvatwirlj>chafilich  bcgüa»ligt  ist.  Daher  die 
(relativ)  noch  immer  starke  Vertretung  größerer  bäuerlicher  Betriebe  in  Militsch, 
aber  auch  die  starke  Vertretung  der  Pacht,  trots  des  luckl  besonders  guten  Bodca& 
Die  Pachtquote  war  1882  —  eine  Vergldchung  mit  spSleren  iSahlen  war  nicht  nMg> 
ich  —  in  den  beiden  Kreisen  nach  den  5  Betriebsgröfleaklassen:  Uber  100  ha: 
Gtthiaa  11,0,  Militsch  33,1  Pros.;  50 — 100  Im:  G.  0,4,  U.  11,8  Proc;  10 — 50  ba: 
G.  3,0,  M.  5,1  Proz.;  2— lo  ha:  G.  8,5,  M.  16,6  Proz.;  unter  2  ha:  G.  16,1,  M. 
57,0  Proz.  Bei  den  Großbetrieben  hat  inzwischen  in  der  Provinz  ScLlcsitn  die 
Verpachtunfj  /iigunstca  der  Selbstbewirtschuttun^  ;ib{jenomnu:i.  Wie  es  in  dieser 
Hinsicht  mit  dtn  i'idcikouimissen  speziell  stclil,  ist  kidtr  nichl  bi.ka.nnt.  — 

3.  Fo  rstfideikommissc:  Die  Kreise  Wa  1  d en b  urg  und  R  c  i che a  bac h  mm- 
men  in  der  Quote  der  Fidcikommififlftehe  und  in  der  stark  überwiegenden  Bcdcntnqg  des 
iadustrietten  Bevölkerung  (Waldenburg  Bergbau,  Rdchcnbaeh  Textilindustrie)  fibercik 
Entsprechend  der  weit  ungOnstigcren  Bodenqualital  des  Kreises  Waldenburg  (Acker* 
reinertiag  13  Mk.  pro  hn  gegen  48  In  Reichenbach)  hat  in  Waldenburg  nicht  der 
landwirtschaftliche,  sondern  der  Forstboden  die  fideikommissarischc  Bindung  gesudli 
Pic  ri)istiju<.ite  lic(r;i^t  in  Rcichcnbach  nur  *  ,  von  derjenigen  in  Waldenburg.  In 
Kcirhriih.irli  nimmt  im  (jc^cosatz  zur  Mehrheit  der  umliegenden  Kreise  und  zum 
Durfli.sclmilt  des  Bezirks  die  Fläche  der  Betriebe  über  100  ha,  wie  in  Miütich, 
trotz  gleichbleibcudcr  Zahl  zu  (lSb2 — um  -j"  3<  Troz.)  und   beträgt  jetzt  übet 

43  Pros,  der  FUche,  in  Waldenburg  ist  sie  sUbil  und  betrSgt  5  Vt  Pr<w>  der  Fliebe. 
Dagegen  umüüit  der  biuerlidie  Betrieb  (5—100  ha)  in  Rdehenfaadi  43,  in  Waiden* 
bürg  aber  80  Pn».  der  Fliehe.  Die  ad1»tindigen  blaerlichen  Betriebe  swisdien 
xo  und  ioo  ha  nehmen  in  Rdchenbadi  an  ZaU  und  Fttche  ab,  in  Waldenburg  ia 
beiden  z  u ,  während  die  fiberwi^end  unselbständige  Betriebe  zwischen  3  und  10  ha 
in  W.ildenburg  im  Gegensatz  ru  RHchenbach  abnehmen.  Die  Durchschuitlsbetriebs- 
fläche  der  bäuerlichen  Betriebe  steigt  in  Waldenburg,  in  Keichcnbach  sinkt  sie,  in 
beiden  Fällen  freilich  nur  unbedeutend.    Dabei  ist  zu  beachten,  dafl  in  Keichcnbach 
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führung  eines  weit  umfassenderen  Materials,  die  ich  mir  gern  für 
eine  künftige  Erörterung  dieser  Dinge  unter  wissenschaftlich  wert- 

schon  sehr  «aUrekhc  Betriebe  unter  loo  ha  im  sosialcn  Sinne  GroSbetricbe  sind. 
Die  Paneellistcn  cndliehi  spesiell  die  Betriebe  unter  t  ha»  sind  infolge  der  staricen 
landsissigen  Bergarbeiterbev^kerong  in  Waldenbatg  stürlcer  als  in  Reichenbach  ver- 
treten, wo  sie  infolge  der  Verschiebung  der  Textilindustrie  abnehmen.  In  dem 

Forstfidcikotnmifikreise  also  Stärkung  des  bäuerlichen  Betriebes,  in  Reichenbach 
Schwächung  de*iselben  zugunsten  der  Grofibelricbc,  deren  Durchschnittsgrööc 
steigt.  Die  geschlossene  Vererbung  mit  Vorzugsquote  hcrrsrlit  in  Rcichcnbnrh  im 
G'-;:'  nsat/f  fu  Waldenburg  vor.  —  Die  Lage  dis  bäuerlichen  Besitzes  in  dem 
immerhin  noch  stark  l>L-\v\ildctcn  Fidcikoniniiiikrnse  Kcichcnb.ich  i<t  dabei  frciluh  nocli 
immer  wesenüich  günstiger,  aU  in  dem  anstoßenden  waldarmen  Oderebenenkreise 
Nimptscb,  in  dem  der  sehr  fraehtbsre  Boden  zu  60  Pros,  in  den  Händen  der  Grofi» 
betriebe  haftet  Allehi  die  Gioflbetriebe  haben  in  Nimptseh  seit  1882  an  Zahl  weit 
langsamer  fu-,  und  im  Gegensats  an  Reichenbach  an  DnrchschnittsHSche  abge- 
nonunen»  die  bäuerlichen  Betriebe  aber  (lo-^^ioo  ha)  weisen  ebenfalls  im  Gegen- 
sats zu  Reichenbach  eine  Flächen  zunähme  aufl  Und  in  dem  in  diesen  Gnmd- 
vcrhiltnissen  (Bewaldung,  Industriebevölkerung)  Riichenbach  und  Waldenburg  nahe- 
stehenden, aber  nur  zu  7  Proz.  der  Flache  gebundenen  Kreise  Landeshut  liegen  die 
hier  in  Betracht  kommenden  Verhaltnisse  :  relativ  weit  f^'crin^fre  Quote  der  Groß- 
brtnclitflärhe  <^  Pro/.),  stärkerer  Baufrnstand  (77';.  Pruz.  tirr  t'lächej,  ahnlich  wie 
in  Waldenburg,  nur  ist  im  Kreise  LanUci>hut  niil  treicm  Buden  gerade  der  mittlere 
und  gröflerc  bäuerliche  Vertrieb  noch  stärker  vertreten,  als  in  Waldenburg  i^Belriebc 
zwischen  20  und  100  ha  in  Landesluu  j3  ,  l'ioi..  gegen  27^/4  Pros,  in  Waldenburg). 
Eine  Erleichterung  oder  auch  nur  ein  weiteres  Fortschreilen  der  FideikommiflbÜdung 
wOrde  hiemach  die  rein  kapitalistische  Agrarverfiusung  der  oderebenen  Kreise,  wie 
Nimptsch,  Strehlen  usw.  dauemd  festlegen  und  sie  in  die  Bahn  des  Kreises  Reichen* 
bnch  [Flächenausdehnung  der  Grofibctriebe)  treiben.  Nimptsch  hat  bereits  10  Proz. 
Fjdeikommiäfläche.  Die  landwirtschaftlich  im  Hauptberuf  Erwerbstätigen  haben  infolge 
der  erwähnten  entgegengcscl/tm  rnt%vicklung  der  mit  Landwirtschaft  kombinierten 
Industriearbeit  der  Par^pllistin  und  infolm'  der  Mitzählung  drr  Saisonarbeiter  in 
Reirbenbach,  wie  sie  sich  in  licr  dort  erlieblicli  geringeren  Zahl  von  An^^elniri^en  aus- 
spricht, in  Waldenburg  zift'ernniüUiL'  schucUcr  als  in  Kcichcabach  abgenommen,  da- 
gegen in  den Nacbbarkrcisen  mii  heutigerem  Fidcikommifibestand  (Landcshul,  Nimptsch) 
zugenommen.  (Die  sehr  bedeutende  Zunahme  der  gesamten  Landbevölkerung  in 
Waldenburg  im  Gegensatz  zu  Reichenbacb  ist  durch  die  industridle  Entwicklung 
bedingt) 

3.  Latifundien  in  landwirtschaftliehen  und  Latifundien  in  indnstrieilen  Kreisen : 

Die  nahe  beieinander  gelegenen  Kreise  Pleö  und  Tarnowitz,  beide  der  Bevöl- 
kerung und  dem  Gesamtcbarakter  nach  spezifisch  oberschlesisch,  umfassen  beide 
sehr  große  Fideikommissc  (Tarnowitz  45,  Pleö  31  Proz.  der  Fläche)  mit  starker 
Waldquote  (Tarnowitz  73,  Pleß  62  Proz.l  Das  Fürstentum  Heß  ist  seinem 
Schwerpunkt    nach    eine    Grundberrschatt    landwirtschaftlichen    Charakters,  die 
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volleren  Gesichtspunkten  als  dem  Aug«nblickszweck  einer  Gcsetz- 
^ebune^skritik,  vorbehalten  möchte.   Zu  jenen  Punkten,  auf  die  es  hier 

ankommt,  gehört  zunächst  die  sehr  verschiedene  Bedeutung  von  Forst- 
fideikommissen  und  landwirtschaft liehen  Fideikommissen.  Das 
landwirtschaftliche  Fideikommiß  ist  der  weitaus  schärfste  Feind  des 
bäuerlichen  Besitzes.   Roseggers  „Geschichte  Jakobs  des  Letzten" 


Grafen  Hrnckcl-Domicrsmarck  in  Tarriowitz  &ind  spezifische  Repräsentantca  d^r 
tchlcsischen  „Starostenindustrie".  Die  beiden  Kreise  verhalten  sich  in  bezug  auf 
die  Quote  der  laodwirtscbafUicb  Hauptberufstätigea  entgegengesetzt :  in  Plefi  beträgt 
du  VeAUtiiis  der  Grappen  B.  und  C  der  Beni6stetiitik  nur  Gruppe  A.  (Laad* 
wiruchmft  imr.)  rund  i :  3,3,  ia  Tamoirits  dagegen  «umkehrt  das  der  Loadviit- 
•diaft  tu  jeaea  Grappen  nur  nmd  t :  3,3.  Die  Vertcilang  der  FUclie  auf  die  Be» 
triebe  war  1895  folfi<3>de: 

Betriebe:     unter  2  ba     2  — 5  ha     5  — 20  ha     30— 100  ha     Uber  too  ha 
Pleö  lo  yproz.    17,6  Proz.  34,4  Prox.     9y4  Proz.  27,9  Prox.  d.  Fliehe 

Tarnowitz     lU.Ö  17.0  14,9     .,         3.5    „       44,0  ,, 

Also  ungemein  viel  stärkere  Vertretung'  d<  r  ^röliten  und  kleinstt-n  Hctrirlc  in 
dem  industriellen,  relativ  starke  Vertretung  wenigstens  der  kleinen  BaucrnslcUcB  Ji 
dem  agrarischen  Latifundien  kreise.  In  Tamowitz  stehen  62  „selbständige"  1650  ,.ua- 
selbstiadigen**  Bentzungen  gegenaber,  in  Plefi  947  der  enteren  7976  der  letderen. 
Die  landwirlKhaftUch  hauptberuflich  Erwerbstätigen  aebmen  in  beiden  Kieiaen  ah, 
ia  Tamowitx  aber,  obwohl  dort  nadi  der  gegen  Plcfl  weit  geringeren  Zahl  der 
Angehörigen  au  scbliellcn,  ungleich  mehr  Saisonarbeiter  gezählt  sind,  viemal  so 
stark.  Während  in  Tarnowilz  eine  gcw,iltigc  im  Hauptberuf  industriell  tätige 
Parzcllistenbevölkerung  mit  landwirtschuftlichcm  Nebenberuf  sich  entwickelt  bat, 
welche  die  liauptberuflicli  landwirtscliaftlich  Täligen  an  Zahl  um  last  '  überragt 
ist  dies  letztere  in  Fleü  trotz  cbcufallä  starker  Nebenberufseutwicklung  umgekehrt 
Alles  in  allem  eine  wesentliche  Schärlung  der  Extreme  in  dem  industriellen  Lati- 
fnndienkreise  und  damit  eine  Steigerung  der  charakieriatisdieB  Etgeaart  der  Agrar> 
Verfassung  Schlesiens,  welche  im  tchro&tcn  Kontrast  zu  dem  angeblich  „Natllr> 
liehen"  den  GroAbetrieb  auf  den  besten  Boden  «md  nahe  an  die  Sfirkle,  die 
kleinen  Bauern  aber  auf  schlechten  Boden  und  in  die  Gebirgstäler  legt.  Eiof 
weitere  Vermehrung  der  Fideikommisse  würde  jetst  in  Schlesien  wesentlich  der 
Ebene  und  den  Industriegebieten  und  damit  der  immer  weiteren  VerschSrfunc  diese* 
Kontrastes  zugute  kommen.  Dagegen  wird  auf  ungüustigen  Böden  in  rein  agrari>':'hfr 
Gegend  eine  große  Standesberrschall  weil  elier  die  großen  Betriebe  wcojgsUas 
innerhalb  eines  betricbstecbniscb  zweckmätiigen  Umfangs  halten.  Das  ist  offen* 
bar  im  Krdse  Plefi,  wo  die  Staadesbemchaft  erst  letstbia  eiae  Neucinteilung  ihres 
grofien  Areals  unter  betriebstechnischen  Zweckndfi^beitsgcaidhtqittBkteB  Torgeaonunea 
hat,  in  der  Tat  der  Fall  gewesen,  wie  namentlich  auch  der  Gegenntx  gegen  dea 
Nachbarkreis  Rybnik  (mit  aUerdinp  etwas  stSrkerer  gewerblidier  BevÖlkerang  ab 
Plefi)  zu  zeigen  scheinL 
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ist  ein  Vorgang,  der  in  Gebieten  mit  gutem,  für  moderne 
kräftij^e  Bauernwirtschaften   überhaupt  qualifiziertem  Boden  sich 
wenigstens  nicht  allzu  oft  ereignen  wird.    Die  kapitalisierte  Forst- 
rente ist  im  allgemeinen  doch  zu  erheblich  niedrif^er,  als  der  Kauf- 
wert der  Bauerngüter.    Das  Expansionsbedürfnis  des  regelmäßig 
den   besseren   Boden  aufsuchenden  landwirtschaftlichen 
Fideikuiiiuiibics  dagegen  richtet  sich,  wie  gesagt,  naturgemäß  gerade 
auf  die  mit  weniger  und  älteren  Baulichkeiten  bestandene  Fläche 
des  großen  und  mittleren  Bauernbesitzes  weit  stärker,  als  daß  es  den 
Versuch  machte,  mit  der  landhungrigen  Bodennachfrage  der  Kleinsten 
zu  konkurrieren.    Die  Fideikommißkreise  Schlesiens  zeigen,  auch 
da,  wo  die  ganz  großen  Fidcikommisse  alten  Bestandes  in  stark 
vorwicfTcnd  oder  gänzlich  landwirtschaftlichen  Gegenden  noch 
ein  anderes  Bild  aus  der  Vergangenheit  konserviert  haben,  heute  die 
Tendenz,  die  charakteristischen  Eigenarten  der  kapitalistisch  degene- 
rierten schlesischen  Agrarverfassung  weiter  zu  steigern,  deren 
soziale  Kontraste  zu  schärfen  und  zwar  am  meisten  da,  wo  in- 
dustriell akkumulierte  Kapitalien  auf  den  Weg  zur  B  j  icnanhaufung 
instradiert  werden.  Aufsaugung  des  g^ten  landwirtschaltlichen  Bodens, 
—  es  kann  nicht  oft  genug  gesagt  werden:  gerade  desjenigen 
Bodens,  auf  dem  nach  der  Meinung  der  modernen  Theoretiker  von 
der  „glücklichen  Mischung  der  Betriebsgrößen"  die  Bau;  rn  sitzen 
„sollten",   —  durch  vlas  Kapital  und  seine  Festklammerung  in 
Fidcikoiiunissen,   daneben  kleine,  selbstgenügsamc  und  —  an  der 
Ostgrenze  —  kulturfeindliche  Bauernwirtschaften  zusammengedrängt 
auf  den  rentelosen  Bodeiiklassen,  das  sind  jene  beiden  Tendenzen 
der  östlichen  ländlichen  Entwicklung,   welche  die  Fidcikommisse 
zw^ar  sicherlich  nicht  etwa  geschaffen  haben,  welche  sie  aber,  statt 
ihnen  entgegenzuwirken,  verstärken. 

Der  Entwurf  scheint,  in  seinem  Eifer,  nur  ja  den  Großbesitz 
und  -Betrieb  zusammenzuklammern,  eine  solche  Entwicklung  geradezu 
zu  wollen.  Denn  er  will  die  Möglichkeit,  auf  Grund  von  „Un- 
schädlichkeitsattföten"  gemäß  §  i  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1891 
über  die  Errichtung  von  Rentengütern,  auch  größere  Trennstücke 
aus  dem  Fideikommißnexus  zwecks  Abveräußerung  zu  entlassen, 
beseitigen  und  nur  die  Veräußerung  von  „kleineren  Teilen**  des 
Fideikoninu^[Utes  zur  Errichtung  von  bäuerlichen  Stdlen  „kleinen 
und  mittleren  Umfanges'*  und  zur  Ansiedlungvon  Arbeitern 
zulassen  (§  29),  welche  überdies  vom  Stifter  beschränkt  oder  be- 
seitigt werden  kann.   Wi  Recht  tritt  Serii^  in  AusiÜhrungen, 

Avcbiv  Ott  SoffaüwbMmdiaft  u,  Sotblpolidk.  I.  (A.  t.  tot.  G.  u.  Sc  XIX.)  3.  35 
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denen  man  sich  freut  durchweg  zustimmen  zu  können»  dieser  Be* 
schränkung  entgegen:  es  ist  kein  Gesichtspunkt  erkennbar,  der  sie 
rechtfertigt  — 

Endfich  die  Wirkungen  auf  die  Arbeits  Verfassung.  Hier 
können  ohne  Zweifel,  wie  namentlich  das  Beispiel  der  Holsteincr 
„Grafenecke"  beweist,  wenigstens  die  grofien  Fideikommisse  — 
regelmäßig  nur  diese,  denn  die  kleineren  unterschieden  sich  darin  in 
nichts  von  den  anderen  Gütern  — im  eigenen  Interesse  die  Erhaltung 
einer  ansässigen  und  doch  nicht  schoUenpflichtigen  Arbeiterschaft  durch 
Eingdiung  günstiger  kombinierter  Pacht-  u.  Arbeitsverträge  in  höherem 
Grade  fordern,  als  ein  einsehier  Gutsbesitzer,  dem  mehr  die  Ver- 
suchung nahe  liegt,  schlechte  Aufienschlage  in  dieser  Form  abzu- 
stoßen.   Geschehen  wird  es  freilich  wesentlich  nur  da,  wo  die  Boden- 
qunlität  niedrig,  das  Opfer  an  wertvollem  Land  also  nicht  erheb- 
lich ist:  —  auf  gutem  Boden  hat  die  Steigerung  der  Grundrente 
die  ansässige  Arbeiterschaft  auf  Fideikommißboden  im  allgemeinen 
ganz  ebenso  wie  auf  freiem  Boden  enteignet.    Und  tatsächlich 
läßt  sich  aus  der  großen  2^hl  der  Parzellenkleinpächter  in  manchen 
Fideikommißkrcisen  mit  nicht  zu  gutem  Boden  —  so  in  Militsch  — 
auf  eine  ähnliche  Entwicklung  schließen.    Aber  der  Bedarf  der 
durch  die  Fideikommisse  gestützten  Großbetriebe   an  Saison- 
arbeitern und  der  allgemeine  Zug  der  kapitalistischen  Betriebe  zur 
Verdünnung    und  Zusammendrängung   der   Bevölkerung  —  Ver- 
dünnung: nach  der  Zaiil  der  Köpfe  auf  die  Fläche  gerechnet,  Zu- 
sammendrängung: nach  der  Zahl  der  Haushaltungen  und  Kopte 
auf  die  Wohngebäude  berechnet     —  überwiegt  im  Effekt  jene 

*)  Daß  CS  sich  bei  den  erwähnten  Tendenzen  um  einen  spezifischen  Zug 
agrarknpitalistischcr  Entwicklung  handelt,  map  —  vorbehaltlich  einer  künitigcn 
eingehen (It-rcn  Darstellunff,  auch  hier  etwas  näher  erläutert  wenlen. 

Man  kann  die  Dörter  und  Güter  von  Landkreisen,  die  sich  als  Untcrsuchungi- 
objekt  eignen,  nach  ihrer  BodengOte  (d.  h.  nach  ihrem  GniodsteuerreinerUag} 
UasfiifizicTt  mit  der  Dichte  ihrer  Benedelung  Tevgleichen.  Aisdana  zeigt  sich  nicht 
nur  die,  wie  längst  bekannt,  durchwq;  auflerordeatlicb  viel  geringere  Volksdichte  der 
Gfiter,  sondern  ferner  der  Umstand,  dafl  dieselbe,  wlhrend  die  östlichen  Dörfer 
darin  keine  Regelmäfligkcitea  zeigen,'  auf  den  GUem  mit  zunehmender  Ertragsiahig- 
keit  des  Hodens  keineswegs  regelmäflig  zu-,  Sondern  gar  nicht  selten  ib  nimmt,  daA 
ab^r  mit  großer  Re^;elmäÖißkeit  die  Z  ii  s  a  m  me  n  d  r  a  n  g u  n  g  ih  r  Ht  \ cilk'^runp  in 
den  l>-h;iusunc;en  —  die  in  den  Dortem  sich  ebenfalls  ^nm  individuell  ^t-st.iltet.  — 
aut  den  Gutem  mit  zuucbmcnder  Ertragsfabigkcit  /.u  nimmt,  je  mehr  niuglicher, 
„Mehrwert"  aus  der  Arbeitskraft  nach  Lage  der  natürlichen  Produküonsbcdingungcn 
zu  gewinnen  ist,  desto  stürker  für  den  Groibetrieb  der  Aareis  cur  vollen  Ausbeutung 
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der  ArbeilsloräAe  und  duoit  derto  grtffier  die  Hauhaltnnga-  und  Kopfzahl  pro 
Wohngebäude,  die  Kopfzahl  pro  Haushaltung.  Beitpielc: 
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individualistische  Entwicklung  weit,  ganz  abgesehen  davon,  daß  jene 

Etngeklamnert  sind  ZaUea,  bei  denen  in  der  betreffenden  ReiaetttagddaMe 
bei  einigen  Gutem  nicht  sichert  nber  wahrte  heinlich  Pandlenverpaehtmif, 
industrielle  Betriebe  usv.  die  Vei;gIcicfabariEeit  «tttren.   Die  Zahlen  sind  aber  a» 

schlüssigsten  iiitd  dem  „Typus"  entsprechendsten  Uberall  da,  wo  ich  mir  (1i<:  'recht 
erheblichi- !)  MUhe  gemacht  habe,  an  der  Hand  des  Handbuches  des  Grundbesitzes 
Gemeindeeinheiten,  bei  denen  dies  offenbar  der  Fall  war,  nus^uscJicidcn.    E«  i^t 
ganz  charakteristisch,   kann   ;ibcr  hier  nicht  auch   noch   erörtert  werden,  «iiil  uad 
warum  auch   im  Osten  2uwt;ilcn  gewisse  Kreise  [i.  Ii.  Goldap,  An^^erl  urj;,  Kreise 
in  national  gemischten  Bezirken  usw.)  a  b  weichende  Erscheinungen  zeigen.  Trot< 
veretnadter  Abwdcbungen  —  die  sich  nameatüch  ddich  das  Hineinspielen  f«B 
FaradlenTerpachtoagen  crkUtcn  —  ist  das  Bild  schon  nach  diesen,  Siteren  Notiaea 
entnommenen  Bei^elen  ein  sehr  gldchndflifcs.   Je  besser  der  Boden,  desto  lOrker 
die  Belcpchaft  der  GebSnde  mit  Ibushaltunfen  nnd  Köpfen,  der  Hanshaitnagca 
mit  Köpf  en  (dafl  hier  die  persönliche  herrschaftliche  DienerschaA  und  die  flbcf 
«fau-chschnittlichc  Gröfle  des  herrschaftlichen  Haushalts  erheblich  ins  Gewicht  fiele, 
maä  bei  der  absoluten  Hohe  der  Zahlen  —  es  sind  eben  deshalb  nur  größere  Güter 
gewählt  —  namentlich  aber,  wenn  nu\n  die  Gestaltung  des  Verhiiltnisscs  iwiscbca 
Haushaltungen   und   Wohn^ibäudcn   beachtet,   auspeschhjsscn   crscli<"inen\  —  Dem 
entspricht  es,  dalB,  während  die  einstöckigen  Häuser  in  den  Gut&be^irken  dca  Ke- 
gicrungsbezirks  Königsberg  1878  98,8  Pros,  aller  betrugen,   die  Produktion  toi 
Cerealien  1884— S8  in  den  Gutsbesirken  pro  Kopf  ihrer  1885  er  BevöUcenmg  S54, 
an  Hackfrfichten  985  hg,  —  in  den  Re^crangsbesirken  Breslau  nnd  Liegnits  die  cat* 
sprechende  Quote  der  dnstöeldgai  Hftnser  70,4  bsw.  66,1  Pros^  die  ProduklieBt> 
qqotcn  in  den  Gutsbeiirken  pro  Kopf  in  der  Prolins  Schlesien  (im  ^«seo)  S768  kg 
Ceralien,  §622  kg  Hackfrüchte  ausmachten.   Die  Gutsarbcitcrkascmen  Sclilesiens  eat« 
sprechen  der  hohen  „Produktivität"  der  Arbeit  in  den  kapitalistischen  Betriebes. 
So  kommen  auch  von  den  «ibrn  behandelten  Krei'irn  nach  Reinertragsklassen  roa 
unten   herauf  gcstaiTclt  2.  B.  im  Kreis  Fischhausen  auf  den  Kopf  der  B^'vfSlkrrenf 
M.  Reinerlrajj :  25,7.  — 35-2,  —  43i5»  —  67,5  bei  einer  von  15,8  bis  /u  25  K  jptctn 
pro  Wuhngebäude  ansteigenden  Zusaramendrängung.  —  Für  Schlesien  niuli  ich  mich 

«.  Z.  auf  die  folgenden  Duchidudttesahlen  beschrtoken: 
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•eugeschafiTeoeo  Pachtstellen  der  Güter  im  Osten  heute  da,  wo  sie 


Die  Fi  de  i  k omm  i  fikrcisc  im  spc/iillen  anlangend,  so  stehen  sie  in  bemg 
auf  die  Wohndichliplccitsvcrhiillnissf  ihrer  (Jutsbezirke  verschieden,  und  zwar  im 
ganzen  je  nacli  der  Bodcm jualital  ualcr  oder  über  den  ^Tt^leiclil^aren  Narlibar- 
krci&en.  Der  auf  schlechterem  Boden  pekjjene  Fideiknimnibl^rcii»  Miiitsch  z.  B, 
steht  mit  (auf  den  Gütern)  2,92  liausbaltungi  u  und  12,8  Köpfen  pro  Wohnhaus 
WBter  dem  besser  gestellten  fraen  Kreis  Giihntt  mit  bzw.  3,47  und  14,1;  der  auf 
guten  Boden  belegene  Fideiliommifikreis  Ots  dagegen  Überragt  bedeutend  den 
letztgenannten  Krda  ebenso  wie  den  Bezirksdurdisdinitt;  und  so  öfter.  Analynert 
man  den  Kreis  Mililscb  spezieller  —  vgl.  dazu  oben  S.  514  Anm.  —  so  seigt  aidi 
folgendes  Bild: 

Es  kamen  in  den  Reincftngsklassen  von  pro  ka  Mk.: 

vatcr  10      to— 15      Uber  15 

Hfi^tb?1f "f"  n'f  ( in  öen  Dörfern       1,71  1,66  1,69 

1  WokngcbSttde   |  .«f  den  GAtcm       3,16  3,1a  3^ 

Köpfe  auf  I  Wohn-  ( ^        Dörfern       7^  7,a6  7^a 

geblnde        |  »uf  den  Gatem        13,5         13,5  I4»5 

Nicht  nur  die  typisch  stärkere  Belc^un);  der  VVohngcbäudc  auf  den  Gütern, 

soodero  nndi  die  Steigerung  der  Belegung  auf  dcik  bellen  Böden  der  groies 
Güter  treten  deutlich  herfor,  ebento  die  abweichende  Gestaltung  in  den  Ditefem. 

An(krbalb  Schlesiens  fligt  ücb  Kr,  Fnnzburg  in  des  Unterscbieden  zwisdica 
den  Reinertmgtkiassen  durchaus  der  Regd.  —  Die  Veriialtnisse  auf  der  Holsteiner 

Gnfenecke  (Kreis  Plön,  Oldenburg,  Eckernförde)  mit  ihren  grofien  und  alten  landes- 
herrlichen Fideikommissen  und  modernen  bäuerlichen  Pachtbetrieben  sind  in  dieser 
Hinsicht  nicht  ganz  so  konsequente,  immerhin  nicht  fjrund«;ättlich  abweichende.  (Im 
ganztn  steij»endc  Belegung  der  Wohnpehiiudi  mit  K'i[  teti  und  Haushaltungen,  aber 
geringere  Kopfzahl  der  Haushaltungen  auf  besseren  Böden:  keine  Scharwerkcr  1). 
Aber,  vcrglidien  mit  anderen  Kreisen  aus  anderen  Gebieten  sind  in  diesem  ^nzen 
Winkel  —  Ostbobtein,  lleeUenburg,  Mcuvorpommem  —  die  VerhSltnisse  der  an- 
aiaaigen  Aibdter,  wie  die  Enquete  von  189»  zeigte,  noch  mit  die  günstigsten 
Dentschlandt  aus  Grttodcn,  die  hier  nicht  m  wiederholen  sind.  Diese  gttastigai 
Verhältnisse  teilen  die  Fideikommißkreise. 

Bei  den  obigen  Zahlen,  welche  die  Verdttnnungs-  und  Zu5;nmm(  Dhiiufungs* 
tcndenz  der  Güter  deutlich  illustrierm.  ist  nun  noch  im  Anpf  tu  halten,  dafl  die 
Insassen  der  W  a  n  <i  e  r  a  r  b  e  i  t  c  r  ka  ü e  r  n  e  n  dabei  noeli  ^'ar  nicht  mitjjezühlt  sind, 
da  die  Zahlung  im  Dezember  stattfand,  auch  die  SiUsoaarbcU  erst  nach  Bismarcks 
Rücktritt  ihre  jeuige  Ausdehnung  gewann.  —  Emx  Institut,  welches  den  Groflbelneb 
slilfl,  wirkt  den  Individualisrnns  des  Wohnens  entgegen,  im  Westen  ftUen  auf 
den  Lande  Haoshalt  nnd  WohngeUiude  der  Zahl  nach  fiut  fmammeo»  mid  tob 
Reg^emngsbecirk  an  Regierungsbetirk  steigt  nit  der  dnrchseboiltlickcn  BetriebigrSie 
^  Zuiamniendriingnng  der  Landbeirölkerung  in  den  WohngebSuden  ^  die  dam 
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bestehen,  sehr  klein  sind  (unter  i  ha)  und  nichts  mit  den  alten 
Heuerlingsstellen  des  Nordwestens  zu  schaffen  habe. 

im  0«ten  auf  den  Gutem  weienüich  höber  ist  ab  in  den  kleineren  Städten  und 
swar  im  allgemeinen  ceteiis  paribiu  uro  so  höher,  je  besser  der  Boden. 

E»  ist  also  absolut  unwahr«  dafl  das  lindliche  Wohnunfsdend  Folge  der 
„schlechten  Lage"  der  Gutsbesitzer  sei. 

Über  die  in  den  vorstehenden  Zahlen  nur  gestrdAen  Zusammeahunge  künftig 
einmal  tinter  adäquateren  Gesichtspunkten.  Nur  das  eine  sei  hier  nocli  1  «  merkt 
Die  Tenücn/-  des  hürgtrlirlirn  Kapitals  /um  Hodenerwerb  brsteht  nichl  nur  im 
Osten,  sie  im  eine  durchaus»  allgemcitvc  und  wäre  nur  ab^uscbwächcn,  wena  die 
gesellschaftliche  Bevorzugung  des  Grundbesitzes  schwände.  Aber  im  Westen 
bleibt,  auch  wo  sie  sieh  geltend  macht,  gleichwohl  weit  häutiger  der  Kldnbetarieb 
(als  Pachtbetrieb)  und  damit  die  iSadliche  Volhadicbte  auf  den  günstigen  Böden  und 
Tor  den  Toren  der  StSdte  und  mit  ihm  der  allmähliche  Obergang  zwichen  Stadt  und 
Land,  eihalten,  und  es  ist  denn  doch  sehr  frsglich,  ob  ein  beweglidier  nicht 
scboUenfcstcr  Kleinpächtcrstand  nicht  unter  fast  allen  in  Betracht  kommenden  Ge- 
sichtspunkten in  diesem  Raynn  klHn«*n  Eigentümern  sogar  vorzuziehen  wäre. 
Im  O.sten  okkü[iiert  d.i;^egca  der  ticvolkLrun)^>vcrdünncndc  Großbesitt  gerade  die 
marktn.ilu  n  ht  sicn  Hoth  n.  (Cbcr  den  K;ini{)t"  dit  scr  Vcrdichtungs-  und  Verdünnungs- 
tendenz niiteinuuder  in  der  Provinz  Sachsen  siehe  die  Arbeit  von  Dr.  Goldschmidt 
in  der  von  mir  edierten  Enqu£te  des  Cv.  Soi.  Congr.  Heft  l  S.  1 7.)  Der  Gesetzentwurf 
würde,  da  er  den  Grofibetrieb  erswingt,  die  östliche  Entwicklung  veisdiirfett  uad 
audi  in  den  Westen  ▼erpflancen,  soweit  das  Kapital  zur  Bodenbindnng  greift.  Ei 
sfakd  nidbt  „natttrliche**,  sond«n  lutdtehst  historisch  gewordene,  dann  aber  dur^ 
bestimmte  „Gesetze"  agrarkapitalistischer  Entwicklung  gesteigerte  VerhiUtnisse,  welche 
den  Gegensatz  in  dem  Sitdlungscharakter  etwn  dcrOberrheinebenc  gegrn  die  OdereLenr 
bedingen.  Auch  wer  aus  irgend  welchen  r,run<len  eine  stärkere  Vertretung  ^r  jikrcr 
Betriebe  auf  dem  Lande  wünscht,  ;iU  sie  am  Kh^-inc  vorh.inden  siml,  wird  sie  ood 
den  geschlossenen  Besitz  nicht  vor  die  Tore  der  Stadt  legen  und  die  Klembciriebe 
in  ^e  Berge  und  auf  die  seblechto»  Böden  drängen  wollen.  Man  seUe  Ar  ^ 
Fideikommisse  —  und  übrigens  z.  B.  auch  für  das  Ancrbenreeht,  wo  es  gdtea 
soll  —  Rayons  nach  Maßgabe  der  heute  dafllr  noch  immer  brauchbaren  Gtund* 
steueneinertrige  und  der  Nähe  der  Gn^tädte  und  Industriezentren  fest,  derart  daB 
sie  nur  in  Gebieten  mit  un  te  r  durchschnittlichem  und  marktfernem  Boden  gelten  und 
schreibe  unter  Authebung  aller  hieruacli  unzulässigen  la  n  d  w  i  r  t  s  c h  a  f ll  i  c  h  nn 
Fideilsommisse  für  die  letzteren  eine  » nt.si>rcchende  Prüfung  als  Vorbedin>:un£ 
der  Weitergabe  zur  Genelirnipunp  j^esetzlicli  vor,  wenn  man  durch  jene  Institulc 
nicht  die  speziüsch  modernen  ,, Entwicklungstendenzen",  die  man  beklagt,  ver- 
schärfen  will.  — •  Aber  frdiidi,  itn  kapotalisdadicn  biteressen,  mit  daen  man 
rechnen  mufl  und  welche  die  heutige  Geset^boogsmaschinerie  in  ihren  Dieust 
zwingen,  wSre  damit  nicht  gedient,  und  deshalb  wird  die  amtliebe  Terminologie  den 
Vondilag  „mechanisch**  oder  dcrgl.  nennen  und  auf  die  „Piüfung  des  konkretes 
Falls"  verweisen,  obwohl  deren  Wirkungslosigkeit  ja  genugsam  aus  der  Siatisdk 
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Gerade  für  die  Fideikommißbesitzer  liegt  nun  aber  die  Vcr- 
suchungr  nahe,  die  „Ansässigmachung"  der  T^ndarbeiter  auf  Renten- 
gütern  zu  versuchen,  zu  der  sich  der  freie  Großgrundbesitz  immer- 
hin nicht  so  leicht  entschlieÖt,  da  sie  ein  für  den  Fideikommiß- 
besitzer leichter  mögliches  systematisch  es  Vorgehen  erfordert, 
wenn  sie  erhebliche  Resultate :  —  billige  Arbeiter — erzielen  soll.  Wenn 
nun  die  Landarbeiterenquete  von  1893  irgend  ein  sicheres  Er- 
gebnis gehabt  hat,  so  war  es  die  sozialpolitische  Verwerflichkeit 
des  Grund  c  i  c  n  t  u  m  s  bei  Landarbeitern  in  Gcc;enden  mit  starkem 
Großbesitz  und  wenig  Hauern.  Es  bedeutet  dort  das  Anc^'^wicsenscin 
auf  die  ArhcitsgelcL^enJieit  allein  des  oder  der  wenigen  unmittel- 
bar benarhbpirtcti  Rittergüter  und  Schollenfestigkcit,  also  absolute 
Auslieferung  an  die  Ausbeutung  durch  die  Gutsherren.  Das  un- 
erhört niedrige  schlesischc  Lohnniveau  ist  der  Ausdruck  dessen.^) 
Bei  Rentengütern  ist  das  natürlich  in  noch  viel  gesteigertem 
Maße  der  Fall.  Nur  Polen  würden  sich  —  bei  Kenntnis  der 
Verhältnisse  —  als  Reflektanten  für  solche  melden.  Selbst  der 
damalige  Landwirtschaftsminister  v.  Heyden  hatte  auf  Grund  des 
Ergebnisses  der  Enquete  damals  im  Landtage  eindringhch  vor  den 
Gefahren  eines  „grundbesitzenden  Proletariats"  gcwai m.  N  u  r  die 
Parzellen  p  a  c  h  t  kann  Bodenständigkeit  und  Freiheit  des  Arbeiters 
vereinigen.  —  Das  hindert  den  Entwurf  nicht,  gerade  die  kleinen 
Rentengüter  zuzulassen  -)  und  die  Motive  sprechen  von  der  Mög- 
lichkeitj  sich  dadurch  einen  „Stamm"  ansässiger  Arbeiter  zu  schaffen. 


hervorgeht,  —  und  obwohl  vor  allem,  nach  S.  60  der  Motive  ja  die  Vorlegung  aa 
den  König  <nr  ^itsetieidung  erfblgcn  mui,  wenn  die  formalen  Bedingungen  er* 
fallt  sind.  Hieraber  t.  weiter  unten. 

Die  Dnrchichnitlstagdölme  minnliclicr  dnuemd  bescbSftigter  Aibetler  betragen 

1891  in  der  Fronnc  Os^reiiflen  (Durchschnitlireinertnic  pio  ha  Ackerland  M.  940) 
je  nach  Bezirken  1,10—1,50  M.,  in  Pommern  (DurchschnitUreinertiag  M.  13,31), 
1,32 — 1,76  M.,  im  Regierungsbezirk  Oppeln  (Durcbschnittsreincrtrag  M.  16,06) 
0,87  —  0,95  M.\  im  Rrpirrunpsbczirk  Breslau  fDurchschnittsreinertrag  M.  22.32)  0,94 
bis  1,18  M.  Lohndrück'T  sind  lii<  r  aucli  aiibrrlialb  des  polnischen  Rayons  überall 
die  Parzell«rubcsit2cr,  wie  die  Eiiquelc  mit  vollkommenster  Deutlichkeit  -  rgah.  (S. 
Schriften  der  V.f.  Sozialpolitik  Band  55.)  Vorstehende  NebeneiDanderstcliung  der 
Lohne  und  de»  Reinertrags  möge  auch  den  Wert  der  Behauptung  bdencbtcn,  daS 
die  Landwirte  ihrer  schlechten  Lage  wegen  sehleehle  Löhne  sahlten.  Das 
Umgekehrte  ist,  10  paradox  es  klingt,  wahr. 

*)  Serittg,  der  jene  Ergebnisse  genau  kennt,  hat  (a.  a.  O.)  gegen  diese  Zulasswig 
gleichwohl  nichts  zu  erinnern  I 
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ganz  wie  es  der  von  den  T^ndwirtschaftskammcrn  \  ertrctene  A^n-ar- 
kp-pitalismus  zu  tun  pflegt.  Für  diese  Gesetzmacherei  sind  eben  alle 
Lriahrungen  nicht  vorhanden,  nicht  nur  weil  sie  oberflächlich,  sondern 
weil  sie,  wo  die  Interessen  der  Großgrundbesitzer  in  Frage  stehet)^ 
sozialpolistisch  schlechthin  ohne  Gewissen  isL 

n. 

Wollten  die  Freunde  des  Fideikommisses  die  vorstehend  dar- 
gestellten Konsequenzen  der  FideikooimifibUdung,  namentlidi  die 
Bindung  gerade  des  guten  Bodens,  vermeiden,  so  gäbe 
es  daiur  ein  einfaches  Mittel:  Beschränkung  der  Fidet- 
kommisse  auf  Wald  und  auf  Wohngebäude  (nebst  Per- 
tinenzen)  in  direktem  räumlichen  Anschluß  an  Fidei- 
kommifi  Waldungen.  Die  Konsequenz  einer  solchen  Bestimmniig 
vfirde  sdn,  dafi  jenes  Kapital,  welches  Boden  zum  Zweck  fidd- 
kommissarischer  Bindung  sucht,  nicht  wie  jetzt  dem  besten,  sondern 
dem  ärmsten,  für  kräitige  moderne  Bauemwirtschaften  ungeeigneten 
zur  Beforstung  geeigneten  Boden  zugute  käme,  daß  also  diejenigen 
ärmeren  und  dünn  besiedelten  Kreise,  für  welche  die  Ansässig- 
machung  kaufkräftiger  und  intelligenter  deutscher  Familien  wirklich 
etwas  in  ökonomischer  und  nationaler  Hinsicht  bedeuten  kann,  mit 
solchen  Landsitzen  besetzt  würden.  Und  Icann  man  sich  zu  einer 
absoluten  Beschränkung  auf  Forsten  nicht  entschließen,  so  läßt  sich 
eine  gewisse  Annäherung  an  diesen  Effekt  vielleicht  schon  dadurch 
erreichen,  dafi  landwirtschaftlicher  Boden  nur  in  Verbindung  mit 
mindestens  80  Proz.  Waldfläche  gebunden  werden  dürfte.*) 
23  Proz.  der  Fläche  des  Staates  sind  Wald,  noch  nicht  ein  Viertel 
der  Privatwaldungen  (mit  Ausschluß  der  genossenschaftlichen)  ist 
fideikommissarisch  gebunden:  es  ist  Platz  genug  für  noch  sehr  viel 
Forsthdeikommißbesitzer  vorhanden.  —  Auf  die  Verwirklichung  dieses 
Vorschlages  rechne  ich  natürlich  nicht  Denn  ganz  al^esehen  von 
der  Macht  der  agiarkapitalistischen  Interessen  geht  aus  den  Motiven 


>)  Noch  in  der  Foi»tbctTi«bs>Grlifiaiklaue  voa  1000  bii  aooo  hft  sind 

mit  800000  ha  Forstfläche  140000  ha  landwirtschaftliche  Fläche  in  272  Bctneben 
verbunden.  —  Ich  sehe  übrigens,  daS  schon  Dade  (bei  Roscher,  Nat  Ok.  des 

Ackerbaus,  13.  Aufl.  S.  777)  cimn  älinlichcn  Vorschlag  gemacht  hat:  vorzuschreiben, 
daü  sttts  50  Proz.  der  FidcikommiÜtlachc  Forsten  sein  müssen.  Das  ist,  wie  die 
schkdi^i^chcn  Verhältnisse  zeigen,  ^anz  ongenügend,  um  die  spezifischen  Wirkungen 
der  Wald  üdcikommisse  zu  sichern. 
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des  Entwurfes  zur  Genüge  hervor,  dafi  für  die  Zulassung  und  Be- 
günstigung der  Fideikommisse  ganz  andere  Beweggründe  als  irgend 
eine  agrarpolitische  Sorge  für  eine  (unter  irgend  welchen  Ge- 
sichtspunkten) „gesunde"  soziale  Veriassung  des  platten  Landes  den 
Ausschlag  geben,  und  daß  die  preußische  Rej:::fierung  gar  nicht 
daran  denkt,  der  weiteren  Verbreitung  der  Fideikommisse  ü'gend 
welche  ernstlich  fühlbaren  Hemmnisse  in  den  Weg  zu  legen. 

Der  Entwurf  weist  den  Gedanken,  die  Errichtung  von  Fidei' 
kommissen  allgemein  für  jeden  Fall  an  einen  Akt  der  Gesetzgebung 
(nach  Art  englischer  „private  bills")  zu  binden  —  was  in  Österreich 
geltendes  Recht  ist  —  ab.  Er  würde,  nach  den  Motiven,  voraus- 
sichtlich eine  Kinschränkuncr  der  Fideikoinmi^ründungen  zur  Folge 
haben  und  das  genügt  charakteristiscberweise ,  um  über  diesen 
denn  doch  im  höchsten  Grade  erw^enswerten  Vorschlag,  der  vor 
allem  allein  die  Sicherheit  geben  würde,  daß  auch  andere 
Interessenten,  als  die  Fideikommißstifter  zu  Gehör  gelangten,  und 
daß  überhaupt  die  Vorgänge  der  Fideikommißbildung  einer  gewissen 
Publizität  unterworfen  würden,  hinweg  zu  gehen.  Ob  zu  hoffen 
ist,  daß  die  Mehrheit  des  Abgeordnetenhauses  hierin  anderer  Ansicht 
sein  wird,  muß  hier  dahingestellt  bleiben.  Der  Entwurf  glaubt  eine 
hinlängliche  Kontrolle  über  die  Entwicklung  der  fideikommissarischen 
Bindung  des  Bodens  zu  schaffen,  indem  er  dieselbe  auch  da,  wo 
dies  bisher  nicht  der  Fall  war,  an  die  (Tcnehmigung  des 
Königs  bindet.  Ks  ist  fast  unglaublich,  daß  die  Motive  vragen 
können,  dies  Krfordernis  als  eine  Schranke  der  Fideikommiß- 
bildung anzusprechen.  Da^ienige  Gebiet,  für  welches  —  da  hier 
95  Proz.  aller  Fideikommisse  ursprüngliche  Fideikommisse,  nicht 
Lehensumwandlungen  sind  —  schon  bisher  die  dort  für  groinie  Fidei- 
kommisse erfordt  1 1  !■  1  e  königliche  Genehmigung  ihre  Wirksamkeit 
hätte  erproben  kormen,  ist  Schlesien,  das  Land  mit  dem  absolut 
und  relativ  größten  Pldeikommißbcsitz  an  Latifundien,  dt-ren  Um- 
fang selbst  den  leidenschaftlichsten  Vertretern  des  Instituts  Bedenken 
erregt,  und  der  ein  konstantes  weiteres  Umsichgreifen  zeigt.  Gar 
keine  Genehmigung  fordert  das  hannoversche  Recht  und  Hannover 
hat  die  geringste  Fideikommißfläche.  Die  gesellschaftlichen  Gründe, 
aus  denen  gerade  die  Hereinziehung  des  persönlichen 
Entschlusses  des  Königs  anstatt  der  verantwort- 
lichen Entschließung  der  Minister')  völlig  das  Gegenteil 


')  Denn  darum  handelt  es  sich:  Die  Minister  dürfen,  mögen  sie  das 
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einer  Erschwerung  der  Fideikommißgründung  bedeutet,  ist  es  wohl 
nicht  nötig,  hier  näher  zu  erörtern. 

Die  einzige  wirksame  Schranke  der  Fideikommißgründung  ist 
heute  der  Fideikommißstempel  von  3  Proz.^)  des  Bruttowertes. 

Die  Fraise  seiner  künftigen  Höhe  ist  für  die  weitere  Kntwicklunj^ 
der  Fideikommißbildun;^  ausschlacrs^ebend  und  n^:m  krir-n  Ireist  be- 
haupten, daß  für  die  Fideikommitiinteressenten  der  tntwurl  in  seinem 
übrigfen  Inhalt  nur  Kulisse  ist  für  die  anderweitige  Re<Tulierung 
dieses  l'unktes.  Ominöser^veisc  läßt  der  Entwurf  den  Abschnitt, 
der  vom  Stempel  handeln  soll,  offen  mit  dem  Bemerken,  derselbe 
solle  im  Einvernelirnen  mit  dem  Finanzminister  „demnächst"  fest- 
gestellt werden.  —  Der  Fideikommißstempel  hat  nun  zunächst 
(aber  nur  nebenher)  den  Sinn,  die  steuerliche  Begünstijjfun^  des 
Fideikommißbesitzes  gegenüber  den  anderen  Grundstücken  abzulösen. 
In  Betracht  kommt  Tiunächst  die  Stempelsteuer  von  i  Proi:.  bei 
Verkaufen  von  Urund  und  Boden,  welche  für  Fideikommiüboden 


formell  korrekt  nuchgtrstuchtc  Fideikommiß  lur  uocb  so  ücbädlich  ansehen,  die 
Vorlegung  des  Geniel»  an  den  König  stir  Eatschliefliing  nicht  ablehnenl  Dies 
sprechen  die  Motive  S.  60  «nsdrttcklid)  ao*.  Jedor  welfl,  was  das  praktisch  bedeokt, 
und  es  Ist  —  rund  heransgesagt  —  eine  selbst  das  bei  amtlichen  Ätifieningen  neuerdinn 
flblich  gewordene  Mafl  flberschreilende  Unaufrichtigkeit,  eine  solche  Rechtslage 
ftir  eine  erhöhte  Gewähr  gegen  ein  Überhandnehmen  der  Fideikommiße  auszutoben. 
Im  Landtage  würde  daraufhin  natürlich  die  übliche  Verweisung  auf  die  Person  des 
Königs  jeder  Kritik  entgegengesetzt  werden.  Es  handelt  sich  also  hier  lediglich  iirr  ein 
Mittel,  di-n  M  tnistrrnDerkunjj  hinter  di-niKü  II  i^c  zu  schaffet!  [">  hat 
noch  keinen  Monarchen  gegeben,  der  —  Na|iokon  nicht  ausgenommen  —  nicht  ge- 
glaubt bitte,  seine  Stellung  durch  Befriedigung  der  Eitelkeit  der  Leute  mit  dem  grofia 
Geldbeutel  su  festigen.  Und  bei  der  subaltemen  Auffiusung,  welche  —  eine  Erbschaft 
des  Bismarek'schen  Regimes  •—  heutige  Ifinister  in  PrenBen  vom  ihrer  Stellung  und 
Verantwortung  haben,  ist  damit  das  ganse  „GenehmigungsTetfahren"  zur  Farce  ge« 
stempelt.  Ks  wSre  wirklich  zu  viel  verlangt,  dafi  man  in  höflicher  Form  mit 
solchen  Äußerungen  der  Motive  diskutieren  sollte,  wie  S.  58  oben:  „Sollten  sie*, 
(nämlich  gewisse  hfdrnklirhc  abrr  formal  yulässiije  ncstimmunfjen  des  Stifters)  „sich 
rrcij^ncu,  so  winl  ilniei»  durch  Versagen  der  Genehmigung  ^§  Si  /u  ti»  i,'f^nrn  sein."' 
Die  Naivität  sondergleichen,  dem  sie  volo  sie  jubeo  des  Königs,  weicht»  §  «i  in  Ver- 
bindung mit  §  20  statuiert,  in  diesem  Ton  Vorschriften  zu  machen,  wire  höchst 
aehtW,  wenn  man  glauben  kännle,  dafl  sie  „echt'*  wire.  In  Wahrheit  soll  der 
schrankenlosen  Expansion  der  Fideikommisse  der  Weg  geebnet  und  jeder  etwaige 
Widerspruch  durch  Heremsiehung  des  Kttnigs  erstfckt  werden. 

')  Zur  Würdigung  seiner  Höhe  (oder  vielmehr  des  Gegenteib)  sei  erinnert,  dsl 
der  badische  gewö^hnUche  fiodenumsatsstempel  schon  a'/t  Pms.  betragL 
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ganz  entfallt  und  weiter  die  Erbschaftssteuer,  welche  nur  nach  der 
Lebenserwartung  des  Fideikommißerfoen  berechnet  wird,  während 
der  überschießende  Bodenwert  ganz  frei  bleibt,  —  es  sei  denn,  daß 
der  Gesetzentwurf  mit  dem  Satz,  daß  das  Ftdeikonimiß  dem  Fidei- 
kommißbesitzer  „gehört", auch  in  steuerlicher  Beziehung  für 
künftig  ernst  machen  und  jenes  Privileg  beseitigen  wollte, 
wofan  (natürlich  t)  nicht  zu  denken  ist  Der  Umsatzstempel  allein 
könnte  rein  technisch,  nach  der  Umsatzgeschwindigkeit  des  ge- 
samten Bodens  der  großen  Besitzungen  bemessen,  wohl  durch 
eine  jährliche  Abgabe  von  etwa  %  Promille  abgelöst  werden  ^)  Die 
Erbschaftssteuer  ist  heute,  wo  sie  nur  von  Seitenverwandten  er- 
hoben wird,  von  noch  nicht  allzu  großem  Gewicht,  die  Begünstigung 
wird  aber  sehr  bedeutend  werden,  wenn,  was  ja  früher  oder  spater 
unvermeidlich  ist,  die  gerade  Linie,  sei  es  seitens  des  Staats  oder 
des  Reichs  in  die  Besteuerung  einbezogen  wird.  Alsdann  würde  ^) 
bei  einer  Höhe  von  i  Proz.  der  Steuer  die  Begünstigung  schon 
der  heutigen  rund  looo  Fideikommißfamilien  in  jeder  Generation 
etwa  8  bis  lo  Millionen  Mk.  betragen.  •*)  Man  wird  annehmen 
dürfen,  daß  heute  zur  bloßen,  nacli  den  dem  Fiskus  entgehenden 
Durchschnittsbeträgen  kapitalisierten  Steuerablösung  etwa  2  Proz. 
ausreichen  würde,  wenn  es  eben  mit  dem  Gedanken  einer 
wirklichen  Steuer  verträglich  wäre,  daß  sie  abgelöst  wird 
nach  rein  privatwirtschaftlichen  Kapitalisierungsprinzipien.^)  Allein 
die  rein  steuerlielie  Gerechtigkeit  ist  ja  in  keiner  Weise  der 
wesendiche  Sinn  des  Fideikommißstempels.  Derselbe  war  vielmehr, 
wie  schon  die  ganze  Art  seiner  Bemessung  zeigt,  als  eine  sozial- 
politische Maßnahme  gedacht  und  sollte  diese  extremste  Form  der 
Monopolisierung  des  Bodens  in  Schranken  halten.  Nur  ein  alsbald 
zahlbarer  und  hoher,  d.h.  den  gewöhnlichen  Kaufetempel  von 

')  Die  l^crcchnunj^  nacli  drr  Hcsitzwc  clisrlsiutistik  gibt  dabei  aus  mehrfachen 
hier  nicht  zu  f-rorttTncicn  Gründeti  /u  niidricc  Zahlen. 

*)  VVcaa  lu^n  ein  DurclischnilUalter  des  Nachfolgerü  von  35 — 40  Jahren  an- 
ainmt. 

*)  Dafl  auch  beute  schon  gelegentlicb  ganz  gewaltige  Beträge  in  Betracht 
kmnmcn  kfinncn,  beweiit  wohl  der  bekannte  Mülionenprozefi  des  Fflntenbergcr 
Fiddkoaunitscs  gegen  den  badischen  Flskoi. 

Wie  unangenessen  es  ist»  seigt  sich  daran,  dafl  a.  B.  eme  dnrchscbmttlich  in 
Zukunft  seltener  als  alle  30  Jahre  lallige  Abgabe  von  i  Proz.  narli  diesen  Grund- 
idttfen  mit  einmaliger  Zahlung  des  Betrages  ton  i  Proz.  miiflte  abgelöst  werden 
können,  selbst  wenn  man  den  heutigen  Zinsfuß  zugrunde  legt. 
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I  Proz.  um  ein  vielfaches  überragender  Betrag  d«  s  Stempels  bur^t 
dafür,  daß  nicht  die  nichtiijjstc  und  erbärmlichste  Kitclkeit  irgend 
eines  Grundbesitzes,  die  IvMidischste  Sucht  nach  dem  ländlichen 
Hoflicferantentilcl :  dem  Adei,  und  ähnliches  den  Sieg  selbst  über 
alle  ernsteren  und  sachlichen  privaten  Erwägungen  davon  trägt') 
Diese  Kontrolle  durch  eine  hohe  Abgabe  kann  durch  keinerlei 
staatliche  Einmischung  ersetzt  werden,  am  wenigsten  natürlich 
dann,  wenn  die  Staatsverwaltung,  wie  ja  der  Entwurf  ausdrücklich 
als  wünschenswert  bezeichnet,  mit  agrarischen  Interessenten  möglichst 
stark  durchsetzt  ist.  — 

Den  naheliegenden  Gedanken,  da,  wo  —  wie  in  fast  allen  Teilen 
des  preuBischen  Ostens  —  der  Großgrundbesitz  bereits  eine  die 
Agrarverfassung  beherrschende  Stellung  eianimmtf  durch  Festsetzung 
einer  Maximalflachenquote,  die  in  jedem  Krdse  (oder  etwa 
innerhalb  ad  hoc  gebildeter  etwas  größerer  Bezirke  von  je  5—6 
Kreisen)  nicht  überschritten  werden  dürfte  —  etwa  $  Proz.  der 
landwirtschaftlich  nutzbaren  Flache*)  —  die  fideikommissariache 


Traurige  Beupicle  dafür  habe  ich  selbst  aas  der  NShe  gesebca.  —  Wcm 
abo  Sering,  nachdem  er  die  Herabseteuag  des  Stempels  filr  bcdenklicb  crUSrt  hat, 
seine  Umwaadlung  in  eine  Abgabe  suggeriert,  so  steht  dos  im  Widersprach  mit» 
einander.  —  Man  vtirde  den  Stempel  wohl  auf  etwa  5  Pros,  festzusetsen  haben, 
wenn  eben  sachliche  Gründe  hier  etwas  bedeuteten. 

*)  Im  g:m/j-n  Staat  ständen  danach  1620CKX)  h:i  landwirtschaitlicb  nutzbare 
Fläche  z\n  l^iin('.un<3  zur  \Vrf"üpung,  d.  h.  au  1  a  n  d  wirtscliaftliclicr  Fläche  reichlich 
600000  ha  mehr  als  sie  deren  heute  (uogeiabr)  schon  umlassen.  Da  aber  die 
Mbsse  der  FideikomBusse  si^  hente  In  einigen  wenigen  Besirken  swsammrttdiingU 
so  witre  faktisch  in  den  anderen,  bisher  nicht  so  stark  mit  Kdcikommisaen  daith> 
Selsten  Gegenden  noch  einer  sehr  Tiel  grSfiere  Vermdirung,  meist  eine  Verdoppdaog 
mö^eh.  Dazu  wOrden  dann  nodii  $  Millionen  ha  bisher  nodi  nicht  gebundener 
Frivatforsten  kommen.  —  Wie  Sering  es  miteinander  vereinigen  kann,  in  einem  Atem 
die  oberschlesischcn  Zustände  als  „übergroße  Ausdehnung  der  Fideikomroissc"  rj 
bezeichnen  und  dann  alsbald  vorzuschlagen,  eine  Grenze  der  Bindung  erst  da  ein« 
treten  zw  lassen,  wo  ein  V 1  er  1 1- 1  '!)  der  !nnd'«'irbjth;iüliclicn  F];iclic  s;c!i  in  li>lfr 
Haud  bctinde  oder  die  Betriebe  über  2^0  (Ij  ha  mehr  al»  die  llalilc  dersclbca  um- 
fassen —  selbst  dft  noch  wegen  möglicher  „Unbilligkeit"  (!)  Dispens  zulassend,  — 
das  ist  mir  absolut  unverstündlich.  Ein  Blick  in  die  Statistik  kann  ihn  bdehien. 
daO  dies  nichts  anderes  bedeutet,  als  eben  die  oberschlesischen  Znstinde 
für  den  ganten  Staat  als  Norm  su  proklamieren.  Von  seinen  Bauemp 
kolonisationsidealen  ist  eben  Sering  —  irotadem  er  sie  J&r  „weitaus  wichtiger"  er- 
klärt —  gänzlich  abgekommen:  man  kann  nicht  zween  Herrn  dienen.  Eine  solche 
„Schranke"  hätte  lediglich  den  Sinn  einer  Attrappe, 
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Bodenhäufung  zu  hemmen,  weist  der  Entwurf  mit  dem  Bemerken 
ab,  dies  würde  zur  Folge  haben,  daß  seitens  der  Behörden  alsdann 
bis  an  diese  Grtnze  ausnahmslos,  also  auch,  wenn  das  Gesetz  sach- 
liche Prüfung  vorschreibt»  ohne  Berücksichtigung  der  besonderen 
Verhältnisse  herang^^ngen  würde.')  Vielleicht  beurteilt  der  Ent- 
wurf die  Art,  wie  preußische  Fideikommißbchörden  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  arbeiten  würden,  richtig.  Bei  einer  so  wenig 
schmeichelhaften  Einschätzung  der  Wirksamkeit  ihres  Pflichtgefühls 
aber  erscheint  dann  die  Notwendigkeit,  durch  Mitwirkung  des  Land- 
tages, dem  sicherlich  prinzipielle  Fideikommißfeindschaft  ebenso 
fern  liegt,  wie  dem  österreichischen  Reichsrat  (der  bisher  noch  kein 
Fideikommißgesuch  abschlägig  be.<«chieden  hat),  wenigstens  ein 
gewisses  Maß  von  Öffentlichkeit  zu  schaffen,  um  so  unabweislicher. 
Alles  in  allem  ergibt  sich,  daß  der  Entwurf,  der  z.  B.  an  die 
Möglichkeit,  {^clcf^entlich  der  Umformunf^  der  bestehenden  Fidei- 
kommisse  wcnijrstens  für  Gebiete,  wie  Schlesien,  die  Fratze  des 
Fortbestehens  der  dortifren  f^tifiindien  erneut  zu  prüfen,  offen- 
bar gar  nicht  im  entferntesten,  auch  nur  gedacht  hat,  irgend  eine 
praktisch  wirksame  Schranke  der  Bodenanhäufung  eben 
einfach  nicht  will.  Dies  fällt  besonders  deutlich  ins  Auge,  wenn 
man  berücksichtigt,  daß  die  Rodenanluiufung,  durch  die  Fidei- 
kommisse  keineswegs  nur  im  Wege  der  Bildung  v  o  n  Fideikom- 
misscn  erfolgt.  Zunächst  steht  neben  der  Begründung  neuer  die 
Erweiterung  bestehender  Fideikommisse.  \^on  i  loo  bestehenden 
haben  fast  200,  also  zwischen  '  und  aller  allein  iti  den  Jahren 
1895 — 1900  eine  P>weiterung  erfahren,  im  Jahre  1900  allein  46. 
Man  kann  getrost  sagen,  jedes  bestehende  Fideikommiß  ist  normaler- 
weise ein  Zentrum  der  Bodenakkumulation:  die  „Psychologie"  (wie 
man  heute  zu  sagen  pflegt)  des  hideikommißbesitzers  macht  es  auch 
durchaus  plausibel,  daLi  sein  Streben  nun  einmal  in  der  Richtung 
auf  Land  und  immer  mehr  Land  ausgericlitet  ist.  Er  denkt 
(normalerweise)  gar  nicht  daran,  landwirtschaftlicher  Unternehmer 
sein  /u  v.uHen,  er  will  Rente,  standesgemäße  Rente,  mehr 
standesgemalje  Rente  haben  und  dazu  braucht  man  eben  Land. 

Weno  ftbrigens  auch  hier  wieder  —  wie  aoeb  sonst  geleg«Dtlich  —  die 
Motive  den  flflehtigeo  Leser  (der  die  Betnerkungeo  auf  S.  60  nicht  beachtet)  ia  die 

Tftoachttng  versetzen,  dafi  eine  sach  I  i c h  e  Prüfung  formal  kr>rrekter  Fldeikommifl- 

pesuche  und  eine  Ablehnung  der  Weitergabe  an  den  König  im  Fall  eines  un- 
günstigen Resultats  Uberhaupt  ^uln'^sig  srin  soll,  so  sucht  man  auch  hier  wieder 
vergebens  nach  einem  parlamentarischen  Ausdruck  dafür. 
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Er  will  eine  —  nach  Sombarts  Ausdruck  —  „seigneurial e",  keine 
Unternehmer-Existenz  '  ;  tuliicn.  Der  Vergleich  mit  den  ebenfalls 
(und  der  bloßen  Zahl  nach  so^ar  recht  zahlreich)  vertretenen  \'er- 
kleinerungen  bestehender  Fideikommisse  zeigt,  daß  es  sich  bei 
<fiesea  um  weitaus  kleinere  Flächen  handelt.  —  Bei  diesem  ganzen 
Prozeß  steht  wiederum  Schlesien  oben  an:  Hier  tritt  die  Neu- 
begründung gegenüber  dem  Umsichgreifen  schon  bestehender  Fldei* 
kommtsse  ganz  in  den  Hintergrund.  Ähnlich  steht  es  in  einigen 
westfälischen  Distrikten,  wo  gleicbialls  Kapital  in  den  Händen  der 
—  im  eigentlichsten  Sinne  des  Wortes  —  ,|Sch1otbarone"  sich  an* 
sammelt  und  im  Boden  Anlage  sudit  Es  wird  bei  weiterer  wohl- 
wollender Behandlung  der  FideikommifibÜdung  immer  häufiger 
werden,  daß  ein  Fideikommiß  relativ  klein  anfängt,  und  „auf  Zu- 
wachs" bqgiründet  wird**)  Die  Zukaufe  werden  dann  meist  sehr 


*)  Das  soll  beifl«ii:  wo  er  irgend  kann,  wird  er  —  gerade  wenn  er  tOehtig 
iit  —  den  Nachdrudi  darauf  legen,  lemer  Familie  eine  in  geateigertem  Mafle 
sichere  Boiii  ilirer  standesgemiflca  und  m^licbst  inner  noch  slandesgemlfleren 

Existenz  hintcrla.ssrn,  und  kraft  ^fr  sozialen  Seh  it/ung,  die  der  Bodenbcsits,  su- 
nial  in  1  id-  IkomniiPforni,  genießt,  wird  t  r  —  normalerweise  —  nicht  daran  denken, 
ihn  um  bctritbsUchiiischcr  Vorteile  willen  zu  verkleinern,  sondern  ihn  oft  selbst 
trotz  bctricbslcchuischcr  Soliwifrij^kfiten  im  Interesse  des  splcndor  familiac  zu  ver- 
gröScrn.  Jedermann  tragt  nun  einmal  bei  einem  großen  (Jut  zuerst,  wie  gro6 
es  ist  und  nicht,  nit  wieviel  Kenntnissen  und  Betiiebskapitalien  es  wofal  bcwirt- 
sebaftet  werden  möge,  und  taxiert  nach  jener  Flache  die  sotiale  PoaliMi  des 
Mannet.  Das  wissen  die  Fideikonnifibedtser  so  gut  wie  jeder  andere.  Die, 
natUrlich  auch  vorkommenden,  Ausnahmen  „bestätigen"  hier  so  gut  wie  irgend- 
wo die  Regel.  Die  Zunahme  der  Durchschniltstläche  der  Großbetriebe  in  Fidei- 
kommißkreiscn,  die  wir  oben  (Fußnote  zu  S.  530f.)  beobachteten  und  dif  der  nnnnalea 
Entwicklung  des  nicht  gebundenen  Betriebs  entgegenlaufen,  siad  keine  M^^ufaitig- 
keiten". 

'■)  lAn  Itrittel   der  939  Kideikommißbcsi(/er   cnttul  1S97  '^i^  regierenden 

Häuser,  Standesherren  und  Grafen  Runter  diesen  bekanntlich  mehrfach  briefadlige) 
etwas  Aber  */•  sind  „(onstiger  Adel"  (darunter  vid  Briefadel)  nicht  ganx  [90) 
sind  bürgerlich.  Die  Masse  der  Grafen  befindet  sieh  in  der  Gröfienklassc  lood  bis 
5000  ha,  der  Adel  hat  seinen  Schwerpunkt  in  den  Klassen  von  200  bis  tooo  ha, 
Vs  der  BOrgorUchen  m  der  Besitzgruppe  unter  loo  ha, —  natflrlicb  nicht,  weil  Bürger- 
liche überhaupt  arme  Schlucker  wSren  im  Gegensats  zum  Adel,  sondejn  weil  je  nach 
der  Größe  des  Geldbeutels  —  nach  vorgenommener  Melamürphose  in  Giundbcsiu 
and  Fidrikommißhildunfj  —  die  Chance  steigt,  adlig,  Freiherr,  Grat  zu  ■werden. 
Die  r.ür^'orliclu.  n  >chcn  sich  also  daraufhingewiesen,  durch  Bodenanhäufung  i^Bauera- 
auskaut  uüw.j  die  (Qualifikation  zu  etwas  Höherem  zu  erwerben.    Und  ebenso  für 
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leicht  als  privat  wirtschaftlich  zweckmäßig  zu  rechtfertigen,  der 
Konsens  zur  Einverleibung  in  das  Fideikommiß,  zumal  nachdem 
der  Kauf  doch  einmal  erfolgt  ist,  schwerlich  je  zu  verweigern 
sein.  Die  Bestimmung  des  Entwurfes,  daß  die  Einverleibung  von 
Boden  in  sclion  bestehende  Fideikommisse  konsensbecUirftig  sein 
soll,  ist  daher  schon  an  sich  von  —  auf  die  Dauer  sehr  ge- 
ringer praktischer  Bedeutung.  Denn  riie  Bodenakkumulation  durch 
die  Fideikommißbesitzer  erfolgt  eben  keineswegs  nur  im  Wege  der 
Einverleibung  in  das  Fideikommiß,  oder  hat  diese  notwendig  zur 
Folge.  Es  sind  ganz  beträchtliche  Latifundien  im  Osten  entstanden, 
von  denen  nur  ein  Bruchteil  fideikommissarisch  gebunden  ist.  Das 
von  Scring  befürwortete  Verbot,  stiftungsmä  ßig  die  Neu- 
erwerbung von  Grundbesitz  vorzuschreiben,  und  die  Beschränkung 
des  Bodenerwerbes  aus  Fideikommiß  m  i  1 1  e  1  n  genügt  aber  natürlich 
absolut  nicht;  es  wäre  ein  Verbot  jedes  Bodenerwerbes  durch 
Fitleikoininiß  b  e  s  i  t  ze  r ,  auücr  in  I'ällen  nachweislicher  Beseitigung 
gemeinwirtschaftlicher  Schäden  und  etwa  gegen  Zahlung  sehr  hoher 
Spezialabgabcn  erforderlich  und,  bei  der  rechtlichen  Sonderstellung, 
welche  die  Fideikommißbesitzer  nun  einmal  überhaupt  einnehmen, 
natürlich  auch  mehr  als  gerechtfertigL 

Die  alte  Forderung  endlich,  dafi  für  die  einzelnen  Fidei- 
kommisse ein  Maximalumfang  gesetzlich  festgestellt  werde,  er- 
ledigt der  Entwurf  mit  der  Bemerkung,  daß  damit  ja  nicht  die 
Herbeiführung  des  gleichen  GesamtergdMiisses  durch  Entstehung 
mehrerer  kleiner  Fideikommisse  gehindert  würde.  Der  gro6e  Be- 
sitzer, der  Boden  zukauft,  will  ja  aber  gar  nicht  neue  kleinere 
Fideikommisse  gründen,  und  jenes  gerade  im  Munde  des  angeblich 
so  latifundienfeindlichen  Verfassers  der  Motive  höchst  sonderbare 
Argument  spräche  eben  wieder  fiir  die  Festsetzung  einer  Maximal- 
flächenquote,  für  deren  Ablehnung  aber  der  Entwurf,  wie 
wir  sahen,  ähnlich  nichtige  Vorwände  bereit  halt  In  Wahrheit 
will  man  eben  den  großen  Fldeikommißfamilien  nicht  an  den  Leib 
und  wo  immer  es  sich  um  emsdiche  Schranken  der  Fideikommisse 
handelt,  sind  dem  Entwurf  die  Crriinde  dagegen  sehr  billig  und 
scheut  er  —  wie  wir  schon  sahen  —  vor  direkten  Unaufrichtig- 
keiten  nicht  zurück. 

die  höheren  Stalfeln,  —  dcaa  warum  sollte  die  Eitelkeit  bei  dem  Errcichtca  Halt 
maicbea?  —  Abhilfe  gäbe  es  nur,  wenn  man,  nach  badischem  VorbUd,  nur 
Altadlige  rar  Fideikoniiiiiflaliftiiiig  soUede.  Aber  —  wir  werden  davpQ  noch  reden  -— 
ac  demlicli  das  gerade  Gegenteil  ist  das  Ziel  des  Eatwuifs. 
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Indessen  prakdsch  weit  wichtiger  ist  die  Frage,  welche  Mi- 
ni mal  erfordemisse  in  bezug  auf  den  Umfang  des  landwirtschaftlich 
nutzbaren  Bodens  eines  IHdeikoinmifigutes  gestellt  werden.  Die 
Motive  lassen  die  Frage,  ob  in  Zukunft  ein  dem  Fiddkommifirecfat 
analoges  Recht  („Stammgüterrecht'^  auch  dem  Bauernstand  zu- 
gänglich zu  machen  sei,  ausdrücklich  dahingestellt:  in  der  Konse* 
quenz  des  Geistes  der  jetzigen  preußischen  Agrarpolitik  würde  es 
unzweifelhaft  liegen.  Für  die  Fldeilrammtsse  fordert  der  Entwurf 
wie  wir  sahen,  den  Nachweb  eines  „nachhaltigen"  Minimal^Netto- 
einkommens  von  loooo  Mk.  (nach  Abzug  auch  der  Beiträge  fiir 
die  verschiedenen  „Massen"),  wovon  5000  Mk  aus  einem  ge- 
schlossenen „wirtschaftlichen  Ganzen".  Für  die  Beurteilung  dieser 
Bestimmungen^)  kommt  für  die  Zukunft  folgendes  in  Betracht: 

Das  traditionelle  grofie  Gut  des  Ostens,  auf  den  wir  uns  auch 
hier  beschränken,  stellte  1885  in  Ostpreufien*)  eine  Fläche  von 
durchschnittlich  590  ha,  (davon  280  ha  Acker  und  Wiesen),  in 
Pommern  von  720  ha  (davon  420  ha  Acker  und  Wiesen),  und  in 
Schlesien  von  500  ha  (davon  225  ha  Acker  und  Wiesen)  dar.  Es 
herrscht  unter  den  Agrarpolitikern  wohl  Unstimmigkeit  darüber, 
daß  selbst  die  schlesische,  jedenfalls  aber  die  nordöstliche;,  Fläche 
alsDurchschnittfur  eine  modernen  Anforderungen  entsprechende 
Bewutschaftung  von  einem  Zentrum  aus  technisch  zu  groß  ist. 
Diesen  betriebstechnischen  Motiven  zur  Verkleinerung  der 
Fläche  der  kapitalistischen  großen  Betriebe  steht  nun  aber  der 


*)  FUr  die  Gegenwart  bedeutet  die  Anforderang  voo  lOOOO  M.  Ertrag 
natürlich  eine  Frliöhung  der  Erfordemisse.  Seinerreit  waren  selbverständlidi 
die  7Z.OO  Tlr.  des  A.T^.R.  dn  nach  der  Kaufkraft  dc^  Gcldfv,  nocli  mehr  aber  narh 
dem  \  erhnhnis  zum  Durchscbnittscinkommco  gerechnet,  ganz  auScrordentitcb  viel 
höherer  Betrag. 

*)  Nach  dem  Umfang  der  Gntsbezi  r  kc  gerechnet.  Diese  fjelicn  im  f;an?rn 
oft  ein  sichereres  Bild  der  sozialen  Quai;tJ.i  des  Besitxcs  als  irgend  ein  tmtang 
der  Betriebe.  NatftrHch  befindet  dch  vid  Groflbetits  snd  -Betrieb  auch  im  den 
DMem  and  di«  BetiehuBgea  swisdien  Rittergut  im  adninistntiven  nsd  im  öko- 
ft<HBtKb''Sedalea  Sina  iind  auch  nach  Proviiizeii  tehwankeiid.  Veigteicht  man  z.  B. 
die  FIftchc,  welche  ▼on  Betrieben  Uber  100  ba  elnerwils,  von  Gutsbecirken  anderer- 
•eita  okkupiert  wird,  so  stand  188$  die  erstere  hinter  der  letzteren  in  Schlesien  um 
—  3,7  Proz.  zurück,  in  Pommern  übertraf  sie  dieselbe  um  -j-  4,4,  in  Ostpreußen 
um  -j-2l,l  Prot,  und  in  Sachsen  um  -f-40.5  Prof,  fm  letztgenannten  Fallt*  war 
also  eine  Idcnlifikation  der  admitiistraUven  mit  der  ökonomischen  Kategorie  völlig 
ausgeschlossen,  in  Fommern  und  Schlesien  im  ganzen  durchaus  zulässig. 
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privatwirtscliaftliche  Zwan^  zur  Vergrößerung  des  Umfangs  des 
großen  Besitzes  gegenüber.  Das  traditionelle  Rittergut  des  (Istens 
„trägt  keine  Herrschaft  mehr",  wie  sich  der  Minister  Miqucl,  der 
ja,  wenn  er  wollte  und  namentlich  pnvatiav,  äußerst  zutreffende 
Bemerkungen  machen  konnte,  mir  gegenüber  einmal  äußerte.  Das 
heißt:  eine  Familie,  welche  eine  die  „großbürgerliche"  erreichende 
und  sogar  überragende  Lebensführung  sich  erhalten  will  und,  wie 
dies  ja  beim  Fideikommißbesiuer  der  Fall  ist,  soll  —  welche  also 
ihre  erwachsenen  Sohne  (im  ganzen  etwa  12  Jahre  lan|^)  stadieren 
lassen  und  durch  die  Zeit  bis  zur  Anstellung  mit  Gehalt  „Standes* 
gemäfi"  erhalten  will,  welche  femer  in  den  gesellschaftlichen 
Formen  der  „oberen"  Klassen  verkehren  will,  usw.  — t  kann  bei  den 
heutigen  Kosten  einer  solchen  Lebensführung  sich  aus  dem  Ertrag 
eines  rein  landwirtschaftlich  oder  gar  zu  einem  erheblichen  Teile 
forstwirtschaftlich  genutzten  Gutes  von  jener  DurchschnittsgrÖfle 
auf  ungünstigen  Böden  nur  sehr  mühsam  erhalten.  Die  Lebens- 
kosten steigen  und  erfordern  mehr  Rente  und  das  bedeutet  für  eine 
Fideikommid£aimilie:  mehr  Land  als  Unterlage  für  eine  wirklich 
„sturmfreie"  Existenz,  das  heißt  eine  solche,  die  sich  eben  auf  ein 
acheres  Einkommen,  eine  Rente,  nicht  auf  den  schwankenden 
Gewinn,  der  durch  Verwertung  von  hohen  Betriebskapitalien  etwa 
zu  gewinnen  wäre,  gründet  Und  eine  solche  Existenz  soll  doch 
der  Fideikommisbesitzer  darstellen.  Der  intensive  Betrieb  erfordert 
mehr  Betriebskapital,  was  dem  Fideikommißbesitzer,  je  mehr  er 
der  Tendenz  zur  Bodenanhäufung  nachgibt,  desto  häufiger,  und  je 
mehr  er  wirklich  eine  dem  Schwerpunkt  nach  rein  landwirtschaft- 
liche Existenz  ist,  desto  sicherer  fehlt.')  Ein  Reinertrag  von  nach 
Abzug  alier  Lasten  und  Ausstattungspflichten  10000  Mk.  ist  heute 
auf  den  ungünstigeren  Boden  des  Ostens  aus  einem  einzelnen 


Di«*  Motive  können  B^-triebs-  und  Mcliorationskapital  nicht  unlcrschridcn, 
wenn  sie  die  W-rhrsscrunpsmassc-  .ils  Betriebskapital  bezeichnen,  ihren  Zweck 
aber  in  der  „nachhaltigen  Besserung'*  des  (julcs  tindcn.  Gcwiü  kann  sie  —  und 
ebenso  Granditücksabvcrkäufe  nach  §  30'  —  aueb  an  einer  enunaligen  Inventur» 
bescbaffnng  verwendet  werden,  aber  doch  offenbar  nicht  aJa  Kapital  Ar  einen 
„Una^lngtbetrieb".  Da«  enitpxiefae  ihrem  Shin  nicht  und  ttdlte  jedendl  ihre 
Esiitent  anik  Spid.  Obiigcn«  ktante  gerade  Meliorationtkapitaiien  der  iclbit* 
'wirtscbaAende  Fideikommifibesitzer  sehr  leicht  und  billig  anders  als  durch  Kapital- 
an&pcichcnuig  erhalten.  Vielleicht  köootc  aber  diese  Masse  im  Sinn  des  englischen 
^joint  busincss"  bei  Meliorationen  verpachteter  GUter  eine  Rolle  spielen,  ferner 
beim  Hau  von  Rrennereicn,  Zuckerfabrtkcu  u.  dgl. 
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Rittergut  von  betriebstechnisch  zweckmäßigem  Umfaug  selbst  beim 
Mangel  irgend  erheblicher  Schulden  nicht  als  „na  c  h  Ii  altiges" 
Einkommen  eines  Besitzers,  der  nicht  selbst  mit  allen  seinen  Fa- 
miltenmitgliedeni  in  Stall  und  Feld  nach  Bauemart  staadig  mit* 
arbeitet,  derart  zu  gewährleisten,^)  daß  die  Fideikommißbehördca 
bei  gewissenhafter  Prüfung  sich  zur  Konzessionierung  des  Fidei- 


*)  Nimmt  man  an,  daS  dnrcbtebDitdkfa  etwa  das  s'/r  oder  etwa*  mefarfitdic  des 
Gnindfteuenreinertrap  als  „nachhaltiges  Eiakonunea''  angesetzt  werden  dOillen, 
dafi  femer  mindestens  etwa  30  Pros.  Forstfliche  (gegen  jettt  im  Dorebschnitt  45  Ftaa.) 
mltgesÜAet  werden  und  dafi  eine  Verschuldung  von  25  Ptoz.  eingelnndit  wird,  w 

kommt  man  fttr  den  Osten  für  einen  Ertrag  von  jedenfalls  Uber  I2500  M. —  wie 
diefi  mT  Krzieinnfj  eines  dem  Besitzer  v  e  r  b  1  c  i  b  c  n  d  r  n  Einkommens  von  loooo  M. 
nötig  ist  —  auf  eine  d  u  r  c  h  s  c  Ii  n  i  1 1 1  i  c  h  c  M  i  n  i  m  a  Iii  ii  c  hc  vou  ca.  700  ba,  für 
Schlesien  natürlich  aul  wesentlich  weniger,  fiir  den  Nordosten  aber,  wo  die 
Reinerträge  bis  dicht  an  4  M.  un  Krcisdurchschuitt  herabgeben,  auf  den  uuguasiigen 
Böden,  die  gerade  die  fideikommiflbedfirfiigen  wSren,  auf  jedeafidls  Aber  300a  ha 
als  Minimum  cur  Ersielung  jener  Rente.  Fflr  einen  einheillidi  geleiteten  Betrieb  ist 
schon  jene  erstgenannte  Flüche  alsMinimum  jedcnfcUs  zu  grofi.  Wollte  man  emstlich 
„Rfickenbesilzer^'.  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes  auf  Fldeikommissen  waditctt 
lassen,  dann  bliebe  diese  Art  von  Fldeikommissen  im  Osten  Privileg  der  Böden 
der  schlcsischtn  Ebene,  des  unleren  Weichsel«  mid  Odertals  und  einzelner  Striche 
in  der  Provinz  Brandenburg.  Aul  ihnen  würde  der  erzwungene  Großbetrieb  sctae 
Stätte  finden,  während  die  Theorie  von  der  „glücklichen  Mischung"  der  Bt  >it7.-  und 
Betriebsgröße  ihn  auf  die  schlechten  Buden  verweisen  möchte  —  und,  wenn  mcht 
alle  nationalen  und  Kuhuxinteresscn  dem  AgiarkapitaUsnvs  geopfert  werden  sollen, 
—  auch  mfiAte.  » 

Sciing  (S.  70  a.  a.  O.)  glaubt,  beiläufig  bemerkt,  die  gcrii^  Wahrscheinlich- 
kdt,  daf)  eine  erhebUche  Fideikommifibildung  su  erwarten  stehe,  durdi  den  Hinweis 
dsrauf  l^egründen  Ztt  k<tenen,  dafi  in  den  4  Nordostprovinzen  auf  dem  Lande  DVr 
923  und  nach  Abzug  von  etwa  100  Fabrikanten  (?)  u.  dgl.  nur  etwa  800  Personen 
von  mehr  als  12500  ^!.  Einkommen  ansässi{;  seien  bei  einer  Anzahl  von  schon 
jct7.t  216  Fideikomniissen.  Da,  sicher  die  Mehrzahl  der  600  hiemach  Fideikommifi- 
lähigcu  mit  mehr  als  der  iiälftc  des  Wertes  verschuldet  seien  gerade  die  ver- 
mögendsten Leute?!)  so  sd  dne  erhebliche  Rdcikonun^flndui^  nicht  a  er- 
warten.  —  Gewifl:  Ificht  die  Tcischuldcten  heutigen  Landwirte,  wohl  aber  polenle 
Käufer  kommen,  wenn  der  Fideikommiflatempd,  der  das  Entsebddende  ist,  hcnb- 
gesetst  wird,  twar  nicht  in  den  ersten  paar  Jahren,  wolil  aber  nach  Serings  eigenen 
Vorschlag  schon  nach  10  Jahren  als  Reflektanten  in  Betracht  In  ScblesiCB  ferner 
stehen  nach  Serings  eigener  Rechnung  155  Fldeikommissen  1079  Personen  jener 
Einkommensklasse  gcgenilbcr,  und  gerade  das  industrielle  Kapital  ist  es  hier,  welches 
(wie  im  Saarhezirk)  landwirtschaftliche  Bi^txungen  und  Großbetriebe  anfisaugt  und 
„nebenamtlich"  zu  „betreiben''  weiß. 
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kommisses  entscfaliefien  dürften.  So  ktetne  Fideikommisse  wären 
das  Privileg  der  Besitzer  der  besten  Böden.  Der  Entwurf  „ge- 
stattet" nun,  dafi  ein  Fideikonuniß  auf  eine  halb  so  grofie  ^)  Einheit, 
kombiniert  mit  Streubesitz,  gegründet  werde,  und  die  Motive  be- 
gründen dies  charakteristischerweise  damit,  dafi  sonst  im  Westen, 
da  hier  Guter  größeren  Umfongs  nicht  sehr  häufig  seien,  zu  wenig 
Fideikommisse  gegründet  werden  würden.  Unter  einem  „wirt- 
schaftlichen Ganzen"  aber  versteht  der  Entwurf  nach  Seite  50  der 
Motive  einen  einheitlich  geleiteten  Großbetrieb,  wobei  auch  ein 
2Sentralbetrieb  mit  Vorwerken  zusammen  als  ein  Betrieb  angesehen 
werden  soU.  Nicht  zulässig  ist  also  z.  B.  eine  Verpachtui^  dieses 
Stammgutes  an  mehrere  selbständige  bäuerliche  Wirtschaftsleiter. 
Man  sieht:  hier  ist  der  Zweck  der  Schaffung  ökonomisch 
„sturmfreier"  Existenzen  mit  der  Absicht  der  künst- 
lichen Stützung  des  Großbetriebes  verkoppelt.  Das 
Ergebnis  kann  im  Falle  des  Erfolges  für  den  Westen,  z.  B.  das 
Rheinland,  nur  sein,  daß  das  Kapital,  welches  dort  im  Boden  An- 
lage gesucht  hat,  um  nun  auch  „fideikommißfähig"  zu  werden,  die 
als  Pächter  auf  dem  gekauften  Land  sitzenden  kleinen  Wirt- 
schaften „legen"  muß,  und  daß  überall  Besitztümer,  die  für 
sich  aHein  mit  5000  Mk.  Ertrag  jedenMs  kaum  mehr  als  eine 
großbäuerliche  Lebenshaltung  gewähren,  um  die  vorgeschriebene 
Basis  der  Lebenshaltung  eines  Fideikommißbesitzers  zu  bieten,  mit 
einem  Strahlenkranz  von  damit  nicht  zusammengehörigen  Parzellen, 
die  rund  umher  zugekauft  und  verpachtet  worden  sind,  kombiniert 
werden,  und  daß  die  Besitzer  sich  auf  stetigen  Ankauf  weiterer  Parzellen 
hingewiesen  sehen.  Daß  derartige  Gebilde  unter  irgend  welchen 
Gesichtspunkten  auch  nur  im  mindesten  erfreulicher  sein  sollten, 
als  ein  Rentenfonds  von  reinem  Streubesitz,  leuchtet  denn  doch 
wahrlich  nicht  ein.  Wohl  aber  sind  sie  natürlich  als  Boden- 
anhäufungszentren  höchst  wirksam  und  zufjleich  ein  Mittel, 
Betrieben,  die  für  sich  allein  „keine  Herrschaft  trasj^en",  deren  Inhaber 
vielmehr  schlecht  und  recht  als  ,,Klutenpetter"  ein  bürfjerliches  \\r- 
werbsieben  mit  scharfer  Mitarbeit  in  Stall  und  Feld  führen  müßten, 
die  J'jalifikalion  zu  verleihen,  in  Verbindung  mit  Parzellenpacht- 
wuchcr  eine  Basis  prätenziöser  herrschaftlicher"  Fxistenzen  zu 
werden,  die  dann  in  den  Augen  der  Romantiker  als  „Rückenbesitzer'* 


')  In  Wahxheit  weniger  ab  halb  so  grofie,  da  die  Lastenaarechnung  aaden 
gcr^elt  iiL 
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glänzen.  Der  Entwurf  fordert  die  Erhaltung  bzw.  Schaffung  von 
Betrieben  bestimmter  Minimalgröße,  anstatt,  wenn  er  Streufidei- 
kommisse  nicht  liebt,  Geschlossenheit  oder  nachbarliches  Zusammea- 
liegen  der  Fidcikommißbcsitzu  ngcn  zu  verlanoren.  — 

Andererseits  ist  natürlirfi  der  Betrag^  von  loooo  MVr.  Netto- 
cinnahme  ganz  und  gar  unzulänglich,  um  darauf  ir^^end  welchen 
,,«p1cn<1nr  familiao"  7u  gründen.  Ein  Einkommen  von  lOOOO  Mk. 
bedeutet  heute  tiri!-  einfache  bürgerliche  Existenz.  Einen  Mann  mit 
10 — 15000  Mk.  zum  FideikommiÜbesitzcr  stempehi,  heißt  jemanden, 
der  durch  seine  Verhältnisse  auf  bürc^erliche  Leben sh alt uni:^  hin- 
gewiesen wäre,  mit  albernen  feudalen  Ansprüchen  erfüllen,  denen 
er  nicht  ohne  fortgesetzte  Gefahr  nachleben  kann. 

Sollten  weiterhin  derartig  kleine  Fideikbmmisse  in  erheblicher 
Anzahl  entstehen,*)  so  sind,  wenn  der  Umfang  klein  bleibt,  und 
die  Besitzer  wirklich  ländliche  Existenzen  sind,  diese  entweder 
dem  Schwerpunkt  nach  Schnapsbrenner,  Zuckersieder,  Stärke-  oder 
Zicgclfabrikanten  und  dergleichen,  oder  wenn  sie  dazu  zu  kapital- 
schwach bleiben,  so  entsteht  bei  irgend  erheblicheren  pekuniären 
Extravs^nzen  eine  mir  aus  der  Anwaltspraxis  wohl  bekannte 
chronische  Misere^  die  zu  ganz  unglaublich  widerlichen  und  nament- 
lich mit  den  sozialen  Ansprächen  übel  kontrastierenden  Ersehet* 
nungen  fiihrt  Oder  aber«  das  kleine  FideOconunis  bildet  eben  als 
Luxusgut  einen  Bestandteil  des  Vermögens  von  großindustriellen 
Familien,  die  mit  den  Interessen  des  platten  Landes  nichts  zu  tun 
haben.  In  Schlesien  sind  von  den  Inhabern  der  Betriebe  über  100  ha 
schon  jetzt  im  Regierungsbezirk  Breslau  11,54  Proz.»  im  R^erungs* 
bezirk  Oppeln  12,06  Proz.  in  andern  als  landwirtschaftlichen  Be- 
rufen hauptberuflich  tatig,  im  Saargebiet  (Regierungsbezirk  Trier) 
25p  Proz.  Der  Anreiz  dazu  wird  natürlich  durch  die  Möglichkeit 
fideikommissarischer  Bindung  bedeutend  gesteigert  —  Wo  irgend  ein 
kleiner  Fideikommifibesitzer  aber  okonomisdi  hei  Kräften  ist  oder 


O  b  dies  geschieht,  hangt  für  die  Gegenwart  noch  wesentlich  von  der 
Regelung  dtr  S  t  c  m  pc  1  frage  ab.  Wird  der  derzeitige  Stempel  erhöht  oder 
mindcäteus  erhallen,  ao  ist  die  Getalir  wenigstens  zurieit  geringer,  als  die  .indcre, 
welche  durch  das  Umsichgreifen  der  be&lehenden  Fideikommi&se  ge&chatfcD  wird. 
Fttv  die  Zulranft  liegt  d  nu  E.  freilicb  aoden.  UtiMre  fuise  WiiUdiafUpoiitik 
iflclitet  Rentner,  und  die  Neigung,  bürgerlichem  Kapital  ein  olinm  cum  dignitate 
durch  Anlage  in  Boden  m  Tertchaffen,  wird  mit  der  Sättigung  Deutsdhlands  an 
Kapitalbelitz  und  der  Stcigviung  des  protektionistMeheo  AbMblusses  der  SUntcn 
gegeneinander  rasch  sunebmen. 
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z.  B.  durch  eine  reiche,  wenn  auch  „unstandcsr^rmäßc"  Heirat 
ökonomisch  zu  Kräften  kommt,  da  wird  er  —  wenn  dem  nicht 
ein  absolutes  Verbot  im  Wege  steht  —  mu  M  h  greifen  und  Boden 
kaufen,  wo  immer  er  zu  haben  ist,  sei  es,  daii  derselbe  tormell  zum 
Fideikonmiiß  geschlagen  wird  oder  dali  er  formell  ungebunden 
bleibt.  Die  Behörden  würden  wie  gesagt  wohl  nie  in  die  Lage 
kommen,  den  Konsens  zur  Rindung  des  Zugekauften  zu  verweigern,  da 
ja  jede  Arrondierung  hier  eine  Verbesserung  der  Kxislenzrhance 
bedeutet.  Die  Mehrzahl  aller  Fideikommisse  strebt  normalerweise 
nach  Vergrößerung,  für  die  kleinen  aber  ist  sie  auf  die  Dauer 
geradezu  Existenzfrage.  Sie  bilden,  wenn  sie  überhaupt  prosperieren, 
Bodcüaufkaufszentren.  lind  dies  Aulkaufen  geschieht,  dem  Schw  er- 
punkt nach,  nicht  unter  betriebstechnischen  Gesichtspunklea, 
sondern  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Verbreiterung  der 
Reotenbasis.  Nur  eine  wesentlich  höhere  Mindestgrenze  des  Er* 
trages  —  etwa  30000  Wl,  —  oder  noch  besser  eine  Mindestgrenze 
des  Umfangs,  sagen  wir  3—4000  ha,^)  verbunden  mit  der  noch  zu 
erörternden  Beschränkung  auf  altadlige  oder  wenigstens  altansassige 
Familien  und  vor  allem  mit  dem  Verbot,  aufier  etwa  in  Fallen 
nachweislicher  gern  ein  wirtschaftlicher  Vorteile  (Möglichkeit  der 
Urbarmachung  von  Ödland  und  dergleichen  eng  zu  begrenzende 
Falle),  überhaupt  weiteren  landwirtschaftlich  genutzten  Boden 
(Forsten  and  natürlich  anders  zu  behandeln)  zu  kaufen,  könnte 
hiergegen  schützen.  Aber  das  Phantom  des  Rückenbesitzes 
—  wenn  man  darunter  ständ^7e  eigene  Betriebsleitung  versteht  — 
müßte  freilich  bei  jener  Mindest  grenze  fallen  gelassen 
werden. 

Ich  vermag,  wenn  man  den  Glauben  au^bt,  ein  moderner 
Landwirt  könne  dauernd  dem  Typus  des  altpreufiischen  Junkers 
vergangener  Zeiten  entsprechen,^)  in  Übereinstimmung  mit  Conrad, 
keinerlei  ökonomische  oder  sozialpolitische  Gesichtspunkte  zu 
erkennen,  unter  denen  dies  zu  bedauern  wäre. 

Was  zunächst  die  ökonomische  Seite  der  Sache  anlangt,  so 


*)  NtttBrlieh  vertrfige  lie  Bch  mufs  beste  mit  einer  gldehicitig  fettsuselMDdeB 
Maxi  mal  flächeiigrenze  (etwa  800a— 10000  ha)  und  betondei*  einer  Maainalqootc 
der  in  den  einielnen  Bezirken  tu  bindenden  Fllebe. 

")  DaS  man  dieseo  Glauben  aufgeben  mufl,  darflbcr  liehe  meine  Ausführongcn 
io  Bd.  55  der  Schriften  des  V.  f.  Sozialpolitik,  gegen  die  von  keiner  Seite  etwa* 
Stichhaltiges  getagt  worden  ist,  10  viel  ich  sehe. 
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bieten  gerade  die  großen,  zumal  die  geschlossen  zusammen- 
liegenden Fideikominißherischaftcn,  bei  denen  der  weit  überwiegende 
i'eil  der  landvvirtschaftlicli  genutzten  Fläche  verpachtet,  ein  Teil  des 
Rests  administriert  wird,  eben  das,  worauf  es  den  Verfassern  des 
Entwurfes  (angeblich,  und  vielleicht  auch  vermeintlich)  ankommt :  wirt- 
schaftlich wirklich  , .sturmfreie"  Existenzen  mit  der  gesicherten 
Möglichkeit  hoher  Lebenshalturit;  uiiJ  entwickelter  c,''eistiger  und 
ästhetischer  Kulturbedürfnissc,  \  or  allem  aber  auch  mit  der  Mög- 
lichkeit und  dem  Anreiz,  auf  landwirtschaftlichem  Gebiet  wirklich 
in  grofiemStile  ökonomisch  zu  schalten.  Die  Elastizität  gegen- 
über Krisen,  wie  sie  die  englische  Agrarvedassung  gezeigt  hat, 
beruht  auf  der  Verteilung  des  Stoßes  auf  zwei  starke  Schultern. 
Das  Joint  business'*  von  Landlord  und  Pächter,  wie  es  sich  in  Eng- 
land  entwickelte,  hatte  ebenfalls  die  bedeutende  Gröfie  der  dortigen 
Fideikommisse  und  die  ökonomische  Potenz  der  Landlords  zur 
Voraussetzung.  Die  ökonomische  Aufgabe,  den  einzelnen  landwirt* 
schaftlichen  Betrieb  dem  Markt  und  der  Entwicklung  der  Technik 
anzupassen,  ist  bei  gebundenem  Boden  nur  da  wirklich  sicher 
realisierbar,  wo  es  dem  Grundherrn  auf  längere  Zeiträume  hinaus 
gleichgültig  sein  kann,  ob  die  Rente  des  einzelnen  Betriebes 
unter  das  Maß  dessen  sinkt,  was  (ur  den  traditionellen  Unterhalt 
einer  Familie  erforderlich  ist  Und  das  gleiche  gilt  von  der  Ge- 
staltung des  Umfangs  der  Betriebe:  auch  sie  wird  gerade  da  in 
produktionstechnisch  zweckmäßigst«'  Form  erfolgen  können,  wo 
nicht,  wie  beim  Eigentümerbetrieb  und  natürlich  ganz  ebenso 
beim  kleinen  Fideikommiß,  die  Rente  eines  oder  weniger  einzelner 
Betriebe  g^ade  das  Ausmaß  dessen  darstellen  muß,  was  als  F^In- 
kommen  einor  Familie  von  bestimmter  Lebenshaltung  erfordert 
wird.  Diese  Unabhängigkeit  des  Betriebsausmaßes  von  dem 
erforderlichen  Ausmaß  eines  privatwirtschaftlichen  Einkommens 
ist  es  ja,  welche  unter  der  kapitalistischen  Wirtschaftsorganisation 
die  Stärke  des  Fideikonmüsses  darstellt.  Das  große  Fideikommiß 
wirkt  eben,  wenn  man  es  rein  technisch  betracluet,  wie  eine  Art 
VerfTcsellschaftuno^  des  IVoduktionsmittels  Hoden,  verbunden  mit 
einer  monarcliischen  und  jjrivatwirtschaftlich  interessierten  und  ver- 
antwortlichen Spitze.  Mit  jeder  Herabminderung  des  Ausmaßes 
des  I'ideikommisscs  mindert  sich  naturgemäß  dies  Element  der 
Stärke,  und  wo  das  h'ideikommiß  mit  dem  Umfang  eines  oder 
zweier  K'ttergüter  zusammenf^illt,  da  ist  jener  Konflikt,  der  in  der 
Natur  unserer  privatwirtschaftiichen  Froduktionsordnung  liegt:  daß 
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technisch  zweckmäßiges  Betriebsausmaß  und  standes- 
gemäße Rente  je  ihre  eigenen  Wege  gehen,  in  voller,  ja  trotz 
aller  Privilegien  des  von  Erb-  und  Kau&chulden  freien  Besitzers  in 
gesteigerter  Scharfe  vorhanden,  da  ja  keine  Macht  der  Welt 
durch  die  Generationen  hindurch  die  Spebung  des  Eigenbetriebes 
mit  dem,  zumal  für  eine  im  Sinne  schnelleren  Kapitalumschlages 
intendvere  Wirtschaft  erforderten,  Betriebskapital  gewährleisten 
kann,  und  da  der  Obergang  zur  Verpachtung,  je  kleiner  der  Besitz» 
um  so  weniger  sicher  gerade  jenes  Ausmaß  von  Rente  einträgt 

Ganz  ähnlich  steht  es  auf  sonalpolitischem  Gebiet.  Der  große 
Fideikommißbesitzer,  je  größer  je  mehr,  kann  seinem  Besitz  ohne 
Grefahrdung  seiner  eigenen  ökonomischen  Lebensinteressen  in  ähn- 
licher Weise  gegenüberstehen,  wie  etwa  ein  Mecklenburger  Groß- 
herzog  seinem  Domanium,  er  kann,  wie  dieser  es  getan  hat, 
„Agrarpolitik''  treiben,  und  ist  bei  der  großen  Zahl  der  von  ihm 
Abhäi^gen,  bei  seiner  der  Öffentlichkeit  und  ihrer  Meinung  immer- 
hin exponierten  Stellung,  bei  seiner  relaUven  Entrücktheit  aus  den 
konstanten  Spannungen  des  wirtschaftlichen  Alltagskampfes  darauf 
sc^ar  in  gewissem  Maße  hingewiesen.  Tut  er  es  nicht,  preßt  er 
seine  Pächter  aus,  baut  schlechte  Arbeiterwohnungen  usw.  so  hat 
das  eben  in  der  Tat  vorwiegend  persönliche,  nicht  aber  den 
ganz  allgemeinen  Grund,  der  bei  den  kleinen  Grundherren  solclie 
sozialpolitische  Arbeit  großen  Stils  normalerweise  ausschließt:  daß 
sie  selbst  ihre  Haut  zu  Markte  tragen  und  es  deshalb  Selbstbetrt^ 
oder  Phrase  ist,  wenn  man  ihnen  irgend  andere  Motive  als  normaler- 
weise maßgebend  andichtet,  als  diejenigen,  die  jeden  kapitalistischen 
Unternehmer  irgendwelcher  Art  irgendwo  und  irgendwann'  be- 
seelt haben  und  beseelen.  Ein  großer  Fideikommißbesitzer  kann 
z,  B.,  auch  in  seinem  ^enen  Interesse,  auf  die  von  ihm  ab- 
hängigen Mittelbetriebe  erziehlich  wirken  und  so  Vorbilder  fiir 
kleinere  Wirtschaften  schaffen,  worauf  die  Motive  solches  Gewicht 
legen.  Was  die  Bauern  von  einem  durchschnittlichen  Rüben-  oder 
Branntweinbaron  eigentlich  ökonomisch  lernen  sollten,  leuchtet  da- 
gegen nicht  ein,  und  um  ihnen  die  technischen  Fortschritte,  deren 
Anwendung  ihnen  mö^^dich  wäre,  vor  Augen  zu  führen,  dazu  genücrt 
ein  Zehntel  der  jetzt  im  Osten  vorhandenen  Großbetriebe,  i  in 
Dutzend  kleiner  Fideikommißbesitzer,  etwa  von  je  400  ha  an,  an 
Stelle  eines  großen  von  4 — 5000  ha  sind  selbstverständhch  schlecher- 
dincj^s  nicht  in  annähernd  ähnlichem  Maße  anpassungsfähig  wie 
dieser  es  ist   Schlechte  Zeiten  werden  sie  wohl  zur  Abstoßung  von 
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Außenschlägen  an  kleine  Rentengutserwerber  oder  Parzellenpächter 
föhren  —  beides  Formen  des  Bodenwuchers,  die  der  Güterschlächterei 
wesensgleich  sind  —  oder  der  künstlich  in  der  einmal  gegebenen 
Verteilung  festgeklammerte  Betrieb  muß  an  einen  möglichst  viel 
bietenden  Pächter  zur  Ausraubung  vergeben  werden.  Aber  eine 
planvolle  Neugestaltung  der  Betriebsgrößen  unter  umfassenderen 
technisch-ökonomischen  Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten  ist  ihnen 
einfach  unmöglich.')  Überhaupt  aber  ist  irgend  ein  spezifisch  „weit- 
sichtigeres" Verhalten  eines  solchen  kleinen  Fideikonimißbesitzers 
gegenüber  irgend  einem  anderen  Betriebsleiter,  allgemein  gesprochen, 
so  unwahrscheinlich  wie  möglich,  denn  dazu  c^chört  nun  einmal 
ein  Besitz  mit  nicht  nur  zeitlich,  sondern  vor  allem  auch  räum- 
lich weiterer  Perspektive.  Die  ökonomische  Elastizität  und  An- 
passunc^sfähigkeit  gegenüber  dem  Stoß  der  Konjunktur,  welche,  bei 
Zusaniiuenfassung  des  Bodens  in  einer  ganz  großen  Fideikommiß- 
bcsitzung  mit  vielen  Einzelbetrieben  in  Pacht  oder  Administration, 
gegenüber  der  Verteikm;^^  des  Bodens  unter  lauter  freie  Eigentümer- 
betriebe in  der  Tat  erheblich  erhöht  sein  kann,  ist  bei  der 
Fesselung  des  lindes  in  der  Hand  vieler  einzelner  kleiner  Fidei- 
kommisse  vielmehr  verringert.  Zahlreiche  kleine  Fideikomimssc 
können  hier  in  den  entscheidenden  Punkten  geradezu  entgegen- 
gesetzt wirken,  wie  einzelne  große. 

Es  ist  angesichts  alles  dessen  geradezu  ein  Unheil,  daß  die 
Motive  die  Fideikommmißpolitik  unter  den  Gesichtspunkt  der  Stützung 
des  Eigentümergroßbetriebes  und  vollends  unter  die  sattsam  be- 
kannte Spießbürgerplirase  von  der  Beförderung  einer  „glücklichen 
Mischung"  der  \  erschiedenen  BetriebsgruLien  stellen.  Diese  Redens- 
art sollte  wirklich  schon  aus  dem  Grunde  endlich  aus  der  Diskussion 
verschwinden,  weil  die  Frage  ja  eben  ist,  welche  Mischung  denn 
nun  die  glückliche"  sei,  die  im  Westen  voiiiandene,  die  Westfalens 
oder  Hannovers,  oder  die  in  Schlesien  oder  die  in  Ostpreußen  be- 
stehende: —  denn  mit  Ausnahme  ganz  weniger  Gegenden  sind  hier, 
wie  überall  in  Preußen,  die  Betrieb^rößen  irgendwie  »gemischt", 

')  Wenn  Seriag  den  FideikonaiSbeiitzcm  die  Abveräuflenmg  ancb  gröfierer 
Bentsteile  gegen  Rente  wie  Kapital  gestatten  will,  so  wird  man  zwar  gern  zustimmen. 
Aber  daß  hry  Riickcnbesitzcrn"  dabei  etwas  Erhebliches  und  Verständiges  (rom 
a  g  r  a  r  politischen  Standpunkt  auslj  herauskomme,  ist  igen  er  eil  w-enigstrns^  au*- 
peschlossrn,  wie  ich  schon  vor  I3  Jahren  einmal  ausführte.  Nur  ganz  grüLc  Gniad- 
henru  kennen  Kolonisattonspolitik  treiben.  Andere  werden  allenfalls  Hungerbaueni 
abzweigen. 
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und  auch  mit  Grofibetrieben  untermischt  — oder  welche  andere? 
Nach  früheren  Äufierui^^  von  Berliner  Ag^arpolitikem  durfte  man 
annehmen,  dafi  wohl  der  deutsche  Nordwesten,  etwa  Hannover, 
das  gelobte  vorbildliche  Land  sei.  Nun:  —  die  Provinz  Hannover 
ist  diejenige  Fk-ovinz,  welche  der  Fläche  nach  im  ganzen 
Staat  das  Minimum  von  Fideikommissen  aufweist: 
2,13  Proz.  Nimmt  man  aber  vollends  an,  daß  die  Ausgl eichu  n g 
der  vorhandenen  schroffen  Kontraste  in  der  preußischen  Agrar- 
verfassung  der  Sinn  jener  Redewendung  sei  —  worüber  sidi  ja 
recht  wohl  reden  ließe  so  muß  es  geradezu  als  ungeheuerlich 
erscheinen,  einem  Institut  im  deutschen  Osten  irgendwelche  weitere 
Ausdehnung  zu  gestatten,  welches  ausgesprochenermaßen  bezweckt, 
den  Großbetrieb,  dessen  Überwiegen  dort  gerade  jenen  Kontrast 
g^en  den  Westen  hervorruft,  zu  stützen. 

Will  man  also  das  Fideikommiß*Institut  beibehalten,  gleichzeitig 
aber  doch  nicht  den  Parvenüinteressen  die  sozialpolitischen,  und 
den  Interessen  der  Großgrundbesitzer  die  populattonistischen  In- 
teressen, die  auf  dem  Lande,  zumal  im  Osten,  wahrzunehmen 
sind,  in  allzu  starkem  Maße  opfern,  dann  wäre  etwa  zu  fbrdeni: 

1.  Besdt^ng  aller  Fideikommisse  außer  den  Forst  fideikom- 
missen; eventuell  wenn  man  denn  durchaus  nicht  soweit  gehen 
will  —  unter  Grestattung  der  Kombination  von  20  Proz*  land- 
wirtschaftlich nutzbarer  Flache  mit  80  Proz.  Forstfläche,  —  dabei 
aber 

2.  Beschränkung  der  Bindung  1  a  n  d  wirtschaftlich  nutzbaren  Bodens 

auf  solche  Böden,  die  um  s^en  wir:  —  V«  unter  dem  durch- 
schnittlichen Grundsteuerreinertr^  des  betreffenden  Kreises 
stehen,  und  auf  Kreise,  in  denen  mindestens  %  der  wirtschaftlich 
erwerbstätigen  Bevölkerung  hauptberuflich  in  der  Landwirtschaft 
erwerbstätig  sind. 

3.  Netto-Ertragsminimum  von  30000  Mk.  und  Flächen - 
minimum  von  3000  ha,  sofern  landwirtschaftlicher  Boden 
mil^ebunden  werden  soll;  — Flachen maximum  pro  Fideikommiß 
von  8 — 10000  ha;  aul3erdem  und  vor  allem  Maximalquote  der 
Bindung  landwirtschaftlich  nutzbaren  Bodens  in  einem  und 
demselben  Kreise  von  5  Proz.  der  landwirtschaftlich  gciiutzcn  Kreis- 
fläche außer  in  Kreisen,  mit  abnorm  u  n  gü  n  s  t  i  g  e  r  Durchschnitts- 
bodenqualität:  etwa  unter  '  .,  des  Durchschnittsreinertrags  des  Re- 
gierungsbezirks. Aufhebung  aller  dem  nicht  entsprechender  Fidei- 
kommisse. 
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4.  Bescliräiikunj:,^  der  Ausdehnung  eines  Fideikommisscs  auf 
höchstens  zwei  unmittelbar  benachbarte  Kreise.*) 

5.  Beschränkung  der  J'ideikonimisse  auf  Familien,  die  seit  lOO 
Jahren  adhg  und  seit  ebenso  langer  Zeit,  oder  doch  seit  mehr 
als  2  Generationen  im  Besitz  der  größeren  Hälfte  des  betreffenden 
Grundbesitzes  oder  —  wenn  man  selbst  das  nicht  will  —  wenigstens 
seit  diesem  Zcitiaum  im  Krei^^e  als  Besitzer  landwirtschaftlich  nutz- 
baren Bodens  von  einem  erheblichen  Umfang  ansässig  sind.  ^  Aus- 
nahmen etwa  zugunsten  verdienter  Staatsmänner  und  Fcldherrn  durch 
Spezial  g  e  s  e  t  z.) 

6.  Erfordernis  der  Zustimmung  des  Landtage:..  Verbot,  dem 
Landtage  —  bzw.  dem  Könige  —  Fidetkommißgesucfae  vorzulegen, 
bei  denen  die  vorstehenden  Erfordmisse  fehlen  und  bei  denen 
nicht  außerdem  nach  dem  Ermessen  der  GeneraUcommissioaen  der 
Nachweis  geliefert  ist,  daß  „gemeinwirtschafüiche"  Interessen  nicht 
gefährdet  werden. 

7.  Verbot,  selbst  oder  durch  Dritte  weiteren  Grundbesitz  zu 
erwerben,  itir  den  Fidetkommifibesitzer. 

8.  Beseitigung  des  Zwanges,  eine  „wirtschaftliche  Einheit",  d.  h. 
einen  landwirtschafUidien  Groflbetrieb  aufrecht  zu  erhalten;  Zu- 
lassung des  Abschlusses  auch  langjähriger  Plachtvertrage  durch  den 
Besitzer  allein. 

9.  Beseitigung  der  Beschränkung  der  zulässigen  Abveraußeningcn 
auf  „kleine  und  mittlere"  Stellen,  dagegen  Beschränkung  auf 
selbständige,  bäuerliche  Stellen. 

I  o.  5  Proz.  Brutto- Verkehrswert-Stempel  (natürlich  mit  Ausschluß 

des  Erlasses  im  Gnadenwege!). 

Eine  Fideikonunißreform,  die  nicht,  wenn  auch  etwa  in  anderer 
Fassung  der  Bestimmungen  —  denn  auf  die  Form  und  die  Einzelheiten 
kommt  es  nicht  an  — ,  den  vorstehenden  Bedenken  Rechnung 
trägt,  wäre  lediglich  eine  erneute  Kapitulation  des  Staatsinteresses 
vor  dem  Agrarkapitalismus,  die  Hunderttausende  von  Hektaren 
deutschen  Bodens  dem  verächtlichen  Streben  nach  Adelspradikaten 

Denn  was  soll  es  ßSac  ein«  Scbrankc  des  „Streubesittes**  sein,  wenn  man 
den  Fldeikomnüesen,  wie  der  Entwurf  tttt,  die  Ansdelmung  aber  eine  gnase  Pro- 
vlns(l)  gcstattcL  Das  ist  auch  eine  der  vielen  reinen  Attrappen,  die  der  Entwurf 
entbilt.  Wie  nun  dabei  noch  von  „Rttckenbesitzem"  sprechen  kann,  ist  vollends 
dnnkel.  Von  positiver  ökonomischer  Bedeutung  im  Sinne  der  früheren  Ausführungen 
ist  mir  Hn  p  ^  s  c  h  I  o  ss  e  n  c  s  groß<*s  Fi<1f?il<ommißar^al.  Nur  ein  solches  bindet 
auch  die  Familie  irgendwie  an  eine  bestimmte  Gegend  mit  ihrem  Interesse. 
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oder  einer  adelsartigen  Position  opfert.  Allein  es  liegt  im  Zuge  der 
heute  in  Preußen  fuhrenden  Staatsweisheit,  den  bürgerlichen  Geld- 
beutel mit  dem  minimalen  politischen  F.infliiÖ  des  Bürgertums  durch 
Gewährung  einer  Art  von  „HofTähigkeit  zweiter  Klasse'*  zu  versöhnen, 

und  in  den  dafür  empfanglichen  Kreisen  wäre  nichts  unpopulärer, 
als  wenn  der  „Nobilitierung"  von  Kapitalien,  die  im  Handel,  in  der 
Industrie,  an  der  Börse  erworben  sind,  durch  deren  Metamorphose 
in  die  Form  des  Ritterguts  Schwierigkeiten  gemacht  würden. 

Wie  wenig  Chancen  daher  heute  solche  \''orschläge,  wie  sie 
vorstehend  (gemacht  werden,  oder  ähnliche,  haben,  weiß  ich  natürlich 
nur  zu  wohl.  Den  Urhebern  des  Entwurfes  liegt  ja  in  Wahrheit 
nichts  ferner,  als  die  a  g  r  n  r  ]i  o  1  i  t  i  s  c  h  c  Fürsorge  für  eine  —  unter 
welchem  Gesichtspunkt  immer — „gesunde"  soziale  V'erfassung  des 
platten  Landes.  Eingestandenermaßen  entscheiden  hier  (vermeint- 
lichej  politische  Ta-j^'^'^intorcsscn.  Da  die  Motive  selbst  solche  in 
den  Vordergrund  stell'  -,  und  die  h'reunde  des  Entwurfes  erst  recht, 
so  kann  leider  auch  Incr  nicht  vermieden  werden,  auch  auf  diese 
Seite  der  Sache  noch  etwas  einzugehen. 

Vorher  nur  noch  eine  Bemerkung. 

Die  Freunde  des  I'ideikommiÜinstituts  —  wie  namentlich 
Scring  —  beruhigen  sich  gern  mit  der  Betrachtung,  daß  der  Entwurf 
ja  doch  trotz  allem  eine  Erschwerung  der  F'ideikommiOerrichtung, 
namentlich  immerhin  eine  Erhöhung  der  Minimalanfordcrungen 
in  finanzieller  Hinsicht,  bedeute.  Demgegenüber  sei  zunächst  erneut 
mit  allem  Nachdruck  betont,  daß  der  entscheidende  Punkt  in 
dieser  Hinsicht  die  Frage  des  Stempels  ist.  An  seine  Er- 
höhung ist  leider  kaum  zu  denken,  man  muß  vielmehr  fürchten, 
daß  er  nicht  einmal  in  seiner  jetzigen  Höhe  erhalten  bleibt.  Wird 
er  aber  herabgesetzt,  so  gibt  das  eine  Anreizung  zur  Fideikommiß- 
bildung.  der  gegenüber  alles  andere,  was  der  Entwuii  verlangt, 
Nebensache  ist.  Die  Mitglieder  des  Herrenhauses  müssen  in  diesem 
Funkt  doch  wohl  sachverständig  sein:  nichts  als  die  Stempelfrage 
hat  sie  interessiert.  Dazu  kommt  nun  aber,  daß  die  Hereinziehung 
der  persönlichen  Entschließung  des  Königs  die  Eitelkeit 
fideikommißfahiger  Familien  aufs  äußerste  kitzeln  muß.  Der  Ge- 
danke, daß  die  allerhöchste  Person  sich  mit  den  Verhältnissen  und 
der  „Wiuxligkeit"  der  eigenen  Familie  ganz  speziell  befaßt,  sie  in 
Ordnung  befunden  und  danach  an  dem  Stiftungsakt  des  Familien- 
hauptes  sich  gutheifiend  beteiligt  habe,  muß  ein  wohltuendes  Emp- 
finden fiir  jedes  „königstreue"  Herz  bedeuten,  —  ein  Empfinden, 
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welches  eben  in  vermeinter  Fideikommißbildungf  zum  Ausdruck 
kommen  wird.  Man  vergleiche  nur,  wie  oben  geschehen,  Hannover, 
wo  keine  königliche  Genehmigung  erfordert  wird  und  die  finanziellen 
Anforderungen  die  geringsten  sind,  mit  Schlesien.  Und  endlich 
sind  wir  denn  doch  wohl  berechtigt»  den  Entwurf  unter  dem  Gesichts- 
punkt zu  betrachten:  daß  er  eine  geeignete  Grundlage  för  eine 
dauernd  gültige  Fideikommiß  reform  darstellen  soll  und  will, 
und  ihn  darnach,  nicht  aber  durch  Vergldchung  mit  dem  G^eo- 
wartszustand»  zu  kritisieren. 

m. 

Die  Motive  (S.  13)  fuhren  aus,  es  komme  darauf  an,  „Familien 
zu  erhalten,  die  dem  Staat  eine  Gewähr  dafür  bieten,  daß  sidi 
jederzeit  Kräfte  finden,  die  geeignet  und  bereit  sind,  die  immer 
steigenden  Anforderungen  freiwilliger  Beschäftigung  auf  politischem 
und  sozialem  Gebiet  in  staatserhaltendem  Sinne  zu  erfüllen". 
An  einer  anderen  Stelle  {S,  49)  wird  auf  die  „Anforderungen  des 
öfTentlichen  Lebens  in  Gemeinde,  Kreis»  Provinz  und  Staate'  angespielt. 
Was  heißt  das  nun?  In  der  Gemeinde  ist  der  Fideikommiß* 
besitzer  bekanntlich  nicht  tätig,  —  er  bildet  seinen  „Gutsbezirk* 
fiir  su:h,  überläßt,  wie  der  Großgrundbesitz  überhaupt,  den  Bauern 
zum  guten  Teil  die  Erziehung  seiner  Arbeitskräfte  in  der  Volks- 
schule und  möglichst  auch  deren  Unterhalt  im  Falle  der  Verarmung, 
und  wenn  sich  z,  ß.  einmal  die  Bauern  über  die  schweren  Miß- 
stände, welche  die  ausländischen  Saisonarbeiter  des  Ritterguts  für 
sie  mit  sich  bringen,  beklagen,  so  erklärt  der  Vertreter  des  Land- 
wirtschaftsministers im  Herrenhause,  daß  die  „Interessen  der  Ge- 
meinden flies:  der  Bauern)  hinter  den  Interessen  der  Landwirtschaft 
(lies:  des  Großgrundbesitzes)  zurückstehen  müßten.''  T>ic  Gemeinde 
hat  also  wohl  auszuscheiden.  Sind  nun  etwa  für  die  \  crwallung  der 
Kreise  und  Provinzen  nicht  mehr  die  nötigen  Kräfte  zu  finden' 
Das  müßte  ja  in  dem  eroßgrundbesitzlosen  Westen  des  Staates  v  er- 
hängnisvoll hervorgetreten  sein ,  Nachweisungen  oder  selbst  An- 
deutungen darüber  fehlen  aber  und  würden  auch  schwer  zu  beschaffen 
sein.  Oder  sollte  es  gar  an  Referendaren  mangeln?  oder  etwa  an 
Kandidaten  für  die  Wahlen?  —  C^dcr  endlich  —  was  das  einzig  ernst 
zu  nehmende  wäre  —  an  Nachwuchs  für  das  Üffizieikorps  ?  Auch 
hierfür  fehlt  jeder  Anfang  eines  Nachweises.  Die  oben  von  mir 
gesperrten  Worte  sind  eben  wohl  die  allein  aufrichtig  gemeinten: 
es  handelt  sich  um  einen  Versuch  der  Sicherung  agrarischer  und 
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konservativer  Partei  Herrschaft  innerhalb  der  I.okalverbände 
und  des  Beamtentums  —  und  um  sonst  gar  nichts.  Das  allein  bedeuten 
auch  die  „hohen  Erwartunj^en",  denen  gerecht  zu  werden  „der  Groß- 
grundbesitzerstand  besonders  berufen"  erscheint  —  eine  Bemerkung 
übrigens,  die  vor  2  Jahrzehnten  lediglich  als  eine  Dreistigkeit  ge- 
wirkt hätte  und  in  einem  anderen  deutschen  Staat  (Mecklenburg 
und  Sachsen  etwa  ausgenommen^  auch  heute  nicht,  ohne  den 
schärfsten  Widerspruch  zu  finden,  gewagt  werden  könnte. 

Sehen  wir  nun,  wie  sich  diese  in  ihrer  Durchsichtigkeit  immerhin 
verständhchen  Zirle  in  den  Köpfen  der  agrarpohtischcn  Romantiker 
idealisieren.  -  -  Sering  singt  zunächst  das  Lobhcd  dessen,  der  „durch 
gebundenen  Besitz  auf  alle  Zeiten  für  sich  und  seine  Familie  eine 
Heimat  gefunden"  habe.  Das  Heimatsgefühl  der  looo  Fidei- 
kommißbesitzer  ist  aber  teuer  erkauft.  Denn  wie  steht  es  dabei 
mit  dem  Heimatsgefuhl  der  übrigen  Be\'ölkerungsschichten  ?  Auf  dem 
Grund  und  Boden  des  Fideikonunisses  werden  neben  Proletariern  nur 
Pächter  hausen,  und  soweit  des  Fideikommiß  seinen  Zweck,  den  Groß- 
betrieb künstlich  zu  erhalten,  erreicht,  konserviert  es  auch  alle  Folgen, 
die  der  Großbetrieb  fiir  das  Heimatsgefühl  der  kindlichen  Bevölkerung 
hat.  Welclics  diese  sind,  ergibt  jede  Nebeneinanderstellung  der 
Durchschnittsgrößen  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  in  vergleich- 
baren Gebieten  mit  der  Quote  der  Landbevölkerung,  die  in  dem 
Kreise,  in  dem  sie  gezählt  wurde,  geboren  war.  Der  Grad,  in  dem 
die  ländliche  Bevölkerung  sich  aus  Leuten  rekrutiert,  denen  die 
Stätte  der  Arbeit  als  ihre  Heimat  gelten  kann,  ist  ceteris  paribus 
F'^unktion  des  Grades,  in  dem  dieselbe  am  Bodenbesitz  bzw. 
am  selbständigen  Landwirtschaftsbetrieb  beteiligt  ist*)  Jedes 


*)  Ein  eingehcoder  Nachweis  läßt  sich  natürlich  nur  an  der  Hand  der  Zahlen 
fDr  die  eimelaen  Kreise  flilircn,  worauf  hier  verzichtet  werden  muß.  Eis  ist  in 
dieter  Himidit  Torliiifig  auf  einige  in  den  Ton  mir  heimtugegebenen  Arbeiten  ttber 
die  Landarbeiterrerbtltnisw  (Enquete  des  Ev.  Sos.  Kongresses)  gegebenen  Zahlen 
SU  verweisen.  Einige  Angaben  mögen  ihnen  inunerhin  bdgefägt  werden. 

Es  Innen  s.  B.      auf  t  landwitbtihaiUidien      auf  loo  Ortsanwesende 


Also :  je  größer  der  Durchschnitt  der  Betriebe  desto  ortsfremder  die  Bevölkerung. 
Diese  4  Regierungsbezirke  sind  ibrcr  untereinander  niebt  grundsitiliefa  ab- 


1885  t 

im  Rcg.-Bez.  Minden 


Betrieb  ha  landw.  Fläche  auf  den  Lande  Xreisgebttriige 


Osnabrück 

Hannover 

Münster 
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Institut,  welches  durch  künstliche  Stützunpj  des  Großbesitze:,  und 
-Betriebes  und  seiner  Erweiterung  die  Anteilnahme  am  Boden  er- 
schwert, gräbt  dem  Heimatsgefühl  der  Landbevölkerung 
die  W  u  r  z  e  1  a  b. 

Die  1  ideikommisse,  so  meint  nun  Scring  weiter,  sollen  „Pflege- 
statten einer  edlen  Lebensführung"  sein,  indem  sie  „die  Tugenden 
der  X^oreltern  gcwissermaticn  vcrdingliciicn".  Gesetzt,  daß  hinter 
diesem  Satze  irgend  erhebliche  Realitäten  des  Lebens  steckten  — 
was  dahingestellt  bleiben  mag  — ,  so  müßten  die  Fideikommisse 
eben  auf  altpreufiische  „historische"  Geschlechter  und  daneben  etwa 


wdclieiiden  Agrarverfassujig  wegen  gewählt  Die  einzelnen  agrariscbca  Kreise 
der  Rheinptoviiik  mit  noch  kleinerer  Diurhsrhnittibetriebtfliche  bewcgea 
aicb  in  noch  wesentlich  höheren  Zahlen,  hie  und  da  bis  dicht  an  lOoPtoz.  Von 
den  rheinischen  Regiemngsbestrkcn  mit  stärker  agi«risehem  Charakter  hat  «.  Bl 
Koblenz  mit  2,7  ha  Durchschnittsfläche  88,7,  Trier  mit  3,3  Pros.  Durchschnittsfliche 
86,6  Proz  Kreisgebürtige. 

In  dt  n  G'  t:«  nf'»""  kaj  italisti-^rhen  LoodwirtschafUbeUriebs  stellt  sich  die  Sache 
iü  riii:L'<-n  P.fij-[iie  lcn  tbl^riulcrnKiLirii : 

Ls  betrugen  1885  die  Krcisgcbürligcn  in  Proz.  in  den : 


Dörfern 

Gütern 

im 

Reg.-Bcs.  Erfurt 

89.4 

59»« 

Ii 

ft 

Hagdebncc 

81,0 

I« 

1» 

MersebuT]^ 

•1 

if 

liegniU 

79.6 

55.« 

11 

>» 

Breslau 

78,3 

60,7 

'1 

»» 

Oppeln 

85.S 

63.0 

In  Schlesien  ist  die   Ilcimatsqnotc  der  Polen  die  größte.    Die  Oppeber 
Sfcllrnhc-itzer  5;ind   ähnlich   seßhaft   wie  Krfurter   Kleinbauern  und  die  west- 

deutsche Bauernschaft.  Dafjepen  stibcn  Uie  Güter  nicht  nur  überall  ticl  unt<.'r  <1m 
Dörfern,  üondern  auch  tict  unter  den  industriellen  Landbezirkcn  des  Westens  mit 
Starken  KldubMäts:  —  c*  haben  Düsseldorf  75,2  Proz.,  Arnsberg  72,4  Proz.,  Köhl 
85,0  Proz^  Aachen  88,8  Proz.  KreisgcbUrtige  —  und  ebenfalls  unter  dem  Durch- 
schnitt der  meisten  mittleren  IndustriestEdte,  sowie  —  wenn  man  die  Zm> 
Wanderungsquote  in  Anrechnung  bringt,  —  aellnt  der  Groflstädte  wie  s.  8. 
Berlins.  Der  landwirtschaftliche  Kapitalismus  steht  in  bczug  auf  Bevolkeran^ 
mobilisicrung  allen  anderen  voran. 

Aber  auch  im  „partriarclialiscben"  Mordosten  ist  die  Erscheinung  äbcrall  dieselbe. 
Die  Zahlen  waren  z.  I>.  Dörfer  Güter 

im  Rcg.-Bez.  Stettin  82,5  Pro*.  68,8  Proz.  ^  Kreis- 

„       Köslin  84,9    „  73,8    „     /  gebürüge 

und  so  fort. 
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auf  Nachfahren  unserer  giüt3ten  Staatsmänner  und  Feldherren  bc- 
schräjikt  bleiben.')  Sering  selbst  macht  —  freilich  weni^  g^lücklich 
formuliert*)  —  einisfe  Bedenken  ge^en  das  Parvcnü-Fideikommiß 
geltend  und  es  entspricht  durchaus  u^ciner  Ansicht,  wenn  er  mit 
energischen  Worten  eine  gewisse  Besitz  d  au  er  als  Vorbedingung 
zur  fideikommissarischen  Bindung  festgclc>^i  haben  möchte,  —  in  der 
Tat  die  einzig  mögliche  Schranke  gegen  das  Oberhandoehmen  des 
Zusammeokaiifs  von  Boden  ad  hoc  zum  Zweck  der  Fideikommifi- 
bfldung  und  spateren  Erlangung  des  Briefadcls.  Aber  freilich: 
10  (1)  Jahre  als  eine  solche  Frist  vorschlagen  beifit  auch  hier  wieder 
„den  Pelz  waschen,  ohne  ihn  nafi  zu  machen".  Denn  zehn' 
jähriger  Bodensitzer  steht  tief  unter  der  heutigen  durchschnittlichen 
Besitzzeit  der  von  Sering  an  den  Pranger  gestellten  „Besitzer  ad 
interim"*)  und  selbst  unter  der  üblichen  Pachtfrist  Will  man 
nicht  bis  auf  lOo  Jahre  gehen,  so  müfite  doch  mindestens  Besitz  seit 
mehr  als  zwei  Generationen  erfordert  werden.  Will  man  aber  jenen 


*)  NicDMttd,  der  hittoriscb  empfindet,  wird  sieh  dem  GeflÜiUirert  einer  „Ver- 
diaglichong**  «olcber  Renuninciucn  ▼cischliefien,  obwohl  ich  gcimde  lucr  um  Bei- 

»picle  für  den  Sau,  daß  der  Apfel  unter  Umständen  oder  viplmehr  auffallend  oft 
sehr  weit  vom  Stamme  fallt,  nicht  verlegen  wäre  und  obwohl  es  mir  —  wie  wohl 
den  meisten  —  nicht  fraglich  ist.  daß  •  H.  Iicuto  unsere  tüchtigsten  Offiziere,  so- 
weit sie  überhaupt  dem  Afit  l  entslammen,  aus  li'  in  Nachwuchs  der  oft  sehr  be- 
scheiden bcmitlckca  allen  preutiischcn  Ofhziersfarailicn ,  nicht  aber  der  reichen 
rideil(ommifiherrea ,  noch  weniger  freilich  «1»  des  PkTPenOpFidetkofliintSbetlliere 
hervoi^^ehcii. 

*)  Venn  was  soU  et  heiflen,  wenn  Sering  (S.  68)  meint,  der  Bentser  solle 
Gelegenheit  gehabt  haben,  sich  „als  guter  Arbeitgeber"  auszuweisen  >  Sott  etwa  ein 
Plebiszit  der  Instlcttte  oder  Saisonarbeiter  veranstaltet  werden.  Derartige  rein  de- 
korative Äußerungen  fordern  doch  den  Spott  heraus.  —  S.  weiß  übrigens  so  gut 
wir  ich  oder  konnte  es  erfahren,  daß  r.  B.  die  Polenimportkonzessioncn  in  den 
90 er  jührcn  —  von  den  letzten  5 — 6  Jahrrn  weiß  ich  nichts  —  auch  gegen  das 
Votum  der  Dczcrnenicn  an  notorisch  „schlechte"  Arbeitgeber  tjcgcbcn  wurden, 
wenn  es  sich  um  Leute  handelte,  die  über  parlamentaiische  Pitronage  oder  geselle 
sehaftlichen  Einfiufi  Teifttgten.  —  Wir  haben  alle  SchSden  des  Parlamenlaiismns 
ohne  dessen  Lichtseiten.  —  Und  was  die  „nationale  Gednnung^  im  Osten  betrifll, 
von  der  S.  auch  spricht  (S.  67),  so  sind  gerade  die  Fideikommifigttter  in  der  Pro* 
vins  Posen,  wie  Wegener  in  seiner  Schrift  über  den  „Wirtschaftlichen  Kampf  der 
Deutschen  mit  den  Polen**  nachweist,  mit  der  Polonisieruog  ihrer  Arbeiterschait  an 
der  Spiuc  marschiert. 

*)  VgL  den  frttber  ätiexten  Aufsatz  KübncrU  in  der  Zeitfchr.  d.  Pr.  Stat.  B. 
f.  1902. 
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Anreiz  nicht  vermindeni,  dann  ist  es  schon  aufrichtiger,  von  der- 
artigen osten^Ien  und  dekorativen  Bestimmui^en  Abzusehen. 

Aber  Serings  Schätzung  der  gewaltigen  Bedeutung  des  Fidet- 
kommiflinstitutes  erreicht  ihren  Höhepunkt  erst  in  den  nun  folgen- 
den Sätzen:  ,JCurz,  die  ratio  der  Fideikommisse  Hegt  in  dem  sitt- 
lich (!)  politischen  Wert  aristokratischer  Überlieferung  und  Gesinnung. 
In  letzter  Linie  ist  die  Fideikommifigesetzgebung  ...  ein  ProUem 
der  nationalen  Charakterbildung."  Ungern  nimmt  man  in 
dner  Zeitschrift  wissenschaftlichen  Charakters  von  solch  vagen  Be« 
merkungen,  die  sich  jeder  wissenschaftlichen  Diskussion  entziehen, 
Notiz,  —  aber  schließlich  ist  es  nicht  zu  vermeiden,  auch  sie  auf 
ihren  Gehalt  hin  zu  prüfen.  Es  hat  nun  zunächst  die  Meinung 
etwas  Grotedces,  dadurch,  daß  man,  sagen  wir:  2000  (zum  guten 
Teil  voraussichtlich  sehr  neugebackene)  Grundbesitzer  rücklings 
an  je  einige  hundert  oder  tausend  Hektar  deutsche  Erde  festklebt, 
ihnen  aristokratische  Gesinnung  und  ihren  Kindern  aristokratisdie 
Traditionen  einzuflößen  und  durch  diese  2000  Familien  wiederum  den 
„Charakter"  der  Nation  mit  dieser  Gesinnung  zu  durchtränken. 
Kann  man  etwa  behaupten,  die  Bauern  des  Ostens  —  von  den 
Landarbeitern  zu  schweigen  —  seien  in  irgend  einem  Sinne  „Höhen- 
menschen?" Doch  wohl  eher  das  Gegenteil,  verglichen  mit  anderen 
Gebieten.  Wenn  irgendwo,  dann  ist  ein,  hier  nicht  weiter  zu 
analysierendes,  Etwas  von  einer  solchen  Art  Bauernstolz,  wie  ihn 
die  agrarpolitischen  Romantiker  lieben  —  und  wer  empfände  in 
diesem  Punkte  nicht  mit  ihnen  ?  —  in  dem  früher  auch  von  ihnen 
mit  so  viel  Liebe  in  den  Vordergrund  gestellten  deutschen  Nord- 
westen, also  Hannover  und  Teilen  von  Westfalen,  7.u  Hause.  Nun 
umfassen  aber  gerade  hier  die  Fldfikommisse  rmen  so  kleinen 
Bruchteil  der  Fläche  wie  sonst  nu|(eiids  im  preußischen  Staate.') 
Und  ist  es  denn  so  wunderbar,  daß  sich  ein  ähnlicher  Bauernstolz 
im  Osten  —  generell  gesprochen  —  nicht  resp.  so  sehr  viel 
weniger  findet?  Wo  die  mittleren  und  g^rößeren  Bauern  nicht  nur 
in  allen  Selbstverwaltungskörpcrn  —  außer  dem  Dorf,  dem  der 
Gutsherr  vornehm  fernbleibt  —  die  Hand  des  Herrn  über  sich  fühlen, 

'}  Andereradti  gibt  et  dort  eine  —  ihrer  Tencbwindend  ideinen  Fliehe 

wcfjen  sozialpoUttBCh  gänzlich  belanglose  —  Ans^ahl  wahrer  Karrikaturetl  to« 
Fideikommissen ;  so  im  Regierungsbezirk  Hildeshe>in  ein  Fideikommifl  von  I  ha, 
ander^'ärts  einige  Dutzend  Bauernfidcikommisse  von  20—60  ha.  Daher  die  relativ 
grofie  Znhl  an  Fideikommissea  in  der  Provinz  (119)  trotz  gänzlichen  Zuriicktreteas 
ihrer  Hedeutuog. 
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WO  den  dicht  gedrängt  sitzenden  kleinen  Leuten  der  Dorfer  die 
brdten  Flächen  der  Gfiter,  durch  eine  staiTellose  Lücke  in  der 
sozialen  Stufentöter  geschieden,  gegenüberstehen,  —  und  wir  sahen, 
daß,  wie  es  ja  auch  selbstverständlich  ist,  die  Fidetkommisse  diesen 
Zustand  fördern,  —  da  könnte  doch  wohl  auch  nach  Serings 
Ansicht  nur  ein  Schwätzer  von  einer  „aristokratischen  Ge^nnung" 
reden,  welche  den  Bauern  jetzt  innewohnte  oder  künftig,  wo* 
möglich  infolge  der  Zunahme  der  Fideikommisse,  innewohnen 
werde.  Soziales  und  ökonomisches  GedrQckthdts-  und  Abhängig- 
keitsgefühl ist  die  einem  solchen  Zustand  adäquate,  keineswegs 
immer  klar  bewußte,  aber  auf  die  Dauer  immer  wieder  wirksam 
werdende  Empfindung,  —  wobei  man  sich  sehr  wohl  vor  der  Illusion 
hüten  möge,  daß  dies  Gefühl  etwa  normalerweise  und  dauernd  in 
politischer  Obödlenzleistung  sich  äußern  werde,  —  im  Gegen* 
teilt  —  Oder  ist  etwa  der  königlich  sächsische  „Volkscharakter"  in 
Stadt  und  Land  durch  die  Geschlossenheit  der  Rittergüter  zu  einem 
Vorbild  deutschen  Unabhängigkeitssinnes  oder  gar  irgendwelcher 
heroischer  Tugenden  entwickelt  worden?  Oder  ist  Sachsen  ein 
Vorbild  von  „Staatsgesinnung"  der  Massen?  —  Folglich  kann  es  sich 
in  der  Tat  nur  um  die  „aristokratische  Gesinnung*'  der  Fidei* 
kommifibesitzer  selbst  und  etwa  ihrer  Angehörigen  handeln*  Ver- 
weilen wir  —  so  trivial  solche  Erörterungen  notwendig  ausfallen 
müssen  —  dennoch  etwas  bei  diesem  Punkt,  da  in  Serings  Be- 
merkungen »ch  ja  nur  wiederspiegelt,  was  sehr  viele  andere,  und 
2war  ziemlich  ebenso  unklar  wie  er,  empfinden,  bei  der  Frage  also: 
was  wird  hier  unter  dem  Wort  „aristokratische  Gesinnung"  an  Re- 
alitäten des  I-ebens  eigentlich  vorgestellt? 

Zunächst  jedenfalls  nicht  ein  besonders  hoher  Standard  ge- 
schäftlich loyaler  und  reeller  Gesinnung.  Den  Tanz  um  das 
goldene  Kalb  in  den  Gründerjahren  haben  diejenigen  Schichten, 
welche  das  Hauptkontigent  der  Fideikommißbesitzer  stellen,  in 
Preußen  und  Österreich  weit  stärker  mitgemacht,  als  irgendeine 
andere  Volksklasse.  Jeder  Geschäftsmann,  der  mit  den  östlichen 
Gutsbesitzern  —  etwa  als  Getreidehändler  —  dauernd  zu  schaffen 
hatte,  kann  Sering  die  Nachweise  dafür  liefern,  wie  unendlich  schwer 
CS  war  und  wenigstens  zum  Teil  bis  heute  ist,  diese  Herren  zur 
Reellität  im  bürgerlichen  Sinne  zu  erziehen.  Nicht  deshalb  weil 
sie  schlechtere  Menschen  wären,  sondern  weil  das,  was  Sering  in 
seiner  Art  „vornehme  Berufsauffassung"  nennt,  —  eine  gewisse 
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Nichtachtung  strentrer  untl  nüchterner  bürgcrhcher  RcchtHchkeit  M  — 
nun  einmal  in  der  Luit  liegt,  111  der  sie  leben.  Ich  pcrsöiiHch  habe 
zufällig  in  ziemlich  ausgedehnten  Maße  Gelegenheit  gehabt,  in  der 
gerichtlichen  und  namentlich  der  hierin  weit  lehrreicheren  Anwalts- 
praxis mit  Fideikommißbesitzern  zu  tun  zu  haben,  darunter  Namen 
deren  Klang  jedem  Kenner  der  preußischen  Geschichte  das  Herz  im 
Leibe  lachen  macht  Es  wäre  gewiß  höchst  verwerflich,  die  zum 
Tei]  kaum  glaublichen  Erfahrungen,  die  ich  wie  wohl  recht  viele, 
die  in  gleicher  Lage  waren,  dabei  in  immerhin  auf^ender  Haulig- 
keit  <u  machen  hatte,  in  irgend  einem  Sinn  zu  generalisieren  r 
damit  geschähe  vielen  Hunderten  höchst  ehrenhafter  Familien  gan& 
ebenso  bitteres  Unrecht,  wie  den  Bankiers  und  Börsenhändlern  mit 
dem  so  beliebten  Hinweis  auf  die  —  im  Gegensatz  zu  jenen 
agrarischen  Faulnisprozessen  —  im  vollen  Licht  der  Öffentlichkeit 
katastrophenartig  sich  abspielenden  Bankbrüche  zu  geschehen  pflegt. 
Aber  eins  steht,  för  mich  wenigstens,  fest:  könnte  man  diese  Dinge 
überhaupt  ziffemmafiig  schätzen  und  von  ,4>urchschnttten"  reden» 
so  könnte  jeden&lls  von  einem  höheren  Geschäftsstandard  gerade 
der  Fideikommifibesitzer  etwa  gegenüber  der  vielgeschmähten  ^^orse" 
in  k e i  n em  wie  immer  gedachten  Sinn  auch  nur  im  allerentfemtcsten 
die  Rede  sein.*) 

')  Seine  Mtiruulß  über  das  Wesen  des  Handels  schöpft  Jcr  in  o«;telhischett 
Eindrücken  aufwachsende  junge  aktive  odrr  Reserveoltizicr  zum  nicht  geringen  Teil 
aus  den  Erfulirungcn  mit  Vieh-  und  Roß-,, Täuschern"  oder,  wenn  er  Kavallerist  ist, 
aus  den  Lriahruaijea  beim  ffcrdckau fen  „unter  Kameraden".  Dal»  bei  Uieseta 
lelitereii,  unbeschadet  aller  sonstigen  geselLscbaAlichen  QoalitSten  der  Beteiligten^ 
der  Satz  „cavest  «mptor**  in  Wortes  verwegeodster  Bedeutung  gilt,  ist  bekanni 
und  ehie  knltnrgetehiehlUeh  leicbt  m  rttbriticrende  Ersebeiitimg.  Fürst  Ktmarek  b«t^ 
wie  bekannt,  seine  Vorstellung  von  dem  Wesen  der  Handelspolitik  nach  Analope 
aoldKr  Bodrüdn' gebildet  Diese  Nondulaace  tritt  auch  anfierbalb  des  rein  wirt« 
scbafUidien  Verkehrs  ObenJl  in  die  Erscheinung.  Jedermann  weifi  —  wenn  er  es 
wissen  will  — daß  Personen,  die  nach  ihren  ökonomischen  Antezedenxien  Ton  jeder 
Börse  mit  Protest  ausgeschlossen  würden,  es  in  den  agrarischen  Organisationen  — 
so,  wie  sie  heute  in  Preußen  sind  —  2U  Khrcn-  und  Vertrauensstellungen 
bringen,  ja  auch  in  das  Herrenhaus  einziehen  können.  Der  Agrarkapiulismus  aut 
dem  Boden  alter  Kulturländer  ist  eben  unter  den  heutigen  Verh&ltnissen  dazu  vct> 
urteilt,  eine  Mischung  „seigneurialer*'  Pdttensionen  mit  „bourgeoiVHnSfligem  Trieb 
mm  Golde  zu  sein.  Und  in  unserer  Zeit  dar  „mittleren  Linie*'  findet  dies  scinca 
durchaus  adiquaten  Ausdruck  in  einer  Fiddkommiflgeset^cbnng,  welche  diesen 
beiden  Trieben  gcfecht  su  werden  trachtcL 

*}  Es  mag  ttber^Hssig  oder  selbst  UcinGcb  erscheinen,  dies  so  nusAhrUeli  a 
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Etwas  anderes  ist  es,  wenn  man  die  ökonomische  Unab- 
hängigkeit der  Fideikommißbesitzer  als  ein  Element  von  poli- 
tischem Wert  anspricht.  Man  kann  unter  den  verschiedensten  Ge- 
sichtspunkten die  Teilnahme  ökonomisch  unabhängiger  Persönlich- 
keiten am  politischen  Parteileben  —  die  sozialdemokratische  Partei 
wäre  dabei  nicht  ausgenommen,  vielmehr  ein  hervorraj:^ende3  Bei- 
spiel —  als  außerordentlich  bedeutsam  fiir  die  Aufrcchtcrhaltung 
politischer  Übcrzcug'ungcn  gegenüber  dem  reinen  Fraktions- 
Opportunismus  ansehen.  Daß  gerade  der  Fideikomniißbesit/  in 
diesem  Znsanuuenhang  erheblich  mitspiele,  ist  freilich  sehr  zu 
bezweifeln,  da  in  der  konservativ  rn  Partei,  der  dies  heute  vor- 
nchmÜrh  zugute  käme,  gerade  er  sich  den  L'^c^ell^chiftÜchen  Ein- 
flüssen ilcs  Hofes  am  wenigsten  entzieht,  lir  würde  evctuuell  eher  in  der 
staatlichen  und  militärischen  Karriere  wirk'^am  werden  können.  Fm 
nun  die  Dinge  etwas  konkreter  zu  erörtern,  so  ist  z.  B.  für  jeden, 
der  die  betreffenden  Verhältnisse  näher  kennt  —  möchten  auch  seine 
Uberzeugungen  noch  so  waschecht"  demokratische  sein  —  es  keinem 
Zweifel  unterworfen,  daß  ein  pekuniär  unabhängiger,  vermögender 
Beamter  oder  Offizier  seine  großen  Lichtseiten  namentlich  vom 
Standpunkt  der  ihm  Untergebenen  aus,  also  als  Vorgesetzter,  hat. 
Jeder,  der  weiß,  was  ein  nervöser"  und  opportunistischer  Oberst 
für  ein  Offizierkorps  bedeutet,  der  etwa  Gelegenheit  hatte  zu  sehen,, 
wie  außerordentlich  diese  seit  1888  epidemische  ,, Nervosität"  und 
Ängstlichkeit  bei  sonst  gleichen  Charakter(}ualitäten  naturgemäß  durch 
Vermögenslosigkeit  gesteigert  wird,  muß  dies  zugeben.  Aber 
auch  vom  Standpunkt  der  sachlichen  Interessen  liegt  die  Sache 


erwühnrn.  .Mlein  \v  i  r  sirli  die  agrarische  VV'cU  in  >\cn  Köpfen  der  Romantiker 
malt,  difür  statt  vicier  nur  ein  ergötzliches  Beispiel:  Der  Entwurf  bestimmt,  in  An- 
waidang  bekaonter  Grundsätze  unseres  bürgerlichen  Rechts,  in  §  49 :  „Hat  der  Fidet- 
koauniBbesHser  dem  anderen  Teile  gegcattber  der  WntiThdt  snwider  die  Genehmigung 
de*  Fnmilicnntfl  bduMiptet,  so  ist  der  andeie  Teil . . .  «am  Widerruf  berechtigt'*  Dasn 
bemerkt  entrOttet  Herr  Dr.  Wygod«in»ki  (n.  a.  O.  S.  60):  „Den  itiirksten  Ausdruck 
findet  das  Mifltiaucn,  mit  dem  der  Entwurf  aufenscheinlieh  (I)  den  Fideikommift« 
besitrcr  betrachtet,  in  §  49,  wo  ausdrücklich  (1)  der  Fall  vorgesehen  ist,  daß  der 
Fidcikommiöbesitzcr  lügt."  —  Dann  w.ire  es  doch  wohl  an  der  Zeit,  dem  Rt  ichs- 
fitrafgcsctzbucb ,  welches  allen  Rciclisanfjrhöripen  ohne  alle  Standcsuntcrscliicde 
mehrere  hundert  zum  'I'cil  liochst  alischculiche  Straftaten  zutraut,  im  Eiütührunj;.s- 
gesetz  einen  Artikel  vorauszuschicken  etwa  des  Inhalts :  „Fideikommißbesitzer  und 
andere  Personen  „aristokratischer  Gesinnung"  bleiben  von  den  nachstehenden  Vor- 
aehrillen  «aberlllirt« 
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vielfach  ähnlich:  seilet  in  der  TatiL^'keit  etwa  von  Fabrikinspektoren 
ist  rücksichtslose  Uiicibl)ängigkeit  bilHger  für  den  vcrmoi^endeu 
Mann.  Nur  ist  wenigstens  mir  wiederum  nichts  davon  bekannt,  daÜ 
gerade  das  Fideikommiß  hier  eine  nennenswerte  Rolle  spielte: 
die  prosaischen  Konsols  taten  es,  soweit  ich  sehen  konnte,  auch, 
in  gewissem  Sinn  sogar  noch  besser.  Und  vor  allem:  damit  das 
FideikomnuL)  diese  Rolle  spielte,  müßten  eben  die  Fideikommiübcsitzer 
selbst  in  das  Heer  oder  die  höhere  Beamtenschaft  eintreten,  könnten 
also  unmöglich  die  Rolle  von  „Rückenbesitzern"  spielen  wollen, 
müßten  namentlich  auch  wirklich  ,, sturmfreie"  ganz  große  Besitzer 
sein,  die  12000  Mk.  (jchalt  leicht  verschmerzen  kuanen.  —  Es 
kämen  sonst  ja  nur  die  S e i  t  e  n  v e  r  wan  d  t e n  der  Fidcrkunun  ;i- 
besitzer  in  Betracht  und  mit  ihnen  dürfte  die  Sache  wohl  so  lic-gcji. 
daß  nicht  sowohl  der  Staat  auf  sie,  als  sie  auf  den  Staat  ange- 
wiesen sind  und  schwer  ersichtlich  ist,  woher  bei  ihnen  ein  spezifisches 
Unabhängigkeitsgefiihl  kommen  sollte.  Dafi  es  zahlreiche  Gesichts- 
punkte gibt,  unter  denen  die  Rekrutierung  des  Beamtentums  aus 
«inem  Nadiwuchs,  der  nidit  ausschliefificfa  oder  auch  nur  sehr  stark 
vorwiegend  in  städtischer  Luft  aufgewachsen  ist,  erwünscht  er- 
scheinen kann,  ist  (m.  £.)  gänzlich  unbestreitbar.  Aber  es  wäre 
wiederum  geradezu  grotesk,  heute  eine  Gefahr  zu  sehen,  daß  in  irgend- 
welchen  noch  so  großen  Zeiträumen  jener  Zustand  eintreten  könnte. 
Der  gegenteilige  Zustand  —  eine  Beamtenschaft,  die  den  breiten 
Schichten  der  modernen  bürgerlichen  und  Arbeiterklassen  kenntnis* 
und  verständnislos  und  mit  nichts  als  einer  unklar  empfundenen 
agrarisch  gefärbten  Antipathie  gegenübersteht  —  ist  doch  wohl 
sehr  viel  näher  daran  verwirklicht  zu  werden.  Dafi  die  Ange- 
hörigen von  Fideikommifibesitzem  sich  je  durch  Entwicklung 
besonderer  Charakterqualitäten  ausgezeichnet  hätten,  ist  mir  un- 
bekannt Urteile  mit  dem  Anspruch  auf  generelle  Geltung  wären  hier 
ungerecht  gegen  die  zweifellos  zahlreichen  vortrefflichen  einzelnen 
Persönlichkeiten  dieser  Art,  aber  unter  sonst  gleichen  Verhältnissea 
ist  es  an  sich  wahrscheinlich  und  stimmt,  soviel  mir  bekannt,  mit 
zahlreichen  Erfahrungen,  dafi  das  Bewußtsein,  bei  gleichen  oder  selbst 
geringeren  Leistungen  unbedingt  einer  bevorzugten  Behandlung 
in  der  Beförderung  sicher  zu  sein —  und  daß  dem  so  ist,  wird  vielleicht 
einmal  vom  Ministertisch,  nie  at^  unter  vier  Augen  bestritten 
werden  —  seine  Wirkung  nicht  zu  verfehlen  pfl^^  Eine  noch 
weitere  Steigerung  der  Schwerkraft  der  privilegierten  Talentlosigkeit 
in  der  preußischen  Verwaltung  kann  heute  wahrlich  niemand  für 
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etn  Bedurffus  ansehen.  Und  von  den  alten  preufiischen  „Traditionen" 
ist  heute  in  Preußen  nicht  mehr  vid  übrig,  —  sie  leben,  wie  auch 
der  entschiedenste  Fdnd  jedes  ,JE'artikttIarismus''  anerkennen  muß, 
in  manchem  kleineren  Staat  rdner  fort  als  in  Preußen  und  sind 
etwas  ganz  anderes  als  was  heute  dort  so  genannt  wird.  Vollends 
die  Produkte  des  modernen  Parvenü-Fideikommisses  sind  wahrlich 
nicht  ihre  Träger.  Sie  sind  vielmehr  —  wiederum  ohne  erfreuliche 
Einzelausnahmen  irgendwie  zu  bestreiten  —  man  kann  sagen: 
notorisch  und  aus  sehr  verstandlichen  Gründen,  dazu  prädisponiert» 
die  eifrigsten  (aber  allerdings  nicht  die  einzigen^  Vertreter  jener 
immer  weiter  um  sich  greifenden  absolut  Charakter-  und  gesinnungslosen 
,.Schneidigkeit"  tu  werden,  welche  ihre  „S'itisfaktionsfahigkeit"  in 
der  Prrs-^e  affichiert  und  dies,  verbunden  mit  dem  läppischsten 
Mandarinen-Hochmut  im  dicnstHchcn  Verkehr  nach  unten",  als 
„preußische  Tradition"  oder,  wie  manche  elsässischen  Beamten 
preußischer  Trovenicnz  es  in  den  8<)er  Jahren  in  stolzem  Uber- 
Icgenheitsgcfühl  ihren  badischen  Kollegen  gegenüber  taten,  als  „preu- 
ßische Vcrwaltungs|)raxis"  auszugeben.  Der  Fehler  liegt  eben  nicht 
darin,  daß  jene  Herren  zu  „vornehmer,,  Abkunft  wären,  sondern  darin, 
daß  sie  es  nicht  sind.  Die  breite  Masse  der  bürgerlichen  Beamten 
sucht  ihren  bürgerlichen  Ursprung  zu  vergessen,  ohne  es  zu  können.  iJas 
Mittel  des  Röerveoffiziers-  und  Korpsstudenten wesens*)  dient  zur 

FSr  viele  atnd  diese  sindentiiclien  Vetbindmigen  j«  keinetwegi  in  craler  Linie 

PflegcsUltlen  stodenüscher  Ebre  und  Sitte,  londem  «  inrach  AvancemcRU-Venichening*- 
Anstalten.  Die  kümmerlichsten  Spr^ßlingr  «ituLschcr  Gebeinuitinnen  oder  auch 
Kommerzienrättnnen  müssen  dunn  dm  bei  der  heutigen  Praxis  recht  bescheidenen 
„Mut'*  prä»tiercu ,  sich  durch  cinij,'e  Narhen  abstempeln  m  lassen ,  weil  —  mir 
sind  selbst  solche  Fälle  wiederholt  von  den  betreffenden  besorgten  Eltern  geklagt 
worden  <—  es  ftr  die  „Konnexionen"  anentbehrlich  ist  —  Aber  schlimmer  ist,  daA 
dies  Treiben  nonmehr  die  Teehniker  und,  irie  es  foat  scheint,  —  wenigstens 
Anfinge  das«  sind  bemerkbar  —  «neb  die  Zttgltnge  der  Handelsbocbschnlen  ergreifL 
Die  Veraratnng,  daS  mit  der  GrOndnng  der  letsteren  snwcUcn  in  erster  Linie 
nicht  d^  Wiss  r- n  sbedürfais  der  Kanfleute,  sondern  ihrem  Wunsch,  an  der  pa> 
tentierten  ,,akademiscben"  Bildung  teilzunehmen,  dadurch  „satisfaktionsfahig" 
und  damit  u.  a.  auch  Rcrscrvc-f 'Itizirr  =  fähig  ru  werden,  entgegen  gekommen 
werd^^n  soll ,  ist  leider  n  i  hl  n jlieliegend.  Ich  kann  mich  den  vortrrfTlirti'-n  Be- 
merkungen vuii  Wittich  m  kciuem  Aufsatz  „Deutsche  und  fnmrösischc  Kuitur  im 
Elsafl**  nur  anschlieflen.  Da0  wir  uns  mit  einer  Entwöhnung  von  der  intensiven 
Arbeit,  wie  de  dies  „akademische**  Treiben  hente  regdmlflig  mit  sieb  bringt,  alt 
Macht  neben  den  groften  Arbeitsvölkem  der  Erde,  speiiell  den  Amerikaneni,  auf 
die  Daner  behaupten,  ist  mehr  als  fragUdi.  Feudale  PHltensionen  erselsen  den 
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Anei^ung  gewisser  äußerer  Formen  der  Schichten,  zu  denen  man 
sich  gern  zählen  möchte,  ohne  doch  das  Parvenügeftihl  ganz  zu 
beseitigen.  Je  mehr  die  autoritäre  Position,  in  die  sich  der  moderne 

preußische  Beamte  dieses  Schlages  den  „Untertanen"  gegenüber 
i^esteüt  fühlt,  von  diesen  letzteren  und,  im  Grunde  seines  Herzens, 
auch  von  ihm  seihst,  als  Prätension  empfunden  wird,  um  so  mehr 
wird  sie  betont.  \'orurteilslose  Mitglieder  des  heutigen  preußischen 
Beamtentums  pflegen  die  Degeneration  der  altprcußischen  Tradition 
2U  jenem  charakterlosen ,  nach  unten  „schneidigen",  i.ach  oben 
geschmeidigen  „Assessorismus"  der  Gegenwart  mit  semer  über- 
zeugungslosen  Pflege  der  rein  formalen  „Staatserhallung"  ohne  alle 
inhaltlichen  Ziele  V)  stets  zuzugeben,  mit  dem  typischen  Zusatz: 
„aber  die  Bürgerlichen  sind  immer  die  schlimmsten".  Gewiß: 
Bürgerliche  mit  feudalen  Prätensionen ,  eben  solche,  wie  sie  der 
Fideikommißentwurf  in  Reinkultur  massenhaft  züchten  will. 

Es  gibt  m.  E.  schlechthin  keinen  Gesichtspunkt,  unter  welchem  die 
weitere  Durchsetzung  des  preuLiischen  Beamtentums  mit  jenem  Typus 
der  „Gernegroßen"  als  ein  Gewinn  erscheinen  könnte.  Durch  die  Zu- 

Gcist   riicksifhislnscr  bilr{:;crliclier   Arbril  nicht.  —  Di-r  Betriff  der  ,,S-»ti"«f^l^'tioii$- 
fahißkeif  übrigens,  sfx-zioll  in  seiner  wechselnden  lier.ichiing  zu  den  in  iJcutschland 
klassen  bihlentien  Bildunjjsj)atrnten  (Maturilat,  l'.injahripenzeujjnis  etc.)  wäre  ic-iner  j:aat 
erheblichen  Kulturbcdculung  wegen  einer  histurUclien  Spezialuntersuchung  wohl  werL 
')  In  „idcaltypiscber*'  Reinheit  spricht  sieb  dieaer  Bmnausen^Staadpimkt  «ach  io 
den  folgenden  tehttnen  Sats  der  MotiTe  (S.  17}  nne:  „Denn  flbr  cht  geaetzgeberiachcs 
Votgehen  kfinnen  meht  ellgemeine  pUlotophiaehe  Enrigungen,  Miidan  nnr  die 
Rflektlchten  anf  die  Utiicblicben  Verhiltnine  nwtgebend  »eia."  —  Es  mSehte 
freilieh  wenig  Ersprießliches  an  den        kommeB,  wenn  der  Verfasser  dieses  Senti- 
ments  sich  auf  das  Philosophieren  verlegen  warde.    Aber  man  möchte  gern  wissen, 
was  unter  „Rücksichtnahme  auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse"  verstanden  ist.  — ■  rs 
sei  denn  ganz  einfach  die  Rücksicht  auf  die  im  prcuflischm  I-andt.ij^  ausschlag- 
gebenden Interes&en  des  .Agrarkapitali.'imu«;     Vermutlich  liept  die  übliche  An&pielong 
auf  die  „Realpolitik"  darin,   wie  mau  sich  denn  m  Deutschland  regelmääig  dann 
auf  Biimarck  m  bcmfen  ptlegt,  wenn  oi  sich  mn  dn  Fe^enUatt  flr  die  Sdesle 
Ideal-  und  Gesinmmgslecigkeit  handelt  —  Es  mag  hier,  am  SehlnS  nnaeret  Be- 
trachtungen, doch  dem  Erstaunen  darflbcr  Aosdnck  gegeben  werden,  daA  das 
prenAische  Landwirtscballsministeiittm,  welelies  doch  mindestens  aber  eine  wiss«a- 
schattlich  ausgezeichnet  geschulte  und  verdiente  Kraft  verfttgt,  die  Abfiuanaf  der 
wirtschaftlichen  Teile  der  „Motive"  dieses  Entwurfes  offenbar  irgend  einem  vdllig 
unreifen  Anfänger  überlassen  konnte.    Der  Kontrast  gegen  dir  —  Ix-i  allen  aoch 
in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Bedenken  —  scharf  und  gründlich  durchdaclKcn  rein 
juristischen  T'articn  ist  geradezu  blaniahnl     F.s  war  ein  Ding  der  Uomöglicbkeit,  dieses 
Plattheiten  gegenüber  überall  höflich  zu  bleiben. 
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lassung  zahlreicher  kleinerer  Fideikommißgrundungen  vollends 
wird  nicht  „aristokratische  Gesinnung"  in  irgend  einem  Sinn  des  Wortes 
«zeugt,  sondern  —  wie  immer  wieder  gesagt  werden  muß  —  es 
werden  Familien»  die  nach  ihren  Einkommensverhältnissen  auf  be* 
scheidene  bürgerliche  Lebensführung  hingewiesen  wären,  mit  feU' 
dalen  Prätensionen  erfüllt.  Die  Möglichkeit  bürgerlicher  und 
bricfadliger  Fideikommißgründung  überhaupt  aber  lenkt,  indem  sie 
die  verächtlichste  Eitelkeit  kitzelt,  das  büigerliche  deutsche  Kapital 
von  dem  Wege  ökonomischer  Eroberungen  in  der  weiten  Welt 
in  verstärktem  Maße  auf  die  Bahn  der  Schaffung  von  Rentiers- 
Existenzen,  die  ohnehin  im  Zuge  unserer  protektionistischen  Politik  liegt. 

Denn  R  entensdiutz  ist  ja  die  Signatur  unsereriWirtschaftspoUtik. 
Welchen  allgemeineren  Gesichtspunkten  sich  die  Konsequenzen 
dieses  Systems  fügen,  ist  hier  nicht  zu  erörtern.  Nur  auf  einen 
Punkt,  der  auch  in  unseren  Zusammenhang  gehört,  sei  hingewiesen. 
Die  Gefahren  des  sog.  „Industriestaates":  —  „Abhängigkeit"  vom 
fremden  Markt  bei  industriellem  Export,  von  fremder  Zahlungs- 
bereitschaft beim  Kapitalexport,  von  fremden  Getreideüberschüssen 
bei  beiden,  da  beide  den  Getreide-Import  mit  sich  ziehen  —  pflegen 
düster  und  in  den  lächerlichsten  Übertreibungen  c^eschildertzu  werden. 
Unsere  Wirtschaftspolitik  sperrt  (Ins  ausländische  Korn  aus  —  und 
läßt  das  eigene  durch  IIunderttauyciKl  ausländische  M  e  n  s  c  h  e  n  mit- 
produzieren, die  importiert  werden  uinl  ohne  welche  ein  ujoüc-:  Rriirh- 
teil  df'T  Großbetriebe  des  Ostens,  eben  derer,  welclie  die  großen  Ge- 
treideuberschüsse  liefern,  heute  nach  ihrer  eigenen  Behauptung  nicht 
mehr  bestehen  können.  Ein  Federstrich  der  russischen  Regierung 
ist  also  imstande,  sie  zu  Boden  zu  schleudert»  und  ich  möchte  denn 
doch  eine  Form  der  „Abhängigkeit  vom  Ausland '  kennen  lernen, 
die  an  verhängnisvoller  Tragweite  an  diese  heranreichte.  Eine 
Politik,  welche  diese  Uroübetriebe  künstlich  zu  stützen  sucht, 
wie  der  Entwurf  es  will,  verknechtet  uns  russischer  Polizei willkür. 
Das  hier  keine  Gespenster  an  die  Wand  gemalt  werden,  haben 
gewisse,  nach  meinem  Gefühl  für  uns  entwürdigende  Vorgänge,  die 
sich  abspielten  als  ein  russisches  Sachsengängerverbot  zu  drohen 
schien,  jedem,  der  sehen  will,  deutlich  genug  /.eigen  können.^)  Dem 
politischen  System,  unter  dem  wir  zu  leben  liaben:  —  der  inter- 

*)  Bei  dem  heutigen  Gang  unserer  Politik  würde  es  nicht  übcrrascben,  wenn 

man  uns  —  unter  Berufung  uuf  den  italicnisch-frnnfösischrn  Vcrtrafj  —  unter  der 
ttikdto  ,.inlfnuitii»nali-  Sn/ialpoliiik"  ein  Abkommen  niil  Ruül.inil  bescherte, 
<lurcb  weiches  —  gegen  Konzcssioneo !  —  die  Russen  den  Gutsbesitzern  die  vcr- 
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nationalen  Solidarität  der  „staatserhaltenden"  Interessen,  welche  uns; 
durch  imaginäre  dynastische  und  sehr  materielle  kapitalistische  Inter* 
essen  getragen,  zu  einem  Vasallenstaat  machen  wird  und  der  Gering- 
schätzung der  Welt  prei^^eben  hat  —  diesem  System  fugten  sie 
sich  nur  zu  gut  ein.  Wer  aber  die  beneidenswerte  Stirn  besitzt,  eine 
solche  Politik  im  Gegensatz  zu  irgend  einer  anderen  eine  „natio- 
nale" zu  nennen,  mit  dem  mag  diskutieren,  wer  Zeit  und  Lust  zu 
dem  Versuch  hat,  die  ekelerregende  Herrschaft  der  ..konser- 
vativen Phrase"  bei  f.euten  zu  bekämpfen,  deren  Tnaterielics. 
Interesse  damit  verknüpft  ist,  daß  sie  selbst  oder  daß  wenii^stcns  — 
dicjenig^en,  „deren  kein  F  nde  ist",  an  diese  Phrasen  elauhen. 

Möchten  schließlich  die  politischen  (Tründe  für  die  Heibehaltung 
der  fideikommissarischen  Sicherung  eines  gewissen  Bestandes  g^oß- 
grundbesitzlicher  Familien  noch  so  gewichtige  sein  —  und  wir  haben 
uns  nicht  davon  zu  überzeugen  vermocht,  daß  dies  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  unter  irgend  welchen  Gesichtspunkten 
der  Fall  sei,  —  so  würde  es  dennoch  unter  allen  Umständen 
jetzt  hohe  Zeit  sein,  das  „goldene  Buch"  zu  schließen.  Mehr 
als  der  Flächeninhalt  einer  ganzen  Provinz  ist  ienen  angeblichen 
Interessen  bereits  geo|)fert:  das  muß  auch  dem  cxlicinsten  I-'ana- 
tikci  tur  dies  Institut  j^cnugen.  Der  vorgelegte  Gesctzcntwuil  aber, 
anstatt  materielle  Schranken  zu  schaffen  gegen  die  Gelüste  des 
Kapitals,  Boden  als  Rentenfonds  zu  Nobilitierungszwecken  aufzu- 
häufen,  frönt  in  dieser  Hinsicht  dem  gewissenlosesten  „Manchester^ 
tum",  offenbar  in  der  dunklen  Vorstellung,  durch  Bindung  des 
Bodens  und  Nobititierung  seiner  Bedtzer  an  die  Stelle  des  unbe* 
quemen  Geschreies  agrarischer  Interessenpolitiker  von  heute  bequeme 
und  satte  F^enüs  zu  setzen,  die  das  Bedürfnis  haben,  sich  in  der 
Gnade  der  Hofes  zu  sonnen.  Ob  auch  nur  diese  —  natürlich  un- 
ausgesprochene —  Hoffnung  auf  dem  betretenen  Wege  zu  eritUlen 
wäre»  bleibe  hier  dahingestdlt  £5  genügt,  konstatiert  zu  haben, 
dafi  die  Auslieferung  der  besten  Boden  an  die  Eiteikeits-  und 
Herrschaitsinteressen  des  Agrarkapitalismus  —  das  Ergebnis  der 
vom  Entwurf  sanktionierten  materiellen  Fideikommißgrundungs- 
freiheit  —  einem  Lebensinteresse  der  Nation:  dem  an  einer  zahl- 
reichen und  kräftigen  Bauernbevolkerung  jede  Zukunft 
abgrabt 

tragsmäGige  Sicherheit  geben  würden,  Polen  ZU  importieren.  —  In  dieser  iiiiuicbt 
ist  heut  schlechthin  Alles  möglich. 


Digitized  by  Go 


Dreizehn  Jahre  sozialen  Fortschrittes  in  Neuseeland. 

Von 

RICHARD  H.  HOOPER. 
London» 

Von  dem  Beginn  der  Selbstverwaltung  an  bis  zum  Jahre  1891 
ist  die  Richtung  der  inneren  Politik  Neue^eelands  vorwiegend  be- 
stimmt durch  die  Interessen  der  Großgrundbesitzer  und  der  1  laanz- 
kreise,  die  in  der  Kolonie  festen  Fuß  gefaßt  hatten  und  die  die 
Verhaltnisse  der  alten  Welt,  aus  denen  sie  entsprungen  waren,  auf 
die  neue  übertrugen. 

Es  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  daS  es  dem  alten  Regime  an 
weit»chtigen  Mafinahmen  und  großdenkenden  Staatsmännern  fehlte, 
wenn  auch  dte  letzteren  durch  Parteieinflfisse  oft  gelähmt  wurden. 
Neuseeland  vetxlankt  ihnen  sein  Staatsbahnsystem,  ein  staat- 
liches Lebensversicherungsamt,  ein  geregeltes  Grundbuchwesen, 
Diäten  fiir  die  Parlamentsmitglieder  u.  a.  m.  Auch  das  allge- 
meine Wahlrecht  lur  alle  mündigen  mannlichen  Personen  wurde 
unter  ihrem  Regime  erkämpft.  Freilich  waren  einige  dieser  Mafi* 
nahmen  weniger  die  Folgen  einer  überlegten  Politik  als  des  Zwanges 
der  Verbältnisse;  die  Wabhechtsrefbrm  insbesondere  war  dem  Druck 
der  öffentlichen  Meinung  und  dem  Einfluß  Sir  George  Greys  zu 
verdanken,  der  sich  zum  Verfechter  liberaler  Ideen  machte. 

Das  so  gewonnene  allgemeine  Wahlrecht  war  es  vor  allem, 
das  den  Sturz  des  alten  Regimes  heibeiführte. 

Das  Ende  der  80er  Jahre  brachte  schlechte  Zeiten  für  Neu- 
seeland. Die  Kolonie  litt  unter  den  Nachwirkungen  einer  Hausse- 
periode, die  Finanzlage  des  Staates  war  ungünstig,  die  Preise  der 
Stapeiprodukte  fielen  und  der  Handel  stand  im  Zeichen  der  De* 
presston.    In  dem  jungen,  dünn  bevölkerten  Lande,  mit  seinen 
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reichen,  noch  unentwickelten  natürlichen  Hilfsmitteln  sahen  sich  da- 
mals Tausendc  der  bcstf^n  Arbeiter  durch  die  Cngrunst  der  Verhält- 
nisse zur  Auswanderung,  meist  nach  Austmlit  ü,  £jezwunj^en.  Durch 
eine  drastische  Einschränkung  der  Ausgaben  im  Zusammenhang 
mit  Erh()hun<f  der  Steuern  gelang  es  der  Regierung,  das  Budget 
ins  Gleichgewicht  zu  bringen;  mehr  war  nicht  zu  erreichen,  weil 
die  wirtschaftlichen  Reformen,  welche  allein  eine  Besserung^  bringen 
konnten,  im  direkten  Widerspruch  zu  den  Traditionen  und  Prin- 
zipien der  herrschenden  Partei  standen.  Die  Unzufriedenheit  mit 
der  Verwaltung  war  auf  ihrem  Ilöhtj  urikt  angelangt  und  die  Zeit 
für  eine  durchgreifende  Änderung  gekoaimen. 

Die  im  Jahre  1890  stattfindende  allgemeine  Wahl  bot  den  An- 
laß zum  gciuciiisamtn  Vorgehen  aller  io;  Lbchrittlich  gesinnten  Kle- 
mcnte.  Die  Wahl  drehte  sich  vor  allem  um  die  Ersetzung  der  all- 
gemeinen Vermögenssteuer  durch  eine  Grundwertsteuer  wie  sie  die 
Liberalen  der  damaligen  Oppositionspartei  forderten.  Die  bestehende 
Vermögenssteuer  verdankte  ihre  Entstehung  den  persönlichen.  Staats- 
socialistisch  angebauditen  Ideen  des  Fttbrers  der  Regierungspartei, 
Sir  Harry  Atkinsoup  weicher  sie  als  die  am  meisten  der  Gerechtig- 
keit entsprechende  Steuer  betrachtete,  sie  lastete  mit  besonderer 
Schwere  auf  den  Landwirten,  weil  alle  Meliorationen  von  ihr  ge- 
troffen wurden.  Die  G^^enagitation  zugunsten  einer  reinen  Grund* 
wertsteuer  basierte  auf  den  Ideen  von  Heniy  Greoige,  die  damals 
zum  ersten  Male  Einflufi  gewannen;  auch  konnte  sie  steh  frühere 
lokale  Erfahrungen  zunutee  machen,  denn  Sir  George  Grey  hatte 
1878 — 1879  eine  kurzlebige  Grundsteuer  eingeführt 

Abgesehen  von  der  Landfrage  standen  viele  unter  dem  Ein- 
flufi der  allgemeinen  sozialistischen  Ideen,  welche  damals  die 
angelsachsische  Welt  überfluteten,  jener  Bewegung,  in  welcher 
Bächer  wie  BeOamys  ,J.ooldng  Backward"  und  die  „Fabian  Essays" 
eine  so  hervorragoide  Rolle  spielten.  Endlidi  gab  der  grofle 
Streik  der  Seeleute  im  Jahre  1890^  der  die  Demokratie  Austral- 
asiens  energisch  aufrüttelte  und  erat  kurz  vor  den  Wahlen  in 
Neuseeland  ein  Ende  fand,  der  oppositionellen  Richtung  einen 
mächtigen  Aufschwung.  Die  organisierten  Arbeiter,  die  im  Streik 
unterlegen  waren,  nahmen  nun  die  politische  Arbeit  mit  einem 
bestimmten  Endziel,  das  ihnen  bis  dahin  gefehlt  hatte,  auf  und 
machten  gemeinsame  Sache  mit  der  liberalen  Partei  Das  Resultat 
der  Wahl  war  ein  entscheidender  Sieg  der  vereinigten  demo- 
kratischen Kräfte.    Das  Ministerium  Atkinson  demissionierte  im 
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Januar  1891  und  eine  neue  Regierung^  kam  unter  der  Führung  von 
John  Bailance  ans  Ruder;  zu  seinen  Mitarbeitern  zählten  Richard 
Seddon,  John  McKenzie,  W.  P.  Rccnts  und  J.  G.  Ward,  alles  Männer, 
die  bestimmt  waren  eine  bedeutsame  RoUe  in  der  Geschichte  der 
Kolonie  zu  spielen. 

Der  neuen  parlamentarischen  Partei  ii^'ehörten  etwa  ü  Arbeiter- 
vertreter an,  aber  die  liberalen  Elemente  des  Mittelstandes,  wozu 
auch  die  Vertreter  der  kleinen  Landwirte  zu  rechnen  sind,  bildeten 
den  an  Zahl  und  Einfluß  ausschlaggebenden  Teil.  Die  Partei  als 
ganzes  nennt  sich  selbst  die  „liberale",  obgleich  manclimal  der 
Doppclname  „liberale  Arbeiterpartei"  gebraucht  wird.  Die  Bezeich- 
nungen: „Radikal"  und  „Sozialistisch"  sind  in  der  neuseeländischen 
Parteiphraseologie  niemals  im  Schwung  gewesen.  Auf  europäische 
\  c;  lialtnisse  angewendet  würde  indessen  die  Bezeichnung  „sozial- 
radikal  die  iieiic  i'aiLei  besser  kennzeichnen.  Des  weiteren  hat 
die  alte  Partei,  die  seit  1891  die  Opposition  bildet,  den  ent- 
sprechenden Namen  der  „Konservativen"  nie  akzeptiert  odar  unter 
ihm  gekämpft;  sie  betrachtet  ihn  als  Beleidigung,  da  sie  dienso 
vom  Geiste  des  wahrhaften  Liberalismiis  erfiiUt  stA,  wie  die  Re- 
gierungspartei. Von  einigen  Schriftstellern  ist  die  demolcratische 
Partei  Neuseelands  auch  nach  dem  Beispiel  der  fortscfartttlicfaen 
Partei  in  der  Londoner  Gemeindepolitik  die  „progressive"  genannt 
worden.  Indessen  wollen  wir  in  diesem  Artikel,  um  der  lokalen 
Konrektheit  und  der  KürEe  willen,  die  Bezeichnung  „liberal"  fiir  die 
seit  1891  herrschende  Partei  festhalten. 


X.  Die  liberale  Politik:  1891 — 1903. 

Die  neue  Regierung,  der  politische  Propheten  nur  ein  kurzes 
Leben  voraussagten,  zögerte  nicht  ihr  sonalrefortnatonsches  Pro- 
gramm zu  verwirklichen.  £ine  scharfe  Opposition  war  im  volks- 
tumlichen Unterhaus  zu  bekämpfen,  dodi  der  konnte  man  offen 
entgegentreten.  Schwerwiegender  war  die  Obstruktion  im  Ober- 
haus, das  aus  lebenslänglichen  Mitgliedern  bestand  (später  wurde 
die  Dauer  der  Mitgliedschaft  auf  7  Jahre  reduziert)  und  durch  seine 
Feindseligkeit  der  Arbeit  des  ersten  Parlaments  sehr  hinderlich  war. 
Sir  Harry  Atkinson  hatte  nach  seiner  Niederlage  bei  den  Wahlen 
vor  seiner  Abdankung  noch  sich  und  ein  Dutzend  seiner  Anhänger  zu 
Mitgliedern  des  Oberhauses  ernannt,  dessen  Präsident  er  wurde. 
Diese  eigenartige  Taktik  hatte  zur  Folge,  daß  die  Liberalen  im  Ober- 
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hause  nur  auf  etwa  6  Stimmen  von  den  vorhandenen  46  rechneo 

konnten.  Da  der  hauptsächlichste  Punkt  des  Regierungsprogrammes 
jedoch  die  Abänderung  der  Steuer  betraf,  auf  welche  das  Oberbaus 
verfassungsgemäß  nur  einen  geringen  Einfluß  ausüben  konnte,  so 
gelang  es  die  X'crmögenssteuer  abzuschaffen  und  durch  eine  Ein- 
kommens- und  Grundwcrtstcucr  zu  ersetzen. 

i'erner  tat  die  Regierung  den  ersten  Schritt  auf  dem  Gebiete 
des  Arbeiterschutzes  durch  dir  I{:nfiihrun:^  eines  primitiven  Fabrik* 
gesetzes.  Wir  werden  später  aul  die  wiclitigsten,  den  fTrundbesitz 
und  die  Arbeitsverhältni'^sf"  hf'treffenden  Gesetze  der  neuen  Re- 
gierung zurückkofiinieri.  Kleinere  Gesetze  USW.  werden  wir  kun 
im  Laufe  diesrr  Kinleiung  erwähnen. 

Im  fol<^^eiulen  jaiire  (1892)  war  das  Parlament  vor  allem  mit 
einem  Niederlassungsgesetz  beschäftigt.  Das  (jt^eiz  lohn  McKenzies 
änderte  die  Niederlassungsbedingunj^en  zugunsten  der  bona  fiele 
Ansiedler  und  führte  ein  auch  dem  kleinen  Mann  zugängliches  staat- 
liches Erbpachtrecht  ein.  Durch  das  Gesetz  über  Landerwerb 
zu  Niederlassungszwecken  wurde  der  Staat  In  die  Lage  ver- 
setzt große  private  Besitzungen  einer  dichteren  Besiedciung  wieder 
zugänglich  zu  machen.    Sir  Harry  Atkinson  starb  in  diesem  Jahr. 

Ehe  die  Sessionsperiode  von  1893  begann,  erlitt  die  Regierung 
einen  schweren  Verlust  durch  den  Tod  des  Premierministers  Balhnce. 
Das  Ministerium  wurde  unter  der  Leitung  Seddons,  aber  ohne 
weitere  wesentliche  Änderungen,  neu  gebildet.  In  dieser  Sessions- 
periode war  nach  mancherlei  parlamentarischem  Hin  und  Her  in 
beiden  Parteien  vor  allem  die  Ausdehnung  des  Stimmrechtes 
auf  die  Frauen  zu  verzeichnen.  Des  weiteren  wurde  das  ötient- 
liche  Interesse  stark  durch  die  Alkoholfrage  in  Anspruch  genommen, 
die  durch  energische  Anhänger  der  Abstinenzbewegung  in  der 
liberalen  Partei  in  den  Vordergrund  gerückt  wurde.  Die  Regierung 
erledigte  die  Frage  durch  das  Gesetz  über  die  Überwachung 
des  Verkaufes  von  alkoholhaltigen  Getränken,  durch 
welches  ein  System  direkter  lokaler  Abstimmung  eingeführt  wurde, 
welche  alle  drei  Jahre  über  die  Beibehaltung,  Beschränkung  oder 
Abschaffung  der  Schankkonzessionen  entscheidet  und  die  zugleich  mit 
den  Pariamentswahlen,  nach  dem  gleichen  Stimmrecht  und  mit  der- 
selben Wahlkreiseinteilung  stattfindet  Obgleich  iiir  die  AbschafTung 
der  Konzessionen  eine  Zweidrittelmajorität  eriorderlich  ist,  wurde 
sie  in  mehreren  Distrikten  durchgeföhrt,  während  zugleich  die 
Stimmenzahl  der  Prohibitionisten  ständig  wächst. 
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Unter  den  kleineren  Arbeiterschutzgesetzen,  die  dieses  erste 
liberale  Parlament  zustande  brachte,  können  wir  noch  verzeichnen  :  ein 
Truckgesetz,  ein  Gesetz  über  die  Priorität  der  Lohn- 
forderungen der  Arbeiter  bei  Submissionsarbeiten,  das  ihnen  ein 
Pfandrecht  sicherte,  ein  Gesetz  über  die  Auszahlung  der  Löhne, 
das  eine  prompte  regelmäßige  Auszahlung  der  Löhne  durch  die 
Unternehmer  sicherstellen  sollte.  Im  B  e  r  g  wer  ksg  e s e  t  z  und  im 
Gesetz  über  Kohlenbergwerke  befassen  sich  beson  lere  Ab- 
schnittr  mit  den  Interessen  der  Arbeiter;  Frauen  und  Kmder 
durten  in  Kohlengruben  nicht  beschäftigt  werden.  Das  Gesetz  über 
die  Haftpflicht  der  L^ntcrnehnier  wurde  ebenfalls  verschärft. 

Auch  in  der  Verwaltung  brachte  die  Periode  von  1891 — 9.1; 
mancherlei  Bemerkenswertes,  so  die  Errichtung  eines  Ackerbau-  und 
eines  Arbeitsamtes.  Des  weiteren  ist  die  Einfuhrung  der  genossen- 
schaftlichen Arbeit  bei  der  Herstellung  öffentlicher  Bauten  zu  er- 
wähnen. Das  System  wird  hauptsächlich  beim  Straßen-  und  Eisen- 
bahnbau angewandt  und  hat  dem  Privatunternchmerwesen  mit  seiner 
häufig  nunderwcrligen  Arbeit  so  ziemlich  ein  Ende  gemacht.  Die 
Arbeit  wird  an  genossenschaftliche  Grup])cn  im  Akkord  zu  „fte- 
reciiten"  Lohnsätzen  vergeben,  das  Verdienst  beträgt  im  Durch- 
schnitt 7"«  bis  8  sh.  täglich.  Das  .System  ermöglicht  der  Regierung, 
die  .'^rbeitslosigkeit  zu  kontrollieren  und  ihr  abzuhelfen.  Ks  li.it 
sich  iiu  Laufe  der  Jahre  bewährt,  nachdem  einige  schwache  Punkte 
mit  zunehmender  Erfahrung  verbessert  worden  sind  und  besteht 
heute  in  voller  Wirksamkeit.  Dann  ist  die  Erwerbung  des  84000 
acres  umfassenden  Cheviot  Estates  durch  die  Regierung  zu  er- 
wähneOf  zu  welcher  das  Gesetz  über  die  Grrundsteuer  die  Veran- 
lassung bot.  Der  Eigentümer  hatte  sich  nämlich  über  die  zu  hohe 
Steuerveranlagung  beklagt  \  die  fragliche  Summe  betn^  260000^?,  aber 
die  Regierung,  die  ein  fixempd  statuieren  wollte,  gab  nicht  nach  und 
der  Erfolg  hat  liir  sie  gesprochen.  Zur  Zeit  der  Übergabe  er- 
nährte der  Besitz  einige  Schafer  und  Landarbeiter,  im  ganzen  etwa 
80  Personen;  heute,  nachdem  die  Regierung  für  eine  dichte  Be- 
siedelung  gesorgt  hat,  sind  dort  tausend  Personen  ansässig;  schmucke 
Heimstatten  sind  über  das  Land  verstreut  und  die  Siedetung  bringt 
dem  Staat  eine  gute  Rente.  Die  anderen  Großgrundbesitzer  haben 
sich  dies  zur  Lehre  dienen  lassen. 

Ende  1893  mufite  die  R^erung  den  ersten  Wablkampf  durch- 
fechten. Sie  konnte  sich  auf  einen  guten  Anlang  berufen  und  die 
Handlungsweise  des  Oberhauses  sorgte  fiir  eine  wirksame  Wahl- 
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parole.  Ein  Element  der  Unj^ewißhelt  wurde  durch  das  neue 
Frauenstimmrecht  in  den  Kampf  hineingetragen,  da  jede  Seite  auf 
diese  Unterstützung  rechnete.  Die  Wahl  brachte  den  Liberalen 
einen  entscheidenden  Sieg  und  eine  verdoppelte  Majorität.  Nach 
dieser  nachdrücklichen  Bejahung  der  fortschrittlichen  Politik  durch 
das  Volk  —  die  das  Oberhaus  wohl  nachdenklich  stmiinen  konnte  — 
ist  es  nicht  erstaunlich,  daß  dns  Jahr  1894  besonders  ereignisreich 
wurde.  An  crstei  Steile  unter  den  wiederaufgenommenen  und 
diesmal  angenommenen  Gesetzen  steht  das  Gesetz  über  die  ge- 
wer b  1  i  c  h  e  n  E  i  n  i  g  u  n  g  s  ä  m  t  e  r  u  n  d  S  c  h  i  e  d  s  g  e  r  i  c  h  t  e.  Ein 
sehr  fortschrittliches  Arbeiterschutzgesetz  ersetzte  dasjenige  von 
1891.  Das  Gesetz  über  „Kaufläden  und  kaufmännische 
Angestellte"  sorgte  auf  ähnliche  Weise  für  eine  andere  Klasse 
von  Afbeitera.  Den  Interessen  der  Seeleute  wurden  wichtige  Er- 
weiterungen des  Gesetzes  über  Schiffahrt  und  Seeleute 
recht  Das  Koalitionsrecht  wurde  durch  einen  Zusatz  zu  dem 
Gesetz  über  Verschwörungen  (Omspiracy  law)  fireihettlicher  ge- 
staltet Auch  fär  die  agrarischen  Interessen  (unter  denen  man  in 
Neusedand  im  allgemeinen  diejenigen  der  Ideincn  Anüedler  ver- 
steht) wurde  gesorgt  Bei  dem  großen  Preissturz  der  landwirtschaft- 
lichen Rohstoffe  sahen  sich  die  Landvnrte  durch  die  noch  herr* 
sehenden  hohen  Hypothekenzinsen  sehr  benachteiligt  Der  Staat 
griff  deshalb  ein  und  benutzte  in  dem  Gesetz  über  die  Vorschüss  e 
an  Ansiedler  seinen  Kredit  um  den  Bauern  billiges  Geld  unter  be- 
quemen Bedingungen  und  mit  geringer  Amortisationsquote  zu  ver- 
schaffen. Das  Gesetz  über  Landerwerb  wurde  durch  die  ßnfuhning 
einer  Zwangsenteignungsklausel  verschärft  Durch  ein  Gesetz  über 
die  Molkerei'Industrie  wurde  der  erste  Schritt  auf  dem  Gebiete 
einer  staatlichen  Förderung  und  Kontrolle  des  Exportes  von  Landes- 
produkten getan.  Zu  erwähnen  ist  ferner  das  Grarantiegesetz  flir 
die  Bank  von  Neuseeland,  durch  welche  die  Regierung  den  Zu- 
sammenbruch des  führenden  Finanzinstitutes  verhinderte  und  Neu- 
seeland vor  dner  Bankkrisis,  wie  sie  damals  in  Australien  ausbrach, 
bewahrte. 

Zwei  kleinere  Arbeiterschutzgesetze  kamen  1895  zustande: 
dasjenige  über  Lohnpfändung,  welches  die  Pfändung  eines  Lohnes, 
von  weniger  als  2  £  die  Woche  verbot  und  das  Gesetz  über  Ar- 
beitsvermittlung, welches  die  privaten  Stellenvcrmittler  einer  Strengen 
staatlichen  Kontrolle  unterwarf. 

Im  Jahre  1896  gelang  es  der  Regierung  nach  läng^em  Wider- 
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stand  des  Oberhauses  das  Prinzip  der  Grundwertbesteuerung  für 
die  Kommunalsteuern  in  Anwendung  zu  bringen,  allerdings  nur 
fakultativ.  Die  Landfra«^e  wurde  auch  indirekt  berührt  durch  das 
Gesetz  über:  „Government  Valuation  of  Land",  durch  welches  das 
Prinzip  der  staatlichen  Taxierung  des  Grundwertes  ausgesprochen 
wurde,  um  eine  einheitliche  Bewertung  sowohl  zum  Zwecke  der 
Staats-  und  Kommunalbesteuerung,  wie  auch  für  Releihungen  zu  er- 
zielen. Das  Gesetz  war  speziell  dazu  bestimmt  eine  klare  Definition 
und  eine  m()glichst  vollständige  Erfassung  des  unmeliorierten  Wertes 
neben  demjenigen  des  in  den  Boden  gesteckten  Kapitals  zu  ermög- 
lichen, in  Ubereinstimmung  mit  den  von  dem  Lande  aufgestellten 
Prinzipien  der  Besteuerung. 

Die  Arbeitergesetzgebung  bestand  in  einem  freiheitlich  gefaßten 
Zusatz  zu  dem  Gewerkschaftgesetz.  Eine  Änderung  des  Wahlgesetzes 
schaffte  die  letzte  Spur  des  Privilegs  des  Eigentums  in  pohtischen 
Dingen  ab,  indem  es  den  Grundbesitzer  das  Recht  nahm,  welches 
ihnen  gestattet  hatte,  entweder  dort  zu  wählen,  wo  ihr  Grundbesitz 
lag  oder  da,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  hatten.  Dies  war  der  Ab> 
scliliifi  des  vollständig  gleichen  allgemeinen  Wahlrechts. 

Zu  Beginn  dieses  Jahres  h^te  der  Affoeitaminister  dem  das 
Gesetz  über  die  obligatorischen  Etnigungsamter  u.  a.  m.  zu  ver* 
danken  war,  Mr.  Reeves  die  wichtige  Stellung  als  Generalagent  fiir 
Neuseeland  in  London  übernommen,  die  er  noch  heute  inne  hat. 
Das  Portefeuille  des  Arbeitsministeriums  ging  an  Mr.  Seddon  über» 
der  heute  noch  an  der  Spitze  dieses  Departements  steht. 

Gregen  £nde  des  Jahres  1896  iand  wieder  eine  allgemeine  Wahl 
statt,  die  zugleich  einen  der  kritischsten  Punkte  in  der  Geschichte 
der  liberalen  Partei  bezeichnet  Aus  ihrer  einigermafien  schwer- 
fälligen Majorität  hatte  sich  ein  linker  Flügel  ausgeischieden,  haupt- 
sachlich bntehend  aus  Radikalen  und  Unzufriedenen,  dem  es  jeden- 
falls nidit  an  Tuditigkeit  mangelt^  die  aber  mit  einem  guten  Teil 
von  Verschrobenheit  durchsetzt  war.  Die  eigentliche  Oppositions- 
partei machte  sk;h,  indem  sie  sich  auf  verschiedene  angebliche 
Sünden  der  Verwaltung  berief,  zu  einem  starken  Widerstand  bereit 
Trotz  alledem  ging  die  Regierung  aus  dem  Kampfe  mit  einer  wenn 
auch  stark  reduzierten  Majorität  hervor,  die  jedoch  zur  Führung 
der  Geschäfte  vollständig  ausreichte;  der  linke  Flügel  war  in  den 
Wahlen  fast  gänzlich  in  die  Brüche  gegangen. 

Das  neue  Parlament  widmete  sich  im  Jahre  1897  mit  einem 
bedeutenden  Aufwand  von  Zeit  und  Energie  einem  Altersversoi^ngs^ 
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gesetz,  welches  jedoch  vom  Oberhaus  verworfen  wurde.  Im  fol- 
genden Jahre  wurde  dasselbe  Gesetz  nochmals  von  der  Regierung 
eingebracht,  und  nach  langen  und  schwierigen  Kämpfen,  welche 
bedeutende  Änderungen  zur  FcAge  hatten,  im  Unterhaus  aiige> 
nommen.  Im  Laufe  der  letzten  Jahre  hatte  die  Regierung  nach 
und  nach  so  vide  ihrer  Anhänger  zu  Mitgliedern  des  Oberhauses 
•ernannt,  daß  die  Parteien  sich  hier  so  ziemlich  die  Wage  hielten; 
trotzdem  waren  die  Gegner  des  Gesetzes  noch  stark  genug.  Die 
Sache  ging  jedoch  sehr  zahm  aus,  indem  der  Präsident  des  Ober« 
hauses  den  Gesetzentwurf  als  einen  finanziellen  bezeichnete^  der 
ver£usungsgemäß  im  Oberhaus  nicht  abgeändert  werden  dürfte, 
sondern  in  der  vorliegenden  Form  anzunehmen  oder  zu  ver- 
werfen sei.  Die  Folge  war  die  Annahme  des  Gesetzes,  welches 
die  erste  Altersversidberung  ohne  Beitrage  der  versicherten  Per« 
sonen  darstellt  In  derselben  Legislaturperiode  wurde  auch  ein 
Gesetz  über  die  Reform  des  Kommunalwahlreclite  perfdct,  welches 
dasselbe  auf  die  Hohe  des  englischen  Wahlrechtes  erhob.  Die 
Kommunalpolitik  war  bis  dahin  ziemlich  vernachlässigt  worden, 
da  die  Reformpartei  ihre  ganze  Kraft  der  staatlidien  Gesetzgebui^ 
gewidmet  hatte;  auch  beute  noch  ist  das  Interesse  für  kommunale 
Angelegenheiten  ein  weit  geringeres  als  dasjenige  fiir  staatliche 
Maßnahmen. 

In  demselben  Parlament  (1897 — 1899)  wurde  noch  ein  Gesetz 
erlassen,  welches  die  Sonntagsarbeit  in  Bergwerken  verbot,  weil 
die  Bergwerksgeselischaften   nach   und  nach  den  sonntaglichen 

Ruhetag  für  sich  in  Anspruch  genommen  hatten;  ferner  ein  Ge- 
setz ,  welches  die  Errichtung  genügender  Schutzhäuser  für  die  Schaf- 
scherer  auf  den  großen  Schafzürhtcrcien  vorschrieb,  sodann  ein  Ge- 
setz, welches  das  im  Oktober  gefeierte  Arbeitsfest  zu  einem  öffent- 
lichen Feiertag  machte;  endlich  ein  Gesetz,  das  den  Unternehmern 
verbot  von  den  Lohnzahlungen  Abzüge  für  Unfallversicherung  zu 
machen,  ein  Gesetz,  welches  jedoch  teilweise  nur  fakultativ  ist. 

Die  Rej^ierun;4smajorität  war  ge^^cn  Knde  der  parlamentarischen 
Session  allmählich  stark  zusammengeschrumpft  und  die  Hoffnungen 
der  Opposition  wurden  neu  belebt.  Die  Wähler  blieben  jedoch 
dem  fortschrittlichen  Programme  treu  und  nach  der  Wahl,  die 
Ende  1899  Stattland,  sah  sich  die  Regierung  wiederum  an  der 
Spitze  einer  Majorität,  welche  der  am  Beginne  der  Session  1896 
ungefähr  gleich  war. 

Das  neue  Parlament  beschäftigte  sich  im  Jahre  1900  nui  einem 
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Gesetzentwurf  über  die  Entschädigung  von  Arbeitern  für  Unfälle  usw. 
In  der  Form,  in  welcher  dieser  Entwurf  Gesetz  wurde,  kann  er  als 
sehr  weitfjehcnd  angeschen  werden.  Da  der  Wortlaut  es  zweifel- 
haft erscheinen  ließ,  ob  auch  die  ländlichen  Arbeiter  unter  seine 
Bestimmuncren  fielen,  so  wurden  dieselben  1902  ausdrücklich  ein- 
bezo[:jen.    Ks   sei   hier   erwähnt,   daß  bereits  die  F.rrichtung 

eines  staatlichen  ünfallversicherunp;-amtes  erfols^t  war,  hauptsächlich 
um  die  Versicherung  desim:,  en  Risikos  zu  ermöglichen,  welrhcs 
das  Gesetz  den  Arbcitgcberti  für  Unfälle  ihrer  Arbeiter  auferlegt 
hatte.  Im  Jahre  1900  wurde  ferner  ein  liesetz  erlassen,  welches 
die  Zahlung  bestimmter  Minimallöhne  bei  allen  von  öffentlichen 
Körpenschaften  vergebenen  Submissionen  vorschrieb. 

In  demselben  Jahre  wurde  der  Landwirtschaftsminister  John 
Mc  Kenzie  durch  Krankheit  <:^enötigt  sein  Amt  niederzulegen;  er 
starb  im  Jahre  1901,  nachdem  er  —  wie  vor  ihm  Bailance  und 
Atkinsoii  —  seine  Gesundheit  dem  Staatsdienst  geopfert  hatte. 

Das  Jahr  1901  brachte  ein  Gesetz,  durch  welches  die  Regierung 
in  den  Stand  gesetzt  wurde,  Kohlenbergwerke  zu  erwerben  und  zu 
betreiben.  Es  sollten  in  erster  Linie  die  Bedürfnisse  der  Staats- 
cisenbahn  und  Staatsdampfer  liierdurch  befriedigt  werden,  etwaige 
Überschüsse  dürfen  auf  dem  Markt  verkauft  werden;  die  Absicht 
war,  ein  drohendes  Kohlenmonopol  zu  verhindern. 

Im  Jahre  1902  ist  nur  ein  Ciesetz  über  Beaufsichti^^unf^  von 
Maschinen  zu  erwähnen,  v.  cU  lies  eine  Anzahl  h  iihcrcr  Bestimmungen 
konsolidierte.  Das  neue  Parlament  (1900 — 1902;  liat  sich  weniger 
mit  neuen  Maßnahmen  als  vielmehr  mit  dem  Ausbau  der  allen  be- 
faßt, es  wurde  besonders  die  Fabrikgesetzgebung  und  diejenige 
über  die  Einigungsämter  weiter  ausgebaut,  wobei  die  letzteren  von 
der  Opposition  stark  angegriffen  wurden. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1902  gelang  es  der  liberalen  Partei, 
zum  vierten  Male  siegreich  aus  der  allgemeinen  Wahl  hervorzugehen, 
ihre  Majorität  stieg  sogar  unerwarteterweise  auf  die  Höhe  der  bis 
dabin  unenreichten  von  1893.  Das  neue  Parlament  ist  dasjenige, 
welches  heute  im  Amte  ist  Es  bat  bereits  gute  Aibdt  geleistet:  das 
Arbeitsamt  wurde  gesetzlich  konstituiert  und  ihm  die  Befug- 
nisse verliehen,  deren  es  zu  seiner  Arbeit  bedarC  Es  steht  unter 
der  Leitung  von  £.  Trcgear,  der  es  bereits  mit  so  grofiem  Erfolg 
in  seiner  früheren  Form  geleitet  hatte.  Es  mag  sonderbar  er* 
sdieinen,  da6  man  diesem  so  wichtigen  Amte  erst  jetzt  eine  gesetz- 
liche Basis  gab ;  man  mufi  jedoch  bedenken,  dafl  bei  seiner  Ein* 
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riditung  <fie  Arbeiterschutzgesetzgebung  noch  in  den  Kinderschuhen 
steckte  und  die  Regierung,  die  damals  ihrer  Majorität  durchaus 
nicht  sicher  war,  hielt  es  fiir  richtiger  dies  so  viel  angefeindete  Amt 
nicht  den  Angriffen  in  der  Kanmier  auszusetzen.  Spater  war  man 
zufrieden,  keine  Änderungen  zu  machen,  jeut  aber  ist  auch  dieses 
Amt  in  den  Verwaltungskörper  der  Kolonie  fest  eingegliedert,  so 
daß  auch  ein  reaktionäres  Ministerium  ihm  nicht  viel  schaden  kann. 
Ein  sozialistisches  Gepräge  tragt  die  Gesetzgebung  über  staatliche 
Feuerversicherung,  die  schon  seit  Jahren  zur  Diskussion  gestanden 
hat.  Sie  wird  jedenfalls  dazu  beitragen,  daß  kein  Syndikat  der 
Versicherungsgesellschaften  die  Prämien  allzusehr  in  die  Höhe  treiben 
kann;  dem  Widerstand  der  Gesellschaften  ist  es  zu  verdanken,  daft 
diese  Mafiregel  erst  jetzt  zur  Durchfuhrung  gdangte.  Die  R^enu^ 
ist  zurzeit  mit  der  Organisation  dieses  neuen  Amtes  beschäftigt. 
Durch  das  Gesetz  über  den  Export  von  Landesprodukten  sowie 
durch  dasjenige  gegen  die  Schädlinge  in  den  Obstplantagen  usw. 
erhielt  die  Regierung  eine  weitgehende  Kontrolle  über  den  Ausfuhr» 
handcl;  sie  hat  jetzt  genügende  Befugnisse  um  die  Ausrottung  von 
Schädlingen  der  Obstindustrie  in  die  W^e  zu  leiten.  Ein  weiteres 
Gesetz  gab  der  Regierung  einen  Anteil  und  die  Kontrolle  über  die 
Bank  von  Neuseeland,  wir  werden  hierauf  noch  zurückkomme* 

Wir  haben  hiermit  die  wichtigsten  Maßnahmen  des  neuen  Re- 
gimes bis  auf  den  heutigen  Tag  Revue  passieren  lassen ;  es  ist  selbst- 
verständlich, daß  die  besprochenen  Maßnahmen  nur  einen  (geringen 
Teil  der  Gesetze  und  Verordnungen  umfassen,  die  während  dieser 
Periode  erlassen  wurden  und  unter  denen  sich  manche  interessante 
halbsozialistischen  Maßnahmen  befinden.  Zu  erwähnen  wäre  viel- 
leicht noch  die  imperialistische  Politik  der  liberalen  Rej:^icrung,  be- 
sonders die  tatkräftige  Unterstützung,  die  dem  Mutterlande  während 
des  1  ransvaalkrieges  zuteil  wurde  und  ebenso  die  Schaftüng  eines 
ZoUtarifes,  durch  welchen  Großbritannien  eine  bcvorzu^ji^tc  Stellung 
einc^cräumt  wird.  Neuseeland  hat  hierdurch  gezeigt,  daß  sich  eine 
in  i[  H- i.iliijtische  Politik  auf  breiter  Grundlage  wohl  vereinigen  laßt 
mit  der  Durchführung  weitgehendster  sozialer  Reformen  im  Ifuien». 

a.  Der  wirtschaftliche  Aufschwung. 

Wenn  wir  die  Wirkui^en  der  geschilderten  Politik  untersuchen 
wollen,  so  ist  vor  allem  zu  sagen,  dafi  Neuseeland  sich  während 
der  letzten  Jahre  eines  al^emeinen  Wohlergehens  erfreut  hat  und 
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daß  die  Kolonie  sich  in  einer  günstigen  Lage  befindet  Das  müssen 
selbst  die  exbittertsten  Gegner  der  liberalen  Regierung  zugeben. 
Seit  dem  Beginn  des  neuen  Regimes  im  Jahre  1891  ist  der  Wert 
der  in  der  Kolonie  hergestellten  Fabrikate  von  8  auf  17  MilL  £ 
gestiegen ;  der  Aufienhandel  von  16  auf  27  MUl.  die  Sparkassen- 
einlagen von  3  auf  S  MilU  die  Erträgnisse  der  Einkommensteuer 
von  67000  £  auf  200000  M.  Die  staatlichen  Einkünfte  sind  io 
ständiger  Zunahme  begriffen  und  werfen  seit  Jahren  Überschösse  abv 
die  hauptsachlich  zu  öffentlichen  Bauten  verwendet  werden;  die  Be- 
siedelung  des  Landes  ist  entsprechend  dichter  geworden  und  die 
Arbeitslosigkeit  hat  sich  in  engen  Grenzen  gehalten. 

Die  Zunahme  des  Volksreichtums  ist  nicht  das  Resultat  einer 
starken  Bevolkerungsvermehrung  durch  Einwanderung  oder  Geburten- 
überscfaufi,  sondern  ist  vielmehr  einer  gesteigerten  Produktivität  zu 
verdanken.  Im  Jahre  1902  schätzte  man  das  Privatvermögen  per 
Kopf  im  Durchschnitt  auf  297  £  gegen  233  £  im  Jahre  1893. 
Zahlen  wie  die  obigen  können  natürlidh  ein  sehr  irreführendes  Bild 
der  Lage  eines  Volkes  geben;  aber  man  darf  wohl  behaupten,  dad 
in  Neuseeland  die  produzierende  Bevölkerung  —  sowohl  die  Lohn- 
aibdter  wie  die  Bauern  —  sich  einen  großen  Teil  dieses  zahlen- 
mäßig dargestellten  Zuwachses  gesichert  haben  und  daß  die  Ver- 
teilung tatsachlich  eine  einigermaßen  gerechte  ist.  Dies  ist  zum 
großen  Teil  der  Gesetzgebung  des  neuen  Regimes  zu  verdanken, 
die  die  MonopoHsierung  des  Grundbesitzes  eingeschränkt  und  die 
den  Arbeitern  durch  die  Wirkungen  des  Einigungsamtes  und  ähn- 
licher Gesetze  eine  bessere  Bezahlung  gesichert  hat. 

Betrachten  wir  die  Zunahme  des  Wohlstandes  ohne  Rücksicht 
auf  seine  X'erteilung,  so  scheint  es  fast  unnötig  auf  die  befruchtende 
Wirkung  der  liberalen  Politik  hinzuweisen,  die  eine  dichtere  Be- 
siedelung  förderte,  billiges  Geld  und  sachverständigen  Rat  für 
Meliorationen  schaffte,  den  Staatseiscnbahnbetrieb  nach  den  Wün- 
schen der  Produzenten  gestaltete  und  den  Exporthandel  über- 
wachte. Lassen  wir  uns  mit  diesem  Hinweis  auf  den  Anteil  der 
liberalen  Politik  an  dem  Gedeihen  des  I^andes  genügen.  Andere 
Faktoren  sollen  nicht  vergessen  werden  —  unter  diesen  ist  vor 
allem  zu  erwähnen  die  Möglichkeit,  leicht  verderbliche  Nahrungs- 
mittel in  Kühlräumcn  auf  weite  Strecken  zu  transportieren,  des 
weiteren  die  ^ainsti^^en  Preise,  welche  die  neuseeländischen  land' 
wirtschaftlichen  Produkte  auf  dem  Weltmärkte  erzielt  haben. 

Da  Neuseeland  auf  den  Zufluß  fremder  Kapitalien  angewiesen 
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ist,  SO  muß  es  mehr  exportieren  als  importieren,  um  seinen  Ver« 
pflichtungen  nachkommen  zu  können.  Bis  jetzt  sind  Ackerbau  und 
Viehzucht  die  Haupterwerbsquellen  des  Landes.  Für  den  Export 
kommen  vor  allem  Wolle,  gefrorenes  Fleisch  sowie  Butter  und  Käse 
in  Frage,  die  gewerbliche  Produktion  (besonders  die  Herstellung  von 
^gebrauchsfertigen  Gegenständen)  kommt  erst  in  zweiter  Reihe, 
nimmt  aber  unter  der  Herrschaft  des  Schutzzolles  standig  zu,  doch 
Icommen  ihre  Erzeugnisse  nur  auf  die  lokalen  Märkte.  Obgleich 
der  Goldexport  ziemlich  beträchtlich  ist,  so  ruht  doch  die  Gold- 
produktion Neuseelands  auf  keiner  durchaus  sicheren  Basis  und 
mit  einigen  Ausnahmen  ist,  in  Ansehung  des  zu  verzinsenden 
Kapitals,  der  Ertrag  der  Minen  zu  ungleich  und  unzuverlässig,  um 
den  Goldexport  in  der  Handelsbilanz  der  Kolonie  in  den  Vorder- 
grund zu  stellen.  Die  Kohlcnproduktion  genügt  eben  für  den 
lokalen  Konsum ;  die  Eisenindustrie  ist  noch  unentwif-krll. 

So  ist  die  Kolonie  hauptsächlich  auf  den  Verkauf  landwirt- 
schaftlicher Produkte  angewiesen.  Als  vor  etwa  30  Jahren  der 
grolk  Preissturz  in  Wolle  und  Weizen  stattfand,  wurde  Neuseeland 
hart  getroffen  und  eine  allgemeine  Depression  trat  ein.  Gerade  zu  der 
ungünstigen  Zeit,  anfangs  der  80  er  Jahre,  wurde  die  künstliche 
Konser\ lerung  durch  Kühlmaschinen  auf  den  überseeischen  Dampfern 
eingeführt  und  dadurch  die  Antipoden  in  den  Stand  gesetzt,  die 
Versorgung  des  großen  englischen  Marktes  mit  frischem  Fleisch  usw. 
zu  übernehmen.  Die  ganze  Situation  war  verändert.  Fleisch, 
Butter  u.  v.  w.  konnten  nur  gefroren  ausgeführt  werden  und  der 
Handel  mit  diesen  Produkten  hat  in  den  letzten  Jahren  zum  Segen 
Neuseelands  ungeheuer  zugenommen.  Auf  den  Cbcrseemärkten  — 
womit  in  Neuseeland  tatsächlich  England  gemeint  ist  —  haben  die 
Produzenten  durchschnittlich  recht  lohnende  Preise  erzielt,  besonders 
in  den  letzten  zwei  oder  drei  Jahren.  Zeiten  mit  niederen  Preisen 
wären  natürlich  ein  negativer  Faktor  in  der  Entwicklung  der 
Kolonie. 

3.   Die  gewerblichen  Schiedsgerichte.  ^) 

Wir  sind  nun  genügend  orientiert  um  einige  der  wichtigsten 
den  Grundbesitz  und  die  Arbeitsverhältnisse  betreffenden  Gesetze 
naher  zu  betrachten.  In  der  Gruppe  der  letzteren  ist  unstreit^  das 

Vgl.   die  Abhandlung   von  W.  P.  Rcevcs:  „Die  obligatorischen  Schiedb» 
gerichte  in  eioigeii  englischen  Kolonien**;  in  diesem  Archiv  B4.  XI,  S.  635 — 57. 
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wichtigste  das  Gesetz  über  die  gewerblichen  Einigungsämter  und 
Schiedsgencbte  (Industrial  Conciliation  and  Arbitration  Act),  oder 
wie  wir  es  kürzer  und  bezeichnender  nennen  können,  das  Gesetz 
über  die  obligatorischen  Schiedsgerichte,  denn  der  Zwang  ist  seiii 
vitales  Prinzip.  Obgleich  dieses  neuseeländische  Gesetz  den 
Nationalökonomen  bekannt  sein  wird,  sollen  hier  seine  Hauptpunkte 
kurz  aufgeführt  werden.  Das  Gesetz  hat  zur  Voraussetzung  das 
Vorhandensein  gewerblicher  Vereinigungen,  welche  aus  zwei  oder 
mehr  Unternehmern  oder  aus  7  oder  mehr  Arbeitern  bestehen, 
die  behördlich  eingetragen  werden  können  und  dann  den  Be« 
Stimmungen  des  Gesetzes  unterstehen.  Jede  solche  Vereinigung 
kann,  wenn  sie  bestimmte  Bedingungen  erfüllt  hat,  einen  Streitfall 
vor  das  Tür  den  industriellen  Distrikt  bestehende  Einigungsamt 
brinf^en.  Wenn  das  Amt  keine  Einigimg  zustande  bringt,  kann 
der  Fall  vor  das  Schiedsgericht  gebracht  werden,  dessen  Entschei- 
dung Rechtskraft  hat  wie  diejenige  des  obersten  Gerichtshofes. 
Die  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  kann  gegen  einen  einge- 
trap^^enen  Verein  von  Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern  oder  gegen 
einen  einzelnen  Unternehmer  bis  zu  einer  Summe  von  500  £  an- 
gerufen werden. 

Das  Gesetz  ist,  wie  schon  erwähnt,  1894  angenommen  worden; 
doch  dauerte  es  einige  Zeit,  bis  die  Arbeiter  seine  Tragweite  er- 
kannt und  noch  länger  währte  es,  bis  die  Unternehmer  sich  in  die 
neue  Sachlage  fanden  und  sich  demgemäß  organisierten.  In  den 
letzten  Jahren  haben  indessen  die  Arbeiter  ihre  anfängliche  Zu- 
rückhaltung reichlich  wieder  gut  gemacht,  ja  es  ist  ihnen  sogar,  selbst 
von  Freunden  des  Gesetzes,  die  an  seinem  Zustandekommen  stark 
beteiHgt  waren,  vorgeworfen  worden,  daß  sie  zu  weit  in  ihren 
Forderungen  gingen.  Doch  kann  man  dies  ruhig  für  eine  vorüber- 
gehende Phase  halten.  Das  Gesetz  sollte  vor  allem  Streiks  und 
Aussperrungen,  die  sich  aus  Streitigkeiten  zwischen  Arbeit  und 
Kapital  entwickeln,  verhindern;  die  Schiedsgerichte  sind  aber  in 
praxi  die  Instanz  ;ycworden,  die  über  Löhne,  Arbeitszeiten  und 
alle  Arbeitsbedingu Ilgen  in  der  ganzen  Industrie  entscheidet  und 
die  gelegentlich  die  geheiligte  Lehre  von  \i;L;eijot  und  iNachhage 
ziemlich  respektlos  behandelt.  Wir  hc!)ca  hervor,  daLi  die  zur- 
zeit im  Gesetz  cnthallciic  DcliaiLiua  voa  „Arbeiter"  so  lautet:  jede 
Person  jeglichen  Alters  und  Geschlechts,  die  von  irgend  einem 
Unternehmer  gedungen  ist,  gelernte  oder  ungelernte,  Hand-  oder 
Schreibarbeit  (ur  Lohn  oder  Entgeld  zu  verrichten/'  —  Für  fast 
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jedes  Gewerbe  in  der  Kolonie  besteht  so  eine  besondere  Lohn-  und 
Arbeitsordnung  in  Gestalt  eines  gesetzlich  zustande  gekommenen 
Einigungsbeschlusses  oder  Schiedsspruches,  ihre  Zahl  beträgt  zur 
Zeit  über  200, 

Während  tatsächlich  alle  Gewerbe  in  der  Kolonie  unter  dem 
Gesetz  organisiert  sind,  überwiegen  doch  die  unoriganislerten  Ar- 
beiter; auch  bei  den  Unternehmern  verhält  es  sich  ähnlich.  Da 
das  ursprüngliche  Gesetz  die  Kldung  gewerblicher  Vereinigungen 
unterstützen  wollte^  so  hat  das  Schiedsgericht  den  Anbrüchen  der 
organisierten  Arbeiter  auf  Bevorzugung  gegenüber  den  nichtoigani- 
sierten  meistens  Rechnung  getragen.  Bedenkt  man,  da6  die  un* 
organisierten  Arbeiter  bei  jeder  anderen  Gelegenheit  die  von  ihren 
organisierten  Genossen  erkämpften  Vorteile  mitgenießen,  so  schdnt 
dies  nur  gerecht  und  vernünftig. 

Die  Lage  des  Arbeiterstandes  hat  sich  durch  die  Wirkungen  des 
Gesetzes  erheblich  verbessert  Wo  die  Arbeiter  nicht  alles  erreicht 
haben,  was  sie  wollten,  haben  sie  doch  meist  einen  guten  TeO 
ihrer  Forderungen  durchgesetzt  Doch  darf  man  nicht  glauben,  daß 
die  Arbeiter  nur  den  Mechanismus  des  Gesetzes  in  Bewegung  zu 
setzen  brauchen,  um  erhöhte  Lohne  oder  andere  Vorteile  zu  er- 
langen. Um  einzelne,  gegenteilige  Beispiele  anzuführen,  wurden 
Minenarbeiter  in  den  Auckland-Goldfeldem  ebenso  wie  die  Arbeiter 
an  den  Setzmaschinen  von  dem  Schiedsgericht  energisch  abgewiesen. 
Ja  selbst  Herabsetzung  der  Lohne  oder  dementsprechende  Mafl- 
nahmen  sind  vorgekommen.  In  solchen  Fällen  haben  sich  die 
Arbeiter  dem  Schiedssprudi  loyal  unterworfen  und  wenn  auch  im 
Arger  drohende  Äufierungen  gefallen  sind,  hat  die  Vernunft  zuletzt 
doch  immer  die  Oberhand  behalten.  Desgleichen  haben  die  Arbeit- 
geber das  Gesetz  und  seine  Bestimmungen  respektiert 

So  sind  die  pessimistischen  Vorhersagungen  der  kapitalistischen 
Kritiker  des  Gesetzes  nicht  in  Erfüllung  gegangen:  Das  Gesetz 
sollte  die  Industrie  lähmen;  wir  finden  aber,  daß,  während  1895,  als 
das  Gesetz  in  Kraft  trat  2g  Sy^  Fabrikarbeiter  in  der  Kolonie  gezahlt 
wurden,  ihre  Zahl  im  Jahre  1903  59049  betrug,  außer  den  etwa 
2200  Arbeitern  der  Regierungswerkstätten.  Solche  Zahlen  zugleich 
mit  den  oben  angeführten  Zahlen  über  den  allgemeinen  Wohlstand 
sprechen  für  sich  selbst. 

Neuerdings  ist  vielfach  behauptet  worden,  daß  das  Gesetz  den 
Arbeitern  nicht  wirklichen  Nutzen  gcbrachr  habe,  da  es  eine  Ver- 
teuerung der  Lebenshaltung  verursacht  habe.  In  den  letzten  zwei 
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bis  drei  Jahren  ist  unleugtMU*  eine  starke  Preissteigerung  eingetreten, 
doch  können  wir  der  Wirkung  des  Gesetzes  nach  dieser  Richtung 
hin  keinen  so  starken  Einfluß  einräumen.  Der  Durchschnittskritiker 
übersieht  andere  handgreifliche  Ursachen»  vor  allem  die  grofle  Zu- 
nahme des  Produktenexportes,  Wenn  die  Erträgnisse  der  Kolonie 
an  Nahrungsmitteln  wie  Fleisch,  Butter,  Kase  mit  Profit  exportiert 
werden  können,  anstatt  wie  früher  den  lokalen  Markt  zu  über- 
schwemmen, versteht  es  sich  von  selbst,  dafi  eine  Preissteigerung 
auf  dem  letzteren  eintreten  mud.  Auch  hat  eine  solche  Zu- 
nahme des  Wohlstandes,  wie  die,  deren  sich  die  Kolonie  nun  seit 
Jahren  erfreut,  gewöhnlich  überall  ein  Anwachsen  der  Lebenskosten 
zur  Folge.  Die  Mieten  sind  z.  B.  in  Neuseeland  stark  in  die  Höhe 
gegangen  und  zwar  viel  stärker,  als  die  Erhöhui^  der  Baukosten 
durch  Entscheidungen  des  Schiedsgerichtes  auch  nur  entfernt  be- 
tragen könnte.  Ferner  ist  auch  zu  bemerken,  daß  nicht  alle  Güter, 
deren  Produktion  sich  unter  der  Herrschaft  der  schiedsgerichtlichen 
Entscheidungen  vollzieht,  teurer  geworden  sind.  Dies  zeigt  ebenfalls^ 
daß  andere  Faktoren  die  Verteuerung  der  Lebenshaltung  bedingen. 
Welches  auch  immer  die  Ursachen  dieser  Verteuerung  sein  mögen, 
so  behaupten  die  organisierten  Arbeiter  doch,  daß  das  Gesetz 
ihnen  Vorteile  gebracht  habe,  die  Löhne  sind  eben  noch  stärker 
gestiegen  als  die  Preise. 

Das  Schiedsgerichtgesetz  ist  stetig  verbessert  und  sein  Wirkungs- 
kreis mit  zunehmender  Erfahrung  vergrößert  worden.  Das  Gesetz 
wurde  1900  kodifiziert,  doch  erhielt  es  1901  und  1903  weitere  Zu- 
sätze. Die  Einigungsamter  waren  eine  Zeitlang  etwas  in  Mißkredit 
geraten,  da  sie  wenig  freiwillifj^c  Übereinkommen  zustande  brachten 
und  dicTäticrkcit  eines  derselben  sogar  berechtigte  Mißbilligung  hcr\'or- 
rief.  Das  Zusatzgesetz  von  1901  gab  jeder  Partei  in  einem  gewerb- 
lichen Streit  das  Recht,  unter  Umgehung  des  zuständigen  Einigungs- 
amtes sogleich  da.s  Schied'^LTcricht  anzurufen.  Eine  Folge  davon 
war  die  Geschäftsüberhäutung  des  Schiedsgerichtes  und  die  An- 
sichten über  diese  Ausschaltung  der  Einigungsämter  sind  noch  geteilt. 
Die  Preuiide  der  Einigungsämter  weisen  unt^r  anderem  darauf 
hin,  daß  selbst  wo  sie  keine  Einigung  erzielten,  die  Amter  doch 
wertvolle  Arbeit  leisteten,  indem  sie  das  Material  beschafften  und 
sichteten  und  so  dem  Schiedsgericht  viel  fruchtlose  Mühe  ersparten. 
Jetzt  kann  das  ordentliche  Schiedsgericht  auch  noch  auf  andere 
Weise  ausgeschaltet  werden,  indem  nämlich  ein  Fall,  auf  Wunsch 
einer  der  Parteien  einem  besonderen,  nur  für  diese  Gelegenheit 
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vorübergehend  konstituierten  und  aus  Sachverständigen  zusammen- 
gesetzten Einigungsamt  vorgelegt  werden  kann. 

Andere  wichtige  Zusätze  zu  dem  Gesetz  unterstellen  die  auto- 
matische Ausdehnung  der  Schiedssprüche  auf  ganze  industrielle 
Distrikte  resp.  ihre  Beschränkung  auf  gewisse  Teile  desselben  der 
Entscheidung  des  Schiedsgerichtshofes.  Um  der  schwierigen  Fra^, 
wie  der  Konkurrenz  zwischen  zwei  Distrikten  abzuhelfen  sei,  zu 
begegnen,  hat  der  Gerichtshof  die  Macht  erhalten,  den  Schieds- 
spruch, der  in  einem  Distrikt  geiaUt  wurde,  auf  andere  mit  jenem 
konkurrierende  auszudehnen. 

Die  Rcgicrutitr  von  Neuseeland  hat  sich  mit  Konsequenz  und 
nicht  ohne  i;utc  (iriinde  gegen  die  Einbeziehung  der  Staatsange- 
stcllteti  unter  die  Gerichtsbarkeit  der  Schiedsi^crichte  gewehrt.  Diese 
ablehnende  Haltun<j  mußte  i^efjeri  den  fortschrittlichen  inUv^cI  der 
Liberalen  und  seltsamer  weist  ntich  f^et^en  die  Opposition  xerteidii:^ 
werden.  Die  letztere  hatte  aber  wohl  nur  die  Absirht,  die  Kc- 
gierunf^  in  \'crlef^enheit  zu  setzen.  Es  ist  indessen  bemerkenswert, 
daß  die  Regierung  in  einem  Falle  nachgab:  nach  dem  Gesetz  von 
1900  gilt  die  vereinigte  Gesellschaft  der  Eisenbahnangestellten  als 
eingetragener  Gewerkverein  und  der  Eisenbahnminister  ihm  gegen- 
über als  Unternehmer.  Diese  (jcsetzgebung  würde  einen  Streik,  wie 
denjenigen  der  vor  kurzem  in  Ungarn  den  V^erkehr  hemmte  und 
so  bedauerliche  Resultate  zeigte,  in  Neuseeland  auf  alle  Zeiten  un- 
möglich machen.  Die  betr.  Paragraphen  des  Gesetzes  sind  jedoch 
bis  jetzt  noch  nicht  in  Kraft  getreten. 

Die  wichtigste  neuerliche  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes 
bestimmt,  daß  verabredete  Handlungen  beider  Parteien,  wie  Streiks 
oder  Aussperrungen,  nach  dem  Gesetz  strafbar  sind.  Früher  hatte 
man  angenommen,  daß  solche  Handlungen  nur  strafbar  seien,  so- 
lange der  Streitfall  bei  Gericht  anhängig  war,  aber  nicht  nach  der 
Fällung  des  Urteils.  Jetzt  kann  man  wohl  ohne  Einschränkung 
sagen,  daß  in  der  organisierten  Industrie  Neuseelands  Streiks  und 
Aussperrungen  ungesetzlich  sind.  Die  obige  Entscheidung  wurde 
im  Zusammenhang  mit  einem  Streik  in  der  Möbelindustrie  in  .\uck- 
land,  der  viel  Aufsehen  erregte,  gefällt.  Das  Gesetz  hat  aber  seit 
seinem  Bestehen  den  Streiks  und  Aussperrungen  organisierter  Ar- 
beiter tatsächlich  schon  ein  Ende  gemacht;  ein  oder  zwei  un- 
bedeutende Arbeitsniederlegungen  haben  bei  den  unorganisierten 
Arbeitern  stattgefunden,  sie  verdienen  aber  nicht  der  Erwähnung. 

Das  Gesetz  über  Schiedsgerichte  hat  das  Glück  gehabt,  sich  in 
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Neuseeland  unter  günstigen  Bedingungen  einzubürgern.  £ine  ver- 
ständnisvolle Verwaltung  und  die  günstige  parlamentarische  Lage 
haben  ihm  über  die  eisten  kritischen  Stadien  hinweggeholfen.  Seit- 
dem es  in  Kraft  ist,  haben  Handel  und  Gewerbe  zugenommen, 
während  zugleich  die  Produkte  Neuseelands  im  Preise  stiegen» 
Des  weiteren  hat  es  den  Vorteil,  in  einem  gut  geleiteten,  die  Ge- 
setze achtenden  Staatswesen  gehandhabt  zu  werden,  dessen  Ein- 
wohner einen  stark  entwickelten  Bürgersinn  besitzen* 

Wir  können  hier  nicht  entscheiden,  ob  obligatorische  Schieds- 
gerichte nach  dem  Neuseeländischen  System  in  alteren  und  volks- 
reicheren  Ländern  denselben  Erfolg  haben  würden.  Das  beste 
Zeugnis  ist  dem  neuseeländischen  System  von  Neusüdwales  und 
Westaustralien  ausgestellt  worden,  die  nach  seinem  Vorbild  ähn- 
liche Gesetze  erlassen  haben.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Australien 
bereiten  ein  Gesetz  über  Schiedsgerichte  vor  und  Victoria  scheint 
seine  Lohnämter  durch  Schied^erichte  ersetzen  zu  wollen. 

Alles  in  allem  kann  man  ruhig  sagen,  daß  das  Gesetz  über 
Schiedsgerichte  in  Neuseeland  mit  bemerkenswertem  Erfolg  funk- 
tioniert hat  und  noch  funktioniert. 

4.  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Die  Fabriken.  In  seinem  im  Jahre  19OI  kodifizierten  Fabrik- 
gesetze besitzt  Neuseeland  eine  ausgezeichnete  und  fortgeschrittene 
Regelung  dieser  Verhältnisse.  Nur  wenige  Arbeiter  fallen  nicht 
unter  das  Gesetz,  da  das  letztere  als  Fabrik  oder  Werkstätte  jeden 
Ort,  wo  zwei  oder  mehrere  Personen  fiir  Lohn  g^ewerblich  ar- 
beiten, bezeichnet-  Kein  Kind  unter  14  Jahren  darf  in  Fabriken 
arbeiten.  Der  Schulgesetzgebung  der  Kolonie  entsprechend  muft 
jedes  Kind,  ehe  es  in  eine  Fabrik  geht,  die  4.  Klasse  der  staatlichen 
Schule  besucht  oder  ein  entsprechendes  Examen  abgelegt  haben. 
Die  Arbeit  von  jungen  Leuten  beiderlei  Geschlechts  und  von  Frauen 
in  cjefährlichen  oder  gesundheitschädlichen  Gewerben  unterliegt 
weitgehenden  Beschränkungen.  Die  Arbeitswoche  für  Frauen  und 
Knaben  unter  16  Jahren  beträgt  45  Stunden;  wird  über  diese  Zeit 
hinaus  gearbeitet,  so  müssen  Uberstunden  bezahlt  werden,  doch 
ist  auch  die  Zahl  der  jährlichen  gestatteten  Überstunden  beschränkt. 
Für  Männer  ist  keine  Maximalarbeitszeit  vorgesclirieben,  doch  muli 
die  Arbeitszeit,  die  48  Stunden  in  der  Woche  überschreitet,  be- 
sonders bezahlt  werden.   Gewöhnlich  sind  die  Arbeitsstunden  so 
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eint^erichtet,  daß  der  Srimsla^  ein  halber  Feiertag  ist.  Knaben  und 
Mädchen  dürfen  unter  keinerlei  Vorwand  ohne  Lohn  beschäftiget 
werden,  der  Lohn  darf  nicht  unter  5  Shilling  per  Woche  betraj^cn. 
Dem  „Scb.vritzsysteiii"  i'-t  durch  das  Verbot  des  Zwischenmeister- 
wesens in  der  Bekleidungsindustrie  so  ziemlich  ein  Ende  gesetzt 
worden,  und  die  Vorschrift,  daß  Ku  :dunL;->^tücke  usw..  welrhe  in 
Privathäusern  oder  nicht  eingetragenen  Werkstätten  angck  tin 
worden  sind,  ein  sichtbares  Abzeichen  tragen  müssen,  haben  dem 
System  den  letzten  Stoß  versetzt;  so  wird  auch  das  Publikum  vor 
Ansteckungsgefahr  geschützt.  Für  sanitäre  und  hygienische  Arbeits- 
bedingungen, desgleichen  für  Unfallschutz  wird  aufs  beste  gesorgt. 

Die  Fabrikgesetzgebung  hat  sich  bei  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern vollkommen  eingebürgert,  sie  ist  auch  nicht  wie  das  Ge- 
setz über  Schiedsgerichte  ein  Gegenstand  der  öffentlichen  Dis- 
kussion. Es  ist  daher  auch  an  dieser  Stelle  nicht  nöttgi  näher  auf 
sie  einzugehen. 

Kaufläden  und  kaufmännische  .Angestellte.  Das 
Gesetz  über  Kaufläden  und  kaulniannische  Angestellte  hat,  nach- 
dem es  1894  in  Kraft  getreten  war,  mehrere  Jahre  lang  sehr  viel 
von  sich  reden  gemacht.  Dies  erklärt  sich  aus  der  Tatsache,  daß 
der  Geltungsbereich  des  Gesetzes,  der  Detailli.indel,  sich  in  steter 
i'uiilung  mit  dem  großen  Publikum  befindet.  Auch  ist  der  Durch- 
schnittsladcnbcsitzcr  ein  empfindliches  Individuum,  das  die  Gabe  zu 
haben  scheint,  über  ihm  angeblich  zugefugte  Benachteiligungen 
mehr  Geschrei  zu  erheben  als  die  meisten  anderen  Sterblichen. 
Doch  ist  man  allmählich  über  dieses  Stadium  hinausgekommen; 
die  Beteiligten  haben  steh  nach  und  nach  an  die  neuen  Vor- 
schriften gewöhnt  und  das  Gesetz  funktioniert  jetzt  ohne  erhebliche 
Reibung.  Die  wichtigste  Bestimmung  des  Gesetzes  schreibt  einen 
wöchentlich  halben  Feiertag  vor,  den  jede  Stadt  selbst  bestimmen 
kann  und  an  dem  die  Laden  geschlossen  sein  müssen*  Es  sind 
natürlich  Ausnahmen  vorgesehen,  aber  alle  Angestellten  müssen  an 
irgend  einem  Wochentag  einen  halben  Feiertag  erhalten.  Als  »An» 
gesteUte^  werden  alle  im  Detailhandel  beschäftigten  Personen  be- 
zeichnet,  auch  diejenigen,  welche  die  Waren  abliefern  oder  die  Auf» 
träge  einsammeln.  Abgesehen  von  den  halben  Feiertagen  brii^ 
das  Gesetz  den  kaufmännischen  Angestellten  manche  der  Wohl- 
taten, welche  die  Fabrikgesetzgebung  den  Arbeitern  verschafft  hat, 
hygienische  Arbeitsbedingungen,  Sitzgelegenheiten  usw.  sind  vor- 
geschrieben. Ein  firüher  Ladenschlu6  ist  durch  das  Gesetz  nicht 
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vorgesehen,  doch  dürfen  Frauen  und  jungre  Leute  beiderlei  Ge- 
schlechts unter  l8  Jahren  nicht  mehr  als  52  Stunden  in  der  Woche 
arbeiten,  nur  während  der  Inventuraufnahme  sind  Ausnahmen  hier- 
von o;cstattct.  Allen  Angestellten  muß  mindestens  eine  Stunde 
zur  Kinnahme  der  Mittag^smahlzeit  gewährt  werden. 

Bureaus  sollen  um  5  Uhr  geschlossen  werden  außer  an  Sonn- 
abenden, wo  um  I  Uhr  geschlossen  wird:  natürlich  sind  auch  hier 
Ausnahmen  vorgesehen,  so  z.  B.  beim  Bücherabschluß.  Das  Gesetz 
ist  jedoch  in  den  Bureaus  nie  streng  durchgeführt  worden;  vor 
einiger  Zeit  zeigte  man  in  Wellington  in  dieser  Beziehung  be- 
sonderen Eifer,  doch  erregte  dies  einen  Stumi  der  F.ntrüstung.  Die 
Mehrzahl  der  Angestellten  wünschte  oftenbar  eui  Eingreifen  der 
Gesetzgebung  nicht,  da  sie  glaubten,  sich  besser  zu  stehen,  wenn 
sie  sich  direkt  mit  ihren  Arbeitgebern  auseinandersetzten,  im  all- 
gemeinen sind  die  Bureaustunden  und  sonstigen  Gepflogen lioicn 
(inkl.  des  allgemein  gewährten  jährlichen  Urlaubs)  recht  günstige, 
so  daß  die  meisten,  die  dem  Gesetz  widerstrebten,  selber  nie  unter 
dem  Druck  ungünstiger  Bedingunjjen  gestanden  hatten.  Am 
schlechtesten  sind  die  Verhältnisse  bei  den  Banken,  welche  von 
ihren  Angestellten   viel  Nachtarbeit  ohne  Fxtrabezahlung  fordern. 

Das  Arbeitsamt  ist  bestrebt,  die  Arbeitsbedingung  der  in  Läden 
Angestellten  möglichst  mit  den  in  h'abriken  und  Werkstätten  vor- 
geschriebenen in  Übereinstimmung  zu  bringen,  besonders  soweit 
die  Arbeitszeit  für  Frauen  und  Jugendliche  in  Betracht  kommt. 
Man  sieht  nicht  ein,  warum  in  den  KauiiäUen  52  Stunden  ge- 
arbeitet werden  soll,  wenn  die  Arbeitszeit  in  Fabriken  45  Stunden 
beträgt,  besonders  da  die  Arbeit  in  den  ersteren  oft  schwerer  ist 
als  diejenige  in  manchen  i  abnken.  Auch  die  Festsetzung  einer 
Minimalaltersgrcnzc  von  14  Jahren  für  Ladcnbcdicnstcte,  sowie  die- 
jenige eines  Minimallohnes  wurde  vorgeschlagen;  ein  Gesetz- 
entwurf, der  eine  Reihe  von  diesen  Bestimmungen  enthielt, 
wurde  im  vorigen  Jahre  eingebracht,  gelangte  aber  infolge  der  Über- 
häufung mit  Geschäften  nicht  zur  Verhandlung,  ein  entsprechendes 
Gesetz  wini  wahrscheinlich  in  diesem  Jahre  erlassen  werden. 

Das  Gesetz  Über  Kaufläden  ebenso  wie  das  Fabrikgesetz  er- 
heischen, soweit  die  Beaufeichtigung  in  Betracht  kommt,  nicht  die 
Anstellung  von  besonderen  Au&ichtsbeamten.  In  den  Ideineren 
Städten  und  auf  dem  Lande  geschieht  die  Beau&ichtigung  durch 
bestimmte  Polizeibeamte  im  Nebenamt,  die  Polizei  ermangelt  in 
Neuseeland  des  militärischen  Charakters,  den  sie  auf  dem  euro- 
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päischen  Kontinente  trägt.  Sie  steht  in  frcuticllirhcr  Beziehung  zu 
dem  Publikum  und  eignet  sich,  was  Intelligenz  uivl  iiefähit^ng  aa- 
betrifft,  sehr  wohl  zur  Ausübung  von  Pflichten  wie  die  obigen. 

Der  Arbeitstag.  Die  drei  wichtigen  Gesetze,  mit  denen 
wir  uns  soeben  lieschäftigt  haben:  Einigungsämter,  Fabrik-  und 
Ladenaufsiclit  beschäftigten  sich  sämtlich  direkt  oder  indirekt  mit 
der  Länge  der  Arbeitszeit;  ein  Gesetz,  welches  nur  auf  diese  Be- 
zug hätte,  existiert  nicht.  In  den  letzten  zehn  Jahren  sind  \'er- 
schiedentlich  Gesetzentwürfe  über  den  Achtstundentag  eingebracht 
worden,  keiner  von  ihnen  ist  Gesetz  geworden.  Als  Grund  hat  man 
die  Abneigung  der  Regierung  ihre  eigenen  Angestellten  einem 
solchen  Gesetze  zu  unterstellen  angegeben,  der  wahre  Grund  ist 
jedoch,  daß  kein  besonderes  Bedürfnis  für  ein  derartiges  Gesetz 
vorhanden  ist  und  daß  selbst  die  Arbeiterpartei  sich  nicht  be- 
sonders für  ein  solches  interessiert.  Und  zwar  deshalb,  weil  seil 
langen  Jahren  der  gewohnheitsmäßige  Achtstundentag  das  normale 
in  den  meisten  Gewerben  ist;  dadurch  daß  das  Fabrikgesetz  be- 
stimmt, daß  über  48  Stunden  in  der  Woche  hinausgehende  Arbeit 
als  Oberzeit  zu  bezahlen  sei,  wird  die  Gewohnheit  gesetzlich  be- 
stätigt Auch  die  Entscheidungen  der  Einigungsämter,  die  sich 
fast  durchgehend  auf  die  Regulierung  der  Arbeitszeit  beziehen^ 
nehmen  den  Achtstundentag  als  Basis.  Das  Resultat  ist,  daß  mit 
wenigen  Ausnahmen  dieser  den  gewerblichen  und  anderen  Arbeitern 
in  Neuseeland  auch  gesetzlich  so  ziemlich  gesichert  ist  Nur  die 
Landarbeiter  haben  an  diesen  Vorteilen  noch  keinen  Anteil;  selbst 
Neuseeland  hat  bis  jetzt  die  Losung  des  schwierigen  Problems  der 
Lage  der  Landarbeiter  noch  nicht  in  Angriff  genommen.  Letztere 
haben  auch  selbst  noch  keine  Schritte  getan,  um  sich  zu  organi- 
sieren, trotzdem  sind  die  Bedingungen,  unter  denen  sie  l^ben,  keines* 
wegs  besonders  schlechte.  Ihre  Löhne  und  Lebenshaltung  stehen 
über  denjenigen  ihrer  europäischen  Berufsgenossen,  aber  im  Ver- 
gleich mit  den  gewerblichen  Arbeitern  der  Kolonie  stehen  sie 
doch  zurück.  Der  Grund  hierlur  liegt  in  der  durch  ihren  Beruf  er- 
zwungenen eigentümlichen  Art  der  Lebensweise  und  der  Arbeit» 
die  auch  fiir  die  sie  beschäftigenden  Bauern  und  Pächter  gilt 


5.  Die 

Die  Besteuerung  des 
große  Bedeutung,  welche  der 


Landfrage. 

Grund  und  Bodens.  Auf  die 
Landfrage  liir  die  Eroberung  der 
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politischen  Macht  seitens  der  liberalen  Partd  zukam,  ist  bereits  oben 
hingewiesen  worden;  wir  wollen  hier  zuerst  auf  die  verschiedenen 
Stadien  der  Besteuerung  des  Grundwertes  eingehen,  deren  Resultat 
in  einem  kombinierten  Grundwert*  und  Einkommenveranl^ungs- 
gesetze  kodifiziert  sind. 

Die  «^gewöhnliche  Grundsteuer"  wad  auf  den  unmdiorierten 
Wert  („unimproved  value")  des  Landes  unter  Abzug  der  Hypotheken- 
schulden erhoben;  soweit  die  steh  ergebende  Summe  weniger  als 
1500  jff  betragt»  bleiben  weitere  500  steuerfrei.  Die  Steuerrate 
beträgt  seit  dem  Bestehen  der  Steuer  i  d  per      (rund  4^/»o)* 

Hypotheken  unterliegen  ebenfalls  der  Grundsteuer  und  zwar 
gilt  der  Hypotheken  g  1  ä  u  b  i  g  e  r  prinzipiell  in  der  Höhe  des 
Wertes  der  Hypothek  als  £tgentümer,  doch  hat  er  seit  1902 
statt  I  d  nur  \  d  vom  ^  zu  zahlen.  Zu  der  gewöhnlichen 
Grnindsteuer  kommt  noch  eine  progressive  hinzu,  die  von  Be- 
sitzungen erhoben  wird,  deren  unmeliorierter  Wert  5000  oder 
mehr  beträgt  Hypotheken  dürfen  natürlich  bei  dieser  zweiten  Steuer 
nicht  nochmals  abgezogen  werden.  Von  1893  bis  1902  betrug  der 
Steuersatz  für  die  Zuschlagsteuer  Vs  ^  ^^i  Steuersummen  zwischen 
5000  und  lOOOO  und  stieg  in  Stufen  von  d  bis  auf  2  d 
vom  jff  bei  einem  Steuerkapital  von  2iocxx)  und  darüber. 
Letztes  Jahr  wurden  die  Steuersätze  vom  Parlament  revidiert;  die 
Skala  ist  verfeinert  worden  und  beginnt  jetzt  mit  ^/j,  d  vom  jff 
bei  einem  Wert  von  5000  ^  und  steigt  dann  in  Sechzehnte!  pence 
bis  zu  einem  Maximum  von  3  d,  wenn  die  Steuersumme  210000  jff 
und  darüber  beträfet. 

Alle  Eigentümer,  deren  l.ai\d  auf  weriifrer  als  500  unnielio- 
riertcn  Wert  geschätzt  wird,  sind  also  vollständirr  von  jeder  (Tnind- 
wertsteuer  befreit.  So  sind  tatsächlich  alle  kleinen  Grundbesitzer 
in  den  Städten  steuerfrei ;  und  da  auf  dem  Land  in  vielen  Teilen 
der  Kolonie  der  unmcliorierte  Wert  des  Grund  und  Bodens 
ziemlich  niedrij^^  ist,  so  sind  auch  viele  Bauern,  die  lOO — 3c» 
acres  b^^sitzcn,  in  derselben  günstigen  Lage.  Von  .ungefähr 
115  000  (irundbcsitzcrn  in  der  Kolonie  werden  nur  etwa  1S500 
von  der  Steuer  getroffen.  Unter  den  von  der  Steuer  Befreiten  be- 
finden sich  etwa  24000  ländUche  Grundbesitzer,  deren  Besitz  im 
ganzen  einen  unmcHorierten  Wert  von  4  5CX)0(:x)  JS  hat  und  66726 
Besitzer  von  städtischen  Grundstücken  im  Wert  von  6  500(X)0  .i^*. 
Dies  repräsentiert  für  den  Staat  einen  Einkommensverlust  von 
etwa  45000  jt\  wobei  der  obenerwähnte  Abzug,  welchen  die 
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mittleren  Grundbesitzer  fiir  die  ersten  500  £  nnachen  können,  noch 
nicht  ein<:^crcchnet  ist.  Abgesehen  vom  prinzipiellen  Standpunkt 
indessen,  liegt  es  auf  der  Hand,  daß  die  Erhebung  der  Steuer  von 
den  kleinen  Grundbesitzern  im  Vcrc^lcich  zum  Krtra^^^e  sehr  kost« 
spicli^  sein  würde.  Die  steuerzahlende  Minderheit  der  Grund- 
besitzer kontrolhcren  zusammen  Land  im  Wert  von  50 — 60  Mill.  £, 
so  daß  die  Steuer  auf  wirklich  lcistungsfähi<:(c  Schultern  fallt.  Die 
gewöhnliche  Grunrl'^tencr  bringt  jetzt  ungefähr  eine  Jahreseinnahme 
von  220000  £  und  die  progressive  Zusatzsteuer  etwa  800CX)  £. 

Die  Absicht,  welche  man  mit  der  frpschilderten  Besteuening 
verfolgte,  war  einmal,  den  unverdienten  Mehrzuwachs  zu  trcttc- 
und  dann  eine  Aufteilung  der  in  den  ersten  Dezennien  entstandenen 
großen  Besitzungen  herbeizuführen;  hierfür  rechnete  man  besonders 
auf  die  graduierte  Zusatzsteuer.  Eine  1 2  jährige  Erfahrunor  hat  aher 
gezeigt,  daß  die  Steuer  in  dieser  Beziehung  wenig  Erfolg  gehabt 
hat  Die  Zahl  der  allergrößten  Güter  hat  allerdings  etwas  ab.;e- 
nommen,  aber  dies  ist  hauptsachlich  auf  das  Vorgehen  der  Re- 
gierung zurückzuführen,  die  einige  der  größten  Besitzer  auskaufte. 
Die  Steuer  wird  allerdings  die  Aufteilung  und  Veräußerung  wert- 
voller brachliegender  Ländereien  beschleunigt  haben,  aber  wo 
es  sich  um  gute  sorgfältig  bebaute  und  ordentlich  verwaltete 
Besitzungen  handelte,  haben  die  Besitzer  die  Steuer  bczalilcn 
können  und  ihre  Ländereien  festgehalten.  Einige  Gr ui.Llb exilier 
zahlen  allein  an  Grundsteuer  ü!;)er  1000  jährlich  und  kommen 
doch  voran.  Wenn  so  die  W  iiiaiii^Lii  der  Steuer  nicht  sehr  ein- 
schneidende  waren,  so  hat  sie  doch  sehr  heilsam  gewirkt,  wenigstens 
in  den  letzten  10  Jahren.  Wir  müssen  nun  abwarten,  welchen 
Einfluß  die  neuerdings  erhöhten  Raten  der  höheren  Stufen  der 
progressiven  Zusatzsteuer  haben  werden.  Um  das  Steigen  des  un- 
verdienten Mehrzuwachses  zu  zeigen,  können  wir  erwähnent  daß 
von  1 891  — 1903  der  Wert  der  Liegenschaften  in  Neuseeland,  nach 
Abzug  der  Meliorationen  von  7$  Millionen  auf  103  MSlionen  ge- 
Stiegen  ist  Wie  schon  erahnt,  hat  das  Parlament  den  Steuetsati 
iiir  die  gewöhnliche  Grundsteuer,  der  jährlich  festgesetzt  wird,  nie 
über  den  ursprunglichen  Penny  vom  £  erhöht  Man  hätte  an- 
nehmen können«  daß  die  Schraube  bald  fester  angezogen»  dafi  et^ 
ein  zweiter  Penny  vom  £  gefordert  oder  die  steuerfreie  Swnme 
herabgesetzt  worden  wäre,  um  so  mehr,  als  Henry  Geoiires  ,3ingle* 
tax''  Theorie  in  der  Kolonie  eine  wachsende  Zahl  von  Anhängern 
besitzt  Indessen  zeigen  die  Tatsachen,  wie  wenig  eine  ökonomische 
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Doktrin,  selbst  wenn  sie  im  Prinzip  richtig  ist,  das  Volk  und  die 

Politiker  beeinflußt;  allerdings  muß  erwähnt  werden,  daß  die 
kleinen  und  mittleren  Grundbesitzer  in  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaft stark  vertreten  sind. 

Des  weiteren  hat  die  Kolonie  niemals  die  Grundsteuer  als  Haupt- 
einnahmequelle  betrachtet,  denn  diese  liegt  seit  langem  in  den 
Zöllen.  Die  Industriearbeiter  aber  sind  allgemein  an  der  Auf- 
rechterhaltuog  des  Zolkarifes  interessiert  und  die  freihändlerisch 
gesinnten  Bauern  fühlen,  daß,  wenn  derselbe  erheblich  herabgesetzt 
würde,  die  Grundsteuer  entsprechend  steigen  müßte.  Aus  der  in- 
direkten Besteuerung  (Zölle  und  Verbrauclisabgaben)  fließen  etwa 
drei  Viertel  des  Staatseinkommens,  aus  der  direkten  Besteuerung 
(Grund-,  Einkommen-  und  Stempelsteuer)  nur  ein  Viertel.  Das 
Einkommen  aus  den  Zöllen  ist  in  den  letzten  Jahren  besonders 
stark  gestiegen.  So  sind  auch  einige  Zölle  auf  Thee,  Kaffee,  Kakao 
und  d^l.  durch  die  gegenwärtige  Regierung  herabgesetzt,  oder  ganz 
auf^Tchobcn  worden,  ohne  daß  es  nöti^  war,  für  den  Ausfall  Ersatz 
zu  schatten.  Auch  in  anderer  Beziehung  sind  Konzessionen  ge- 
macht worden  und  doch  hat  das  Einkommen  der  Kolonie  in  den 
letzten  lo  Jahren  die  Ausgaben  beträchtlich  überstiegen. 

Jedenfalls  scheint  eine  Erhöhung  der  gewöhnlichen  Grundsteuer 
nicht  in  Aussicht  zu  stehen,  die  Verstärkung  der  Progression  für 
die  ganz  großen  Besitzungen  hat  aber  allgemeinen  Beifall  gefunden. 
Selbstverständlich  werden  davon  verhältnismäßig  wenig  Personen 
betroffen. 

Ein  anderer  sehr  populärer  Zusatz  zu  der  Grundsteuer  hat 
die  Extrabesteuerung  der  nicht  im  Lande  wohnenden  ürundbcsitzer 
von  20  Proz  auf  50  Proz.  erhöht,  da  man  fand,  daß  die  bisherige 
Belastung  keinerlei  Wirkung  ausübte. 

Es  sei  hier  noch  kurz  erwähnt,  daß  die  Einkommensteuer  nur 
von  Einkommen  über  300  £  erhoben  wird,  diese  Summe  bleibt 
auch  bei  höherem  Einkommen  steuerfrei.  Seit  dem  Bestehen  der 
Steuer  betrug  die  Rate  6  d.  vom  £  für  die  ersten  verstcuerbaren 
1000  £  (2  Vg  Proz.)  und  1  sh.  für  alles  was  ICXDO  £  übersteigt 
(5  Proz.).  Aktiengesellschaften  und  nicht  im  Lande  wohnende  Per- 
sonen /uiilen  I  sh.  per  £  und  dürfen  keinerlei  Abzüge  machen. 
Die  hinkommcnbicaer  bringt  etwa  200  cxx)  £  jährlich  ein,  die 
Land-  und  Einkommensteuer  zusammen  500  000  X. 

Die  A  g  r  a  r  V  c  r  fa  s  s  u  n  g.  In  Neuseeland  werden  zurzeit  etwa 
36ooo<xx)  acres  Laad  bewirtschaftet,  davon  etwa  16  iMill.  von 
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den  Kigcntumcrn;  der  Rest  ist  Pacht-  und  Erbpacfatlaad  und  zwar 
gehören:  3  7«  MilL  Privaten  oder  öfiTentUchen  Körperschaften, 
I  */a  Mill.  den  Eingeborenen  und  15  Mill.  dem  Staat  Zu  diesem 
letzteren  gehören  aber  11  Mill.  acres  von  der  Regierung  verpach- 
tetes Weideland  (groOe  Strecken  von  rauhen,  bergigen  und  ent- 
legenen Ländereien}»  es  bleiben  dann  noch  4  MilL  acres  staatL 
Renten*  und  Erbpachmüter  auf  Boden,  der  für  dichtere  Besiedelung 
geeignet  ist. 

Aus  obigem  ist  erachtlich,  daß  der  Staat  noch  der  gröfile 
Grundbesitzer  ist;  zu  den  erwähnten  15  Mill.  acres  kommen  noch 
weitere  Kronländereien,  über  die  noch  keine  Verfügung  getroffen 
ist  Unter  der  früheren  Verwaltung  wurden  die  Kronländereiea 
stetig  verringert  und  zwar  ohne  wirksame  Vorschriften  über  die 
Aufteilung,  über  Meliorationen  u.  dgL  So  gelangten  die  besten 
Länderden  in  Privatbesitz.  In  den  80  er  Jahren  wurde  ein  Eib- 
pachtsystem mit  periodischer  Neufestsetzung  der  Pachtsumme  (akul- 
tativ  eingeführt,  doch  wurde  eine  Kaufklausel  eingelugt,  die  es  ziem- 
lich wirkungslos  machte. 

Das  Gesetz  über  Grundbesitz  von  1892  eröffnete  eine  neue 
Ära  in  der  Verwaltung  der  Regierungsländereien.   Nicht  dafi  es 
etwa  eine  Umwälzung  hervorgerufen  und  dem  Weiterverkauf  von 
K.egierungsläiKlcreien  ein  Ende  gesetzt  hätt^  aber  es  bewirkte  eine 
ungeheuere  Änderung  zugunsten  der  bona  fide  Ansiedler.   Es  be- 
grenzte das  Areal,  das  von  einer  Person  vom  Staat  erworben  oder 
gepachtet  werden  konnte,  es  stellte  wirksame  Bedingungen  auf  in 
bezug  auf  Ansiedelung  und  Melioration  und  machte  so  die  SpekU' 
lation  und  das  Strohmännertum  unmöglich.  Bei  den  gewöhnlichen 
Kronländereien  steht  es  dem  Reflektanten  frei,  zu  welcher  Art  von 
Eigentum  er  das  Land  erwerben  will.  Folgende  drei  Möglichkeiten 
sind  vorhanden:  I.  Erwerb  zu  freiem  Eigentum  gegen  Barbezahlung: 
das  volle  Eigentumsrecht  wird  aber  erst  erteilt,  wenn  gewisse 
Meliorationen  vorgenommen  worden  sind.   2.  Ansiedelung  mit  Vor- 
kaufsrecht, d.  h.  Pacht  zu  5  Froz.  des  Wertes.    Die  Pacht  dauert 
25  Jahre  mit  dem  Recht  nach  dem  lO.  Jahre  das  Land  zu  dem  ur- 
sprünglichen Wert  zu  kaufen  oder  es  auf  Grund  dieses  Wertes  in 
ein  Erbpachtgut  zu  verwandeln.   3.  Erbpacht  (auf  999  Jahre)  zu 
einem  Pachtzins  von  4  Proz.  des  ursprünglichen  Wertes. 

Dieses  Erbpachts>  steni  war  das  vollständig  neue  an  dem  Ge- 
setze. Erhöhungen  der  Pacht  sind  ausgeschlossen  und  das  in 
Verbesseningen  angelegte  Kapital  geht  dem  Ansiedier  nicht  ver- 
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loren.  Ferner  ermöglicht  es  Verkauf,  Verpländungf  Tettpacht  und 
testamentarische  Verfügung.  Der  Ansiedler  wird  tatsächlich  zum 
Eigentümer,  aber  er  braucht  Kapital  nur  zu  Melioriationszwecken 
u.  dgl  —  Der  Staat  reserviert  sich  jedoch  gewisse  Befugnisse, 
mittels  deren  er  Zusammenlegungen  und  sonstige  mifibräuchliche 
Benutzung  verhindern  kann. 

Um  diese  Art  der  Ansiedelung  populär  zu  machen,  wurde  die 
Rente  auf  4  Proz.  festgesetzt,  während,  wie  schon  gesagt,  der  An« 
Siedler  mit  Vorkaufsrecht  5  Proz.  zahlt.  In  den  ersten  Jahren  nach 
Einführung'  des  Erbpachtsysteras  z<^en  es  die  Ansiedler  auf  Rc- 
gierungsländcreicn  allem  anderen  vor.  Jetzt  scheint  aber  die  An- 
siedelung mit  Vorkauf^rechl  beliebter  zu  sein.  Ohne  Zweifel  hat 
der  zunehmende  Wo  Iiistand  der  letzten  Jahre  den  Käufern  mehr 
Mut  gemacht.  Die  Zahl  der  auf  Regierungsländereien  ansässigen 
Siedl«:  und  der  Utnfati^  der  Siedelungen  ist  ungefähr  für  beide 
Systeme  die  gleiche,  doch  zeigt  die  Zählung  von  1902/03  ein  nume- 
Tisches  Überwiegen  der  Ansiedler  mit  Vorkaufsrecht.  Werden  in* 
dessen  die  nach  dem  Gesetz  über  Landerwerb  zu  Ansiedelungs- 
2wecken  Angesiedelten  zugezählt,  so  überwiegen  die  Erbpächter. 
Besitzungen,  welche  nach  diesem  Gesetz  erworben  und  zerschlagen 
werden,  können  nur  in  Erbpacht  vergeben  werden.  Der  Grund 
hierfür  liegt  auf  der  Hand:  es  wäre  eine  traurige  Politik,  wollte 
der  Staat  große  Privatbesitzer  mit  großen  Kosten  auskaufen  und 
kleinere  I3csitzun!:^en  ins  Leben  rufen,  um  nachher  alle  Kontrolle 
über  das  Land  zu  verlieren  und  so  neue  Anhäufungen  in  einer 
Hand  zu  crmÖL^Hchcn.  Der  Fläclicninhalt  des  gegen  bar  erwor- 
benen Rcgierungslandes  ist  gering  im  X'crglcich  mit  demjenigen, 
das  auf  Krbpacht  oder  mit  X'orkaufsrccht  vergeben  wurde. 

Ks  ist  stark  kritisiert  worden,  daü  die  Krbpachtländereien 
nicht  periodisch  neu  taxiert  werden,  dem  Doktrinär  ersclieint  dies 
natürlich  als  eine  arge  X'erfehlung  gegen  das  richtige  Prinzip.  Ls 
läßt  sich  allerdings,  besonders,  wo  es  sich  um  unbebaute  oder  stark 
bewaldete  Ländereien  handelt,  viel  dafür  sagen.  Natürlich  sollten 
solche  Lrbpächtereien  der  Grundsteuer  unterworfen  werden,  sobald 
der  Wert  des  Landes  entsprechend  gestiegen  ist,  hiergegen  liegt 
kein  gesetzliches  Hindernis  vor. 

John  McKenzie  hat  nachher  seine  Schöpfung,  das  Erbpacht- 
System,  als  einen  durch  die  damalige  pohtische  Lage  bedingten 
Kompromiß  hingestellt.  Es  ist  richtig,  daß  die  Regierung  damals 
verhältnismä(3ig  schwach  war,  aber  auch  später,  als  die  Majorität 
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stärker  und  das  Oberhaus  regeneriert  war,  hat  die  Regierung  doch 

keinen  Versuch  gemacht,  die  periodische  Neueinschätzung  zwecks 
Revision  der  Pachten  einzuführen  und  noch  weniger  hat  sie  an  das 
Aufhören  der  Ansiedelung  von  Eigentümern  gedacht.  In  Anbetracht 
der  agrarischen  Einßüsse  in  der  hberalen  Partei  würden  die  Neuein- 
schätzungs vorschlage  wohl  wenig  Chancen  haben,  im  Gegenteil,  maa 
hat  neuerdings  dafür  nHtiert,  daß  die  Krhpärhter  berechtigt  sein  sollten, 
das  volle  Eigentum  in  ihren  Pachtstellen  zu  erwerben.  Einer  der  Vor- 
schlage geht  dahin,  daß  es  dem  Erbpächter  gestrtttct  sein  solle,  Ah/nh- 
lungcn  auf  den  Kautiireis  in  beliebigen  Raten  zu  leisten  unter  vv.i- 
sprechendcr  jedesmaliger  Verringerung  dre  Pachtsumme  tur  den  noch 
verbleibenden  Rest,  dabei  soll  aber  dem  Staate  doch  ein  dauernder 
Einfluß  gesichert  bleiben.  Andere  wollen  nur  den  Umfang  des 
von  einer  Person  zu  freiem  Eigentum  erwerbbaren  Bodens  in  be- 
stimmten Grenzen  halten,  sind  aber  auch  für  gewisse  In  ^cl.rän- 
kungen  in  bezug  auf  Wohnsitz  usw.  Konzcssionen  nach  dieser  Seite 
hin  würden  aber  sicher  am  Ende  zum  Verschwinden  der  Erb- 
pächter und  damit  zu  einer  dauernden  V^eräußerung  der  Regierungs- 
ländereien  fuhren,  die  nicht  wünschenswert  ist.  Jedenfalls  zeigen 
die  auch  von  Befürwortern  der  reinen  Eigentumssicdelung  ge- 
forderten Kaatelcn,  daß  alle  Kreise  von  der  Notwendigkeit  gewisser 
Landreformen  durchdrungen  sind. 

Im  Jahre  1903  betrug  die  Zahl  der  Erbpächter  auf  Regierungs- 
land 3569  mit  1052365  acres;  dazu  kommen  auf  von  der  Re- 
gierung aus  Privatbesitz  erworbenen  Ländereien  angesiedelte  2229 
mit  370549  acres.  Dies  scheint  für  europäische  Begriffe  eine  kleine 
Zahl,  aber  sie  sind  über  die  ganze  Kolonie  zerstreut.  Es  wäre  in- 
dessen ein  P'ohlcr,  wollte  man  sie  alle  als  Agitatoren  für  das  freie 
Eigentum  und  die  Anullierung  ihres  X'crtrages  mit  dein  Staat 
halten.  Viele  sind  zu  dankbar,  um  die  Leiter,  welche  ihnen  lüaauf- 
geholfcn  hat,  nun  wegzustoßen,  wo  sie  ihre  Hilfe  nicht  mehr  brauchen. 
Die  Agitation  wird  hauptsächlich  durch  FJemente,  die  außerhalb 
des  Kreises  der  Kronpächter  stehen,  geschürt  Wir  werden  darauf 
noch  zurückzukommen  haben. 

Verstaatlichung  des  Bodens.  Die  Vcrstaatlichuni^  großer 
Privatbesitzungen  zu  Ansiedelungszwecken  geht  erfolgreich  voran. 
Bis  März  1905  sind  127  Güter  mit  600000  acres  för  2V9  Millionen  £ 
angekauft  worden.  Etwa  25cx>  Personen  hatten  sich  auf  dem  au%e- 
teilten  Land  angesiedelt,  die  Familien  usw.  mitgerechnet  etwa 
7500  Seelen.  Der  Jahresabschlufi  wks  fiir  den  Staat  einen  Überschuft 
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von  27  369  ä  auf,  nach  Abzug  der  Zinsen  des  Ankauflcapitals  und 
der  Verwaltungskosten.  Auch  aus  den  vorhergehenden  Jahren 
haben  sich  beträchtliche  Überschüsse  angesammelt  Die  Pachten 
betrugen  5  Proz.  auf  den  ermittelten  Wert,  der  Ankaufepreis  und 
Kosten  lur  Vermessungp  Verwaltung  und  Anlage  von  Wegen  decken 
muß.  Die  notigen  Gelder  werden  durch  Anleihen  aufgebracht,  die 
Regierung  hat  die  Befugnis,  entsprechend  den  Bestimmuugen  des 
Gesetzes  über  Landerwerb,  jährlich  eine  halbe  Million  dB  au&uwenden. 

Im  Ao&og  hat  man  einige  Fehler  begangen,  doch  sind  in  der 
letzten  Zeit  nur  vorteilhafte  Anlaufe  gemacht  worden.  Die  Re- 
gierung gibt  den  ersten  Anstofi  zu  den  Ankäufen,  die  unter  ihrer 
Kontrolle  erfolgen.  Doch  steht  ihr  in  allen  Fällen  ein  Sachver- 
ständigen-Ausschufi,  der  sehr  sorgfaltig  ausgewählt  wird,  zur  Seite. 
Viele  Güter  werden  der  Regierung  freiwillig  zum  Kauf  angeboten, 
bei  anderen  werden  die  Besitzer  und  die  Regierung  auf  ein  Angebot 
der  letzteren  hin  handelseinig. 

Dies  ist  gewöhnlich  der  Fall,  wo  eine  bekannte  Besitzung 
infolge  eines  Ausdehnungsbedürfnisses  des  betreffenden  Ortes  zum 
Ankauf  kommen  soll.  Außerdem  hat  die  Regierung  im  Notfall 
die  Zwangsbestimmungen  des  Gesetzes  in  Reserve,  welche  den 
Besitzer  immerhin  beeinflussen;  bis  jetzt  sind  erst  4  Besitzungen 
zwangsweise  erworben  worden.  In  diesen  Fällen  wird  die  Kauf- 
summe durch  einen  speziellen  Gerichtshof  (compensation  court) 
festgesetzt,  der  aus  einem  Richter  des  obersten  Gerichtshofes  und 
zwei  Beisitzern  besteht,  von  denen  der  eine  von  der  Regierung,, 
der  andere  vom  Grundstücksbesitzer  ernannt  wird.  Diese  Ein- 
richtung tritt  ebenfalls  in  Kraft,  wenn  der  mit  dem  Erwerb  be- 
traute Ausschuß  über  die  Ankaufsbedingungen  sich  mit  dem  Eigen- 
tümer nicht  einigen  kann.  Die  Entscheidungen  dieses  Gerichts- 
hofes haben  sich  bis  jetzt  als  ziemlich  kostspielig  für  die  Regierung 
erwiesen,  indem  den  Besitzern  höhere  Preise  als  die  ihnen  ursprünglich 
offerierten  zugesprochen  worden  sind;  es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
daß  dieser  Umstand  dazu  beigetragen  hat,  daß  die  Regierung  die 
oberen  Sätze  der  progressiven  Grundsteuer  bedeutend  erhöht  hat. 

Die  angekauften  Besitzungen  bestehen  meist  aus  sehr  extensiv 
bewirtschaftetem  I.ande.  das  zwar  zum  Ackerbau  geeignet,  aber  vor 
dem  Ankaufe  hauptsächlich  zur  Viehzucht  v  r  vi  ndet  wurde,  was 
bei  zunehmen  li't  Bevölkerung  und  dem  rehitiv  beschränkten  zu- 
gänglichen Areal  dieser  Art,  eine  Anomahe  war.  Das  Vorhanden- 
sein eines  wirklichen  Landhungers  offenbart  sich  in  dem  großen 
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Andrang'  zu  deü  von  der  Regierung  erworbenen  Ländereien  {  häufig 
.waren  hunderte  von  Reflektanten  vorhanden,  so  daß  man  zur  Aus- 
losung schreiten  mußte.  Bemerkenswert  ist  hierbei  die  große  An- 
.zahl  von  Ansiedlersöhnen)  die  eigene  Bauernhöfe  erwerben  wollen, 
statt  wie  in  anderen  Landern  in  die  Städte  zu  ziehen.  Ein  Teil 
des  so  erworbenen  Landes  besteht  aus  Grundstücken  in  der  Nähe 
der  Städte,  auf  denen  Arbeiter  ihre  Heimstätten  erbauen.  Der 
.Maximalumfang  für  derartige  Stellen  beträgt  5  acres,  die  Regicning 
gibt  Vorschüsse  zum  Hausbau,  zur  Einzäunung  usw.  Die  Idee,  dem 
städtischen  Arbeiter  eine  Stätte  zu  geben,  wo  er  seine  freie  Zeil 
zur  Kleiükultur  verwenden  kann,  ist  keine  neue.  Bis  jetzt  haben 
aber  die  neuseeländischen  Ansiedler  wenig  Interesse  dafür  gezeigt 
Da  die  LandaT^käufe  auf  Anleihen  ba-sieren,  so  hat  man  darauf 
liinL^ewiesen,  daß  ihre  Ausdehnung  an  enge  Grenzen  i^ebunden  sei. 
Solange  sich  der  Staat  jedoch  darauf  beschränkt,  nur  solche  I^nde- 
rcicn  zu  enverhen,  deren  er  zu  einer  dichten  Besiedelung  durchaus 
bedarf,  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  das  System  nicht  gesund 
bleiben  soll. 

Staats-Hypotheken.  Die  Motive  und  die  Ausdehnung; 
der  staatlichen  Hypothekengewährung  sind  bereits  oben  in  dem 
Gesetz  über  Vorschüsse  an  Ansiedler  (1894)  kurz  erT\'ähnt  worden. 
Das  hierfür  errichtete  Amt  ersetzt  zum  größten  Teil  die  ländlichen 
Kreditinstitute  anderer  Länder.  Darlehn  können  auf  Land  zu 
freiem  Eigentum  und  darauf  verwendete  Meliorationen  bis  m  -j 
des  Wertes  gewährt  werden,  wie  auch  auf  staatliche  RentengiJter 
bis  zur  Hälfte  des  vom  Inhaber  erworbenen  Anrechtes,  wodurch 
den  Staat  in  der  Lage  ist,  meinen  eigenen  Pächtern  biUigcs  Geld  zur 
Meliorierung  ihrer  Stellen  zu  vcrschaften.  Die  Darlehnssunmien 
dürfen  zwischen  25  und  3000  betragen;  der  Zinsfuß  ist  5  Proz., 
reduziert  sich  jedoch  bei  ])rompter  Zinszahlung  auf  4*,«  Proz.  Die 
Darlehnsnchmer  können  sich  für  ein  Amortisationssysteni  ent- 
scheiden, bei  welchem  durch  halbjährliche  Ab.  ililiingen  die  Darlehn 
in  36  Jahren  amortisiert  werden.  Außerdem  können  sie  jederzeit 
das  Darlchn  ganz  oder  teilweise  zurückzahlen.  Das  Gesetz,  welches 
ursprünglich  nur  für  das  flache  Land  galt,  wvirde  1S99  auf  städtisches 
Ligentum  ausgedehnt.  Das  .System  ist  jetzt  seit  10  Jahren  in  Kraft 
und  das  Rcsuhat  kann  als  ein  praktischer  und  finanzieller  Erfolg 
bezeichnet  werden.  Außerdem  hat  es  dazu  gedient,  den  Hypotheken- 
Zinsfuß  im  allgemeinen  niedrig  zu  halten,  eine  Wirkung,  die  sich 
sofort  nach  Erlaß  des  Gesetzes  fühlbar  machte. 
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Bis  zum  März  1903  sind  3  581  660  ^  ari  1 1  293  Personen  aus- 
geliehen worden.  Davon  sind  925  741  £  zurückp^ezahlt  worden, 
2  590  543  stehen  noch  aus.  Von  den  1 1  293  Darlehnsnehmern 
haben  nicht  weniger  als  10  534  Summen  unter  500  L  geborgt  — 
ein  Reweis,  daß  das  System  gerade  den  kleinen  Ansiedlern  zugute 
komnu.  Die  Darlehn  sind  so  vorsichtig  gewäiirt  worden,  daß 
Verluste  nicht  zvi  \ei-zcichnen  sind,  auch  der  Betrag  der  rück- 
ständigen Zinsen  ist  gering. 

Der  Staat  und  die  landwirtschaftlichen  Produ- 
zenten. Da  Neuseeland  vor  allem  auf  Ackerbau  und  Viehzucht 
angewiesen  ist,  so  ist  es  natürlich,  daß  der  Staat  diesen  r>wcrbs- 
zweigen  seine  besondere  Aufmerksarnkeii  widmet  und  daß  ihr 
Interesse  ihm  ebenso  am  Herzen  liegt  wie  dasjenige  der  In- 
dustriearbeiter. Das  I^aadu  u  Lsclialtsanit,  dessen  Errichtung  wir  er- 
wähnt haben,  ist  eine  weitverzweigte  Einrichtung  mit  wissenschaft- 
lichen X'ersuchsstationcn  und  beaufsichtigenden  und  belehrenden 
I'unktionen.  Seine  Sachverständigen  stehen  mit  den  RohstofTpro- 
duzcnten  in  steter  Fühlung.  Am  meisten  befaßt  sich  aber  die  Regierung 
neuerdings  mit  dem  Exporthandel,  den  man  eine  der  Lebensadern 
der  Kolonie  nennen  kann.  Die  Regierung  überwacht  ihn  sehr  ener- 
gisch, um  auf  gute  Qualität,  Gletchroäfiigkeit,  volles  Gewicht  usw. 
hinzuwirken.  Die  Überwachung  besteht  hauptsachlich  in  einer 
Zwangsinspektion  der  Waren  im  Verschiffungshafen,  wo  sie  kkasi- 
fiziert  und  mit  ent^>rechenden  Abzeichen  versehen  werden.  Völlig 
minderwertige  Ware,  die  dem  Handel  schaden  könnte,  kann  ver- 
nichtet werden.  Diese  Überwachung  gelangte  zuerst  för  Butter 
und  Käse  zur  Anwendung,  deren  Produktion  von  der  Regierung 
durch  Genossenschaftsgründungen  erst  in  die  Wege  geleitet  worden 
war.  Die  Klassifizierung  erregte  im  Anfang  das  höchste  Mißfallen 
der  Verlader,  die  darin  eine  ungehörige  Einmischung  in  den  freien 
Verkehr  und  in  PHvatunternehmungen  u.  dgl.  mehr  sahen.  Doch 
hatte  ,  das  System  den  Erfolg  fiir  ach.  Abgesehen  von  seinem 
erzieherischen  Einfluß,  erleichterte  es  durch  die  Garantien,  die  es 
hat,  den  Abschluß  der  Geschäfte  ungemein.  Heute  ist  das  Zertifikat 
der  neuseeländischen  Warenabschätzer  tatsächlich  ein  Handels- 
dokument in  dem  Molkereiproduktenhandel  der  Kolonie  geworden 
und  bildet  zusammen  mit  dem  Klassifizierungsmafistab  die  übliche 
Unterlage  iiir  die  Kontraktabschlüsse.  Butter  aus  Neuseeland  kann 
nach  England  auf  die  Regierungsklassilizierung  hin  verkauft  werden» 
ehe  sie  gemacht  ist.   Neuerdings  hat  man  das  System  auf  neu- 
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sceländischen  Flachs  (Phormium  tenax),  Getreide,  Früciite,  Hopfen 
und  Geflügel  ausgedehnt,  jetzt  aber  niil  uneingeschränkter  Zu- 
stimmung des  Handels  und  der  Produzcntcnkrcisc.  Mehrere  Jahre 
laug  wurden  in  den  Verschiffungshäfen  unentgeltlich  Kühlräume 
zur  Lagerung  zur  Verfügung  gestellt,  jetzt  werden  die  Kosten  da- 
für allmählich  auf  den  Produzenten  und  Exporteur  at^ewäizL  Das 
iiir  den  Export  präparierte  Fleisch  wird  von  staatlichen  Inspdc- 
toren  geprüft  und  mit  einem  entsprechenden  Etiltttt  vmshen;  in 
England,  dem  Hauptmarkt  fUr  Neuseeland,  ist  ein  Beamter,  der 
„?roduce'Commjs8toner^  stationiert,  der  die  Interessen  der  Produ- 
senten  wahrnimmt,  die  Ladungen  bei  der  Ankunft  inspiziert  und 
Winke  zur  Hebung  des  Exportes  gibt  Neben  seinen  regelmäßigen 
schriftlichen  Berichten,  telegraphiert  er  jede  Woche  der  Regierung 
die  Marktpreise  und  Absatzverhältnisse  der  hauptsächlichsten  Pro- 
dukte. Die  so  erhaltenen  Informationen  werden  sofort  in  den 
neuseeländischen  Zeitungen  verofTentlicht  und  dienen  den  neusee- 
ländischen Produzenten  als  Richtschnur  beim  Verkauf  und  bei  der 
Verladung  ihrer  Ware.  Zum  gleichen  Zwecke  ist  ein  Beamter 
auch  in  Südafrika  stationiert 


6.  Kommunale  Besteuerung. 

Trotzdem,  wie  wir  sahen,  die  Regierung  nie  versucht  hat,  die 
gewöhnliche  Grun<isteuer  zu  erhöhen,  so  bat  sie  sich  es  doch  fiuli- 
zeitig  zur  Aufgabe  gemacht,  das  dieser  zugrunde  Upende  Prinzip 
in  die  kommunale  Besteuerung  einzufiihren.  Das  Oberhaus  hat  dieses 
eine  Zeitlang  verhindert,  aber  im  Jahre  1896  wurde  das  Gesetz  über 
die  Besteuerung  des  unmeliorierten  Wertes  endgültig  angenonuncn; 
dies  gestattete  den  Lokalbehorden  die  üaikultative  Anwendung  des 
Systems.  Die  Initiative  mufi  von  den  Steuerzahlern  ausgehen,  von 
denen  eine  gewisse  Anzahl  eine  Abstimmung  über  den  Vorschlag 
verlangen  kann.  Das  Resultat  dieser  Abstimmung  entscheidet  die 
Frage  auf  drei  Jahre,  d.  h.  vor  Ablauf  dieser  Periode  darf  eine 
neue  Entscheidung  für  oder  gegen  nicht  getroffen  werden.  Ur- 
sprünglich verlangte  das  Gesetz,  dafi  ein  Drittel  der  Steuerzahler 
sich  an  dner  solchen  Abstimmung  beteiligte,  da  es  sich  aber 
heraus'^t eilte,  daß  die  Widersacher  des  Systems  sich  einfach  der 
Wahl  enthielten,  so  wurde  bestimmt,  daß  die  Majorität  der  abge* 
g ebenen  Stimmen  die  Entscheidung  herbeifuhren  solle. 

Die  Einführung  des  Systems  wkd  sehr  erleichtert  dadurch,  dafi 
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die  von  dem  staatlichen  Schätzungsamt  rn;f^\'stclkcn  Schätzungen 
den  uiHneiionciten  Wert  festlegen.  Der  Steuertuß  wird  so  nor- 
miert, daß  die  Steuer  ebenso  hoch  ist,  als  wenn  der  volle  Wert 
des  Grundstücks  versteuert  würde;  wo  früher  eine  Ertragssteuer 
eingeführt  war,  beträgt  die  Steuer  dreiviertel  Pence  per  M  auf  den 
unmeliorierten  Wert,  statt  l  Schilling  per  Jt  des  jährlichen  Er- 
trages. 

Der  Vorzug  einer  Besteuerung  des  unmeliorierten  Wertes, 
wird  hauptsächlich  darin  gesehen,  daß  sie  eine  Strafe  auf  die 
Gnindspekulation  besonders  in  den  Städten  darstellt,  welche  leere 
Baustellen  aus  dem  Markte  hält  und  so  die  Entwicklung  des  be- 
treffenden Ortes  behindert.  Die  große  Anzahl  der  kleinen  Grund- 
besitzer in  den  Städten  war  bis  jetzt  insofern  benachteiligt,  als 
unter  dem  System  einer  Ertragssteuer  jede  Verbesserung,  die  sie 
an  ihrem  Grundstücke  anbrachten,  eine  entsprechende  Steuerer- 
hohunj^  mit  sich  brachte,  sie  waren  daher  dun  lu  nen  Systt,  tu  ge- 
neigt, trotz  des  ev.  zukünfti^^«  a  Verlustes  dc^  unvcrdicütcn  Wert- 
'Ai\v;ii  h'-LS,  dei  aus  dcnisclLcn  resultieren  kann.  Die  Feinde  des 
iitutn  Systems  argumentierten  im  Parlamente,  daß  Banken,  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  ähnliche  reiche  Institute,  die  wertvolle 
Baulichkeiten  in  den  Städten  besitzen,  unter  dem  neuen  System 
weniger  Steuer  zahlen  würden,  aber  da  es  bekannt  war,  dafi  die 
Opposition  sich  vor  allem  aus  interessierten  Kreisen  rekrutierte,  so 
war  der  Eindruck  dieses  Argumentes  gering.  Nur  in  einer  Hinsicht 
wurde  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  beschrankt:  es  kommt  nur 
liir  die  allgemeinen  Steuern  zur  Anwendung  und  nicht  för  die 
speziellen  Umlagen  (Ur  Wasser,  Beleuchtung,  Hospitaler  usw. 

Bis  März  1903  war  das  neue  System  in  51  lokalen  Verwaltungsr 
Icorpern,  nämlich  in  30  Städten  (Boroughs),  12  Grafechaftenf  einem 
Stadtbezirk  und  8  Stradenverbanden  eingeföhrt  worden,  nur  in 
Z  Städten  war  eine  Majorität  für  da»elbe  nicht  zu  errnchen.  Die 
bis  jetzt  gesammelten  Erlahningen  sprechen  zugunsten  des  neuen 
Systems.  In  den  meisten  Ortschaften,  in  denen  eine  Abstimmung 
vorgenommen  wurde,  war  die  Majorität  zugunsten  des  neuen  Systems 
so  bedeutend,  dafl  die  Regierung  sich  veranlaßt  sah,  die  obliga- 
torische Einftihrung  desselben  zu  beantragen;  aber  gerade  in  dem 
Augenblick,  als  der  betr.  Gesetzentwurf  dem  Parlamente  vorlag, 
fand  eine  Abstimmung  in  Auckland,  einer  der  vier  großen  Städten 
der  Kolonie  statt,  und  zwar  wurde  hier  die  Einführung  mit  einer 
Zwetdrittelmajorität  verworfen;  die  Folge  war,  dafl  die  Regierung 
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den  Entwurf  zurückzog.  Die  Abstimmun<^  in  Auckland  ergab  das 
c^enantuc  Resultat  deshalb,  weil  es  den  Widersachern  des  neuen 
Systems  ^ching,  die  Sache  so  darzustellen,  als  ob  die  Einfiihrung^ 
der  neuen  Steuer  nur  der  Anfanir  einer  völligen  Konfiskation  wäre; 
es  gelan^^  ihnen  dies,  weil  die  für  die  Einführung  Stimmenden 
sämtlich  Anhänger  des  Singletaxsystcms  von  Henry  George  waren 
und  es  so  ein  Leichtes  war,  den  Durchschnittssteuerzahler  elaubcn 
zu  machen,  daß  es  sich  um  Einführung  einer  Bodenreform  handle, 
wie  sie  Henry  (jcorge  befürwortet  hat,  und  die  gerade  in  Auckiand 
sehr  viele  Anhänger  findet. 

Höchstwahrscheinlich  wird  trotz  alledem  innerhalb  der  nächsten 
lO  Jahre  auf  dem  Wege  der  fakultativen  Annahme  die  Besteuerung 
des  unmelioriertcn  Wertes  für  Zwecke  der  Kommunen  in  der 
ganzen  Kolonie  zur  Anwendung  gelangt  sein.  Die  Abstimmung 
in  Auckiand  ist  die  einzige  schwere  Niederlage,  welche  das  Prinzip 
bis  jetzt  erlitten  hat  und  in  keinem  Falle  hat  dort,  wo  das  neue 
System  einmal  eingeführt  worden  ist,  eine  Rückkehr  zum  alten 
stattgclunden.  Unter  den  Ortschaften,  welche  das  neue  S\steni 
eingeführt  haben,  bei n. den  sich  zwei  der  anderen  Großstädte  der 
Kolonie,  nämlich  Wellington  und  Christchurch. 

7.  Die  Alteraveraorgung  (nOld  age  pensioDS"). 

Wie  bereits  erwähnt  wurde,  hat  Neuseeland  im  Jahre  1898  die 
erste,  nicht  auf  Beiträgen  der  Versicherten  beruhende  staatliche 
Altersversorgung  cingeluhrt.  Da  die  Kolonie  nicht  in  der  Lage 
war,  eine  allgemeine  Altersversorgung  zu  gewähren,  trotzdem  die* 
selbe  natürlich  das  Idesd  bilden  mufi,  so  wollte  man  sich  doch 
nicht  auf  die  Schwierigkeiten  und  Verzögerungen,  die  eine  Ver- 
sicherung mit  Beiträgen  der  zu  Verstchemden  mit  sich  bringen 
mu6,  einlassen.  Man  entschloB  sich  deshalb,  nur  denjenigen  eine 
Pension  auszuzahlen,  welche  keine  genügenden  Einkommensquellen 
besitzen  und  moralische  Ansprüche  auf  eine  solche  haben,  nämlich 
alte  Kolonisten  in  schlechten  Verhältnissen  und  von  gutem  Ru£ 
Die  Kosten  dieser  Pension  trägt  die  Regierung.  Bedingung  ist  ein 
Alter  von  65  Jahren,  von  denen  35  in  der  Kolonie  verbracht  worden 
sind  (kürzere  Abwesenheiten  wäden  nicht  berücksichtigt).  Die 
Normalpension  beträgt  18  jährlich,  der  Besitz  eines  kleinen 
Privatvermögens,  sofern  es  270  £  Kapital  oder  52  £  Jahresein- 
kommen nicht  übersteigt,  macht  den  Anspruch  auf  die  Pension 
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nicht  hinfällig.  Doch  wird  für  jedes  £  Hinkommen  über  34  £ 
oder  für  jede  15  £  Vermögen  über  15  £  von  der  genannten 
Pension  i  ^  in  Abzug  gebracht  bis  zur  Erreichung  des  erwähnten 
Limits. 

Das  Gesetz  von  1898  beschränkte  die  Dauer  dieses  Versuches 
auf  3  Jahre.  Da  die  Re>^ierun(^^  durch  die  Walilen  von  1899  in 
ihrer  Politik  bekräftigt  wurde,  verlor  der  Minister  vSeddon  keine 
Zelt,  das  (resetz  zu  einem  dauernden  zu  machen,  das  nur  durch 
Parlamentsbeschluß  außer  Kraft  c^^esetzt  werden  karm.  Es  wurden 
zugleich  eine  Anzahl  klrii irrer  \'crbesseru n^en  vor<^^ennmmen.  Im 
Jahre  i902-~03  betrug  die  Zahl  der  rcnsioiisberechtigten  12  481 
(darunter  892  Maoris),  die  zusammen  211 591  S  vom  Staat  be* 
zogen. 

Das  Gesetz  wird  ohne  «^roLie  Kosten  durchj^eführt,  sie  be- 
trugen im  Jahre  1902  —  03  nur  3805  €.  Die  X'erwaitun^'  besteht 
aus  einem  Inspektor  („Re^istrar")  mit  einigen  Unterbcamten,  die 
lokalen  Beamten  rekrutieren  sich  meist  aus  den  Sekretären  der 
Puk.il;4crichte ;  die  Entscheidung  über  zu  gewährende  Pensionen 
liegt  in  den  Händen  der  Lokalgerichte  und  die  Post  besorgt  die 
Auszahlunf^en. 

Man  kann  jetzt,  nachdem  das  Gesetz  5  Jahre  funktioniert  hat, 
sagen,  daß  es  günstig  wirkt.  Obgleich  die  Armenpflege  der  Lokal- 
behörden nicht  in  dem  erwarteten  Maß  entlastet  wurde,  sind  doch 
die  vielen  pessimistischen  Prophezeiungen  der  P'einde  des  Gesetzes 
nicht  in  Erfüllung  gegangen. 

8.  Praktische  Politik  der  nächsten  Zukunft. 

I  iusts  und  K  .1 1  t  e  1 1  e.  ( )bgleicli  die  liberale  Partei  einen 
großen  Teil  ihres  Programmes  verwirklicht  oder  doch  in  Angriff 
genommen  hBt,  fehlt  es  der  Regierung  doch  nicht  an  Initiative  neu 
auftauchenden  Problemen  gegenüber.  Ein  Beweis  hierfür  ist  die 
Art,  in  welcher  man  die  Frage  der  Trusts  und  Kartelle  in  Handel 
und  Gewerbe  behandelt  hat.  Diese  neuesten  Produkte  der  kapita* 
listischen  Entwicklung  zeigen  sich  neuerdings  auch  in  Neuseeland.- 
Das  Vorgehen  eines  umfassenden  Kom-Mühlensyn(Ukats  hat  z.  B. 
(ob  mit  Recht  oder  Unrecht  bleibe  dahingestellt)  bei  den  Händlern 
und  dem  Publikum  weitgehende  Befiircfatnngen  hervorgerufen.  Der 
Premierminister  Seddon  trug  der  öfiTentlichen  Meinung  Rechnung» 
indem  er  erklärte,  da0  Kartelle  und  S3mdikate  amerikanischer  Art 
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in  Neuseeland  nicht  geduldet  werden  würden;  erbrachte  dein;^^cmäß 
auch  letztes  Jahr  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  „Verhinderung 
von  Handelsmonopolen"  ein,  der  aber  nicht  durchgebracht  wurde. 
Man  hatte  wohl  vorerst  nur  die  Absicht  gehabt,  die  vorhandenen 
Ansichten  über  den  Gegenstand  zur  Klärung  zu  bringen  und  eine 
fruchtbare  Kritik  wachzurufen.  Jedenfalls  hatten  die  Kreise,  auf  die 
das  Gesetz  gemünzt  war,  eine  Warnung  erhalten. 

Einige  Einzelheiten  des  Entwurfes  werden  für  den  National- 
ökonomen von  Interesse  sein.  Das  Gesetz  soll  den  rechtmäßigen 
Handel  und  das  Gewerbe  S(  luit/cn,  indem  es  Monopole,  die  dem 
öffentlichen  Interesse  zuwiderlaufen,  verhindert.  Als  „Handels- 
monopol" gilt  eine  Vereinbarung,  welche  zum  Zweck  hat.  „die  freie 
(reasonablej  Konkurrenz  anderer  Händler  zu  nichte  zu  machen,  zu 
beschränken  oder  zu  verhindern  und  den  Preis  der  Waren  über  den 
durch  die  freie  Konkurrenz  entstehenden  hinaus  zu  trnbcn."  Die 
Bildung  vor.  Irusts  oder  S}"ndikalcri  mit  ihnoim  großem  Kapital 
oder  abnorm  ausgedehnten  Geschäften  gilt  auch  als  Monopol.  Das 
Gesetz  kann  auf  den  Antrag  von  50  Bürgern  oder  auf  denjenigen 
des  Arbeitsministers  oder  des  Handelsministers  in  Funktion  treten. 
Dann  sollen  die  Kronjuristen  den  Fall  einer  vorläufigen  Unter- 
suchung unterziehen ;  entscheiden  sie,  daß  ein  prima  facie  Fall  vor* 
liegt,  so  wird  er  einem  „Monopolgericht"  überwiesen,  daß  aus  dem 
Chief  Justice  und  zwei  Richtern  des  obersten  Gerichtshofes  besteht; 
diese  haben  ausgedehnte  Befugnisse  Zeugen  vorzuladen,  Bücher  ein* 
zusehen  und  dgL  Unter  anderem  gilt  abnornicr  Gewinn  als  be- 
lastendes Moment  Sollte  das  Gericht  entscheiden,  daß  dn  Monopol 
vorliegt,  so  können  sie  das  Ende  dieses  Monopols  und  setner  Ge* 
Schäfte  aussprechen,  abgeschlossene  Verträge  aufheben  usw^  Aktien- 
gesellschaften  können  au^elöst  werden,  f^e  Geldstrafe  von  nicht 
über  1000  £  und  die  Tragung  der  Kosten  kann  auferlegt  werden. 
Wird  die  angeklagte  Partei  freigesprochen,  so  tragt  die  Regierung 
die  Kosten. 

Das  Gesetz  wird  ohne  Zweifd  dieses  Jahr  wieder  vorgdegt 
werden.  Neuseeland  mag  einmal  zum  Kollektivismus  kommen, 
aber  jedenfalls  nicht  auf  dem  Wege  der  Syndikate  und  Trusts. 

Das  Staatsbankwesen.  Auf  dem  Gebiet  des  Geldwesens 
hat  Neuseeland,  trotz  seiner  sonstigen  kQhnen  wirtschaftlichen  Ge- 
setzgebung keine  besonderen  Neueningen  eingeführt  Fortgeschrittene 
Politiker  rechnen  schon  seit  langem  auf  die  Zeit,  wenn  die  Kolonie 
fiir  ihre  ipnere  Entwicklung  von  dem  großen  mtemattooalen  Geld- 
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markt  möglichst  unabhängig  sein  wird.  Zu  wiederholten  Malen  ist 
die  Errichtung  einer  staatlichen  Notenbank  und  die  Ausfuhrung 

öffentlicher  Arbeiten  mit  Hilfe  von  Staatskassenscheinen  oder  anderer 
staatlicher  Kredite  geplant  worden.  Doch  ist  diese  schwierige 
Frnf^r,  ab'^'esehen  von  einer  kleinen  Ausdehnung  des  Scheckwesens, 
nicht  über  das  akademische  Stadium  gefördert  worden. 

Indessen  sind  neuerdings  Anzeichen  vorhanden,  dal3  man  zu 
praktischen  Maßregeln  übergehen  will.  Letztes  Jahr  erwarb  der 
Staat  fast  Mill.  .£  Anteile  der  I^nnk  von  Neuseeland,  dem 
fuhrendtn  Institute  der  Kolonie.  Seitdem  die  Regierung  vor  etwa 
lO  Jahren  die  Bank  vor  dem  Zusammenbruch  bewahrt  hat,  übte 
sie  ein  weitgehendes  Aufsichlsrecht  über  dieselbe  aus.  Indessen  be- 
nutzte die  Bank  die  Wiederkehr  günstigerer  Zeiten  dazu,  die  Re- 
gierungsvorschüsse zurückzuzahlen  und  sich  so  allmählich  von  der 
Kontrolle  freizumachen  und  im  vergangenen  Jahre  erwies  sich  eine 
Neuordnung  des  Verhältnisses  als  notwendig.  Die  Regierung  konnte 
drei  Wege  einschlagen:  i.  Die  Bank  übernehmen  und  sie  zu  einer 
Staatsanstalt  machen.  2.  Die  bestehende  Kontrolle  und  die  Be- 
teiligung des  Staates  vergrößern  und  zu  einer  d.uK  rndcn  machen. 
3.  Jede  Verbindung  des  Staates  mit  der  Bank  aulluscu  und  diese 
sich  selbst  überlassen.  —  Die  Regierung  schlug  den  Mittelweg  ein; 
so  daß,  obgleich  keine  besondere  neue  VerwaUuiigsabL<::üung  ge- 
schaffen wurde,  doch  ein  machtiger  finanzieller  Apparat  zur  Ver- 
fügung steht,  mittels  dessen  eine  allmähliche  und  vorsichtige 
Reform  des  Geld-  und  Kreditwesens  in  die  W^ege  geleitet  werden 
kann. 

Die  andauernde  ungüuitij^c  La^e  und  Haltung  des  Londoner 
und  anderer  führender  Geldmärkte  haben  diese  Frage  aktuell  ge- 
gemacht. Neuseeland,  das  sich  der  Grüße  seines  öfTentlichen  Ver- 
mögens und  der  reproduktiven  Anlage  des  größten  Teiles  seiner 
Anleihen  wohl  bewußt  ist,  empfindet  die  neuerliche  Zurückhaltung 
des  englischen  Kapitals  als  ungerecht  und  wird  versuchen,  sich  von 
diesem  unabhängig  zu  machen. 

Die  Regierungsmaschinerie.  Hier  dnd  seitens  der 
Liberalen  last  keine  Neuerungen  eingeführt  worden.  Ein  Gesetz- 
entwuif,  welcher  die  Wahl  des  Kabinetts  durch  das  Parlament  vor- 
schreibt, ist  Jahr  för  Jahr  von  einigen  Liberalen  eingebracht  worden, 
jedoch  ohne  Erfolg,  da  die  Regierung  dagegen  ist  Audi  kennt 
die  Kolonie  die  Initiativanträge  und  das  Referendum  nicht.  Vor- 
schläge, für  das  proportionale  Wahlsystem  haben  wenig  Beifall  ge- 
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funden.  Der  Kern  der  Sache  ist,  daß  die  Regierung  bis  jetzt  sich 
bei  dem  bestell  enden  S  vstem  gut  gestrxnden  hat  und  sich  daher 
mit  diesen  Angelegenhritf  n  nicht  befassen  wollte.  Sollte  sie  je- 
mals ihre  günstige  Stellung  verlieren,  so  würde  das  die  Situation 
allerdings  ändern. 

Nach  einer  Richtung  hin  scheinen  allerdings  diese  Andeningen 
nahe  bevorzustehen.  Der  Minister  Seddon  hat  neuerdings  die 
politische  Welt  Neuseelands  überrascht,  indem  er  sich  für  die  Ab- 
schaffung des  Oberii.iuses  und  seinen  Ersatz  durch  eine  kleine  revi- 
dierende Kör[)erschaft  von  Juristen  und  anderen  Sachverständigen 
auss[)rach.  Das  Oberhaus  besteht  jetzt  zum  größten  Teil  aus  von 
Seddon  selbst  ernannten  Mitgliedern  und  gilt  als  demokratische 
Körperschaft,  auf  welche  die  Regierung  mit  Sicherheit  zählen  kann. 
Mr.  Seddon  behauptet  aber,  daß  die  Atmosphäre  des  Oberhauses 
unweigerlich  auf  seine  Mitglieder  einen  konservativen  Einfluß  hat 
und  daß  es  außerdem  überflüssig  geworden  sei.  So  ist  die  alte 
Bewegung  gegen  das  Oberhaus,  welche  nach  seiner  Regeneration 
eingeschlafen  war,  wieder  entfacht,  zur  Freude  des  radikalen  FlugeU 
der  Liberalen. 

Die  politische  Lage.  Die  etwas  heterogene  Zusammen- 
setzung der  neuseeländischen  liberalen  Partei  hat  sich  seit  1891 
kaum  geändert  Eine  besondere  Arbeiterpartei  wie  in  den  australi- 
schen Staaten  hat  sich  in  den  13  Jahren  nicht  entwickelt.  In  der 
Partei  hat  das  liberale  Element  stets  die  Oberhand  behalten;  wo 
vereinzelte  Repräsentanten  der  Arbeiter  der  Partei  nicht  treu  blieben, 
sind  sie  meist  bald  von  der  politischen  Büdflidie  verschwunden. 
Gelegentlich  haben  die  Arbeiter  nach  größerer  Unabhängigkeit  von 
der  Partei  gestrebt,  doch  sind  diese  Bemühungen  bis  jeut  sporadisch 
und  resultatlos  geblieben.  Die  Arbeiter  haben  tatsächlich  einge* 
sehenj  dafi  der  fortgeschrittene  Liberalismus  ihre  Interessen  am 
besten  vertritt  und  gewifi  hat  das  Bündnis  für  beide  Tefle  die  besten 
Früchte  gezeitigt.  Es  darf  auch  nicht  vergessen  werden,  dafi  die 
Regierung  das  Feld  nicht  so  lange  behauptet  hätte,  wäre  sie  haupl' 
sachlich  von  den  Arbeiterstimmen  abhängig  gewesen.  Man  sollte 
denken,  dafi  die  Städte  mit  ihrem  grofien  Prozentsatz  industrieller 
Bevölkerung  die  Hochburgen  der  Regierung  seien  —  die  Erfahrung 
hat  gezeigt,  dafi  dies  ein  Irrtum  ist.  Die  großen  Städte  haben  in 
gewissen,  für  die  liberale  Partei  kritischen  Momenten  versagt,  und 
zu  diesen  Zeiten  verdankte  die  Regierung  den  Sieg  der  Unter* 
Stützung  der  ländlichen  Kreise.  Um  die  Städte  zu  gewinnen,  mufi 
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die  Regierung  aufier  auf  die  Arbeiter  auf  die  tatkräftige  Unter- 
stützung des  Mittelstandes  rechnen. 

Diese  Mittelklassen  fühlen  sich  mehr  und  mehr  m  der  liberalen 
Partei  hingezogen.  Im  Anfang  waren  die  Angehörigen  des  Handels- 
standes auf  der  0(>positionsseIte.  Nach  und  nach  änderte  sich  die 
Stimmui^,  als  es  sich  erwies»  daß  die  liberale  Politik  Handel  und 
Gewerbe  nicht  hemmte,  sondern  eher  förderte.  Heute  gehören 
viele  führende  Geschäftsleute  der  liberalen  Partei  an.  £s  mag  sein, 
daß  diese  Annaherui^  an  die  Kreise  des  „Privatuntemehmertums" 
die  Regierung  etwas  von  dem  bisher  innegehaltenen  Weg  ablenken 
wird.  Doch  ist  hervorzuheben,  daß  die  liberalen  Führer  sich  nie- 
mals unumschränkt  für  den  Kollektivismus  ausgesprochen  haben 
und  daß  einige  von  ihnen  Geschäftsverbindungen  und  Geschäfts« 
Interessen  haben. 

Das  sind  die  Faktoren,  die  auf  einen  weiteren  Zusammenschluß 
hinwirken  —  doch  fehlt  es  auch  nicht  an  Zeichen  der  Auflösung. 
Da  ist  vor  allem  die  drohende  Absplitterung  der  agrarischen 
Parteiganger  zu  erwähnen.  Seit  zwei  bis  drei  Jahren  bildet  sich 
ein  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land  heraus,  hauptsächlich  durch 
die  Wirksamkeit  einer  über  das  ganze  Land  verbreiteten  agrarischen  . 
Organisation,  der  „Farmers'  Union".  Ihr  angebHcher  Zweck  ist  die 
Forderun<]^  der  Interessen  der  Landwirte,  ihr  unpolitischer  Charakter 
wird  betont  - —  merkwürtiii^erweise  sind  aber  die  meisten  der  ton- 
angebenden Organisatoren  und  Fiihrer  Gcj^ner  der  Regierung. 
Man  verbreitet  den  Gedanken,  daß  die  Bauern  niclit  gcnüfjend  be- 
rücksichtigt worden  sind  und  daß  die  Arbciterpohtik  der  Regierung 
ihren  Interessen  zuwiderläuft. 

Vor  allem  wird  für  das  freie  P-igentum  nn  (jet^'cnsatz  zur  staat- 
lichen Krbpacht  agitiert.  iJie  ..i^arnicrs'  Union"  hat  sicli  im  allj^cnieinen 
für  das  freie  Eij^eiitum  ausge<i)rürhen  und  auch  einige  liberale  Parla- 
mentsmitglieder für  sich  gewonnen ;  wir  haben  von  dieser  Bewegung 
bereits  weiter  oben  in  dem  Abschnitt  über  die  Landfrage  berichtet 
Sollte  die  Frage  im  Parlament  zur  Abstimmung  kommen,  so  läge 
eine  große  Gefahr  vor,  da  ja  die  Opposition  einstimmig  gegen  die 
Erbpacht  ist.  Indessen  hat  sich  Premierminister  Seddon  nicht  ein- 
schüchtern lassen.  Kr  erklärte  in  einer  Ansprache,  daß,  wenn  die 
Regierung  in  dieser  hrage  überstimmt  würde,  er  die  Kammer  auf- 
lösen werde  und  gewiß  werde  sich  das  \'olk  für  die  Beibehaltung 
der  Erbpacht  aussprechen.  Abgesehen  von  dieser  offiziellen  Ab- 
wehr,  betreiben   einige  fortgeschrittene  Liberale,  Anhänger  der 
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Lehren  Henry  Georg^es,  eine  energische  Gecren^itation.  Sie  wider- 
setzen sich  jedem  Landverkauf  durch  den  Staat  und  sprechen  sich 
für  die  periodische  Pachtfestsetzung  der  Erbpächtcrcien  aus. 

Bei  den  Wahlen  von  1902  konnten  die  Drohungen  der 
„Farmers  Union"  dem  Minister  Seddon  nichts  anhaben.  V,r  konnte 
den  Bauern  klar  beweisen,  wieviel  die  Regierung  für  sie  getan  habe. 
Aber  dnmals  war  die  „Farmers'  Union"  noch  verhältnismäßig  neu, 
ihre  Kräfte  noch  nicht  gesammelt  und  ihre  Propaganda  noch  nicht 
so  wirksam.  Die  Krisis  steht  noch  bevor.  Doch  hat  Mr.  Scddon, 
nach  der  Aufnahme  zu  urteilen,  die  er  neuerdmgs  bei  einer  Reise 
in  den  landlichen  Distrikten  der  Südinsel  fand,  an  Popularität  bei 
den  Bauern  noch  nichts  eingebüßt. 

Auch  von  der  anderen  Seite  wird  die  Solidarität  der  liberalen 
Partei  bedroht.  Es  scheint  zweifelhaft,  ob  die  Arbeiter  auf  die 
Dauer  zu  halten  sein  werden;  so  sprach  sich  der  jährliche  Gewerk- 
vereinskongreß  letzte  Ostern  für  eine  unabhängige  Arbeiterpartei 
aus.  Natürlich  werden  Konkrcßbeschlüsse  nicht  sofort  zur  Wirk- 
lichkeit, doch  wird  der  Erfolg  der  Arbeiterpartei  im  australischen 
Bundesparlament  die  Bewegung  verstärken.  Das  politische  Pro- 
gramm des  Kongresses  geht  ziemlich  weit  —  es  umfaßt  folgende 
Punkte:  l.  Staatsnoten  mit  gesetzlicher  Zahlungskraft;  2.  keine 
weiteren  Verkäufe  des  Kronlandes  vmd  periodische  Pachtfestsetzungen 
der  Krb^iächtcreien ;  3.  Ausdehnung  des  parlanu  ntarischen  Wahl- 
rechtes auf  die  Kommunal  wählen.  Nichtsteuerzahlcr  sollen  sicii 
auch  bei  Abstimmungen  über  Steuermaßregcln  beteiligen  dürfen; 
4.  Initiative  und  Referendum ;  5.  gesetzlich  festzulegende  Iknor- 
zugung  von  Gewerkvereinlern  bei  den  Entscheidungen  des  Schieds- 
gerichts; 6.  Abschaffung  des  Oberhauses. 

Seddon,  der  Ii  Jahre  lang  Premierminister  von  Neuseeland 
war,  ist  auch  heute  noch  der  unbestrittene  Führer  der  Liberalen. 
Grofie  Begabung  und  afbeit^reudige  Leistungsfäliigkeit ,  ein  prak- 
tischer Blick,  parlamentarische  Gewandtheit,  ein  reidies  Mafi  demo- 
kratischer Überzeugung  und  eine  volkstümliche  Liebenswürdigkeit  — 
das  sind  die  Eigenschaften,  denen  „König  Dick"  seine  lange  Re- 
gierungszeit  zu  verdanken  hat  Kein  anderer  Mann  hätte  die  libe- 
rale Partei  auf  ebensolange  Zeit  susammenhalten  können.  Ge* 
wifi  haben  immer  einzelne  Parteimitglieder  sich  gegen  die  Herr- 
schaft ihres  Führers  empört,  schon  die  Kraft  seiner  Persönlichkeit 
hat  das  mit  sich  gebracht,  aber  keiner  hat  sich  auf  die  Dauer  ihm 
gewachsen  erwiesea    Andere  Führer  hätten  vielleicht  Gröfieres 
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versucht  und  die  Partei  ruiniert  oder  aber  weniger  Initiative  gehabt 
und  sich  die  Avantgarde  entfremdet.  Seddon,  der  ein  feines  Ge- 
fühl für  die  Strömun^jcn  der  Öffentlichen  Meinung  hat,  wußte  wie 
weit  er  gehen  konnte  und  hnttc  srine  Maßregeln  in  Bereitschaft, 
wenn  die  Gelegenheit  kam.  Das  mag  nach  Opportunismus  klingen, 
aber  es  ist  viel  damit  erreicht  worden. 

Den  größten  Hinfluß  nach  Seddon  hat  im  Ministerium  Sir 
Joseph  Ward ,  der  verglichen  mit  seinem  Chef  suaviter  in  modo 
ist;  er  ist  der  Schöpfer  des  Gesetzes  über  die  Darlehn  an  Ansiedler 
und  ein  geschickter  V'erwaltungsbeamter.  Im  Privatleben  ist  er 
Kaulmann  mit  weitverzweigten  Gcschdftsjnleressen.  Kr  scheint  An- 
wartschaft auf  die  Nachfoltj^erschaft  Seddons  zu  haben.  Doch  würde 
wohl,  sollte  der  letztere  abdanken,  bald  eine  allgemeine  Umwälzung 
eintreten,  besonders  im  Hinblick  auf  die  jetzt  schon  vorhandenen 
Tendenzen  zur  Auflösung  der  Partei.  Man  ersieht  hieraus, 
wieviel  von  Seddons  Persönlichkeit  abhängt  Wenn  er  seine  alte 
Frische  behält,  so  kann  er  seine  Partei  wohl  noch  auf  lange  Zeit 
zusammenhalten.  Sein  Gesundheitszustand  erfüllt  indessen  seine 
Freunde  mit  Sorge,  die  Arzte  mufiten  ihm  Ruhe  vorschreiben  — 
elf  Jahre  angestrengter  Arbeit  als  veiantwortangsvoller  Leiter  der 
Kolonie  sind  eben  auch  an  ihnip  trotz  seiner  eisernen  Konstitution, 
mdbx  spurtos  vorübergegangen. 

Die  Führerschaft  in  der  Opposition  hat  sich  vor  kurzem  auf 
bezeichnende  Weise  verändert  Seit  letztem  Jahr  bt  W.  J.  Masse/ 
ein  kleinerer  Grundbesitzer,  einer  der  Freunde  der  Farmers'  Union 
und  Vertreter  eines  ländlichen  Kreises  an  die  Stelle  von  Sir  William 
Russell,  einem  grofien  Viehzüchter  und  alten  Anhänger  der  ehe- 
maligen Atkinsonschen  Regierung  getreten. 

Bw  Oppositionspartei  selbst  ist  nicht  mehr  die  alte  vom  Jahr 
1S91,  denn  die  ist  unter  demEinflufi  des  seit  13  Jahren  herrschenden 
liberalen  Gieistes  auf  immer  verschwunden.  Das  alte  Regime  wäre 
jetzt  in  der  Kolonie  undenkbar.  Eine  Reaktion  kann  ja  bis  zu 
einem  gewissen  Grad  eintreten,  aber  sie  wird  nur  der  zurück- 
weichenden Welle  gleichen  —  der  Fortschritt  wird  darum  nicht 
gehemmt 

Internationale  Faktoren.  Neuseeland  gilt  allgemein  als 
ein  besonders  bequemes  Versuchsobjekt  für  sozialpolitische  Experi- 
mente. Die  Jugend  der  Kolonie  und  die  Elastizität  ihrer  Institu- 
tionen, auch  ihre  verhältnismäßig  kleine  Bevölkerungszahl  sprechen 
dafür.  Es  ist  aber  ein  gro&er  Fehler  anzunehmen,  da0  die  sozialen 
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Probleme  in  Neuseeland  nur  aut  lokaler  Hasis  zu  behandeln  seien. 
Neuseeland  ist  keine  unabhängij^e,  sich  selbst  genügende  Republik 
auf  '^renossenschaftlicher  Grundla^a\  Durcii  die  Art  ihrer  Besiedclung 
und  Kntwickliin<T  ist  sie  in  das  verwickelte  Getriebe  des  Welt- 
marktes, auf  dem  sie  kaufen  und  verkaufen  nuiL^  iiuL  iiineinbezogen. 
Die  staatlichen  Kint^rific  zur  Verbesserung  der  sozialen  \'crliält- 
nisse  dürfen  deshalb  nicht  ohne  Bcrücksichtigunj^  der  Arbeits- 
bedingungen anderer  Länder  geschehen,  denn  so  etwas  wie  geo- 
graphische Isolierung  gibt  es  heute  nicht  mehr.  Um  so  mehr  muß 
man  anerkennen,  wie  viele  von  den  Übelständen»  mit  denen  die 
menacbliche  Gesellschaft  heute  zu  kämpfen  hat,  in  Neuseeland  ge- 
mildert Warden  sind.  Auch  hier  tritt  der  internationale  Charakter 
der  Arbeiterfrage  in  den  Vordergrund,  denn  große  Fortschritte  sind 
nur  mißlich  wenn  ^e  überall  einigermaßen  gleichmäßig  erfolgen. 

Die  bemerkenswerten  Erfolge  der  neuseeländtscben  Gesetz* 
gebung  sind  vor  allem  der  verständnisvollen  und  glrichmäßigen 
Handhabui^  durch  die  Regierung  zu  verdanken,  aber  auch  dem 
Interesse  des  Parlamentesy  das  nie  versagte^  wenn  die  gemachten 
Erfahrungen  die  Notwendigkeit  von  Verbesserungen  und  Zusätzen 
«rwiesen.  Wäre  die  liberale  Partei  vor  einigen  Jahren,  als  die 
Gesetze  eben  erlassen  waren  und  noch  etwas  den  Charakter  von 
Experimenten  an  sich  trugen,  verdrangt  worden,  so  würden  wir 
heute  mdit  von  einem  so  großen  Erfolge  berichten  können.  Selbst 
wenn  die  Gesetze  dann  von  der  Opposition  nicht  gerade  auf- 
gehoben  worden  wären,  so  hätte  doch  eine  veiständnislose  Hand- 
habung  außerordentlich  viel  schaden  können.  Auch  die  allgemeine 
günstige  finanzielle  Lage  war  für  die  Anfangsstadien  der  sozialen 
Gesetzgebung  von  Vorteil.  Wir  haben  alle  diese  Punkte  schon 
erwähnt,  hier  soll  nur  hervorgehoben  werden,  daß  Neuseeland  nicht 
wesentlich  mehr  für  eine  fortgeschrittene  soziale  Gesetzgebung  ge- 
eignet ist,  als  andere  Länder. 

Schluß. 

Man  darf  nicht  annehmen,  daß,  weil  in  Neuseeland  die  soziale 
Gesetzgebung  sehr  ausgebildet  ist,  nun  der  Durch  Schnitts- Neusee- 
länder ein  Kollektivist  oder  doktrinärer  Landreformer  sei.  Auch 
die  liberalen  Pührer  sind  das  nicht.  Gewiß  haben  fortsein  ittlichc 
sozialökonomische  Theorien  die  öffentliche  Meinung  stark  licein- 
üußt,  doch  war  die  neuseeländische  Gesetzgebung  eher  das  Resultat 
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praktischer  Bestrebungen  die  Probleme,  die  dem  Volk  täglich  ent- 
gegentraten, zu  lösen. 

Weder  das  kollckiivistische  Programm :  „Verstaatlichung  der 
Produktions-,  Verteilun^s-  und  Umlaufsmittel"  noch  die  Gesamt- 
theorien Henry  Georges  spielen  als  solche  eine  {:^roße  Rolle  in  der 
]»raktischen  Politik  der  Kolonie.  Aber  man  strebt  doch  in  manchem 
nach  ähnlichen  Zielen,  vor  allem  nach  einem  möglichst  gleich- 
nuiLiig  verteilten  \'olkswohlstand,  ohne  sich  an  besondere  Methoden 
oder  Theorien  zu  halten.  Bis  jetzt  hat  Neuseeland  noch  keinen 
Millionär  hervorgebracht  und  wird  es  wohl  auch  nicht  tun.  Die 
Antimonopolbewegung  ist  dafiir  zu  stark. 

Man  kann  Neusedand  im  Vergleich  zu  anderen  Landern  das 
^lArbeitefparadies"  oennen.  Freilich  nur  sehr  vergleichsweise;  in 
Wirklichkeit  fehlt  daran  noch  viel  Doch  berechtigen  die  weit- 
gehenden Befugnisse  des  Staates  als  Aufsichts*  und  Kontrollbehörde 
und  die  gesunden  durch  die  Arbdts-  und  Landgesetzgebung  ge- 
gebenen Grundlagen  der  allgemeinen  Entwicklung  zu  dem  Glauben, 
dafi  Neuseeland  auf  dem  rechten  Wege  ein  gutes  Stück  voran- 
geschritten ist 
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GESETZGEBUNG. 

Die  neuere  Kinderschutzgesetzgebung  in  Deutschland 

und  in  Großbritannien. 

Von 

Prof.  Dr.  STEPHAN  BAUER 
in  Basel. 

In  den  Tagebüchern  Lord  Sliaftesburys  ist  ein  merkwürdiges 
Gespräch  des  großen  Sozialreforrners  mit  König  Friedrich  Wil- 
helm IV.  von  Preußen  vom  Januar  1843  verzeichnet  „Welche 
Aussichten  haben  Sie,"  fragte  ihn  der  König,  „Ihr  Fabrikgesetz  im 
Parlamente  durch/.ubringen  ?"  „Keine  Aussiebt,  Sire,"  erw^iderte  I.ord 
ShallL.iiiUi)  ,  „nicht  die  geringste.  Der  rrenuei  nunistcr  hat  iim  heute 
geschrieben,  er  werde  mir  opponieren."  „Indeed,"  sagte  der  Könij^; 
dann  nach  einer  Pause:  „Wir  haben  das  Gesetz  für  Sie  in  Preußen 
gemacht"  „Ja,  Sire,  ich  weiß  es  und  tausend  und  zehntausend 
Herzen  segnen  dafür  Eure  Majestät"  Darauf  der  König:  „Ich  habe 
das  Gesetz  nicht  erlassen;  es  ging  von  unseren  Kaufleuten  und 
Fabrikanten  anSy  ich  habe  es  nicht  veranlafit"  ,J^Jein,  Sire»  es  war 
das  Werk  des  Vaters  Euer  Majestät"  „Ja,  alles  Große  und  Gute 
In  Freu6en  ist  das  Werk  meines  Vaters."  Damit  schlofi  das  Ge- 
sprach.') 

Die  preußische  Gesetzgebung  von  1S39  war  in  der  Tat  über 
ihr  englisches  Vorbild  von  1853  in  mancher  Hinsicht  hinaus- 
gegangen. Bezog  sich  Lord  Althorps  Act  nur  auf  BaumwoU-  und 
WoUwarenlabriken«  so  schfitEte  das  preußische  Regulativ  die  Ar- 


1)  E.  Hodder:  The  Life  «nd  the  Work  of  Ibe  •erentii  Eail  of  Sbaftesbnry» 
K.  G.  tS86,  vol.  I,  p.  401. 
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beiter  in  allen  Fabriken,  Bergf-  und  Hüttenwerken;  es  stellte  ferner 
den  Grundsatz  auf,  dal.»  der  obli^^atorischc  Klcmentarschulunterricht 
unter  der  Fabrikarbeit  nicht  leiden  dürfe.  Das  ent^lische  Gesetz 
verlangte  dagegen  zwar  taglich  zwei  Stunden  Unterricht  für  die 
Arbeiterkinder,  traf  aber  für  die  Erteilung  des  Schulunterrichtes 
keinerlei  Anstalten.  In  der  Tat  war  nach  den  Aussa«^en  der  In- 
spektoren dieser  Schulzwang  „ein  Hohn  auf  jeden  Unterricht".  ^} 

Ein  Fabrikschulmeister  stellte  zunicis.1  Zeugnisse  über  die  Prä- 
senz der  Kinder  aus,  die  in  Wirklichkeit  in  der  Fabrik  gearbeitet 
hatten.  Wo  solche  Betriebsschulen  nicht  eingerichtet  waren,  konnten 
die  Kinder  in  die  National  Schools,  oder  in  jene  der  British  and 
Foreign  School  Society  nicht  geschickt  werden,  da  diese  nicht  vor 
9  Uhr  morgens  begannen  und  vor  5  Uhr  nachnnUags  schlössen. 
Gänzlich  ungeschützt  und  ausgebeutet  waren  Kinder  in  Seiden- 
und  Spitzcnlabriken. 

Das  britische  wie  das  preußische  Gesetz  ließ  die  Fabriksarbeit 
nach  vollendetem  9.  Lebensjahre  zu.  Für  die  9 — 13  jährigen  führte 
das  englische  Gesetz  einen  Maximalarbcitstag  von  9  Stunden  täg- 
lich, 48  Stunden  in  der  Woche  ein.  Für  die  13 — 18  jährigen  galt 
der  Zwölfstundentag.  Das  preußische  Regulativ  föhrt  dagegen  den 
von  Shaftesbury  so  energisch  verfochtenen  Zehnstundentag  fär  die 
Jugendlichen  ein,  ist  also  fOr  die  13 — 16  jährigen  Arbiter  günstiger 
als  das  englische  Voibild. 

Beide  Gesetze  verbieten  die  Nachtarbeit  der  Jugendlichen;  das 
Verbot  erstreckt  sich  allerdings  in  England  bis  zum  18.,  in  Preufien 
bis  zum  16.  Lebensjahre  und  die  Dauer  der  Nachtruhe  beträgt  hier 
acht,  dort  neun  Stunden.  Aber  im  ganzen  genommen  hatte  eine 
Ausdehnung  des  Zehnstundentages  nach  der  damaligen  Rechtslage 
in  PreuÖen  naher  gelegen  als  in  England.  Dennoch  hat  im  Jahre 
1847  England  diesen  Fortschritt  vollzogen,  der  im  Deutschen  Reiche 
noch  heute  der  Vollendung  harrt 

Inzwischen  sind  in  Grofibritannien  die  Wirkungen  der  fünfzig- 
jährigen Kinderschutzgesetzgebung  immer  deutlicher  geworden.  Vor 
allem  hat  die  Gesetzgebung  auf  den  Altersaufbau  der  Fabrik- 
bevölkerung einen  eingreifenden  Einflufi  ausgeübt.  In  Grofibritannien 
betrug  in  den  Textilfabriken  der  Anteil  der  Arbeiter  im  Alter  von 
weniger  als  13  Jahren  im  Jahre  1835: 13;  1885:9;  1895  jener  der 


*}  Report  from  tbe  seteet  Committee  od  tb«  act  for  the  regulaüon  of  Mills 
»o«l  Factofia  18.  Febnnry  1841,  p.  la. 
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ireniger  als  I4jälirigen:  $,2  vom  Hundert  aller  Arbdter.  *)  Es  stiq^ 
scxlann  in  England  die  Rdativzahl  der  erwachsenen  Manner;  kon- 
stant  blieb  seit  1847  jene  der  männlichen  Jugendlichen.  Im  Deutschen 
Reiche  ging  in  der  gesamten  Fabriksindttstrie  die  Vertretung  der 
Kinderarbeit  von  1890,  wo  ihre  Zahl  27485  betrug,  auf  8077  im 
Jahre  1902  herab.  In  der  Textilindustrie  beträgt  ihr  Anteil  in  den 
Fabriken  nur  drei  Zehntel  vom  Hundert  aller  Arbeiter.*) 

21ugletdi  ist  nun  zwar  die  FabriUbevölkerung  ein  immer  erheb- 
licherer Anteil  der  gesamten  geweiblichen  Aibeiteischaft  geworden; 
diese  selbst  umfiifit  aber  infolge  der  Abnahme  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  einen  stärkeren  Bruchteil  der  gesamten  Berufe- 
tätigen als  früher.  Man  hat  daher  leicht  fibersehen  können,  daß 
neben  der  geschützten  und  gesetdich  verbotenen  für  eine  unge- 
schützte und  geßUifUcfae  Kinderarbeit  im  Erwerbsleben  reichlich 
Platz  sei. 

Zwar  haben  schon  die  Gegner  der  ersten  Schut^esetze  in 
England  darauf  hingewiesen,  daß  nicht  in  den  Fenken  die  ärgste 
Kinderausnützung  stattfinde.  Man  konnte  ihnen  aber  damals  er- 
widern, daß  innerhalb  der  neuen  Fabriken  die  Kinderari>ett  in 
einem  der  letzten  Generation  unlsekannten  Maße  vertreten  sd. 
So  liihrt  der  B  ri  I  t  Dr  Mitchells  vom  Jahre  1834:  19690  Baum- 
^olllndustriearbeiter  auf,  von  welchen  über  ein  Drittel  weniger  als 
16  Jahre  alt  war.  Kaum  ein  Drittel  war  über  21  jährig-  und 
daraus  schloß  man,  daß,  wenn  die  Gesetzgebung  im  Interesse  der 
Jugendlichen  eingreife,  sie  von  selbst  auch  die  Arbeitsbedingungen 
für  die  Erwachsenen  regle.  *) 

Da/AI  kam  die  Beobachtung  des  ruinösen  Kinflii'^scs  ununter- 
brochener Arbeit  der  Kinder  in  feiu^htcn,  selten  gclüttetcn  Fabrik- 
lokalen. Von  je  350  jugendlichen  Arbeitern  in  Lancashire,  die 
Dr.  Hawkins  untersuchte,  waren  nur  143  gesund,  während  von  je 
350  in  anderen  Berufen  tätigen  Jugendlichen  241  hygienisch  nicht 
■zu  beanstanden  waren."*) 

Bis  zum  Gesetze  von  1844  zum  Schutze  der  Jugendlichen  ist 

')  George  II.  Wood.  Kattory  I.cgishilion,  Jouriiul  R.  Statistical  Society,  1902. 

•)  Jahresberichte  der  GcwerbcaufsicbUbeamlen  und  Bergbehörden  für  das  Jahr 
1902.    Bd.  IV,  S.  80. 

')  Fatturics  Inquiry.  Supplemcotary  Report  from  Commissioncrs,  pari  1, 
March  1834,  p.  38. 

*)  Faclorics  Inquiry  Commission.    Sccond  Repoft,  15.  July  1833,  D.  3,  p.  2, 
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nach  allen  Beriditen  die  Hygiene  der  Fabriksidadcr  eine  schlechtere 
gewesen  als  jene  in  anderen  Berufen,  ja  selbst  als  die  der  in  der 
Heimarbeit  beschäftigten  Kinder.  So  ergab  sich  denn  die  gröfite 
Dringlichkeit,  nicht  nur  die  leichtere  Durchführbarkeit  des  Fabriks« 
kinderschutzes  als  Konsequenz. 

Durch  das  Werkstättengesetz  von  1867  wurde  der  Kinderschutz 
ibnnell  und  durch  Übertragung  der  lnspektion  der  Werkstätten  ah 
die  staatliche  Inspektion  seit  1S70  fiiktisch  im  Kleingewerbe  ein* 
geführt  Für  die  8— 13  jährigen  wurde  eine  tägliche  Maximal- 
arbeitszeit  von  ö^t  Stunden  und  wöchentlich  10  Stunden  Schul- 
unterricht, zusammen  49  Stunden  vorgeschrieben.  Hierzu  kamen 
besondere  Vorschriften,  die  den  Kinderschutz  in  besonderen  Be- 
scfaafUgungen  regelten.  Wie  dringend  es  z.  B.  in  der  Bäckerei  war^ 
schützend  vorzugehen,  bewies  die  Tatsache,  daß  Kinder,  welchen 
die  Arzte  die  Zulassung  in  Fabriken  verweigerten,  in  den  Bäcke> 
reien  Aufnahme  &nden,  wo  sie  ununterbrochen  durch  16  Stunden 
arbeiteten.  Der  Arfoeiterwitz  nannte  das:  „die  Kinder  zur  Reife 
ins  Treibhaus  schicken".^) 

Dagegen  wollte  man  von  einer  Ausdehnung  des  Kinderschutzes 
auf  Berufe,  die  nicht  in  geschlossenen  Räumen  betrieben  wurden 
(out-door  emplojrmenls)  nichts  wisseiL  Im  Kaminfegergewerbe 
hatte  man  allerdings  bereits  das  Zulassungsalter  auf  21  Jahre  fest- 
gesetzt und  die  Konzessionierungspfficht  den  Meistern  auferlegt 
(1834,  1840,  1864,  1875).  Vom  Straßenhandel  und  der  Verwendung; 
auf  Kanalschiffen  hoffte  man  den  Zuzug  von  Kindern  durch  das 
neue  Schulgesetz  a^)zulenken.  In  der  Landwirtschaft  hatte  bereits 
die  Kindoschutzenquete  von  1862 — 1867  die  Mißstände  langer 
Arbeitszeiten  und  der  Ausnützun^  durch  Gangmeister  aufgedeckt; 
es  folgte  ihr  die  Konzessionierung  der  Gan^eister  und  das  Verbot 
der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  8  Jahren  durch  die  Agricultural 
Gangs  Acts  1867.  Diesem  Gesetze  folgte  das  Kinderschutzgesetz  fiir 
die  Landwirtschaft  (Agricultural  Children  Act)  von  1873,  das  durch 
das  Schulgesetz  (Elementary  Education  Act)  von  1876  aufgehoben 
wurde.  Das  Gesetz  dehnte  das  Zulassungsalter  von  acht  Jahren, 
das  früher  nur  (lir  die  von  Gangmeistern  angeworbenen  Kinder 
galt,  auf  alle  Kinder  aus,  die  nicht  von  ihren  eigenen  Eltern  oder 
auf  dem  elterlichen  Grundstück  verwendet  wurden,  und  erhöhte  das 
Zulassungsalter  für  die  im  Gangsystem  verwendeten  Kinder  auf 


*)  Factoffj  snd  Workabopt  Act  CoirnnitMon.    Report  VoL  l,  p.  XVII,  1876b 
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zehn  Jahre.  Kinder  von  zehn  bis  kwölf  Jahren  sollten  vor  ihrer 
Verwendung  in  der  Landwirtschaft  sich  über  ein  bestimmtes  69dungs< 
minimum  ausweisen.  Dieses  Gesetz  erwies  sich  als  undurchführbar; 
man  war  außerstande,  die  Inspektion  mit  dieser  Aufgabe  zu  be* 
lasten  und  erhoffte  auch  hier  alles  von  der  Schule. 

Was  nun  die  ungc?;chützte  Arbeit  der  Kinder  in  gesdilossenen 
Räumen  betrifft,  so  erhoffte  man  im  Handelsgewerbe  alles  von  den 
freien  Vereinbarungen  mit  den  Prinzipalen  und  von  der  Frühladen» 
schluiibewegung ;  in  diesem  Sinne  war  die  National  Early  Qosii^ 
League  tätig.  In  der  Heimarbeit,  sofern  nur  die  Wohnungsinsassen 
beschäftigt  werden,  erklärte  man  nichts  vorkehren  zu  können  und 
der  Handhabung  der  Sanitatsgesetze  durch  die  Gesundheitsbehörden 
alles  überlassen  zu  müssen. 

Indessen  blieb  trotz  der  Schul^^esetze  die  Tatsache  bestehen, 
daß  selbst  Kinder,  die  in  geschützten  Helrieben  verwendet  wurden 
nach  der  Fabriksarbeit  zu  ungeschützter  Lohnarbeit  verwendei 
werden  konnten.  Diese  Lohnarbeit  fand  hie  und  da  selbst  in 
lebens^^efahriichen  Berufen  statt  und  fiel  hier  zuerst  ins  AuLje.  Das 
Zulas.>un^sa1tcr  für  Kinder  bei  öffentlichen  Schaustellungen  oder 
Produktionen,  die  von  Hause  aus  Leben  oder  Gesundheit  gefährden 
können,  wurde  durch  die  Children's  Dangerous  Performances  Act 
1879  auf  14  Jahre  und  durch  die  Dangerous  Performances  Act  1S07 
auf  16  Jaiire  für  männUche  und  auf  18  Jahre  für  weibliche  Per- 
sonen erhöht. 

Indessen  war  man  auf  die  Zunalimc  der  Kinderarbeit  im  De- 
tailhandel, in  Gastwirtschaften  und  im  Straßenhandcl  aufmerksam 
geworden.  Die  Shops  Hours  Regulation  Acts  1886  sowie  jene 
von  1892 — 1895  schrieben  für  Personen  unter  18  Jahren,  welche  in 
Uden,  Märicten.  Buden,  Warenhäusern,  Wirtshäusern  und  sonst^en 
Erquickungsgeweiben  gegen  Lohn  beschäftigt  werden,  eine  Maximal- 
arbeitszeit  von  74  Stunden  in  der  Woche  mit  Einschlufi  der  Mahl- 
zeiten vor.  Die  eigenen  Kinder  und  Familienmitglieder  sowie  das 
häusliche  Gesinde  wurden  von  diesem  Schutze  ausgenommen. 

Die  Zunahme  der  in  die  Form  des  Strafienhandels  oder 
des  Strafiensängertums  »ch  hüllenden  Kinderbettelet,  der  Kinder* 
bedienung  in  Kneipen,  der  Verwendung  von  Kindern  in  Theatern 
und  Varietes,  die  Fälle  der  Mifihandlung  solcher  Kinder  durch 
brutale  Arbeitgeber  und  ihrer  Vernachlässigung  durch  die  Eltern 
führte  zu  den  Prevention  of  Cruelty  to  Children  Acts  von  1889  und 
1894.   Sie  verbieten  bei  Strafe  der  die  Kinder  dazu  veranlassenden 
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Pttsofien  Knaben  unter  14,  Mädchen  unter  16  Jahren  den  ver- 
steckten Strafienbettel,  den  Aufenthalt  in  Gastwirtschaften^  In  denen 
geistige  Getränke  verabreicht  werden«  die  aktive  Teilnahme  an 
Theatervorstellungen  zwischen  9  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens 
und  allen  noch  nidit  i6jährigen  Kindern  die  Ausbildung  als 
Akrobaten,  Schlangenmenschen,  Zirkusleute  oder  ihre  Verwendung 
bei  anderen  von  Natur  gefährlichen  Schaustellungen.  Doch  ge« 
stattete  das  Gesetz  von  Fall  zu  Fall  gegen  Konzession  der  Ver* 
waltungsbefaörde  (der  Schulbehörde  in  Schottland)  Kinder  im  Alter 
von  mehr  als  7  Jahren  in  Theatern  oder  Zirkussen  bei  ungefähr- 
lichen Froduktiooen  zu  verwenden  (Art  3). 

Alle  diese  Mafiregeln  milderten  wohl  die  augedalligsten  Schaden 
der  ungeschützten  Kinderarbeit,  konnten  aber  ihrer  Zunahme  keinen 
Einhalt  gebieten.  Um  die  Mitte  der  neunziger  Jahre  begann  man 
daher  in  den  Kreisen  der  Lehrerschaft  systematisdi  die  Kinder- 
lohnarbeit zu  beobachten. 

Der  Erziehungsausschufi  des  Womens  Industrial  Council  pflog 
Erhebungen,  deren  Ergebnisse  im  August  1897  in  der  Nineteenth 
Century  von  Mrs.  Hoggs  veröffentlicht  wurden.  Im  folgenden  Jahre 
setzte  dieser  Verein  ein  eigenes  Cömmittee  on  Wage-Eaming  Children 
ein,  das  sich  zunächst  an  das  Erziehungsamt  mit  der  ffitte  um 
Veranstaltung  von  Erhebungen  über  Beschäftigung,  Zahl,  Alter, 
Arbeitszeit  und  Entlohnung  der  gewerbetätigen  schulpflichtigen 
Kinder  wandte. 

Diese  Enquete  war  unvollständig;  schlüssig  ist  sie  wohl 
nur  für  Lx>ndon,  wo  von  425 OOO  über  7jährigen  Schulkindern 
30  800,  also  über  7  Prozent,  vor  oder  nach  der  Schule  in  Fabriken 
oder  Werkstätten  gegen  Entgelt  beschäftigt  waren.  Hiervon  waren 
12  130  Kinder,  fast  3  Proz.  also,  über  20  Stunden  wöchentlich  be- 
schäftigt; für  rund  40000  Schulkinder  in  England  wurde  diese 
Dauer  der  Beschäftigung  nachgfcwiesen ;  in  ^ooo  Fällen  wurde 
so^  mehr  als  40  Stunden  hindurch  gearbeitet.  ^)  Angesichts 
dieser  zwar  unvollständigen,  aber  überraschenden  Tatsachen  setzten 
das  Home  Office,  das  Erziehungs-  und  das  Handelsamt  gemeinsam 
eine  Regierungskommission  ein,  welche  über  die  Beschäftigung 
schulpflichtiger  Kinder,  über  die  bestehenden  Kinderschutz-  und 
Schulgesetze  und  deren  Vollzug  Bericht  erstatten  sollte.  I^ie 
Kommission  vernahm  vom  13.  Februar  bis  22.  Juli  1901  12S 


*)  Eicmcnterjr  Sdiools  (ChUdreii  Workisg  for  Wage»).  1899. 
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Zeugen,  insbesondere  Lehrer,  und  erstattete  am  25.  November  1901 
ihren  Schlußbericht^) 

Das  Ergebnis  dieser  Enquete  ist  sehr  bemerkenswert ;  von  etwa 
585000  schulpflichtigen  Kindern  im  Alter  von  13 — 14  Jahren  waren 
nur  208000  in  die  Schulregister  eingetragen.  Die  Enquete  wies 
150000  schulpflichtige  Kinder  aus,  die  in  Fabriken  oder  Werk- 
stätten Vollzeit,  und  103978,  welche  Halbzeit  arbeiten.  Da  die 
Gesamtheit  nllcr  Schtilkinder  V  ,,  Millionen  betrug,  konnte  man  die 
V^ollzcit  arbeitenden  und  daneben  noch  berufstätigen  Schulkinder  auf 
4  Proz.  veranschlagen.  In  London  stirer  ihre  Zahl  auf  6^3  Proz. ; 
in  Liverpool  auf  7^0  Proz.;  S| )czial(ji Hebungen  ersahen,  daß  die 
offiziellen  Ziffern  um  fast  2  Proz,  unter  der  Wirklichkeit  geblieben 
waren.  Die  Knquctekommission  schätzt  aber  die  Zahl  der  Kinder, 
um  welche  es  sirh  Iiandelt,  auf  300000.  Die  Feststellungen  der 
Arbeitszeit  ergaben  ahnliche  Differenzen ;  an  Samstagen  kamen 
Fälle  von  13 — I/stiindiger  Arbeit  vor:  endlich  wurden  einzelne 
Fälle  excessiver  Arbeit  bei  häuslichen  Diensten,  sowie  beina  Aus- 
tragen von  Zeitungen  festgestellt. 

Nach  Erwerbszweigen  und  Betriebsformen  ergab  sich  fiir  die 
Beschäftigung  von  Kindern  in  Großbritannien  das  folgende  Bild: 

1 .  In  den  F  a b  r  i k  e  n  und  W  e  r  k  s  t  a  1 1  e  n  beträgt  das  Zulassuags- 
alter  12  Jahre  für  die  Halbzeit,  13  Jahre  für  die  Vollzeit  arbeitenden 
Kinder.  Die  Halbzeitarbeit  (nur  am  Vormittage,  nur  an  Nach- 
mittagen, oder  nur  jeden  zweiten  Tag)  beträgt  in  Tcxultabriken 
2774»  in  anderen  Fabriken  und  in  Werkstätten  30  Stunden  in  der 
Woche;  dazu  kommen  13 — 14  Schulstunden.  Im  Jahre  1S98  betrug 
che  Zahl  der  J  lalbzeitarbeiter  in  Fabriken  41  ocxj,  m  Werkstätten 
gCL^eii  2000.  Im  Jahre  1889  hatte  sie  noch  <S2c>cxj  in  Fabriken 
bcti  .i^^en.  Die  Zahl  der  13  — 14 jährigen  Vollarbeiter  m  den  Fabriken 
betrug  50059. 

2.  In  die  gewerbliche  Heimarbeit  hat  die  Geset^ebung  auch 
insoweit  regelnd  cingegrififen  (Factory  Act  1901,  Section  Iii,  115), 
als  es  sich  um  Familienbetriebe,  domestic  factories  and  Workshops» 
handelt 

Darunter  versteht  das  Gesetz  nichtmotoriscfae  Betriebe,  die  in 
Räumen,  die  als  Wohnung  dienen,  von  Mitgliedern  der  dort 
wohnenden  Familie  betrieben  werden.  Die  Arbeitszeit  far  Kinder» 


Employment  of  School  GhUdren  Committee.   Minute«  of  Evidesee  ttken 
bcfore  tbe  Inter-DepartmcntA]  Conumtice  od  Ejnploymeiit  of  Sdiool  Clüblico.  t90*> 
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darf  nur  von  6  Ubr  morgens  bis  l  Uhr  nachmittags  oder  von  l  Uhr 
bis  8  Uhr  abends  (Samstags  bis  4  Uhr  nachmittags)  dauern;  nach 
Sstiindiger  Arbeit  muß  eine  halbstündige  Mbihlzeitspause  eintreten. 
Das  Gesetz  beschränkt  also  hier  die  Kinderarbeit  auf  39  Stunden 
in  der  Woche  Sie  ist  unbeschrankt  in  der  Strohflechterei«  Polsterei^ 
Handschuhmacherei  und  der  Fertigstellung  von  Waren  fiir  den  Ver* 
kauf;  ebenso  treten  für  unregelmäßige  Nebenarbeit  der  Kinder  die 
Schutzbestimmungen  außer  Kraft.  Inspektoren  wie  private  Beob- 
achter sind  über  den  geringen  Wert  dieser  Voischriften  einig.^) 

In  England  scheint  allerdings  außer  in  den  kleinen  dem  Gesetze 
nicht  unterworfenen  Wäschereien  die  Zahl  der  Kinder  in  der  Heim- 
arbeit gering  zu  sdn;  es  gehören  aber  die  Fälle  der  schwersten 
Überarbeitung  der  Kinder  hierher. 

3.  Die  Zahl  der  schulpflichtigen,  erwerbstätigen  Kinder  in 
Bergwerken  und  Brüchen  ist  ganz  unbedeutend, 

4.  dagegen  ist  über  die  Hälfte  dieser  Kinder  (über  lOOOOO)  in 
Handelsbetrieben  tätig.  Etwa  40 000  sind  Zeitungsausträger^ 
der  Rest  trägt  in  die  Häuser  der  Kunden  Milch,  Kohle,  Petroleum^ 
Kramwaren,  oft  In  großen  Quantitäten  und  zwar  durch  2 — 3  Stunden 
vor  und  2  Stunden  nach  Schluß  der  Schule.  Am  langwierigsten 
und  moralisch  am  verderblichsten  ist  die  Beschäftigung  in  Barbier- 
stuben, die  in  den  armen  Quartieren  hier  und  da  als  Spielhöllen 
fungieren. 

5.  G^[en  50000  Kinder  finden  als  häusliche  Aushilfen 
(beim  Messer-  und  Schuhereinigen.  Kohlentragen)  gegen  Lohn  fie^ 
schäftigung.  Den  schwersten  Arbeiten  waren  nach  den  Erhebungen 
aber  Kinder  ausgesetzt,  die  bei  den  e^nen  Ehern  solche  Arbeit 
verrichteten;  niemand  konnte  dagegen  eine  Abhilfe  finden. 

6.  In  der  Land  Wirtschaft  konstatierte  man  nur  6 115  Voll- 
zeit arbeitende  und  zugleich  schulpflichtige  Kinder;  mit  den  Halb- 
zeit arbeitenden  Kindern  zusammen  steigt  aber  ihre  Ziffer  auf  etwa 
40000 — 50000.  Aus  der  Enquete  ging  hervor,  daß  mit  Ausnahme 
des  Steinabsammclns  und  Jätens  im  Akkord  die  landwirtschaftliche 
Arbeit  keine  ungesunde  sei;  daß  bei  der  Hopfenernte  die  Arbeits- 
zeit eine  zu  lange,  aber  keine  übermäßige,  daß  aucli  ihre  Wirkung 
auf  den  Charakter  der  Kinder  eine  gute  sei,  außer  in  denjenigen 
Fällen,  wo  sie  mit  dem  Auswurf  der  Städte  oder  Stromern  zu- 


'"l  Miss  G.  Tue  k  well,   The  morc  obvious  dcfcets  in   our  factory  codc,  ins 
The  cuc  for  U>e  factory  Acts,  Edited  by  Mrs.  Sidncy  Webb  1902,  p.  146. 
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sanimen  arbeiten.  Schwer  geklagt  wird  dag^en  über  die  Uo' 
rcgelmäßigkeit  ihres  Schulbesuches;  ^  wird  empfohlen,  die  Dispense 
vom  Schulbesuch  im  Sommer  nur  als  Belohnung  regelmäßiger 
Frequenz  im  Winter  zu  erteilen. 

7.  Im  Straße n ha ndel  sind  es  weniger  die  von  den  Eltern 
beschäftigten  als  die  auf  eigene  Rechnung  als  Zeitungsjungen,  Zünd- 
hÖlzchenverkäufer  u.  dgl.  tätigen  Kinder,  —  etwa  25000  an  der 
Zahl  —  die  in  den  Zentren  der  Großstädte  den  größten  Ver- 
suchungen aus«^^csetzt  sind;  die  hygienischen  Bedenken  treten  dieses 
gegenüber  in  den  Hintergrund. 

8.  Ktwa  15000  Kinder  werden  gegen  l  ohn  als  Treiber,  Golf- 
juno^en,  zum  Wecken  der  .Arbeiter  am  frühen  Murgen,  bei  dem  Zu- 
tragen ihres  Essens,  dem  Milchaustragen  u.  dgl.  verwendet.  Manche 
dieser  Verrichtungen  rauben  den  Kindern  den  Morgenschlaf  und  ihre 
Schulbildung  leidet  darunter. 

Ks  handelt  sich  also  im  ganzen  um  etwa  300000  Kinder;  und 
aus  der  Tatsache,  daß  die  unbestritten  günstige  \\  irkung  der  I-abrik- 
gesetzgebung  diesen  Kindern  nicht  zuteil  wird,  schloß  die  Kom- 
mission, daß  eine  Erweiterung  des  Kinderschutzes  notwendig  sei 
Selbst  rein  wirtschaftlich  gesprochen,  sei  die  ständige  Arbeit  von 
II  —  13jährigen  Kindern  eine  Vergeudung,  denn  ein  Verdienst  von 
zwei  Shillings  in  der  Woche  können  sie  später  selbst  als  unge- 
lernte Arbeiter  in  einigen  Monaten  reichlich  einbringen.  Sie  war 
aber  ebenso  überzeugt,  daß  ganz  mäßige  Beschäftigung  viele  Kinder 
vor  Verwahrlosung  bewahre.  Ein  hervorragender  Pädagoge,  Mr. 
Chilton  Thomas,  erklärt  es  fiir  geradezu  grausam,  ein  Kind  von 
14  Jahren  nicht  an  physische  Arbeit  zu  gewöhnen,  um  sodann 
von  ihm  ein  volles  Tagewerk  zu  verlangen. 

Der  Kommission  lagen  im  übrigen  Aa^iätze  zu  einer  Kodifikation 
bereits  vor.  Die  Regelung  der  Kinderarbeit  in  England  war  auf  dem  Ge- 
biete des  Strafienhandels  bereits  zum  Teil  erfolgt.  Der  Che&nspektor 
der  Zwangserziehungsanstalten  hatte  schon  in  seinem  Jahre^eridit 
von  1896  (p.  51 — 54)  auf  die  Verkommenheit  der  häuslichen  Ver- 
hältnisse der  meisten  Straßenkinder  tn  Liverpool  hingewiesen,  die, 
kaum  entlassen,  immer  wieder  in  die  Anstalt  zurückkehrten.  Die 
Hälfte  dieser  Kinder  waren  Madchen.  Die  Knaben  frönten  dem 
Spiel.  Für  manche  Mädchen  gab  der  Straßenhandel  den  Vorwand 
lur  Diebstahl,  Prostitution  und  Erpressungen  ab.  Eine  eigene  von 
der  Polizei  unterstützte  Vereinigung  zur  Bekleidung  der  Straßen- 
kinder wurde  gegründet;  sie  hatte  in  5  Jahren  in  10500  FäUea 
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einzuschreiten;  viele  Kinder  weig^erten  sich,  Kleider  anzunehmen, 
„weil  das  Geschäft  darunter  leiden  würde".  Es  wurde  daher  ein 
Subkoiiütee  von  der  Stadtverwaltung  im  Jahre  1897  eingesetzt,  das 
den  Antrag  stellte,  es  möge  die  Stadt  sich  an  das  Home  Office  um 
Gewaiisuag  zweier  V'ollmachten  wenden:  um  Gestattung  der  Kon- 
zessionierung des  Straßenhaiidels  durch  Kinder,  sowie  um  die  der  Er- 
richtung von  Logierhäusem  für  dieselben.  Der  Staatssekretär  des 
Innern  erklärte  seine  Zustimmung,  da  die  besonderen  Verhältnisse 
Liverpoob  aufierordentlidie  Vollmachten  erheischten.  Es  wurde  aus- 
drücklich erklart,  daß  die  Verweigerung  der  Konzessionierung^  nur 
etwa  dann,  wenn  ein  Kind  die  Annahme  ordentlicher  Kleidung  ver- 
weigere, erfolgen,  dagegen  keine  begünstigte  Klasse  von  Strafien« 
händlem  geschaiTen  werden  solle.  Die  Bedingungen  der  Konzessionie- 
rung  (Tragen  von  Abzeichen«  Bezeichnui^  der  Platze  und  Stunden, 
Buden)  sollten  der  Genehmigung  des  Staatssekretars  unterliegen.  Die 
Liverpooler  O)rporation  Act  1S98  gab  femer  der  Stadtverwaltung 
die  Befugnis,  die  Wohnungen  der  Eltern  und  Vormünder  der  Kinder 
zu  besuchen,  um  (ur  ihre  gute  Behandlung  zu  sorgen  und  Logier- 
faauser  iiir  sie  zu  errichten.  Die  genehmigten  Regulative  vom  51.  Mai 
1899  bestimmten,  daß  kein  Kind  unter  11  Jahren  die  Konzession 
«rhalten,  und  daß  Knaben  unter  14,  Madchen  unter  16  Jahren  der 
Konzessionierung  unterliegen  sollten.  Der  Versuch,  diese  Konzes- 
stonierung  in  einzelnen  Fällen  von  dem  Wohnen  in  städtischen 
Logierhäusern  abhängig  zu  machen,  schlug  fehl;  die  katholischen 
Mitglieder  des  Stadtrates  verlangten,  es  sollten  Kinder  ihrer  Kon- 
fession nur  in  Logierhäuser  «geschickt  werden,  die  unter  Kontrolle 
von  Katholiken  ständen.  Die  Stadtverwaltung  lehnte  es  ab,  in 
jedem  Falle  Nachforschungen  über  die  konfessioneile  Angehörigkeit 
eines  Kindes  vorzunehmen. 

Ähnliche  Bestimmungen  erflossen  in  den  nächsten  Jahren  in 
Huddersfield,  Bradford,  Halifax,  Scarborough,  Southport,  Manchester, 
Bolton,  Bury,  Swansca,  Lowestoft.  In  Liverpool  wurden  vom  t.  Juni 
bis  31.  Dezember  1899  1^49  Konzessionen  gewährt,  284  vcrwei^^ert; 
an;  31.  Dezember  machten  565  Kinder  von  dtr  Konzession  Ge- 
brauch: 647  waren  we-^en  i'bertrciun;^'  der  Bcdinguniii^en  gebülit 
worden,  61  Kirvlcrn  hatte  man  die  Konzes;«ion  cntzoiTm.  Ks  wurde 
die  hrhöhung  des  künzessions{)tlichti^j;en  Alters  für  i\naben  bis  zu 
16  Jahren  und  die  Erschwerung  der  Konzessionierung  für  Mädchen 
in  Antrag  gebracht. 

Als  die  britische  Kinderschutzkommission  ihren  Schlußbericht 
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erstattete,  war  im  Deutschen  Reiche  ein  Gesetz  erflossen,  das,  viel- 
iach  auf  den  Ergebnisacn  der  briti'^rhcn  Fabrik-  und  Werkstätten* 
geseUe  von  1891  bis  1901  beruhend,  gleichfalls  die  Regelung  der 
ungeschützten  Kinderarbeit  sich  zum  Ziele  setzte.  Es  ist  dies  das 
Gesetz  betreffend  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  vom  JOiMärs 
1903.*)    Ks  knüpft  an  eine  ziemlich  bewegte  Vorgeschichte  an. 

In  Preußen,  Sachsen,  Baden  und  in  der  Schweiz  beförderte  die 
Einführung  des  Schulzwanges  die  Notwendigkeit  des  Fabrikkinder- 
schutzes. Sollten  Lehrlingsgesetzc  und  Schulmandate  durchgeführt 
werden,  so  mußte  den  Fabrikskindern  und  ihren  Eltern  die  Mög- 
lichkeit ihrer  Befol^^ung  rrmörrlirfit  werden.  Allerdings  hören  wir 
von  Eltern,  die  ihre  Kinder  nach  zehnstundifr^r  Arbeitszeit  zweimal 
wöchentlich  in  die  Schule  schicken,  sie  abn  ru  den  übrigen  Tagen 
in  der  Wohnung  nach  der  Fabriksarbeit  arbeiten  lassen.') 

Jedenfalls  waren  es  diese  Motive,  die  dann  in  Preußen  zu  einer 
Verschärfung  des  Eabrikkinderschutzes  im  Jahre  1853  führten. 

In  der  industriellen  Entwicklung  der  nächsten  dreißig  J.ihre 
ging  aber  jene  Wandlung  vor  sich,  die  zur  Folge  hatte,  daß  die 
Kinderarbeit  in  der  Heimarbeit  und  in  der  Landwirtschaft  ihren 
früheren  Ciiarakter  einer  leichten  Hilfsarbeit  veränderte  und  daß 
ein  Teil  der  Kinder  in  Beruleii  Aufnahme  fand,  in  welchen  sie  bis- 
her nicht  Verwendung  gefunden  hatten.  Hatte  man  beim  Erlasse 
der  älteren  Kindcrschutzgesetzgebung  vielfach  geglaubt,  es  könne 
durch  Erschwerung  der  Kinderarbeit  das  Anwachsen  des  Fabrik« 
Systems  unterbunden  oder  doch  verlangsamt  werden,  so  zeigten  sich 
jetzt  ihre  Sdirecken  gerade  in  denjenigen  Gebieten  des  Erweits- 
lebens,  die  man  gegen  das  Fabriksystem  zu  starken  gehoflft  hatte» 

Dennoch  wurden  die  im  Reichstage  am  14»  Januar  18S5  ein* 
gebrachten  Anträge  auf  weitere  Beschränkung  der  Klndeiarbdt 
(Hertling^  Schorlemer-Alst,  Lieber)  nach  eingehender  Kommisstons- 
beratung  und  Annahme  durch  den  Reichstag  vom  Bundesrate  188S 
verworfen.*) 

'  Der  Text  des  deutschen  Gesetzes  im  Bulletin  des  internationalen 
Arbeitsamts  Bd.  II  (J903)  S.  1 — 7,  des  britischen  C.f-s'-t^cs  S.  375 — 380.  Die 
Bibliographie  ist  in  demselbcQ  Bulletin  unter  dem  Sücbwortc  „Kinderarbeit"  S.  7S5 
verzeichnet. 

*)  Caraot,  Lettre  k  Mr.  Ic  HtnisHe  du  eommeice  nv  Im  MgifbUoB  qst  rifle 
i»n  quclquei  itatt  de  rAUcntkfde  !«•  condidoM  dn  Inmül  dei  jewei  onviicn.  ti^x 

•)  X.  Agfthd,  Kindcnibeit  19M,  S.  14  »ad  ia  dicMn  Arebiv  Bd.  XO» 
(189S)  S,  419. 
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Insofern  diese  Anträge  auf  weitere  Beschränkung  der  Kinder- 
arbeit sich  auf  Kinder  in  Fabriken  bezogen,  trug  ihnen  dann  die 
Ccwerbenovelle  vom  i.  Juni  1891  Rerhnnnjr  Das  Zulassungsalter 
der  Kinder  wird  durch  sie  (vom  Q.Juli  190»  an  auch  in  motorisch 
betriebenen  Werkstätten)  auf  das  13.  Lebensjahr  angesetzt,  darüber 
hinaus  von  der  AbsoUicrung  der  Schulpflicht  abhängig  gemacht;  die 
Beschäftigung  der  Kinder  unter  14  Jahren  wurde  auf  6  Stunden 
beschränkt,  die  Nachtarbeit  (S'/j  Uiir  abends  bis  5  Uhr  morgens), 
verboten. 

Der  glänzende  Aufscli'\  uni;  dei  deutschen  Industrie  ist  von  dem 
seither  vollzogenen  Rückgang  dci  Kiudciarbeil  in  Fabriken  unbei  ührt 
geblieben.  Dagegen  wies  die  Berufszählung  von  1895  nicht  weniger 
als  rund  215000  erwerbstätige  Kinder  unter  14  Jahren  auf,  von 
welchen  über  drei  Fünftel  auf  die  Landwirtschaft,  fast  ein  Fünftel 
(38  267)  auf  die  Industrie  entfielen  \  der  Rest  stand  zu  fiberwiegen- 
dem  TeQe  io  häuslichen  Diensten.  Somit  war  von  sämtUchen  in 
der  Industrie  tätigen  Kindern  nur  etwa  ein  Sechstel  oder  ein  Siebentel 
gesetzlich  geschützt  Da  aber  eingestandenennafien  die  von  der 
Berufszahlung  für  die  Kinderarbeit  angegebenen  Ziffern  unter  der 
Wirklichkeit  blieben  und  tiber  den  Grad  der  Inanspruchnahme  der 
kindlichen  Arbeitskraft  keine  Auskunft  gaben»  war  es  geboten,  durch 
Kacherhebungen  diese  Lficken  zunächst  auszufüllen. 

Vorarbeiten  hierfür  waren  bereits  im  Jahre  18^  von  den 
Lehrern  zu  Rixdorf  auf  Anrc^ng  Konrad  Agahds  getroffen 
worden;  und  die  Geschichte  dieser  Bestrebungen,  die  der  deutschen 
Lehrerschaft  zur  bleibenden  Ehre  gereichen,  ist  in  Agi^ds  Schriften 
und  namentlich  Im  XIL  Bande  dieser  Zeitschrift  nachzulesen. 

Den  Erhebungen  des  deutschen  Lehrervereins  von  1897,  die 
hieran  anknüpften,  und  welche  alle  Erwerbszweige  um&6ten,  folgte 
die  durch  den  ErlaB  des  Reichskanzlers  vom  7.  Dezember  1900 
angeordnete  Erhebung.  Die  Beschäftigung  der  Kinder  in  Land- 
wirtschaft und  Gesindedienst  wurde  bei  dieser  Erhebung  nicht 
weiter  verfolgt.  Dagegen  ergab  sich  eine  Gesamtziffer  von  306  823 
in  der  Industrie  tätigen  Kinder  und  im  ganzen  von  532283  er- 
werbstätigen  Kinder.  Dazu  kommen  noch  rund  140000  Kinder, 
die  nach  Angaben  der  Berufszählung  von  1895  im  Gcstndedienst 
oder  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt  sind,  also  zusammen  rund 
700000  Schulkinder,  die  zugleich  erwerbstätig  sind. 

Vergleicht  man  nun  die  Erhebungen  in  Großbritannien  und  in 
Deutschland  über  den  IJm^g  der  ungeschützten  Kinderarbeit,  so 
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erhellt  aus  ihnen,  da6  in  beiden  Ländern  die  Aufgaben  der  Gesetz- 
gebung verschiedene  sein  müssen.  Die  Gresamtziffer  von  300ckx> 
lohnarbeitenden  Kindern  ist  in  England  geringer  als  die  der  un- 
geschätzten in  Deutschland,  die  rund  700000  betragt;  da  aber  die 
gesamte  hauptbenifetätige  Bevölkerung  hier  im  Jahre  1895  rund 
23  Millionen,  in  England  und  Wales  (ohne  Schottland)  dagegen 
13  Millionen  Personen  betrug,  ist  diese  Differenz  von  relativ  geringer 
Bedeutung.  Der  Anteil  der  lohnarbeitenden  Kinder  an  der  Er- 
werbstätigkeit des  Volkes  ist  hier  wie  dort  fast  derselbe.  Aber 
die  Art  dieser  Erwerbstatigkeit  ist  eine  verschiedene.  In  Deutsch- 
land dnd  rund  drei  Siebentel  dieser  Kinder  in  der  Industrie  tatig; 
in  England  ist  es  nur  rund  ein  Fünftel  Ein  ganz  geringfügiger 
Anteil  der  Kinder  ist  in  Deutschland  nach  der  Berufezäbiung  mit 
häuslichen  Diensten  beschäftigt;  in  England  ist  es  ein  SechsteL 
Nur  etwas  über  zwei  Siebentel  aller  erwerbstätigen  Kinder  sind  in 
Deutschland  in  Handel,  Verkehr,  Grast-  und  Schankwirtschaften  mit 
Austri^e-  und  Laufdiensten  beschäftigt;  in  England  ist  es  über  die 
Hälfte  der  erwerbstätigen  Kinder.  In  beiden  Ländern  scheint 
endlich  rund  ein  Sechstel  dieser  Kinder  in  der  Landwirtschaft  tätig 
zu  sein. 

Das  Land  des  älteren  Kinderschutzes  hat  jeden&Us  den  Vorteil 
errungen,  dafi  seine  Kinder  in  physisch  weniger  anstrengenden  Be- 
rufen tätig  sind,  als  im  Lande  des  jüngeren  Industrialismus  und 
Arbeitefsdiutzes. 

Das  gilt  selbst  von  der  Verteilung  der  Kinder  auf  Fabriksindustrie 
und  Heimarbeit  In  England  schätzt  man  die  Zahl  der  Kinder  in 
der  Hausindustrie  auf  15  000  unter  60000  industrietätigen  Kindern. 
Dagegen  sind  SsProz.  der  in  der  deutschen  Industrie  nachgewiesenen 
Kinder  in  vorwiegend  hausindustrielien  Erwerbszweigen  tätig. 

Ein  Vergleich  beider  Enqueten  zcii^t  femer,  daß  in  England 
aus  dieser  Verschiedenheit  vorwi^[end  Mißstände  moralischer,  wirt- 
schaftlicher und  erziehlicher  Natur  hervorgehen.  In  Deutschland 
überwiegt  die  Gefahrdung  der  Gesundheit  durch  Überarbeitung  und 
Verwendung  in  ^gesundheitsschädlichen  Betrieben. 

In  beiden  Ländern  haben  endlich  die  Mißstände  der  Heimarbeit 
dazu  geführt,  da&  mit  dem  in  der  Gewerbeordnung  und  in  (riiberen 
Fabrikgesetzen  noch  gewahrten  Grundsatze  der  Nichteinmischung 
in  den  häuslichen  Familienbetrieb  gebrochen  werden  mußte.  Die 
Erfahrung,  daß  die  Not  des  Erwerbes  auch  Eltern  zur  Ausnützun^ 
der  Kinder  im  eigenen  Heime  treibt,  hat  zum  Abbruch  dieser  letzten 
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Bastion  der  „Arbeitsfreiheit"  geführt.  Denn  je  stärker  sich  die 
Gesetzgebung  gezwun^'en  sieht,  in  die  Arbeitsverhältnisse  der  kleinen 
Werkstätten  einzug^rcifen,  desto  grolier  ist  in  gewissen  Industrien 
die  Tendenz  zur  Auflösung  dieser  Zwergwerkstätten  in  Familien- 
betriebe, (legenwärtig  scheint  in  manchen  Hausindustrien  der  Fa- 
mihcnbetncb  bereits  völlig  zu  überwiegen.  Es  ist  selbst  von  der 
Handelskammer  zu  Sonneberg  bekannt  worden:  „abgesehen  von 
202  Kindern  seien  -saailliciic  obengei.annle  Kindfr  131061  in  den 
Arbeitsstätten  der  eigenen  Eltern  beschäftigt ;  damit  stimme  es 
überein,  daß  die  Lehrer  nichts  von  Beschwerden  über  fremde  Ar- 
beitgeber, dagegen  sehr  viel  von  übermäßiger  Inanspruchnahme 
der  ländlichen  Arbeitskraft  durch  die  eigenen  Eltern  zu  berichten 
hätten."  ») 

Welche  Wirkungen  hat  nun  in  beiden  Landern  die  Schutz- 
losigkeit  erwerbstätiger  Kinder  hervorgebtacht? 

Vor  allem  werden  die  Bildungazide  der  Schule  nur  mangdhaHt 
oder  gar  nicht  erreicht  Dies  war  in  England  in  ungeschützten 
Betrieben  um  so  mehr  der  Fall,  als  wenigstens  eine  formale  Kontrolle 
des  Schulbesuches  nur  den  Arbeitgebern  in  Fabriken  und  Werk* 
statten  bei  Bufie  vorgeschrieben  ist  In  allen  übrigen  Betrieben 
hatte  der  Arbeitgeber  eines  Kindes  nur  ein  för  allemal  sich  davon 
zu  überzeugen,  daß  das  Kind  den  teilweisen  Dispens  vom  Schul- 
besuche  erhalten  habe.*) 

Die  deutsche  Lehrerenquete  zeigt  wieder,  daß  40 — 70  Proz.. 
der  erwerbstätigen  Schüler  in  Industriebezirken  untemormale  Lehrer- 
ergebnisse aufwiesen.  Diese  Kinder  sind  träge,  schläfrig,  teilnahms- 
los. Daran  mag  ja  zum  Teile  auch  unser  Schulbctrieb  selbst  Schuld 
tragen,  der  nach  der  Anschauung  hervorragender  Physiologen  zu 
Ermüdungsnarkosen  führt,  welche  die  Schüler  unfähig  machen,  ihre 
natürlichen  Kräfte  zur  Krfassung  des  Unterrichtsstoflfes  auszunutzen.*) 

Ob  aber  diese  Monotonie  des  Schul1)rtriebes  durch  starke 
körperliche  Anstrengungen  mit  Vorteil  unterbrochen  würde,  ist  noch 
nicht  klargestellt  und  wird  von  denselben  Physiologen  stark  an- 
gez\veifclt.  Man  verweist  zwar  in  England  auf  die  Vorzüge  des 
gewerblichen  Vorunterrichtes,  die  namentlich  in  den  schwedischen 


*)  K.  Agahd:  Kinderarbeit  und  KiDdertdiatc,  1903,  S.  lao. 

•)  Education  Departement.    Report  of  Departmcotal  Committee  appoiated  t» 
iaquire  intn  r,  .nditions  of  School  Attendance  and  Child  Labour  189J  p.  36. 
')  £.  Kraepeiia,  Über  geistige  ArbeiL   Jena  1903,  S.  17. 
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Kinderwerkstattca  ( Arbeitsstugor  för  Barn)  hervorgetreten  seicn.^) 
Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  d;iß  die  Krwerbstätigkeit 
im  Straßcnhandel  den  Widerwillen  gegen  die  Schuldiszinlin  nicht 
minder  erhöht  wie  dir  i  l irrmäf^ige  gewerbliche  Kinderarbeit  die 
Auliialm-i  ifHhigkeit  der  Kinder  beim  l'nterricht  untergräbt. 

Inwicfcr)!  die  Erwerbstätigkeit  cicr  Kinder  zur  Erhöhung  der 
jugendlichen  Kriminalität  beiträgt,  ist  schwer  festzustellen.  Jugend- 
liche Verbrecher  geraten  vor  allem  durch  die  Not  des  Hauses  oder  durch 
das  Beispiel  erwachsener  Mitarbeiter  auf  die  Bahn  des  Lasters.  Wenn 
wir  aber  finden,  daß  zwei  Drittel  der  Kinder,  welche  in  England 
in  Zwangserziehungsanstalten  übergeben  werden  niuliten,  Straßcn- 
handel  getrieben  hatten,  so  läßt  dies  doch  auf  die  mit  dem  spezifisch 
Gewerbebetriebe  verbundenen  Vcrsucliungcn  schließen. 

Die  starke  Kriminalität  der  Jugendlichen  in  hausindustriellen 
Gebieten  im  Deutschen  Reiche  bietet  hierzu  das  natürliche  Gegen- 
stück. Die  Versuchung  zum  kleinen  Diebstahl,  die  geschlechtliche 
Frühreife  hif-r,  der  Anblick  des  städtischen  Nachtlebens  dort,  die 
Zusammerplerciiung  in  elenden  Wohnstätten  führen  hier  wie  dort 
zur  physischen  und  moralischen  Entartung.  Daß  die  Abbüßung 
der  Freiheitsstrafen  jugendlicher  Übeltäter  in  Gesellschaft  alter  Häft- 
linge ihre  RückfälligkeiL  nur  fördert,  ist  allbckaniiL  So  wjiki  denn 
hier  eine  Kcilic  von  Einflüssen  zusammen,  deren  Wirksamkeit 
Stück  für  Stück  abzuschwächen  die  Aufgabe  der  sozialen  Fürsorge 
bildet. 

Die   Scliv.achung   der  Leistungsfähigkeit   der  aufwachsenden 
Arbciicrgeneration  ist  jedenfalls  eines  der  gewichtigsten  Motive  ge- 
wesen, das  zur  Regelung  der  ungeschützten  Kinderarbeit  geführt 
hat.    Die  Intensität,  mit  welcher  Kinder  zur  Erwerbstätigkeit  in 
Deutschland  und  England  herangezogen  werden,  illustrieren  ganz 
ungefähr  die  folgenden  Zahlen :  In  England  waren  1898  von  140000 
Kindern  30  vom  Hundert  über  20  Stunden  wöchentlich,  in  Preußen 
TOQ  110682  Kuidem  68,61  F^z.  vier-  bis  siebenmal  wöchentlich 
durch  mehr  ab  3  Stunden  beschäftigt.   In  Sacbsen-Meiningen  wird 
in  einigen  Schulgemekiden  bis  2,  3,  4  Uhr  morgens  und  gegen 
Weihnachten  die  ganze  Nacht  hindurch  von  Kindern  gearbeitet. 
.Bedenkt  man,  dafi  die  hausindustrielle  Beschäftigung  der  deutschen 
Kinder  weit  anstrengender  ist,  als  jene  der  engliscfaen,  vorwiegend 


>)  Employment  of  Schc»ol  GiUdren  Committee  1902,  Minuies  of  Evideocc 
Appendix  53,  S.  473. 
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im  Handel  tätigen  Kinder,  so  geht,  soweit  bei  der  Verschiedenheit 
4er  Fragestellung  Schlüsse  zulässig  sind,  die  ungemein  starke 
Belastung  des  deutschen  Kindes  durch  Erwerbstätigkeit  hieraus 
hervor. 

Auch  in  Deutschland  waren  nun  Ansätze  zu  einer  Regelung 
der  Erwerbstätigkeit  schulpflichtiger  Kinder  in  den  Polizeiverord- 
Hungen  einer  Reibe  von  Städten  vorhandea  Sie  verbieten  die 
Beschäftigung  von  Kindern  bald  unter  zehn,  bald  unter  12  Jahren, 
nach  einer  bestimmten  Stunde  (bald  acht,  bald  neun  Uhr  abends) 
in  Gastwirtschaften,  beim  Kegdaufsetzen,  Austragen  von  Backwaren, 
Milch,  Zeitungen,  bei  Schaustellungen  und  in  Theatern*  In  einzelnen 
Fällen  wird  schulpflichtigen  Kindern  jede  gewerbliche  Nachtarbdt 
d.  h.  bald  nach  bald  nach  9  Uhr  und  bald  bis  sVt  bis  6V«  Uhr 
morgens,  in  Dti^dorf  bis  zum  Beginn  des  Unterrichtes  verboten. 
Hier  und  da  finden  diese  Verbote  nur  auf  Kinder  Anwendung,  die 
nicht  von  ihren  Eltern  oder  den  Personen,  in  deren  Haushalt  sie 
leben,  beschäftigt  werden.  Wie  man  sieht,  waren  diese  städtischen 
Verordnungen  ziemlich  ungleichartiger  Natur;  ihre  Rechtsgrundlage 
wurde  ihnen  durch  einige  Oberlandsgerichte  1897  abgesprochen, 
dann  wieder  durch  das  Kammergericht  zuerkannt;  1901  war  sie 
wieder  in  Frage  gestellt  worden.  In  einzelnen  Gemeinden  waren 
ürühere  Kinderscbutzverordnungen  in  Vergessenheit  gemten. 

So  kann  man  wohl  sagen,  dafi  diese  unbefriedigende  Regelung 
•durch  die  städtische  Selbstverwaltung  nach  Abhilfe  drängte.  Sie 
lag  in  dem  Erlasse  eines  Reichsgesetzes,  das  gleichartige  Normen 
•schaffen  sollte.  Aus  dem  verschiedenartigen  Krgebnisse  der  städtischen 
Kinderschutzpolitik  in  Großbritannien  und  im  Deutschen  Reiche 
■erklärt  '^irh  auch  der  Unterschied,  dm  die  Reirlisf^rsetze  hüben 
und  drüben  in  bezug  auf  die  Befugnisse  der  Selbstverwaltung 
statuieren. 

Vergleichen  wir  nunmehr  die  beiden  Gesetze  selbst,  so  beant- 
wortet jedes  der  Gesetze  schon  die  Frage  des  Umkreises  des 
Schutzes  verschiedenartig. 

I.  Das  deutsche  Kinderschutzgesetz  bezieht  sich  auf  die  Ver- 
wendung in  gewerblichen  Betrieben  im  Sinne  der  Gewerbeordnung 
I Ii,  also  nicht  auf  Landen i>cliait  und  ( iesindedienst.  Der  Kreis 
■dieser  Betriebe  wird  nur  erweitert  aui  Kaumc,  die  zum  Schlafen, 
Wohnen  oder  Kochen  dienen,  wenn  darin  gewerbhchc  Arbeit  ver- 
richtet wird,  sowie  auf  im  freien  gelegene  gewerbliche  Arbeits- 
Mellen  (§  18].  Diese  Kinder  schützt  nun  bereits  die  englische  Fabrik- 

AidÜT  für  ScsulviMCBidiaft  u.  Sodalpolitik.  I.  <A.  t.  mi.G.  u.St.  XIX.}  3.  4I 


Digitized  by  Google 


632 


GcfcUgebung. 


und  VVerkstättengesctzgebung  von  1901;  wäluciid  daher  im  wesent- 
lichen der  deutsche  Gesetzgeber  bemüht  ist,  Versäumtes  nachzuholen 
und  den  Schutz  auf  die  Heimarbeit  auszudehnen,  ist  es  vielmehr 
die  Ausdehnung  auf  Handelsgewerbe  und  auf  die  Landwirtschaft, 
sowie  auf  die  noch  ungeschützten,  durch  das  Fabrikgesetz  ausge- 
nommenen Familienbetriebe  (Wäschereien  usw.)»  die  dem  britischen 
Gesetzgeber  obHegt  Er  definiert  daher  den  Kreis  der  zu  schützenden 
Beschäftigungen  als  „Beschaft^ng  mit  irgend  einer  Arbeit,  die 
gewerbsmäß^  oder  mit  Gewinnabsicht  betrieben  wird,  mag  der 
Gewinn  dem  Kinde  oder  irgend  einer  anderen  Person  zuÜiefien'* 
(Art.  15).  Nicht  zu  schützen  sind  lediglich  die  in  den  Handarbeits- 
schulen  und  Zwangserziehungsanstalten  beschäftigten  Kinder  (Art.  10). 
Es  ist  somit  die  gesamte  Produlctions-  und  Handelstätigkeit  der  Kinder 
der  Möglichkeit  dner  Regdung  unterworfen. 

n.  Beide  Gesetze  enthalten  Minimalbestimmungen,  welcher 
naturlich  unter  Berücksichtigung  derjenigen  reichsrechtlichen  Be- 
stimmungen, zu  welchen  die  Kinderschutzgesetze  ergänzend  hinzu- 
treten,  im  Deutschen  Reiche  durch  die  Bundesstaaten  {§  30),  in 
Grofibritannien  durch  die  Lokalbehörden  mit  Genehmigung  des 
Staatssekretärs  des  Innern  erweitert  werden  können  (Art  i — 4,  9)^ 
In  bezug  auf  diesen  Minimalschutz  untersdieidet  das  deutsdie 
Gesetz  zwischen  zwei  Kategorien  von  Kindern:  zwischen  fremden 
und  eigenen  Kindern  (§§  z — 3).  Der  Schutz  der  eigenen  Kinder 
betrifft  die  mit  dem  Arbeitgeber  oder  dessen  Ehegatten  bis  zum 
dritten  Grrade  verwandten,  die  an  Kindesstatt  angenommenen,  bevor' 
mundeten  sowie  die  zur  Fürsorgeerziehung  zugewiesenen,  mit  eigenen 
Kindern  im  Haushalte  des  Arbeitgebers,  femer  die  im  Auftrage 
dritter  Personen  im  Haushalte  der  Eltern,  Vormünder  beschäftigten 
Kinder  (§  3).  Zwar  ist  es  weder  bei  dgenen  noch  bd  fremden 
Kindern  notwendig,  dafi  ein  Arbeitsvertrag  mit  dem  Arbeitgeber 
abgeschlossen  sei  Aber  die  größere  Leichtigkeit  der  Kontrolle  der 
Beschäftigung  fremder  Kinder  hat  den  deutschen  Gesetzgeber  ver- 
anlaßt  in  denjenigen  Fällen  beide  Arten  von  Kindern  ungleichartig' 
zu  behandeln,  in  welchen  nicht  die  Geiahr  der  Begünstigung  des 
Familienbetriebes  allzu  offenkundig  war,  oder  jene  Schwierigkeiten 
der  Kontrolle  nicht  bestanden. 

Diesen  Unterschied  macht  die  britische  Gesetzgebung  nicht; 
sie  überläßt  es  den  Lokalbehörden,  über  die  Schwierigkeiten  der 
Kontrolle  hinwegzukommen.  Es  ist  vorauszusehen,  daß,  sobald  die 
Zahl  der  fremden  erwerbstätigen  Kinder  in  Deutschland  stark  ab> 
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genommen  haben  wird,  eine  Revision  des  Gesetzes  im  Sinne  mög- 
lichst gleichartiger  Behandlung  der  eigenen  und  fremden  Kinder 
wild  Platz  greifen  können. 

TSL  Innerhalb  der  so  abgesteckten  Anwendungsgebiete  wird 
der  Begriff  des  erwerbstätigen  schutzpflichtigen 
Kindes  ähnlich  abgegrenzt,  soweit  die  Verschiedenheiten  der 
Volksschulpflicht  dies  gestatten.  Das  deutsche  Gesetz  betrachtet 
als  „Kinder"  Knaben  und  Madchen  unter  dreizehn  Jahren,  sowie 
solche  Knaben  und  Madchen  über  dreizehn  Jahren,  welche  noch 
zum  Besuche  der  Volksschule  verpflichtet  sind  (§  2). 

Das  britische  Gesetz  versteht  unter  Kindern  Personen  unter 
14  Jahren  (Art  13)  und  gibt  den  Lokalbehörden  die  Befugnis, 
die  Beschäftigung  von  Kindern  im  Strafienhandel  bis  zum  i6w  Lebens^ 
jähre  zu  untersagen  (Art.  2);  überhaupt  wird  nur,  Insofern  nicht  die 
Vorschriften  der  Bergwerksgesetze  und  des  Fabriksgesetzes  cnt* 
gegenstehen,  den  Lokalbehörden  in  bezug  auf  das  Zulassungsaltcr, 
die  Normicrunr;  der  Arbeitsdauer  oder  die  IL ichslzahl  der  Stunden 
der  zulässigen  Verwendung  in  der  Woche  freie  Hand  gelassen 
(Art.  T,  9).  Auch  im  Deutschen  Reiche  gibt  das  Kinder  Schutzgesetz 
den  Polizeibehörden  die  Befugnis,  bestimmte  Beschäftigungen  zu 
^  cschränken  und  zu  untersagen;  so  können  auch  eigene  Kinder 
beim  Austragen  der  Waren  ihrer  Eltern  und  bei  Botengängen 
solchen  Regelungen  unterworfen  werden  (§  17);  ebenso  in  Gast» 
und  Schankwirtschaften  zur  Beseitigung  erheblicher  die  SitUicb- 
keit  gefährdender  Mißstände;  endlich  überhaupt  auch  in  zu« 
lässigen  Besch äfticjui^en,  sofern  dabei  erhebliche  Mißstände  zutage 
getreten  sind,  und  zwar  auf  Antrag  oder  nach  Anhörung  der  Schul» 
behörde  (§  20).  Diese  Bestimmung  gehört  zu  den  erfreulichsten 
des  Gesetzes,  da  sie  die  Initiative  und  Kontrolle  der  Lehrerschaft 
wachruft.  Sie  deckt  sich  mit  jenen  de>  britischen  Gesetzes,  das 
aber  allerdings  den  Lokalbchördcn  das  Recht  c^ibt,  bis  zum  16.  Jahre 
Regulative  und  N'crholc  zu  erlassen,  und  so;^^ar  direkt  die  Wiinsch- 
harkeit  sok  iier  X'erüote  für  Mädchen  unter  l6  Jahren  in  bezug  auf 
den  Straßenhandel  aussyjricht. 

IV.  Zwischen  den  einzelnen  Minimal^!  hutzvorschriften  lassen 
sich  folf^ende  W-iL^leirbe  ziehen:  Die  Kinderbeschäftigung  wird  in 
beiden  Gesetzen  geregelt :  erstens  durch  Festsetzung  eines  bestimmten 
Zulassung?5aUers  bei  f^ewissen  Berufen,  zweitens  durch  völlige  Ver- 
bote jeder  Kinderarbeit  bis  zum  13.  oder  14.  Lebensjahre. 

Das  Zulassungsalter  wird  fixiert:   in  Werkstätten,  im 

41» 


Digitized  by  Google 


634 


Gcaetagebwif. 


Handels-  und  Verkehrsgewerbe  auf  zehn  Jahre  für  eigene,  auf 
12  Jahre  für  fremde  Kinder  im  Deutschen  Reiche. 

In  den  Werkstätten  Großbritanniens  gelten  hier  die  Vorschriften 
des  Fabrikgesetzes  1901  Art.  62;  für  eigene  wie  fremde  Kinder 
gilt  das  12.  Lehensjahr  als  Beginn  der  Gcwerbetätigkeit.  Das 
gilt  auch  von  der  Heimarbeit,  soweit  sie  nicht  durch  Gesetz 
(Art.  114)  oder  Verordnung  ausdrücklich  ausgenommen  ist.  Da- 
gegen macht  das  deutsche  Gesetz  eine  subtile  Unterscheidung;^: 
fremde  Kinder  dürfen  vom  Heimarbeiter  nicht  vor  dem  12.,  eigene 
Kinder,  welche  für  die  Eltern  zu  Mause  arbeiten,  vom  10.,  dagegen 
wenn  sie  für  Dritte  arbeiten,  auch  nur  vom  12.  Jahre  an  beschäftigt 
werden.  Ks  ist  abzuwarten,  ob  nicht  gerade  hierdurch  die  Koniroilc 
erschwert  wird. 

Für  1  landelsgcwerbe  und  Gastwirtschaften  ist  durch  die  britische 
Gesetzgebung  kein  Zulassungsalter  festgesetzt;  nur  für  den  Straßen- 
handel setzt  das  neue  Gesetz  (Art.  3)  ein  solches  Minimalalter  von 

11  Jahren  iur  eigene  ^e  für  fremde  Kinder  fest  Das  deutsche 
Kinderschutqresetz  verbietet  dagegen  Kinder  unter  12  Jahren 
—  eigene  wie  fremde  —  im  Betrietie  von  Gast-  und  Schankwirt' 
Schäften  zu  verwenden  und  von  Mädchen  unter  13  Jahren  die  Gäste 
bedienen  zu  lassen.  Nur  auf  dem  ilachen  Lande  und  in  kleinen 
Landstädten  (Orten  mit  unter  20000  Einwohner)  werden  zugunsten 
der  eigenen  Kinder  Ausnahmen  zugelassen;  es  dürfen  also  hier  be- 
reits die  zehnjährigen  Kinder  des  Wirtes  bedienen,  Kegel  auf* 
setzen  u.  dgl.  (§§  7,  16).  Das  Minimakilter  der  beim  Austragen 
von  Waren  und  sonstigen  Botengängen  beschäftigten  Kinder  ist 
nur  in  Deutschland  geregelt  worden;  hier  ist  das  Minimalalter  von 

12  Jahren  liir  eigene  wie  für  fremde  Kinder  festgesetzt;  nur  wenn 
die  eigenen  Kinder  von  ihren  Eltern  beschäftigt  werden,  ist  die  Be- 
schäftigung eigener  Kinder  reichsrechtlich  uneingeschränkt  zulässig 
(§  1 7).  Sowohl  in  dieser  Hinsicht,  als  insbesondere  in  bezug  auf  den 
Schutz  der  Theaterkinder  ist  das  deutsche  Gesetz  weitergehender 
als  das  britische.  Nach  hartem  Kampfe  hat  man  in  England  durch- 
gesetzt, daß  Kindern  unter  zehn  Jahren  Konzessionen  zu  Schau- 
stellungen nicht  erteilt  werden  sollen  (Art  11).  Im  Deutschen 
Reiche  ist  das  Verbot  der  Kinderbeschäftij::;^unf:^  bei  öfTentlichcn 
theatralischen  Vorstellungen  und  anderen  öffentlichen  Sciiau- 
stellunL,^en  bis  zum  13.  Lebensiahre  für  fremde  wie  für  ei^^cnc 
Kinder  aus;^rt^'spr()chen  worden  (^^6,  15)-  Ausnahmen  werden  nacii 
Anhörung  der  Schulaufsichtsbehörde  nur  dann  zugelassen,  wenn 
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ein  höheres  Interesse  der  Kunst  oder  Wissenschaft  obwaltet.  Diese 
sollen,  den  Motiven  des  Gesetzes  gemäß,  daher  an  Akrobaten, 
Artisten  oder  fiir  Zirkusvorstellungen  nicht  erteilt  werden  können. 

Die  Dauer  der  täglichen  Kinderarbeit  zu  bestimmen 
ist  in  Kngland  der  Ortsbehordc  überlasrieii  wQidcii.  Ks  bestehen 
^gesetzliche  Vorschriften  nur  für  Kinder  in  der  Heimarbeit,  im 
Detailhandel  und  in  den  Gast-  und  Schankwirtschaften.  In  der 
Heimarbeit  gestattet  das  englische  Fabriksgesetz  den  Kindern  eine 
NettoarbdtSEcit  von  2Vf  Stunden  (Art  iii  c  u.  d);  in  Laden  und. 
Wirtschaften  dürfen  Personen  unter  18  Jahren  wöchentlich  mit  Ein- 
schluß der  Mahlzeiten  durch  höchstens  74  Stunden  beschäftig i 
werden  (Shop  hours  act  1892  art.  3).  Hier  liegt  also  noch  iur  die 
Lokalbehörden  ein  weites  Feld  brach.  Dagegen  hat  das  deutsche 
Gesetz  die  Hdmarbeit  der  Kinder  zwar  weniger  eingeschränict,  aber 
kontrollierbarer  gestaltet,  als  der  britische  Gesetzgeber.  Es  gestattet 
fremden  Kindern  über  12  Jahren  nicht  länger  als  drei  Stunden, 
während  der  Schulferien  nicht  länger  als  vier  Stunden  zu  arbeiten 
(§  5)>  Dagegen  dürfen  eigene  Kinder  von  zehn  Jahren  ange- 
fangen  für  ihre  Eltern,  und  von  12  Jahren  an  fiir  Dritte  nach 
dem  Vormittagsunterricht,  dann  zwei  Stunden  nach  der  Mittagszeit 
und  eine  Stunde  nach  beendetem  Nachmittagsunterrichte  bis  8  Uhr 
abends  beschäftigt  werden.  In  den  Ferien  tritt  in  diesem  Falle 
nur  der  durch  das  Verbot  der  Nachtarbeit  und  das  Gebot  der 
zweistündigen  Mittagspause  hergestellte  Zehnstundentag  in  Kraft 
(§§  5  1 3^-  Diese  Bestimmungen  betreffen  auch  den  Betrieb  von 
Werkstätten,  das  Handels-  und  Verkehrsgewerbe. 

In  bezug  auf  das  Verbot  derSonn-  und  Festtags  arbeit 
ist  der  deutsche  Gesetzgeber  für  die  bisher  ungeschützten  Betriebe 
strenger  als  der  englische.  \\  ihr  end  dieser  das  Verbot  der  Sonntags- 
arbeit (Art  54  des  Fabrikgesetzes j  für  domestic  Workshops  nicht  auf- 
recht hält  (Art.  III  40,  wird  es  durch  das  deutsche  Kitiderschutz- 
gesetz  neu  eingeschärft  (§  91.  Nur  beim  Austragen  von  Waren  und 
Botengängen  durch  fremde  Kinder  ist  Sonntags  eine  lungere  als 
zweistündige  Beschäftigung,  jede  Arbeit  während  des  Gottesdienstes 
oder  in  der  letzten  iialben  Stunden  vor  Beginn  desseU)en  und  nach 
ein  Uhr  mittags  untersagt.  Dasselbe  gilt,  wenn  sie  durch  die 
Eltern  für  Dritte  beschäftigt  werden;  dagegen  ist  in  Gast-  und 
Schankwirtschaften  und  bei  Botengängen  die  Sonntagsarbeit  eigener 
Kinder  gestattet 

Wir  wenden  uns  nunmehr  den  Be  sc  häftigungs  verboten  zu. 
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Das  Verbot  der  Kaciitarbeit  erstreckt  sich  in  Großbritannien  auf  alle 
Kinder  bis  14  Jahren  (Art.  3).  In  Deutschland  gilt  es  für  fremde 
Kinder  von  12 — 13  Jahren,  für  eigene  Kinder  von  10 — 13  Jahren 
(§§  5  I3)-  Als  Nacht  betrachtet  in  diesem  Talle  das  deutsche 
Gesetz  die  Zeit  von  8  Uhr  abends  bis  8  Uhr  morgens  und  die 
Zeit  vor  dem  N'ormittagsunterriclile,  der  britiscl^e  Gesetzgeber  die 
Zeit  von  9  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  (Art.  3j,  und  er  gestattet 
von  Fall  zu  Fall  der  Lokalbehörde  diese  Stundeneinteilung  abzu- 
ändern. Nur  in  der  Heimarbeit  Englands  bleibt  es  natürlich  bei 
der  Besdmmui^  des  Fabrikgesetzes,  der  Nachtrabe  von  8  Uhr  abends 
bis  6  Uhr  morgens  (Gesetz  von  1901  Art  Iii,  1  d).  Verboten  ist 
femer  eigenen  wie  fremden  Kindern  im  Deutschen  Reidie  die  Be- 
schäftigung in  motorischen  Betrid>en  (Bekanntmachung  vom  9,  Juli 
1900  R.G.BL  S.  565,  und  Kinderschutzgesetz  §  I3),  ferner  in  einer 
Reihe  von  gesundheitschädlichen  und  gefährlichen  Betrieben,  die 
das  Gesetz  taxativ  aufzahlt  (§  4  und  Verzeichnis)  und  die  der 
Bundesrat  zu  erweitem  ermächtigt  ist  An  Stelle  dieser  Au&ahlung 
verltigt  das  britische  Gesetz  (Art  3,  Abs.  4,  5):  „Kein  Kind  sott  mit 
dem  Heben,  Tragen  oder  Schieben  von  Gegenständen,  die  info^^e 
ihrer  Schwere  dem  Kinde  Schaden  zufügen  können,  und  kein  Kind 
in  irgend  einem  Berufe  beschäftigt  werden,  der  sein  Leben,  seinen 
Organismus,  seine  Gesundheit  oder  Erziehung  nach  Maßgabe  seiner 
körperlichen  Entwicklung  schädigen  könnte.''  Das  Zeugnis  eines 
approbierten,  registrierten  Arztes  dient  der  Lokalbehörde  in 
diesem  Falle  als  Beweisstück  g<^n  Zuwiderhandlungen  der  Arbeit- 
geber. 

In  einer  Reihe  von  crefahrlichen  Industrien  ist  in  Großbritannien 
jedoch  bereits  durch  Art.  77  und  auf  Grund  des-  Art.  78  des  Fabrik- 
gesetzes von  1901  das  Verbot  der  Kinderbeschattigung  ausgesprochen 
worden.  Mit  dem  Verbote  der  Kinderbeschäftigung  in  den  durch 
die  Bleiglasurarbeiten  gefahrlichen  Töpfereien,  in  Glasbläsereien, 
Spiegelbelcgcn,  Metallschleifereien,  in  BIcibetrieben  und  Gummi- 
fabriken ist  England  vorausgegangen.  Die  reichsrechtlichen  Spczial- 
verbotc  werden  derzeit  in  Großbritannien  einer  Revision  unterworfen, 
bei  welcher  die  deutsche  Liste  wertvolle  Dienste  leisten  duifte.  In 
manclier  Hinsicht  geht  bereits  die  Gesetz-Hebung  Englands  hier 
weiter;  so  schließt  sie  von  der  Arbeit  in  Ziegeleien  auch  die  unter 
l6jährigen  Mädchen  aus;  in  Deutschland  sind  nunmehr  alle  unter 
13  jährigen  Kinder  beiderlei  Geschlechts  ausgeschlossen.  Die  leichte 
Individualisierung  der  Fälle,  die  durch  das  Vo^hen  der  englischen 
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Lokalbehorden  ermöglicfat  wird,  bfldet  einen  gewissen  Vorzug  des 
britischen  Gesetzes. 

Die  £igeaart  des  britischen  Fabrikgesetzes,  welches  Kindern 
von  12—14  Jahren  die  Halbzeitarbeit  gestattet,  hat  endlich  ein 
Verbot  der  Verwendung  von  Kindern  nach  vollendeter  Halbzeit- 
arbeit notwendig  gemacht  (Art.  3).  Solche  Verbote  bestanden  bis- 
her :  für  die  Arbeit  von  Kindern  in  Fabriken  und  Werkstätten  nach 
Verrichtung  von  Halbzeitarbeit  (Fabrikgesetz  Art.  31)  und  für  die 
Verwendung  in  Läden  und  Gastwirtschaften  nach  solcher  gewerb- 
licher Halbzcitarbeit  (Shops  hours  Act  1802  Art.  3V  Im  Gr\inde 
genommen  hafidelt  es  sich  für  diese  Kategorie  von  Kindern  um 
eine  Ausdf  iinung  des  Verbotes  auf  I^ndwirtschaft,  Gesindcdienst 
und  Straßenhandel.  Da  das  deutsche  Gesetz  die  Verwendung  von 
Kindern  in  Fabriken  und  Werkstatten  von  der  Absolvicrung  der 
Schulpflicht  abhängig  macht,  genießt  hier  die  Verwaltung  den  \'or- 
teil,  der  schwierigen  Überwachung  der  Arbeit  der  Halbzcitkinder 
enthoben  zu  sein. 

ÜberbUckt  man  das  ganze  System  der  Minimalschutzbestim- 
niungcn  in  beiden  Ländern,  so  ist  C6  kaum  möglich  zu  sagen, 
welches  Land  für  seine  Kinder  mehr  getan  habe.  In  bezug  auf 
den  Kreis  der  möglicherweise  in  Landwirtschaft  und  Gesindedienst 
geschützten  Kinder  gebührt  England  der  Vorrang;  in  bezug  auf 
die  Strenge  des  Schutzes  der  fremden  Kinder,  insbesondere  in  ge- 
sundheitsgefährlichen  Betrieben,  aber  nicht  der  eigenen,  ist  das 
Deutsche  Reich  vorgeschrittener.  Aber  auch  hier  können  in 
einigen  Jahren  der  Bundesrat,  die  Bundesstaaten  sowie  die  Polizei« 
behörden,  dort  die  Lokalbehorden  die  Unterschiede  ausgeglichen 
haben.  Von  ihnen  sowie  von  den  Au&ichtsbehorden  hängt  bis  zur 
nächsten  Revision  der  Kinderschutzgesetze  attes  ab.  Wir  haben 
daher  noch  die  Vorschriften  beider  Länder  über  die  Aufsicht  und 
die  Ausfuhrung  der  Gesetze  zu  betrachten.  Das  britische  Gesetz  legt 
seine  Durchfuhrung  grundsätzlich  in  die  Hände  der  Lokalbchorden ; 
es  sind  dies  die  borough  coundls,  ctty  Councils,  county  councOs  In 
England ;  in  Schottland  werden  die  Lokalverordnungen  über  Kinder* 
beschäitigung  und  über  Bcschäftigungsverbote  vom  Erziehungsamte 
erlassen;  dieses  hat  auch  die  Aufsicht  über  ihre  Durchführung  zu 
besorgen,  alle  anderen  Bestimmungen  werden  vom  Stadtrate  durch- 
geführt; in  Irland  liegt  sie  den  Distrikts-  und  Grafechaftsräten  ob 
(Art  13,  14,  16).  Die  staatliche  Gewerbeinspektion  interveniert 
nur  dann,  wenn  eine  Übertretung  des  Verbotes  der  Beschäftigung 
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von  Halbzcitkindern  der  Fabriken  und  Werkstatten  in  früher  unge- 
schützten Berufen  stattfindet  (Art.  9).  Die  Beamten  der  Lokal- 
behörden erhalten  durch  das  Gesetz  die  Befugnis,  binnen  drei 
Monaten  (ebenso  §  18  des  deutschen  Gesetzes)  nach  erfolgter  Über- 
tretung darüber  beim  I'Viedensrichter  Klacfc  7u  erheben. 

Dieser  knnü  den  Beamten  beauftragen,  binnen  48  Stunden  die 
Arbeitsstelle  des  Kindes,  „sei  dies  ein  Gebäude  oder  nicht,  zu  ir<jend 
welcher  Ta^^fcszeit"  (at  any  reasonable  time)  aufzusuchen  und  den 
Tatbeitand  aufzunehmen.  Bei  Ein  laß  Verweigerung  kann  bis  zu 
20  Pfd.  Sterling  Buße  verhängt  werden. 

Das  deutsche  Kinderschutzgesctz  legt  grundsätzlicli  die  Ge- 
werbeaufsicht in  die  Hände  der  Polizei  und  der  einzelstaatlichcn 
Gewerbeinspektion,  insoweit  nicht  durch  BundesratsbcschluÜ  oder 
duicii  die  Landesregierungen  die  .Aufsicht  anderweitig  geregelt  ist 
(§  21).  In  Privatwohiuingcn,  in  denen  ausschlicülich  eigene  Kinder 
beschäftigt  werden,  dürfen  Revisionen  während  der  Nachtzeit  nur 
Stattfinden,  „wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  den  Verdacht  der 
Nachtbeschäftigung  dieser  Kinder  begründen". 

Es  ist  von  vornherein  klar,  dad  die  Belastung  der  Inspektion 
einerseits,  die  Belästigung  der  Polizei  andererseits  die  meisten  Bundes- 
Staaten  dazu  fähren  dürfte,  die  Lehrer,  die  Arzte,  und  nach  dem 
Vorschlage  des  Gewerbeinspektors  Lösser  auch  intelligente  Arbeiter 
zur  MitauHsicht  heranzuziehen.  Diese  Elemente  ^nd  g^enwartig 
bereits  in  den  britischen  Lokalbehorden  vertreten.^)  In  der  Tat  haben 
z.  B.  Hamburg  und  Hessen  die  Mitwirkung  der  Lehrer  durch  Er- 
teilung von  Auskünften,  durch  Führung  von  Verzeichnissen  der 
gewerblich  tätigen  Kinder,  durch  SteUung  von  Anträgen  bei  Be- 
schwerden gegen  behördliche  Verfiigungen  bereits  verfi^*) 

Das  deutsche  Kinderschutzgesetz  verpflichtet  ferner  die  Arbeit- 
geber, welche  fremde  Kinder  nicht  bloß  zu  gelegentlicher  Beschaf* 
tigung  mit  einzelnen  Dienstleistungen  (also  wohl  ständig  oder 

•)  ,JiT>  allj^L- meinen  werd'-n  die  aus  dem  neuen  Gesetze  lliiÜcnricn  Kompt  tfnfrn 
denjenigen  durchaus  verwandt  sein,  weiche  den  von  den  öi^dirälcn  ernaitntcn  Schul" 
aainclitsbettiBteii  fiberttagen  sind,  wd  infolge  dieitf  ibfer  Frtiehteii  werden  diew 
Beamten  jedem  Inspektor  «ider  FunklionSr,  der  dieses  Gcselt  oder  die  Dorehfllbnwgs* 
erlasse  in  Knfl  »1  setsen  lutt,  die  grd0ten  Dienste  leisten«  wenn  sie  nicht  flbcr- 
iutupt  selbst  damit  direkt  betraut  werden.**  Ruadscbrnben  des  Home  OfBee  vom 
14.  November  1903  p.  8. 

*1  Bulletin  des  internationalen  Arbeitsamts,  Bd.  II  (1903)  S.  60a, 
Bd.  m  (1904)  S.  16. 
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periodisch  oder  in  intensiver  Weise  in  längen  Zeitabschnitten) 
verwenden,  zur  schriftlichen  Anzeige  bei  der  Ortspolizeibehörde 
und  zur  Lösung  einer  Arbeitskarte  (§  11).  Diese  kann,  wenn  sich 
bei  der  Beschäftigung  erhebliche  Mißstände  ergeben,  entzogen  und 
die  weitere  Beschäftigung  untersagt  werden  (§  20).  Wie  man  sieht, 
will  man  in  erster  Reihe  sich  einen  Einblick  über  die  Ab-  oder 
Zunahme  der  Arbeit  «Irr  fremden  Kinder  verschaffen  und  zu  ihrer 
\  crrin5Terung  beitragen.  Für  die  reinen  Familienbetriebe  der  Heim- 
arbeit  ist  diese  Anzeigepflicht  ohne  Belang. 

Dagegen  kennt  das  britische  Fabrikj^esetz  den  Ivr^istrierungs- 
zwang  auch  für  die  Heimarbeit  (Fabrikgesetz  von  1891  Art.  27,  von 
1895  Art.  42,  von  1901  Art.  107);  man  verzeichnete  im  Inspektoren- 
berichte für  1S99  (S.  78)  3S04  solcher  Listen  mit  73  174  Outworkers; 
67  344  enthelen  davon  auf  das  Bekleidunc^st^ewcrbc.  Aul  X  in.schrift 
des  Staatssekretärs  kann  dieser  Zwang  auch  auf  1  inuiicubctriebe, 
also  auch  auf  die  Verwendung  der  eigenen  Kinder  ausgedehnt 
werden  (Gesetz  von  1901  Art.  iii,  Abs.  2). 

Der  Straßenhandel  der  Kinder  kann  durch  die  Lokalbehörden 
in  England  von  einer  Konzession  abhängig  gemacht  werden  (Art  2). 
Audi  hier  wird  zwischen  e^nen  und  fremden  Kindern  dn  Unter- 
schied nicht  gemacht.  In  diesem  Falle  gibt  es  hier,  wie  beim 
Gaogsystem  in  der  Landwirtschaft,  volle  AnzdgepflichL  Die  Straf- 
vorscfariften  des  britischen  Gesetzes  treffen  sogar  die  Kinder  sdbst^ 
wdche  die  Vorschriften  über  den  Straißenhandel  übertreten  (Art  5, 
Abs.  5),  jene  des  deutschen  Gesetzes  betreffen  nur  die  Arbeitgeber 
und  ^e  Eltern,  diese  minder  streng,  als  jene  (§§  23,  29). 

Bfan  kann  sich  nicht  verhehlen,  daß  der  grofie  Fortschritt,  den 
die  Kindergesetzgebung  in  Deutschland  wie  in  England  grund- 
satzlich gemacht  hat,  dne  Fülle  neuer  Verwaltungsauigaben  ge» 
sdiaffeo  hat  deren  Lösung  erst  abzuwarten  ist  Der  Rechtszustand 
wird  sich  in  beiden  Staaten  zunächst  noch  wdter  komplizieren,  und 
erst  die  Erfahrungen  der  nächsten  Jahre  werden  lehren,  vtelches 
Land  den  Kinderschutz  am  wirksamsten  durchgeführt  hat;  die  Trag- 
weite dieser  Erkenntnis  für  Volkswirtschaft,  Schule  und  Verwaltung 
wird  keine  geringe  sein.  Daß  der  Schutz  der  Kinder  in  der  Heim- 
arbeit gegen  Oberarbdt,  vor  allem  das  Verbot  ihrer  Nachtarbeit, 
sich  als  durchführbar  erweisen  wird,  darf  am  ehesten  erwartet 
werden.  An  solche  Erfahrungen  wird  eine  Rodung  der  Heim- 
arbeit auch  international  anknüpfen  können. 

Ein  Rückblick  auf  die  Anfänge  des  Kinderschutzes  läfit  aber 
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die  Trac^weitc  der  neuen  Geset;'c^cbuncr  für  jede  Nation  unschwer 
erkennen.  Vor  7wci  Menschenaltcrn  galt  es  noch,  die  Kinder  der 
Arbeiter  den  Khiuen  der  Maschinerie  zu  entreitien;  heute  gilt  es, 
ihre  physische  und  moralische  Entartung  im  Erwerbsleben  zu  ver- 
hüten und  für  die  Charaktergrundlagen  des  jugendlichen  Arbeiters 
Vorsorge  zu  treffen.  Aus  vereinzelten  Maßregeln  polizeilicher  Ab- 
wehr ist  so  iin  Laufe  der  Entwicklung  cio  Stück  nationaler  Selbst- 
crziehung  geworden. 
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Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- 
schutzes in  den  Niederlanden. 

Von 

Dr.  PH.  FALKENBURG, 

AnuLerduD. 

Die  Redaktion  dieser  Zeitschrift  ersucht  mich  eine  Übersicht 
zu  geben  über  die  I-'ortschntte  der  niederiäiulischen  Arbeiterscliutz- 
gesetzgebung  in  den  letzten  janu^n.  Diese  iMuladuiig,  6u  ehrenvoll 
sie  für  mich  ist,  Liiiigt  mich  in  nicht  geringe  Verlegenheit.  Denn 
von  Fortschritten  ist  in  den  letzten  Jahren  unter  dem  Ministerium 
Dr.  Kuypers  nicht  die  Rede  mehr.  Seit  1897  sind  keine  Fort- 
schritte aufzuweisen  mit  Ausnahme  einiger  wenig  wichtigen  Ab- 
änderungen und  Erweiterungen  der  Schutzgesetze.  Im  Gegenteil, 
was  über  die  Wirksamkeit  des  am  Ruder  stehenden  Kabinetts  auf 
diesem  Gebiet  zu  berichten  ist,  sind  keine  Fortschritte,  soo- 
dem  Rückschritte^  Vielleicht  bringt  aber  die  Zukunft  im  laufenden 
Jahre,  dem  letzten  der  jetzigen  Legislaturperiode  1901 — 1904,  noch 
etwas  erfreuliches  und  deshalb  erachte  ich  es  angebracht»  den 
heutigen  Stand  der  Arbeiterschut^eset^ebung  kurz  zusammen* 
zuiassen,  damit  ich  dann  spater  an  das  schon  hier  Gesagte  an- 
knüpfen kann. 

Htwa  1897  war  die  niederländische  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung zum  vorläufigen  Abschluß  gelangt  £s  lagen  damals  drei 
Gesetze  vor,  die  man  spater  zu  kodifizieren  gedachte.   Es  waren: 

I.  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1889^)  gegen  übennäßige  und  ge- 

')  Wortlaut  des  sogenannten  Arbeitt gesctzcs  in  deutscher  Übersetzung, 
s.  Hand  Ii  dieses  Archivs  p.  510. 


Digitized  by  Google 


642 


GcsetBgebune. 


fährliche  Arbeit  von  Frauen  und  Jugendlichen.  Es  erstreckt  s.oh 
auf  Frauen  und  Kinder  unter  16  Jahren,  die  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten (einschlieÜHch  der  Hausindustrie)  arbeiten. 

Bis  1874  hatte  jeder  Arbeiterschutz  gefehlt;  von  1874  ab  war 
die  gewerbliche  Beschäftigung  von  Kindern  unter  12  Jahren  ver- 
boten. Krst  das  Gesetz  von  1889,  eine  Folge  der  Arbeitsenquete 
von  1886 — 87,  brachte  eingehendere  Bestimmungen.  Unter  Arbeit 
versteht  das  „Arbeitsgesetz"  von  1889  alle  gewerbliche  Ikschäftigung 
mit  Ausnahme  von  Land-  und  Gartenwirtschaft,  Forstbetrieb,  Vieh- 
zucht und  Torfgräberei.  Arbeit  von  Kindern  unter  12  Jahren  blabt 
untersagt.  Durch  königlichen  ErlaL'  kann  die  Beschäftigung  jugend-  - 
lieber  Arbeiter  unter  16  Jahren  und  Frauen  jeglichen  Alters  für 
gewisse  Arbeiten,  welche  mit  besonderen  Gefahren  lur  Leben  und 
Gesundheit  verbunden  sind,  entweder  gänzlich  untersagt  oder  voa 
gewissen  Bedingungen  abhängig  gemacht  werden  (Erlaß,  in  letzter 
Abfassung,  vom  16.  Mai  1903).*) 

Ein  absolutes  Verbot  spricht  dieser  Erlaß  nur  aus  für  Arbeit 
in  a)  Bergwerken  unter  Tag,  b)  Arbeitsräumen,  in  welchen  Mel- 
Oxyd,  Bietzucker,  Bleiweifi,  Mennig  oder  Chromatstoffe  erzeugt,  elek- 
trische Akkumulatoren  verfertigt  oder  Quedcälber,  QuecksUberiolie 
oder  weifier  Phosphor  veiarbeitet  werden.  Jugendlichen  Personen 
ist  verboten  die  Arbeit  als  selbständiger  Maschinenitthrer  oder 
Heizer,  weiter  die  Bearbeitung  von  Explosivstoffen  und  das 
2Uehen,  Schieben  oder  Tragen  einer  Last,  wenn  diese  augenschein- 
lich die  Kräfte  übersteigt,  und  schlieBlich  die  Ausübung  ge&hriicber 
artistischer  Produktionen. 

Frauen  und  Jugendlichen  in  Ziegelbrennereien  ist  außerdem 
verboten  das  Führen  beladener  Schubkarren,  das  Entnehmen  der 
Steine  aus  den  Formen,  die  mehr  als  einen  Stein  fassen,  das  Ver- 
laden der  Steine  durch  Zuwerfen  oder  Tragen,  das  Herausnehmen 
der  noch  nicht  ganz  abgddihlten  gebrannten  Ziq^el  aus  den  Öfen 
(Erlaß  vom  4.  November  1903).*) 

Arbeiterinnen  dürfen  während  vier  Wochen  nach  der  Nieder- 
kunft nicht  beschäftigt  werden. 

Die  tägliche  Arbeitszeit  der  Frauen  und  Jugendlkhen  ist  auf 
II  Stunden  beschrankt  und  zwar  z\imdien  $  Uhr  morgens  und 


*)  WcMilautin  dentselier  Obenetcmg  im  Bulletin  des  InternalioBAlcft 
Arbeitiamttt  Bd.  II,  Nr.  10^  S.  544—549. 
*)  Wortlaut  ebendMeU»!  S.  549. 
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7  Uhr  abends  mit  wenigstens  einer  Stunde  Mittagspause.  Wegen 
besonderer  Umstände  kann  der  Provinzialgouvemeur,  in  dringenden 
Fällen  auch  der  Bürgermeister,  iur  die  Dauer  von  6  Tagen  täglich 
2  Überstunden,  oder  für  14  Tage  jeden  zweiten  Tag  Überstunden 
gestatten.  Nach  Verlauf  von  8  Tagen  kann  eine  neue  Überzeit- 
bewilligung  nachgesucht  werden. 

Nachtarbeit  nach  10  Uhr  abends  ist  ganzlich  untersagt  Sonn- 
tagsarbeit,  ausgenommen  bei  der  Butter-  und  Käsefabrikation,  ist 
den  Arbeiterinnen  gleichfalls  verboten.  Die  Sonntagsruhe  ist  den 
Jugendlichen  wenigstens  von  6  Uhr  morgens  an  während  23  Stunden 
gewährt. 

n.  Das  Gesetz  vom  30.  Juli  1895  zum  Schutz  der  Personen, 
welche  in  Fabriken  und  Werkstätten  arbeiten,  gt^en  Krankheit  und 
Gefahren  (über  die  Sicherheit  beim  Verbleiben  in  Fa- 
briken und  Werkstätten  und  darum  kurz  „Sicherheitsgesetz" 
genannt).  Mit  diesem  Gesetze  wurde  zum  ersten  Male  auch  den 
erwachsenen  männlichen  Arbeitern  ein  legaler  Schutz  verliehen. 
Es  beschränkt  sich  auf  Fabriken  und  Werkstätten,  in  denen  ^e 
Kraftmaschine  oder  ein  Ofen  benutzt  wird  oder  mindestens  zehn 
Personen  dauernd  beschäftigt  sind. 

Die  Beschäftigungszeit  Erwachsener  ist  dabei  nicht  geregelt 
Nur  ist  bestimmt,  daß  in  Räumen,  wo  hohe  und  niedrige  Tempera- 
turen, schädliche  Dünste,  Gase  oder  Staub  vorkommen,  vom  Ar- 
bcitsinspeklor  die  Arbeitszeit  beschränkt  werden  kann.  Die  eigent- 
lichen Hauptbestimmungen  über  die  Einrichtuni:^  der  Arbeitsstätte 
findet  man  nur  in  zwei  Artikeln.  Der  eine  (Art  6)  bestimmt,  daß 
eine  königliche  Verordnung  nähere  Bestimmungen  erlassen  muß, 
der  andere  (Art.  7),  über  welche  Gegenstände  eine  königliche  Ver- 
ordnung den  Arbeit i:,'^cbern  Verpflichtungen,  welchen  diese  nach  den 
näheren  Vorschriften  der  Arbeitsinspektoren  nachzukommen  haben, 
auferlegen  kann.  All  dieses  ist  durch  den  königlichen  Erlaß  vom 
7.  Dez.  1896  geregelt.  Die  IJcslinimungen  des  letztgenannten  Er- 
lasses beziehen  sich  auf:  a)  Luftraum,  b)  X'entilation,  c)  Beleuchtung, 
dj  Vorkehrung  gegen  Fcucrsgefabr,  e)  Ankleide-  und  Speiseräume, 
f)  Ahortc,  g)  Reinlichkeit,  hi  lempcratur,  i)  schädliche  Dünste, 
Gase  oder  Staub,  k)  Unfallverhütung,  1)  Trinkwasser.  Für  jede 
neu  zu  errichtende  Fabrik  oder  ^^''erk5vtatt  müssen  Pläne  und  Be- 
schreibung der  Einrichtung  der  Arbeitsinspektion  zur  Begutaciitung 
vorgelegt  werden,  welche  zu  beurteilen  iiat,  ob  diese  mit  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  in  Hinklang  stehen  oder  nicht 


Digitized  by  Google 


644 


GesetsgebuBf. 


Mit  der  AusführunfT  beider  Gesetze  ist  die  seit  1889  be- 
stehende und  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juli  1895  und  den  Erlaß 
vom  18.  Mai  1900')  reorganisierte  Fabrikinspektion  betraut.  Das 
ganze  Land  ist  in  neun  territorial  begrenzte  Arbeitsinspektiof  en 
eingeteilt.  In  jeder  Inspektion  fungieren  ein  Inspektor,  ein  oder 
mehrere  Hilfsinspektoren  und  Hilfsinspektorinnen  und  Aufseher. 

Zu  dieser  gedrängten  Auseinandersetzung  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung in  ei^eFem  Siime  s«  hinzugefügt,  daß  dn  Gesetz 
vom  28.  Mai  1901  die  Verfertigung  der  Phosphorstreichhöher  gänz- 
lich untersagte  und  die  Verwendung,  die  Einfuhr  und  den  zum 
Verkauf  vorhandenen  Vorrat  regelte.*) 

in.  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1897  betretend  die  Errichtung 
von  Arbeitskammem.  ^ 

Wo  das  Bedürfnis  dafür  vorliegt  und  eine  vorschrifismäfiige 
Zusammensetzung  sich  erm^lichen  läfit,  wird  durch  königlichen 
Erlafi  iiir  eine  oder  mehrere  Gemeinden  und  für  ein  einziges  Ge- 
werbe oder  für  eine  Mehrzahl  von  Gewerben  eine  Arbeitdcammer 
errichtet  Die  Arbeitskammem  haben  die  Aufgabe»  die  Interessen 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu  gemeinschaftlichem  Zu- 
sammenwirken zu  iordem  und  zwar: 

a)  durch  Sammeln  von  Informationen  über  Arbeitsangelegen- 
heiten ; 

b)  durch  Erstatten  von  Gutachten  über  alle  das  Arbeitsver- 
hältnis angehenden  Fragen  an  die  Öffentlichen  Behörden 
sowie  an  Interessenten; 

c)  durch  Vorbeugui^  und  Beilegung  von  Streitigkeiten  über 
Arbeitsangelegcnheiten  und,  sofern  es  nötig,  durch  Heibei* 
föhrung  einer  schiedsrichterlichen  Aussprache  zwischen  den 
Parteien. 

Eine  Kammer  besteht  zur  Hälfte  aus  Arbeitgebern  —  gewählt 
von  denjenigen  Arbeitgebern,  deren  Betriebe  in  der  Kammer  ver- 


Wortlaut  in  französischer  Cbcrsrtzung  im  Annuairc  de  I  a  1«{itlAtioa 
du  travail,  publik  par  l'Office  da  travail  de  Belgiqae.   Tooie  IV, 

p.  811. 

1  Wort1ni!t  in  deutscher  Übersetzung  im  Bulletin  des  Interoationaleo 

Arbeitsamts,  Bd.  I,  Nr.  I,  2,  3.  S.  56—59. 

*)  Wortlaut  der  hauptsächlichsten  Artikel  des  Gesetzes  in  dirscm  AfchiT 
Bd.  XI,  S.  758  ff.  und  ausführlicher  in  Nr.  la  der  Scbriftea  der  GcsclUcbaft 
für  Soziale  Reform. 
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treten  sind  —  und  zur  anderen  Hälfte  aus  Arbeitnehmern,  deren 
Wahl  durch  die  in  den  vertretenen  Betrieben  beschäftigten  Arbeit- 
nehmer bewirkt  wird.  Mitglieder  einer  Kammer  können  nur  die- 
jenigen Männer  und  Frauen  sein,  we!r!ie  die  StaatsanL,a'höri<^fkeit 
be<;itzen,  das  30.  Lebensjahr  erreicht  haben  und  in  einem  in  der 
Kammer  vertretenen  Betriebe  während  einer  bestimmten  Zeit  im 
Kammerbezirk  als  Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  tätig  waren. 
Waiilbcrechtigt  sind  männliche  und  weibliche  Staatsangehörige, 
welche  das  25.  Lebensjahr  erreicht  haben  und  während  einer  be- 
stimmten Zeit  innerhalb  des  Gebietes  der  Kannncr  in  einem  der 
in  der  Kammer  vertretenen  Gewerbe  tätig  gewesen  sind. 

Die  Kammer  iiaL  zwei  Vorsitzende,  die  je  von  den  .Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  gewählt  werden  und  abwechselnd  ein 
halbes  Jahr  amtieren. 

Jede  Kammer  versammelt  sich  mindestens  viennd  im  Jahre. 
Das  Beratungslokal,  wird  unentgeltlich  von  den  Gemeinden  zur 
Verfiigung  gestellt. 

Ihre  Wirksamkeit  gipfelt  nach  dem  Gesetze  in  der  Auf- 
gabe Streitigkeiten  beizulegen.  Wenn  in  einem  Gewerbe  ein 
Streit  zu  entstehen  droht  oder  entstanden  ist,  so  kann  durch  die 
Fäurteien  die  Vermittlung  eines  Versohnungsrates  angerufen  werden. 
Die  Mitglieder  dieses  Rates  werden  aus  dem  Kreise  der  Kammer 
gewählt,  zu  gleicher  Zahl  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber,  unter 
Vorsitz  eines  Kammermitglieds  oder  eines  aufierhalb  der  Kammer 
Stehenden.  Der  Versöhnungsrat  versucht,  die  Parteien  zu  einigen. 
Von  vornherein  strebt  der  Vorsitzende  zu  erreichen,  dafi  die  Par* 
tcien  sich  verpflichten,  während  der  Dauer  der  Verhandlung  weder 
die  Arbeit  niederzulegen  noch  eine  bei  dem  Konflikt  beteiligte  Person 
zu  entlassen.  Nach  beendeter  Untersuchung  und  Beratung  teilt  der 
Versöhnungsrat  seine  Ansicht  und  seine  Vorschläge  schriftlich  mit 
und  kann  seinen  Bericht  ganz  oder  teilweise  veröffentlichen.  Dies 
ist  das  einzige  ihm  zugestandene  Mittel,  um  einen  gewissen  mo- 
ralischen Druck  auf  die  Parteien  auszuüben. 

Uber  die  Erfolge  und  die  Praxis  der  drei  genannten  Gesetze 
kann  ich  mich  kurz  fassen,  hi  den  ersten  Jahren  nach  1889  hatte 
die  Arbeiler^rhut/.gt■sct/g^l)ung  mit  der  h-inwerulung  zu  käm[)fcn. 
<=^\f  benaclUeilige  die  Konkui ren/fahigkcit  der  Industrie.  Lrst  all- 
niählicii  verschwindet  auch  ein  anderer  Ubelstand,  nämlich  das  Fehlen 
des  richtigen  Verständnisses  für  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  beim 
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Richterstand.  Immer  und  immer  wiederholten  sich  die  Kla>,'en  der 
GewcrbcinspckLorcn  über  zu  niedrige  Strafen  für  selbst  wiederholte 
Übcrtreluntren  der  Schutzbcstimmun^en. 

Und  \^;is  die  Arbeitskammcrii  betrifft,  so  kann  man  leider 
nicht  beh.iui^en,  daß  sie  den  auf  sie  gesetzten  Erwartuncfcn  ent- 
sprochen haben,  wiewohl  erfreuliche  Kinzellei^tungeu  verzeichnet 
werden  müssen. 

So  war  der  Stand  der  Arbeitersdiutzgcsetzgebung,  als  das 
Kabinett  Kuyper  nach  den  Wahlen  vom  Sommer  190 1  die  Regierung 
antrat  Das  UnMversicherungsgesetz  vom  2.  Januar  1901  war 
noch  durch  das  vorige  Ministerium  Pierson  zu  glücklichem  Ende 
gebracht  und  die  Absicht  bestand  schon  seit  Jahren,  die  be> 
■deutendsten  Arbetterschutzbestinunungen  zu  dnem  dnzigen  Arbeits- 
gesetz zusammenzufassen. 

Seit  diesem  Augenblicke  hat  das  niederländische  Staatsblatt 
weder  Gesetze  noch  Erlasse  veröffentlicht,  die  einen  Fortschritt  auf 
•diesem  Gebiete  bedeuten.  Ich  lasse  kleinere  Umänderungen  älterer 
Bestimmungen  aufier  Betracht  Vielmehr  ist  ein  gewisser  Ruckgang 
2u  verzeichnen. 

Erstens  ist  bei  dem  Gesetz  vom  21.  Oktober  1902  der  Art  5 
des  Arbeits^csetzes  (Schutz  von  Frauen  und  Jugendlichen)  in  reak^ 
tionärem  Sinne  ergänzt  worden**) 

Das  Arbeitsgesetz  verbot,  wie  gesagt,  die  weibliche  Nacht 
arbeit  zwischen  10  Uhr  abends  und  5  Uhr  morgens.  Trotz  des 
Verbots  schien  die  Frauennachtarbeit,  beim  Heringspeilem  üblich 
gewesen  zu  sein.  Eine  Strafverfolgung  fand  aber  nie  statt  Es 
kann  —  so  bestimmte  nun  das  neue  Gesetz  —  unter  {gewissen  Be- 
din{:cun^en  in  einigen  Gemeinden  durch  königlichen  Erlal3  gestattet 
werden,  daß  die  beim  Mcringspcilcrn  beschäftigten  Arbeiterinnen 
über  16  Jaliren  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  zum  15.  Märr  bis 
12  Uhr  nachts  und  in  der  Zeit  vom  15.  März  bis  i.  Juni  bis 
höchstens  2  Uhr  nachts  beschäftigt  werden  dürfen,  wenn  die  Ar- 
beitsdauer innerhalb  24  Stunden  8  Stunden  nicht  überschreitet. 
Der  kunighche  Erlaß  vom  18.  März  1903  dekretierte,  daß  der  Ar- 
beitgeber bei  der  Naciitarbeit  zugegen  sein  muß,  damit  er  im 

^^  Krtlaut  in  tr;in7">isihrr  L  hfisct/iiiii^  im  A  n  ri  u  .i  i  r  c   de   1  .i  Icgsälalion 
du  l  r  a  V  .1  i  1  ,  j  m  b  1 1  c  p  a  r  1  '  U  f  t  i  c  c  du  t  r  a  v  a  1 1  de  B  e  1  g  i  ^  u  <• .  i .  k>  i ,  p.  439. 

*)  Wortl.uit  in  Hrutsclier  Llcrsct/un»  im  BuUetio  des  Inter nattonaleo 
Arbeitsamts  Bd.  1,  Nr.  Il/l2,  S.  668  «. 
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Interesse  der  eigenen  Nachtruhe  nicht  länger  arbeiten  lasse ,  als 
unbedingt  notwendig  ist,  daß  weiter  ciii  erhöhter  Lohn  bezahlt 
wird  und  die  Frauen  nach  der  Nachtarbeit  in  den  ersten  7  Stunden 
nicht  mehr  beim  Speilern  beschäftie^^t  werden. 

Zweitens  sind  leider  noch  gesetzliche  Bestimmungen  zu  ver- 
zeichnen, die  für  die  Arbeiterbewegung  und  die  ruhige  Weiter- 
entwicklung einer  gesunden  Sozialpolitik  weit  schwerwiegender  und 
verhängnisvoller  sind  als  die  vorn  erwähnte. 

Der  bekannte  allgemeine  Eisenbahnarbeiterstrike  vom  31.  Jan. 
1903  bot  den  dem  Emporkommen  des  Arbcilerslandes  wenig 
freundlich  Gesinnten  die  erwünschte  (ielcgcnheit ,  das  ziemlich 
unbeschränkte  Koalitions-  und  Strikerecht  zu  beschranken.  Die 
Regierung  brachte  am  25.  Februar  des  vorigen  Jahres  bei  der 
Zweiten  Kammer  drei  Vorlagen  ein.  Unter  dem  Einfluß  der 
Opposition  der  liberalen  Partei  gegen  gewisse  besonders  drakonische 
Bestimmungen  des  gegen  das  Strikeredit  gerichteten  Gesetzent- 
-würfe  hatte  die  Regierung  sich  zu  einigen  nicht  unwesentlichen 
Abschwächungen  dessdben  bestimmen  lassen,  die  aber  keineswegs 
ausreichten,  um  dem  Gresetz  seinen  geföhrlichen  Cliacakter  zu 
nehmen.  Gegen  die  abgeänderten  Vorlage  wurde  im  Parlamente 
nur  noch  von  sozialdemokratischer  und  von  radikaler  Seite  oppo- 
niert und  dies  besonders  weil  die  Gewericvereine  während  einiger 
Tage  einen  Generalstrike  durchzusetzen  versucht  hatten.  Die  Vor- 
lagen wurden  vom  Parlament  angenommen  und  bilden  die  Gesetze 
vom  II.  April  1903.*) 

Zwei  dieser  Gesetze  bestimmen  die  Sdiaffiing  einer  milita* 
Tischen  £iseobahnbrigade  und  die  Einsetzung  einer  Staatskommission, 
welche  die  Rechts-  und  Dienstverhaltnisse  der  Eisenbahnbediensteten 
untersuchen  sollte.  Mit  beiden  Gesetzen  waren  last  alle  Parteien 
einverstanden.  Anders  aber  mit  dem  Gesetz  zur  Ergänzung  und 
Änderung  des  Strafgesetzbuches. 

Mit  Gefängnis  bis  zu  neun  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  zu 
300  Gulden  wird  bestraft  derjenige,  welcher  einen  anderen  durch 
Gewalt  oder  irgend  eine  andere  Tätlichkeit,  oder  durch  Drohung 
mit  Gewalt  oder  irgend  eine  andere  Tätlk:hkeit,  sei  es  gegen 
diesen  anderen,  sei  es  gegen  dritte  Personen,  widerrechtlich  etwas 
2u  tun,  zu  unterlassen  oder  zu  dulden  nötigt  und  gleichfalls  der- 


Wortlaut  in  deutscher  Übersetzung  im  Bulletin  des  Inter&attottaleii 
Arbeitsamts  Bd.  II,  Nr.  10,  S.  176  ff. 

Aichiv  fiir  So<MliriH«iiicll«ft  ik  Soilalpolilik.  I.  (A.  f.  Mi.  G.  u.  St.  XIX.)  3.  42 
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jeni^c,  welcher  einen  anderen  durch  Drohung,  Beleidigung  oder 
Schmähschrift  nötigt,  etwas  zu  tun,  zu  unterlassen  oder  zu 
dulden. 

Derjenige,  welcher  widerrechtlich  auf  einem  öffentlichen  Wege 
einen  anderen  an  seiner  freien  Bewegung  hindert  oder  sich  mit 
einem  udei  mehreren  Dritten  einem  anderen  gegen  dessen  ausdrück- 
lich ausgesprochenen  Willen  fortgesetzt  aufdrängt  oder  ihm  auf 
hinderliche  Weise  fortgesetzt  folgt,  wird  mit  Haft  bis  zu  l  Monat 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  loo  Gulden  bestraft 

Durch  diese  Bestimmungefi  ist  das  Posteust^en  bei  Strikes 
sehr  erschwert,  ja  fast  unmöglich  gemacht,  zumal  weU  das  ReichS' 
geridit  im  Haag  in  letzter  Zeit  ein  ,,auf  hinderfiche  Weise  folgen'* 
schon  annahm,  wenn  der  Gefolgte  das  Folgen  an  sich  unangenehm 
findet,  ohne  daß  ein  objektives  Element  in  der  Weise  des  Folgens 
anwesend  zu  sein  braucht 

Überhaupt  ist  das  Niederl^en  der  Arbeit  Beamten  eines  öffent* 
Uchen  Dienstes  oder  in  dem  BiTentlicfaen  Eisenbahnverkehr  bei 
Strafe  von  6  Monaten  Gefängnis  oder  bei  Geldstrafe  bis  zu 
300  Grulden  verboten  worden.  Wenn  drei  oder  mehr  Personea 
infolge  einer  Verabredung  striken,  so  werden  die  Schuldigen,  sowie 
die  Anfuhrer  oder  Anstifter  mit  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren  bestraft 

Beamten  in  öffentlichen  Diensten,  Reichs-,  Provinzial-  oder 
Gemeindearbeitcm  ist  also  jeder  Strikeversuch  untersagt  Da  nun 
das  Disziplinarverfahren  g^eo  soldie  Beamten  in  den  meisten 
Diensten  und  bei  den  privaten  Eisenbahnen  ungeregelt  war  und 
deshalb  Schiedsgerichte,  bei  denen  Berufung  gegen  auferlegte 
Strafen  eingelegt  werden  konnten,  völlig  fehlten,  war  es  die  Pflicht 
der  Regierung  das  Versäumnis  nachzuholen,  soweit  es  ihr  mög- 
lich war.  Bis  jetzt  sind  nur  Bestimmungen  getroffen  für  die  Eisen* 
bahnbeamten. 

Für  die  Gemeindearbeiter,  welche  in  großen  Städten  schon 
jetzt  durch  ausführliche  Arbeitsordnungen  geschützt  sind,  wird 
außerdem  gesorgt  durch  eine  bis  jetzt  noch  nicht  zur  Verhandiuog 
gekommene  Vorlage  zur  Abänderung  des  Gemeindegesetzes. 

Das  Urteil  über  die  sozialpolitische  Tätigkeit  der  jetzigen  Re- 


')  Wortlaut  der  ErgiDtung  der  Vorschriften  Hir  den  Dienst  aaf  den  Eisen- 
bahnen und  der  Bestimmungen  betr.  die  Dienstordnung  des  Eisenbahnpersonals  in 
deutscher  Übersetzung  im  Bulletia  des  Intcrnatioonlen  Arbeitsamt!^ 
Bd.  II,  S.  177  f.  und  404  ff. 
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gicrung  kann  also  nur  ungünstig  sein.  Wird  die  nächste  Zukunft 
zu  einer  Besserung  Anlaß  geben?  Das  ist  kaum  zu  erwarten. 
Gegen  die  in  letzter  Zeit  eingebrachte  Vorlage  eines  allgemeinen 
Arbeiterschutzgesetzes  erheben  sich  schon  viele  Stimmen  und  nicht 
nur  aus  der  sozialdemokratischen  Partei.  Ein  neuer  Gesetzentwurf 
über  den  Arbeitsvertrag,  eine  Umarbeitung  des  vom  freisinnig* 
demokratischen  Prof.  Dr.  Drucker  verfaßten  Entwurfes  hat  ebenso* 
wenig  überall  Beifiül  gefunden.  Ich  unterlasse  es  über  beide  Ent- 
würfe Näheres  mitsuteilefi,  vetl  in  letzter  Zeit  die  sozialpolitischen 
Entwürfe  während  der  schriftlichen  und  mündlichen  parlamentarischen 
Behandlung  so  vielen  Umänderungen  unterzogen  worden  sind,  da& 
sdbst  eine  kurze  Berichterstattung  über  einen  ersten  Entwurf  in 
dieser  Zeitschrift  nicht  am  Platze  wäre.  Hoffentlich  werden  im 
nächsten  Jahre  die  Verhandlungen  über  diese  Entwürfe  weit  genug 
fortgeschritten  sein,  um  eine  Besprechung  an  dieser  Stelle  zu  recht- 
fertigen. 
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MISZELLEN. 

Die  neue  Arbeiterpartei  in  England. 

Von 

EDWARD  R.  PEASE, 

Londoflu 

In  den  letzten  drei  oder  vier  Jahien  beginnt  in  der  englischen  Po- 
litik ein  Faktor  sich  geltend  zu  marlien,  dessen  Bedeutung  nur  verein- 
zelte Engländer  und  natürlich  noch  weniger  Fremde  richtig  bewerten. 

Bei  den  Hauptwahlen  von  tgoo  war  die  Arbeiter] )art ei  nur  ein 
Kind  von  wenigen  Monaten.  Seitdem  liat  sie  ihre  Kräfte  in  einer  be- 
trächtlichen Aniahl  von  NacbwahOcämpfen  gezeigt.  Bei  den  nürhsten 
Haoplwafalen  wird  jedermann  die  neue  politische  Macht  vot  Augen 
sehen. 

Die  Arbeiterpartei  ist  ein  Resultat  der  Gewerkschaftsbewegung.  Die 
britisdien  und  imchen  Gewerkschaflsveretne  sind  für  politische  Zwecke 
seit  langem  lose  zusammengehalten  durch  einen  jährlichen  Kongreß,  der 
das  „parlamentarische  Komitee"  wählt,  das  ihre  politischen  Interessen 
vertritt.  Diese  Körpersrhaft  ist  ins  vlLm  von  Kinflut^,  als  sie  die  offizielle 
Vertretung  von  beinaxac  2  Mill.  organisierter  Arbeiter  darstellt,  aber  die 
Gelder,  die  sie  zur  Vofügung  hat,  sind  oidiedentend  und  sie  hat  tdtea 
mehr  versucht  als  Deputationen  an  die  Regierung  sn  organisieren  oder 
Zusammenkünfte  au  veranstalten,  um  dem  Parlament  vorliegende  Gesets* 
entwürfe,  welche  die  arbeitenden  Klsssen  unmittdbar  berührten,  zu  be> 
frechen. 

Schon  lange  ist  es  aufmerksamen  Beobachtern  der  treibenden  Kräfte 
in  der  politischen  Bewegung  Knglands  klar,  daß  dort  eine  einfluL'-reichc 
sozialistische  oder  Arbeiterpartei  mit  einiirer  Aussicht  auf  Erfolg  nur  durch 
die  Gewerkvereine  geschaffen  werden  kann,  weil  dicic  ia:>t  alle  besser  be- 
zahlten Arbeiter  der  zentnlisaerten  Industrien  umfassen  und  sowohl  Über 
atiflerordentlidi  grofie  Kapitalien  verfügen  als  audi  den  nötigen  .\pparat 
besitzen,  um  alle  benötigten  weiteren  Summen  zu  sammeln. 
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Im  Jahre  1901  betrug  die  Mitglieder^ahl  der  1236  eingeiragenett 
Gewerkvereine  i  922  7 So  und  das  vorhandene  Kapital  der  100  größten 
mitm^föhr  %  der  Gesamtmitg^iedeRihl  betrug  416z  916  JS^  während 
ihr  jährliches  Elnkonunea  ftch  auf  %  06z  5oz  belief.  Dazu  kommen 
lahlreidie  meist  Ueinere  Gewetkverdne,  welche  vorerst  von  den  Vor> 
teflen  der  Eintragung  keinen  Gebrauch  gemacht  haben. 

Geschichte  der  parlamentarischen  Arbeitervertretung. 

Vor  30  Jahren  wurden  zum  erstenmal  Arbeiter  als  Arbeitenrertreter 

in  das  britische  Unterhaus  gewählt.  Bei  den  Hauptwahlen  von  1874 
wurde  Macdonald  für  den]  Wahlkreis  Stafford  gewählt  und  Thomas  Burt  von 
den  Bergleuten  von  Northumberland  für  den  Kreis  Morpcth,  den  er  heute 
noch  vertritt.  Seit  dieser  Zeit  war  stets  eine  Anzahl  von  Arbeitern  im  Parla- 
mente vertreten,  von  drei  im  Jahr  1880  bis  zu  15  in  den  Jahren  1892, 
1899  und  1904.  Alle  früheren  Arbeiter  Vertreter  waren  indessen  Mit- 
glieder  der  liberalen  Partei  und  wollten  auch  nichts  anderes  sein.  Nur 
einmal  hat  ein  Gewerkvereinler  sich  als  konservativer  Kandidat  aufstellen 
lassen  und  awar  1899,  als  der  allmlchtige  Generalsekretär  der  Lancashire 
Bauinwollarbeiter  James  Maudesley  bei  einer  doppelten  Nachwahl  in 
Oldham  sich  zusammen  mit  einem  Tory  aufteilen  ließ;  beide  Sitae 
gingen  durch  sie  der  Partei  verloren. 

Eine  Andemng-  begann  sich  zu  zeigen,  als  bei  den  Wahlen  von 
1892  die  Londoner  Liberalen  in  Battersea  zugunsten  von  John  Burns 
und  in  West  Ham  von  Keir  Hardie,  dem  jetzigen  Führer  der  „unab- 
hängigen Arbeiterpartei"  sich  der  Au&tellung  eines  Kandidaten  enthielten  ; 
beide  wurden  mit  großer  Majorität  gewählt,  obgleich  sie  sich  keineswegs 
der  liberalen  Partei  verpflichtet  hatten. 

John  Bums  hat  seinen  Sts  nodi  heute  inne,  Keir  Hardie  verlor 
den  setoigen  1895  und  gehört  eist  seit  1900  wieder  dem  Parlamente  an. 

Wir  müssen  hier  unsere  Leser  vor  einer  Verwechselung  von  zwei  ganS' 
verschiedenen  Körperschaften,  deren  Namen  aber  sehr  ähnlich  lauten, 
warnen.  Die  „unabhängige  Arbeiterpartei*'  (Independent  Labour  Party) 
ist  eine  sozialistische  Vereinif^ung,  die  gröL^te  in  England,  iiat  aber  nur 
etwa  1 3000  Mitglieder.  Diese  sozialistische  Vereinigung  wollen  wir  von 
jetzt  ab  mit  ihren  wohl  bekannten  Initialen  I.L.P.  nennen.  Die  „Arbeiter- 
partei" (Labour-Party),  welche  ebenfalls  Weit  daiauf  legt  unabhängig  zu  sein, 
ist  der  offisielle  Name  der  neogegriindeten  Gewerkvereinspartei,  deren  Ge> 
schichte  wir  jetzt  erzählen  wollen. 

Im  Jahre  1899  wurde  die  handaifaeitende  Bevölkerung  im  Unterhaus 
durch  etwa  15  Gewerkvtteinler  vertreten ,  die  ofludell  alle  Mitglieder 
der  liberalen  Partei  waren ,  mit  Ausnahme  von  John  Bums,  der  immer 
gewissen [Ktl'en  für  sich  allein  eine  Partei  bildete.  In  diesem  Jahr  nahm 
der  Gewerkvereinskongreti   eine  Resolution  an,   welcher  sein  parla- 
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mentariches  Komitee  beauftragte,  einen  Koogred  von  Gewerkveretoen 
und  socmlstischen  Gesdlschaften  einzubenifen  um  die  politische  Ver- 

tretung  der  Arbeiter  zu  organisieren.  Das  Resultat  war,  daß  die  drei 
sozialistischen  Vereine,  die  I.L.P.,  die  somldemokratische  Föderation 
und  die  Fabian  Society  von  dem  parlamentnrischen  Komitee  aufgeTordert 
wurden ,  die  Tagunj^  miteinzuberufen.  Diese  konstituierende  Zusammen- 
kunft wurde  im  l-"el)ruar  1000  in  London  al)gehalten  und  war  von  1^9 
Delegierten  alb  den  Vertretern  von  etwa  6 7  Gewerkvereinen  mit  545316 
und  den  3  sozialistischen  Vereinen  mit  aaSör  Mitgliedern  besucht 
John  Bums  und  andere  paikmentariscfae  Arbeitervertreter  nahmen  eben* 
fidls  teil.  Auf  dieser  Versammlung»  die  sich  durdi  eine  enthusiastische 
Stimmung  und  im  ganzen  durch  eine  allgemeine  Übereinstimmung  aus« 
zeichnete,  wurde  beschlossen  ein  Komitee  zu  bilden,  welches  das  Arbeiter- 
Vertretunß:skomitee  (  Labour  Representation  Comittee'  heißen  sollte ;  von 
den  Mitgliedern  sollten  die  Gcwerkvereine  7,  die  I.L.P.  und  die  sozial- 
demokratische Föderation  je  2  und  die  Fal)ian  Society  eines  wählen. 
Ein  Generalsekretär  (J.  Ramsay  Macdonald)  wurde  ebenfalls  damals  ge- 
wählt. 

Zwei  Jahre  später  traten  die  Sozialdemokraten  aus  und  ihre  Stae 
In  der  Exdiutive  fiden  den  Gewerkvereinen  zu.         kam  überein,  die 

„Trade  Councils"  (lokale  Vereir  i-  iu:en  tkr  Gewerkvereine  in  den  ein- 
zelnen Städten)  aufiufordern,  sich  dem  Komitee  anzuschließen  und  einen 
Vertreter  in  die  Exekutive  zu  wählen.  Diese  besteht  demnach  zurzeit 
aus  9  Delegierten  der  Gewerkvereine,  i  der  „Trade-Councils"  und  3 
der  beiden  sozialistischen  Gesellschaften, 

Die  Hauptfrage  bei  der  ersten  Zusammenkunft  und  auch  spater 
war  die  Stellung  der  neuen  Vereinigung  gegenüber  den  bestehenden 
Parteien.  Wie  schon  gesagt,  waren  (und  sind  in  der  Tat  noch)  die 
Masse  der  Gewerkvereinleri  besonders  die  Bergleute,  welche  den  gröfiten 
und  geschlossensten  Gewerkverein  bilden,  Liberale,  aber  in  Lancashire, 
in  Belfast  und  etwas  weniger  an  manchen  anderen  Orten,  sind  eine 
große  Zahl  von  Gewerkvcreinlern  Konservative,  oder  jedenfalls  Anti- 
Liberale,  wie  denn  auch  alle  großen  Städte,  vor  allem  London,  Glasgow, 
Liverpool  ganz  oder  zum  gröL'ten  Teil  durch  Konservative  vertreten 
werden,  wahrend  die  liberale  Partei  ihren  Rückhalt  in  den  Grafschafts- 
Wahlbezirken  hat,  besonders  in  den  alten  keltischen  Ländern,  Waks, 
Schottland  und  Gomwall  und  in  den  kksineren  Landstädten. 

Da  beide,  konservative  und  liberale  Gewerkvereinler,  in  die  Ge> 
werkvereinskasse  zahlen,  scheinen  zwei  L<Ssungen  möglich.  Entweder 
muß  die  i)arlamentarische  Gewerkvereinspartei  als  neue  imd  unabhängige 
Partei  fiir  sich  allein  stehen;  oder  ihre  Mitt^lieder  müssen  eine  Gruppe 
bilden,  die  lui  l)estimTnte  Zwecke,  d.  h.  für  Arbeiterfragen,  zusammen- 
hält und  sonst  die  Freiheit  hat,  sich  bei  anderen  Fragen  einer  der  be- 
stehenden Parteien  anzuschlicLlen.    Aber  gegen  beide  Auswege  lassen 
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sich  triftige  Einwände  erheben :  Für  den  ersten  wäre  (leid  und  eine  be- 
sondere Organisation  nötig  gewes»en,  und  die  wenigen  Siege,  auf  die 
man  zu  hoffen  wagte,  hätten  viele  fruchtlose  Kämpfe  gekostet.  Auf  der 
anderen  Sdte  konnte  man  einwenden,  dafi,  obg^ich  die  Gewerkvereins- 
kandidaten  sich  ja  sowohl  als  Liberale  als  auch  als  Konseiyative  auf" 
stellen  lassen  könnten,  sie  faktisch  doch  alle  oder  tum  weitaus  grOfiten 
Teil  als  Liberale  kandidieren  würden  und  so  würden  die  konservativen 
Gewerkvereinler  bestilndig  fttr  liberale  Arbeitervertreter  zu  stimmen  und 
zu  Pallien  haben,  wälirend  von  den  Liberalen  ein  Ähnliches  Opfer  kaum 
je  verlnngt  werden  wurde. 

Diese  letztere  Schwierigkeit  schien  indessen  der  ersten  Versamm- 
lung nicht  so  gewichtig  wie  die  erste  und  so  wurde  denn  beschlossen, 
eine  Arbeitergruppe  von  Parlamentsmitgliedern  zu  schaffen,  die  zu  ge* 
meinsamer  Arbeit  in  allen  die  Arbeiter  betreffenden  Fragen  verpflichtet, 
im  übrigen  aber  frei  sein  sollten  sich  entweder  den  Liberalen  oder  den 
Konservativen  anzuschlieflen  und  in  anderen  Fragen  nach  Gutdünken  au 
stimmen. 

Als  die  Wahlen  von  1900,  die  mitten  in  den  südafrikanischen 
Krieg  fielen,  auszukämpfen  waren,  war  das  Labonr  Representation  Comittee 
erst  wenige  Monate  alt  und  seine  Organisation  nichts  weniger  als  voll- 
standig.  1  5  Kandidaten,  welche  seine  Unterstützung  annahmen  luifl  sich  zu 
seinem  Programm  bekannten,  wurueu  auigestellt.  Einige  waren  Liberale  j 
andere  von  den  Sozialdemokraten  und  der  LL.P.  nominierte  Soddalisten, 
noch  andere  waren  einfach  Arbeitervertreter.  Die  Konservativen  siegten 
auf  der  ganzen  Linie  und  nur  swei  von  den  LJLC-Kandidaten  hatten 
Erfolg,  Richard  Bell,  der  Generalsekretär  des  Vereinigten  Bimdes  der 
Eisenbahnangcstellten  (Amalgamated  Society  of  Railway-Servants) ,  der 
mit  Hilfe  der  Liberalen  in  Derby  gewählt  wurde,  und  Keir  Hardie  von 
der  LL.P.,  der  in  Merthyr  Tydvill  in  Wales  einen  Sitz  gewann. 

Keiner  von  diesen  Siegen  war  bemerkenswert.  Die  erstaunlichen 
Wahlerfolge  der  neuen  Partei  wurden  in  den  Nachwahlen  der  letzten 
zwei  Jahre  errungen. 

wahrend  des  Jahres  190X  beteiligte  nch  das  LJLC  an  kdner 
Wahl.  Aber  1902  wurde  in  dem  Wahlkreis  Clttheroe,  einem  abge* 
legenen  Distrikt  von  Lancashire,  der  hauptsScbUdi  von  der  BaumwoU* 
Industrie  lebt,  ein  Sitz  frei.  Bis  jetzt  hatte  ihn  unumstritten  ein  Liberaler 
innegehabt,  der  ihn  1892  mit  einer  Majorität  von  2 151  gewonnen  hatte. 
Die  L.R.C -Exekutive  berief  schleunig  eine  Konferenz  von  Gewerk%'er- 
einlern  nach  dem  Hauptplatze  Colne  und  dort  wurde  einstimmig  be- 
schlossen, D,  J.  Shackleton  von  dem  Textilarbeiter-Gewerkvercin  als 
L.R.C.-Kandidaten,  unabliängig  von  der  liberalen  oder  konservativen  Partei 
aufzustellen.  Die  Liberalen  suchten  imisonst  einen  Gegenkandidaten  zu 
finden.  Die  Tones  hatten  keine  Aussiditen,  wenn  kein  liberaler  Gegner 
da  war;  und  so  konnte  zuletzt  die  neue  Partei  ihren  Mann  tatsächlich 
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ohne  jeden  Kampf  wählen,  ein  ?>eiguis,  das  m  der  langen  Geschichte 
der  englisdien  Parlainentswahlen  einzig  dasteht. 

Der  zweite  Wahlkampf  verlief  beinahe  ebenso  ttbenaschend.  Wool- 
wicb,  ein  Londoner  Wahlkreis,  der  von  dem  ktiaigUchen  Arsenal  mit 
semen  Tausenden  gut  organisierter  Arbeiter  beherrscht  wird,  war  seit 
Jahren  eine  konservative  Hochburg,  die  1896  mit  2805  Stimmen  Mdir- 
heit  behauptet  und  seitdem  nicht  wieder  angegriffen  worden  war.  In 
Januar  1903  legte  der  Admiral  I.ord  Charles  Beresford  seinen  Sitr 
nieder  und  die  lokale  Arbeiterpartei  beschlot)  William  Crooks  aufzu- 
stellen, einen  Hottchcr,  bekannt  als  Vorsitzender  der  Armenvcrwaltun^. 
in  deren  Schule  er  als  Armenkind  seine  iuziehung  erhalten  hatte. 
Liberale  unterstütsten  Crooks  kräftig  mit  Geld  und  persönlidien  Diensten, 
aber  er  hatte  sich  zur  Unabhängigkeit  ihnen  sowohl  wie  den  Konser- 
vativm  g^enüber  verpflichtet  und  gewann  den  Skz  mit  der  über- 
laschenden  Mehrheit  von  3229  gegen  einen  Konservativm,  der  durch* 
aus  nicht  etwa  ein  unbekannter  Mann  war. 

Darauf  folgte  eine  Niederlage  in  Preston  und  dann  kam  eine  andere 
Nachwahl,  diesmal  in  Barnard  Castle.  Durham,  wo  die  Bergleute  seit 
den  letzten  30  bis  40  Jahren  einen  liberalen  Minenbesitzer  gewählt 
hatten.  Bei  seinem  Tod  beschlolä  Arthur  Henderson,  ein  am  Ort  wohl- 
bekanntes Mitglied  des  Eisengießervereins,  sich  als  Arbeiterkandidat  auf- 
stellen zu  lasen.  Diesmal  besdilosien  sowohl  die  Liberalen  als  auch 
die  Tories  den  Kampf  aufinindimen»  aber  Hendeison  besiegte  beide, 
den  Tory  mit  der  kleinen  Mehrheit  von  47  und  den  Liberalen  mit  565 
Stimmen  bei  einer  Gesamtstimmenabgabe  von  950  s. 

Eine  Nkderlage  in  einem  Kampf  nach  zwei  Seiten  in  Norwich  im 
Dezember  war  das  Resultat  bei  der  letzten  Wahlbeteiligung,  aber  das 
Verzeichnis  der  Erfolpe,  3  Siege  in  4  aufcinandcrfolfjendcn  Wahlen  ist 
ohne  Faraliele  bei  einer  so  jungen  Partei  tmd  fast  unbekannten  Männern. 

Die  Wahljiolitik  der  Partei. 

Unterdessen  hat  sich  in  den  Grundlagen  der  Partei  eine  Änderung- 
vollzo|Ten.  Der  Kampf  zwischen  der  Mehrheit,  die  eine  Allianzj^olitk 
mit  einer  der  beiden  anderen  Parteien  (tatsächlich  mit  der  liberalen) 
vorzog  und  der  von  der  I.L.P.  geführten  Minorität,  welche  für  völlige 
Unabhängigkeit  war,  wiurde  unablässig  innerhalb  und  außerhalb  der  Or» 
ganisation  fortführt.  Im  Anfang  des  Jahres  1903  schloswn  sich  die 
Textilarbeiter  von  Lancashire»  103000  an  der  Zahl,  dem  Komitee  an 
und  bei  der  jährlichen  Zusammenkunft  in  Neweastle  wandte  sich  das 
Blatt.  Nach  einer  lebhaften  Debatte  wurde  mit  659  gegen  154  Stimmen 
(für  je  Tausend  Mitglieder  wurde  eine  Stimme  abgegeben ;  das  ange- 
brochene Tausend  galt  für  voll '  eine  Resolution  angenommen  des  Inhalts, 
daß  alle  Kandidaten  und  Beamten  des  Komitees  ,|Streng  davon  absehen 
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sollten,  sicli  mit  der  liberalen  oder  konservativen  Partei  zu  identifizieren 
oder  deren  Interessen  zu  fördern**,  ferner  sollten  alle  Kaadidaicn  allein 
das  Wort  „Labour"  als  ihren  Paiteinamen  gebraudien. 

Dieser  überwältigende  Sieg  nachte  der  Frage  ein  Ende.  Die  Mi- 
norität war  zu  klein,  den  Kampf  fortxufUhren  und  die  oben  betriditeten 
Wahlsiege  waren  ein  Beweis  daiUr,  daß  die  Politik  der  Unabhängigkeit 
weniger  Schwierigkeiten  hatte,  als  ihre  Gegner  erwarteten.  Vom 
!>bruar  1003  datiert  also  die  Gründung  einer  neuen  politischen  Partei 
in  luigland. 

Die  Organisation  der  Partei. 

Die  neue  Partei  hat  sich  nach  dem  bewährten  Muster  der  eng- 
lischen Gewerkvereine  organisiert.  Ihr  Parlament  ist  eine  jährliche  Ge- 
neralvcrsaiiiiului.g  in  irgend  einer  grolicn  Provinzstadt. 

Die  Tagung  in  Bradford,  mi  l*cbruar  1904  wurde  von  355  Dele- 
gierten besdiickt,  die  121  Gewerkvereme,  43  Trade-CouncQs  und  s  so* 
zialistische  Gesellschaften  vertraten.  Die  Delegierten  haben  eine  Stimme 
für  je  1000  Mitglieder  der  von  ihnen  vertretenen  Körperschaften. 
Vereine  unter  1000  Mitglieder  haben  eine  Stimme. 

Die  Befugnis,  die  einzuschlagende  Politik  zu  bestimmen,  die  Statuten 
zu  ändern,  Gelder  zu  bewilligen  usw.  steht  allein  der  jährlichen  General- 
versammhmj::  zu.  Während  ihrer  Tagung  tun  sich  die  Delegierten  der 
4  verschiedenen  ^^roßen  Koriierschaften,  der  Gewerkvereine.  Trade-Coun- 
cils,  I.L.P.  und  Fabian-.Society  gesondert  zusammen,  um  die  ihnen  zu- 
stehende Zahl  vüu  .Mitgliedern  für  die  Exekutive  zu  wählen.  Die  ver- 
einigte Generalversammlung  wählt  dann  den  Generalsekretär.  Die  Dele- 
gierten der  Gewerkvereine  und  Trade  •  Councils  sbd  nach  heifiem 
Kampfe  gewählt  worden;  der  Generalsekretär  J.  Ramsay  Macdonald  hat 
seinen  Posten  seit  Beghm  inne,  ohne  einen  Gegenkandidaten  gefunden 
zu  haben. 

Finanzen  und  Mitgliedschaft. 

Das  Komittee  besitzt  zwei  Fonds,  einen  allgemeinen  ftir  die  laufenden 

Ausgaben,  der  durch  eine  Umlage  von  10  sh.  pro  1000  Mitglieder  von 
den  Gewerkvereinen  und  Sozialisten  und  von  £  i  von  jedem  Trade- 
Council  aufgebracht  wird.  Bei  der  letzten  Generalversammlung  wurden 
diese  Beiträge  auf  15  rcsp.  30  sh.  erhöht.  Das  Einkommen  aus  dieser 
Quelle  betrug  1903 — 4:  646  £.  1903  wurde  ein  Parlamentsfonds  er- 
richtet, um  jedem  in  das  Parlament  gewählten  Fweimitglied  jährlidi 
aoo     zu  zahlen,  außerdem  jedem  Kandidaten  35  Pros,  der  offiaietten  Wahl- 


^)  Wir  haben,  dem  deutsctiea  Sprachgebrauch  geiaSfl,  Labour-poity  usw.  itets 
mit  Arbeiterpartei  llhenetzt.   Anm.  d.  Übcr>. 
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ausgaben,  die  seitens  der  Regierung  im  \oraus  von  jedem  Kajididaten  er- 
hoben weiden.  Die  Beiträge  zu  dtesem  Fonds  waren  auf  i  Penny  per 
]VIitglied  festgesettt  und  sollten  jührlich  etwa  4000  JB  einbringen.  Im 
ersten  Jahr  war  die  Leistung  der  Zalilung  freiwillig,  die  GeneiaWetsanun* 
lung  von  1904  madite  sie  obligatorisch. 

Man  beschloß,  daß  der  Fonds  nicht  angegriffen  werden  dürfe,  ehe 
2500  vorhanden  seien;  diese  Summe  ist  jetzt  erreicht  und  so  wird 
mit  der  Zahhinj;  von  Diäten  an  die  Arbeitervertreter  begonnen  werden. 
Die  Trade-Councils  steuern  nicht  zu  den  Pariamen tsfonds  bei,  ihre  Kan- 
didaten erhalten  auch  keine  Unterstützung  aus  diesem. 

Das  Wachstum  der  Partei  ist  bemerkenswert:  Man  vergleiche  die 
nachfolgende  Tabelle: 

Gewerkvercinc     Tradc-Councils    Sozialist.  Vereine     Jährl.  Zunahme 


Jahr 

Zahl 

Mitglieder 

Zahl 

Zahl 

Mitglieder 

in  Proz. 

1900 — 1 

41 

353070 

7 

3 

22861 

1901  —  2 

65 

455450 

SI 

3 

13861 

1902—3 

127 

8473>5 

49 

3 

•3833 

1903—4 

165 

956025 

76 

3 

13775 

13.6 

Die  Mitgliederschaft  der  Trade-Councils  kann  nicht  in  Rechnung 

gestellt  werden,  da  sie  hauptsächlich  aus  Personen  bestehen,  die  schon 
als  Mitglieder  ihrer  Gewerkvereine  angeführt  sind,  aber  man  kann  mit 
Sicherheit  sagen,  daß  eine  Million  englischer  und  irischer  Arbeiter  sich 
dem  L.R.C.  angeschlos'^en  haben.  Unter  diesen  sind  verhaltnisn3;it.ug 
wenige  Iren.  Die  .Schotten  haben  eine  ähnliche,  aber  gesonderte  t)rgani- 
sationcn  mit  denselben  Zielen.  Die  unter  ihren  Auspizien  gewählten 
Parlamentsmitglieder  werden  ohne  Zweifel  im  Einklang  mit  der  engltsdien 
Arbeiterpartei  handeln. 

Zwei  Kategorien  von  Arbeitern  mu6  nch  das  L.R.C  noch  erobern: 
Man  kann  sagen,  dafi  im  grofien  ganzen,  die  Masse  der  englischen  Ge- 
werksvereinler  sich  dem  L.R.C.  angeschlossen  haben,  mit  einziger  Aus- 
nahme der  Bergleute.  Von  diesen  gehören  nur  37  700  Lancashire-  und 
Cheshirc  -  Kohlengrubenarbetter  und  6700  Bergleute  aus  den  Cleveland- 
Eiscnerzgiuben  da/u;  die  450000  anderen  Bergleute,  die  zurzeit  schon 
6  Vertreter  im  Parlament  haben,  halten  an  ihrer  Zugeiiorigkeit  zur  liberalen 
Partei  noch  fest.  Die  zweite  Kategorie  bilden  die  (1903)  2  116  127  Mit- 
glieder der  Genossenschaften  (Konsumvereine  u.  a.  m.)  nnt  ihrem  Kapital 
von  37  258  239  Es  sind  natürlich  cum  grofien  Teil  dieselben  Leute 
in  einer  neuen  Kombination.  Es  sind  Zeichen  dafür  vorhanden,  dafi 
sie  sich  anschließen  werden,  doch  bis  jetzt  halten  sie,  mit  einer  Aus- 
nahme, an  ihrem  Grundsats  fest,  Politik  und  Erwerbsleben  nicht  zu  ver- 
mengen. 
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Das  Programm  der  Partei. 

Hier  können  wir  uns  kurz  fassen:  die  Arbeiterpartei  hat  kein 
offizielles  Programm,  ihre  Kandidaten  und  Anhänger  haben  sich  auf 
keinerlei  spezielle  politische  Ziele  festgdegt. 

Die  Partei  als  Ganzes  hat  fUr  den  Gesetzentwurf  der  Gewerkvereine 

gearbeitet,  welcher  die  „Taff-Vale"  und  andere  neuere  richterliche  Ent> 
Scheidungen,  die  dem  Gewerkvereinswesen  feindlich  sind,  annullieren  sollte 
und  so  groß  ist  der  Einfluß  der  Gewerkvercine ,  daß  das  Unterhaus  vor 
kurzem  den  Entwurf  in  der  zweiten  Lesung  mit  einer  Mehrheit  von  39 
annahm,  obgleich  die  Rej^ieruntr  mit  der  sie  unterstützentlen  großen 
Mehrheit  sich  ablehnend  verhielt  und.  ohne  Zweifel,  weil  ohne  die  Unter» 
Stützung  der  Regierung  die  von  Ikfimliedem  eingebrachten  Entwttrfe  wenig 
Aussicht  haben,  die  Endstadien  zu  durchtaufen. 

Die  Partei  hat  offiziell  eine  Anzahl  von  politischen  Flugblättern  her- 
ausgegeben, aber  diese  wenden  sich  fast  alle  gegen  konservative  Mafl- 
nahmen,  wie  Schutzzölle,  chinesisdie  Arbeit  in  Südafrika  usw.  Au6er 
der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  und  der  Reform  der  Tradeunion- 
Gesetzgebung  geht  nidits,  was  die  Partei  erstrebt,  irgendwie  über  das 
liberale  Programm  hinaus. 

Das  Ziel  der  Parte:  ist,  eine  Partei  zu  gninden.  Sie  ist  sich  Selbst- 
zweck. Ob  ein  so  engbegrenztes  Ziel  in  der  Zukunft  genügen  wird,  ist 
eine  andere  l'rage. 

Die  Arbeiterpartei  und  der  Sozialismus. 

Die  Bezieliung  der  neuen  ]\irtei  zum  Sozialismus  ist  eine  merk- 
würdig koinpli/.ierte  Sache.  Die  Sozialisten  als  solche  haben  nur  etwa 
14  Stimmen  von  002,  der  größten,  auf  der  Generalversammlung  von 
1904  abgegebenen!  Sliiumenzahl,  obgleich  sie  3  von  den  13  Mitgliedern 
der  Exekutive  wählen.  Aber  die  I.L.P.  hat  seit  vielen  Jahren  einen 
großen  Einflufl  in  den  Gewerkvereinen  ausgeübt  und  eine  grode  Anzahl 
der  hervorragenden  Gewerkvereinler  sind  Mitglieder  irgend  eines  sozialisti' 
sehen  Vereins  Diese  Männer  werden  natürlich  als  Delegierte  zu  den 
GeneralversanmUungen  entsandt  und  gelangen  so  in  andere  verantwort- 
liche Stellungen.  Die  ausgesprochensten  Sozialisten  des  L.R.C.  waren 
meist  die  Vertreter  nicht  der  Sozialsiten ,  sondern  der  Gewerkvereine. 
Die  i)ositiven  Ideen  der  Sozialisten  gewinnen  immer  mehr  Boden  unter 
den  ( iewerkvereinlern ;  eine  Feindschaft  gegen  den  Sozialismus  exi.stiert 
kaum.  Die  Stellungnalime  des  nicht-sozialistischen  ieiles  bedeutet.  „Ich 
bin  zu  al^  um  meinen  Glauben  zu  ändern,  aber  wenn  ihr  weiter  voran 
wollt,  so  tut  esl" 

Den  Sozialisten  pafit  das  natürlich  sehr.  Sie  haben  Ideen  und  eine 
Politik;  aber  ihre  Ttuppen  sind  wenig  zahlreich  und  ihre  Finanzen  völlig 
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ungenügend.  Ein  Bündnis,  bei  weldion  lie  die  Fahrer  und  die  Ideen, 
die  Gewerkvereinler  das  Gdd  und  die  Stimmen  stellen,  pa&t  der  sozia* 
listischen  Partei  natürlich  durchaus.  Wenn  sie  warten  kfinnen  und  nicht  all* 
zuschnell  vorwärts  drängen«  ist  die  Zukunft  der  Arbeiterpartei  unsweifet- 
haft  in  ihren  Händen. 

Die  Zukunft. 

Was  wird  die  Zukunft  bringen  ?  Bei  den  nächsten  Wahlen  wird  die 
neue  Partei  etwa  50  Kandidaten  aufstellen.  Ihre  Liste  zählt  jetzt  47 
mit  Einschluß  der  5  gegenwärtigen  Abgeordneten.  Einige  von  diesen 
werden  wohl  wegfallen,  dafür  werden  andere  eintreten  und  es  wird  die 
Gesamtsumme  nicht  viel  unter  50  sein.  Eme  beträchtliche  Zahl  von 
<Uesen  darf  sicher  auf  Erfolg  hoffen,  weil  die  Liberalen  ihnen  ihre  Sitze 
abtreten  werden.  In  Leicester  t.  B.,  wo  die  Liberalen  selbst  in  schlechten 
Zeiten  eine  sehr  jTjoße  Majorität  haben  ,  werden  sie  nur  einen  Kandidaten 
für  zwei  Sitze  aufstellen  und  den  andere«»  Macdonald,  dem  Cicncralsekretär 
des  L.R.C.  überlassen.  Außerdem  können  die  Arbeitervertretei  einige 
Sitze  in  Schottland  gewinnen.  So  darf  die  neue  Partei  mit  ziemlicher 
Sicherheit  auf  ao,  vielleicht  30,  möglicherweise  sogar  40  Anhänger  im 
neuen  Parlament  rechnen. 

Zurzeit  stellen  sich  ihr  zwei  Schwierigkeiten  en^;egen:  vor  allem 
der  alte  Streit  über  die  Unabhängigkeit.  Allerdings  ist  in  der  Organi- 
sation als  solcher  diese  Frage  erledi^n ;  aber  die  Kandidaten  kommen  bei 
einer  Wahl  in  die  Versuchung,  die  Hilfe  der  Liberalen  anzunehmen,  ohne 
die  ihre  Aussichten  ihnen  hoffnungslos  erscheinen  ktinnten.  Auch  das 
Geld  der  Liberalen  ist  eine  Verlockung.  Die  Kandidaten  der  grolien 
Gewerkvereine  verfugen  über  genügende  Gelder,  aber  einige  der  hervor- 
ragendsten Gewerkvereinler  gebfiren  gans  kleinen  Vereinen  an,  die  absolut 
nicht  in  der  I^ige  sind,  die  400  oder  500  JS  auszugeboi,  die  der  Wahi- 
kampf  für  einen  billigen  Sitz  kostet,  ganz  abgesehen  von  den  rooo  bis 
isoo  £^  die  in  den  großen  Grafschaftswahtkreisen  nötig  sind.  Andere 
sind  Gepner  der  Unabhängigkeit  aus  anderen  Gründen :  so  hat  sich  !..  E. 
Richard  Hell  M.  P.  niemals  mit  der  neuen  Politik  ausgesöhnt  und  es  ist 
ganz  möglich,  dal!  er  seinen  bedeutenden  Gewerkverein  dazu  bringt,  aus- 
zutreten. Und  wenn  so  etwas  erst  einmal  geschehen  ist,  laßt  sich  das 
Ende  nicht  leicht  vorhersehen. 

Eine  andere  Schwierigkeit  liegt  darin,  daß  die  LL.P.,  als  politische 
KOrpefschaft,  viele  Kandidaten  aufstellt  —  das  ist  ihr  Hauptzweck;  ihre 
Mitglieder  zahlen  verhXltnismäfiig  wenig  und  können  doch  grode  Kosten 
verursachen.  —  Des  weiteren  hat  die  neue  Partei  keine  ausgesprochene 
Politik  und  hat  bis  jetzt  noch  keine  Führer  entdeckt.  John  Burns» 
der  einzige  englische  Arbeiter,  dem  in  hervorragendem  Maße  jene  ge- 
heimnisvolle Macht  g^eben  ist,  welche  andere  zur  Gefolgschaft  zwingt, 
hall  sich  fern. 
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Vielleicht  findet  sich  unter  den  20  oder  30  zukünftigen  Abge- 
ordneten ein  Führer.  Viele  von  ihnen  sind  Männer  von  ausgesprochener 
Begabung  und  fast  alle  haben  ihren  Weg  zur  Front  ohne  die  Vorteile 
einer  wissenschaftlichen  Bildung  und  ohne  ererbtes  Vermögen  erkämpft. 
Aber  keiner  von  ihnen  ragt  bis  jetzt  als  der  Feldherr  hervor,  der  be- 
rufen ist,  seine  treuen  Truppen  zum  siegreichen  Kampf  gegen  die  zahl- 
reichen, wenn  auch  sdiledit  organisierten  Mächte,  die  den  Arbeitern 
cntges'^nstehen,  zu  führen« 
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Wohnbedarf  und  Kinderzahl, 

(Ein  Beitrag  zur  Wohnungsfrage.) 

Von 

HENRIETTE  FÜRTH, 
Ftaakfltrt  ft.  SCaia. 

I.   Material  und  Methode. 

Die  nachfolgende  Untersuchung:  in  welchem  Grad  die  Kinder/ahl 
in  einer  bestimmten  Bevolkerungsschicht  die  Befriedigung  des  Wohn- 
bedurfnisses  und  die  Höhe  der  dafiir  aufzuwendenden  Mittel  beeinfluBr, 
beruht  in  erster  Linie  auf  dem  urschriftlichen  Material  des  Hausptlege- 
vereins  in  Frankfurt  am  Main.  Seinen  Btichem  und  Aufzeichnungen 
wurde  ein  Auszug  entnommen,  der  die  verpflegten  Familien  nach  ihren 
Einkommensveihfiltnissen  und  nigldch  nach  ihrar  Kindercahl  und  ihren 
Mietausgaben  erfaßt. 

Das  verarbeitete  Material  muß  insofern  als  ein  besonders  ge- 
eignetes angesprochen  werden,  als  die  Pflen^eobjektc  des  Hauspflege- 
vereins sirh  fast  ausschließlich  aus  jenen  Bevolkerungsschichten  rekru- 
tieren, aic,  ohne  der  örtentlichen  Armenpflege  zur  Last  zu  fallen,  doch 
nicht  „in  der  Lage  sind  zu  ersparen,  weil  ihr  Lohn  eben  ausreicht,  die 
laufenden  Bedürfiiisse  zu  deekem.''  ^)  Hier  ist  es,  wo  jede  Erhöhung  der 
Anforderungen,  sei  sie  nun  durch  Familienzuwachs,  Mietsteigerung, 
Krankheit  oder  was  auch  immer  veranlafit,  durch  Ersparnisse  an  irgend 
einer  anderen  Stelle  ausgeglichen  werden  mufi  imd  das  atif  die  Gefahr 
hin,  dadurch  unter  das  Niveau  des  zum  Leben  eigentlidi  Unumgänglicheii 
herabgedrückt  zu  werden. 

Hit-r  werden  sich  daher  auch  in  geradezu  tYj>ischer  Reinheit  die 
inneren  Beziehungen  zwischen  den  von  uns  angezogenen  Faktoren  des 
Familienlebens  herausstellen  und  dies  um  so  sicherer,  als  alle  die  Kalle 
au^eschiedoi  wurden,  in  denen  ts  sich  um  Fanülien  handelte,  die  in 


')  Flescb,  Die  Hftuspflege  imd  ihre  Organintioii.  Jen«  1901,  S.  16. 
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öffentlicher  Aimfinpflege  waren  und  ferner  alle  die,  die  nachweisbar 
durch  Aftervennietung  sich  die  Mietlast  zu  erleichtern  suchten.  Auf 
die  ersteren  wurde  verzichtet,  weil  der  ijc^vohnheitsmatiige  Unterstiitzung^s- 
empHinger  nicht  als  Typ  jener  \'olkssciiichtcii  betrachtet  werden  kann, 
die  sich  redlich,  wenn  auch  kärglich  durch  ihrer  i^ianue  Arbeit  ernähren. 
Von  jenen,  die  Teile  ihrer  Wohnung  in  Aftermiete  geben,  wurde  darum 
abgesehen,  weil  hier,  in  Erwägung  der  in  Frage  konimeoden  Kreise,  tou 
▼omherein  anEunehmen  ist,  daß  von  einer  schon  beschränkten  Wohnung^ 
des  Mieterträgnisses  willen,  der  oder  die  besten  Räume  abgegeboi 
werden,  indes  die  Familie  sich  in  irgend  einem  Winkel  zusammendrängt. 
Von  menschenwürdigem  Wohnen  kann  da  überhaupt  nicht  die  Rede 
sein.  Höchstens  kann  und  muß  man  diese  Fälle  als  Beweistitel  dafür 
registrieren,  wie  bitlernolwendig  die  Beschaffung  solcher  Wohnungen  ist, 
die  es  auch  dem  Ärmsten  ermöglichen,  eine  Heimstatt  zu  besitzen,  die 
diesen  Namen  halbwegs  verdient  und  familienfremde  Elemente  aus* 
schlieflt.  Schließlich  blieben  noch  die  vereinzelten  fllle  unbeiück^ 
sichtigt,  in  denen  es  sich  um  kinderlose  Familien  handelt,  da  ja  für 
diese  unsere  Untersuchung  belanglos  ist 

Wir  hatten  sonach  von  den  1574  Famüien,  die  in  den  Jahren 
inoi  und  1902  vom  Hauspficgeverein  verpflegt  v  iirden,  248  auszu« 
scheiden.  Da  indes,  trotz  der  vorgenommenen  Sichtung,  sich  unter  den 
übrigbleibenden  1326  eine  ganze  Reihe  von  Fällen  befanden,  liber  die 
nur  höchst  seltsame  oder  widerspruchsvolle  Angaben  vorlagen,  sei  es 
dafi  Miete  und  Verdienst  oder  daß  Miete  und  Kindeixahl  in  einem  aller 
Erfohrang  zuwiderlaufenden  Verhältnis  sueinander  standen,  wurden 
Stichproben  veranstaltet  und  nähere  Auskünfte  und  AufkUrungen  bei* 
gebracht.  Dabei  wurde  der  Versuch  gemacht,  soweit  das  irgend  mög- 
lich und  gegen  das  Mißtrauen  der  Betragten  durchzusetzen  war,  gleich- 
zeitig Angaben  über  die  gesamte  I  ebensfühnmg ,  die  \'erteilung  der 
Ausgaben,  die  Küchenbehandlung  der  Lebensmittel  und  ähnliches  mehr 
zu  erlangen. 

ScbUeßUch  wurde  auch  die  eine  und  andere  Wohnung  der  Aktien- 
baugesellschaft  lUr  kleine  Wohnungen  einer  eingehenden  Prüfhng  unter- 
zogen und  durch'  Gegenüberstellung  der  Preise,  der  Bedingungen  nnd 
der  sonstigen  BeschafiRoiheit  einer  Wohnung  alten  Stiles  mit  jenen,  die 

die  genannte  Gesellschaft  Air  ihre  Mieter  bereit  hält,  die  Schaffung  einer 
Grundlage  dafür  versucht,  in  weldier  Richtung  und  nach  welchem  Ziele 

hin  die  Tätigkeit  gemeinnütziger  Baugesellschaften  sich  zn  entwickeln 
habe,  und  zwar  mit  besonderer  Berücksichtigung  kinderreicher,  der 
untersten  Mieterschicht  angehörender  l-"amilien.  Die  vorliegenden  Jahres- 
beiichte  der  Gesellschaft  wie  auch  der  ähnliche  Zwecke  verfolgenden 
„Stiftung  für  Erbauung  b&ligor  W<^ungen  in  Leipzig"  enthalten  neben 


1)  Siehe  Berichte  von  1901  «.  1903,  S.  3  bes.  5. 
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einer  Fülle  von  Anregungen  ein  schätzbares  Beweismaterial  dafür,  daC 
es  möglich  ist,  in  gewissem  Sinne  selbst  unter  Währung  des  fiskalischen 
Standpunktes,  zweckmaL'igc  und  billige  Woiinungcn  auch  iur  kinderreiche 
FamUien  zu  schaffen. 

Der  Behaodlung  des  etgeatlicheii  Themas  schidcen  wir  me  Über- 
sicht voraus,  die  auf  den  Berichten  des  Hauspflegevereins  beruht  nnd 
die  während  der  letzten  vier  Jahre  Verpflegten  nach  Beruf,  Einkonunen 
und  Kinderzahl  klassifiziert  Eine  solche  Zusammenfassung  erwies  sich 
als  notwendig,  um  jedem  Leser  eine  selbständige  Urteilsbildung^  daru}>er 
zu  ermöglichen,  ob  es  sich  hier  in  der  Tat  um  diejenige  Bevölkenmgs- 
schicht  handelt,  für  die  die  Wohnfrac^e  zu  einer  Kalamität  geworden  ist. 
weii  ihr  Einkommen  eine  sachgemaüe  Befriedigung  des  Wohnbedürf- 
aisses  unmöglich  macht,  während  trotzdem  die  Höhe  der  Mietpreise  lür 
acfalechte  und  in  jedem  Sinn  nnznUnglidie  Wohnungen  ihnen  öne 
Lebendialtung  an&wingt,  die  hart  an  die  Grenze  des  Hangen  heran- 
rncht  und  manchmal  unter  diese  Grenze  sinkt.  Und  dies,  weil  es  »di 
andererseits,  nicht  durchweg  aber  zum  großen  Teil,  um  Bevölkerung 
elemente  handelt,  die  lieber  die  äußersten  F-ntliehnmiren  ertragen  als 
daß  sie  die  ufientliche  ArmenunterstUtzung  mit  ihren  degradierenden 
Folgen  auf  sich  nehmen. 

Wer  je  Gelegenheit  hatte,  solche  Zustände  aus  der  Nähe  zu  sehen, 
der  wird  der  sttUiefaen  Kraft  und  Widerstandsfähigkeit,  die  sich  in 
solchem  Verhalten  offenbart,  seine  Anerkennung  nicht  veiaagen  können. 
Aber  er  wird  sich  auch  der  Einsicht  nicht  verschliefien  dürfen,  da6  die 
hier  verpflichteten  Instanzen  alles  tun  mQssen,  um  die  Wohnfrage  einer 
allseitig  befriedigenden  Lösung  entgegenzufUhren  und  dies  ebenso  im 
Interesse  der  körperlichen  wie  der  sittUcben  Kraft  und  Gesundheit  des 
Yolksgaozen. 

IL  Zusammensetzung  der  Pfleglinge  des  Hauspflege- 
vereins nach  Beruf,  Einkommen  und  Kindersahl. 

Unseren  Ansfiihrungen  liegen  die  Berichte  ttber  die  Jahre  1S99 
bis  190a  inldusive  zugrunde.   Innerhalb  dieser  4  Jahre  wurden  3950 


Familien  verpfl^.   Davon  waren: 

Taglöhner   S19 

Gclerntf  Arbeiter   148S 

Kauflcutc  bzw.  Aogestelltc     ...  85 

Beamte   23,7 

Diener,  Kellner    .......  194 

Musiker,  KOastkr   21 

Witwen   76 

Mann  ia  Had   3 

Ohne  Beruf   ao 

Eheverlanen   7 


Sumain  2950 
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Uber  die  Hälfte  der  Verpflep:ten  sind  gelernte  Arbeiter,  das  heißt 
also  solclie,  von  denen  man  in  trineTu  so  blühenden  Gemeinwesen,  wie 
Frankfurt  es  ist,  annehmen  darf,  daSj  sie  von  Ausnahmeföllen  abgesehen, 
in  regelmäßiger  Arbeit  stehen  oder  als  kleine  Handwerker,  Schuhmacher, 
Schneider,  teils  f&t  Geschäfte,  teib  lür  eine  Ideine  Fktvatkimdschsft 
arbeiten.  Ihnen  sunJIchst  kommfin  die  TaglOhner,  deren  FtmiSen  mit 
819,  das  sind  knapp  s8  Fwxl,  als  iwrpflegt  figurieien.  0ie>e  Leute, 
wie  auch  die  mit  stark  6  Pros.,  also  einer  recht  genngen  Quote  ht- 
teiligten  Diener  und  Kellner,  werden  zuerst  von  sdlen  Schwankungen 
des  Wirtschafts-  und  Arbcit^marktes  getroffen.  Sie  repräsentieren  immer- 
hin einen  zieinlich  beträchüiclien  Teil  der  für  unseren  besondeicu  Zweck 
in  Frage  komuienden  Bevölkerung,  wennschon  jenen,  der  teilweise 
unter  die  Zahl  derer  zu  rechnen  ist,  denen  selbst  durcli  gemeinnützigen 
Wohnungsbau  auf  breitester  Grundlage  nicht  zu  helfen  ist,  da  ihr  Fla- 
kommen,  auf  die  Kopfsahl  der  Familie  umgerechnet,  keine  so  grofie 
Aufwendung  fOr  Miete  gestattet  als  erforderlich  wäre,  um  Bau«  und  Ge« 
ländekosten  mäßig  oder  seihst  niedrig  m  vendnsen. 

In  Frankfurt  a.  M.  beträgt  der  ortsflbliche  Tagelohn  3,10  Mk.  Da- 
von sind  die  Beträge  fUr  Kranken-  und  Invaiiditätsversicherung  in  Ab- 
zug zu  bringen.  Von  dem  verbleibenden  Betrag,  selbst  bei  kleiner  Kopf- 
zahl der  Familie,  neigen  allem  übrigen  auch  noch  die  Miete 
für  eine  auskömmliche  Wohnung  zu  bestreiten,  ist  nach 
meiner  ii.rlaiirung,  soviel  Gegenteiliges  auch  ständig  geredet  oder  ge* 
schrieben  wird,  durchaus  unmöglich.  Die  S57  Beamten  gleich 
8  Pros,  der  Verpflegten  sind  meistens  subalterne  Bedienstete  der  Polizei 
oder  der  städtischen  Ämter. 

Nach  Kinderzahl  und  Einkommen  gliedern  sich  die  verpflegten 
Familien  in  folgender  Weise: 


Wöchentliches 
Einkommen 

Kein 
Kind 

l  Kind 

2  Kinder  3  Kinder  4  Kinder  5  Kinder 

6  u.  mehr 
Kinder 

Samne 

unter  lo  Mk. 

7 

6 

20 

30 

»3 

9 

8 

93 

10—14  „ 

5 

6 

25 

31 

25 

«3 

1 1 

116 

15-  »*  .. 

II 

59 

339 

402 

330 

163 

107 

1411 

19— «a  H 

s 

36 

319 

SSI 

soo 

113 

lOi 

«3— «5  M 

3 

57 

63 

53 

49 

30 

»77 

Uber  «5  „ 

7 

30 

22 

32 

■> 

34 

158 

38 

137 

690 

768 

653 

380 

294 

3950 

1620  —  das  sind  55  Pros,  der  iimerhalb  4  Jahren  Verpflegten  — 
hatten  danach  mit  einem  Wocheneinkommen  von  18  Alk.  und  weniger 
zu  rechnen.    Lassen  wir  aber  selbst,  ab  völlig  unfähig  aus  eigenen 

Mitteln  durchzukommen,  jene  209  außer  Betracht,  die  weniger  als  1 5  Mk. 
vereinnahmten,  so  bleibt  immer  noch  reichlich  die  Hälfte,  die  in  der 
teuersten  Großstadt  Deutschlands  mit  15  bis  18  Mk.  pro  Woche  wirt- 
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Schäften  sollen.  Und  selbst  von  den  435  Fainili«ii,  die  23  und  mehr 
Mk.  Wücheneinkommcn  haben,  müssen  231,  also  mehr  -ii"  die  Hälfte 
für  4  und  mehr  Kinder  sorgen.  Wir  werden  festzi:stellen  haben,  welche 
Lebenshaltung  sich  auf  Grund  solcher  Verhäitnise  ermöglichen  läßt  und 
wollen  einstweilen  nur,  zur  Ehre  der  Verpflegten  konstatieren,  daü  in 
einer  ganzen  Anzahl  der  204  Pflegefälle,  in  denen  es  sich  unti  besser- 
gestdlta  Famüien  mit  wenig  Kindern  handelte  und  in  denen  Hauspflege 
wegen  länger  andauernder  Erlcianlnmg  oder  aus  sonstigen  Ausnahme- 
grnnden  eintrat,  die  Kosten  der  Hauspfl^  ganz  oder  teilweise  zurück- 
erstattet wurden. 

OL  Einkommen,  Mietpreis  und  KinderzahL 

Aus  vorstehender  Tabelle  (S.  664 — 65)  geht  hervor,  daii  von  den  13^6 
Fanulien,  die  nach  Abzug  der  auf  Rechnung  des  Armenamtes  Verpflegten, 
und  jener,  die  Zinuner  in  Aftermiete  geben,  noch  übrig  bleiben.  291 
das  sind  sr,8  Froz.  mit  einem  Einkonunen  unter  18  Blk.  zu  recbnen 
haben.  Davon  zahlen  83,  das  ist  die  HSlfte  aller  Familien,  die  bd 
I  —  3  Kindern  ein  Einkoi  nicn  unter  18  Mk.  haben,  bis  zu  4,40  ML 
Wochenmiete.  Bei  den  Familien,  die  4  und  mehr  Kinder  haben,  finden 
wir  nur  noch  43  —  34,5  Pr'>;'  in  den  unteren  Mietstufen.  In  der 
Mictoberstufe,  das  heißt  bei  jenen,  die  wöchentlich  6  Mk.  imd  mehr  fiir 
Miete  verausgaben,  ist  hier  das  Verhältnis  um^^'rkehrt.  Den  38  — 
22,5  Proi.  der  Familien,  die  bei  i — 3  Kindern  6  Mk,  uiid  mehr  an 
wöchentlicher  Miete  zahlen,  stehen  33  »  37  Proz.  der  hier  zu  zShlenden 
g^entiber,  die  bei  4  und  mdir  Kindern  6  Mk.  und  mehr  Ifir  wöcheot* 
liehe  Miete  verausgaben.  Wahrend  sonach  auf  dieser  geringen  Ein- 
konunenstufe  die  Zahl  der  Familien,  die  mehr  für  Miete  ausgeben,  mit 
der  Kinderzahl  absolut  ilUlt,  steigt  sie  relativ,  das  heißt  im  VerfalUtms 
der  hier  überhaupt  zu  rühlenden  Familien.  Hier  bestätigt  sich  also  die 
Auffassung,  daß  mit  wachsender  Kinderzahl  auch  die  MietautVendung 
vergleichsweise  wächst.  Dabei  <;ind  indes  verschiedene  Einschränkungen 
zu  machen.  Die  erste  und  wesentlichste  ist  die,  daß  mit  Sicherheit  an- 
zunehmen uud  durcli  überzeugende  Beispiele  zu  belegen  ist,  daii  bd 
gröfieier  Kinderzahl  und  einem  Einkoaunen  unter  18  Mk.  die  Lebeos- 
haltung,  und  sei  sie  nodi  so  itrmlich,  nicht  aussdiliefilich  ans  eigenen 
Kräften  bestritten  weiden  kann.  Es  bleibt  daher  der  Einzeluntecsuchaog 
vorbehalten,  zu  ergrlinden,  ob  und  welche  Unterstützungen  in  Gestalt 
von  Geld,  Kleidern  oder  Naturalien  selbst  in  den  FiUlen  bezogen  wurden, 
in  denen  der  Bezug  von  Unterstützungen  nicht  sofort  nachweisbar  oder 
in  Abrede  gestellt  ist.  Ferner  bleibt  am  Einzelbeispiel  zu  prüfen,  in 
welcher  Weise  das  Wohnbedürfnis  im  einen  oder  ^anderen  Falle  be- 
friedigt wurde. 

Ein  Einkommen  von  18  Mk.,  mit  dem  bekanntlich  weite  BevoUce- 
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ningsschichten  regelmäßig  auskommen  müssen,  bezogen  von  1326  Familien 
339  =  24,6  Proz.  Nahezu  ein  Viertel  aller  Verpflegten  hat  mit  diesem 
für  Frankfurter  Verhältnisse  völlig  unzulänglichen  Einkommen  zu  rechnen. 
Die  Zustände  gestalten  sich  denn  auch  ganz  ähnlich  wie  bei  der  ersten 
Kategorie.  51  Proz.  der  Familien  mit  i — 3  Kindern  zahlen  wöchentlich 
bis  XU  4,40  Mk.  Mfete.  16  Pros.  saUen  $  Mk,  und  xoehr.  Von  den 
FamUien  mit  4  und  mehr  Kindein  37  Fkoz.  Im  sa  4^0  und  23  Pros. 
6  Mk.  und  mdhr. 

Von  den  337  Familien  (25,6  Pr(».),  die  19 — 20  Mk.  Wochenein- 
kommen hatten,  wandten  30  Proz.  jener,  die  i — 3  Kinder  hatten,  bis 
zu  4,40  Mk.  wöchentlirh  für  Wiete  auf  und  28  Proz.  6  Mk.  und  mehr. 
Von  denen  mit  4  und  mehr  Kindein  31  Proz.  bis  zu  4,40  und  26  Proz. 
6  Mk.  und  mehr. 

Hier  finden  wir  also  bei  einer  an  sich  nur  unwesentlichen,  in  dem 
vorliegenden  Fall  aber  höchst  bedentun gsvollen  Erhöhung  des  Ein- 
kommens eine  prozentual  siemlich  beträchtliche  Mehrausgabe  fttr  Miete. 
Die  unteren  AGetstnfen  partiapieren  nicht  mdhr  mit  5o,  Bondem  nur 
noch  mit  30  Pros,  an  der  Mietausgabe,  wahrend  die  höchsten  Miet- 
stufen statt  mit  16  bzw.  23  Proz.  nunmehr  mit  s8  bsw.  31  Proz.  ver- 
treten sind.  Eine  Tatsache,  die  jenen  zur  Beachtung  empfohlen  sei,  die 
immer  wieder  mit  dein  Märchen  hausieren  gehen,  daß  in  Arbeiterkreisoa 
jeder  etwaige  Mehrverdienst  für  Alkoholika,  Putz  und  dergleichen 
draufginge. 

Als  eine  in  gleichem  Sinne  bemerkenswerte  Nebenerscheinung,  ist 
zu  verzeichnen^  dafi  bei  den  Familien,  die  über  ein  Wocheneinkommen 
von  19 — 20  Mk.  verftigen,  44  bzw.  40,5  Pros,  jener,  die  i — 3  Kinder 
habeup  in  der  mittleren  Miefestufe  (4,60 — 5,80  Mk.  pro  Woche)  su  finden 
sind.  Daraus  geht  dodi  wohl  auch  hervor,  dafi,  wer  es  irgend  kann, 
vor  allen  anderen  Dingen  das  Wohnbedttzfiiis  in  angemessener  Weise  su 
befriedigen  sucht 

Nicht  der  gleiche  Schluß  ist  aus  der  Tatsache  zu  ziehen,  daß  auch 
die  Familien  mit  5  und  mehr  Kindern  bei  einem  Einkommen  von  19  bis 
20  Mk.  mit  48  Proz,  in  dieser  IMittelstufe  anzutreffen  sind.  Hier  drängt 
sich  vielmehr  unabweisbar  der  Rückschluß  auf,  daß  diese  Familien,  wenn 
sie  s7  Ftoz.  ihres  Einkommens  fSr  Miete  aufwandten,  bis  an  die 
äußerste  Grenze  ihrer  ökonomischen  Leistungsfilhigkeit  gegangen  sind, 
um  nur  das  Minimum  an  Wohngdegenheit  zu  bekommen,  das  minder 
kinderreichen  Familien  Hir  w^ger  Geld  zu  Gebote  steht 

Wir  kommen  nun  zu  den  365  Familien  (20  Pros.),  die  ai— S4  Mk. 
Wochencinkommen  beziehen.  Hier  finden  wir  nur  22,5  Proz.  der 
Familien  mit  i — 3  Kindern  in  den  unteren  Mietklassen,  in  den  obersten 
dagegen  43,5  Proz.  Die  Familien  mit  4  und  mehr  Kindern  nehmen 
mit  29  Proz.  an  den  untersten  und  mit  31,5  Proz.  an  den  obersten 
Mietstufen  teil.    Hier  tritt  zum  ersten  Mal  mit  aller  Schärfe  die  Er- 
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scheinung  auf,  daß  bei  gleichem  Einkummen  bei  wachsender  Kinderzahl 
die  Aufwendung  flir  Miete  nkht  vächst,  sondern  herabgeht 
Absolut,  das  heifit  im  Vergleiche  zu  den  Familien  mit  gleicher  Kinder- 
zahl  aber  auf  geringerer  Einkommenstufis,  ist  der  Anteil  an  der  höheren 

Mietquote  auch  bei  den  kinderreichen  Familien  um  Proz.,  also  ganz 
un1)edeutend  gestiegen,  relativ  aber,  das  beißt  im  Vergleich  tu  den 
kindemrmen  Familien,  ist  er  herabgegangen,  da  die  Beteiligung  an  den 
iiüchsten  Mietsätzen  sich  bei  den  kiuderarmen  Famiüen  von  2  ^  Proz, 
auf  der  niedrigen  Einkommenstufe  auf  43,5  Proz.,  also  um  reichlich 
20  Proz.  erhöht  hat. 

Halten  wir  dagegen,  daß  eine  große  Familie  zweifellos  einer 
größeren,  d.  i.  also  teureren  Wohnung  bedarf  oder  sie  wenigstens 
haben  sollte,  und  vergegenwärtq;en  wir  uns  andererseits,  dafi  der  Hans- 
besttser  noch  nidit  geboren  ist,  der  aus  rdner  Menschenliebe  kinder- 
reicfae  Familien  um  einen  billigeren  als  den  üblichen  Preis  wohnen  läflt, 
so  bleibt  nur  die  Schlußfolgerung  übrig,  daß  kinderreiche  Familien  um 
so  viel  schlechter  wohnen,  als  sie  weniger  Miete  bezahlen.  Ja.  noch 
mehr:  Die  Hausbesitzer  vermieten  an  kinderreiche  Familien  nicht  nur 
nicht  billiger:  sie  lassen  sich  die  nämliche  Wohnung,  die  sie  kinderlosen 
oder  kiiiderarnieu  i  omilien  um  den  ortsüblichen  Preis  vermieten  wurden, 
von  kinderreidien  Leuten,  sofern  sie  sich  überhaupt  herbeilassen  solche 
zu  nehmen»  weit  höher  befahlen.  Sie  machen,  von  ihrem  Standpunkt 
aus  mit  Recht,  geltend,  dafi  die  Wohnung  stärker  abgentttst,  die  Ruhe 
des  Hauses  beeinträcht^;t  würde  iL  ähnl.  m.,  so  daß  eine  Familie  mit  4 
und  mehr  Kindern  lange  suchen  kann,  bis  sie  überhaupt  eine  Wohnung 
findet.  Aus  alledem  geht  hervor,  daß  Familien  mit  vielen  Kindern  bei 
gleicher  Mietzahlung  schlechter  behaust  sind  als  kinderarme  Familien, 
während  die  von  uns  zahlenmäßig  erfaßte  Tatsache  eines  geringeren 
Mietaufwandes  nur  den  Rückschluß  mangelhaftester  und  ungenügendster 
Beliausung  zuläßt,  eine  Annalime,  die  durch  die  vorgenommenen  Fmzel- 
Untersuchungen  in  vollem  Umfimg  bestadgt  wird. 

Noch  sdhärfer  treten  die  gekennzeichneten  Einzdheiten  bd  der 
5.  Kategorie  von  Familien  hervor,  jenen  104  (8  Pioz.),  die  95  Mk.  und 
mehr  Einkommen  haben. 

Hier  finden  wir  die  Familien,  die  bis  zu  3  Kjndem  haben,  nur  mit 
6  Proz.  in  den  untersten  Mietstufen  vertreten  gegen  63,5  Proz.  in  doi 
obersten.  }3ei  den  Familien  mit  4  und  mehr  Kindern  stellt  sich  das 
Verhältnis  mit  10  Proz.  in  den  unteren  zu  68  Proz.  in  den  oberen 
Mietklassen.  Vergleichen  wir  diese  Zahlen  mit  unseren  51  bzw.  i6  Fioc. 
bei  einem  Einkommen  von  18  Mk.  und  kinderarmen  imd  37  bzw. 
23  Pros,  bei  tS  M^.  und  kinderreidien  Familien,  so  ergibt  sidi  ab 
vdltig  sweifellos,  dafi  die  Aufwendung  llir  Miete  vergleichsweise  noch 
stärker  ste^  als  der  Zuwadui  an  Einkommen.  Die  .Glddiung  hetflt 
demnach:  Wenige  Kinder  gleich  mehr  AufWand  an  Miete,  gleich  besseres 
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Wohnen.  Viele  Kinder  gleich  die  sachgemiißc  l-efriedigung  des  Wohn- 
bedürtnisses  ist  unmöglich,  da  das  Geld  für  andere  notwendige  Dinge 
gebraucht  wird:  daher  schlechte  und  unzureichende  Befriedigung  des 
Wohnbedürfhisses.  Damit  wird  der  Vorwurf  hinfällig,  daß  das  VVohu- 
bedürfo»  bei  der  arbeitenden  Bevölkerung  nur  schwach  entwickelt  sei. 
Ja  es  erhellt  sogar  aus  diesen  unantastbaren  Zahlen  für  jeden»  der  die 
Dinge  ohne  VoreiDgenommenbeit  zu  betrachten  weiß,  daß  der  kleine 
Mann,  sobald  nur  erst  einmal  Hunger  und  Kälte  abgewehrt  sind,  gn^en 
Wert  auf  eine  menschenwürdige  Wohnung  legt  Und  wir  können  selbst 
sehen,  da{3  manchmal  sogar  etwas  Hunger  aus  diesem  Grunde  mit  in 
i^uf  genommen  wird,  wenn  man  als  Hunger  eine  qualitativ  und  teil- 
weise auch  quantitativ  unzureichende  Ernährung  bezeichnen  darf. 

Noch  besser  illustriert  wird  die  Feststellung,  daß  mit  der  Kinder- 
zahl der  Mietaufwand  nicht  entsprechend  steigt,  durch  folgende  Zu- 
sammenstellung : 

Voa  394  Farn,  mit  i — 2  Kindern  zahlten  Miete  bis  4,40  Mk.  wöchcntl.  139    -  35,3  Proz. 

I.  343    1.     »»     3       "         »»         •      .«  4.40  .»        ti       ^35  =  39»3  >T 
„  2S7     ,,    „     4        ,.         ,,        „      „  4i40  11         »»        92  —  32  it 
303    "       5     mehr  „         „        „      „  4,40  „        .,        tof  =  33,3  „ 

Vergegenwärtigen  wir  uns  dn^sclbe  unter  Ausschluß  der  Familien, 
die  weniger  als  18  Mk.  F.inkoinrnen  angaben  (wir  haben  oben  darauf 
hingewiesen,  daß  das  einer  ungenügenden  AuOdärung  über  die  Rin- 
kommcnsverbältnisse  gleichkommt  und  daß  hier  unbedingt  nocii  andere 
Einkonunenquellen  imterstellt  werden  mflssen),  so  ergibt  sich  das 
folgende  Bild: 

Von3Ci4F(un.  mit  l— 2  Kindern  xahlten  Miete  bis  4,40  Mk.  wdcbenü.  9$  =  32,2  Pro«. 

»  II      »»       3         «  n  »»      n  n         «        94™35»7  *r 

»I    *3*     II     M       4         n  »»  M      n  4*4**   n         n        75**3*»3  »» 

n  ^34   11    „5ii*™«li)rM        **       »     »  4i40  n       »      75  "=32  >. 

Die  2^hl  der  Familien,  die  (bei  Ausschluß  der  Einkommen  imter 
18  Mk.)  mehr  als  4>4o  Mk.  aufwenden,  d.  h.  also  das  Wohnbedürfiiis  besse 
befriedigen  können»  beläuft  sich  sonach  auf  6718  t»w.  64,3  %  bei  den 
Familien  mit  x — s  und  mit  3  Kindern,  und  auch  die  Familien  mit  4,  5 
und  mehr  Kindern  weisen  kein  anderes  Verhältnis  auf,  das  hdflt 
auch  sie  bleiben  trots  des]  infolge  der  größeren  Kopfzahl  verstärkten 
Wohnbedürfnisses  mit  einem  Drittel  der  Fälle  unterhalb  des  IMiet- 
aufwandes  der,  von  Ausnahmen  abgesehen,  eigentlich  als  der  minimale 
zu  gelten  hat. 

Von  besonderein  lulercsse  ist  die  Einkomraensklasse  von  21  bis 
24  Mk.  Hier  haben  wir  es  unstreitig  mit  der  regulären  Arbeilerschicht 
in  geäderten  und  kehieswegs  ungünstigen  Einkommensverhaltninen  zu 
tun,  da  ein  Tagelohn  von  3,50 — 4  Mk.  im  Jahresdurchschnitt  nur  vom 
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qualifizierten  Arbdter  bezogen  zu  werden  pflegt-  Wir  dürfen  daher 
diese  Arbeiterschicht  als  typisch  beliandeln  und  können  auf  Grund  der 
luer  festnistdtenden  Wohnvaliäitm«e  und  AGetpieiie  uns  ein  ftlr  weite 
Kiene  xotrelfendes  Büd  des  in  dieser  Beziehung  atich  unter  lebtiv  gün- 
stigen UmstKnden  erreichbaren  nwcfaen.  Da  finden  wir  denn,  dad  von 
den  365  in  diese  Abteilung  gehärigen  Familien  nur  67  =  35,3  %  bis 
zu  4,40  Mk  Wochennuete  zahlen.  Und  von  diesen  67  Familien  gehören, 
bezeichnenderweise,  35  —  also  me)ir  als  dieHälfte  —  derZahl 
jener  an,  die  4,  5  und  mehr  Kinder  hab  i  n  Wäre  die  Bedürtnis- 
frage  das  Entscheidende,  so  müßte  das  Verhältnis  mindestens  das  unige- 
hehrte  oder  viehnelir  der  Mietaufwand  der  kinderreichen  Familien  un- 
vergldcMIch  hiÜieT  sdn.  Bei  den  Familien»  die  s$  Mk.  und  melir  Ein> 
kommen  haben,  veriifilt  ach  die  Sache  gans  anders.  Hier  scheiden  die 
kinderreichen  Familien,  die  durch  ihr  Etnkonunen  in  der  i^ücklichen 
Lage  sind,  sich  eine  einigermaßen  angemessene  Wohnung  zu  sichern, 
aus  der  unteren  Mietklasse  fast  völlig  aus.  Von  104  Familien  sind  es 
hier  nur  12 — 11,5  ^j^,  die  bis  zu  4,40  Wochenmiete  zahlen,  und  von 
diesen  gehören  10  der  Gnippe  mit  5  und  mehr  Kindern  an.  Hier  tritt 
deutlich  hervor,  daLi  trotz  guten  Einkommens  die  Aufwendungen  für 
andere  dringliche  Dinge  so  vid  Ramn  dnndnnett,  da0  dadurch  die  Be- 
friedigung des  WohnbedOrfiiisses  bedntiSchdgt  whd. 

Wir  sdien  also,  dafi  die  Mtetaiisgabe  selbst  in  den  höheren  Em< 
kommensklassen  mit  der  Kindemhl  nicht  so  wttdist,  als  man  im  Interesse 
einer  ausreichenden  Befriedigung  des  Wohnungsbedlirfnisses  wünschen 
müßte,  während  nattu-gemäß  die  kinderreichen  Familien  der  unteren  Ein- 
kommcnklassen  nicht  mehr,  sondern  weniger  fiir  !Mietc  nufwenden  können, 
als  ihre  kinderarmen  Kollegen  der  gleichen  Kinkomnienstufe. 

Besonders  lehrreich  sind  auch  die  bezüglichen  Ergebnisse  in  der 
Normalschicht,  die  über  ein  Einkommen  von  19 — 20,  bzw.  von  21 — 24  Mk. 
verfiigt.  Hier  finden  wir  44  bzw.  40,5  imd  35  bzw.  33  der  Familien 
mit  2 — 3  Kindern  in  der  mittleren  Mietstufe  (4,60 — 5,80  Mk,  pro  Woche)b 
während  die  tdnderreiclien  Familien  dersdboi  Klasse  mit  36  und  50,5 
bzw.  mit  38,5  vmd  41  %  in  der  mittleren  Mietstufc  figurieren.  Audi 
hier  wieder  der  Beweis,  daß  die  kinderreichen  Familien  nidit  mehr,  sondern 
rdativ  weniger  für  ihre  Wohnung  aufwenden  können:  Demnach  auch 
hier  wieder  eine  starke  Mahnung,  Mittel  und  Wege  .''ii  finden,  die  diesem 
Übelstand  abzuhelfen  oder  vielmehr  für  das  verfügbare  Geld  sachgemäße 
Wohngelegenheit  zu  beschaffen  vermögen. 

IV.  Reformbestrebungen  und  ihre  Ergänzung. 

Die  Wohnfrage  ist  eine  Lohnfrage.  Aber  ae  ist  nicht  nur  dos.  5^ahl- 
reiche  Einzelforschungen,  wie  auch  die  fortgesetzte  verdienstliche  T'Aüg- 
keit  des  Vereins:  „Reichs-Wdmungsgesets"  haben  längst  den  Nachweis 
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crbrarhf.  daf'  die  Wohnfrage  zugleich  eine  Frage  des  Bnden!>esitzes,  das 
ist  der  (»rundrente,  der  Baukosten,  der  Bebauungspläne  und  Ordnungen, 
der  Verkehrserleichterung  und  Dezentralisation  und  ähnlicher  Dinp^e  mehr 
ist.  Wir  haben  in  den  voraufgehenden  Darstellungen  den  Nachweis 
hinzugefugt,  daß  die  Wobn&age  ebenso  eine  Frage  dex  Geburten- 
freqnens  ist 

Will  man  nun  nidit  tns  der  Unvereubaikeit  des  Kindersegens  mit 
den  Mietpteisen  ein  Recht  auf  Herabsetzung  der  Geburtenfrequenz  her- 
leiten ,  so  hat  man  in  erster  Linie  sein  Augenmerk  darauf  zu  riditen, 

wie  den  üblen  Folgen  des  Kinderreichtums  auf  diesem  Gebiet  zu  begegnen 
sei.  Es  Hegt  auf  der  Hand,  daß  die  übrigen  Mittel  der  Wohiiungsfürsorge 
hier  versagen,  bezw,  nicht  den  vorgesetzten  Zweck  erreichen.  Einer  Lohn- 
erh<»hung  folgt  die  Mietsteiperung .  einer  Verschärfung  der  Bauordnung 
die  Wcitbteigerung  de^  bebauten  liuüem  und  damxt  die  Erhöhung  der 
Mieten,  dem  Aiabaa  des  Voiortverkehn  das  Anschwellen  der  Mietpreise 
auch  dort  und  an  der  Peripherie  der  Städte. 

Ebenso  wird  die  Zonenenteignung;  die  Kommunalisierung  des  Grund* 
besitses,  die  Propagierung  des  Erbbauwesens  und  die  Befördenmg  des 
gemeinnützigen  Wohnungsbaues  den  mit  der  Soige  fiir  zahlreiche  Kinder 
belasteten  Familien  nur  insofern  zugute  kommen ,  als  eine  allgemeine 
Herabsetzung  des  Mietzinses  auch  ihre  Lage  zu  verbessern  geeignet  ist. 
Soll  ihnen  mdes  so  geholfen  werden,  wie  es  irn  Interesse  der  Gesundheit 
der  heranwachsenden  Generation  und  einer  sinngemäßen  Verteilung  des 
Einkommens  auf  die  Befriedigung  der  verschiedenen  Lebensbedürfnisse 
wünschenswert  erscheint,  dann  mu6  anderweitge  Vorsorge  m  der  Weise 
getroilen  werden,  dafi  die  gemeinnützige  und  genossenschaftlidie,  und  vor 
allen  Dingen»  daß  die  kommunale  Bautätigkeit  sich  die  Aufgabe  stellt, 
ausreichend  grofie,  gesunde  und  zugleich  billige  Wohnungen  fUr  kinder* 
reiche  Familien  zu  bauen. 

Als  ein  äußerst  bemerkenswerter  Versuch  in  dieser  Richtung 
charakterisiert  sich  die  Unternehmung  der  Akticnbaugesellschaft  für  kleine 
Wohnungen  in  Frankfurt  am  Main.  Es  verlohnt  sich  der  Mühe,  die 
Prinzipien,  auf  denen  sie  aufgebaut  ist,  die  Richtung,  in  der  sie  wirkt 
und  die  Ergänzungen,  die  sie  durch  die  Munifizenz  Privater  erfährt, 
einer  näheren  Betrachtung  zu  unterziehen*  Ich  folge  dabei  den  vor- 
liegenden Jahresberichten  und  einem  Artikel  der  Frankfurter  Zeitung,^) 
in  dem  es  beißt: 

,J)er  Au^gangq>unkt  der  Gesellschaft  war  von  dem  vieler  anderer 
Wohnungsuntemehmungen  wesentlich  verschieden.  Es  ward  nicht  zu- 
erst gefragt:  Wie  soll  die  zu  erbauende  Arbeiterwohnung  beschaffen 
sein?  und  wie  stellt  man  diese  Wohnung  möglichst  billig  her?. 


*)  „Von  kleinen  Wohnungen  und  wie  sie  ergänzt  werden."  Von  Stadtrat  Dr. 
Karl  Flcscb,  Frankfurt.    Frankfurter  Zeitung  vom  7.  II.  02. 
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sondern  gerade  umgekehrt:  Was  kann  der  Tagelöliner  zahlen:,  und  wie 
fiLDgt  man  es  an,  für  den  ennittellen  Preis  möglicfast  viel  «1  bieten.*' 

Und  sie  fügte  diesen  Erwägungen  die  weitere  hinzu»  wie  man  did« 
räumige  Wohnungen  für  kindeneicfae  Familien  um  einen  billigen  Preis 
erstellen  kOnne,  ohne  sich  indes  der  Einsicht  zu  verschließen,  daß  zw« 
Wohnräume  und  ein  kleines  Schlafkabinett  bei  einer  großen  Familie 
irgendune  , .höheren"  Kulturansprüchcn  nicht  genüge.  So  war  die  Ge- 
sellschaft von  Anfang  an  darauf  hingewiesen,  die  Wohnung  zu  ergänzen. 

,^ie  Einrichtung  einer  Kellerabteilung  zur  gcraeiiischaftlichcn  liade- 
und  Waschküche  war  relativ  leicht",  während  die  Vorteile  dieser  Ein- 
liditimg,  die  in  regefanäfiigem  Turnus  den  Kfietem  zu  Gebote  stdit, 
ungemein  schätsbar  sind.  Ebenso  der  Gasautoroat,  der  Brief*  und 
BrOtchenkasten  ffir  jeden  Mieter. 

Nodi  wertvoller  aber  sind  andere  Ergänzungen,  die  in  erster  Linie  gerade 
den  von  der  Gesellschaft  bevorzugten  und  ohne  Rücksicht  auf  das 
religiöse  oder  politische  Bekenntnis  ausgewählten  kinder- 
reichen Familien  zugute  kommen.  Da  ist  zuerst  die  günstige  Lage  der 
Blocks,  die  dem  Licht  und  der  Luft  von  allen  Seiten  freien  Zutritt  ge- 
währt Und  wälirend  z.  B.  durch  die  städtische  Bauordnung  eine  un- 
bebaute Fläche  von  33,  40  und  50  Proz.,  je  nach  Lage  in  der  Innen- 
stadt, Vorstadt  oder  Peripherie  vorgeschrieben  ist,  bleiben  bd  den 
Häusern  der  Aktienbaogesellschait  50—60  Pros,  unbebaut  Diese  freien 
Flächen  smd  in  Spiel-  und  Bleichplätze,  Gartenanteile  fOr  die  Mieter  usw. 
umgewandelt. 

\Mrd  auf  diese  Weise  schon  eine  willkommene  Ergänzung  der 
Wohnung  geschaffen,  die  völlig  den  Charakter  einer  Vergrößerung  tragt, 
so  ist  das  noch  mehr  der  Fall  tuirch  die  sonstigen  Veranstaltungen,  die 
in  Gestalt  von  Vereinshüusem  den  Bewohnern  der  Blocks  zugänglich 
smd.  Diese  Vereinshäuser,  die  ihre  Erbauung  und  Ausstaltung  den  Zu> 
Wendungen  der  Frankfiurter  Herren  Speyer,  Werüieim,  Ifollgarten  u.  a. 
danken,  enthalten  Krippe,  Kindergarten-  und  Hort,  Volkskikhen,  Biblio- 
theken, Flickschiden,  Versammlungssäle  usw.^) 

Die  Aktienbaugesellscliafl  für  kleine  Wohnungen  verfügt  heute  über 
832  Wohnungen  zu  zwei  und  drei  Zimmern.  Die  Bevölkerung  der  Häuser, 
die  sich  auf  5  Baublocks  verteilen,  betrug  am  1.  Januar  1904:  875  Fa- 
milien mit  4303  Personen,  daher  auf  die  Familie  5  Personen.  Darunter 
befanden  sich  über  2000  Kinder  unter  14  Jahren.    „Bei  anderen  ähn- 


')  ErwUmt  sei  ancb  noch  dk  Hauapflcgekasse,  die  ihren  Mitgliedeni  gi^ea 
einen  geringen  Beitiag  (30  Pfg.  monntlieh)  das  Reebt  aaf  eine  Hauspflcgcrtn  in 
Knakbeits»  und  WodienbettflÜlen  sicbeit,  und  deren  Aufgabe  darin  besteht,  dorcb 
Besorgung  der  Hausgeschafic  und  der  Kinder  in  allen  Stücken  für  die  arbcits- 
unf;ilii|:;o  Hausfrau  einzutreten.  Weiter  die  ErmÖgUchlUlg  des  gemeinSUWa  und 
billigen  Bezuges  von  Kohlen  und  Kartoffeln. 
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liehen  Zwecken  dienenden  Gesellschaften  steüt  sich  das  Verhältnis 
wesentlich  niedriger.  So  hat  beispielsweise  die  „Gemeinnützige  Bau- 
gesellschaft**  bei  450  Familien  mit  1690  Personen  im  Jahre  1902 
588  Kinder  unter  14  Jahren,  d.  h.  auf  die  Familie  1,3  Kinder,  die 
A.-B.-G.  dagegen  auf  die  Familie  2, $4  Kinder  unter  14  Jahren.** 

Wir  ersehen  daraus,  daß  die  Gesellschaft  ihrer  Aufgabe,  kinder- 
reiche Familien  unterzubringen  nach  Möglichkeit  gerecht  zu  werden 
sucht.  Xuii  bleibt  zu  untersuchen,  ob  ihr  dies  ebenso  in  bezug  auf 
Flächenraum  und  Preise  gelingt. 

T>ci  einer  Höhe  von  durchgehcnds  3,10  Metern  haben  die  Zwei- 
zimmerwoimungen  einen  Flächeninhalt  von  37 — 48  qm,  die  von  drei 
Zinunem  41 — 51  qm.  Die  Preise  stellen  sich  auf  14 — 22  Mk.  fUr  die 
Zwei-  und  atif  22 — 26  Mk.  für  die  Dreizimmerwohnungen.  Vereinzelt 
kommen  aodi  Abnsaidenwobnungen  vor.  Die  Preise  richten  sich  einmal 
nach  den  Stodcwerken  und  außerdem  nach  der  Lage  der  Blocke  da 
der  der  Mietbeiechnung  zugrunde  liegende  Bodenpreis  im  Zentrum  der 
Rtadt  natürlich  wesentlich  höher  ist  als  an  der  Peripherie.  Trotzdem 
stellen  sie  sich  durch<j;Lngig  billiger  als  die  schiechten  Wohnungen  in 
der  iUtstadt  und  die  besseren  der  Vorstadt,  denen  überdies  auch  noch 
die  von  uns  aufgefüiirten  Ergänzungen  fehlen.  So  kostet  der  Quadrat- 
meter Flache,  in  den  drei  ersten  Fällen  70,  77  und  87  Pfg.,  in  den 
Häusern  der  A.-B.-G.  dagegen  durchschnitüich  49  Pfennige. 

Noch  Uarer  wird  dies»  wenn  wir  an  der  Hand  des  Berichtes  für  1902 
einen  vergleichenden  Blick  auf  die  von  den  Mietern  des  neubezogenen 
Erbbaublocks  früher  innegehabten  Wohnungen  und  die  dafiir  gezahlten 
Preise  werfen.  Eine  sehr  übersichtliche  Tabelle  gibt  uns  darüber  Aus- 
kunft 

(Siehe  Tabelle  S.  674,  675.) 

Folgen  wir  nun  noch  einen  Augenblick  den  Ausftihrungen  des  Be- 
richts. Es  heißt  dort  in  bezug  auf  den  eben  dem  Verkehr  übergebenen 
Erbbaublock:  „Von  486  Mietgemchen  wurden  162  berücksichtigt. 
Diese  162  Familien  beziehen  ein  Wocheneinkommen  von  3546  Mk., 
d.  h.  also  durchschnittlich  21,89  frühere  Mietausgabe  betrug 

4329  Mk.,  durchschnittlich  also  26,72  Mk.  pro  Monat.  Während  so- 
nach früher  ein  knappes  Drittel  des  Einkommens  für  Miete  aufge- 
wandt werden  mußte,  wird  heute  nur  des  Einkommens  dafür  ver- 
ausgabt. 

Neben  der  eigentlichen  Mietersparnis  kommt  nun  noch  die  be- 
deutende Verbesserung  der  Wohnverhältnbse  in  Betracht  Früher  dunkle, 
kleine  Kammern,  heute  für  weniger  Geld  luftige,  geräumige,  hdle  Zimmer, 
ausgestattet  mit  allen  Annehmficfakeiten  einer  bürgerlichen  Wohnung. 
Das  Waschen  und  Trocknen  der  Wäsche  aus  der  Wohnung  hinaus  ver- 
legt und  Vorsorge  getroffen,  daß  die  Kinder  tagsüber  sich  in  geräumigen 
Spielsälen  oder  ebensolchen  Spielplätzen  tummein  können.  Außerdem 


Digitized  by  Google 


674 


Miucllen. 


t.  w       *  * 

S  F  -- 

:r  »■  X 

:  r   

4 

1  ^ 

liU.lI|iJ.>  \ 

p 

•—  «1 

Q  «nid 

=5  ^  ~ 

n: 

t>  — » 

!    ts  - 

ri  1^  I  I  I  ^  !  I 


I  I  1  II  l  ^  1 


M  1  I  1  I  M  "  I  ■ 


«*»«  «4  »n«*WfOW  O r*i«  m  ♦  ft  •«  -* «*> r»» ♦  «n eO « ♦  « 


0 
CT. 


O  O  -  f(        't  »''.^-D  1^00  Ov  O  —  r»  iTiO  r^cO  ^  2.  n  Hl  t2  StS 


•#  M    M    N  M  I  I  ««II 


CO 


11  !  I  I  I  I  I  I    II 2  I  I  l  M  *•  I 


^^tofOto^f^fOf*»"-  «  «n«  TO«  «  «  «*j «o fo »o «o « 


«o 


1/1 


rOOO  OO  «r^W  ^0>»*5t^«  «0000  «00  «P»  »OQO  00  2"      IT'  !r' ''" 


o 


r«etct<«c«c«««««ctM<««(**ttt<c<(««««n«««r<<<<rt 


ri  r<  p»  r'j      ri  fi  ri  —  n  —  M  —       —  N  '•I  «  N  tJ  —  —  —  —       r<  « 


.,       _      vo  o  o '>o  \o  o  o  t--     yt  -Ji 


^  «  M  (*>  I  ro  I  et  N         loo'ocivo  |VB*«e<«»*«o« 


I      S     2  **  ***  I  I 


^  M  I  1  I  1^  I  '^M  II     (  I  II  '^li  )  1  I  1  f 

«  r*ir*  «  «  N  «  fflMW  t*>«0«*  f»>«OtOfOtOf«»tO«»0«0*«>rOfO<n 


-  rlf^r»  fjf^,  PJ  P(   PI  P«  rlM  flrOPn'^'f'^'^P^«rPOPOP^'^'*-P*> 

c«  Pi  o^go  »  o<  r».  fs     C»  ^  fooc  -^■^o■^'^POf^N  ^t-fi  ^«^n« 

^««M>..-r^«4Ct«*«N''P)'~)P4MP<nNPIP*P^P4P4P^P1 

O  O  C  P*  O  O  O       »'^O  VC        PI  O        P*  O  vrio  00  o  On  ^  O 

w  ri        ri       r«  Pt  —  pt  —  p<  p»  N       N  f*!       P4  P^  —  'TP«  p^  ro  M 


II    —  I 


««MNC4t«ft(t(«ttM(t(t«tCI«|CI 


»ri»>.»ctMCiei*>(tctMnt«ctN«-Mt«ffOj|^M«|f««i 

~  «  rO  «  lAvP  «h.«      O  -*  «t  <O^U>«  r«0B  AO  S  M  !9^!f>4  fr 


Digitized  by  Googl 


Henriette  Fttrth«  Wobnbeduf  and  Kmdemhl. 


675 


lllllllllllll     l-llll  1 

o 

O» 
r4 

«r 

M»f|-.MV|(nMM.«f«)|  «mtoc«  j  »««♦««*<»««*•»'> 

vn 

- 

MMM<IM«l«ICI««<ICI«l«*CI«|t«M«l»tlMCIMC«M«« 

00 
*•! 

II       "                            1        l        lll        II  lllll 



i 

ro 
CS 
P< 

Qf«»(l«iA-MOCO««00«O  Q  <0  O  00  »Q «e  VKO  rN.00  2"  o  2"  2 

M 
t/t 
00 
« 

^Vk«ntl«l*«(«>*'-*  ♦«0  -  »O«  «*>f«  »<^Me»sO«0      -  •-•  ^MM 

M 

r*> 

M 

^^^B  *4  ^4           w  kA                   flk          1^     ^ft               VtCO  CO  fO^O 
Ci  M  «MAMMCpScitlll^NClfl  Ml«  CICICICIxMCtClM 

N  r«J       'r,o  r^CO  0^  Q       «            »^O  l^^^  ff"  Q  ^!  fi  !?  IT'fi 
QOOOOCvDXlCiOOOQO  Ov0^0«0^09^0«0«0«0«0  OOO  O  O  O  O  O 



B^M  lll(lltll>«Olllllllllllll 
1    1    1    )    1    1    i    1    1        5   1    1    1    1    1    l    1    1    1    1    1    i  1 

«Of«»<0«*>CI  tnc^r^tnCI  M  tt  C«  MfiCI  M  tOM  CO«  «4  M  t^**>t*it*i 

«1  M  M  t*»«*>*^«0««n«  «*»••  «*>!•  ««•          M  ♦♦«♦«»»«»O«*! 

f-*«         M  c^  f*  if-QO  00     t<»  *  ^oo  oo  ^co  n  0\  ff>oo  ro  n  oo 

mm 

—  —  t».»*)^  —  f^^O  O  —  O  CND  vTiN  M        "  X  t-^rO  —  >3C/5  •»TO 

M 

OO 

OO  0\  O  —  «      ^  »no  »»00      O  ->  n      ♦  tn«0  r«oo  0>  O      «  co  * 
M  M  fH  <*)        in  (*>  to  «O     CO  ^^^«e^^^^^^vtwtMiniA 

M 

1 

.  00 

g  II 

o  B 


2  I 

-r 


GU  * 


s 

tt 

u. 

2 
a 

«  II 

H  II  L 
-wo 

s  ^  a 
g  «; 

•Sog 
o  S 


O 


g  «o 


M  *0 


(2  -g 


S  TS 

I 


9  Ä 


F.  I«. 


f 


e 

•9 


Digitized  by  Google 


676 


Mtsiellctt. 


fand  die  weitere  Absicht  der  A.-B.-G.,  insbesondere  kinderreiche  FamilieD 
zu  berücksichtigen,  ihre  Verwirklichung." 

Wie  wohltuend  diese  Art  der  Kürsorj^e  empfunden  wird,  und  wie 
groU,  trotz  des  Verbotes  der  Aftervermietung,  die  Nachfrage  nach  soldien 
Wohntingen  ist,  selbst  wenn  sie  wie  der  Elrbbaublock,  an  der  äußersten 
Grenze  der  Stadt  liegen,  gebt  daraus  hervor,  dafi  filr  324  im  Jahre 
1902  verfügbare  Wohnungen  etwa  1000  Meldungen  einliefen. 

Aus  alledem  erhellt»  wie  segensreich  die  GeseQscball  wirkt,  aber 
auch,  wie  bitter  notwendig  gerade  diese  besonders  die  kleinen  Leute 
mit  zahlreicher  Familie  berücksichtigende  Art  der  Wohnungsfürsorge  ist. 

V'iellcicht  ließe  sich  hier  künftig  noch  eine  Verbesserung^  anbahnt-a, 
indem  man  bei  zu  erwartenden  Neubauten  die  Mietpreise  so  kalkuliert, 
daß  sie  sich  noch  besser  als  es  jetzt  der  Fall  ist,  der  Kinderzahl  und 
den  verschiedenen  Einkommensstufen  anpassen.  Ein  bedeutsamer  An- 
&ng  in  dieser  Richtung  ist  in  Leipzig  gemacht  worden.  Dort  besteht 
eine  Stiftung  ^)  für  Erbauung  billiger  Wohnungen",  als  deren  Leitsatz 
gilt:  ,^dafi  der  auf  die  Wohnung  zu  verwendende  Betrag  in  einem  ge- 
sunden Verhältnis  zum  Gesamteinkommen  stehen  mufi^',  und  „der  Finan- 
zierung des  Unternehmens  liegt  der  Gedanke  zugrunde,  daß  bei 
g  1  e  i  c  h  e  r  K  o  p  f  z  a  h  1  der  F  ;>  m  i  1  i  e  n ,  Mieter  mit  i  600  M  k.  oder 
000  Mk.  Verdienst  gleiche  Raumbedürfnisse  haben,  und  der 
besser  siluierte  Mieter  zugunsten  des  weniger  gut  situierten  Mieters  höhere 
Miete  zahlen  muß/* 

Ihre  Verwirklichung  findet  diese  Absicht  durch  eine  aemlich  be- 
trächdich%  Abstufung  nach  Stockwerken,  so  daß  z.  B.  die  Mieter  des 
Parterre-  und  ersten  Stockes  för  dfe  gleiche  Wohnung,  die  in  den  oberen 
Stockwerken  187  bzw.  145  Mk.  kostet,  210  Mk.  zu  zahlen  haben.  Wir 
haben  auch  bei  der  Frankfurter  Gesellschaft  eine  ähnliche  Abstufunrr.  die 
aber  keine  so  grnßcn  Dimensionen  annimmt,  sondern  sich  im  Rahmen 
örtlicher  Gepflogenheit  halt. 

Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  es  sich  in  Leipzig  in  erster  Linie  um 
eine  Wohltätigkeitssache  handelt,  die  mit  einem  ungemein  bilUigen  Ver- 
waltungsapparat arbeitet  und  im  Jahre  1902  für  Verzinsung  und  Tilgung 
der  investierten  Gdder  nur  2,75  Proz.  ergab;  infolgedessen  absorbiert 
auch  dort  die  Miete  nur      des  Einkommens^  '/»  ^  Frankfurt. 

Unter  heutigen  Verhältnissen  kann  aber  an  eine  wenigstens  teilweise 
Lösunj]:  des  Pro!)lems  auf  breiter  Grundlage  nur  gedacht  werden,  wenn 
es  gelingt,  unter  Wahrung'  des  liskalischen  Standpunktes  durch  Heraus - 
wirtschaftung  einer  bescheidenen  Rente  (3  bis  3  V'.,  Proz.)  eine  siun- 
geuiaiie  Abstufung  der  Mietpreise  nach  Stockwerken  herbeizufunren. 

Denn  mit  einer  geringeren  Verzinsimg  kaim  sich  die  A.6.G.,  die  fast 
ausschließlich  mit  verzinslichem  Gelde  arbeitet,  nicht  begnügen,  sowie  es 


*)  Achter  Bericht,  März  1903. 
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keine  andere  auf  gleicher  Basis  errichtete  und  in  gleicher  Weise  ver- 
waltete Veranstaltung  könnte.  Ks  mußte  daher,  wenn  die  Sache  in  der 
nötigen  weit  ausgreifenden  Weise  betrieben  werden  soll,  sehr  l)iniges 
Geld  bescbatli  oder  umfassende  Bauten  in  städtisclier  Regie  aufgeführt 
werden. 

Nun  ist  j^cgen  das  Bauen  in  städtischer  Regie  der  Emwand  zu 
erheben,  dafi  es  sich  gemeinhin  teurer  stdlt  als  die  private  Bautätigkeit. 
Femer  Mt  ins  Gevidit,  daß  es  leicht  dahin  kommen  könnte,  daß  dem 
Wohnen  in  solchen  städtischen  Häusern,  soweit  es  sich  nicht  um  An- 
gestellte der  Stadt  handelt,  das  Odium  der  Armcniinterstützunj^  in  an- 
derer Form  anhaftete.  Darum  erscheint  es  zweckdienlicher,  wenn  die 
Städte  mit  allen  Kräften  den  Ausbau  und  die  Anwendimg  des  Erbbau- 
rechtes betreiben  und  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  große  Beträge 
zu  auLierordentlich  billigem  Zinsfuß  (vielleicht  a'/j  Proz.)  noit  der  aus- 
driicklkiieQ  Bedingung  der  Wohnungsfilrsorge  für  kinderrdcbe  Familien 
zur  Verfügung  stellen.  Eine  starke  Verpflichtung  für  die  Städte  liegt 
hier  sweifeUos  vor.  Davor  müßte  der  fiskalische  Standpunkt  zurück- 
treten, wennschon  auch  dieser  zu  seinem  Recht  käme  in  Ansehtmg  der 
Tatsache,  daß  nicht  nur  das  Armenbudget  eine  wesentliche  Erleichterung 
erfahren,  sondern  auch  der  körperliche  und  moralische  Habitus  größerer 
Bevülkerungsteile  eine  begrüßenswerte  und  dem  Gedeihen  des  Gemein- 
wesens nützliche  Förderung  erfaiiren  würde. 

Nicht  in  gleichem  Grade  besteht  eine  Verpflichtung  zur  Hergabe 
extra  billigen  Geldes  für  die  Alters-  und  Invaliditätsversicherungsanslallen, 
die  heute  in  heträchtlichem  Umfang  am  gemeinnützigen  Wohnungsbau 
beteiligt  sind,  wiewohl  auch  ihre  Inanqmichnahme  durdi  Renten- 
empGinger  nicht  unbedeutend  verringert»  das  heißt  also  ihre  Leistungs- 
fähigkeit erhöht  würde,  wenn  der  städtische  Arbeiter  gesund  und  billig 
wohnen  und  infolgedessen  den  Pflichten  gegm  seine  Familie  wie  gegen 
sich  selbst  besser  nachkommen  könnte. 

Das  Volk  ist  ein  vielverzweigter  und  in  allen  seinen  Teilen  und 
Ik-zichun^en  von  einander  abhängiger  Organismus,  und  die  \\ohnungs- 
fursorge  ist  eine  der  stärksten  Wurzeln  seiner  Kraft. 
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Die  Bntwickelung  der  ilalieiiischen  Nationalökonomie 

in  jüngster  Zeit 

Von 

ACHILLE  LORIA. 

ich  komme  um  so  lieber  dem  Wunsche  der  Herausgeber  dieser  Zeit- 
schrift nach,  dne  DanteUuog  der  Eatwickeliuf  der  italienischen  National- 
ökonomie «1  grben,  als  die  VItanachaft,  wddter  ich  mich  gewidmet 
habe»  in  letzter  Zeit  hervonagende  und  tttcht^  Vertreter  geftnden 

hat  und  durch  eine  ansehriliche  Rellie  ausgezeichneter  PublikatiQiie&  be- 
reichert worden  ist.  Ein  beredter  Beweis  für  den  bedeutenden  Platz,  den 
Italien  in  der  ÖkonoTnis<hen  T,iterat'ir  der  Welt  einnimmt,  ist  die  Tatsache, 
da6  einer  der  grüßten  österreichischen  Nationalökonomen,  Karl  Mcng;er, 
von  seinen  Schülern  djus  Studium  der  italienischen  Sprache  verlangt,  ah 
ob  diese  jetzt  grundlegend  für  ein  tieiercs  Eindringen  in  die  ökonomischen 
Dissiplinen  wjfie.  Ein  deutlicherer  Beweis  aber  sind  die  immer  häufiger 
werdenden  Übersetsungen  italienisdier  Werken  tmd  den  Einflufl^  wdcben 
die  italienischen  NationalOk<momen  auf  das  seitgentöiMScfae  Denken  ao»* 
tiben,  kann  kein  Unparteiischer  leugnen.  Das  flüchtige  Bild,  das  wir 
zu  entwerfen  suchen,  wird,  schmeichle  ich  mir,  diese  Behauptung  be 
kräf^iL'en  und  wird  ein  weiterer  Reweis  für  die  Reife  und  die  fort- 
schreitende Entwicklung  der  soziologischen  Studien  auf  unserem  frucht- 
baren italienischen  IJodcn  sein. 

Der  Reifegrad,  den  die  ökonomische  Wissenschaft  bei  uns  bereits 
erreicht  liat,  wird  vor  allem  durch  die  Tatsache  bewiesen,  dafl  auch  in 
unserer  Literatur  endlich  das  L-dirbuch  erschienen  ist 

Unglaubliche  Tatsache  l  Bis  sur  jüngsten  Zeit  hatte  Italien  wold 
national-ökonomisdie  Handbttdier,  wie  das  sdir  gelungene,  aber  heut 
veraltete  Buch  von  Boccardo,  sowie  die  ausp^e'/eichneten  Werke  von 
Gossa  und  Nazzani  und  das  kürzere  und  zusammenfassendere  von  Pantale(wi» 
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aber  wir  besaßen  kein  Ldtrbiicli  der  Volkswirtschaft,  denn  man  kann 
zu  unserer  Literatur  nicht  die  franzöachen  Schriften  aus  der  Zeit  ron 

Pellep^rino  Rossi  oder  von  Reymond  und  neiu^rdine*?  von  Pareto  rechnen. 
Erst  in  diesem  Jahre  ist  unsere  Literatur  durch  ein  schönes  und  aus- 
fühdiches  Lehrbuch  von  Supino  bereichert  worden,  das  seinen  außer- 
ordentlichen buchhändlerischea  Erfolg  wohl  verdicni  hat,  femer  erschien 
dn  staikes  und  Tolbtändiges  Hmdbuch  ans  der  Feder  des  Prof.  Grsaani, 
ein  ausgeieichnetes  Werk,  in  dem'seltene  und  {^Anzende  Gaben  von  Gdst 
und  Gelehfsandceit  sutage  treten.  Die  Methode  und  die  Abstellten 
dieses  Werkes  unterscheiden  sich  wesentlidi  von  denen  der  deutschen 
Lehrbücher.  Während  diese  ein  subjektives  und  persönliches  Gepräge 
tracrert,  oder  sich  vornehmen,  die  Nationalökonomie  so  darzustellen,  wie 
sie  der  Autor  auffaßt,  wie  sie  durcli  sein  geistiges  Prisma  erscheint, 
verschwinden  dafrogen  in  dem  Werk  von  Graziani  die  Person  des  Ver- 
fassers und  seine  subjektiven  Überzeiigmigen  und  uiaciien  der  Darstellung 
und  lationetlen  Anordnung  der  jüngsten  Lehrmeinnngen  Platz;  und  das 
ganze  Streben  des  Schriftstellers  ist  daiauf  gerichtet,  ein  mögUdist 
gutes  und  voUstifndiges  Bild  des  gegenwärtigen  Standes  der  Wissenschaft 
SU  ipdien  und  soweit  als  möglich  die  verschiedensten  Doctrinen  und 
Systeme  einander  zu  nähern  und  zu  versöhnen. 

Wir  wollen  nicht  leugnen,  daß  in  einer  srvlchen  Arbeit  des  systema« 
tischen  Eklektizismus  der  Autor  sich  oft  mi  Kampfe  rait  fast  unüber- 
windlichen Scliw  icripkciten  befindet  und  daß  nicht  selten  die  Gegensätze, 
die  er  zu  verschmelzen  sich  bemüht,  sich  seiner  versöhnenden  Arbeit 
widersetsen.  Nichtsdestoweniger  scheint  es  dem  Buch  von  Gnudani  zu 
gelingen,  ein  höchst  wertvolles  Hilteittel  ftir  die  Studierenden  zu  werden; 
diese  kCtanen  daraus  eine  voUstündige  und  tiefe  Kenntnb  der  heut 
herrschenden  Doktrinen  gewinnen,  auch  wird,  dank  der  großen  Belesen- 
heit des  Verfassers  und  ^  ermitteis  der  häufigen  und  genauen  Citaten,  für 
jede  Frn^TC  eine  sehr  reichhaltige  und  gewählte  Bibliographie  geliefert. 

Gerade  wegen  dieses  Charakters  spiegelt  das  Buch  von  Graziani 
bewundernswert  die  Art  und  das  Wesen  der  italienischen  National- 
ökonomie wieder,  welche  in  ihren  verschiedenen  Richtungen  eine  be- 
sondere Vorliebe  für  Eklektizismen  und  eine  ausgesprochene  Abneigung 
gegen  mdir  einseitige  und  strengere  Annchten  zeigt.  Und  in  der  Ta^ 
wenn  wir  den  Kidc  auf  dte  bemo'kenswerteren  Produktionen  richten, 
welche  sich  in  sdtnellem  Tempo  von  einem  Ende  der  Halbinsel  zum 
anderen  verbreiten ,  so  werden  wir  uns  vergeblich  bemühen ,  sie  einer 
Schule  oder  einer  spivieilen  ( Jeistesrichtung  7.uzutcilen.  In  ihrer  grot'en 
Mehrheil  werden  sie  /u  gleichet  Zeit  von  den  verschiedensten  Schulen 
inspiriert,  aus  allem  sucijen  unsere  Schriftsteller  das  beste  zu  ziehen  und 
suchen  offenbar  feindliche  Ansichten  zu  versöhnen.  Es  gibt  allerdings 
in  Italien  Schriftsteller,  die  Anhänger  eines  sehr  intiansigenten  Optimis- 
mus und  Liberalismus  sind;  unter  diesen  ist  zu  erwähnen,  Domenico 
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Berardi,  der  .speziell  durch  seine  Schrift  über  ,,GreaznuUcn  und  Repro- 
duktiünsküsten'S  Bologna  1901  bekannt  ist,  ferner  Bcrtolini,  Marteilo,  Finna- 
Ferrä,  Pareto  u.  a.  Aber  in  Wirklichkeit  nehmen  diese  Schriftsteller  die 
pnktischen  Forderungen  des  Liberalismus  auf,  in  der  Thecnde  jedoch 
schenken  sie  der  klassischen  Schule  erneute  Achtung.  £s  gibt  anderer* 
seits  Schriftsteller,  die  sich  sum  Sozialismus  bekennen,  aber  man  kann 
nicht  sagen«  dafi  ae  in  der  Theorie  ausgesprochene  Abweidiungen 
von  den  gewöhnlichen  ökonomischen  Doktrinen  zeigen.  Es  gibt  und 
noch  mehr  p;ab  ea  Xationalökonomen,  die  ihre  Vorh'ebe  für  die  öster- 
reichische Schule  nicht  verbergen,  aber  auch  diese ,  die  sicli  von  den 
anderen  durch  ihre  Richtung  entfernen,  haben  sich  dieser  Schule  nicht 
absolut  ergeben,  sie  haben  ihre  Dogmen  immer  weise  mit  den  Ent- 
deckungen der  historischen  und  der  englischen  Schule  wie  mit  den  siche- 
reren Resultaten  der  Statistik  verbunden.  Wir  haben  femer  Schxifistdler, 
wdche  die  Forschungen  von  historischem  Charakter  bevorzugen  (wie  der 
v»e«igte  Cognetti  de  Martiis  und  Toniolo),  aber  auch  diese  wollen 
nicht  die  Theorie  von  der  Ceschichte  trennen,  sondern  sie  suchen  durch 
das  Mittel  der  Geschichte,  die  Doktrinen  der  britischen  Schule  zu  er- 
neuern. Es  gibt  auch  unter  uns  Denker,  welche  der  Schule  des  Katlicdcr- 
sozialismus  angehören,  aber  sie  akzeptieren  diese  Theorien  nur  unter 
dem  Vorbehalte  mancher  Einschränkungen  und  Ahschwächun£;cn  und 
sclilielien  sich  nicht  den  extremen  Forderungen  A.  Wagners  an;  anderer- 
seits verschmähen  auch  die  entschiedenen  Anhänger  dieser  Richttmg  nicht 
die  Schlußfolgerungen  der  deduktiven  Schule,  soodm  nehmen  sie  in 
die  eigenen  Behauptungen  auf*  So  ist  es  im  gansen  schwer,  einen  ita* 
lienischen  Nationaldkonomen  zu  imden,  der  eii^  sozusagen  monolithisdien 
Charakter  trägt,  dessen  Doktrinen  unter  eine  Etikette  oder  unter  eine 
Fahne  gebracht  werden  können.  Daher  kann  man  sagen,  daß  die  ita- 
lienische Xationalökonomie  jene  harmonische  Verschiedenheit  von  Nuancen, 
Farben  und  Horizonten,  die  so  charakteristisch  uud  bezaubernd  für  unser 
unvergleichliches  Land  ist,  wiedergibt. 

Auch  der  Versuch,  den  schon  Pecchio  machte,  und  der  heute  von 
Zdt  zn  Zeit  erneuert  wird,  einige  Unterschfede  im  Charakter  and  in  der 
Doktrin  der  italienischen  Nationalökonomen  nach  dem  Landesteü,  dem  sie 
angdiOren,  zu  machen,  scheint  mir  keinen  Erfolg  zu  haben,  weil  ein 
imiformer  Zug  von  einem  Ende  der  Halbinsel  zum  anderen  herrscht 
Gewiß  ist  der  Glaube  an  die  englischen  Doktrinen  starker  in  den  indu- 
striellen, mehr  entwickelten  Gegenden  Obcritalicns,  wo  die  wirtschaflüchen 
und  sozialen  Formen  nicht  wesentHch  von  den  angelsächsischen  Landern 
nl)weichen;  dagegen  finden  m  den  südlichen  Landesteilen  die  deutschen 
und  österreichischen  Theorien  leichte  Annahme.    Nach  der  ßemcrkung 
eines  neueren  Autors  ')  ist  die  österreichische  Werttheorie  richtig,  wenn 
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man  auf  die  Vergangenheit  Ijlickt,  sie  zeichnet  genau  die  realen  Zustande 
im  Schöße  einer  voricapitaiistischcn  ( )kon<)niic,  wo  die  Konkurrenz  noch 
immer  embryonal  ist;  und  gerade  dcühalb  mul^te  eine  solche  Lehre  in 
Österreich  entstehen,  das  noch  immer  großenteils  in  einem  wirtschaftlichen 
Mittelalter  lebt  Um  so  mdir  mufite  diese  Theorie  Getaner  in  Südttalien 
finden,  das  noch  viel  zorUd^bliebener  tmd  barbarischer  ist.  Während 
ferner  die  SdirillsteUer  des  industriellen  Nofdens  entschiedene  Anhänger 
des  Freihandels  sind,  neigen  die  Schriftsteller  des  ackerbauenden  Sadens 
weit  mehr  zu  schutzzöllnerischen  Ansichten  und  vor  allem  zum  agra- 
rischen Protektionismus.  Während  die  Schriftsteller  des  Nordens  An- 
hänger des  Zentralbanksystems  sind,  verteidigen  diejeniji^en  des  Südens, 
welche  die  JJanken  von  Neapel  und  Sizilien  aU  das  Palladium  des  siid- 
italienischen  Kredites  ansehen,  das  System  des  dezentralisierten  Bank- 
wesens. Man  bemerkt  ferner  bei  den  südliche  Schriftstellern  häufig  eine 
theoretische  Naivität  oder  das  Fcntbestehen  von  sonst  allgemein  au%e- 
gebenen  Doktrinen,  z.  B.  die  übertriebene  Bedeutung,  die  man  den  Edel- 
metallen zuschreibt,  die,  untcar  Wkderholung  merkantilistischer  Vorurteile, 
zu  oft  mit  dem  Reichtum  verwechselt  werden.  Femer  bemerkt  man  bei 
den  süditalienischen  Nationalökonomen  die  geringe  Wertschätzung  grund- 
legender ökonomiscber  Verhältnisse  im  Vergleich  m  der  außerordentlichen 
Beachtung  obertlachliriier  W'irtschaftsl'ormen,  schlietilich  den  Mangel  eines 
wahren  Sinnes  für  W  irklidikcit,  der  allein  durch  anhaltende  Berührung 
mit  entwickelteren  und  stärkeren  Äußerungen  des  soüialeii  Lebens  ge- 
wonnen werden  kann.  Auf  dem  Gebiet  der  Soziologie  Uberwiegen  bei 
den  süditalienischen  Schriftstellem  die  abstraken  Arbeiten,  die  auf  Grund 
eines  kompilatorischen  und  überstürzten  Studiums  der  Werke  von  Natur- 
forschem, Reisenden  und  der  schönen  Literatur  geschrieben  wurden  und 
die  ohne  IMethode  oder  technische  Vorbereitung  von  Gmnd  aus  alle 
Gebiete  des  Wissens  berühren,  während  die  soziologisehen  Publikationen 
des  Nordens  unzweifelhaft  viel  beachtenswerter  und  l^edeutender  sind. 

Aber  alles  dies  wird  sich  aus  der  weiter  unten  gegebenen  .Auf- 
zählung der  hauptsächlichsten  italienischen  Publikationen  der  letzten 
Jahre  über  Nationalökonomie,  Finanzwissenschaft,  Statistik  und  Soziologie 
klar  ergeben. 

In  Italien  mehr  als  anderwärts  irird  die  ökonomische  Wissenschaft 
durch  die  vielfachen  Funktionen  geschädigt,  die  ihre  Vertreter  ausüben; 
diese  betreiben  —  abgesehen  von  ihrer  Lehrtätigkeit  —  die  Advokatur, 
oder  nehmen  an  einer  unendlichen  Reihe  von  Kollegien  teil,  oder  sind 
in  der  Politik  und  Verwaltung'  tätig.  Mehr  als  je  güt  von  uns,  was  schon 
Schiller  von  der  Wissenschaft  sagt: 

„Einem  ist  sie  die  hohe,  die  himmliMbe  Göttin,  dem  aadcKB 
Eine  tttcbtige  Kob,  die  ibn  mit  Butter  Tenoigt.** 
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Aber  nichtsdestoweniger  spricht  sich  der  starke  italieoisciie  Geist  m 
bemerkenswerten  Produktionen  aus. 

Auf  dem  Gebiet  der  theoretischen  Nationalökonomie  Ist  vor  allem 
die  sehr  schOne  Arbeit  von  Einaudi,  ,,die  Bergwerksrente"  (Turin  1900} 
bervorzilheben.  Sie  enthält  eine  sehr  eingehende  Untersuchung  der 
Bergwerksrente,  nicht  allein  auf  Gnmd  der  deduktiven  Methode,  son- 
dern auf  Grund  eines  Heißigen  Studiums  der  technischen  Berichte  und 
mit  einer  sehr  reichen  Fülle  von  Daten  und  Theorien.  Ich  stehe 
nicht  an,  dieses  Buch  als  das  bedeutendste  monographische  Werk  tu 
bezeidinen,  das  in  icuter  Zeit  auf  dem  Gebiet  der  Volkswirtschaft  in 
Italien  ersdiienen  ut 

Eine  wertvolle  Arbeit  ist  auch  die  von  Jannaocone  Uber  die  „Pro- 
duktionskosten*' (Turin  1901).  Er  stellt  sich  die  Angabe,  nicht  nur  auf 
deduktivem  Wege,  sondern  durch  fleifiiges  Studium  der  Tatsachen  und 
der  Statistik  die  Produkttonskosten  zu  analysieren ,  sie  in  ilire  konsti- 
tuierenden Elemc!ite  m  zerlegen,  die  modifizierenden  Umstände  aufzuklären 
und  erledigt  die  Autgabe  in  wahrhaft  lobenswerter  Weise.  Man  kann 
jedoch  dem  Bvich  den  Tadel  einer  gewissen  Zersplitterung  und  Weit- 
schweifigkeit nicht  ersparen. 

Von  dem  allzu  früh  der  Wimenschaft  entrissenen  Nationalökonomen 
Carlo  A.  Conig^iani  wurden  aus  dem  Nachlaß  sahlreidie  und  bemerkens- 
werte Essays  veröffentlicht,  durch  die  die  Wissenschaft  beteicfhett  wird. 
Es  ist  ein  stattlicher  Band  entstanden,  in  dem  die  verschiedensten  Fragen 
behandelt  werden,  z.  B.  die  Ökonomie  hoher  Löhne,  der  Zonentarif 
die  Ausgleichung  der  Profitraten,  die  kapitalistische  Ökonomie  im  theo- 
retischen System  von  Loria,  die  subjektiven  Grundlagen  des  Tausches  usw. 

Auch  Valenti  veröffentlicht  ein  \vichti);es  Werk:  „Der  Grundbesitz 
und  die  Wirtschaftsordnung,  Kritischer  Versuch  über  das  System  von 
A.  Loria"  (Bologna  190 1),  über  dessen  Wert  ich  selbstverständlich  nicht 
richten  kann.  Es  entiiält  jedenfalls  sdur  scharfe  Kritiken  und  wertvolle 
Beobachtungen. 

Pantaleoni  liefert  eine  wertvolle  Arbeit  über  den  „Ursprung  des 
Tausches".  Er  schrieb  ferner  über  „Die  theoretisclien  Grundlagen  der 
Kooperation"  weiter  über  Syndikate  und  Kartelle,  anschließend  in  das 
Buch  von  Merkel,  dann  noch  über  die  Preisbildung  in  Fällen,  in  denen 
kein  Marktpreis  vorhanden  ist,  auch  veröffentlichte  er  eine  Sammlung 
von  Essays  „Verschiedene  ökonomische  Sclirifien." 

Wir  besitzen  noch  sdir  viele  andere  Arbeiten  auf  dem  Gebiet  der 
allgemeinen  Wirtsdiaftslehr^  die  in  mehr&cher  Hinsicht  bemerkenswert 
und  interessant  smd.  So  die  Arbeiten  von  Ricca-Salemo  über  die  Wert* 
theorie  und  über  den  Arbeitdoho,  von  Graziani  Uber  die  „Maschinen", 
den  „Lohn",  die  „Wertmessung",  von  Supino  über  das  „Lohnkapital**, 
von  >T:ise-Dari  über  die  Rententheorie  von  Marx",  von  Artnr  T,abriola 
,,V^erteilung  des  Ertrages  und  Grenzprodukiivität"  (Neai>el  1900J,  von 
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Lortni  über  den  ^Kapitalprofit"  ^om  1901},  diejenige  des  berühmten 
Mathematiken  Voltem  über  die  „Anwendung  der  Mathematik  auf  die 

biologischen  und  sozialen  Wissenschaften"  (Rom  1902),  des  Doktor 
Tivaroni  „Die  Korrektive  der  heutigen  Reichturasverteilung"  (Turin  1903), 
von  Graziadei  über  die  ,,Prei8e  bei  freier  Konkurrens  und  Kartell- 

bildung"  (i9o3)- 

Wie  immer  so  haben  auch  in  letzter  Zeit  die  italienischen  National- 
ökonomen mit  besonderer  Vorliebe  sich  mit  den  Fragen  über  das  Geld 
und  den  Handd  beschäftigt,  in  deren  heutigen  praktischen  Gestaltung 
bei  uns  die  gröfiten  Llicken  und  die  bedauernswertesten  Fehler  bestehen. 
Über  diesen  Gegenstand  sind  die  Arbeiten  von  Lorini  bemerkenswert; 
er  hatte  von  der  Regierung  die  wichtige  Mission  erhalten,  die  Währungs« 
Verhältnisse  und  Reformen  des  Auslandes  zu  studieren,  und  er  hat  die 
Resultate  seiner  eigenen  Untersurhungen  in  einifjen  bedeutenden  Schriften 
niedergelegt:  „Über  die  Münzreform  in  Üsterreich-Ungam,  in  RuL'land 
und  Persien".  Er  veröffentlichte  jüngst  ein  Buch  über  Argentinien 
(Rom  1902),  das  eine  geistreiche  Theorie  über  das  Geld  enthält.  De 
Viti  schrieb  eine  interessante  Abhandlung  über  die  Funktionen  der 
Banken  (1898),  wo  er  auf  Grund  einer  Untersuchung  der  mittelalterlidien 
Banken  m  zeigen  sucht,  dafi  diese  besser  als  die  heutigen  Banken,  den 
wesentlichen  Aufgaben  einer  Bank  gerecht  wurden,  die  ihrer  Natur  nach 
nicht  ein  Kreditinstitut,  sondern  eine  Anstalt  für  Zahlungen  und  Kom- 
pensationen ist.  In  dieser  Arbeit  ist  die  Tendenz  bemerkenswert,  die 
so  oft  in  den  weniger  entwickelten  LSndern  beobachtet  wird,  in  der 
Theorie  unvollkommene  Formen,  die  anderwärts  der  wirtschaftliche  Fort- 
schritt beseitigt  hat,  zu  idealisieren  und  zu  versteinern.  Supino  lieferte 
eine  ausgeseichn^e  Arbeit  über  Börse  und  unproduktives  Kapital  (1898); 
dann  ist  die  Arbeit  von  Ambron  zu  nennen,  „Der  Zweck  und  die  Auf- 
gaben der  Emissionsbanken*'  (Florenz  1905)  und  einige  hübsdie  Arbeiten 
von  G.  Luzzatti. 

Uber  das  Thema  des  Transportwesens  sei  die  wahrhaft  klassische 
Arbeit  von  Supino  „Schiffahrt  vom  Ökonomisciten  Gesichtspunkt"  er- 
wähnt, in  der  alle  Fragen  über  die  Frachten  und  die  wirtschaftliclie 
Wirkung  der  Schiffahrt  mit  seltener  Meisterschaft  studiert  und  aufgekiart 
werden.  Höchst  beachtenswert  ist  auch  die  Arbeit  des  Verfassers  die 
Binnensdiifiahrt  betreffend,  über  w<ddie  jetzt  der  umfangreiche  Parla- 
mentsbericht über  die  Flufischüfahrt  in  Italien,  den  man  Romanin  ver> 
dankt,  helles  Licht  verbreitet. 

In  betreff  der  Handelsfragen  sei  an  die  Arbeit  von  Cabiati  und 
Finaudi  erinnert,  ..Italien  und  die  Handelsverträge"  (iqo^',  im  frei- 
handlerischen  Sinn.  Ferner  F  nitana  Russo,  „Die  Handelsverträge  und 
die  Volkswirtschaü'  (Rom  19021,  eine  Schrift,  in  der  man  am  besten 
die  Gescliichte  und  die  verschiedenen  Richtungea  unserer  Handels- 
politik studieren  kann.  Sabbatini,  Sekretär  der  Mailänder  Handelskanuner, 


Digitized  by  Google 


684 


Literntur. 


veröffentlichte  eine  wichtige  Abhandlung  „Über  unsere  Exporte",  in 
welcher  die  Richtungen  des  italienischen  Exports  und  die  Mittel,  ihn  xa 
fördern,  untersucht  werden.  Neuerdings  hat  derselbe  Autor  einen  starken 
Band  über  die  „Italienische  Ausfuhr  nach  Zentral-Kuropa"  heraus2;-ecehen 
(1004',  der  eine  Analyse  und  sehr  geiKUie  Schätzung  unserer  eurojaisclieu 
Exporte  euliiält.  Zum  Schluß  sei  erwähnt  die  Arbeit  von  Colctti  über 
den  .^tatiatisdien  Wert  der  Zifiero  des  Welthandels",  m  der  der  Wen 
der  statistischen  Daten  ttber  Ein-  und  Ausfuhr  mit  bewunderungswürdiger 
Tiefe  erörtert  wird.  Die  Studien  über  diese  Gegeostünde  bewegen 
sich  nicht  ausschließlich  auf  theoretischem  Gebiet.  Es  fehlen  auch  nicht 
fruchtbare  Versuche,  eine  Freihandelsliga  zu  gründen  mit  der  Aufgabe 
des  Kanii)fc.'s  gecren  den  Protektionismus,  der  Italien  seit  1SS7  sc'uldicl. 
Die  Li:,M  hat  in  allen  l'ro\  inzen  eine  kräftige  Propaganda  gegen  das  an- 
qualifuierbare  System  der  HuugfriüUc  organisiert. 

Auch  die  Schrillen,  die  andere  praktische  Fragen  der  Volks-  und 
Wehwirtschaft  erörtern,  sind  zahhreich  und  bedeutungsvoll.  Wir  erwähnen 
auf  dem  Gebiet  des  ländlichen  Grundeigentums  das  schöne  Buch  ron 
Lo  Re»  „Historische  Schilderung  des  italienischen  Ackerbaus"  (1902). 
Von  demselben  Verfasser  erschien  ,J>ie  traurige  Capitanata"  (1S96). 
Ferner  der  tiefe  \*ersurh  von  Di  Muro,  „WirtschaiUtchkeit  und  Ab- 
schätzung von  HodennieHorationen'"  (Palermo  if)o?)  und  eine  andere  Ar- 
beit desselben  Verfassers  über  die  ..Rationalität  eine';  neuen  Systeiu>  der 
Verteilung;  des  Nützlichen"  (P.ilenno  1002).  In  gewisser  Dc/jeliung  ge- 
hören auch  die  Schriften  von  A.  G.  .Sella  hierher,  „Studien  über  die 
Wirkungen  da  Getreidespekulation*'  (Turin  1904)  und  von  Gatti  „Über 
Ackerbau  und  Sozialismus"  (Palermo  1 900).  —  Über  industrielle  Fragen 
verzeichnen  wir  die  Arbeit  von  Racca,  ,J)as  Eisensyndikat  in  Italien*' 
(Turin  1 900),  sie  denunziert  die  Bildung  eines  Eisentrust  bei  uns.  Gossa 
schrieb  über  die  ^dustriellen  Syndikate",  Toinbesi  über  die  „Italienische 
Baumwollindustrie  nm  Fnde  des  19.  Jahrhunderts"  n.  a.  m. 

Zalilreich  und  bemerkenswert  sind  die  Schriften,  tiic  sicli  mit  der 
Arbeiterfrage  befassen.  Wir  erwähiien  E.  Gossa,  „Konilikte  und  Bünd- 
nisse zwischen  Kapital  und  Arbeit*',  Deila  Volta  „Probleine  der  Arbeiter- 
organisation (Florenz  1903),  Bertolini  über  die  „Landwirtschaftlichen 
Arbeitseinstellungen",  Contento  über  die  ,,Arbeitergesetzgebung"  (Turin 
1901),  Profumo  über  „Arbeiterversicherung",  Virgil]  über  das  „Genossen- 
schaftswesen im  Prinzip  und  in  der  Gesetzgebung",  Boggiano  über  die 
„Gewerbliche  Organisation",  Valenti  über  die  „Kooperation**,  im  all- 
gemeinem, und  Lorenzoni  über  „Das  Genossenschaftswesen  in  Deutsch- 
land'* (ein  vorzügliches  Buch). 

Giretti  denunziert  den  Löwenpakt,  der  dem  italienischen  Staat  von 
den  Stalüwerken  zu  Terni  abgenötigt  wurde.  Er  greift  auch  die  enormen 
Mi6br&ttche,  die  sich  in  der  italienkdien  Zuckerindustrie  geltend  machen, 
an.  —  Bekanntlich  erhält  diese  Industrie  heute  von  der  Regierung  eine 
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exorbitante  Prämie,  die  der  DifTeren^  nvisclien  dem  Zuckcrzoll  fT-ire  00  per 
Quintalei  und  der  Fabrikationssteuer  (Lire  70,15)  gleichkommt.  —  Und 
während  die  übrigen  Staaten,  die  an  der  internationalen  Koriferenz  in 
Brüssel  teihialimen,  die  Zuckeqjramiea  auf  ein  Maximum  von  Lire  6  |>er 
Zentner  festsetzten,  setzte  Italien,  das  auf  dieser  Konferenz  durch 
einen  groflen  Zuckerfabrikanten  vertreten  war,  Befreiung  von  dieser 
V<»sdiiift  durch,  bis  Zucker  in  bedeutendem  Ma6  exportiert  wird.  Nodi 
mdir,  die  Brfisseler  Konferent  hat  die  Einigung  der  Zuckerindustrie  in 
Italien  bewirkt  und  ilir  Monopol  verstärkt,  da  die  fremde  Konkurrenz 
beseitigt  ist.  In  der  Tat,  als  die  anderen  Staaten  dem  Zucker  hohe 
Prämien  crewährten,  konnte  der  fremde  Fabrikant  den  it.ilicnischen  Pro- 
duzeuten Konkurrenz  machen,  indem  er  den  Zucker  billig  zu  uns  expor- 
tierte: aber  die  Brüsseler  Konterenz  hat  durch  Reduktion  der  Prämien 
die  .Möglichkeit  dieses  Exports  beseitigt  und  so  ist  das  Monopol  der 
italienischen  Zuckerfiibrikanten  definitiv  befestigt  worden,  welches  schließ- 
lich zur  Bildung  eines  nationalen  Zucker  trusts  geführt  hat.  Auch  diese 
Untersuchungen  sind  nicht  allein  einfache  literarische  Äußerungen,  sondern 
sie  setzen  sich  in  fruchtbare  Agitation  um,  und  schon  beginnt  man  bei 
uns,  dank  de  Viti,  Giretti  u.  a.  Anhängern  des  Freihandels,  zu  denen 
sich  einige  Vorkampfer  des  Sozialismus  gesellen,  die  schädlichsten 
Äußerungen  unserer  Handelspolitik  aufzuklären  und  zu  tadeln. 

Es  ist  fast  nicht  zu  verwundern,  daß  in  einem  Lande  wie  dem 
unseren,  wo  die  Auswanderung  so  stark  ist,  sich  die  Schriftt-n  häufen, 
die  über  Auswaiiderung  und  Kolonisation  handeln.  Bemeikenswcrt  ist 
das  Budi  von  Cosatini  über  die  ,,Wanderarbeiter''  (Rom  1903).  Das 
Buch  von  Ebaudi  „Ein  Handetsflirst,  Studien  aber  die  koloniale  Aus- 
dehnung Italiens"  (Turin  1900),  schildert  die  italienische  Kolonisation 
Argentiniens  in  der  Person  eines  ihrer  hervorragendsten  Represäntanten 
und  bei  dieser  auf  den  ersten  Blick  biographischen  Studie  findet  der 
Verfasser  Gelegenheit,  die  ökom  inischen  Verhältnisse  dieser  privilegierten 
Nation  und  ihre  interessantesten  Schicksale  zu  schildern.  Noch  origineller 
und  theoretisch  wichtig  ist  die  Arbeit  von  Fanno  „Kurze  Skizzen  über 
die  britische  Kolonisation".  Er  studiert  diese  Frage  unter  einem  ganz 
neuen  und  uueiwarteten  Gesichtspunkt.  Während  in  der  Tal  der  größere 
Tdl  der  Sdiriftsteller  die  englische  Kolonisatkni  im  Zusammenhang  mit 
den  kolonisierten  Ländern  schUdert,  so  studiert  sie  dagegen  Fanno  in 
den  kolonisierenden  Ländern;  er  beschäfdgt  sich  mit  der  ökonomischen 
und  sozialen  Lage  des  englischen  Mutterlandes  und  zeigt,  in  welcher 
Weise  diese  Verhältnisse  die  Überseeische  Expansion  hervorriefen. 

Bei  dem  Thema  der  angewandten  Ökonomie  verdienen  Erwähnung 
einige  Schriften  über  die  volkswirtscliaftlichen  Verhältnisse  in  den  ver- 
schiedenen Landesteilen,  Wir  bemerken  die  Arbeil  von  Nitti,  „Nord 
und  Sud"  \  er  sucht  hierin  zu  zeigen ,  daß  die  so  ungünstigen  Ver- 
hältnisse des  Südens  der  systematischen  Bevorzugung  der  norditalie- 
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nischen  Provinzen  durch  den  Staat  zuzuschreiben  sind,  wo  bei  ge- 
ringerem Steaerdrudc  die  öffendidwn  Aufire&dimgen  größer  sind. 
Die  Behauptung  ist  in  gewissem  Sinn  gaecbtferdgt,  soweit  die  Steuer* 
bürde  io  Betracht  kommt,  jedoch  nicht  wahr  hinsichtlich  der  Staals- 

ausgaben,  weil  die  Ivandesttile,  wo  diese  gemacht  werden,  durch  die 
Staatsbedürfnisse  selbst  streng  bestimmt  sind  und  die  Ausgaben  nicht 
künstlich  auf  andere  Provinzen  übertragen  werden  können.  So  ist  es 
z,  B.  wahr,  daß  die  Kosten  zum  Unterhalt  der  liefestig^ungen  fast  aus- 
schließlich an  der  Nordj^renze  Italiens  gemacht  werden,  aber  es  ist  auch 
walir,  daiJ  sie  gerade  in  diesem  'i'eü  Italiens  gemacht  werden  mus&en 
und  dafi  es  keinen  Snn  hätte,  in  den  südlichen  Gegenden  diese  Auf* 
Wendungen  zu  machen.  —  Auf  dem  Gebiet  der  Munizipalökonomie  ist 
ohne  Zw^el  die  becteutendste  Arbeit  die  Schrift  von  Montemartmi,  ,Jiit 
Munizipaliderung  der  öfTentHchen  Dienste"  (1900),  aber  es  gduirCD 
hierher  auch  die  zahlreichen  Schriften  von  Bachi,  die  sich  bemühen,  die 
verwirkeltcn  Erscheinungen  und  sehr  verschiedenen  Gestaltongen  der 
Gemeindeunternehraung  aufzuklären. 

Auch  auf  dem  Gebiet  der  Finanzen  betätigen  die  italienischen 
Nationalökononteu  mit  Glück  ihren  starken  Geist.  Wir  eruaimcn  vor 
allem  das  wahrhaft  vortrefiOiche  Buch  von  Etnaodi:  „Studien  ttber  die 
wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Steuera**  (Turin  1902).  Sehr  mter- 
essant  ist  auch  die  Arbeit  von  Marsili-Libelli  ,,Für  die  Progresäv> 
Steuer"  (Florenz  1903).  Er  sucht  hier  nach  einer  Formel  ftlr  die 
Progression,  die  die  totale  Konfiskation  der  größeren  Einkommen  ver- 
meidet imd  L^elangt,  allerdings  auf  Gntnd  von  Hypothesen  und  Kon- 
jekturen, zu  sehr  bedeutungsvollen  Schlüssen.  De  Flamini  veröffent- 
lichte auf  Grund  sehr  genauer  ^rundlicher  Studien  in  England  ein 
sehr  wichtiges  Werk  „Form  und  iniiait  des  engUsclien  Staatshaushaits** 
(Turin  X904),  welches  vcm  mm  an  ein  klassisch  Führer  durdi 
das  Rechnungswesens  des  britischen  Staates  sein  wird;  den  Wert 
des  Werkes  eriiöht  noch  die  geistreidie  und  widitige  Vorrede  des 
Schatzministers  Luzzatti.  Alessio  veröffentficht  eine  ausgezeichnete 
Abhanditmg  über  die  Lokalsteuern  imd  eine  sehr  tiefe  Studie  über 
einen  rationellen  Reformentwurf  des  italienischen  Steuersystems.  Flora 
gab  die  zweite  Ausgabe  seines  p;lanzenden  Handbuchs  der  Finanz- 
wissenschaft  heraus.  Man  kann  es  als  ein  ganz  neues  Buch  bezeich- 
nen, das  von  Gelehrsamkeit  und  Geist  strahlt.  Emilio  Cosi>a  verottent- 
lichte  eme  Arbeit  über  die  Steuertheorien  (Mailand  1902),  Nitti  da 
„Handbuch  der  Finanzwissenschaft^  (Neapel  1903),  Carano  Donvito  eine 
Arbeit  über  „Die  Fimdamentaltheorien  der  finanzi^oi  Statik  und  Dynamik'', 
dann  Tivar<mi  eine  Schrift  „Ober  die  direkten  Steuern,  vom  beweglichen 
Vermögen  und  vom  Einkommen"  (Turin  1904),  Fttviani  verfaßte  eine 
originelle  Schrifl  ,.l'ber  die  Theorie  der  finanziellen  Illusionen** 
(iVIailand  1903),  Bonoini  eine  Arbeit  über  „Lokalhnajueo  und  ihre 
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Probleme",  Jannaccone  eine  Abhandlung  über  „Die  speziellen  Steuern" 
(Turin  1904). 

Nicht  zahlreich  jedoch  von  Bedeutung  sind  die  Arbeiten  der  statistischen 
Wissenschaft.  Der  verewigte  MeasedagUa  hatte  ein  umfangreiches  Manu- 
skript Aber  ^e  mitderen  Zahlen  hinterlassen,  von  dem  man  hofite,  daß 
es  drudcfeitig  seL  Groß  war  die  ^Munung  der  italienischen  Ibitdiigenz,  als 

dieser  Band  angekündigt  wurde,  von  dem  man  neue  und  stärkere  Aufidärung 
erhoffte,  aber  unglücklicherweise  erklärten  die  Mathematiker,  denen  die 
Prüfung  des  ^Tanuskripts  oblag,  dasselbe  für  ungeeignet  zur  Veröffent- 
lichung, und  wir  können  nur  unseren  Schmerz  aussprechen,  das  uns 
dieser  Lichtblick  unerwartet  versciilossen  wurde.  Wir  erwähnen  unter 
den  statistischen  Schriften  das  Handbuch  von  Colajanni,  eine  Arbeit  von 
Gennaio  Aber  „Statistik  und  Sosiologie  ,  ein  populflres  Buch  von  ^rgilj,  ein 
anderes  Ibndbuch  der  Demographie  von  Benini  Aber  stärker  als  auf 
theoretischem  Gebiet  hat  sich  die  Statistik  bei  uns  in  mehr  konkreten 
Untersuchungen  entwickelt  Hierher  geh^teen  zahlreiche  Erhebungen 
seitens  des  Staates  und  seitens  privater  Gesellschaften.  Das  Auswande- 
rungskomitee veröffentlicht  ein  ausgezeichnetes  Bulletin,  reich  an  höchst 
interessanten  Berichten  seiner  Agenten  und  Beauftragten.  Ein  wichtiges 
Bulletin  verortentlicht  ebenfalls  das  Arbeitsamt,  das  1 902  errichtet,  schon 
mit  großem  Erfolg  arbeitet.  Der  Direktor  desselben  ist  ein  tüchtiger 
Nationalökonom,  Professor  Monteraartini.  Die  Society  umanitaria  von 
Mailand,  begründet  von  einem  rdchen  Bürger  dieser  Stadt  um  eine 
Anstalt  für  die  Arbeitslosen  «1  schaffen,  unternimmt  eine  Reihe  von 
Untersuchungen  über  verschiedene  Teile  des  landwirtschaftlichen  und 
industriellen  Italiens  und  veröffentlicht  die  bemerkenswertesten  Resultate 
in  wichtigen  Berichten. 

Über  die  Gescliichte  der  ökonomischen  Institutionen  handeln  die 
wichtigen  Arbeiten  von  Beloch  (Professor  in  Romj,  die  zu  ganz  neuen 
und  unvorhergesehenen  Resultaten  über  die  Entwicklung  der  italienischen 
Bevölkerung  im  Laufe  der  Jahrhunderte  gelangen.  Einen  großen  Ruf 
hat  auch  seine  Geschichte  Griechenlands,  welche  durch  die  überwiegende 
Wichtigkeit,  die  sie  dem  ökonomischen  Element  als  Faktor  der  griechi- 
schen Geschichte  beimifit,  und  die  Hintansetzung  des  religiösen,  ästhe« 
tischen  und  juristischen  Elements,  in  Deutachland  die  klassische  Ent- 
rüstung idealistischer  Kritiker  hervorrief.  Es  ist  jedoch  nur  gerecht 
hinzuzufügen,  daß  in  diesem  bemerkenswerten  Buch,  das  den  ökono- 
mischen Faktor  der  Geschichte  in  so  geeijrnetcr  Weise  hervorhebt,  die 
ökonomischen  Irrtümer  nicht  fehlen.  IJeloch  behauptet  z.  b.,  daß 
Philipp  von  Mazedonien  den  Bimetallismus  auf  Grnnd  des  Verlialtnisses 
von  1:12  eintuhne,  aber  daß  dann  der  ailmaiuiche  Rückgang  des 
Wertes  des  Goldes  dieses  bimetallistische  System  unmöglich  machte  und 
dann  zur  Sflberwahrung  ftlhrte  (II,  354).  Nun  ist  jedem,  der  sich 
einigetmafien  mit  ökonomischen  Forschungen  beschäftigt  hat,  wohl- 
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bekannt,  daß  in  einem  biinetallistischen  Sj'stem  da«?  entwertete  Metall 
(iaü  andere  verdrängt  und  so  alleiniges  Waiuuugsmetail  zu  werden  strebt, 
weshalb  in  dem  vorUegeoden  Fall  nicht  das  Silber,  wohl  aber  das  Gold 
Währongsmetall  hätte  werden  müssen. 

Es  sind  noch  su  erwähnen  die  genialen  und  anregenden  Schriften 
von  Ciccotti  und  besonders  das  wichtige  Buch  über  den  „Untergang 
der  Sklaverei",  in  dem  er  nach  den  strengen  Grundsätzen  des  öko- 
nomischen Materialismus  die  Entstehung,  Entwicklung  und  dns  Ende 
der  auf  Sklaverei  beruhenden  Wirtschaftsordnung  untersucht.  Nur  die 
Untersuchung  des  Verfassers  im  letzten  Teil,  wo  er  die  Aitfltj-iuiiix  der 
Sklaven wirtscliaft  erklaren  will,  scheint  mangelhaft,  denn  er  sieht  in  der 
Abschaltung  der  Sklaverei  das  Resultat  der  produktiven  Überlegenheit 
freier  Arbeit  gegenüber  der  Sklavenarbeit;  er  vergißt,  dafi  in  der  Tat  die 
Sklaverei  nicht  unmittelbar  von  der  freien  Arbeit  verdringt  wurde,  sondern 
von  der  weniger  gewaltsamen  und  mehr  produktiven  und  milderen  Form  der 
Hörigkeit.  —  Bemerkenswert  ist  femer  die  Arbeit  von  Pivano  über  „Agra- 
rische Kontrakte  in  Italien  während  der  ersten  Jahrhunderte  de.^  Mittel- 
alters." Andere  Arbeiten  junger  intelligenter  und  sehr  gelehrter  .Schrift- 
steller erklären  vortrefflich  die  ökonomische  Gnmdlage  unserer  politischen 
Institutionen  iiu  Mittelalter.  So  z.  B.  das  l>uch  von  Salvemini,  „Mag- 
naten und  Volksparteien  in  Florenz"  (Florenz  1S99),  Anas  ,,Die  Handels- 
verträge der  florentinischen  Republik"  (Florenz  1901),  auch  das  neuere 
Buch  von  Miglioli  ,fDie  kretnonesiscben  Zunfikoiporationen  in  der 
mittelalterlichen  statutarischen  Gesetzgebung"  (Verona  1904)  mit  einer 
Vorrede  von  Professor  Brandileone.  Die  wirtschaftlichen  Studien  werden 
auch  mit  großem  Glück  von  den  Rechtshistorikern  betrieben ,  die 
endlieh  zn  verstehen  anfangen,  daß  das  Le'Densprinzip  der  Kcchts- 
vcriialtnissc  ganz  auf  den  wirtschaftlichen  Tatsachen  beruht.  Unter  den 
Rechtshistorikern,  welche  am  besten  imd  verständigsten  ökonomische 
Anschauungen  annehmen,  seien  «wähnt  Salvioli,  der  über  Bevölkerung 
und  Grundeigentum  im  italienischen  Mittelalter  schrieb,  Calisse,  der  eine 
glänzende  Abhandlung  über  die  Arbeit  im  Mittelalter  verfaßte,  und 
Cav.ic'liori  mit  seiner  wichtigen  Studie  Uber  den  „Ökonomischen  Fakte« 
in  der  Geschichte  des  internationalen  Rechts*'. 

Den  ersten  Platz  unter  den  Werken  über  Soziolo^^ic,  KechlS|>hilo- 
sophie  und  %er\vaiidie  (icbiete,  die  in  letzter  Zeit  in  Italien  veröfi'entli«  hl 
wurden,  verdienen  unzweifelhaft  die  Vorlesungen  über  Kechtspliilosophie, 
gehalten  vom  verewigten  Icilio  Vanni  an  der  Universität  Rom,  jetzt 
vom  Prof.  Brini  herausgegeben.  Es  ist  ein  ausgezeichnetes  Werk, 
in  welchem  die  Theorien  des  kritischen  Positivismus  meisterhaft  ent- 
wickdt  und  schön  mit  d^  sicheren  Resultaten  der  evolutionistischen 
Philosophie  verbunden  sind  u.  zw.  in  einer  höchst  liebenswürdigen, 
licttcren  und  versöhnlichen  Form.  Vaccaro  vcrcinii::t  seine  zah'reii  hen 
Artikel  über  Soziologie  und  Kriminalistik  zu  einem  gelehrten  Werk,  wäli- 
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Tend  Squillace,  Pasquate  Kos«,  Fragapane,  Vadalä*Papale,  Groppali  u.a. 
di«  mannigfachen  Anschauungen  der  neuentstehenden  DtszipUn  aufklären. 
Salvadori  veröffentlicht  ein  wahrhaft  beachtenswertes  Werk  Uber  die  öko- 
nomische Wissenschaft  und  die  Theorie  der  Entwicklung  (Florenz  1901). 
Endlich  ziehen  auch  die  heißumstrittenen  Probleme  des  Sozialismus  unsere 
besten  Geister  an.  In  theoretischer  Hinsicht  sei  erwähnt  das  schöne  Buch 
von  Rii,'naiio,  „Über  einen  S' iziaHsinus  in  Ubereinstininumg  mit  der 
liberalen  Wirtsrhaftslehre",  das  neuerdings  ins  Iiauzüsische  übersetzt 
wurde.  Es  enthalt  einen  bemerkenswerten  Keforraplan  des  Erbrechts. 
Leone  beleucbtet  in  einer  Propagandaschrift  das  Verhältnis  zwischen  der 
reinen  Ökonomie  und  dem  Sosialismus.  Arthur  Labriola  diskutiert  in 
feuriger  Weise  das  ewige  Dilemma  awischen  Reform  und  Revolution. 

Nach  dieser  langen  Aufzählung  von  Titeln  und  Verfassern 
können  wir  uns  fragen,  ob  die  italienische  Nationalökonomie  wirk- 
lich einen  jrleirhmäßi^en  Rhythmus  zeigt,  ob  man  an  ihr  eine  feste 
Richtung  auf  bestimmte  Ziele  zu  wahrnehmen  kann,  und  ob  endlich 
ihre  [gegenwärtigen  ."Äußerungen  sich  von  denen  der  Vergangenheit  unter- 
scheiden. Der  Ausgangspunkt  unserer  Untersuchungen  muß  die 
Schöpfung  des  Einheitsstaates  oder  das  Jahr  1870  sein,  weil  erst  von 
dieser  Epoche  die  wissenschaftliche  Phase  der  italienischen  National« 
Ökonomie  datiert.  Vor  dieser  Periode  bestand  bekanntlich  in  Italien 
die  geistige  Diktatur  dnes  großen  Xationalökonomen,  Francesco  Ferrara, 
dem  es  weit  weniger  um  die  objektive  Erforschung  der  Wahrheit  als 
um  den  Triumph  seiner  Gedanken  oder  seiner  optimistischen  und  libe- 
ralen Vorurteile  zu  tun  war.  .Aber  lassen  wir  diese  prähistorische  Phase 
der  wisseiist  luiftlichen  Nationalökonomie  beiseite  und  beschränken  wir 
unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  Entwicklung  seit  1H70.  Damals  warf  sich 
ztun  ersten  Mal  eine  Handvoll  genialer  Jünglinge,  stark  an  Wissen  und  voll 
stolzer  Ideale,  auf  die  ökonomische  Forschung  mit  der  Absicht,  aus  der 
Deduktion  und  aus  dem  Zusammenhang  der  Tatsachen  die  Wahrheit  heraus- 
zulocken. Wenn  wir  unser  Augenmerk  auf  die  Entwicklung  der  italienischen 
Nationalökonomie  in  Italien  in  den  ruhmvollen  dreißig  Jahren  ihrer 
Existenz  richten,  so  bemerken  wir  ohne  Mühe  drei  Hauptphasen :  in  der 
ersten,  die  in  i^roßen  Umrissen  das  erste  Dezennium  1S70 — 80  umfaßt, 
ist  die  italienische  Nationalökonomie  von  den  Theorien  Adolf  Wagners 
und  speziell  vnm  Staatss i  /ialisums  ins])iriert.  In  dieser  Epoche  werden 
die  Phänomene  und  wirtschattlichen  Einrichtungen  vor  allem  mit  der 
Absicht  dem  Studium  unterworfen,  ihre  Mängel  aufzudecken  und  dem 
reformatorischen  Staat  die  Fingerzeige  fUr  seine  Maßnahmen  an  die 
Hand  zu  geben.  Aber  jemehr  das  Studium  der  ökonomischen  Tatoachen 
vorwärts  schritt,  desto  mehr  bemerkt  man  die  Oberflächlichkeit  einer 
solchen  Methode,  welcher  es  nicht  gelingt,  die  Gesetze  der  Dinge  zu 
entdecken,  sondern  höchstens  die  auffallendsten  Dissonanzen  zu  be- 
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schreiben;  andererseits  verhallt  der  Appell  an  den  Staat  an  der  tinrer- 
besserlichen  Gleichgültigkeit  der  Madithaber.  Nun  schreitet  die  öko- 
nomische Wissenschaft  Italiens  zu  einer  weiteren  Stufe  fort,  auf  welcher 
der  Nation.ilükononi  —  ehe  er  die  Phänomene  von  oben  nach  unten 
oder  vom  Gesichtspunkt  des  Staatsmanns  erforscht,  um  geeignete  Mat5- 
regeln  zur  Verbesserung  der  Zustände  zu  treffen  —  sucht  auf  den 
Grund  der  Dinge  zu  gehen,  um  ihre  Natur  imd  ihr  innerstes  Wesen 
zu  studieren.  Daher  werden  mehr  als  die  Werke  von  Wagner,  Stein 
und  Schäfile,  die  von  Marx,  Lange,  Brentano  und  SchmoUer  studiert 
Die  angestrengsten  Bemühungen  deren  Methode  und  Resultate  mit  denen 
der  klassischen  englischen  Scluile  zu  versöhnen,  bilden  das  wesentlichste 
Merkmal  der  italienischen  Nationalökonomie  von  1880 — 1890.  Aber 
auch  diese  mühevolle  Versöhnung  der  deutschen  induktiven  Scluile  mit 
der  englischen  Deduktion  führte  nicht  zu  wichtigen  Resultaten.  Des- 
halb suchen  die  italienischen  (icistcr  mit  unerschöpflicher  Sehnsuciu 
eine  neue  und  fruchtbarere  liarin ,  auf  der  die  wissenschafUiche 
Forschung  sich  siegreich  durchsetzen  könnte.  Die  neue  Richtung  er- 
schien in  der  Tat  gegen  1890  mit  den  Theorien  vom  Grenznotsen»  zu 
denen  unsere  Nationalttkonomen  im  folgenden  Jahrzehnt  vielfadie  Illu- 
strationen  und  Kommentare  lieferten.  In  der  Tat  kann  man  sagen,  da6 
von  1890 — 1900  die  italienischen  Nationalökonomen  ihre  Studien  fast 
ausscliließlicli  dem  Prinzip  des  Grenznutzens  und  seinen  verschiedenen 
Änderungen  zuwenden  Sie  teilten  sich  aus  diesem  Anlaß  in  Twe\  jn'oße 
Gruppen,  da  die  tuien  i  Ricca-Salerno,  Graziani,  Conigliani,  'I'angorra) 
speziell  den  Theorien  von  Menger,  Böhm-Bawerk  vmd  W  ieser  anhängen, 
während  die  anderen  (Pantaleoni,  l'areto,  Montemariini,  Beoiai,  Cabiaü) 
mehr  von  Jevons,  Marahall  und  Wahras  inspiriert  werden. 

Die  subjektiven  Theorien,  die  m  dieser  Hinsicht  herrschen,  haben 
ihre  AnhAi^er  nicht  nur  unter  den  Doktrinaren  der  orthodoxen  Schule, 
selbst  die  sozialistischen  Schriftsteller  scharen  sidi  unter  ihre  Faha& 
Und  in  Wahrheit,  wenn  wir  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  theoretischen 
Schriften  der  heutigen  italienischen  Sozialisten  richten  (sie  sind  ul)ri£rens 
nicht  sehr  zahlreich,  weil  die  Mehrheit  unserer  Sozialisten  und  voran  ihre 
Führer,  Bissolati,  Kerri  und  'l'urati  sich  atisscliheßlich  mit  Fragen  der 
TakiiK  und  der  Propaganda  beschäftigt),  so  finden  wir,  daß  sie  alle  mit 
ihren  Studien  darauf  hinarbeiten,  ihre  Kritiken  des  kapitalistiscben  ZOf 
Stands  mit  den  filr  unerschütterlidi  gehaltenen  Dogmen  der  hedonistischen 
Schule  zu  versöhnen.  Dies  entspricht  übrigens  der  jetzt  hundertjährigen 
Tkadition  des  wissenschaftlich^)  Sozialismus;  denn  dieser  hat,  wenn  man 
genauer  zusieht,  in  jeder  Epoche  nichts  anderes  getan,  als  sich  in  die 
herrschenden  ökonomischen  Theorien  einzuwurzeln,  um  sie  zur  Förderung 
der  proletarischen  Forderungen  zu  benutzen.  Wie  St.  Simon  und  Fourier 
sich  auf  die  Theorie  von  .\dam  Smith  und  J.  B.  Say  stutzten,  wie 
i'roudhou  und  Marx  später  ihre  eigenen  negativen  Foigenmgen  ab 
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KoroUarien  der  Theorien  von  Ricardo  hinstellten,  so  suchen  heute 
die  italienischen  Theoretiker  des  Somlismtis  ihre  praktischen  und 
pc^itisdien  Anschauungen  in  Haimonie  za  bringen  mit  den  hedonistischen 
Doktrinen  von  Menger,  MarshaU  und  Wieser.  —  Welches  auch  das 
Urteil  sem  magi  das  man  Uber  die  theoretische  Versöhnung  der  offi- 
ziellen und  der  sozialistischen  Ökonomie  Hillen  kann,  so  scheint  mir 
doch,  daß  die  gegenwartige  Form  dieser  X'ersöhnuiig  so  abstoßend  und 
barock  wie  möglich  ist.  Und  wenn  Ricardo,  durch  die  soziaHstische 
Kritik  nitriert,  ihr  das  unsterbliche  Hauptwerk  von  Marx  gegeben  hat, 
so  kann  man  zweifeln,  ob  Menger,  filtriert  durch  die  modernen  sozia- 
listisdien  Etukubrationen,  eine  andere  Ftudat  tragen  wird,  als  ein  mmi> 
ströses  und  nicht  lebensfilhiges  Phantom. 

Übrigens  auch  auf  dem  Gebiet  der  orthodoxen  ökonomischen 
Wissenschaft  läßt  die  italienische  ikp^eisterung  für  die  hedonistische 
Schule  in  letzter  Zeit  nach.  Die  scharfsinnigsten  Denker  der  Halbinsel 
bemerken  in  der  Tat  bereits,  daß  die  utilitarische  Schule  die  Erforschung 
der  Wirtschaftsordnung  nicht  um  einen  Schritt  weiter  gebracht  hat,  und 
daß  sie,  wenigstens  bei  den  Epigonen,  nur  ein  fudes  Geschwätz  zustande 
gebracht  hat,  das  unnützerweise  von  einem  Haufen  mathematischer 
Demonstrationen  durchsetzt  ist,  die  au  keinem  Resultat  fUhren.  Und 
schon  hat  die  Zeit  dieser  ganzen  wusenschaftlichen  Richtung  Gerechtig> 
kett  angedeihen  lassen,  indem  von  den  unzähligen  hedonistischen  PubÜ- 
kationen  der  letzten  Jahre  kaum  noch  eine  Erinnerung  bleibt. 

Heute,  nachdem  die  Schule  des  Grenznutzens  ihren  Zauber  fast  gan?; 
verloren  hat,  ohne  daß  eine  andere  dazugekommen  wäre,  ihren  Platz  ein- 
zunehmen, wird  die  italienische  Nationalökonomie  von  einer  Art  Ungemach 
getroffen,  welches  die  natürliche  Folge  der  wenig  ermutigenden  Er- 
fohnmgen  und  der  Enttäuschungen  der  Vergangenheit  ist  Die  Er- 
fiibrungen  der  wissenschaftlichen  Nationalökonomie  des  ersten  Dezen- 
niums hatten  in  der  Tat  im  italienisdien  Geiste  den  Glauben  an  den 
Staatssozialismus  erschüttert;  der  darauffolgende  eklektische  Versuch,  die 
englische  Deduktion  mit  dem  deutschen  Realismus  zu  verknüpfen,  hat 
keinen  großen  Erfolg  gehabt  und  der  Versu(  h  der  Schule  des  Gren/nutzens 
ist  wesentlich  unfruchtbar  geblieben.  Angesiclits  eines  so  traurigen  Schiff- 
bruchs der  drei  nacheinander  eingeschlagenen  Riciitungen  ist  es  kein 
Wunder,  wenn  der  italienische  Nationalökonom  heute  scheu  und  ungewiij 
ist;  es  ist  unzweifelhaft  diesem  mutlosen  Mifitrauen  zuzuschreiben,  da6 
die  theoretischen  Studien  in  den  letzten  Jahren  bei  uns  so  allgemein 
aufgegeben  wurden.  Daher  ist  andererseits  das  Übergoricht  der  Studien 
über  die  speziellen  Probleme  der  praktischen  \'erwaltung  im  Wachsen, 
daher  nehmen  die  Monographien  über  die  Arbeitsämter,  die  Steuern 
von  beweglichen  Vermögen,  die  Verstaatlichung  dieses  oder  jenes  Be- 
triebszweiges, die  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Ulrikes,  die 
Frauenarbeit  usw.  überhand. 
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Ein  solcher  Stand  der  Dinge  ist  übrigens  nicht  allein  Italien  eigen- 
tümlich, sondern  für  die  heutige  Phase  der  ökonomischen  Wi'^senschaft 
bei  allen  zivilisierten  Xolkern  charakteristisch;  denn  heute  zeiprt  sich 
allcnllialben  von  Frankreich  bis  Australien,  von  Deutschland  bis  Ai.uen- 
tinien,  dieselbe  Verachtimg  der  Theorie  und  der  Fundainentalgeseue 
der  Volkswirtschaft,  diesdbe  Vorliebe  für  Spezialuntersuchungen  oder  für 
nukrologische  Monographien.  Bei  dieser  Gelegenheit  kann  ich  nicht  um- 
hin, an  die  beredten  Worte  zu  erinnern,  mit  denen  Siriatlowski  vor  wenigen 
Mcntaten  seine  Studien  über  die  neueste  Nationalökonomie  Europas  und 
Amerikas  schloß :  „Über  wesentlich  theoretische  Fragen  der  Methodolog;ie, 
Systematik  und  Analyse*  der  ökonomischen  Grundbefrriffe  ist  nichts  Neues 
publiziert  worden,  obwohl  derarti<ic  rublikationen  von  allen  denen  ge- 
fordert werden  iiiüliten,  die  unbefriedigt  vom  thcoietischcn  So^ialisaius, 
jedoch  seinem  Programm  sympathisch,  neue  theoretisclie  Fundamente  für 
seme  praktischen  Forderungen  verlangen.  Aber  für  eine  Inidsdie  Re- 
vision der  Fundamentalprinzipien  genügt  es  nicht,  Nationalökonom  oder 
Soiiolog  zu  sein,  sondern  es  ist  dn  wesenttich  philosophisdies  Studium 
ndtig.  Nun  gerade  der  philosophische  Gedanke  wendet  sich  heute 
weniger  der  Nationalökonomie  als  irgend  einer  anderen  Disziplin  zu  und 
die  ursprün [gliche  Ausstattung^  mit  veralteten  philosophischen  BefrritTen 
fallt  immer  nuhr.  Der  Krieg  gegen  die  Synthese  und  die  Generalis.iti  n. 
der  Krieg  gegen  die  großen  Theorien  und  rrogramme,  der  Krieg 
gegen  die  kühnen  Hypothesen  tmd  die  Erforschung  der  Wahrheit  durch 
den  Irrtum,  alles  das  ist  charakteristisch  itir  die  heutige  Nationalökonomie 
und  ihre  Literatur." 

„Es  ist  jedoch/'  fithrt  der  Autor  fort,  »klar,  daß  ein  derartiger  Zustand, 
für  jede  Art  von  Spezialisten  förderlich,  aber  absolut  anormal  für  die 
Wissenschaft  selbst  ist,  und  nicht  lange  dauern  kann.  Wenn  auch  unsere 
schwachen  Warnunj^cn  nicht  imstande  sein  werden,  die  Dinge  zu  ändern, 
so  vertrauen  wir  Jedenfalls  auf  das  toskanische  Sprichwort:  ,^lit  Hahn 
oder  ohne  Hahn,  Gott  macht  Tag".  ^) 

Wenn  wir  fragen,  in  welcher  Weise  die  ökonomische  Wissenschaft 
und  speziell  die  Italiens,  auf  die  sich  unsre  Ausführungen  beziehen,  aus 
dem  monographischen  Marasmus  zu  synthetischen  allgemeineren  An- 
schauungen sich  erheben  kann,  so  erscheinen  zwei  grofie  Rettungswege 
vor  uns,  —  das  Leben  und  die  Philosophie :  das  Studium  der  Tatsachen, 
aber  nicht  mehr  der  vereinzelten,  zellenartigen  speziellen  Tatsachen, 
sondern  der  pjoßen  Strömungen  des  Lebens,  wie  sie  sich  in  den  Doku- 
menten der  Statistik  und  den  Denkmalern  der  Geschichte  aussprechen, — 
das  ist  das  erste  Mittel,  um  die  ilalienisciie  Nationalökonomie  zu  rege- 
nerieren, um  unserer  Intelligenz  die  neuen  Probleme  zu  enthüllen,  welche 
ihr  drohend  entgegentreten.  Aber  die  Tatsachen  allem  genügen  nicht 


*)  In  der  nusischen  Revue  „Die  Nationalökononie"  1903. 
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um  der  Theorie  einen  Impuls  zu  «reben,  wenn  sie  nicht  von  philosophischen 
Kriterien  erleuchtet  und  durchdrungen  sind,  von  synthetischen  An- 
schauungen, welche  die  Philosophie  allein  geben  kann.  Nun  diesen  beiden 
Ziden  hat  sich  die  italienische  Nationalökonomie  noch  nicht  genähert: 
gar  nicht  in  ihrer  ersten  nnd  dritten  Phase,  in  denen  einseitige  und  aus« 
schließliche  Richtungen  \  orherrschten,  und  auch  nidit  in  der  zweiten, 
die  immerhin  weniger  weit  von  jenen  Zielen  entfernt  war  als  die  anderen. 
Denn  auch  in  dieser  beschränkte  das  theoretische  Studium  sich  auf  eine 
Umschreibunfj  der  englischen  Nationalökonomie,  wobei  man  verijri6, 
diese  ihre  glänzcmle  Laufhahn  bereits  durc  hlaufen  liattc  und  Xach^ugleru 
nicht  erlaubte,  mehr  als  eine  armselige  Ahre  auf  den  von  ihr  bebauten  und 
eischöpften  Feldern  lesen ;  und  das  Studium  der  Tatsachen  beschrankte 
sich  auf  zerstreute  Fragmente,  aber  es  begriff  noch  nicht  das  soziale  Leben 
in  seiner  harmonischen  Einheit.  Nun  sind  es  in  Wirklichkeit  nicht 
die  zerstreuten  Tatsachen,  nach  denen  wir  begierig  sind,  sondern  die 
großen  Linien  der  menschlichen  Begebenheiten;  wir  streben  nicht 
nach  ihnen,  um  unser  Xoti/buch  zu  vergrößern,  um  in  unser  Register 
eine  mehr  oder  minder  interessante  Anekdote  aufzunehmen,  —  sondern 
um  daraus  Thilosophie  zu  ziehen,  um  das  (jeheimnis,  das  sie  in  ihren 
Busen  tragen,  zu  enthüllen.  Dies  ist  die  Aufgabe  der  italienischen 
Nationalökonomie^  der  Wissenschaft  unserer  Zeit,  das  ist  das  Problem, 
das  sie  zu  lösen  hat,  der  Gipfel  zu  dem  sie  aufschauen  muß.  Hier  wird 
sich  ihre  Kraft  zeigen  1 
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Zur  Lriteratur  über  die  Wohnungsfrage. 

Voo 

Dr.  HUGO  LINDEMANN, 

Degerloeli  bei  Stuttgart 

Die  Übersicht,  die  wir  über  die  Literatur  der  Wohnungsfrage  des 
Jahres  1901  im  XVII.  Bande  dieses  Archivs  gegeben  haben,  soll  im  nach- 
stehenden wieder  aufgenommen  und  fortgeführt  werden.  Das  Jahr  1901 
bedeutete  insofern  einen  gewissen  Abschluß  und  Höhepunkt  in  der 
Geschichte  der  Wohnungsliteratur,  als  die  „Untersuchungen"  des  Vernas 
fiir  Sozialpolitik  das  Problem  der  Wohnimgsftage  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  hin  behandelten  und  die  Resul^te  der  Forschongen 
zusammenßidten.  Ihnen  haftete  aber,  wie  wir  dies  bereits  in  unserer 
früheren  Besprechung  kurz  erwähnten,  ein  Mangel  an,  der  allen  solchen 
Kollektivarbeiten  nicht  erspart  bleiben  kann,  der  Mangel  einer  einheit- 
lichen Auffassung  und  Darstellung.  Mag  der  Kreis  der  Mitarbeiter 
von  dem  Leiter  der  Encjuete  noch  so  sorgfältig  gerade  unter  diesem 
Gesichtspunkte  der  Einheitlichkeit  gewählt  sein,  unmöglich  kann  aus  dem 
Zusainmenarbeiten  so  verschiedener  Elemente  die  geschlossene  Leistung 
hervorgehen,  die  der  einzelne  von  selbst  erzeugt,  wenn  er  nur  zur  Klar- 
heit über  das  von  ihm  behandelte  Problem  in  seiner  Totalität  gelangt 
ist  Und  die  Meinungen  und  Äußerungen  der  Mitarbeiter  werden  um 
so  weniger  zusammenstimmen,  je  Tüchtigeres  die  einzelnen  von  ihnen  ru 
leisten,  je  originaler  sie  /.u  denken  und  zu  schreiben  gtuohnt  sind. 
Diesen  Vorzug  der  einheithchen  Auffassung  besitzt  das  einzige  l'.uch.  das 
seit  den  „Untersuchungen"  des  Vereins  für  Sozialpolitik  den  \'ersudi 
macht,  das  ganze  Problem  der  Wohnungsfrage  zu  behandeln,  so  wenig  es 
auch  sonst  an  die  dort  gegebenen  Leistungen  heranlonnmt  ~  wir  meinen 
das  von  Dr.  E.  Jäger  verfaßte  Werk  (i)  ,4>ie  Wohnungsfrage" 
(2  Bände,  Berlin  1902  und  1903)  deren  zweiter  Teil  in  unsere  Berichts» 
periode  des  Jahres  1903  fällt.  Dr.  Jäger  hat  später  aus  seinem  zwei* 
bändigen  Werke  einen  Extrakt  für  die  bayrische  Kammer  der  Abge- 
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ordneten  (2)  Denk  s  c  h  r  i  ft  über  d  i  e  W  o  h  n  u  n g  s  frage  (Beilage  102 1, 
Dezember  1903)  angefertigt,  der  in  der  Hauptsache  das  dort  Gesagte 
kürzer  wiederholt  und  außerdem  einige  Ergänzungen  beibiiugt.  Beide 
Schriften  werden  von  vms  am  besten  gemeinsam  besprochen. 

Dr.  £.  Jäger  ist  ein  hervonagendes  Mitglied  der  Zentrumsfraktion ; 
seme  AufTassung  von  den  ProblemeD  der  Wohnungsfrage  ist  daher  die 
der  katholischen  Soziakeformer,  aus  deren  Reihe  Männer  wie  Brandts, 
Trimbom  usw.,  um  nur  einige  zu  nennen,  auf  diesem  Gel^icte  eine  be- 
sondere Tätigkeit  entwickelt  haben.  Die  Wirtschaftsauffassung  des 
Zentrums  ist  auch  die  srinc,  und  die  aus  ihr  fließende  Wirtschafts- 
politik wird  auch  von  ihm  vertreten.  Der  entschiedene  Parteimann  tritt 
«IIS  datier  auf  allen  Seiten  des  Jagersrhcn  Huchem  entgec^en.  Die  GröL?e 
und  Herrlichkeit  des  Zentrums  und  seiner  Kcstrebungen  wird  uns  in 
beredten  Worten  gepriesen,  der  libetalismos  weitschweifig  und  einseitig 
ungerecht  bekämpft  und  natürlich  vor  allem  die  Sozialdemokratie  aufs 
schär&te  angegriffen.  Bas  tritt  besonders  in  dem  Kapitel  des  I.  Bandes 
„Die  Wohnungsfrage  in  Deutschland  bei  den  Regierungen  und  Parteien" 
hervor.  \'on  einem  tieferen  Eindringen  in  die  kausalen  Zusammen- 
hänge, die  zwischen  den  wirtscliafflichcn  Auffassungen  der  liolitischen 
Parteien  und  den  steter  Änderung  unterliegenden  wirtschaftlii  heu  Ver- 
hältnissen bestellen,  ist  keine  Situr  zu  finden.  Die  histurische  Dar- 
stellung des  erwähnten  Kapitels  ist  daher  nichts  anderes  als  ein 
chronologisches  Aneinanderreihen  von  Tatsaclien,  mögen  das  nun  Bttcher, 
Kongreßbeschlüsse»  Programme  von  Parteien  sein.  Dieses  Aneinander* 
reihen  wird  dadurch  nicht  besser,  noch  eine  Verknüpfung  der  neben> 
einander  liegenden  Glieder  erreicht,  daß  nach  bewährter  Tradition  das 
Ikfonchestertum  als  die  \N'irtschartspolittk  des  libesalismus,  „die  absolute 
Staatshilfe  mit  dem  politischen  Kommunismus  der  Produktionsmittel  und 
mit  Ausschluß  der  privaten  Sellisthilfe"  als  die  der  Sozialdemokratie  und 
die  \'erniittlung  zwischen  Liberalismus  und  Sozialdemokratie  als  die  der 
christlichen  Sozial]  lolitik  bezciciuiet  wird,  wie  s»ie  ..ihre  W'rlrctung  in 
der  Zentrumspartei  und  bei  den  protestantischen  Konservativen  hudet" 
(I,  161).  Dafi  es  unmöglich  ist,  nnt  einem  derartigen  bis  zur  Simplizität 
vereinfachten  Schematismus  die  Entwicklungsgeschichte  politischer  Parteien 
während  vier  Jahrzehnten  voll  der  gigantischsten  Unkgestaltungen  des 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens  unserer  Nation  zu  begreifen,  brauchen 
wir  an  dieser  Stelle  nicht  auseinanderzusetzen.  Mit  solchen  Schlag* 
Worten  mag  man  im  pMÜtisihen  Alltagskampf,  vielleicht  auch  noch  in 
Parlamenten  operieren,  (Jeien  geistige  Höhe  sich  auf  der  der  ba>Tischen 
Abgeordnetenkamuier  bewegt ;  wer  sie  aber  in  wissenschaftlichen  oder 
den  Ciiarakler  der  Wissenschaftliciikeit  zur  Schau  tragenden  Werken 
anwendet,  der  setzt  sich  dem  \'erdacht  aus.  der  Tendenz  die  Wahrheit 
zu  opfern  oder  ein  Nichtwisser  zu  sein.  Nur  ein  Beispiel  zur  Ken&' 
Zeichnung   zentrümlicber  Geschichtsklitterung.    Auf  Seite    x6a  des 
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L  Bandes  heißt  es:  „Die  chrisiliclisoziale  Auffassung  trat  zum  ersten- 
mal posittT  im  Reichstage  hervor  im  Jahre  1877  durch  einen  Antrag 
der  Zentnunapartei  (Giaf  Galen)^  als  die  Partei  nodi  mitten  im  Feuer 
des  sogemumten  Kultorlcampfes  stand.  Wemi  auch  die  Wohmmgafinige 
zunächst  hier  noch  nicht  erwähnt  wurde  (der  Antrag  forderte  öffentliche 
Sonntagsruhe,  gesetzliche  Beschränkung  der  schrankenlosen  Gewerbe» 
freiheit,  ^gewerbliche  Schiedsgerichte,  Arbeiterschiitz  usw.  —  «ntcr  dem 
usw.  versteckt  sich  schamhaft  auch  die  Revision  der  (ieset/^e  über  die 
Freizügigkeit,  die  Jäger  nicht  erwähnt  — )  so  lajr  drr  Schwerpunkt  des 
Aiiuages  in  der  grundsälziicaen  Abdrangung  des  Staates  vom  Grund- 
satae  der  Nlchtebmisdimig  in  das  Wirtschaftsleben  und  in  der  Betonimg 
seiner  poativen  Pflicht,  gesetzgeberisch  hier  einzugreifen,  wenn  es  sid» 
um  Abstelltmg  grofier  socialer  Volksmifistände  handle.  Einstweilen 
freilich  wurde  das  Auftreten  des  Zentrums  von  den  henschenden  Parteien 
verhöhnt,  aber  allmäliUch  kam  die  Wandlung".  Dabei  existierte  der 
Verein  für  Sozialpolitik  schdn  seit  1872,  hatte  der  Reichstag  bereits  im 
Jahre  1873  beschlossen,  Erhebungen  über  die  Lage  der  Arbeiter  vorzu- 
nehmen, und  hatte  bereits  im  Jalire  1S67  der  Sozialdemokrat  v.  Schweitzer 
einen  vollständigen  Gesetzentwurf  von  47  Paragraphen  über  den  Arbeiter- 
scfants  ausgearbeitet  und  im  Ncsrddeutsdien  Reichstage  eingebradiL  Tkotz* 
dem  heifit  es  auf  Seite  167  des  Jägerschen  Buches:  , Jahrzehntelang 
hatte  diese  Partei  (die  sozialdemokratische)  die  Arbeiter  durch  Hinweis 
auf  den  Zukunftsstaat  gegen  jede  Reformtätigkeit  von  Staat  und  Ge- 
meinde, gegen  jede  Selbstmitwirkung  dazu  und  Uberhaupt  gegen  jede 
Selbsthilfe  eingenommen."  Auf  Seite  i  f;  5  wird  ausgeführt,  die  sozial- 
demokratische Partfi  habe  gegen  alle  Gesetze  gestimmt,  die  die  l^ge 
der  Arbeiter  verbesserten,  weil  im  jetzigen  Klassenstaat  jede  wirksame 
Reiomi  unmöglich  sei,  kleine  Reformen  aber  den  aligemeiuen  Krach 
verzögerten  imd  das  goldene  Zeitalter  des  Zuknnftsstaates  hinausscfafiben, 
und  dann  in  emer  über  zwei  Seiten  gdienden  Anmerkung  das  Datum 
des  großen  „KJadderadatsch"  behandelt  Vergeblich  fragt  man  sich, 
was  haben  das  Datum  des  grofien  „Kladderadatsch",  der  Antrag  GoIeUp 
die  Ablehnung  einiger  Sozialgesetze  durch  die  sozialdemokratische  Fraktion 
des  Reichstages  nsf.  usf.  mit  der  Wohnungsfrage  zu  tun:  In  der  Tat 
haben  sie  nur  die  Aufgabe,  in  majorem  gloriam  des  Zentrums  die 
Schlfclitigkcit  und  Rut  kständigkeit  der  hberalen  ll-irteien  und  der  Sof.ial- 
dcmükratie  auf  sozialem  Gebiete  zu  erweisen,  daniii  der  Leser  dann  um 

so  leiditer  die  gewünschten  Schlfisse  vom  Allgemeinen  auft  Besondere 
ziehe.  Das  ganze  Jägersche  Buch  ist  eine  Tendenzschrift  zur  Veiheir- 
lidiung  da  Sozialpolitik  des  Zentrums  im  allgemeinen  und  seiner 
Wohnungspolitik  im  besonderen.   Und  diese  Tendenz  tritt  so  klar  und 

deutlich  hervor,  ist  so  dick  aufgetragen,  als  handle  es  sich  um  ein  zen- 
trümliches  Wahlpamphlet  zu  den  Reichstagswahlen  oder  zu  den  Wahlen 
zur  bayrischen  Abgeordnetenkammer.  Die  Mittel,  mit  denen  der  Verfasser 
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arbeitet,  erheben  sich  kaum  über  das  Niveau  eines  Wahlpamphletes 

hinaus. 

Das  Jl^peische  Buch  ist  stark  in  der  Tendenz;  das  macht  es  als 
Agitationsschrift  flir  Zentiumspolitiker  wertvoU,  nimint  aber  audi  den 
Teilen  viel  von  ihrem  Wert»  in  denen  die  Tendenz  sich  nicht  so  über- 
wäßig  vordrängt.  Sie  ist  übrigens  die  einzige  Stärke  des  Budies.  Haften 
an  der  Oberfläche,  mangelhaftes  Eindringen  in  die  kausalen  Zusammen- 
hänfne,  ungenügende  Disposition,  infolge  deren  Zusammengehöriges  ge- 
trennt wird,  Kritiklosigkeit,  Unklarheit  in  den  Organisationsfragen  —  das 
sind  einige  der  Hauptschw.lchen  des  Buches,  über  die  die  approbierte 
Parteigesinnung  vielleicht  den  weniger  anspruchvollen  Zentrumsleser,  aber 
keiuen  anderen  himiberheifen  mag.  £ine  groiic  Masse  Material  —  rudis 
indigestaque  moles  —  disjecta  membra  —  das  ist  der  Eindruck  des 
Jägerseben  Buches»  mit  dem  sich  der  Wmisch  verknüpft,  der  Verfiuser 
hätte  wenigstens  noch  einen  Teil  der  Hoiazischen  9  Jidire  auf  die  Aiis> 
arbeitnng  verwendet.  Einige  Beispiele  sollen  unser  scharfes  Urteil  er* 
härten. 

Für  das  niangelhafte  Eindringen  des  Verfassers  in  die  kausalen  Zu- 
sammenhange sind  die  Kajiitcl,  die  sich  mit  den  Ursachen  der  W'ohnungs- 
not,  mit  den  l'rsaiihen  für  die  Verbreitung  der  Mietskaserne,  mit  der 
Bedeutung  der  Grund-  und  Bodenspekulation  beschäftigen,  geradezu 
schlagende  Beispiele.  Auf  Seite  76  des  L  Bandes  werden  als  die  beiden 
spezifischen  Ursachen  der  Wohnungsnot  bezeidmet:  das  starke  An- 
wachsen der  Bevölkerung  in  den  Städten  und  Indostriegegenden  und 
das  Zurückbleiben  der  Baut&tigkeit  hmter  dem  Bcdflrfius  der  mittleren 
und  unteren  Schichten  dieser  Bevölkerung.  Zwei  Seiten  später  ist  die 
eine  große  Ursache  der  modernen  Wohnungsnot  die  Konzentration  emes 
wichtigen  und  i!ro*;>en  Teiles  der  nationalen  Produktionskräfte  in  wenigen 
größeren  Städten  usw.  und  liegt  die  zweite  grüL'je  Ursache  darin,  ,,daL) 
die  Menschcnuiassen,  welche  sich,  Arbeit  und  Verdienst  suchend,  in 
diesen  Mittelpunkten  sammelten,  dem  „freien  Spiel  der  Kräfte"  über- 
lassen blieben".  Das  ist  alles,  was  Dr.  Jäger  in  seinem  Buche  über  die 
Ursachen  der  Wohnungsnot  beizubringen  weifl.  Man  kann  nidit  gerade 
bdiaupten,  daß  seine  Ausftlhrungen  sonderlidi  tief,  klar  und  einheitlich 
sind.  Denn  was  ist  damit  erklärt»  wenn  das  Anwachsen  der  städtischen 
Bevölkerung  und  der  Mangel  an  Wohnungen  als  die  Ursachen  der  elenden 
W'ohnungsverhältnisse  bezeichnet  werden.  Damit  ist  doch  der  Ausdruck 
Wohnungsnot  nur  umschrieben. 

Ebenso  mangelhaft  ist  die  kausale  Erkenntnis  bei  der  Darstellung 
des  Siegeszufjes  der  Mietkaserne  (II,  H  ff.).  ,.D,is  Vorwiegen  der  Miet- 
kaseme,  heitit  es  dort,  der  AusschluLi  der  breiten  Volksmassen  vom 
Hausbesitz  wird  einzig  durch  die  Verwaltungspraxis  herbeigeführt^  die 
teils  unbewußt  und  ohne  Ahnung  der  Folgen,  nur  das  schlechte  Bei- 
spiel der  Vergangenheit  nachahmend,  teils  aber  auch  bewußt,  im  Inter- 
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esse  der  Grund-  und  Geldbesitzer  wirkt"  Wir  begegnen  also  bei  Jager 
der  gleichen  Oberschätsiing  der  Verwütungspraxis,  deren  Unbegründet* 
faeit  wir  schon  ul  unserer  früheren  Übersidit  P.  Voigt  gegentiba  nach* 
wiesen.   Übrigens  reproduziert  Jliger,  soweit  es  sich  um  die  Theorie 

der  städtischen  Grundrente,  um  die  Schätzung  der  Bodenspekulation, 

die  Entwicklunix  der  Mictkasernc.  die  Bedeutung  der  Bauordungen  und 
Bebauun«xsplänc  für  die  Bodeiipreise  und  Mieten  usw..  kurz  soweit  es 
sich  überhaupt  um  theoretische  Sätze  handelt,  avisschheßlich  die  An- 
schauungen von  P.  Voigt,  Eberstadt  u.  a.,  ohne  auch  nur  im  geringsten  zu 
untersuchen,  ob  dieselben  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  überein* 
stimmen  oder  inwieweit  sie  von  anderen  Forschem  widerlegt  worden 
sind.  Aus  Eigenem  gibt  er  nur  die  zentrumspolttische  Sauce,  die  aller* 
dings  dem  ser\iertcn  Gericht  Ökonomischer  Theorie  einen  höchst  eigen- 
tümlichen Beigeschmack  gibt 

Paul  Voi'^t  hatte  in  seinem  bekannten  Buche  die  Bedeutung  der 
Spekulatiuii  l)ci  der  Bildung  der  Boden-  und  Mietpreise  in  glänzender 
Weise  behandelt,  wenn  er  auch  meines  Errichiens  nic  ht  in  allen,  ja  nicht 
einmal  in  den  entscheidenden  Punkten  recht  hat.  Er  hat  aber  trotz 
aller  entschiedenen  FeindschaA  gegen  die  Bodenspekulation  niemals 
daran  gedacht,  in  ihr  zwischen  berechtigter  und  unberechtigter  Speku* 
lation  zu  unterscheiden.  Das  zu  tun,  blieb  Dr.  Jäger  vorbehalten, 
der  übrigens  in  diesem  Punkte  ganz  in  den  Spuren  der  Zentnnnstia- 
dition  wandelt.  In  der  unwissenschaftlichsten  Weise  überträgt  er  poli- 
tische Postulate  seiner  Partei  in  die  ökonomische  Theorie  und  muß 
infolj;edessen  zu  Resultaten  kommen,  die  das  Ende  aller  TlKx^rie  be- 
deuteii.  Hier  die  Jä^erschen  Ausführunc^en !  (IT,  326'.,  118—119,  ^64)- 
Er  wirft  die  beiden  Fragen  auf:  wie  weit  ist  die  Verschuldung  des 
Städtischen  Bodens  durch  die  Baukosten  der  IBluser  und  durda  den 
natürlichen  Bodenwert  gedeckt  und  wie  weit  ist  sie  durch  die  Spekulation 
künstlich  gesteigert?  In  dieser  Fragestellung  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  natürlichem  und  künstlichem  Bodenwert,  der  die  anderen  von 
berechtigter  und  unberechtigter  Bodenspekulation,  von  normalen  und 
'  anormalen  Mieten  entsprechen,  schon  vorweg  prenommen,  während  doch 
ihre  N'achweisuny  in  den  tatsachlichen  Verhältnissen  die  Aufgabe  war. 
Eberstadt  hatte  in  seinem  Buche  „Der  deutsche  Kapitalm^irkt"  /.wis«  hen 
materieller  und  inniiaierieller  Wertsteigerung  imterschieden  und  unter 
der  ersteren  die  Wertsteigerung  des  Bodens  durch  nützlkhe  Aufwendung 
(Melioration  des  Bodens  im  weiteren  Sinne)  und  unter  der  zweiten  die 
Erhöhung  des  Bodenwerts  ohne  nützliche  Aufwendung  (Preistreiberei, 
Bodenspekulation)  verstanden.  Er  wollte  auf  diese  Weise  die  rdne 
Bodenverschuldung,  mit  anderen  Worten  die  Belastung  der  Bodennutzer, 
der  Mieter,  mit  der  reinen  T5odenrente  feststellen.  Nach  Jag^er  trift"^ 
aber  die  Kbrrstadtsche  Untersclieidung  nicht  den  Kern  der  l'ntcr- 
sudiung.    Denn  dieser  liegt  —  wir  lassen  die  eigenen  \\  orte  des  Ver- 
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fassers  fcligen  —  in  der  Frage  „wie  weit  diese  spekulative  Preistreiberei 
die  Bodenverschuldung  über  den  wirtschaftlich  berechtigten  Hauswert, 
über  die  normale  wirtschaftliche  Leistunfx^rähij^keit  der  Mieter  erhöht." 
Was  ist  nun  der  „wirtschaftlich  berechtigte  Hauswert"  und  was  ,,(lie 
normale  wirtscliaftliche  Tx-istun^sfähis^keit  des  Mieters:"  Die  materiellen 
Aufwendungen  auf  ücm  städtisclien  Boden,  wie  Häuserbau,  Straiienan- 
lagen,  Kanalisation  usw.  „bilden  noch  nicht  die  einzigen  wirtschaftlichen 
Unteischiede  der  Bodenwerte  und  ihrer  Erhöhung.  Schon  der  Unter- 
schied zwischen  städtischer  und  ländlicher  Bodenbenutzung  schafft  wirt* 
schaftlich  berechtigte  Werterhohungen.  Die  Differenzierung  der  Ge- 
schäftslage differenziert  die  Grundrente  in  der  Stadt  noch  stärker  und 
diese  Wertunterschiede  sind  an  sich  wirtschaflÜch  heqriindet  und  daher 
berechtigt."  Nach  Jäger  sind  also  alle  Steigerungen  des  Bodenwertes 
berechtigt,  die  durcli  die  Tl »erführung  des  landwirtschaftlich  l)cinit/,ten 
Bodens  in  die  städtische  Bebauung  —  das  ist  die  Haupiaulgube  der 
Bodenspekulation  —  durch  die  Anlage  von  Straßen,  von  Kanalisation, 
durch  den  Bau  von  Häusern  —  das  sind  die  Mittel,  mit  denen  der 
landwirtschaftlich  benutzte  Boden  der  städtischen  Bebauung  zugeführt 
wird  —  durch  die  Entwicklung  von  Verkehrsstrafien  und  -vierteln  — 
auch  diese  Umbildung  von  Wohnciuartieren  zu  Verkehrsvierteln  ist  ein 
wichtiges  Tätigkeitsgebiet  der  Bodenspekulation  —  bewirkt  werden, 
denn  sie  sind  wirtschaftlich  begründet.  Selbst  dann,  wenn  große  Unter- 
nehmer, kapitalkräftige  Aktiengesellschaften  oder  Private  das  'l'errain- 
gcschäft  in  die  Iland  nehmen,  die  Urbesii/,er  auskaufen,  die  StraLienlinien 
ziehen,  also  die  richtige  Bodenspekulation  einsetzt,  bleibt  das  Geschäft 
nach  Jäger  solid,  vorausgesetzt,  daß  sie  die  einzelnen  Baustellen  zur 
sofortigen  Bebauung  verkaufen  oder  selbst  bauen,  auch  das  Baugeschäft 
selbst  in  der  Hand  behalten.  Daß  sie  dabei,  wie  Jäger  an  einer  anderen 
Stelle  selbst  im  Anschluß  an  P.  Voigt  anführt,  die  Bodenpreise  bis  zu 
der  Höhe  treiben,  bei  der  die  gegebene  bauliche  Ansnützung  überhaupt 
noch  möglich  ist,  scheint  unserem  Verfasser  nichts  auszumachen.  Un- 
solide wird  das  Geschäft  und  die  „Jagd  nach  dem  goldenen  Kalbe"  (!) 
beginnt  erst  dann,  wenn  sie  die  einzelnen  liausteller.  verkaufen  und 
freigeben.  Dann  beginnt  in  den  Worten  Jagers  in  Zeiten  lebhaften 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  vielfach  ein  toller  Schwmdel  und  eine 
fieberhafte  Preistreiberei.  Danach  wäre  also  die  primäre,  große  Speku- 
lation  solide  und  berechtigt,  die  sekundäre  oder  die  wilde  der  Amateur- 
spekttlanten  unberechtigt! 

Zu  diesen  berechtigten  Wertsteigerungen  (ligt  nun  immer  nach 
Jäger  der  spekulative  Hausbesitzer,  der  ein  Haus  nicht  besitzt,  um  in 
erster  T.inic  darin  zu  wohnen,  sondern  um  damit  gewerbsmäßig  zu  spe- 
kulieren, ,,auf  Grund  der  Bauordnung,  KingbiUhm*:,  des  Ausschlusses  der 
Mieter  von  der  Si:  Ihsthille  usw.  noch  eine  ktinstliche,  die  auf  Ausbeutung 
der  Mieter  beruht  und  wirtschaftlich  nicht  berechtigt  ist.*'    Ebenso  vm- 
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berechtigt  wie  diese  AVertsfeiir'Tung  sind  auch  die  dadurch  bewirkte 
Bodenverschuldung  und  die  ubernorinalen  Mietpreise.  Normal  sind  nach 
Jä^er  Mietpreise,  die  dem  Mieter  von  seiner  standesgeroälien  Einnahme 
nur  so  viel  wegnehmen,  dal3  er  von  dem  Reste  noch  standesgemäß 
leben  kann.  Der  spekulative  Hausbeaitz  treibt  die  Mieten  aber  über 
dieses  nonnale  Mafl  hinaus.  Ans  dieser  Scheidung  von  berechtigter  und 
unberechtigter  Bodenverschuldung  mufl  dann  das  Weitere  folgen,  dafi  die 
nationale  Arbeit  den  Zins  für  die  wirtschaftlich  begründete  Bodenver- 
schuldung  leicht  aufbringen  kann,  dagegen  durch  die  Verzinsung  der 
wirtschaftlich  unbegründeten  Verschuldung,  die  der  gewerbsmäßige,  spe- 
kulative Hausbesiiz  erzeugt,  schwer  belastet  wird  11  Ja  Jäger  versteigt 
sich  sogar  zu  dem  Sntze,  daß  die  Lasten  der  „wirtschaftlich  und  sittlich 
als  Trieb  zur  Arbeitsamkeit,  zur  Sparsamkeit  und  zum  wirtschafllichen 
Fortschritt  berechtigten"  Verschiüdung  meist  der  wirtschaftlicben 
Leistungsfähigkeit  des  einzelnen  entsprechen,  während  „cUe  spekulative 
Verschuldung  den  VOlkem  immer  drüdcendere  Lasten  zugunsten  der 
Eigentümer  der  mobilen  Werte"  auferlegt. 

Es  hiefie  diesen  JägetKhen  Ausführungen  zu  viel  Khre  antun, 
wollten  wir  sie  überhaupt  einer  Kritik  unterwerfen.  Wir  haben  sie 
auch  nur  deshall)  ausführlicher  dargestellt,  um  an  ihnen  einmal  zu 
zeigen,  mit  wie  liilligem  Aufwände  von  Geist  man  es  heutzutage  zu  dem 
Rufe  biingen  kann,  eine  Autorität  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage 
zu  sein,  und  zweitens  um  an  einem  Bcispide  nachzuweisen,  wie  die  Be- 
dürfnisse der  praktischen  Politik,  hier  der  Zentrurospotttik,  der  sogt' 
nannten  wissenschaftiichen  Untnsuchung  die  Resultate  vorseichnen,  zu 
der  sie  kommen  muß.  Die  ganze  Unterscheidung  zwisdien  berechtigter 
und  unberechtigter  Bodenwertsteigerung,  berechtigter  und  unberechtigter 
Spekulation  ist  ein  Ausfluß  der  Mittelstandspolitik  des  2^ntrums.  Dem 
kleinen  Grund-  oder  Hausbesitzer,  der  in  vielen  Füllen  ;:ugleich  Gc- 
werbct reibender  ist,  soll  das  Recht  gewahrt  bleiben,  mit  seinem  Haus- 
oder Grundbesitz  zu  spekulieren,  die  Wertsteigerungen  zu  seinem  Vor- 
teile auszunützen.  Wenn  er  die  Mieten  seiner  Haudeute  hinauftetzt,  so 
geschieht  das  nur  aus  patriardialischem  Wohlwollen;  er  wird  sich  dabei 
stets  in  den  Grenzen  ihrer  Leistungsfiüiigkdt  halten,  niemals  die  Mieten 
übemormal  steigern.  Anders  bei  dem  mobilen  Kapital  imd  dem  speku- 
lativen Hausbesitzer.  Ihre  Spekulation  ist  wild,  sittlich  unberechtigt,  da 
wirtschaftlich  unbegründet  usw.  usw. 

Dasselbe  Zwciseelentuni  tritt  uns  auch  in  der  Art  und  Weise  ent- 
gegen, wie  Jager  die  politische  Bedeutimg  des  Grund-  imd  Hausbesitzer- 
Standes  lür  die  Wohnungsfrage  behandelt  An  zahlreichen  Stellen  seines 
Buches  betont  er,  daö  der  durch  das  Gemeinderecht  verbürgte  Einfiofi 
desselben  auf  die  Gemeindeverwaltung  die  schädlichsten  Wirkungen  ge> 
zeitigt  habe.  Die  Grund-  und  Hausbentzer  benützen  ihre  Macht;  um 
die  Erschließung  neuer  Baugründe  durch  die  Gemeinde  aufisuhalten  und 
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so  die  Nachfrage  nach  iliren  Wohnungen  zu  steigern  (II,  23).  Die  kurz- 
sichtige Hergabe  von  ( ieineindeland  wird  durch  das  Dreiklassen  Wahl- 
system und  durch  die  Bestimmung  so  vieler  deutscher  Städteordnungen, 
daß  die  Hälfte  der  Stadtverordneten  Haus-  oder  Grundbesitzer  sein 
muß,  begünstigt  (II,  87.).  Es  ist  notwendig,  die  Gemeinden  zur  Anwen- 
dung des  Wohnungsgesetzes  zu  zwingen,  weil  in  vielen  Städten  Hans- 
besiteer  und  Bauspekulanten  einen  ungebOhrlichen  Einflufi  haben  und 
die  Hausbesitzer  durch  das  Wahlsystem  bevorzugt  sind,  so  daß  immer 
wieder  aus  persönlichen  Gründen  versucht  wird,  die  Stadterweitening 
teils  7W  hemmen ,  teils  nach  bestimmten  persönlichen  Richtungen  zu 
leiten  (11,  142).  Ein  ganzes  Kapitel  wird  der  sozialpolitischen  Rückständig- 
keit vieler  öffentlicher  \'ertretungcn,  insbesondere  der  Gemeindever- 
tretungen, ein  weiteres  der  Darstellung  des  Gemeindewahlrechtes  in  den 
größeren  deutseben  Staaten  gewidmet  (II,  231 — 245).  Man  sollte  nun 
ann^men,  daß  Jäger  mit  allem  Nachdrucke  eine  Reform  des  städtischen 
Gemeindewahbechts,  die  Aufhebung  der  Privilegien  des  Grund-  und 
Hausbesitaeitums  verlangen  müßte,  daß  auch  ffir  ihn  die  nnumganglidie 
Vorbedingung  für  jede  erfolgreiche  Wohnungspolitik  die  Heranziehung 
der  jetzt  mehr  oder  weniger  ausgeschlossenen  Arbeiterschaft  zu  der  Ge- 
meindeverwaltung sein  müßte.  Die  Rücksicht  auf  die  Zusammensetzung 
der  Wählerschaft  des  Zentrums  gestattet  es  aber  nicht,  eine  solche  For- 
derung k\\])\)  und  klar  aufzustellen.  Wohl  zitiert  Jäger  eine  Äußenmg 
F.  Brandts,  daß  in  nicht  zu  Icrncr  Zeit  Änderungen  des  Gemeinde- 
wablredites  zugunstoi  da*  Arbdtefscbaft  nöt%  seien,  vor  emer  eigenen 
direkten  Meinungsäußerung  in  zustimmendem  Sinne  aber  hütet  er  sich 
äi^tiich.  Um  so  ausführlicher  tri^  er  dafür  die  Theorie  vor,  daß  das 
größte  Hindernis  ffir  die  Ausdehnung  des  Wahbechts  zu  den  Volb-  und 
Gemeindevertretungen  zurzeit  die  Sozialdemokratie  sei,  gegen  die  er 
ganz  in  der  Weise  und  im  Ton  der  gehässigsten  Zentrumsagitation  po- 
lemisiert. Auch  Jäger  gehört  zu  der  Klasse  von  Politikern,  die  bereit 
sind  das  Wahlrecht  des  Volkes  zu  erweitem,  falls  dasselbe  den  Ge- 
brauch davon  macht,  den  sie  fiir  richtig  halten.  Wenn  aber  die  Arbeiter- 
schaft sozialdemokratisch  wählt,  ist  sie  ihrer  Ansicht  nach  für  ein  er- 
weitertes Wahlredit  nidit  rdf. 

Da  also  Jäger  den  Einfluß  des  Hausbesitzertums  in  den  Gemeinde» 
Vertretungen  nicht  durch  die  Aufhebung  ihrer  Wahlprivilegien  bischen 
will,  so  ist  er  bereit  der  Staatsbureaukratie  die  Machtmittel  zu  geben, 
um  den  Gemeindeverwaltungen  eine  fortschrittliche  Wohnungspolitik  auf- 
zuzwingen. Wenn  sich  die  Stadtverwaltungen  unter  dem  Einfluß  der 
(irund-  und  Hausbesitzer  nicht  entschliel.ien,  eine  sozialpolitisch  durch- 
gebildete Bauordnung  zu  erlassen,  so  sollen  sie  von  den  Regierungen  dazu 
gezwungen  werden,  schreibt  er  II,  S.  71.  Deshalb  schlägt  er  vor,  in 
jeder  größeren  Stadt  einen  königlichen  Kommissär  zur  Leitimg  tmd 
t^berwachung  des  gesamten  Besiedlungs»  und  Wohnwesens  emzusetzen. 
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Mit  anderen  Worten  heißt  das,  der  stadtischen  Selbstverwaltung  das 
wichtigste  (Gebiet,  auf  dem  zu  wirken  sie  gerade  als  lokale  Kürperschaft 
besonders  berufen  und  geeignet  ist,  zugunsten  einer  staatlichen 
Buzeaiikratie  entziehen^  der  jede  Verbindung  mit  der  Einwohneischaft 
der  Lokalität  fehlt.  Wie  gerae  übrigens  diese  bereit  ist,  solchen  An- 
regungen zahlreicher  Wohnungsreformer,  denen  die  genügende  Einsicht 
in  die  Bedürfnisse  der  Gemeindeverwaltung  fehlte  nachzugehen,  das  aeigt 
der  preußische  Wohnungsgesctzentmirf  deutlich  genug. 

Bei  dem  !)es(  hränktcn  Räume,  der  für  diese  ITbersicht  rrir  Verftig'.mg 
steht,  können  wir  uns  mit  den  einzelnen  Ausführungen  des  Ja^jerschen  Üuches 
nicht  weiter  beschäftigen,  so  lehrreich  es  für  eine  Charakterisieruni;  der 
W'oluiungspolitik  des  Zentrums  auch  wäre.  Wir  müssen  uns  daher  dar- 
auf beschränken,  den  Leser  auf  einige  Pimkte,  wie  i.  i>.  Jagers  Stellung 
zu  dem  Bau  von  Arbeiterwohnungen  durch  die  Unternehmer,  woxu  er 
Großbetriebe  oder  Aktiengesellschaften,  deren  Erzeugnisse  einen  höheren 
ZoUschutz  geniefien,  sogar  gesetzlich  verpfliditen  wfll,  seine  Empfehlung 
kapitalkräftiger  Aktiengesdlschaften ,  überhaupt  der  Prämüerung  des 
privaten  Wohnungsbaues,  um  ihn  zum  Bau  von  Kleinwohnungen  zu  ver- 
anlassen, seine  Einwände  !:;egen  den  kommunalen  Wohnung^hnii,  die 
schon  diitzendmal  vor  ihm  in  der  gleichen  Weise  gemacht  und  ebenso 
oft  widerlegt  worden  sind,  usf.,  aufmerksam  /u  machen.  Im  groL-en  und 
gaiucu  bringen  die  praktischen  V'orsclilage,  mit  deren  Formulierung  das 
Buch  abgeschlossen  wird,  so  wenig  etwas  Neues  und  Originales,  wie  die 
theoretischen  Untersuchungen  über  die  Ursachen  der  Wohnungsnot,  die 
Entstehung  der  städtischen  Bodenrente  etc.  Das  Jägerscbe  Buch  ut 
eben  seinem  Wesen  nach  eine  Kompilation,  der  gegenüber  Vorsicht  und 
Kritik  unbedingt  am  Platze  sind.  Sein  \Vert  l)esteht  nicht  in  dem 
Eigenen,  das  es  bringt,  sondern  in  den  zahlreichen  Auszügen,  Abdrucken 
von  Verordnungen,  Drucksachen  etc.,  die  man  in  ihm  he^juem,  aber 
weder  vollständig  noch  immer  richtig  ausgewählt  bei  der  Hand  hat. 

Eine  über  Spezialgebiete  hinausreichende  allgemeinere  Bedeutung 
kommt  auch  dem  Buche  (3)  R.  Eberstadt's  „Rheinische  Wohn- 
verhältnisse und  ihre  Bedeutung  für  das  Wohnungswesen 
in  Deutschland"  (G.  Fischer,  Jena)  zu,  so  spezielle  Gebiete  auch  der 
Hauptteil  des  Buches  behanddt.  Der  Verfasser  will  die  Einzelheitoi  der 
Entwickliug  des  städtischen  Bodens  am  praktischen  Beispiele  zeigen.  Er 
schildert  zu  diesem  Zwecke  die  Wohnverhältnisse  dreier  Großstädte  Düssel- 
dorf, Elberfeld  und  Barmen,  die  er  deshalb  ausgewählt  hat,  weil  in  ihnen 
nicht  der  Massen mietsbau  mit  Hofwohnung  vorherrscht,  sondern  das  schmale 
und  thiche,  selten  mit  Hofwohnungen  versehene  ( Irundsturk,  das  Dreitenster- 
bzw.  Vierlensterhaus,  die  llaupttorm  der  städtisciien  Bebauung  bildet.  Bei 
seiner  Untersuchung  beschränkt  er  sich  aber  nicht  auf  die  eigentlidien 
Wohnungsirerhältnisse,  sondern  erörtert  das  „System  der  städtischen 
Wohnweise  in  seiner  Gesamtheit"  und  untersucht  „die  Zusammenhäiige 
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zwischen  den  einzelnen  Gebieten  der  Volkswirtschaft,  der  Verwaltung 
und  Technik",  mit  anderen  Worten  er  gibt  einen  Überblick  über  den 
ganzen  Prozeß  der  Bebauung  von  der  Aufteilung  des  Baubodens  bis  zur 
fertigen  Wohnung  und  ^um  HaubbesitiC.  Hier  macht  er  aber  leider 
halt;  über  die  Belegung  der  Wohntuigen,  also  die  eigentlichen  Wohn» 
verfasltnisse  erfithren  wir  nichts.  Ihre  Darstellung  wSre  sher  zur 
Vervollständigung  des  Bildes  unbedingt  notwendig  gewesen,  denn  die 
schönsten  Grundrisse,  die  /.weckmäßigsten  Hausanlagoi  können  durch  die 
Belegung  und  Benutzung  in  ihr  Gegenteil  verkehrt  werden. 

Ein  rühmenswerter  Vorzug  der  Eberstadtschen  Schrift  ist  es,  daß 
sie  sich  nicht  auf  das  vorliegende  Material  der  Gegenwart  beschränkt, 
sondern  uns  die  Nürnialfürm  des  Arbeiterhauses  in  der  Entwicklung  vor- 
führt, wie  sie  von  der  privaten  Unternehmung  ausgebildet  worden  ist. 
Diese  Fartien  des  Buches^  die  durch  Hauspläne  illustriert  werden,  sind 
ohne  Zweifel  das  Beste  an- ihm.  Der  Verfassar  führt  uns  an  prägnanten 
Typen  vor,  wie  sich  in  Düsseldorf  und  Elberfeld  das  alte  Drei-  bsw. 
Vierfensterhaus  in  verschiedener  Weise  entwickelt  hat  In  Düsseldorf  ist  der 
Endpunkt  der  Entwicklung  das  Drei-  bzw.  Vierfensterhaus  mir  \n'.au,  das 
zwei  oder  drei  Kleinwohnungen  auf  einer  Etage  enthält.  Charakteristisch 
für  diesen  Typus  ist  der  ,, Anbau",  ein  angehängter  Rückfliigel  von 
2  Zimmern  mit  Fenstern  auf  den  Hof,  und  die  dadurch  bewirkte  Zer- 
legung der  einen  Wohnung  in  ^wei  Hüften,  von  denen  die  eine  (meist 
ein  Zimmer)  an  der  Straße,  die  andere  i^uieist  zwei  Zimmerj  am  Hufe 
belegen  ist.  Diese  Trennung  der  Wohnung  ist  unseres  Eraditais  ein 
schwerer  Übelstand,  da  sie  die  Abvermietung  des  dritten  nach  vom 
gelegenen  Zimmers  gemdezu  herausfordert.  Als  weiterer  Übelstand 
kommt  der  Mangel  jeder  Abgeschlosnenheit  hinzu.  Keine  Wohnung 
bildet  ein  abgetrenntes  Ganze  für  sich.  Man  braucht  sich  nur  die  in 
der  Schrift  abgedruckten  Grundrisse  auf  die  Zersplitterung  der  Woh- 
nnngsanhge  hin  anzusehen,  um  das  Urteil  F.berstadts,  der  dieselbe 
„duiciiaus  beuiedigend"  nennt,  als  durchaus  unzutreffend  zu  erkennen. 
Mit  Fug  und  Recht  strebt  der  neuere  Kleinwuhnuiigsbau  dahin,  auch 
dem  Arbeiter  in  seiner  Wohnimg  das  Gefühl  der  „privacy"  zu  geben, 
dieselbe  so  zu  gestalten,  daß  nicht  die  große  Mehrzahl  der  Vorgänge  des 
häuslichen  Lebens  sich  in  der  Öffentlichkeit  der  übrigen  Parteien  ab* 
spielt.  Viel  zweckmäßiger  hat  sich  der  Elberfelder  Noimaltypus  ent- 
wickelt, in  dem  auf  den  hofwärts  gelegenen  Anl>au  verzichtet,  und  der 
Treppe  eine  zentrale  Lage  gegeben  ist.  Hier  bilden  die  zwei  —  nicht 
wie  in  Düsseldorf  3  Wohnungen  geschlns«;enc  Ganze,  zu  denen  der 
Zugang  von  der  Trepi-e  aus  allerdings  auch  ohne  Vorplatz  direkt  in  die 
Wolinküclie  erfolgt,  rn/weckmai^ig  ist  auch  hier  die  Lage  des  lür  beide 
Wolmungen  gemeinsamen  .Abortes  an  der  Treppe.  Die  Liarmer  Liauform 
stimmt  mit  der  Elberfelder  im  wesentlichen  überein. 

In  allen  drei  Städten  fehlt  das  System  der  Hofwohnung,  wie  es 
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1.  B.  in  Berlin  in  so  weitgehendem  Mat^e  ausgebildet  ist,  und  die  Miet- 
kasenie,  fui  die  nach  Eberstadt  der  tiefe  Baublock  und  die  Hofwohnung 
diftnkterotisch  ist  Die  allgemeine  Haiisfonn  ist  Tidnehr  das  kleine 
und  mittlere  Bttrgerluuis.  In  Elberfeld  gab  es  im  Jahre  1900  3369  Ge^ 
bKiide  mit  nur  2139  mit  nur  s,  9x8  mit  3,  964  mit  4,  668  mit  5, 
524  mit  6  Haushaltungen.  In  Häusern  mit  4  Haudialtungen  lebten 
3856  Haushaltungen  ---  dies  die  stärkste  Gruppe  — ,  dann  folgen  der 
Reihe  nnch  die  Haustypen  von  9  Haushaltungen  (Gesamtzahl  3564), 
von  7  Haushaltungen  (tiesamtzahl  3493).  In  den  Haust)  j^en  von  i  bis 
6  Haushaltungen  ist  über  die  Hälfte  aller  Haushaltungen  untcreobrarbt. 
Ahnlicli  sind  die  Verhahiusse  in  Düsselduit  und  liarmen,  ihueu  ent- 
sprechend ist  auch  die  Zahl  der  Hausbesitser  eine  beträchtlich  gröfieie 
als  in  den  Städten  mit  vorhenschender  lifietkaseme.  Übertrieben  ist 
es  aber,  wenn  Ebeistadt  schreibt,  dafl  der  breitesten  Schiebt  der  fie- 
^ölkerung  die  notwendige  Beteiligung  am  Grundbesitz  verblieben  seL 
Umgekehrt  ist  es  richtig;  auch  in  den  drei  von  ihm  behandelten  Städten 
mit  relativ  kleineren  Häusern  ist  die  breiteste  Schicht  der  Bevölkertins: 
vom  Grundbesitz  ausq^eschlossen  geblieben.  In  Düsseldorf  pht  es  5716 
Hausbesitzer,  von  denen  75  1220  Häuser  —12  Proz.  des  gesamten  Grund- 
besitzes zu  Kigeatum  liaben,  gegenüber  einer  Bevölkerung  von  213711 
Personen.  Eberstadt  berichtet  uns  femor,  dafi  sidi  die  Hausbesitaer 
eine  straffe  Organisation  gegeben  haben  und  ihre  wirtschaftlichen  Standes- 
interessen nachdrücklich  vertreten,  und  erzählt  von  einer  scharfen  Miß- 
stimmung der  Bevölkerung  gegen  den  HausbcsitEerstand,  deren  Grund 
in  den  starken  und  fortgesetzten  Mietsteigerungen  zu  suchen  sei.  Das 
sieht  doch  nicht  nach  der  Betciligunir  der  breitesten  Schicht  der  Be- 
völkerung ara  Hausbesitz  aus.  In  Klberield  beträgt  die  Zahl  der  Haus- 
besitzer 45 10,  wovon  3256  nur  1  bebautes  Gnmdsttick,  125.4  mehr  als 
I  besitzen,  die  Bevölkerung  belief  sich  auf  156963  tinwoiiner,  die 
Zahl  der  Haushaltungen  auf  3497S. 

Soviel  nur  über  den  eisten  darstellenden  Teil  des  Budics.  Oer 
zweite  Teil,  Ergebnisse  und  Folgerungen  betitelt,  sucht  <Ue  Tatsachen 
des  ersten  zur  Erhärtung  der  Eberstadtschen  Theorien,  wie  er  sie  m 
seinen  bekannten  Büchern  „Städtisciie  Bodenfragen",  „Der  deutsche  Kapital- 
markt" und  anderwärts  niedergelegt  hat,  nutzbar  zu  machen.  Einzelne 
dieser  Ausfuhrungen,  insbesondere  die  über  die  Bildung  der  Boden- 
preise, seien  im  folgenden  besjircKhen.  Eberstadt  bezeichnet  es  als  all- 
gemein wahniehuibare  Tatsache,  die  durch  seine  Untersudmngen  über 
die  Bodenpreise  in  Düsseldorf,  Elberfeld,  Bannen  wiederum  bestätigt 
sei,  „dad  die  Bodenpreise  da  am  höchsten  stehen,  wo  die  weitesten 
Geländeflächen  zur  Verfügung  sind  und  die  Stadterweiterung  sich  in 
nahezu  ungehinderter  Weise  vollziehen  kann".  Naturgemäß  sei  gerade 
die  entgegengesetzte  Preisbildung,  daß  nämlich  auf  reichlich  vorhandenem, 
leicht  zugänglichem  und  leicht  bebaubarem  Gelände  die  Bodenwerte  am 
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niedrigsten  stehen,  am  höchsten  dagegen  da,  wo  die  Bodenverhältnisse 
ungünstig:  seien  und  die  Stadterweitcnmc:  auf  Geländeschwierii^keiten 
stütze.  Ferner  hat  sich  nach  F.berstadt  l)ei  allen  neweren  Stadterweite- 
rungen und  Eingemeindungen  ergeben,  dali  die  reichliche  Zufuhr  des 
Baulandes  zu  einer  allgemeinen  Steiget ung  der  Bodenpreise  gefuhrt  hat. 
Die  Erklärung  dieser  Tatsachen,  die  nach  ihm  die  Beugung  eines  natür* 
Udien  Gesetics  sind,  findet  er  in  der  Bodenspekulation  und  den  für  ibre 
Tätigkeit  notwendigen  Voranssetcungen.  Das  Gebiet  der  Bodenspekulation 
seien  die  städtischen  Außenbezirke;  iiir  ihre  Wirksamkeit  sei  daher  die 
Leichtigkeit  bestimmend,  mit  der  das  Außenland  zusammengekauft  und 
festgehalten  werden  kann.  „Die  weiten  Geländeflächen  des  Flachlandes, 
die  Gelandezufuhr  durt  h  eine  Stndterweiterung  und  Fincenieindung  sind 
die  geeigneten  Grundlagen  der  spekulativen  l'nternehnumg."  Hier  sei 
also  die  spekulative  Preistreiberei  am  stärksten  entwickelt  und  seien 
daher  auch  die  Preise  am  höchsten.  Die  Spekulation  in  imbeweglichen 
Gtttero  beruhe  in  letzter  Instanz  auf  dem  Kreis  verwaltungsmäfiiger  Ein« 
richtongen»  die  Deutschland  zu  dem  Idassiscben  Lande  der  Boden* 
Spekulation  gemacht  haben.  So  weit  die  Eberstadtschen  Ausführungen. 
Es  ist  nicht  leicht,  diese  die  tatsächliche  Entwicklung  der  Bodenpreis- 
bildung auf  den  Kopf  stellenden,  die  Vorgänge  Berlins  in  unberechtigter 
Weise  verall^^eracincrnde  Theorie  mit  ihrer  Ubersr^  at -ung  der  Ver- 
waitungsmaßregeln  in  Kurze  zu  widerlegen.  Einige  \\  laerspruche  in  den 
Eberstadtschen  Ausführungen  seien  zunächst  hervorgehoben.  Eberstadt 
erwähnt,  dafi  sich  das  Gelände  um  Düsseldorf  in  festen  I^den  befindet, 
die  Bodenspekulation  einen  GUrtel  um  die  Stadt  gelegt  hat  Dttssd* 
dorf  liegt  in  der  Ebene;  vom  Rhein  abgesehen  sind  seiner  Ausdehnung 
keine  natürlichen  Grenzen  gesteckt.  Hier  stimmt  also  die  Sache,  Von 
Elberfeld  heißt  es  auf  S.  72:  „Das  weite  Gelände  in  größerem  Abstand 
um  die  Stadt  ist  aufgekauft  und  wird  sjiekulativ  festgenalten."  Diese 
Stadt  liegt  aber  auf  hiigcligctn  Gelände,  das  ,,in  dem  Stadtmiltelpunkt 
indes  noch  für  die  umfangreiche  Cieschäili>stadt  Raum  läik  und  von  hier 
aus  bald  steil,  bald  weniger  scharf  emporsteigt  nacli  den  uuilicgenden 
Höhen»  die  der  baulichen  Ausdehnung  reichlichen  Platz  gewähren". 
Auch  in  Stuttgart  gibt  es  trotz  der  hügeligen  Bodenbeschaffenheit  eine 
lebhafte  Bodenspekulation.  Diese  hängt  also  offenbar  nicht  von  der  Ge- 
ländebeschaffenheit ab.  Obwohl  ferner  in  Düsseldorf  wie  in  Elberfeld 
die  Außenbezirke  in  den  Händen  der  Bodens|>ekulation  sind ,  stehen 
doch  in  Elberfeld  die  Mietpreise  nicht  unbedeutend  niedriger  als  in 
Dtisseldorf.  Erklärlici»  wird  dieser  Irrtum,  der  die  Bodenspekulation  und 
die  Flachlandslage  in  Verbindung  bringt,  aus  dem  Ausgangspunkt  der 
Eberstadtschen  Untersuchungen,  den  Bodenpreisverhältnissen  Berlins  tmd 
der  Lage  dieser  Stadt.  Und  diese  Lage  im  IPIachlande  teilt  Berlin 
mit  anderen  großen,  rapid  gewachsenen  Städten^  wie  München,  Han- 
nover etc. 
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Ebenso  fehlerhaft  sind  die  Behniiptiint;cn,  dal.»  in  den  im  Flachlandc 
gelegenen  Stachen  die  „weitesten  Cielandellachea''  /.ur  X'ert'u^uni:  stehen, 
und  diiü  Ik;i  den  Siadterweiterungen  und  Eingemeindungen  die  reiciüiche 
Zufuhr  des  Baiilaiides  za  einer  allgemeinen  Steigerung  der  Bodenpreise 
geflibrt  habe.  £iae  Zufuhr  von  Boden  an  und  fär  sich  ohne  jede  Quali« 
fikation  gibt  es  in  der  Praxis  nicht  Daher  muß  jede  Theorie,  die  mit 
solchen  Begriffen  arbeitet,  falsch  sein.  Es  gibt  nur  Boden  in  einer  bc' 
stimmten  Lage,  und  der  Wert  dieser  I^age  ist  in  erster  Linie  durch  die 
l'ntfemiing  von  dem  Gescbäftsmittcli'unkt  oder  —  Mittelpunkten  bedirgt. 
Datier  kann  man  auch  von  einer  Konkurrenz,  die  die  Böden  weit 
drauUen  in  den  Aukienbezirken  denen  in  den  Innenbe.zirken  machen 
sollen,  fiir  Geschäftszwecke  überhaupt  uiclit  uud  für  Wohnzwecke  nur  in 
sehr  bedingtem  MaSe  sprechen.  Die  ,,weitesten  Geländeflächen"  verlieren 
also  die  Bedeutung,  die  £berstadt  und  andere  mit  ihm  ihnen  zuschreiben. 
Wenn  dturch  Eingemeindungen  oder  ähnliche  Vorige  das  Gebiet  der 
Stadt  ausgedehnt  wird,  so  kommen  damit  die  einverleibten  Bodenflächen 
nicht  oline  weiteres  auf  den  ISIarkt  oder  üben  einen  preisdrückenden 
Einfluß  auf  die  alten  Bodenflüchen  aus.  Man  kann  daher  auch  nicht 
behaupten,  daii  die  Veiniehrunq;  des  Angebots  die  Bodenpreise  erhöhe. 
Es  ist  sehr  (  harakteristiseh,  daLi  Kber.>tadt  in  einer  Anmerkung  schreibt: 
„Bei  dem  hier  behandelten  Vorgang  sollte  überhaupt  das  Gesetz  von 
Angebot  und  Nachfrage  nicht  mit  der  &st  allgemein  beliebten  Aus- 
schliefilkhkeit  herangezogen  werden."  In  gewissem  Sinne  ist  die  >bhnung 
wohl  begründet;  aber  eine  W^amung  vor  Eberstadts  paradoxem  Ver- 
zicht, dies  wirtschaftliche  Gesetz  zur  Erklärung  der  Vorgänge  bei  der 
Bodenpreisbildung  überhaupt  heranzuziehen,  noch  viel  begründeter. 

Die  Unter5;(  heidung  zwischen  natürlicher  inid  künstlicher  Bodenpreis- 
bildung, die  ei^entiiinhelie  Anfifassnnt;  von  der  Rolle,  die  die  Speku- 
lation dalx'i  siiielt.  die  l'herichat<iuiig  des  Kinflusses  von  Vcrwaltun^- 
matiregelij  auf  wirtschaftliche  Vorgänge,  die  Rollenvertauschung  von 
Bebauungsplan  und  Bauordnung  —  alle  diese  Bestandteile  der  Eber- 
stadtschen  Städtebautheorie  sind  schon  zu  häufig  von  anderer  Seite  wider- 
legt oder  auf  ihre  richtige  Bedeutung  zurttclcgeführt  worden,  als  daß  wir 
uns  hier  noch  einmal  dieser  Aufgabe  unterziehen  müßten.  Nur  zwei 
Punkte  seien  hier  richtig  gestellt,  der  eine,  weil  er  zum  ersten  Male  von 
Eberstadt  vorrrebracht  wird,  der  zweite,  weil  er  die  Sehwfldie  F!»or>tadt> 
rei  ht  deutli(  Ii  zeigt,  juristische  Institute  für  wirtschaftliche  Krsi  neinun^:en 
vciantworthrh  m  machen.  Bei  Berechnungen,  die  er  mit  Irasseldorfer 
Büdenbesitzeru  gemacht  bat,  ist  ihm  als  bemerkenswert  aufgefallen, 
wie  der  Bodenspekulant  es  für  durchaus  selbstverstflndlidi  hält,  seinen 
Zinsverlust  als  objektiven  Weit  in  Rechnung  zu  stellen  und  danach  den 
Preis  der  Baustelle  zu  bestimmen.  Dies  jedermann  bekannte  Faktum  ist 
für  Eberstadt  eine  Offenbarung.  Voll  Stolz  schreibt  er:  „Auf  ein  be- 
sonderes  Moment  (der  Stadterweiterung)  hat   dagegen   unsere  Dar- 
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Stellung  .  ,  .  wohl  erstmalig  hingewiesen;  es  ist  die  TalSHche,  daß 
der  IJodcn  rings  um  die  Städte,  der  sich  im  Besitz  der  Bodcnsiiekuhition 
L>ehndet,  ganz  automatisch  durch  Anrechnung  des  sogenannten  „Zinsver- 
kiste»"  Jahr  fUr  Jahr  seinen  Kaufpreis  steigert'^  So  gan  wir  Eberstadt 
die  Freude  an  dieser  Entdeckung  gönnen«  so  müssen  wir  ihn  doch 
darauf  aufinerksam  machen,  daß  diese  Ziosxuschläge  als  Tendenz,  nicht 
ais  Faktum,  wohl  jedem  bekannt  geworden  sind,  der  sich  mit  den  Anfangs* 
gründen  der  Theorie  der  städtischen  Grundrente  gelegentlich  einmal  be- 
schäftigt hat. 

Der  zweite  Punkt  betritt  d:is  H\ i)Othekca\veseu.  „Lediglich  unser 
Hypotliekensystem  ist  daran  scimld,  dalj  die  IJodenpreise  spekulativ  ge- 
steigert werdcu  konncu"  —  schreibt  Eberstadt  auf  S.  42.  Das  ist  direkt 
falsch.  Unser  Hypothekensystem  mag  die  Bodenspekulation  erleiclitera, 
aber  schuld  an  ihr  ist  es  mdit,  so  wenig  wie  der  Verfassen  „In  Wirk- 
lichkeit, schreibt  dieser  weiter,  bestehen  die  hohen  Preise  nicht ;  niemand 
zahlt  sie,  weder  der  BodenbesitEer,  noch  d^  Bauuntandimer,  noch  der 
Hausbesitzer,"  Auel-  dp ;  ist  nicht  richtig.  Die  Kapitalbeträge  sind  nur 
der  kapitalisierte  Ausdruck  der  jährlichen  Rente,  die  von  den  ISfietem 
als  Tribut  für  die  Benutzung  des  Bodens  aufzubringen  und  für  diese 
sehr  real  ist.  Durch  das  Mypotiiekensystem  ist  aber  dieser  Vorgang  der 
Tributznhhmg,  auf  den  allein  es  ankommt,  in  keiner  \\'eise  bedingt.  Auch 
in  Knglaiid  mit  seinem  Iveaselioldsyslein  haben  wir  spekulative  Steige- 
rungen der  Bodenrente  so  gut  wie  bei  uns;  dort  kommen  de  in  den  höheren 
leases  sum  Ausdruck,  nicht  wie  bei  tms  in  den  Kapitalbeträgen  fUr 
bebaute  Grundstücke.  ,|Der  Wert  steckt  nur  in  der  Verschuldung;  er 
wird  dem  Boden  aufgeladen  und  auf  den  Mieter  abgewälzt"  —  heifit 
es  dann  nun  Schluß.  Offen  gesagt  können  wir  uns  unter  dem  Wert, 
der  nur  in  der  Verschuldung  steckt  und  dem  Boden  aufgeladen  wird, 
durchaus  nichts  denken. 

An  diese  Scliriften  allgcnieinen  Inhalts  seien  gleich  die  Publikationen 
angCbclilosücn,  die  sich  die  Berichterstattung  über  die  Vorgänge  uul  dem 
Gebiete  der  Wohnungsreform  zur  Aufgabe  gemacht  haben.  Fortlaufend 
wird  diese  Beriditmtattung  von  den  beiden  Zeitschriften,  (4)  Zeitschri  f  t 
für  Wohnungswesen,  herAusgegeben  von  Prof.  Albrecht,  Verlag  von 
CHeymann,  und  (5)  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern, 
herausgegeben  von  Dr.  K.  Singer  und  Dr.  P.  Busching,  geführt.  Die 
Gebietsabgrenzung  zwischen  den  beiden  Zeitschriften  ist  meines  Er- 
achtens eine  durchaus  zutreffende,  und  die  Hemusgeber  der  bayrischen 
Zeitschrift  haben  durch  die  Tat  deutlicli  bewiesen,  daß  neben  der 
allgemeinen  Zeitschrift  ("ur  W'ohnungswt'sen  die  s[)czielle  ihre  F,xislenz- 
berechtigujig  hat.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daü  die  allgemeioe  Zeiischrilt 
lokalen  Vorgängen  nicht  die  Aufinerksamkeit  und  dtxi  Raum  widmen 
kann,  wie  eine  Publikation,  die  sich  auf  ein  kleineres  abgegrenztes  Gebiet 
beschränkt.    Gerade  dieser  lokale  Charakter  der  meisten  Wohnungs- 
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Probleme  erfordert  aber  sorgialtige  Berücksichtigung,  sollen  nicht  in  der 
Pnuds  imd  Tbeoiie  Verallgemetnenmgen  gemacht  werden,  die  eiiie  zweck- 
mSfiige  LöBumg  der  Aufgdien  au£i  schwerste  schädigen  müssen.  Dasa 
kommt,  daß  eine  allgemeine  Zeitschrift  in  der  Hauptsache  nur  aUg!e> 
metnere  Anregungen  zu  geben  vermag  und  auch  geben  solL  Sie  mu6 
der  praktischen  Tätigkeit  femer  bleiben.  Dagegen  ist  es  gerade  die 
Aufgabe  der  besonderen  Zeitschrift,  die  Agitation  für  die  einzelnen  Auf- 
gaben energisch  ins  I  Inn  zu  rufen,  direkt  einzugreifen  in  die  Be- 
strebungen des  Tages,  mögen  sie  sich  auf  den  ErlatJ  einer  Bauordnung, 
anf  den  Bau  emes  Ledigenheimes  usw.  konzentrieren.  Man  braucht  nur 
die  bisher  endiienenen  Nummem  der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in 
Bayern  daraufhin  durdizubUtllem  und  man  wird  finden,  wie  richtig  die 
Hd-aosgeber  ihre  Aufgabe  erfafit  haben.  Es  wäre  zu  wünschen,  d«6 
auch  in  anderen  Landesteilen  des  Deutschen  Reiches  derartige  Zeit» 
Schriften  entstanden ;  die  praktische  Fördemng  der  Wohnung^robkme 
würde  dadurch  einen  energischen  Anstoß  erhalten. 

Kine  einmalige  zusammenfassende  Übersicht  über  alle  \"orq:ange  auf 
dem  ganzen  großen  Gebiete  der  Wohnungsrefurra  und  über  die  Literatur 
im  Jahre  1903  gibt  das  von  dem  tätigen  Schriftführer  des  Vereins 
Reichs- Wdmungsgesetz,  Dr.  K*  von  Idangoldt  als  Anhang  zu  dem  6.  Ge- 
schäftsbericht dieses  Vereins  zusammengestellte  (6)  „Jahrbncb  der 
Wohnungsreform  im  Jahre  1903".  Es  bedeutet  einea  ersten  Ver- 
such, der  wohl  als  gelungen  bezeichnet  werden  darf.  Trotz  aller  Ktine 
—  der  Bericht  umfaßt  37  Seiten  —  gibt  er  eine  zutreffende  Orientierung 
und  ermö£f1icht  dem  Leser  durch  die  Hinweise  auf  die  verschiedenen 
Publikationen,  sich  für  die  ilin  interessierenden  Funkte  ausführlichere  In» 
formation  zu  verschallen.  Das  iat  auch  alles,  was  von  einer  s»olchen  Üb»- 
sicbt  verlangt  werden  kann,  falls  sie  nicht  zu  einem  dickleibigen  Bande 
anschwellen  soll  — 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zu  den  Sdiriften,  die  sich  speziell  mit 
der  Bodenfirage  und  •politik  beschäftigen,  und  beginnen  mit  dem  Vor- 
trage (7)  Dr.  K.  vonMangoldts  „Die  städtische  Bodenfrage*, 
(Göttingen,  Vandenhoeck  und  Rupprccht\  1904,  der  uns  weg:en  der 
nüchternen  Abwägung  der  in  Betracht  kommenden  Momente  bemerkens- 
wert erscheint.  Mangoldt  halt  sich  von  der  Uberschätzung  der  ilodeu- 
spekulaiion,  der  man  geradezu  abenteuerliche  Kräfte  zuzuächreil>cn 
liebt,  durchaus  fem.  Sehr  richtig  scheidet  er  zwischen  den  Ur« 
besitzera  und  Tenainspeknlanten.  Jene  können  warten,  bis  ihnen  die 
goldene  Ernte  in  den  Schofi  Mt,  diese  mttssen  ihr  Kapital  —  oft  haben 
sie  den  Boden  schon  teuer  gekauft  —  verzinsen.  Daher  gilt  anch  fOr 
sie  das  ökonomische  Gesetz,  die  Umlaufszeit  möglichst  zu  verkürzen- 
Sie  schließen  ihre  Terrains  mit  aller  Energie  auf  und  suchen,  die  Bau- 
plätze mit  Vorteil  naturlich,  mugliciist  bald  wieder  loszuwerden.  Ks 
gibt  keinen  größeren  Unsinn,  als  die  Sclülderung  der  BodenspekulatioQ 
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—  sie  ist  auch  von  Jäger  aiisftihrUch  zitiert  worden  —  nach  der  der 
Spekulant  das  Terrain  ankauft  und  es  nun  20  Jahre  (!)  lang  ruhif:  liegen 
läßt,  bis  es  ihm  teuer  genug  geworden  zu  sein  st  heint.  Diese  Phantasie- 
sorte von  Bodenspekulant  verdiente  auf  einer  Raritäten-  und  Monstrosi- 
tätenausstellung  öfifentlich  ausgestellt  zu  werden.  Ebenso  zutreffend  sind 
die  AusDUmingen  Mangoldts  über  die  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert 
Bleibt  diese  Steuer  niedrig,  i — 2  Promille,  so  verfehlt  s^  jeden  Effekt  anf 
die  Bodenbesitzer;  setzt  nun  sie  höber,  — Vt  so  vertreibt  sie  den 
kleinen  Grundbesitzer  zum  Vorteil  der  grotBen  aus  seinem  Besitz;  auf 
alle  Fälle  aber  spielt  sie  neben  der  4  oder  5  prozentigen  Verzinsung  des 
für  den  Boden  gezahlten  Kapitals  eine  imbodeutende  Rolle.  Tatsächlich 
ist  die  Steuer  nach  dem  genaeinen  \\  crte  nur  eine  Finanzsteuer,  die  den 
Kommunen  größere  Erträge  V)ringt,  als  die  staatliche  Cirundsteuer.  Als 
solche  hat  sie  üire  gewisse  Berechtigung ;  iur  uie  Boden-  uiid  Wolmungs- 
refbim  ist  sie  bedeutungslos. 

Als  Ursache  des  steigenden  Bodenwertes  bezeichnet  Mangoldt  die 
nKMBopoIähnliche  Stellung  der  Baulandbesitzer  und  -Verkäufer.  Er  führt 
diesen  Gedanken  dahin  aus,  daß  trotz  der  theoretischen  Fülle  des 
nach  allen  Seiten  ungehindert  sich  erstreckenden  Flachlandes  „als  Bau- 
land und  speziell  als  Baustellen  nur  ein  ganz  schmaler  Streifen  Land 
jeweilig  in  Betracht  kommt,  der  sich  unmittelbar  an  das  bereits  bebaute 
Land  anschließt".  VVir  haben  die  gleichen  Gedanken  bereits  oben  bei 
der  Besprechung  des  Eberstadtschen  Buches  nur  unter  anderer  Bezie- 
hung ausgesprochen,  als  wir  behaupteten,  dai3  die  Außenböden  den 
Innenböden  kerne  Konkurrenz  machen  können.  M^tig  ist  dann  ISsmer 
nach  Mangoldt,  daß  die  Stadterweiterung  im  wesentticben  ein  privat» 
kapitatistisches  Geschäft  ut  und  daher  alle  die  Mängel  solcher  Ge- 
schäfte besitzen  muö.  Ausführlich  weist  er  dabei  nach ,  welche  Be- 
deutung bei  der  privatk^italistischen  Stadterweiterung  den  Zinszuschlägen 
rukomrnt,  ohne  allerdings  wie  Eberstadt  für  diese  Ausfiihrungen  den  An- 
spnich  der  Neuheit  zu  erheben.  In  dem  Schlußteile  seines  Vortrages 
entwickelt  dann  der  Verfasser  seine  schon  früher  an  anderer  Stelle 
(Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik  18.  Bd,  Heft  i — 2)  aus- 
fuhrlicher begründeten  Vorschläge  zur  Abhilfe:  Ausbildung  einer  gemein- 
verständlichen Statistik,  Schaffüng  von  Konkurrenz  unter  den  Bodenver* 
käufem  durch  Anlage  zahlreicher  Strafien,  durch  Ausbildung  der  Stra6en- 
bahnnetze  und  Erlaß  einer  tiefgreifenden  Bauordnung,  femer  Besteuerung 
des  Wertzuwachses,  Hinnus\erlegung  der  Industrie  in  die  weitere  Um- 
gebung der  Städte,  Stadtverjüngung.  Da  in  diesen  Ausfühnmgen  nichts 
Neues  enthalten  ist,  erübrisirt  sich  ein  näheres  Eingehen  darauf. 

Auch  ein  großer  Teil  der  Dam aschk eschen  Schrift  ,.Auf gaben  der 
Gemeindepolitik"  (A'om  Gemeindeso/ialismns\  (Jena-Fischer),  die  nun- 
mehr in  5.  Auflage  vorliegt,  beschäftigt  sicii  mit  den  Problemen  der  Boden- 
politik, insbesondere  vom  konmiunalen  Gesichtspunkte  aus.  Damaschkes  Au»- 
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juliKingcii  haben  in  Dr.  I.  i'abst,  der  das  bodenrefonnerische  öleuer- 
prograinin  vom  Standpunkte  der  Hausbesitasr  prüft,  einen  scharfen 
Kritiker  gefunden^  dem  wir  in  vielen  Punkten  recht  geben  musseni  In 
seiner  Schrift  (8)  ».Damaschke  und  die  Hausagrariei*'  (Dresden 

und  Leipzig,  Piersons  Verlag,  1903)  vergleicht  er  «mächst  das  ProLaaiiim 
der  Bodenrefornier,  das  den  Konjunkturgewinn  an  Grund  und  Boden 
durch  die  Umsatzsteuer,  Ratti)lat7.steiier  und  Zuwachssteuer  zu  fassen 
sucht  und  daneben  die  bestehenden  (irund-  und  Gehäudesteuern  er- 
halten oder  umgestalten  will,  mit  dem  i'rogramm  der  „objektiv  denkenden 
Hausbesitzer".  Dasselbe  sclilagt  eine  einzige  Konjunkturgewinnsteucr 
vor,  die  för  untiebaates  und  bebautes  Land  in  vesschiedener  Fonn  er* 
hoben  werden  soll,  und  empfiehlt,  das  System  der  Interessensteuem,  wie 
Anliegerbeiträge,  Kanalisationsabgabe,  Trottoitsteuer  usw.  ausaubauen. 
Die  heutigen  Giund-  und  Gebäudesteuern  sollen  beseitigt  werden;  eine 
besondere  Umsatzsteuer  wird  als  überflüssig  und  schädlich  bezeichnet 
In  der  Polemik  gegen  Damaschke  hat  Pnl  t  in  den  meisten  Punkten 
recht.  Die  alte,  von  den  Bodenreformern  als  Glaubensartikei  immer 
Und  immer  wiederholte  l'abel,  daß  Steuern  auf  die  Grundrente  stets  aus- 
sci)lieijiicii  auf  die  Ligcntiuner  des  Grund  und  Bodens  fallen  müssen, 
wird  von  ihm  mit  durchschlagenden  Griinden  widerlegt  täsa  biaudit 
ach  auch  nur  die  Verhältnisse  einmal  klar  au  machen,  um  zu  dem 
gleichen  Resultate  au  kommen.  Die  von  der  Gesamtheit  der  Anwohner 
einer  stüdti  <  In n  Markung  zu  zahlende  Grundrente  ist  zu  einer  bestimmten 
Zeit  ein  fester  Betrag.  Nun  denke  man  sich  eine  allgemeine  städtische 
Grundsteuer  ein|:eftjhrt,  die  z,  B,  nach  dem  gemeinen  Wert  berechnet 
gleichfalls  einen  bestimmten  Betraft  ausmacht.  Auch  Damaschke  wird 
kaum  annehmen,  daß  nun  die  Grundbesitzer  in  ihre  Tasche  greifen  und 
den  ganzen  Betrag  der  Steuer  selbst  aufbringen  werden.  Im  Gegenteil! 
Die  Tendenz,  diesen  ganz  auf  die  Mieter  abzuwälzen,  wird  eine  sehr 
starke  sein  und  in  den  meisten  Fällen  sich  durchsetzen.  Von  den 
Steuererleichterungen  x.  B.,  die  durch  die  Einflihxung  der  Grundsteuer 
nach  den  gemeinen  Wert  den  Besitzern  der  Häuser  mit  kleinen  ^Vohnungen 
zuteil  wurde,  haben  die  Mieter  nicht  den  geringsten  Vorteil  geiiabt. 
Ebensowenig  hat  sie  eine  Hcrabsctzun!:^  der  Grundstückpreise  ^e- 
brac  ht  — ,  das  hat  noch  keiner  der  zahlreichen  Anlianger  dieser  Steuer 
beiiauplet  —  viel  eher  wird  eine  Wertsteigerung  eingetreten  sein,  da 
der  Ertrag  ein  größerer  geworden  ist.  Muß  aber  zugegeben  werden, 
dafi  die  Tendenz  zur  Abwälzung  besteht,  so  ist  damit  auch  das  Bestehen 
der  weiteren  Tendenz  zugestanden,  den  Vcnteil  einer  allgemeinen  Aufhebung 
der  Grund-  tmd  Gebäudesteuer,  wie  sie  von  den  Hausbesitzern  und  von 
Pabst  -efnideit  wird,  völlig  den  Grund-  und  Hausbesitzern  zuzuwenden. 
So  berechtigt  daher  die  Kritik  dieses  let^rteren  an  Damaschke  und  den 
Bodenreformern  ist,  weil  sie  die  allgemeine  Autliebung  der  Grundsteuer 
sehr  richtig  als  „persönliches  Geschenk"  an  die  Grund-  imd  Hausbe- 
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sitzer  verurteilen,  dagegen  witiersprechenderweise  ihre  Reduktion  für  reiie 
des  Hausbesitzes ,  z.  B.  durch  die  Besteuerung  nach  dem  gemeinen 
Werte  begeistert  fordern  —  mit  dem  gteichen  Rechte  mufi  der  Vorwurf 
der  Inkonsequenz  gegen  Pabst  etfaoben  werden,  da  er  von  einer  gene- 
rellen Steuerbesett^iung  infolge  der  durcb  sie  bewirkten  „Konkurrenz 
der  gesamten  Boden-  bzw.  Gebäudeeigentümer''  ein  Hcrabgehen  der 
Mieten  erwartet,  das  Vorhandensein  dieser  selben  Konkurrenz  aber  ab< 
streitet,  um  die  von  Damaschke  behauptete  Nichtabwälzbarkett  der 
Grundsteuer  zu  widerlegen. 

Gehen  wir  also  davon  aus,  daß  die  Tendenz  zur  Abwälzung:  der 
Steuern  auf  Giund  und  Boden  allgemein  vorhaudea  ist,  und  dalj  eine 
Besteuerung  der  Konjunkturgewinne  berechtigt  ist,  so  wird  das  Problem 
so  zu  formulieren  sein:  wie  ist  die  Wertsuwacbssteuer  anszubiiden,  dafi 
die  Möglichkeit  der  Abwälzung  ein  Minimum  wird.  Dabei  wird  zwischen 
bebautem  und  unbebauten  Bodoi  zu  unterscheiden  sein,  aber  nich^  um 
nach  dem  Vorschlage  Brentanosin  seinem  Vortrage  (9)  „W  ohnungs» 
zustände  und  Wohnunffsreform  in  Mtinrhcn"  Ernst  Rein- 
hard, München  1904)  den  erstcren  steuerfrei  zu  lassen,  sondern  weil  die 
Abwälzung  der  Steuer  bei  beulen  eine  verschiedene  ist.  Die  Schwierig- 
Kcit,  bei  den  Gebäuden  zu  unterscheiden,  welcher  Teil  des  Wertzu- 
wachses auf  eine  am  Gebäude  vorgenommene  Melioration,  welcher  auf 
den  Boden  entMt,  wird  von  Brentano  bei  weitem  Überschätzt  Auch 
seine  Hoffnung,  da6  die  Freilassung  des  bebauten  Bodens  von  der  Zu- 
wachssteuer  einen  sehr  starken  Antrieb  zum  Bauen  bilden  wttrde» 
können  wir  nicht  teilen.  Dagegen  würde  eine  solche  Freilassung  den 
Ertrag  der  Steuer  ganz  gewaltig  beschneiden. 

Nach  Pabst  wird  sich  nun  der  Triel)  zur  Abwälzung  der  Grund- 
steuer dann  nicht  gellend  machen,  wenn  die  Steuer  wirklicli  realisier- 
bare LeistunfTsfiihigkeit  trifft.  Bc\  einem  Mißverhältnis  zwischen  Steuer- 
last und  Steucrfäiiigkcit  werde  dagegen  stets  der  Versuch  zur  Abwälzung 
gemacht  werden.  Eine  wirklich  steuertechnisch  nutzbare  L.eistungsfähig- 
kdt  sei  beim  Boden*  und  Hiuisbesilz  aber  nur  da  vorhanden,  wo  der 
Wertzuwachs»  sei  es  als  Etnnahmeste^erung,  sei  es  als  realisierter  Ge* 
winn  wirklich  hl  die  Erscheinung  getT|(ten  sei.  So  sehr  wir  mit  Päbst 
darüber  Ubereinstimmen,  dafi  die  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzu- 
wachses da  ansetzen  soll,  wo  dieser  in  die  Erscheinung  tritt,  also  real 
und  steuertechnisch  greifbar  wird,  so  weni<?  halten  wir  die  Verbindung, 
die  er  zwischen  steuerlicher  Leistungsfähigkeit  und  Abwäizungstendenz 
herzustellen  sucht,  für  irtrendwie  begründet.  Eine  Steuer,  die  auf  die 
leistungsfähigen  Schultern  gelegt  wird,  ist  deshalb  nicht  unabwälzbar, 
noch  wird  dadurch  die  Neigung,  sie  weiter  zu  wälzen,  abgeschwächt 
An  Erfahrungsbeweisen  dafür  fehlt  es  nicht.  Es  sei  nur  auf  ein  Beispiel 
aus  jüngster  Zeit  hingewiesen.  Die  Warenhausbesitzer  haben  sofort  die 
ihnen  auferlegte  Umsatzsteuer  abgewälzt,  obschon  es  sich  bei  den 
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meisten  W'arenliäuscrn  doch  um  sehr  leistungsfähige  Gebilde  handelt. 
Der  von  Pabst  aufgestellte  Cirundsalz  hillt  uns  also  nicht  weiter.  Wollen 
wir  zn  einem  Räultate  kommen»  so  mttesen  wir  das  wirtscbaliUclie 
Grundprinzip  von  Angebot  mid  Nachfrage  heranaehen  und  vom  ein- 
seinen  Grundstfick,  nidit  aber  von  Klassen  von  Grundstücken  oder  von 
dem  ganzen  Grundbesitz  einer  städtischen  Markung  auspjehen.  Der 
Preis  des  einzelnen  Grundstückes  kann  nicht  beliebig  nach  Laune  des 
Besitzers  hinaufgesetzt  werden.  Ks  bilden  sich  auf  dem  Grundstücks- 
markt Lacfeklassen,  in  die  die  einzehien  (  Imndstiu  ke  infolge  der  Wir- 
kung von  Angebot  und  Nachfrage  einraugicri  weiden.  Daraus  er^bt  sich, 
daß  eine  Steuer,  die  das  einzelne  Gnmdstück  gewissermaüeu  aus  seiner 
Klasse  herausbebt,  es  isoliert  und  dann  in  seiner  Isoli^heit  steuerlich 
erfaßt,  a  priori  nicht  abgewälzt  werden  kann.  Wie  im  einzelnen  die 
Wertzuwachssteuer  eingerichtet  sein  mfißte,  um  diese  anzustrebende 
Isolierung  zu  erreichen,  können  wir  hier  nicht  des  näheren  erörtern; 
es  kam  uns  nur  darauf  an  den  Grundsatz  klar  herauszustellen.  — 

Mit  dem  Einfluß  der  industriellen  Krisis  auf  die  Kodrnwerte  be- 
schäftigen sich  fünf  Abhandlungen  im  7.  liand  der  „Störungen  im  deutschen 
Wirlschaltblebens  wälirend  der  Jahre  1900  tif",  herausgegeben  vom  Verein 
für  Sozialpolitik,  die  von  sehr  ungleichem  Werte  sind.  Die  beiden  -Abliand- 
lungen  von  Dr.  F.Hecht,  (10)  „Dresden  und  die  Grundstflcks- 
krisis"  und  (11)  „Die  städtische  Bodenentwicklung  in  Leip< 
zig**  sind  von  dem  Verfiisser  bzw.  der  Leipziger  Immobiliengesellschaft 
abgefaßt  worden,  weil  es  nicht  gelang  geeignete  Bearbeiter  für  diese 
Themata  zu  fmden.  Die  wissenschaftliche  Bedeutung  beider  Schriften 
ist  sehr  gering.  Hecht  kommt  für  Dresden  zu  dcra  Resultate,  daß  die 
Krisis  des  Grundbesitzes  daseiljst  in  erster  Linie  auf  lokale  Ursachen 
zurückzuführen,  ihr  Eintritt  aber  durch  den  Eintritt  der  Depression  be- 
schleimigt  und  verschärft  worden  sei.  Viel  wertvoller  sind  die  anderen  drei 
Abhandlungen :  (12)  D.  J.  Feig,  Die  Verhältnisse  des  Grund  und 
Bodens  inDfisseldorf  unter  demEinflusse  derWirtschafts* 
krise  von  1900,  (13)  Dr.  H.  Silbergleit»  Zur  Bodenentwicklung 
Magdeburgs,  und  (14)  Dr.  L.  Maaß,  Die  neuere  Entwicklung 
der  Bodenverhältnisse  in  München  unter  Berücksichti- 
gung der  Krisis  der  Jahre  1900  und  1901.  Leider  können  wir 
bei  dem  beschränkten  Räume,  der  zur  Verfügung  steht,  nicht  auf  die  ein- 
zelnen hochinteressanten  Untersuchungen  eingehen.  Nur  das  eine  sei 
daher  hervorgehoben,  die  außerordentlich  große  Relativität  aller  Vor- 
gänge der  Bodenwertbewegung.  Liest  man  die  drei  Schriften  hinter* 
einander,  so  erhält  man  einen  recht  deutlichen  Eindrudc  davon,  wie 
grundversdiieden  die  Verhältnisse  von  Stadt  su  Stadt  sind,  und  eine 
ebenso  deutliche  Warnung  davor,  aus  Einzelbeobachtungen,  die  auf 
einem  beschränkten  Gebiete  gemaclit  worden  sind,  generelle  Schlüsse 
zu  ziehen,  die  sich  nur  zu  oft  als  falsch  erweisen,  wenn  man  sie  an  den 
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Beobachtungen  eines  anderen  Gebietes  nachprüft  In  Düssddorf  z,  B., 
wo  in  den  Jahren  189S  und  1899  Klagen  Uber  Wohntmgsnot  all- 
gemein waren  und  außerordentlich  ^^roße  Mietsteigeran^en  stattfanden, 
bat  die  Bodenwertsteigerunf!:  auch  nach  Eintritt  der  Krisis  lort£^C(-lauen, 
wahrscheinlich  aber  in  verlanesaniiem  Tempo.  Die  Mietitrcise  sind 
nicht  zunickgegaugen,  aber  auch  uiclit  weiter  gestiegen,  da  sich  infolge 
des  reichlich  fliedenden  Bankredits  gerade  in  den  Kiisenjahien  eine  leb- 
haftere Wohnbautätigkeit  entwickelt  hat  Feig  kann  also  geradezu  dnen 
wohhätigen  Einfluß  der  Knae  auf  die  Bau-  und  WohnungsverfaSltntsse 
!V  tstellen.  In  München  haben  wir  dag^en  ZOT  gleichen  Zeit  „aut*  dem 
lerrainmarkte  und  besonders  im  Baugewerke  starke  kriscmnätJige 
Störungen",  für  die  von  Maaß  die  industrielle  Kjisis  nur  zum  Teil  mit 
verantwortlich  t^emacht  wird. 

Mit  einer  einzelnen  Frage  der  Bodenpolitik  beschäftigt  sich  die 
Schrift  (i5j  Dr.  K.  Grünbergs,  Bauten  auf  fremdem  Ci  rund,  ein 
Beitrag  zur  Würdigung  des  Erbbaurechtes  (Wien^ F.  Deuticke, 
1903).  Die  Bestrebungen,  das  Rechtsinstitut  des  Erbbaurechts  audi  in 
Osteireich  etnzuftthren,  haben  den  Verfasser  veianlafitp  sich  eingdiender 
mit  der  Frage  zu  beschäftigaii  ob  die  angestrebte  Rezeption  überhaupt 
nötig  ist.  Seine  Forschimgen  haben  ergeben,  daß  in  Osterreich  bereits 
ein  dem  Erbbaurecht  ähnliches  Institut  in  dem  Superädifikat  besteht,  durch 
das  es  Zeitpächtem  ermöglicht  v\-urde,  Baulichkeiten  auf  l'nchtgrund  ni 
errichten.  Zahlreich  sind  die  Superadifikatsverträge  besonders  in  Wien 
imd  in  den  Gemeinden  der  Umgebung^  äie  huden  sich  aber  aucli  sonst 
in  Niederösteireicb,  in  Ungsm  usw.  und  zwar  hauptsächlich  auf  ge- 
bundenem Boden.  Das  Institut  war  also  ziemlich  verbreitet  ein  Beweis, 
da6  es  wirtschaftlichen  Bedttrfiiissen  entsprach.  Der  Verfasser  unter- 
wirft nun  die  wichtigeren  T)fpcn  dieser  Superädifikatsverträge  einer  ein- 
gehenden Analyse  sowohl  nach  ihrer  juristischen  wie  wirtschaftlichen 
Sure  und  kommt  beide  Male  zu  einer  Venirtcilung  des  Instituts  Die 
juristische  Konstruktion  der  l^auten  auf  fremdem  Grund,  die  dieselben 
prinzipiell  als  Fahrhabc  ansieht,  hat  in  der  l'raxis  zu  Schwankuns^eu  und 
inneren  Widersprüchen  gefiihrt,  für  die  uns  der  Verfasser  eine  Reihe 
interessanter  Beispiele  beibringt  Wirtschaftlich  rouflten  diese  dahin  itihren, 
die  Auanutzung  des  Grundstückes  ftir  Bauzwecke  durch  die  PSchter  zu 
verhindern,  sowie  die  Kreditfilhigkeit  desselben  zu  unteigraben  und  zu 
vernichten,  da  ihm  der  Realkredit  versagt  blieb,  und  auch  der  Pers<MMl- 
kredit  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  und  zu  ungünstigen  Bedingungen 
ermöglicht  wurde.  Der  (inir.deigentümer  ist  stets  bestrebt,  seine  Vcr- 
fügungsfreilieit  über  den  Pachiuoden  möglichst  groL'  zu  erhalten  oder  zurück- 
zugewinnen, und  das  wird  um  so  ineJir  der  Fall  sein,  wenn  sich  ilun  eine 
günstigere  Verwertung  seines  Grund  und  Bodens  bietet  In  den  im  Ver« 
hältnis  zum  Bodenwert  so  niedrigen  Pachtraten  kommt  daher  die  Ge- 
fahrenprilmie  zum  Ausdrucke^  die  den  Päditem  ftlr  die  fehlende  Ständigkeit 
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ihres  PachtverhSltnisses  gewährt  v  ird.  Xach  dieser  Kritik  des  Superädift- 
kates  wendet  sich  der  Verfasser  zur  Hcsprechung  des  Erbbaureciites,  das 
als  i  rs alz  für  ienes  empfohlen  worden  ist.  Er  stellt  zunächst  im  An- 
schluL;  an  Andre  u.  a.  fest,  „daß  über  eine  Reihe  prmzipiell  höchst 
wichtiger,  ja  entscheidend  bedeutsamer  Punkte  die  vollste  UnUaiiiett 
hemcht",  und  prüft  dann  den  mtiglicben  oder  iwhrscheinlichen  üibalt  der 
Recbtsfonn.  Wir  können  diesen  Ausführungen  nicht  im  einselnen  nach- 
gehen, so  wichtig  dieselben  zur  Charakterisierung  des  Elrbbaurechttt 
sind.  Mdir  interessiert  uns  hier  die  scharfe  Kritik,  die  der  Verfasser 
an  der  wohnungspolitischen  Bedeutung  des  Frbhaurechtes  übt.  Auch 
hier  stimmen  wir  seinen  Ausfiihrunrjen  iiii  v>  c^ontlichen  zu.  Ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  wir  von  der  Nützlichkeit  des  Eip:entums  für  Arbeiter 
durchaus  nicht  überzeugt  sind,  können  wir,  so  wenig  wie  Grünberg,  in 
dem  Erbbaurecht  ein  Mittel  sehen,  den  Eigenhausbesitz  des  Arbeiter- 
standes ni  fördern.  ,|])e»n  glaubt  man  wohl:  der  Fabrikant  oder  Guts- 
herr, der  um  eines  festen  Arbeiterstammes  willen  Gründe  tu  Erbbaur 
recht  austut;  werde  anstehen,  sich  durch  Beisetzung  von  Resolutivbedin- 
gungen und  anderen  Vertragsklauseln  vollste  Bewegungsfreiheit  seinen 
Hintersassen  gegenüber  zu  sichern?  Wie  soll  sich  dann  aber  der 
Arbeiter  das  Baukapital  verschafl'cn  —  schreibt  Grünberg^  sehr  zu- 
treffend. Ganz  das  gleiche  gilt  auch  von  den  anderen  Vorzügen,  die 
mau  dem  Erbbaurecht  nachrühmt.  Die  englischen  Erfahrungen  mit  dem 
Leaseholdsystem  ermuntern  gerade  nicht  dazu,  dem  Erbbauredit  eine 
wette  Verbreitung  in  der  privaten  Wohnnngsproduktion  zu  wünschen. 
Und  woin  darauf  hingewiesen  wird,  dafi  in  England  Private  Prtvatea 
gegenflber stehen,  in  Deutschland  dagegen  die  Eigentümer  <tes  Erbfaat^ 
geländes  den  Gemeinden  und  infolgedessen  die  Verhältnisse  ganz  andere 
sein  würden,  so  muß  um  so  mehr  betont  werden,  daß  alles  von  dt- r  Art 
der  Verträge  abhangt,  die  von  den  (>emeinden  und  den  Erbbaulustigen  ge- 
schlossen werden.  Will  die  Gemeinde  eine  \'erbilligung  der  .Mieten 
erreichen,  so  muü  sie  üich  gegenüber  den  Erbbaulustigen  das  Recht  der 
Mietfiestsetzung  vorbehalten.  Auf  eine  soldie  Bestimmung  kann  sich  aber 
die  private  Bauuntemehmung  nicht  einlassen,  will  sie  nicht  ihre  eigene 
auf  der  Ausbeutung  dar  Grundrente  beruhende  Existenz  negieren.  So 
kommt  denn  Grünberg  sn  dem  Schluß,  dafi  das  Erbbanrecht  in  keiner 
Art  als  Mittel  zur  Lösung  der  Wohntmgslrage  oder  auch  nur  znr 
I.inderung  der  herrschenden  Wolmtmgsnot  angesehen  werden  könne. 
l)icscs  Urteil  scheint  uns  zu  we-itgehend,  alles  zu  verdammen.  Unseres 
Erachtens  kann  das  Erbb;iurct:ht  in  dem  bescliränktcn  Malie  Anwendung 
finden,  als  es  von  den  Gemeinden  Baulustigen  bewilligt  wird,  die  aul' 
die  Ausbeutung  der  Grundrente  verzichten  und  sich  der  Festsetsmig  der 
Mieten  durch  die  Gemeinden  unterwerfen.  Es  kttasen  also  nur  Ban- 
genossenschaften  mit  Gemeineigentum  und  gonemnätzige  GeseUsdmflen 
in  Frage.   Das  Problem  des  Profits  Wörde  in  diesen  Fällen  ausscheiden. 
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Diirrh  die  T^enutzung  des  Erbbaurechtes  würde  den  Gemeinden  nur  das 
iiesclialt  des  Wohnungsbaues  und  'Vermietung  abgenommen,  wofür  sie 
den  Grund  und  Boden  und  den  ^ößcrcn  Teil  der  erforderlichen  Eau- 
kapitalien  zu  beschatten  hätten.  Allerdings  ließe  sich  bei  einer  der- 
aitigea  Anordnung  die  Frage  aufweifen,  ob  es  nötig  ist,  den  Umiraf 
über  das  Erbbaorecht  so  nehmen^  und  ob  das  gleiche  Zud  nicht  Idlrzer 
mit  gleichem  Erlblge  eneicbt  werden  kann. 

Zu  den  sdnrierigsten  Hindernissen  einer  aweckmäfiigen  Bebauung 
gehört  die  namentlich  in  Süd-  und  Westdeutschland  sehr  weitgehende 
Zersplitterung  des  Grundbesitzes.  Aus  ihr  muß  so^ar  einer  der  wenic:en 
Rechtfertigungsgründe  für  die  Bodenspekulation  nbgeleitft  werden,  die 
durch  den  Zusammenkauf  der  zersplitterten  (irundstiicke  und  Parzellierung 
des  neugebildeteu  Ganzen  die  fiir  die  Bebauung  erlordeiUche  Lage  und 
Größe  der  Baugrundstücke  herstellt.  Durch  freiwillige  oder  gesetzlich  er« 
xwnngene  Zusanmienlegung  und  Umlegung  der  Parzellen  der  verschie- 
denen  Eigentümer  hat  man  das  gleiche  Ziel  zu  erreichen  gesucht,  ohne 
den  Umweg  über  die  Bodenspektdation  zu  machen.  Zahlreiche  Versuche, 
die  Gnmdeigentümer  für  ein  derartiges  Vorgehen  zu  gewinnen,  sind  von 
den  Gemeinden  gemacht  werden  —  teils  mit,  teils  ohne  Erfolg.  Über 
eine  erfolgreiche  Grundstücksumlcgung,  die  das  bedeutende  Gebiet  von 
167,54  ha  umfaßte,  berichtet  die  Schrift  (i6j  „Die  G run  d  s  t  u  c  k  s  u  m - 
legung  in  Stadtfeldmarken  und  in  der  Südoslfelduiark 
Dortmund"  von  de  Weidige-Cremer  und  Dr.  Fahrenhorst, 
Dortmund  1903.  In  Dortmund  wurde  für  die  Auischließung  der  Süd» 
ostfeldmark  die  landwirtschaftliche  Verkoppelung  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  3.  April  1879  betr.  die  Ausdehnung  der  Gemeinheitsteüungsordnung 
angewendet.  Auf  diese  Weise  wurde  wohl  durch  Schaffung  eines  guten 
Wegenetzes  mit  Gräben,  also  besserer  Zugänglichkeit  tmd  Entwässerung 
der  Grundstücke,  durch  Vornahme  einer  Neumessung  und  Ordnung  des 
Grundtniches,  durch  wirtschaftlichere  Ge?tr\ltung  der  Grundstücke  den  land- 
wirtschafilichen  Interessen  in  erster  Linie  gedient,  zugleich  aber  auch 
das  650  Morgen  gri>üc  Ciebiet  der  Bebauung  ersclilossen,  die  bisher  bei 
den  eigenartigen  Besitzverhältnissen  so  gut  wie  immöglich  war.  1-  ur  die 
Gemeinde  aber  erwuchs  der  gewaltige  Vorteil,  daß  sie  in  den  Besitz  des 
gesamten  für  das  zukünftige  Straßennetz  erforderlichen  Bodens  im  Be< 
trage  von  ca.  130  Morgen  gelangte,  ohne  auch  nur  die  geringsten  Auf* 
Wendungen  machen  oder  Zinsverlustc  erleiden  zu  müssen.  Die  zu- 
künftigen Straßen  wurden  in  der  Breite  der  normalen  Wirtschaftswege 
aus  der  Masse  entnommen,  die  Erbreiterungsflächen  bis  auf  die  Straßen- 
breite  vf>n  den  Anliegern  sogleich  mit  abgetreten,  enthaftet  und  der 
Ciemeinde  uberwiesen;  jene  behielten  aber  die  Nutzung  der  über  9  m 
hinausgehenden  StraiJenlandstreifen.  Die  ganze  UmwanUlung  vollzog  sich 
im  Laufe  eines  Jahres  ohne  Beschwerde  seitens  der  Interessenten.  Die 
Vorteile,  die  den  Grundbesitzern  zugewachsen  sind,  haben  für  weitere 
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X'erknppehinpen  Propaganda  unter  den  Grundbesitzern  in  anderen  Feld- 
marken gemacht,  so  daU  eine  Fortsetzung  des  Verfalirens  zu  erwarten 
ist  Über  die  Verkoppelung  der  Südwestfeldtnark  gibt  nim  die  an- 
geführte Schrift  ausfUhrlicheo  Bericht,  zugleich  will  sie  damit  den  Nach* 
weis  liefern,  dafi  es  mit  den  Verkoppelungsgcsetzen  sehr  gut  möglich 
ist,  Umlegungen  von  Stadtfddmarken  durduufuhren,  die  sich  im  Über» 
gangsstadium  zur  baulichen  und  industriellen  Benutzung  befinden,  und 
dabei  allen  Bedürfnissen  der  Landwirtschaft,  des  Verkehrs  und  der  Be> 
bauung  Rechnung  zu  tragen.  Dabei  muß  allerdings  eine  Reihe  von 
Voraussetzungen  erfüllt  sein:  der  Antrag  einer  genug^enden  Mehrheit  muß 
vorliegen,  die  ZustSndigkeit  der  Auscinandcrsct/.ungsl)choiden  be- 
gründet, durch  Einversiaiidnis  der  Beteiligten  die  volle  Berucksichiiguug 
der  zukünftigen  Bebauung  gesichert  und  eine  nur  kleme  Zahl  von  Par* 
teilen  vorhiinden  sein,  die  nach  §  3  des  Gesetzes  vom  2.  IV.  187  a  der 
Umlegung  an  sich  nicht  unterworfen  sind.  Gegenüber  dem  fakultativen 
Charakter  der  auf  Grund  der  Agrargesetze  stattfindenden  Umlegungen 
bedeutet  daher  die  Lex  Adikes  auch  nach  Ansicht  der  Verfasser 
einen  crhchliclicn  Fortschritt.  Die  materiellen  Sätze  dieses  Gesetzes 
\verden  von  ihnen  im  wesentlichen  gebilligt,  gegen  die  das  X'erfahren 
regelnden  Vorschriitcn  al)er  um  so  schwerere  Bedenken  geltend  gemacht. 
Sie  werfen  die  Frage  auf,  ob  es  nicht  zweckmäßiger  sei,  die  Leitung 
des  Verfahrens  und  vor  allem  die  Aufstellimg  des  Verteilungsplanes 
nicht  einer  ad  hoc  von  dem  Regierungspräsidenten  ernannten  Umlcgungs- 
kommission,  sondern  den  Auseinandersetzungsbehörden  zu  übertragen, 
die  über  eine  reiche  Erfahrung  und  ein  in  der  Umlegungstecbnik  ge- 
schultes  Beamtenpersonal  verfügen.  Zugleich  empfehlen  sie  eine  Ab* 
änderung  der  Agrargesetzgebung  in  einigen  Punkten,  um  die  Ausein- 
andersctznngsbehörden  in  weiterem  Umfange  für  die  ScliatTung  von  Bau- 
gelände nutziiar  marhcn  /.u  können.  Wir  können  auf  eine  Kritik  dieser 
Ausfuhrungen  nicht  eingehen,  da  sie  uns  zu  tief  in  die  komplizierte  l'm- 
legungsmaterie  hineinführen  würde.  Es  sei  hier  nur  hervorgehoben,  üal> 
es  sich  bei  den  städtischen  Umlegungen  doch  vor  allem  um  Probleme 
des  Städtebaus  handeln  wird  und  unserer  Ansicht  nach  gerade  die 
städtischen  Behörden  sachverständige  Vertreter  des  Gemeinwohles  sind. 
Anstatt  diesen  Behörden  die  Leitung  des  Verfahrens  und  die  Aufteilung 
des  Vcrteilungsplanes  zu  übertragen,  hat  man  sie  überall  als  Interessenten 
betrachtet,  denen  gegenüber  der  Grundbesitzer  nach  allen  Kichtungen 
hin  geschützt  werden  müsse. 

Mit  der  „Bauordnung  im  Dienste  der  örtcntliclien  Gesundheit -pileire'* 
beschäftigte  sich  im  Se[iteml)cr  i<)03  der  ..Deutsclic  \"erein  für  utVcut- 
liche  Gesundheitspflege"  auf  seiner  Vereinsvcr>anuulung  zu  Dresden. 
Die  Referate  lagen  in  den  Händen  des  Geh.  Regicrungsrat  Rumpdt  und 
dem  Baurat  Sttibben,  die  ihre  Anschauungen  nach  dem  Gebrauche  des 
Vereins  in  Leitsätzen  niedergelegt  hatten.   Eine  Besprechimg  der  Ver- 
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Handlungen  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit.  Mit  der  Bauordnung 
beschäftigte  sich  femer  ein  Vortrag  des  Prof.  K.  Mayredcr,  der  in 
der  „Österreichischen  Gesellschaft  für  Arbeiterschutz"  gehalten  worden 
ist.  In  erweiterter  Form  liegt  derselbe  als  5.  Heft  der  Schriften  dieser 
Gesellscliaft  unter  dein  Titel :  (17)  „Städtische  Bauordnungen  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Wohnungsfrage"  (Wien, 
Franz  Deutkke)  vor.  IMe  Schrift  gibt  in  kunen  Zügen  einen  orientierenden 
Überblick  über  die  bei  dem  Erlafi  einer  Itanordnung  in  Frage  kommen- 
den  Momente,  wobei  das  Zurückbleiben  der  österreichischen  Bauord- 
nungen, insbesondere  der  Wiener  hinter  den  anerkannten  Forderungen 
der  Hygiene,  der  Städtebautechnik  nnd  der  Wohnungspolitik  energisch 
herviirgehüben  wird.  Kntstand  doch  noch  im  Jahre  1804  die  neue 
Bauordnung  ftir  Brünn  und  im  Jahre  1900  die  für  Linz  einfach  dadurch^ 
daU  man  die  veraltete  Bauordnung  ftir  Wien  kritiklos  abschrieb.  Diese 
Bauordnungen  wurden  überdies  noch  auf  eine  ganze  Reihe  kldneier 
StSdte  ausgedehnt.  Kein  Wunder,  dafi  sich  dann  Wohnungszustände 
herausbilden,  die  jeder  Beschreibung  spotten.  Ein  Vorzug  der  May- 
rederschen  Schrift  sind  die  Pläne,  an  denen  klar  gemacht  wird,  wie  die 
Bestimmungen  verschiedener  Bauordnungen  auf  die  Bauweise,  die  Über- 
bauung  der  Grundstücke  usw.  einwirken. 

Zu  den  wenigen  deutschen  Städten,  die  durch  den  Bau  von  Arbeiter- 
häusern für  das  allgemeine  Wohnungsbedürfnis  der  nichtbesitzenden 
Klassen  gesorgt  liaben,  gehört  die  Stadt  Uhn,  die  seit  dem  Jahre  1894 
in  größerem  Stile  als  Unternehmerin  von  Kleinwohnungen  aufgetreten 
ist  Über  ihre  Tätigkeit  unterrichtet  uns  in  trefflicher  Weise  die  von  dem 
Oberbürgermeister  Wagner  herausgegebene  Schrift:  (18)  „Die  Tätig- 
keit der  Stadt  Ulm  a.  D.  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungs- 
fürsorge für  .\rbciter  und  Bedienstete"  (LTlm,  J.  Ebner).  An- 
laß zu  der  städtisclien  Bautätigkeit  jjah  wenijj^er  der  Mangel  an  Wohnungen, 
als  vielmehr  die  ubermäBigen  Preise  und  die  ^erins^'c  Beschaffenheit  der 
W'ohnungen,  in  denen  die  arbeitende  Bcvulkciung  hausen  nrutjte.  Wir 
haben  hier  also  ein  Beispiel  für  die  Bekämpfung  der  chronischen 
Wohnungsnot,  während  im  allgemeinen  die  Bautätigkeit  der  Stadtver- 
waltungen durch  Ausbräche  akuten  Wohnungsmangels  in  Bewegung  ge- 
setzt worden  ist  Die  Häuser  wurden  von  der  Stadt  zum  Weiterverkauf 
gebaut,  und  dieses  System  wurde  gewählt,  weU  man  bei  den  Eigentümern 
eine  bessere  Pflege  und  Instandhaltung  erwartete  und  weil  man  durch 
die  Erhebung,'  de?  Lohnarbeiters  zum  Eisrentiimcr  einen  ..Damm  siegen 
unisiur/leris(  he  Üesti  ebun^en"  errichten  u  oUte.  Die  praktischen  Erfahrungen 
haben  dieses  System  der  Wuhnungslürsorge  als  unzweckmäßig  erwiesen, 
wobei  wir  ganz  davon  absehen,  ob  das  Ziel  der  Sozialistenbekämpfuog 
erreicht  wurde  oder  nicht  Schon  die  Kaufverträge,  die  bei  den  Häusern 
der  ersten  Serie  abgeschlossen  wurden,  enthielten  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen, die  das  Eigentumsrecht  der  Käufer  nach  gewissen  Richtungen 
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hin  beschränkten.  Unter  anderem  behielt  sich  die  Stadt  ein  Rückkaufs- 
recht  auf  die  Dauer  von  15  Jahren  vor,  das  aufier  in  anderen  Fällen 

insbesondere  dann  wirksam  werden  sollte,  wenn  der  Schuldner  das  An- 
wesen veräußern  oder  falls  er  Woiinungen  zu  einem  den  üblichen  Miet- 
zins übersteigenden  Mietzins  vermieten  «der  derartige  Attervermietungen 
durch  s^ine  Mieter  dulden  sollte.  Sehr  bald  stellte  es  sich  aber  heraus, 
daB  die  genannten  fiestmunungen  nicht  ansrdditen,  tun  Uffifibrftucheii 
mit  Erfolg  entgegenzutreten.  Dieselben  worden  also  duch  weitere  Be> 
stinunungen  verschärft,  die  auch  von  einer  gröfleren  Anzahl  Hausbesitser 
nachträglich  anerkannt  «nirden.  Der  wichtigste  Zusatz  war  der  folgende : 
„Der  Gemeinderat  setzt  jeweils  den  Höchstbetrag  der  zulässigen  Miet- 
zinse fest."  D.is  war  wohl  der  tiefste  Fingriff  in  das  F.igentumsrccht  der 
Käufer,  da  er  sie  an  der  Ausnutzung  der  steigenden  (irunHrente  hinderte. 
Als  dann  die  Stadt  im  Jahre  1902  ihre  Baupolitik  lortseuie.  ver/iciitete 
sie  auf  die  Anwendung  des  Erbbaurechtes,  erweiterte  aber  in  den  neuen 
Verträgen  die  Dauer  ihres  Rflckkaulsrechtes  von  15  auf  100  Jahre  nnd 
gestaltete  die  Verträge  so  aus,  daß  von  dem  Eigentumsrecht  der  KäufiBr 
so  gut  wie  nichts  surttckblieb.  Sie  and  nur  nominell  Eigentfimer,  tat- 
sächlich aber  die  Hausagenten  der  Stadt  Uhn,  der  sie  die  Unannehm» 
lichkeiten  der  Vermietung  und  Verwaltung  des  Hausbesitzers,  sowie  das 
Risiko  des  Mietctnganges  nbnclmien.  Wäre  es  da  nicht  einfacher  tmd 
den  Käufern  gegenüber  auch  ehrlicher  gewesen,  wenn  die  Stadt  das 
Eigentum  der  Mauser  behalten  und  dieselben  zur  Vermietung  an  eine 
Mietgenossenschatt  ausgetan  hätte?  Nähert  sie  sich  doch  so  wie  so 
Schritt  für  Schritt  diesem  Ziele.  Die  Zahl  der  Angehörigen  der  nicht* 
besitzenden  Klassen,  die  eine  Anzahlung  von  10  Proz.,  wie  Bedingung, 
auf  die  Häuser  leisten  können,  hat  sich  erschöpft,  und  die  Stadtverwaltung 
sieht  sich  gezwungen,  bei  der  Fortsetzung  ihrer  Baupolitik  ein  ,|Wohnungs- 
recht  für  dieselben  zu  konstituieren,  aus  dem  das  Figentumsrecht  im 
Laufe  der  Zeit  herauswachsen  kann  und  wird".  Auch  hier  muß  man 
sich  fragen,  ein  formelles  Eigentunisrecht  m  entwickeln,  das  tat- 

sächlich nicht  viel  amleres  als  ein  W'olinungsrecht  ist?  Nur  um  einen 
Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  zu  fuhren,  dessen  Erfvilglosigkeit  die 
Abstimmung  dieses  Wohnviertels  bei  den  letzten  Reichstagswahlen  dent- 
lieh  erwies?! 

Besonders  wertvoll  ist  die  XJlmer  Leistung  ftbr  uns  dadurch,  daß  sie 
einen  schlagenden  Beweis  für  den  Arbeiterwohnungsbau  durch  die 
Kt>mmune  beibringt.    Mit  aller  Entschiedenheit  bebt  Oberbürgermeister 

Wagner  dieses  Ergebnis  in  seiner  Schrift  hervor.  Einen  großen  Teil  des 
Xn  Kapitels  widmet  er  der  Widerlegung  der  Einwände,  die  gegen  den 
kuninnmalen  Regiebau  immer  und  immer  wieder  erhoben  werden,  tmd 
er  ist  in  der  glücklichen  Lage  die  unwiderleglichen  Beweise  aus  der 
eigenen  Praxis  beibringen  zu  können.  Wir  können  niit  dksen  seinen 
AusHihrungen  unsue  volle  Übereinstimmung  aussprechen,  wobei  uns  das 
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entschiedene  Eintreten  für  das  kleine  Wohnhaus  und  das  als  Ideal  an- 
gestrebte Eln&milienhaus  besonders  sympathisch  berührt.  Skeptisch 
stehen  wir  dagegen  dem  System  des  Eigenhansbaues  gegenüber,  wobei 

wir  uns  insbesondere  auf  das  beziehen ,  was  wir  oben  angeführt  haben. 
Die  Fesselung  des  Arbeiters  an  das  Haus  kann  nicht  bestritten  werden, 
und  sie  kann  im  Falle  einer  größeren  Krise,  einer  Bovkottierunp:  durch 
Arbeitgeberverbände  ihm  verhän^oiisvoll  werden,  ja  seinen  wirtschaftlichen 
Ruin  verursachen.  Diese  Gefahr  wird  um  so  größer  sein,  je  größer  die 
Zahl  der  Arbeiterhäuser  ist. 

Die  Uhner  Stadtretwaltimg  war  sidi  darüber  vdlkommen  Uar,  „dafl 
eine  ArbeitorwohnungsfÜrsorge  im  giofien  StU . . .  sich  nur  durchfuhren  lasse, 
wenn  die  Stadt  über  ein  möglichst  grofitt  Grundeigentum  verfüge,  und 
femer,  daß  die  Erhaltung  und  planmäßige  Vermehrung  des  letzteren 
auch  noch  andere  .  .  .  Errungenschaften  in  sich  schließe"  so  beginnt 
das  interessante  Ka[jite],  das  die  Ulmer  Bodenpolitik  darstellt.  Durch 
Ankaufe  von  Grundeigentum,  die  sich  seit  iSni  auf  ca.  549  ha  be- 
liefen, ist  die  Stadt  in  der  günstigen  Lage  von  dem  gesamten  überbau- 
baren Gelände  im  Betrage  von  456  ha  ca.  2S2  ha,  also  mehr  als 
zu  besitzen.  Die  Verwaltimg  ist  aber  nicht  nur  als  Käuferin,  son- 
dern audi  als  Verkäuferin  aufgetreten:  sie  hat  in  den  letzten  12  Jahren 
35  ha  an  Fabrikanten,  Bauunternehmer  und  an  die  Käufer  der  Arbeiter- 
eigenhäuser um  I  979  237  ML  verättfiert,  so  dafi  die  zugewachsenen,  jetzt 
der  Überbauung  zugänglich  werdenden  180  ha  noch  auf  216659  Mk. 
zu  stehen  kommen.  Es  ist  also  finanziell  sehr  geschickt  operiert  worden. 
Wie  rc(htferti<:t  aber  die  Stadtver>valtung  den  Verkauf  kommunalen 
Grundciirentums  ?  Die  Konkurren;^  der  Gemeinden  und  industriellen 
Unternehmungen  habe  zum  N'erkauf  gezwungen,  da  sich  diese  bei  Erb- 
oder Zeitpacht  zweifellos  anderswo  niedergelassen  hätten.  Auch  der 
Villenbau  von  Rentnern  wäre  in  diesem  Falle  nicht  möglich  gewesen. 
Theoretisch  sei  das  Festhalten  des  Grundeigentums  der  Gemeinde  mit 
dem  Institut  der  Erbpacht  durchaus  begrttndet  und  in  gr{}6eren  Städten, 
die  eine  bedeutende  Anziehungskraft  auf  die  Industrie  besäßen,  auch 
praktisch  durchführbar.  Kleinere  Gemeinden  dagegen  wären  nicht  in 
der  glücklichen  Lage  und  müßten  sich  zum  Verkaufe  von  Grund  und 
Bixlcn  entschließen,  wollten  sie  industrielle  Unternehmungen  zur  Ansied- 
lung  veranlassen.  Wir  sind  nicht  in  der  Lage  ii\  untersuchen,  ob  diese 
Behauptung  für  Ulm  in  vollem  L^mfange  zutritit.  Doch  kann  ohne 
weiteres  zugegeben  werden,  daß  das  Fehlen  des  Bodeneigeniums  bei  der 
Aufnahme  von  Darlehen  einen  beträchtUcben  Nachteil  bedeutet.  Einen 
Attsw^  aus  diesem  Dilemma  zwischen  den  Bedürfhissen  der  Praxis  und 
der  Erkenntnis  der  Theorie  hat  die  Stadtverwaltung  darin  gesucht,  daß 
sie  in  den  Kaufverträgen  die  Spekulation  mit  dem  Grund  und  Boden 
einzuschränken  suc  l  tc  In  den  Verträgen  über  Fabrikanlagen  behält  sich 
die  Stadt  ein  Wiederkaufsrecht  zu  dem  ursprünglichen  Kaufpreise  vor. 
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wenn  der  Käufer  das  Grundstück  der  im  Vertrage  festgelegten  Zweckbe- 
stimmung (Überbauung  mit  industriellen  Anlagen  bzw.  mit  zu  diesen 
Anlagen  gehörigen  Wohnhäusern  für  die  Eigentümer  der  Anlagen,  seine 
Angehörigen  oder  Bediensteten  und  Arbeiter)  entzieht  Auch  bei  der 
Veräoäening  unbebauter  Teile  des  Grundstücks  hat  die  Stadt  dn  solches 
Wiederkauftrecht,  nur  mufi  sie  in  diesem  FaUe  den  urspräng^hen 
Kaufpreis  mit  3  Pro2.  verdösen.  Hat  sich  die  Stadt  in  diesem  Vertrage 
die  Ausnützung  der  ev.  gestie<j:enen  Grundrente  durch  Aufschlie6ung  des 
Fabrikareals  für  allgemeine  W'ohnbauten  gesichert,  so  läßt  sich  das 
gleiciic  von  dem  \'ertragsst  hema,  das  bei  dem  Verkauf  von  Orundstücken 
für  Wohnhäuser  in  Anwendung  kommt,  nicht  behaupten.  Hier  begibt 
sich  die  Stadtverwaltung  jedes  Rechtes,  sobald  das  Wohnhaus  erbaut 
ist;  und  gerade  in  diesen  Fällen  läLil  sich  der  erwälinte  Elinwand 
der  Abschreckung  von  Baulustigen  mit  viel  geringerer  Berechtigung 
erheben. 

Ein  weiterer  Abschnitt  des  Buches  stellt  die  Versuche  dar,  die  von 
der  Stadtverwaltung  gemacht  worden  sind,  um  die  durch  Aufliebtmg  der 
Rayonbeschränkungen  im  Werte  gestiegenen  Grundstücke  einer  Wert* 

zuwachssteiier  zu  unterwerfen.  Der  von  der  Staatsrcp^ierung  einp:ehrachtc 
Gesetzentwurf,  der  der  6tadt  das  Recht  zur  Krhebung  einer  solchen 
Steuer  gewähren  sollte,  ist  bis  jetzt  noch  nicht  vor  der  Kammer  der 
Abgeordneten  erledigt  worden. 

Wir  haben  im  vorstehenden  vornclnnlich  die  Leistungea  der 
Kommune^  behandelt;  m  Vervdlstäudigung  sei  darauf  hingewksen, 
dafi  das  Buch  Wagners  auch  Uber  die  Bautätigkeit  des  „Wohnungsver^ 
eins*',  einer  gemeinnützigen  Aktiengesellschaft,  sowie  der  Baugenossen- 
schaften unterrichtet,  sodat^  wir  also  ein  vollständiges  Bild  von  der 
Wohnungsbautätigkeit  erhalten,  die  nicht  von  privaten  Unternehmern 
des  Profits  wegen  tmtemommen  wird.  Alles  in  allem  ein  Bild  lebendigen 
Strebens  I  — 

Über  den  Arbeiterwohnungsbau  in  England  sind  im  Jalire  1903  bzw. 
1904  zwei  Bücher  erschienen :  ( 1 9)  W.  L  e  h  w  e  (3 ,  E  n  g  1  i  s c  h  e  A  r  b  e i  t  e r- 
wohnungen,  Berlui,  Ed,  Ernst  tmd  Sohn,  als  Sonderabdruck  aus  der  Zeit- 
schrift für  Bauwesen  und  in  viel  größerem  Umfange  (20)  W.  Thompson, 
The  Housing  Handbook,  das  im  Auftrage  des  National  Housing 
Reform  Council  abgefaßt  worden  ist.  W.  Lehweß  gibt  zwar  im  ersten  Teile 
seiner  Schrift  einen  Überblick  über  die  en^  H  l  .  c  Wohnungsgesetzgebung. 
Da  derselbe  aber  weder  vollständig  ist,  noch  eine  originale  Betrachtungs- 
oder Darstellungsweise  aufweist,  außerdem  noch  mancherlei  Irrtümer  ent- 
halt und  sehr  naive  Begriffe  von  geschi»  htlichen  ZusanunenluinL:en  ent- 
hüllt, so  wäre  er  zum  Vorteil  der  Schrill  besser  forigeblichcn.  Die 
beiden  Hauptteile  stellen  die  Tätigkeit  der  städtischen  Vergällungen 
und  gemeinnützigen  Vereine  und  Aktiengesellsdiaften  auf  Gnmd  der 
Wohnungsgesetze  dar  und  beschreiben  an  ausgewählten  Beispielen  die 
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verschiedenen  Arten  iler  Arheiterwohnun?jen.  Im  letzten  Abschnitt  wirft 
der  Verfasser  anschlicljenU  au  eine  Besclucibuni?  der  beiden  AiLciter- 
dorfer  Port  Sunlight  und  BournviUe,  in  denen  in  künstlerischer  Weiisc 
das  Ideal  der  Gaitenstadt  fUr  die  Arbeiter  zweier  Fabriken  erreicht  ist, 
einen  Ausblick  auf  die  zukünftige  Entwicklung  der  Wohnunf^verhältnisse. 
Er  ist  der  Ansicht,  daß  die  groflzttglge  Sanieningspolitik  der  engluchen 
Städte  die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit  erreicht  hal>e.  Ebensowenig 
werde  aber  die  Ansiedlung  in  Arbeiterkolonien  der  \'orstadu-  bei 
dem  stets  größer  werdenden  \Ve^  zur  Arbeitsstätte  und  dem  dadurch 
bedingten  Zeitverlust  auf  die  Dauer  möglich  sein,  da  der  Arbeitstag  des 
Arbeiters  auf  absehbare  Zeit  noch  bedeutend  laijger  bleiben  würde,  als 
der  der  hohcicn  Lrwerbsklassen.  So  bleibe  niu:  der  eine  Ausweg  mög- 
lich, die  Verlegung  der  gewerbUchen  Betriebe  auf  das  Land  und  der 
Bau  von  Arbeiterdörfem  in  Verbindung  mit  den  Fabrikanlagen.  Der 
Verfasser  glaubt,  dafi  dieser  Vorgang  auch  die  anderen  KJasen  des 
Volkes  erfassen  wird.  Dann  bleiben  die  alten  Städte  als  Mittelpunkt 
des  Handels  und  Verkehrs  große  ständige  Märkte,  wie  es  die  City  von 
London  schon  heute  ist.  mit  einer  geringen  Zahl  standiger  l^cwohner. 
Auf  dem  Lande  aber  entstehen  neben  den  Landhausansifdlun^^am  der 
wnlilhabciidtn  Klassen  tlie  weit  und  luftig  angelegten  ludustrie-Li.irien- 
siadte.  Das  sind  also  die  gleichen  Gedanken,  die  von  der  Gartenstadt- 
bewegung in  England  und  Deutschland  propagiert,  die  von  anderen 
Wohnungsreformern  unter  den  Titeln  Stadtverjüngung  oder  Dezentrali- 
sation der  Wohnbevölkerung  vertreten  werden.  ^  liegt  auf  der  Hand, 
da6  eine  derartige  grundsttir/ende  Umgestaltung  der  heutigen  Wohnver- 
hältnisse nicht  ohne  eine  begleitende  Umgestaltung  des  gesamten  Pro- 
duktions- und  Distributionsprozesses  auf  der  einen  Seite  und  der  lirüislichen 
und  sozialen  Lebensweise  der  ( lesfllsi  haft  auf  der  anderen  denkbar  ist. 
Wer  das  eine  will,  inuii  auch  das  andere  wollen  und  /.ugleieh  ul>er  beide 
Entwicklungen  im  klaren  sein.  Er  muß  auch  die  Mittel  wollen,  die 
zum  Ziele  führen,  und  das  erste  Mittel  wäre  die  Erweiterung  der  groß- 
städtischen Markungen,  wo  sie  notwendig  ist,  und  die  Konununalisierung 
des  gesamten  Bodens  auf  denselben.  Erst  dann  ist  eine  planmäßige 
Dezentralisierung  oder  Stadtveijüngung  oder  wie  man  den  Voigang  be- 
zeichnen will,  möglich. 

Das  Thomsonsrhe  Buch  ist  ein  praktisches  Kompendium  für 
jeden,  der  sich  mit  den  inglisrhcn  Wohnungsverhältnissen  und  den  Be- 
strebungen zu  ihrer  Refurui  eingehender  beschäftigen  will,  Theorien, 
ohne  die  in  Deutschland  auch  nicht  die  kleinste  Broschüre  über  die 
Wohnungsfrage  geschrieben  werden  kann,  enthält  es  nicht,  um  so  mehr 
„lacts".  Deshalb  ist  auch  eine  angemessene  Besprechung  seines  reichen 
Inhalts  in  dem  engen  Rahmen  unseres  Berichtes  ausgeschlossen.  Es  sei 
nur  darauf  hbgewiesen,  daß  das  Bucli  außer  einer  Darstellung  alles 
dessen,  was  auf  dem  großen  Gebiete  der  Wohnungsreform  m  England 
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insbesondere  von  der  Local  Aiithorities  bisher  geleistet  worden  ist, 
auch  eine  Analyse  und  einen  Abdruck  der  wichtigsten  auf  die  Hau- 
snnp  der  arbeitenden  Klassen  sich  erstreckenden  Wohnungs-  und  Ge- 
sundheitsgesetze enthält.  — 

Sehr  richtig  weist  W.  Lehwefi  in  seiner  oben  erwähnten  Sdsift 
daninf  hin,  daß  die  Logierhänser  —  common  lodginghouses,  wie  sie  in 
^igland  hdflen,  Ledigenheime,  wie  man  sie  geschmacklos  iFiardentsdit 
hat  —  in  Deutschland  fast  unbekannt  sind,  und  bedauert  es,  daß  noch 
keine  Stadt  ein  solches  Logierhaus  errichtet  hat.  Zugleich  entwickelt 
er  kurz  die  Grundsätze,  die  auch  unseres  Frachtens  Ijei  dem  Betriebe 
solcher  Häuser  mabyebend  sein  müssen.  Die  I  .Ofjierhäuser  sollen  nicht 
als  W'ohltatigkeitsanstalten  erscheinen,  die  die  Besucher  zu  Almosen- 
empfängern  heiabdrucken.  Femer  dtirfen  die  Hausordnimpen  nicht  zu 
streng  sein,  so  daß  die  Leute  vom  Besuche  abgeschreckt  werden,  noch 
dürfen  sie  dtesetben  in  politischer  oder  religiöser  Hinsicht  beeinflussen 
wollen.  &st  in  neuester  Zeit  richtet  sich  auch  in  Deutschland  und 
Osterreich  die  Aufmerksamkeit  der  Öffentlichkeit  auf  die  Errichtung 
solcher  Ledigenheime  und  ist  man  in  versdiiedenen  Siädten.  wie  Fürth, 
Essen,  Münster,  Wien  tisw.,  ihr  näher  getreten.  Mit  ihr  beschäftigt  sich 
insbesondere  aurli  der  von  uns  schon  erwähnte  Vortrag  I,.  Brentanos 
„VV  ohnungszustände  und  W o h  n u  n  g s r  e  f or m  in  München" 
sowie  (21)  der  8.  Jahresbericht  des  Kaiser  Kran?.  Joseph  1. 
J  u  b  1 1  ä  u  m  s  -  S  t  i  f  t  u  n  g  f ü  r  V  o  1  k  s  w  o  h  n  u  n  g  e  n  u  n  d  W  o  h  U  a  h  rt  s  - 
einrichtungen.  Brentano  bezeichnet  sie  in  zutreffender  Weise  als  die 
Vorbedingung  fiir  die  Durchführung  einer  energischen  Wohnungsinspdt* 
tion,  und  auch  der  erwähnte  Bericht  sieht  darin  das  wichtigste  Mittel» 
um  das  Schlafstellenwesen  in  Wien  gibt  es  ca.  75 — 80000  Bett» 
geher  —  mit  seinen  hygienischen  und  sittlichen  KOfistXnden  tu  be* 
kämpfen. 

Das  wichtige  Problem  der  Wohnungsfra^re .  inwieweit  sich  durch 
zweckmäßige  Gestaltung  des  l.oknlverkehrs  eine  energische  Dezentrali- 
sation der  Wohnbcvüikciiuig  bewirken  lasse,  hat  zum  ersten  Male  eine  aus- 
führlichere Behandlung  in  der  Schrift  von  (22)  Cl.  Heiü,  Wohnungs- 
reform und  Lokal  verkehr,  gefunden,  die  in  der  Sammlung  des 
Vereins  Reichs» Wohnungsgesetz:  Die  Wohnungsfrage  und  das  Rddi  ab 
Nr.  7  erschienen  ist  Der  Verfasser  hat  sein  Buch  in  zwei  grofle  Teile 
geteilt,  von  denen  der  eine  eine  Beschreil>ung  der  Verkehrsmittel,  der 
andere  eine  kritische  ^Vürdigung  der  bestehenden  Verhältnis  und  Ein- 
richtungen gibt.  Daran  schließt  sich  dann  zum  Abschluß  eine  kurze 
Zusanimenfassiir^  der  Aufgaben  der  Wohninigsrcform  und  eine  Aiifräh- 
lung  der  Kefornivorschlage  an.  Man  kann  füglich  im  Zweifel  sein,  ob 
diese  Scheidung  von  1  >ar>tellung  und  Kritik  zweckmäßig  gewesen  ist, 
namentlich  da  die  Scheidung  an  veischiedenen  Stellen  vom  Verfasser 
selbst  aufgegeben  wird,  und  kritische  Bemerkungen  in  dte  Darstellung 
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eingeschoben  werden*  Die  Fo^  dieser  Scheidung  ist  ein  gewisser 
Mangel  an  Zusammenhang,  eine  gewisse  Planlosigkeit,  die  den  Wert  des 
Buches  leider  beeinträchtigt.  Einige  Beispiele  mögen  den  Nachweis 
fuhren.  Heiß  hat  sich  in  zutreffender  Weise  nicht  auf  die  deutschen 
oder  kontinentalen  Zustände  beschränkt.  Er  gibt  uns  vielmehr  an  erster 
Stelle  ein  sehr  ausfuhrliclies  Bild  vou  den  Einrichtungen  des  ameiika- 
niachen  Lobtlverkehts,  von  dem,  wie  auch  von  unteren  Technikern  an- 
erkannt wird,  noch  viel  su  lernen  ist  Merkwürdigerweise  schliefit  das 
K^itel  mit  einer  Kritik  des  eoropäisdien  Strafioitnfanwesens,  wobri 
dasselbe  recht  schlecht  wegkommt.  Ohne  Widerspruch  zitiert  der  Ver- 
fiuser  einen  Angriff  H.  VeUguths  in  der  Juninummer  des  Street  Railway 
Journal  von  1902.  Unter  den  Hindernissen,  die  der  Entwicklung  des 
elektrischen  Betriebes  in  Europa  bereitet  worden  seien,  werden  nämlich 
autgefiihrt:  „Schwierigkeiten,  wie  sie  Betriebsgesellschalten  infolge  der 
Gleichgültigkeit  der  Munizipalitäten  unter  dem  Vorsvande  der  Sicher- 
heitsgewährung in  den  Weg  gelegt  werden,  und  wegen  ihrer  Politik,  für 
Konaessionen  und  Rechte  aller  Art  lächerlich  hohe  Gebühren  heraussit 
schlagen.**  -  Diese  bis  zum  Überdruß  vom  privaten  Strafienbahnuncer* 
nehmertum  wiederholten  Behauptungen  hätten  von  dem  Verfasser  mit 
aller  Scharfe  zurückgewiesen  werden  müssen,  um  so  mehr  als  et  doch 
sonst  den  Kommunalisierimgsbestrebungcn  nicht  unfreundlich  gegenüber- 
steht. Um  zu  den  Resultaten  des  Abschnittes  über  den  amerikanischen 
Lokalverkehr  zu  gelangen,  müssen  wir  einen  großen  Sprung  von  S.  33 
bis  S.  70  machen  —  dazwischen  lieirt  die  Beschreibung  der  englischen 
und  kontinentalen  Verkehrsverhältnisse  —  und  nnden  dort  einige  kurze 
Bemerkungen  Uber  den  Fttnfcentstarlf  ond  die  Umsteigebilletts.  Dana 
erfahren  wir  auf  S.  90,  daß  der  Lokalverkehr  auf  die  Entwicklung 
der  amerikanischen  Städte  einen  unmittelbaren  Einflufi  ausübt  hat,  er^ 
halten  einige  Seiten  später  einige  Daten  über  das  Wachstum  der  ameii« 
kanischen  Städte,  auf  S.  116  wieder  eine  Notiz  über  die  Senkung  der 
Cirnndrente  durch  eine  weitschauende  Verkehrspolitik  —  und  können 
nun  versuciien,  uns  aus  diesen  über  das  ganze  Buch  zerstreuten  Be- 
merkungen ein  Bild  zusammenzutlicken.  Ganz  das  gleiche  gilt  für  die 
englischen  Verhältnisse,  und  noch  krasser  für  das  deutsche  Lokal-  und 
Strafienbalmwesen.  Von  S.  55  ab,  also  im  eisten  beschreibenden  Teile, 
wird  der  Berliner  Lokalverkehr  wesentlich  im  Anschlufi  an  die  von  P. 
Voigt  gegebene  Darstellung  behaxidelt,  daran  schliefit  sich  ein  Kapitel  über 
die  Strafienbahnen.  Der  3.  kritische  Teil  beginnt  mit  einem  kurzen 
Kapitel  über  die  Straßenbahnen,  das  im  wesentlichen  darstellender  Natur 
ist.  Ihm  folgt  ein  Kapitel  über  die  Staatsbahnen  und  den  Lokalver» 
kehr,  dessen  zweiter  Abschnitt  die  Vororttarife  der  außerpreußisciien 
deutscheu  Eisenbahnen  rein  beschreibend  behandelt.  Beiläufig  sei  hier 
auf  einen  Irrtum  Heil3'  hingewiesen.  In  Baden  wird  das  Kilometerheft 
nicht,  wie  er  meint,  hauptsächlich  wohl  von  Geschäftsreisenden  benutzt 
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Es  ist  im  Gegenteil  tief  in  die  weitesten  Kreise  der  Bevölkerung  einge- 
drungen. 

Im  Mittelpunkt  der  Heißschen  Untersuchung  steht  natürlich  die 
Frage,  ob  der  Lokalverkehr  auf  die  Entwicklung  der  Städte  einen  Ein- 
fluß gehabt  und  ob  er  vor  allem  eine  Dezentralisation  des  Welmens 
bewirkt  hat.  Der  Verlasser  kummt  zu  dem  Resultat,  daü  der  Lokal- 
▼erkehr  die  Dezentralisation  der  Bevölkerung  nicht  unmittelbar  gefördert, 
/  sondern  nur  einer  weitergehenden  Zentralisation  entgegengewirkt  habe. 
Den  ersten  Teil  dieser  These  sucht  er  durch  die  Tatsache  zu  beweisen, 
dafi  ohne  Rücksicht  auf  die  Ausbildung  der  Verkehrsmittel  sadi  in  London 
das  Einfamilienhaus,  in  Berlin  und  seinen  Vororten  die  IVfietloseme  be- 
hauptet habe.  Heiß  vermischt  hier  offenbar  die  Art  des  Wohnens  mit 
der  Art  der  Ansiedlung-.  Bei  dem  Problem  der  Dezentralisation  handelt 
es  sich  aber  in  erster  Linie  um  die  Ansiedlung  der  dem  liroüstadt- 
zentrum  /ustithnendeii  Bevölkerung  nicht  in  der  (iroljstadt  selber,  sondern 
in  den  Vororicu  und  Nachbargemeindeu.  Ob  sich  in  diesen  die  groli- 
stSdtische  Axt  des  WohiMaas,  also  die  Mietkasemen,  oder  das  klebe 
Miet-  und  Einfamilienhaus  durchsetzt,  ist  erst  die  zweite  Frage.  Daß 
der  Einfluß  des  Lokalverkehrs  auf  die  Art  des  Wohnens  wenigstens  in 
den  deutschen  Großstädten  nur  ein  sehr  geringer  gewesen  ist,  räumen 
wir  ohne  weiteres  ein.  Daraus  folgt  aber  noch  nicht,  daß  der  erste 
Teil  der  Hcißschcn  These  bewiesen  ist.  Die  Ansicdlunf^  in  den  Vor- 
orten ist  doch  auch  im  Berliner  Gebiet  ni:r  durch  die  Eisenbahnen  und 
Straßenbahnen  möglich  gewesen.  Vorbedingung  fiir  den  Aufschluß  von 
Terrains  in  den  AuÜenbezirkeu  und  für  die  (iründung  von  Wohnkoionien 
ist  die  Anlage  einer  Eisenbahnhaltestelle  oder  Anschluß  an  die  Straßen- 
bahn. Es  sei  hier  ferner  auf  die  interessanten  Untersuchungen  hin» 
gewiesen,  in  denen  Großmann  (Die  kommunale  Bedeutung  des  Straßen* 
hohnwesens,  Dresden  1903}  den  dezentralisierenden  Einfluß  der  Dresdener 
Straßenbahnen  auf  die  Dresdener  SiedlungsverhlQtnisse  nachweist.  Ob 
sich  diese  dezentralisierende  Bewegung  so  vollzieht,  daß  sich  die  ein- 
wandernde  Bevölkerung  in  den  alten  Stadtvierteln  des  Zentrums  nieder- 
läßt und  die  dort  ansässige  in  die  Außenbezirke  verdrängt,  oder  ob  sie 
gleich  in  diese  einwandert,  ist  hierbei  nebensächlich.  Das  kann  ferner 
Hciu  unbedenkhch  zugegeben  werden,  daß  durch  zweckmäßigere 
Anordnungen  die  dezentralisierende  Wirkung  des  Lokalverkehrs  nodi 
in  ganz  anderer  Weise  au^elöst  werden  könnte^  als  bisher.  Die  hohen 
Tarife  der  Eisenbahnen  für  größere  Entfernungen  des  Nahverkehrs^  der 
mangelhafte  Ausbau  des  ^senbahnnetzes  im  Umkreis  der  Groflflfidte^ 
das  Fehlen  des  Schnellverkehrs  im  Nahverkehr,  die  ungesdückten  Fahi^ 
Zeiten  des  Vorortverkehrs,  die  durch  die  Zugfolge  des  Femverkehrs  be- 
dingt sind,  alle  diese  Umstände  tragen  daran  ihr  Teil  Scinild  ><«  wird  die 
Vorbedingung  der  Dezentralisation,  daß  die  Mietpreise  der  \  orone  plus 
Fahrgeld  niedriger  sind,  als  die  Wohnungen  im  lauem  des  Grot;^tadt- 
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MDtniins»  auch  deshalb  nicht  erflUlt,  wdl  der  eine  Faktor,  das  Fahrgeld, 
zu  hoch  ist.  Widmen  wir  zum  Schluß  den  Reformvorschlägen  des  Ver> 
fiusers  noch  einige  Worte.  Im  Anschluß  an  Dr.  A.  Mülbergcr  fordert 
er  die  Scheidung  von  Nah-  und  Fernverkehr  und  die  versrlijodene  Be- 
handlung der  beiden,  Verbillif^ung  der  Kisenbalintarife,  Eiui'uiirung  der 
ümsteigebilletts  bei  den  Strai'enbalmen,  Ausgestaltung  des  Nah-Schnell- 
verkehrs,  da  es  darauf  ankommt,  die  stets  großer  werdenden  Entfer- 
nungen des  Vorortsverkebrs  in  kürzester  Zeit  zurückzulegen,  und  damit 
es  mdglich  würde,  die  entfernteren  Vorortbeztrke  m  besiedehi,  und 
schließlich  zweckmäßige  Anordnung  der  Fahrpläne  besonders  mit  Rück* 
sieht  auf  die  Bedürfnisse  der  arbeitenden  Bevölkerung.  Hand  in  Hand 
damit  11  ci:i<  weitschauende  Bodenpolitik  des  Staates  imd  der  Ge- 
meinden gehen.  Es  sind  das  alles  Forderungen,  die  heutzutage  nichts 
Neues  mehr  bedeuten,  deren  Durchführung  aber  an  der  Trägheit  und 
Herrschsucht  der  staatlichen  Bureaukratie,  soweit  der  Staat,  an  dem  Wider- 
stand der  Haus-  und  Grundbesit/.erklasse,  soweit  die  (lenieinden  in  Frage 
kommen,  stets  gescheitert  ist.  Das  ist  aucli  Heiß  nicht  unbekannt,  weist 
er  dodi  selbst  auf  diese  Widerstände  hin.  Trotzdem  beläßt  er  das  ganze 
Eisenbahnwesen  in  den  Händen  der  Staatsbureaukratie  und  glaubt  durch 
die  Aufstellung  von  besonderen  Beamten  für  die  Leitung  der  neu  zu 
schaffenden  Nahverkehrs-Zonen  und  die  Einrichtung  von  Lokalverkehrs* 
heiraten  sein  Ziel  zu  erreichen.  In  größeren  Städten  sollen  Lokalver- 
treter- und  Stadterweiterungskommissionen  gebildet  werden.  Ja,  wenn 
es  mit  der  Einsetzung  von  Kommissionen  getan  wäre!  Die  meisten 
unserer  So^ialreformer  haben  einen  wunderbaren  (Uauben  an  die  Allmacht 
staatlicher  Verwaltungslätigkeit  und  Gesetzgebung.  Als  ob  man  die 
Wohnsitten  eines  Volkes,  den  gesamten  i^roduktions-  und  Distributions- 
mechanismqs  einer  GeseOschaft  mit  ihnen  fimdamental  umgestalten  könnte. 
Darauf  laufen  aber  die  Vorschläge  der  Stadtverjüngung,  der  gartenmäßigen 
Ansiedlung  usw.  hinaus.  Aufs  engste  mit  diner  Überschätzung  verbindet 
sch  femer  bei  ihnen  das  Mißtrauen  gegen  die  selbstverwaltende  Demo- 
kratie. Solange  es  aber  nicht  gelingt,  deren  Kraft  in  Bewegung  zu  setzen, 
nachdem  man  ilir  die  heute  überall  versperrte  Bahn  frei  gemacht  hat, 
solange  nicht  das  Fühlen  und  das  Erkennen  des  Bedürfnisses  das  freie 
Handeln  der  Volksmassen  auslöst,  wird  auch  die  Wohnungsretorm  sich 
in  dem  engen  Rahmen  erfolglos  abmühen,  in  den  sie  seit  Jahrzehnten 
gezwängt  ist. 
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Preisausschreiben  der  Dr.  Rudolf  Schletdea-Stütung. 

Die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  1- reiburg:  i.  B. 
setzt  in  Gemadheit  der  bei  ihr  bestehenden  Dr.  Rudolf  Schleiden- 
Stiftung  einen  Preis  von 

Eintausend  Mark 

für  die  beste  Arbeit  über  folgendes  Thema  fest: 

„Die  Zunftgeschichte  Freiburgs  i.  B." 

Genauere  Angaben  über  das  Thema  und  über  die  Bedingungoi 
der  Preisbewerbung  können  von  dem  Sekretariat  der  Universität 
bezogen  werden. 

Freiburg  i.  B.,  den  i.  August  1904. 

Der  Dekan:  gez.  Rostn. 
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